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VorAAort. 

An  Büchern  über  die  kaufmännische  Bilanz  ist  schon  seit  langem 
kein  Mangel  mehr.  Dagegen  fehlte  es  bisher  an  einer  geschlossenen 
Darstellung  der  kaufmännischen  Erfolgs-Rechnung;  jener  Rechnung, 
deren  Ergebnisse  dem  Kaufmann  naturgemäß  besonders  am  Herzen 
liegen. 

Aufgabe  des  vorliegenden  Werks  ist  nun,  die  Lehre  von  der 
kaufmännischen  Erfolgs-Rechnung  in  einer  den  praktischen  und  wissen- 
schaftlichen Interessen  zugleich  dienenden  Form  darzubieten.  Dem 
Buch  kommen  zugute  Erfahrungen  aus  fünfzehnjähriger  kaufmänni- 
scher Tätigkeit,  deren  größere  Hälfte  auf  eine  selbständige  Revisions- 
und Sachverständigen-Praxis  entfällt. 

Schon  vor  Jahren  habe  ich  (im  Anschluß  an  die  im  Auftrag 
der  Handelskammer  zu  Magdeburg  von  mir  gehaltenen  fachwissen- 
schaftlichen Vorträge)  mit  dem  Aufbau  dieser  Arbeit  begonnen;  in- 
folge starker  beruflicher  Inanspruchnahme  konnte  ich  sie  jedoch  erst 
jetzt  zu  Ende  führen. 

Die  Gliederung  des  Stoffs  in  vier  Kapitel  ist  in  der  Einleitung 
begründet  worden.  An  dieser  Stelle  sei  mir  gestattet,  über  die  Art 
der  Bearbeitung  das  Folgende  zu  sagen: 

Das  erste  Kapitel  über  die  Erfolgs-Kontierung  ist,  wie  schon 
die  Bezeichnung  erkennen  läßt,  vorwiegend  buchhaltungs-  und  bilanz- 
technischen, hin  und  wieder  auch  rechtlichen  Inhalts.  Behandelt  sind 
die  bei  der  Kontierung  der  Erfolgsposten  vorkommenden  Fälle,  so- 
weit deren  Besprechung  an  geeigneten  Stellen  der  anderen  Kapitel 
nicht  ratsamer  erschienen  ist.  Wo  es  darauf  ankommt,  sind  durch 
die  Größe  der  Unternehmungen  bedingte  Verschiedenheiten  hervor- 
gehoben worden.  Bei  allen  buchhalterischen  Erörterungen  habe  ich 
mich  von  zwiefachem  Ziel  leiten  lassen:  wo  irgend  angängig,  zu 
buchhalterischem  Denken  anzuregen  und  (wie  auch  sonst  in  dem  Buch) 
den  Stoff  nach  streng  systematischen  Gesichtspunkten  zu  entwickeln. 
Ein  gewisser  Grad  buchhalterischen  Wissens  muß  für  das  allseitige 
Verständnis  vorausgesetzt  werden. 

Im  zweiten  Kapitel  ist  der  Umsatz  als  Erfolgsfaktor,  also  in 
des  Wortes  kaufmännischer  Bedeutung,  und  nach  so  verschiedenen 
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1\'  Vorwort. 

Richtungen  wolil  zum  erstenmal  gewürdigt  \\orden.  Die  Darstellung 
ist  teils  buchhaltungstechnischer,  teils  allgemein  wirtschaftswissen- 
schaftlicher, teils  rechtlicher  Natur.  Berücksichtigt  sind  die  Ver- 
hältnisse bei  Handels-  und  Bank-Unternehmungen;  und  zwar  sowohl 
in  liezug  auf  den  Klein-,  wie  auch   auf  den  Großbetrieb. 

CJegenstand  des  dritten  Kapitels  ist  die  Lehre  von  der  Be- 
wert ung  der  Vermögens-Gegenstände.  Im  Einklang  mit  dem  Thema 
des  vorliegenden  Buchs  wird  die  bilanzielle  Bewertung  hier  bewußt 
und  fast  ausschließlich  besprochen  unter  dem  für  die  Praxis  der  Bilan- 
zierung regelmäßig  maßgebenden  Gesichtspunkt  der  bilanzmäßigen 
Erfolgs-Ermittlung.  Wie  im  Wesen  der  Bewertungslehre  liegt,  können 
lulanzrechtliche  Erörterungen  dabei  nicht  umgangen  werden.  Immer- 
hin glaube  ich,  betonen  zu  sollen,  daß  ich  auch  in  diesem  Kapitel 
auf  die  handelstechnische  (insbesondere  auf  die  buchhaltunge-  und 
bilanztechnische,  daneben  aber  auch  auf  die  rechnerische)  Seite  be- 
sondern Wert  gelegt  habe. 

Überwiegend  rechtlicher  Natur  sind,  ja.  müssen  ihrer  Aufgabe 
nach  sein  die  Ausführungen  über  die  Erfolgs-Verteilung  im  vierten 
Kapitel.  Soweit  es  möglich  war,  sind  die  Dinge  aber  auch  hierbei 
vom  handelstechnischen  Standpunkt  aus  beleuchtet.  Wie  im  dritten 
Kapitel,  ist  die  Bearbeitung  des  Stoffs  auch  im  vierten  auf  sämtliche 
"Gesellschaftsformen  einschließlich  der  eingetragenen  Genossenschaften 
bezogen  worden. 

Nach  allem  zeigt  sich,  daß  die  mit  diesem  Buch  dargestellte 
Lehre  von  der  kaufmännischen  Erfolgs-Rechnung  eine  in  erster  Linie 
handelstechnische  und  zwar  vornehmlich  betriebstechnische  Arbeit 
ist.  Daß  die  Handelstechnik  jedoch  in  gewissem,  als  notwendig 
erkannten  Umfang  der  Ergänzung  nach  der  juristischen  Seite  hin 
bedurfte,  ist  in  der  Natur  des  Themas  begründet.  Die  als  weitere  Er- 
gänzung an  den  einschlägigen  Stellen  mitgeteilten  zahlreichen  Gerichts- 
Entscheidungen   werden   besonders   den   Praktikern  willkommen  sein. 

Der  Firma  Julius  Springer  danke  ich  für  das  dem  Verlag  meiner 
Arbeit  entgegengebrachte  Interesse  und  wünsche,  daß  dem  Buch  be- 
schieden sei.  Vielen  Anregung   und   praktischen   Nutzen    zu  bringen. 

Kalkberge  (Mark),  im  Juli   1914. 

Der  Verfasser. 
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sierte  Tauschwert-Änderungen  der  Betriebs-Gegenstände.  Verschie-  "^«'ite 
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Entscheidung  über  den  Marktpreis.  Anschaffungs-Kosten.  Bilanziell 
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D.  Empfiehll  es  sich,  §  2ftl  mit  §  40  zu  versehnielzen?    .    .      21«— 220 
Notwendigkeit    der  Sondervorschriften  des  5;  261  ZitV.  1  und  2  nur 

für  A.G.  und  K.A.G.  Interesse  an  freier  Bilanzierung.  Keine  Ver- 
schmelzung beider  Paragraphen. 

E.  Anwendunifs-Gebiete  der  §§  40  und  261  H.G.B 220     222 

Einzelkaufleute  und  Personal-Gesellschaften.  A.G.  und  K.A.G. 
G.m.b.H.  Eingetragene  (ieno.ssen.schaften.  §  261  für  Genos.senschaften. 
Entscheidungen  darütx-r.      Wün.'^chpiiswcrte   Ergüiizuiig    des  (!eii.-(Jes. 

F.  Stetigkeit  des  Wertansatzes  (Bilanz-Kontinuität)      .    .    .    222 — 226 
firößerc  Bedeutung  für  Betriebs-Gegenstände.     Keine  Kontinuität 
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l)ungen    auf    Betriehs-Uegenstände.       Bilanz-Kontinuität    als    Gesetz-         '^eite 
Widrigkeit.      Erwälmung    von   Reaktivicrungen   im  Geschäfts-Bericht. 
Reichsgerichts-Entscheidung  darüber.     Steuer-Entscheidungen. 

II.  Der  Wertansatz  im  einzelnen. 

Gliederung  der  Vermögens-Gegenstände 226 — 227 

A.  Tauschgüter. 
I.  Betriebsmittel. 

a)  Geld  und  Geldsurrogate: 

a)  1.  Bargeld 227—22!) 

Deutsches  Geld.  Ausländische  Gelder  und  Coupons.  Deutsche 
Coupons.  Kassebons.  Transitorische  Marken-Bilanzierung.  Einliefe- 
rungsscheine. Schecks  in  Markwährung.  Giro-  und  Postscheck-Gut- 
haben. Schecks  in  fremder  Währung.  Kassebestand-Kontrolle.  Kasse- 
Revisionsbücher. 

a)  2.  Kredit-Papiere 229 

Teils  unter  „Bargeld",  teils  unter  „Veräußerungs-Gegenstände" 
besprochen. 

b)  Forderungen  und  Schulden: 

b)  1.  Debitoren 229—238 

§  40  Abs.  3  H.G.B.  überflüs.sig.      Wert  ist  Buchwert.      Bewertung 

nur  bei  Zweifelhaftigkeit.  Gründe  für  Zweifelhaftigkeit.  Gründe  für 
Uneinbringlichkeit.  Durch  Sicherheiten  gedeckte  Forderungen.  Pfand- 
verbindlichkeits-Konten.  Forderungen  in  fremder  Währung.  Zinsen 
und  Provisionen.  Betagte  Forderungen.  Forderungs-Diskont.  Hypo- 
theken. Damno.  Dessen  Verteilung.  Geschuldete  Hypothekenzinsen 
als  Hypotheken-Zuwachs.  Agio.  Dessen  Verteilung.  Disagio.  Be- 
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Engajiements    mit    vorweg    nicht    berechenbaren    Erfolfren.      Durch  Seite 
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a)   Imgroßenundganzen      823 

Mannigfaltigkeit  der  Abschreil)ung8-Faktoren.  Wichtigkeit  für 
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Grundlegendes.  Reine  Abschreibung  und  Zinsenzuschläge.  Rech- 
nerische Konsequenzen.  Vorteil  der  Verzinsungs-Methode.  Gegen- 
gründe und  Nachteile. 

5.  Kontinuität  der  Abschreibungen 335 

Bei  direkter  Bewertung  unter  I.  F.  besprochen. 

B.  Bemessungs-Grundlagen. 

Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten   als  Ausgangsj)unkt.    Ab-    335 — 337 
Schreibungen  für  das  Anschaffungsjahr.     Steuer-Entscheidung  darüber. 
Arten  der  Bemessungs-Grundlagen. 

1.  Konstante  Abschreibungen 337 — 339 

Formeln  für  Quoten  und  jeweilige  Restwerte.  Vorteil  konstanter 
Abschreibungen.  Überbewertung  der  Zugänge.  Angebliche  Mängel 
konstanter  Abschreibungen. 

2.  Degressive  Abschreibungen 339—346 

Wesen  degressiver  Abschreibungen.  Folgen  abnehmender  Quoten. 
Deshalb  Notwendigkeit  höherer  Prozentsätze.  Formeln  für  Prozent- 
sätze konstanter  und  degressiver  Abschreibungen.  Tabellarische 
Übersicht  über  die  Entwicklung  konstanter  und  degressiver  Quoten. 
Gefahren  degressiver  Ab.'^chreibungen  mit  zu  niedrigen  Sätzen  der 
konstanten   Methode.       Degressive  Abschreibungen   mit   hinreichend 


\\]  Inhaltsverzeichnis. 

erhöhten  Sätzen.  Deren  stariv  abneiimende  Bela.stun<i  der  Nutzungs-  Seite 
jalire.  Der  darin  lie<rende  Widers])riich.  Stille  Reserven  als  Folgen 
der  erhöhten  Sätze.  Nutzanwendung'  daraus.  Verzin.'^ung  als  Kom- 
pensation der  Qnoten-Abinvhine.  Xachteiliper  KinHuß  des  Restwerts 
auf  den  depressiven  Ab.schreibunpssatz.  Reispiele  dafür.  Wesen 
und  Nutzen  der  Alischreibungs-Tahellen.  Notwendigkeit  vertrag- 
licher   Bestimmungen    über   anzuwendende   Abschreibungs-Methoden. 

.<.  Abf^ihreibiiiigen  nat-h  Maßgabe  der  betrieblichen  Ausnutzung    346—849 

Voraussetzungen  für  Anwendl)arkeit  dieser  Methode.  Unterschiede 
im  Vergleich  zu  prozentualen  Abschreibungen.  Quantitative  und 
zeitliche  Bemessung  der  Ausnutzungs-Quoten.  Zahlenmäßige  Bei- 
spiele für  derartige  Bemessungen.  Vorteile  und  Bedingtheiten  der 
Abschreibungen  nach  Maßgabe  der  Ausnutzung.  Deren  Anwendunga- 
Gebiet. 

4.  Abschreibungen   nach  Maßgabe   des  Gewinns    der  Unter- 
nehmung     849—352 

Abschreibungen  „aus"  dem  Gewinn.  Wirtschaftliche  und  bilanz- 
rechtliche Unhalt barkeit  dieser  Gewohnheit.  Bezügliche  Steuer-Ent- 
scheidungen Abschreibungen  „nach  Maßgabe"  des  Gewinns.  Deren 
Anfechtbarkeit  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt.  Elienso  vom 
handeis-  und  steuerrechtlichen  Standpunkt.  Stille  Reserven  nach 
Maßgabe  des  Gewinns. 

ö.  Abschreibungen  nach  Maßgabe  der  Rentabilität  des  Be- 
triebs-Gegenstands  35'2 — 354 

Deren  Objekte.  V^oraussetzungen  dieser  Methode.  Unterbewer- 
tungen als  Folge  dieser  Methode.     Steuerliche  Unzulässigkeit. 


Verschiedene  Abschreibungs-Methoden  innerhalb  derselben  Unter-    354 — 355 
nehmung.    Prinzipienloses  Abschreiben.    Abrundung  der  Quoten. 

C.  Zugang  und  Abgang 355—360 

Betriebs-Erweiterungen  als  Zugangs-Posten.  Ersatz  als  Zugangs- 
Posten.  Dabei  vorkommende  Fälle.  Ul)erbewertungen  durch  zu  Un- 
recht offen  bleibende  Bestwerte.  Instandlialtuiigs-Kosten  als  Zugangs- 
Posten.  Ursachen  der  Abgangs-Posten.  Verschleierte  Abgangs-Posten. 
Bilanzmäßiger  Normal-Ausweis  von  Zugang,  Abgang  und  Abschrei- 
bung.    Abweichende  Darstellungsarten. 

D.  Bilanztechnische  Darstelhing  der  Abschreibungen. 

Zwei  Hauptarten 360 

1 .  Unmittelbare  Wertabzüge  auf  der  Aktiva-Seite    .    .    360—362 
Nur  Nettowert-Ausweis  in  der  Bilanz.     Individuelle  oder  summa- 
rische Darstellung  im  Erfolgs-Ausweis.     Summarische  Darstellung  in 
der  Bilanz.     Normal-Ausweis  in  der  Bilanz.     Vorteile  dieser  Auswei.s- 
Methode.     Normal-Ausweis  in  tabellarischer  Anordnung.     Auf.schluß- 
reichste  Ausweis-Methode. 

2.  Mittelbare  Wertabzüge  auf  der  Passiva-Seite  .    .    .    362—369 
Bezügliche  Gesetzes-Bestimmungen.    Deren  irritierende  Ausdrucks- 
weise.     Aktiv-Charakter  des   Erneuerungsfonds.      Erneuerungs--  und 
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Erneuerungsreserve- Konto.  Verwandtschaft  der  Erneuerungs-  mit  Seite 
den  Delkredere- Konten.  (lesetzlicho  Erneuerungs -Konten  nur  Ab- 
nutzungs-Äquivalente. Unhaltbarkeit  dieser  Beschränkung.  Prakti- 
sche Ausgestaltung  der  Erneuerungs- Konten.  Bildung  und  Verwen- 
dung der  Erneucrungs-Konten.  Überbewertung  durch  falsche  Ver- 
wendung des  Erneuerungs-Kontos.  Dessen  V^erwcndung  nur  bei  Er- 
satz-Anschaffungen. Verfehlte  Verwendung  bei  Ergänzungen  und 
Erweiterungen.  Auflösung  von  Erneuerungs-Konten.  \'erschiedene 
Stellung  der  Erneuerungs-Konten  zur  Bilanz-Klarheit.  Individuelle 
Erneuerungs-Konten  —  ein  gesetzliches  Erforderni.*-'.  Verschiedene  Be- 
nennung der  Erneuerungs-Konten.  Steuer-Entscheidungen  über  „Er- 
neuerungsfonds". 

IV.  Abschreibungen  auf  Immaterialgüter. 

A.  Bei  gesetzlich  begrenztem  ZeUablaiif 369 — 370 

Gründe    für    schnelles   Abschreiben   von   Patent-  und  Gebrauchs- 
rausterrechten.    Abschreibungen  auf  Verlagsrechte. 

B.  Bei  vertraglich  begrenztem  oder  unbegrenztem  Zeitablauf     .    371—373 
Kein  Abschreiben  originär  entstandener  Geschäftswerte.  Abschrei- 
bungen auf  derivativ  erworbene  Geschäftswerte.    Reichsgerichts-  und 
Oberverwaltungsgerichts-Entscheidungen  darüber. 


IV.  Kapitel. 

Erfolgs -Verteilung. 

A.  Gewinn-Beteiligung  des  Commis  Interesse. 

Nur  Provisions- Anteil  gesetzlich  geregelt.  Gerichts-Entscheidung  374 — 378 
über  Unterschied  zwischen  Provision  und  Tantieme.  Die  Recht- 
sprechung als  commis -Tantiemerecht.  Tantieme  als  alleiniges  oder 
als  Neben-Einkommen.  Tantieme  als  Gläubiger- Anspruch  in  gesell- 
schaftlicher Form.  Vereinbarungen  über  Anteil  an  irregulären  Er- 
folgen. Ausschluß  des  commis  interesse  von  der  Geschäftsführung. 
Bilanzmäßiger  Jahresgewinn  als  Grundlage  für  die  Tantieme-Berech- 
nung auch  bei  Eintritt  oder  Ausscheiden  während  des  Bilanzjahrs. 
Tantieme -Entschädigung  bei  vorzeitigem  Geschäfts-Verkauf,  aber 
kein  Anteil  an  dem  dabei  erzielten  Gewinn.  Keine  Tantieme  von 
nicht  ausgeführten,  durch  den  commis  interesse  vermittelten  Ge- 
schäften. Folge  vorbehaltloser  Tantieme -Annahme.  Tantieme- 
Verjährung. 

Gerichts-Entscheidungen  über  den  commis  interesse    .    .    .    378—381 
Recht   auf  Tantieme  nach  deren  wiederholter  Gewährung.     Tan- 
tieme pro  rata  temporis.     Umfang  der  Freiheit  des  Prinzipals  in  der 
Bilanzierung  und  Geschäftsführung.     Bilanz-Kontrollrecht  des  commis 
interesse.     Dessen  Bilanz-Anfechtungsrecht. 

B.  Erfolgs-Beteiligung  des  stillen  Gesellschafters   .   .    381—394 

Unterschiede  zwischen  Darlehn  und  stiller  Beteiligung.  Gerichts- 
Entscheidungen  darüber.  Die  Erfolgs-Beteiligung  des  Stillen  be- 
treffende Gesetzes -Vorschriften.  Arten  -der  Beteiligung.  Frist  für 
die    Erfolgs -Feststellung    und    bezügliche    Klagerechte    des    Stillen. 

Müller-Kalkberge,  Erfolgsrechnung.  II 
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Ciewinn-Auszalihm^  und  nicht  ausgezahlte  tJewinn-Anteile.  Beispiel  Seite 
für  verschiedene  Stellung  und  \'er\vertung  nieht  ausgezahlter  Ciewinn- 
Anteile.  Gewinn-Berechnung  für  stille  lieteiligungcn  bei  Personal- 
( Gesellschaften.  Vereinbarungen  über  Entnalunon.  Ebenso  über  Ge- 
halts-Vergütung.  Variationen  der  Verlust-Beteiligung.  Notwendig- 
keit vertraglicher  Bestimmungen  für  den  P^all  die  Einlage  über- 
steigender Wrluste.  Pflicht  zur  Herausgabe  zu  hoher  (Gewinn-Anteile. 
Reichsgerichts- Entscheidung  darüber.  Reguläre  Kontrollrechte  des 
Stillen.  Deren  vertragliche  Erweiterung.  Gesetzliche  Erweiterung 
bei  wichtigen  Gründen.  Kontrollrechte  des  Stillen  auch  bei  dessen 
vertragswidrigem  Verhalten.  Vertragliche  Einschränkung  der  Kon- 
trollrechte. Anspruch  des  Stillen  auf  ordnungsmäßige  Buchführung. 
Stille  bei  minderkaufmännischen  Unternehmungen.  Reichsgerichts- 
Entscheidungcn  darüber.  Buchführungs-Ansjiruch  bei  solcher  Beteili- 
gung. (ierichts-Entscheidungen  über  Kontrollrechte  des  Stillen.  Reichs- 
gerichts-Entscheidungen über  wucherische  Beteiligungen  des  Stillen. 
Gerichts-Entscheidung  über  Behandlung  vom  Stillen  nicht  erhobener 
Gewinn-Auteile  im  Konkurs.  Kammergerichts-Entscheidung  über 
Ausschluß  des  Stillen  von  der  Beteiligung  am  Erlös  aus  dem  Ge- 
schäfts-Verkauf. Entscheidungen  über  steuerliche  Behandlung  des 
Stillen. 

C.  Erfolffs-Verteilunff  bei  der  Offenen  Handels-Gesellschaft    894—409 

Gesetzliche  Vorschriften.  Selbstverständlicher  Inhalt  des  §  120 
H.G.B.  Arten  der  Anteile -Verzinsung.  Nutzen  und  Schaden  bei 
fester  Vorwegverzinsung  im  Verlustfall  und  bei  Verlust -Verteilung 
nach  Köpfen.  Verlust -Verteilung  nach  Maßgabe  der  Kapital-Anteile 
im  Vergleich  zur  Verlust -Verteilung  nach  Köpfen.  Derselbe  Vergleich 
in  bezug  auf  die  Gewinn -Verteilung.  Vertragliche  Verteilungs-Modi. 
Sondervergütungen.  Sonst  mögliche  Verteilungs-Maßstäbe.  Ver- 
zinsuugs-Möglichkeiten.  Abschrcibung-shöhe.  Verteilungs-Vorschriften 
des  B.G.B.  Einlagen.  Entnahmen.  (Jrcnzcn  des  Entnahmerechts. 
Der  Vorjahrs-Anteil  als  P^ntnahme-Grundlage.  Zeitliche  Begrenzung 
des  Entnahmerechts.  Kapital-Entnahmen  und  Darlehen.  (iewinn- 
reste.  Nicht  erhobene  Gewinnreste  mit  Darlehnscharakter.  Anspruch 
auf  Gewinnrest-Auszahlung.  Einschränkung  des  Anspruchs.  Ver- 
tragliche Vereinbarungen  über  Entnahmen  und  Gewinnreste.  Wesen 
und  Bedeutung  der  Kapital-Salden.  Beispiel  für  Gewinn -Verteilung. 
Beispiel  für  Verlust -Verteilung.  Entscheidungen  über  Abtretung  der 
Ansprüche  auf  Gewinn-Anteile. 

D.  Erfolgs-VerteiluDg  bei  der  Konimandit-Gesellschaft  .    409—416 

Gesetzliche  Vorschriften.  Vergleich  mit  der  Off.  Hges.  und  der 
stillen  Gesellschaft.  Maximal-Charakter  der  Kommanditisten-Ein- 
lage. Vertragliche  Ausschaltung  des  Maximal-Charakters.  Gesetz- 
liche Begrenzung  der  Verlust -Beteiligung  des  Kommanditisten. 
Kapital -Verzinsung.  Verteilung.s-Maßstab  für  (iewinnreste.  Kapital- 
Entnahmerecht  als  Vorzug  der  Komplementare.  Begrenzter  Aus- 
zahlungs-Anspruch des  Kommanditisten.  BarauszahlungspHicht  der 
Gesellschaft.  Vertragliche  Erweiterung  der  Auszahlungs-Ansprüche 
des  Kommanditisten.  Ursachen  für  Rückzahlung  bezogener  Gewinne. 
Vertailungs-Beispiel.     Kontrollrechte  des  Kommanditisten. 
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E.  Gewinn- Verteiluiift-  bei  der  Aktien-Gesellschaft. 

Vergleich    der  Gewinn-   mit   der  Verlust -Verteilung   bei   der  A.G.    417 — 424 
Disposition.      Inhalt   des  Begriffs  „Gewinn -Verteilung"   bei   der  A.G. 
Gewinn  und  Verlust  als  besondere  Bilanzzahlen.     Verstöße  dagegen. 
Unzureichende  Formulierung  von  §  261  Ziff.  6  H.G.B.     Beispiele  da- 
für.    Vorschlag  zur  Änderung  von  §  261  Ziff.  6  H.G.B. 

I.  Reseryen. 

Wesen  und  Aufgabe  der  echten  Reserve-Kont«n.     Offene  und  ver-    424 — 426 
steckte  oder  stille  echte  Reserven.      Buchmäßig  offene,    bilanzmäßig 
versteckte  echte   Reserven.       Offen   bilanzierte   Reserven    nicht    un- 
bedingter Soliditäts-Beweis. 

Gesetzliche  Reserven 426 — 435 

Gesetzlich  beschränkte  Verwendbarkeit  der  Zwangsreserve.  Der 
Reingewinn-Begriff  in  bezug  auf  die  Reserve-Dotierung.  Insbesondere 
die  Behandlung  des  Gewinn -Vortrags.  Gesetzlich  und  statutarisch 
bestimmter  Umfang  der  Dotierung.  Das  Emissions-Agio  als  Dotie- 
rungs-Faktor. Obligatorische  Verwendung  der  Zwangsreserve.  Deren 
Bedeutung  für  die  Aktionäre.  Pflicht  zum  öffentlichen  Verwendungs- 
Ausweis.  Unstatthafte  Herabsetzung  des  Zwangsreserve -Kontos. 
Statthafte  derartige  Herabsetzungen.  Umgehung  der  Dotierungs- 
pflicht durch  Bildung  stiller  Reserven.  Reserve-Fonds  und  Reserve- 
Konto.  ..Angelegte"  Reserven.  Schädigungen  durch  „Anlage"  der 
Reserven.  Mißbrauch  mit  dem  Begriff'  „Anlage  des  Reservefonds". 
Unabhängigkeit  der  Reservehöhe  von  der  Anlagehöhe.  Voraus- 
setzungen für  die  Übereinstimmung  zwischen  Reservehöhe  und  Kurs- 
wert der  Deckungs-Effekten.  Entscheidungen:  Entschädigungs-Re- 
serve ist  als  unechte  Reserve  nicht  steuerpflichtig.  Umwandlung 
der  Zwangsreserve  in  Aktien-Kapital  ist  statthaft.  Aus  Dividenden- 
Garantien  stammende  Beträge  sind  nicht  reservepflichtig. 

Freiwillige  Reserven 435 — 444 

Deren  Wesen.  Verwendbarkeit  freiwilliger  Reserven.  Vergleich 
zwischen  den  auf  Zwangsreserve-Konten  und  den  auf  selbständigen 
Konten  verbuchten  freiwilligen  Reserven.  Reklamewert  selbständiger 
freiwilliger  Reserve-Konten.  Gliederung  der  freiwilligen  Reserve- 
Konten:  I.  Allgemein  verwendbare.  II.  Bestimmten  Verwendungs- 
zwecken vorbehaltene:  Assekuranz-Konto.  Delkrederereserve-Konto. 
Erneuerungsreserve  -  Konto.  Kursverlust  -  (Effektenverlust  -  )Reserve- 
konto.  Baufonds,  Betriebsfonds,  Erweiterungsfonds,  Neubau-Reserve 
oder  ähnlich  heißende  Konten.  Talonsteuer-Reserve,  Wehrbeitrag- 
Rücklage  oder  dgl.  Aktien-Tilgungsfonds,  Obligationen-Tilgungsfonds, 
Amortisationsfonds  usw.  (Auch  nach  erfolgter  Amortisation  fort- 
dauernder Reservecharakter.  Verschiedene  Beurteilung  dieser  Frage.) 
Dispositionsfonds,  Gratifikationsfonds,  Unterstützungsfonds,  Pensions- 
fonds und  sonstige  Wohlfalirtsfonds.  (Arten  von  Wolilfahrtsfonds 
und  deren  verschiedene  Rechtsstellung.  Steuerliche  Abzugsfähigkeit 
der  Zuwendungen  an  Wohlfahrtsfonds.  Verschiedene  Bedeutung  des 
Dispositionsfonds-Kontos.)  Dividenden-Ejgänzungsfonds,  Dividenden- 
Reserve  oder  dgl.     Wesen  und  Arten  des  Gewinn -Vortrags.     Gerichts- 

II* 
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und  Steuer-Entscheidunpen  über  den  (iewinn-X'ortrap.  Steuer-Knt-  •"^•''•e 
seheidunp  über  Aufreelinung  des  \'erhist -\'ortrags.  Anordnung  und 
Dotierung  freiwilliger  Reserve-Konten  betreffende  Rechtsverhältnisse. 
Wrniischung  freiwilliger  Reserven  mit  passiven  Wertkorrekturen: 
Pro7A>ßko.>itcn-Reservekonto;  Reservekonto  für  das  Vorjahr  betreffende 
Ausgaben;    Konjunktur  Heservekontu  u.  a.  m. 

II.  Tantieinpn 444—464 

Gesetzliche  Vorschriften.  i'l>ertlü.ssige  Erwähnung  der  Abschrei- 
bungen. Der  Rücklage- Begriff.  Tantienicpflichtige  Pcstenarten. 
N'erschiedene  Behandlung  der  Gewinn-  und  Verlust -Vorträge.  Vor- 
züge und  Nachteile  der  verschiedenen  Auffassungen.  Tantieme- 
Berechnung  l)ei  Tantiemepflichtigkeit  dts  neuen  Gewinn -N'ortrag.'^. 
Verschiedene  Lösungen  der  bei  tantiemefreier  Behandlung  des  neuen 
Gewinn -Vortrags  entstehenden  rechnerischen  Schwierigkeiten.  Tan- 
tiemepflichtigkeit der  Vorstands-Tantieme  für  die  Aufsichtsrats-Tan- 
tieme.  Keine  Kürzung  der  Vorstands-Tantieme  um  den  Anteil  am 
eigenen  Betrag.  Reichsgerichts-Entscheidung  darüber.  Gefahren  der 
Tantiemefreiheit  freiwilliger  Reserven.  Tantieme  aus  irregulären  Er- 
folgen. Teilung  der  Gesamt-Tantieme  unter  den  Berechtigten.  Tan- 
tieme pro  rata  temporis.  §  237  H.G.B.  nur  für  Vorstands-Mitglieder. 
Rechtsgrundlagen  der  Vorstands-Tantieme.  Umgehungen  und  Er- 
weitenmgen  der  gesetzlichen  Tantieme-Berechnung.  V^erhältnis  alter 
Tantieme-Bestimmungen  und  Vereinbarungen  zum  neuen  Recht. 
Beispiele  für  Verschärfung  der  gesetzlichen  Berechnungs-Vorschrift. 
Rechtsgrundlagen  der  Aufsichtsrats-Tantieme.  Tantiemefreiheit  der 
Vordividende.  Deren  Umgehung.  Auslagen- Ersatz  und  Sonder- 
vergütungen. Tantieme-Höhe  und  Betätigungs-Umfang.  Tantieme- 
Fälligkeit.  Tantieme-Rückvergütungen.  Kammergerichts-Entschei- 
dung  über  Statuten  widrige  Aufsichtsrats -Vergütung.  Als  Unkosten 
verbuchte  Tantiemen.  Erschwerter  Rentabilitäts -Vergleich  infolge 
wechselnder  Tantieme-Verbuchung.  Reichsgerichts- Entscheidung 
über  Beeinflussung  von  Tantieme-Ansprüchen  durch  willkürliche  und 
Scheintransaktionen  der  Generalversammlung. 

III.  Dividenden 464—476 

Grundlegende  Gesetzes-Vorschrift.  Gesetzliche  und  statutarische 
Beschränkungen  der  Verteilung.  Das  Anfechtungsrecht.  Auszahlungs- 
Anspruch  auf  l)eschlo.s.'-ene  Dividende  und  dessen  Folgen.  Rück- 
erstattungspflicht im  Fall  gesetzwidriger  Auszahlungen.  Dividenden- 
Verteilung  für  mindestens  zwölfmonatige.  Bilanzierung  für  kürzere 
Perioden  statthaft.  Keine  Abschlags-Dividenden.  Verbot  fester 
Verzinsung  des  Grundkapitals.  Bauzinsen  als  Ausnahme.  Deren 
Wesen.  Rechtliche  Voraus.setzungen  der  Bauzinsen.  Dividenden- 
Garantie.  Aktien-Beträge  als  Verteilungs-Maß.stab.  Einzahlungen 
als  Verteilungs-Maßstab  für  die  Vordividende.  Abweichende  Ver- 
teilungs-Modi. Wesen  der  Vorzugs-Aktien.  Arten  der  Bemessung 
von  Vorzug.s-Dividenden.  Sicherung  der  Vorzugs-Dividenden  durch 
freiwillige  Reserven.  Nachzahlung  ausgefallener  Vorzugs-Dividenden, 
fientißscheine  als  Vorzugs-Dividendenscheine.  Wesen  der  Gratis- 
Aktien.  Deren  Zweck  und  Wirkung.  Rentabilität  und  Kapitalkraft 
als  Voraus.setzungen  für  Gratis-Aktien.  Wiederkehrende  Leistungen 
''Lieferungen)  der  Aktionäre.     Höhe  der  Vergütung  für  solche  Liefe- 
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rangen.     Gewinn-Feststellungsrecht  der  Generalversammlung.     Nach-       Seite 
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Berichtigungen  und  Ergänzungen. 

Seite  144  ist  die  Fußnote  wie  folgt  zu  ergänzen:  Außerdem  des  Verfassers 

Ausführungen  über   alte  Bilanzen   der  Firma   Morgenstern   &   Co.  im 

Buch  von  Dr.  Martin  Behrend   über   „Magdeburger   Großkaufleute" 

(1906)  S.  160  ff. 

„     179  Zeile     5  v.  u.:  Statt   Tauschwert-„Änderungen"    muß   es   Tauschwert- 

„Steigerung"  heißen. 
„180      ,.       16  V.  o.:  Statt  der  Worte  „dafür  erzielten"  ist  zu  lesen:  hinter 

jenem  Buchwert  zurückbleibenden. 
„     347      „       11  v.u.:  Das  Wort  „jährlichen"   hat  fortzufallen. 
,.     372      „      24  V.  o.:  Das  Wort  „selbst"  ist  zu  streichen. 
_     372      „       25  und  26  v.  o.:   Die   Worte   „womit    entgelthcher  oder    unent- 
geltlicher Erwerb  gemeint  sein  kann"  müssen  wegfallen. 
„     399      „       10  V.  u.:  Statt  338  muß  es  388  heißen. 


Einleitung. 


Vor  einigen  Jahren  erhielt  ich  vom  Aufsichtsrat  einer  industriellen 
Unternehmung  den  Auftrag,  die  Ursachen  eines  aus  der  letzten  Bilanz 
dieser  Gesellschaft  unerwartet  offenbar  gewordenen  Verlustes  von 
153  800  M  aufzuklären. 

Jener  Auftrag  konnte  nur  auf  die  Analyse  des  Fabrikationskonto- 
Saldos  bezogen  werden.  Denn  im  übrigen  war  der  bilanzmäßige  Er- 
folgs-Nachweis (die  Gewinn-  und  Verlust -Rechnung)  liinreichend  spe- 
zialisiert, um  den  Aufsichtsrat  von  der  Hilfe  eines  Beirats  unabhängig 
zu  machen. 

Als  Ergebnis  meiner  Arbeit  konnte  ich  mitteilen,  daß  folgende, 
den  erwähnten  Verlust  verursachende  Posten  dem  Fabrikations-Konto 
des  letzten  Geschäftsjahrs  zur  Last  gefallen  waren  (in  runden  Zahlen) : 
I.  Verluste  durch 

a)  Retouren  auf  Lieferungen 

1)  aus  den  Vorjahren 8  700  M 

2)  aus  dem  letzten  Bilanzjahr .      12  100  „    20  800  M 

b)  Nachlässe  auf  Lieferungen 

1)  aus    den    Vorjahren    (infolge 
technischer  Mängel) 14  400  M 

2)  aus  dem  letzten  Bilanzjahr 
2a)  infolge     techni- 
scher   Mängel  .    12  100  M 

2b)  infolge  finan- 
zieller Schwie- 
rigkeiten   ...     16  300  „      28  400  „    42  800  „      63  600  M 

II.  Unterbewertung     der     Fabrikations-Be- 
stände 

a)  bei  den  aus  den  Vorjahren  stammenden 
Beständen  im  Vergleich  zur  frühem  Be- 
wertung   11  800  M 


-Transport:   11  800  M     63  600  M 
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Transport :  1 1  800  M     63  600  M 
h)  bei  den  im  letzten  Bilanzjahr  hergestellten 
Beständen   infolge  Ansatzes  unter  den  Her- 

stelhnigs-Kosten 20  100  „      31  900  „ 

III.  V  e  r  s  u  e  h  s  k  o  s  t  e  n  im  Interesse  späterer  Her- 

stellung  neuer  Typen 15  300  ,; 

IV.  Abschreibungen  uneinbringlicher  und 
Rückstellungen  auf  zweifelhaft  gewordene 
Forderungen  (diese  statt  über  Delkredere- 
Konto    über    Fabrikations-Konto    geführt), 

a )  die  schon  in  früheren  Jahren  verloren  oder 

doch  mindestens  zweifelhaft  waren  ....     12  700  M 

b)  die  erst  im  letzten  Bilanzjahr  der  Ab- 
schreibung oder  Rückstellung  bedürftig  ge- 
worden sind 5  900  „     18  600   ,, 

V.  Ausfall  als  Folge    des  Absatzes  eines  Teils 

der  Fabrikate  unter  den  Selbstkosten 24  400  ,, 


zusammen  :    153  800  M. 

Im  übrigen  hatten  die  in  den  Gutschriften  auf  dem  Fabrikations- 
Konto  steckenden  Brutto -Gewinne  (positiven  Roherfolge)  aus  den 
Absatz -Erlösen  gerade  genügt,  um  die  Selbstkosten  der  Unter 
nehmung   (vgl.  S.  207)  zu  decken. 

Ich  stelle  dieses  Beispiel  den  weiteren  Ausführungen  voran,  weil 
es  gut  geeignet  ist,  über  die  den  Gesamterfolg  einer  Unternehmung 
beeinflussenden  Faktoren  Aufschluß  zu  geben. 

Arten  der  Erfolgs-Faktoren.  Eine  Gruppierung  jener  Faktoren  nach 
unterscheidenden  Merkmalen  Läßt  erkennen  die  Beeinflussung  des  Ge- 
samterfolgs der  Unternehmung  durch  Verluste  (negative  Roherfoige) 
aus : 

a)  realisierten  Umsätzen 

1)  des  letzten  Bilanzjahrs  (vgl.  la  2,  Ib2,V); 

2)  der  früheren  Jahre  (vgl.  la  1,  Ib  1); 

b)  unrealisierten      Bewertungs  -  Unterschieden     (vgl.    IIa 
mvd  b); 

c)  Aufwand  und  Abschreibungen 

1)  zugunsten  früherer  Jahre  (vgl.  IVa); 

2)  für  das  Betriebsjahr  (vgl.  IVb); 

3)  zugunsten  späterer  Jahre  (vgl.  IIT). 
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Diesen  grundlegenden  Ergebnissen  braucht  nur  andeutungsweise 
hinzugefügt  zu  werden,  daß  die  aus  Umsätzen  resultierenden  Roh- 
erfolge selbstverständlich  regelmäßig  nicht  negativer,  sondern  —  dem 
Zweck  des  Umsatzes  entsprechend  —  positiver  Natur,  also  nicht  Ver- 
luste, sondern  Gewinne  sind,  wie  dies  auch  auf  unrealisierte  Bewertungs- 
Unterschiede  in  Gestalt  unrealisierter  Konjunkturen -Gewinne  oft 
zutrifft  und  dann  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  bilanziell  verwertet  wer- 
den kann. 

Als  Hauptvertreter  des  Aufwands  der  Unternehmung,  zu  dem  vor- 
stehend auch  die  Abschreibungen  und  Rückstellungen  auf  Forderungen 
gerechnet  sind,  haben  zu  gelten  die  Handlungs-Unkosten  und  in  Fabrik- 
Betrieben  außerdem  die  allgemeinen  Fabrikations-Kosten.  Daneben 
gehören  zum  Aufwand  im  weitern  Sinne  auch  die  Abschreibungen  auf 
Betriebs-Gegenstände  und  Immaterialgüter.  Im  großen  und  ganzen 
bilden  den  Gesamtaufwand  der  Unternehmung  alle  für  deren  Zwecke 
vorzunehmenden  oder  (wie  etwa  die  Zinsen  auf  eigenes  Geschäfts- 
Vermögen)  nur  rechnungsmäßig  anzusetzenden  Ausgaben;  außerdem 
Abbuchungen  und  Rückstellungen.  Nur  angedeutet  zu  werden  braucht, 
daß  die  der  Erfolgs-Rechnung  eines  Betriebs jahrs  zur  Last  fallenden 
Aufwands-Posten  zugimsten  früherer  Jahre  nachgeholt  oder  zugunsten 
späterer  vorweggenommen  sein  können,  wie  die  oben  unter  IVa  und 
III  mitgeteilten  Fälle  erweisen.  Man  denke  in  diesem  Zusammenhang 
beispielsweise  noch  an  Steuern,  die  zu  Lasten  verlustreicher  Geschäfts- 
jahre als  Folge  voraufgegangener  gewinnbringender  Jahre  zu  zahlen 
sind,  oder  an  freiwillige  Abschreibungen,  die  zu  Lasten  ertragreicher  Jahre 
im  Interesse  künftiger  Jahre  vorweggenommen  werden. 

Zwei,  für  die  Beeinflussung  des  bilanziellen  Gesamt erfolgs  zuweilen 
wichtig  werdende  Faktoren  sind  der  eingangs  wiedergegebenen  Ver- 
lust-Analyse noch  anzuschließen:  die  irregulären  Erfolgs- Posten 
und  die  Gewinn-Verteilung. 

Für  irreguläre  Erfolgs-Posten  bot  das  Fabrikations-Konto  der  oben 
erwähnten  Gesellschaft  ein  Beispiel  insofern,  als  im  Haben  dieses  Kontos 
eine  aus  der  Kasse  des  Verbandes  der  Unternehmer  jenes  Fabrikations- 
zweigs  empfangene  Streikentschädigung  von  erheblichem  Betrage  ver- 
bucht war  (der  Streik  hatte  übrigens  den  Umsatz  und  infolgedessen  die 
Selbstkosten  derart  ungünstig  beeinflußt,  daß  —  trotz  der  Streik- 
entschädigung —  der  Gesamterlös  aus  dem  Absatz  um  die  oben  ge- 
nannten 24  400  M  hinter  den  Selbstkosten  zurückgeblieben  war).  Zu 
den  irregulären  Erfolgs-Posten  sind  beispielshalber  noch  zu  rechnen: 
Lotterie  -  Ge^^änne ,  Beteiligungs- Erträgnisse,  Erfolge  (Gewinne  oder 
Verluste)  aus  Eff  ekten  -  Spekulationen  u.  dgl.  Näheres  hierüber  wird 
im  \-ierten  Abschnitt  des  ersten  Kapitels  der  vorliegenden  Arbeit 
gesagt  werden. 
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Hinsichtlich  der  Bezieliung  zwischen  Gresamterfolg  und  Gewinn- 
Vertoihnig  verweise  ich  zunächst  auf  Ib  2  der  obigen  Verhist- Analyse, 
wo  unter  2b  von  niirfeslgest eilt  worden  ist,  daß  der  Kundschaft  gewährte 
Nachlässe  im  Betrage  von  16  300  M  auf  finanzielle  Schwierigkeiten 
der  Unternehmung  zurückgeführt  werden  müssen.  Diese  finanziellen 
Schwierigkeiten  hatte  ich,  wie  folgt,  aufklären  können:  in  den  Vor- 
jahren war  in  bedeutendem  Umfang  falsch  bilanziert  worden,  weil  große 
Posten  Kommissionswaren,  die  später  unverkauft  zurückkamen,  zu 
vollen  Verkaufspreisen  bewertet,  weil  ferner  sehr  nennenswerte  Provisions- 
Beträge  den  Vertretern  nicht  gutgeschrieben  worden  waren,  da  man 
fälschlich  geglaubt  hatte,  jene  Provisions-Gutschriften  erst  nach  dem 
Eingang  der  Zahlungen  auf  die  ausgeführten  Vertreter-Kommissionen 
vornehmen  zu  müssen,  ohne  vorher  wenigstens  die  erforderlichen  Rück- 
stellungen zu  Lasten  des  Lieferungsjahrs  zu  besorgen.  Infolge  dieser 
Umstände  war  füi-  das  Vorjahr  eine  viel  zu  Jtiohe  Dividende  ausgeschüttet 
worden,  die  bei  der  ohnehin  gespannten  geldlichen  Situation  der  Ge- 
sellschaft den  Bankkredit  bis  zur  Erschöpfung  beansprucht  hatte,  wes- . 
halb  das  mit  dem  beregten  Gesamtverlust  von  153  800  M  abschließende 
Nachjalir  mit  außerordentlichen  finanziellen  Schwierigkeiten  belastet 
war.  Denn  da  der  Bankier  statt  der  Gewährung  weitern  Kredits  auf 
Abdeckung  des  in  Anspruch  genommenen  drang,  bewilligte  die  Leitung 
der  Gesellschaft  allen  zu  sofortiger  Barzahlung  vor  Ablauf  des  gewährten 
Ziels  bereiten  Kunden  sehr  verlockende  Nachlässe,  die  sich  nach  meinen 
Untersuchungen  auf  nicht  weniger  als  die  eingangs  angeführten  16  300  M 
beliefen. 

Hiernach  darf  der  Kausalzusammenhang  zwischen  Gewinn-Ver- 
teilung und  Gesamterfolg  wirtschaftlicher  Unternehmungen  als  er- 
bracht gelten.  Ergänzend  sei  nur  noch  bemerkt,  daß  die  Gewinn- 
Verteilung  den  Gesamterfolg  des  Nachjahrs  nicht  allein  ungünstig, 
sondern  auch  günstig  zu  beeinflussen  vermag.  Dann  nämlich,  wenn 
zugunsten  stiller  Reserven  eher  weniger  als  zuviel  Gewinn  verteilt  werden 
soll,  wenn  somit  die  zurückgehaltenen  Gewinn-Beträge  für  die  Liquidität 
des  Nach  Jahrs  nutzbar  gemacht  werden  können. 

Da  der  Gesamterfolg  einer  Unternehmung  nicht  bloß  im  Gewinn- 
fall, sondern,  wie  bei  Personal-Gesellschaften  und  Genossenschaften 
(wenn  schon  dort  nur  buchmäßig),  auch  im  Verlustfall  verteilt  wird, 
soll  im  folgenden  nicht  von  Gewinn-Verteilung,  sondern  von  Erfolgs- 
Verteilung  gesprochen  werden. 

Erfolgs-Analyse.  Nunmehr  gelangen  wir  zu  naclistehcnder  Analyse 
der  Erfolgs-Kechnung,  wobei  im  Sinn  der  doppischcn  Gewinn-  und 
Verlust-Rechnung  die  Belastungs-Posten  links,  die  Gutschrifts- Posten 
rechts  ausgewiesen  werden  sollen: 
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Etwaiger  Verlust- Vortrag. 
I.  Gesamt-Aufwand  (samt  Ab- 
schreibungen und  Rückstelkin- 
gen) : 

a)  für  das  Betriebsjahr; 

b)  zugunsten  früherer  oder  spä- 
terer Jahre  (einschließlich 
der  transitorischen  Vor- 
träge). 

II.  Negative    Roherfolge 
aus: 

a)  realisierten  Umsätzen 

1)  früherer  Jahre, 

2)  des  Betriebsjahrs; 

b)  unrealisierten  Bewer- 
tungs-Unterschieden (meist 
Konjunktur- Anteil) 

1)  im  Vergleich  zur  Bewer- 
tung für  das  Vorjahr, 

2)  im  Vergleich  zu  den  im 
Betriebsjahr  entstande- 
nen Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-  Kosten ; 

c)  irregulären  Geschäfts- 
Vorgängen  ; 

d)  unberechtigter  Gewinn - 
Verteilung  auf  Grund  von 
Überbewertungen  irgend 
welcher  Art. 


Etwaiger  Gewinn -Vortrag. 
I.  Für    das    Betriebs  jähr  transi- 
torisch      vorgetragene      Auf- 
wands-Posten. 

II.  Positive  Roherfolge 
aus: 

a)  realisierten  Umsätzen 

1)  früherer  Jahre  (aller- 
dings nur  selten), 

2)  des  Betriebsjahrs  (natur- 
gemäß weitaus  überwie- 
gende Regel) ; 

b)  unrealisierten  Bewer- 
tungs-Unterschieden (meist 
Konjunktur- An  teil) 

1)  im  Vergleich  zur  Bewer- 
tung für  das  Vorjahr, 

2)  im  Vergleich  zu  den  im 
Betriebsjahr  entstande- 
nen Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-Kosten ; 

c)  irregulären  Geschäfts- 
Vorgängen  ; 

d)  Gewinn-Beträgen,  die  auf 
Grund  von  Unterbewertun- 
gen  zurückgehalten,  also  un- 
verteilt  geblieben  waren. 


Diese  Systematik  läßt  den  wirtschaftlichen  Gesamterfolg  als  ein 
Gemisch  sehr  verschiedenartiger  Erfolgs-Faktoren  erkennen. 

Gliederung  des  Stoffs.  Ohne  weiteres  erhellt  aus  der  vorstehenden 
Analyse  der  Erfolgs-Rechnung  die  Bedeutung  des  Umsatzes,  der  Be- 
wertung und  der  Erfolgs-Verteilung  für  den  Gesamterfolg  wirtschaft- 
licher Unternehmungen.  Der  Besprechung  dieser  Faktoren  stelle  ich 
voran  ein  Kapitel  über  Erfolgs-Kontierung. 

Demnach    gliedere    ich    den    in     diesem    Werke    zu    be- 
handelnden Stoff  in  vier  Kapitel: 
I.  Erfolgs-Kontierung. 
II.  Umsatz. 
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III.  Bewertung. 

IV.  Erfolgs-Vertoilnng. 

Abgrenzung  des  Stoffgebiets.  Gleich  an  dieser  Stelle  sei  vorweg 
bemerkt,  ilaß  der  Inhalt  dieses  Buchs  sich  nur  auf  reine^)  Handels- 
gesciiäfte  (Anschaffung  zum  Zweck  des  Verkaufs  mit  Gewinn),  außerdem 
auf  Fabrikations-Geschäfte  (Herstellung  zu  demselben  Zweck)  und  auf 
Bank-Unternehmungen  (mit  Ausschluß  der  Hj^potheken-  und  Noten- 
Banken)  bezieht. 

Versicherungs-  luid  Verkehrs  -  Unternehmungen  (Eisenbahnen, 
Straßenbahnen,  Schiffahrt,  Spedition)  bleiben  sonach,  ebenso  wie  Berg- 
werks- und  Terrain-Gesellschaften,  außer  Betracht. 

Der  Kleinhandel  (im  nationalökonomischen  Sinne)  soll  neben  dem 
Großhandel  (im  selben  Sinne)  an  den  geeigneten  Stellen  zur  erforderlichen 
Geltung  kommen. 

So^^■eit  in  diesem  Buche  von  Bilanzen  die  Rede  ist,  sind  die  ordent- 
lichen Jaliresbilanzen  gemeint;  andernfalls  habe  ich  immer  ausdrücklich 
betont,  an  welche  der  sonstigen  Bilanzarten  zu  denken  ist. 


1)  „Unter  Handel  verstehen  wir  das  gewerbsmäßig  betriebene  Kaufen  zuna 
Wiederverkauf:  also  scharf  unterschieden  sowohl  von  den  Veräußenmgs-Ge- 
schäften  der  bloßen  Produzenten,  wie  von  den  Erwerbs-Geschäften  der  bloßen 
Konsumenten."     Bosch  er  S.  73. 


I.  Kapitel. 

Erfolgs-Koiitieruiig. 


1.  Abschnitt. 

Ai'ten  der  Erfolgs-Berechimiig. 

Buchführiingsreclitliche  Vorschriften.  Um  den  Erfolg  kaufmänni- 
scher Unternehmungen  zu  berechnen,  kann  man  sich  verschiedener  Me- 
thoden bedienen.  Die  Verschiedenheit  wird  verursacht  durch  Art  und 
Umfang  der  Betriebe,  womit  zusammenhängen  die  buchhalterischen 
Verhältnisse,  die  ihrerseits  wieder  von  den  in  Frage  kommenden  buch- 
führungsrechtlichen  Vorschriften  beeinflußt  werden. 

So  sind  IVIinderkaufleute  nach  §  4  Abs.  1  H.G.B.  unter  anderm  auch 
davon  befreit,  die  in  den  §§  38  bis  47  H.G.B.  enthaltenen  Bestimmungen 
über  die  Handelsbücher  zu  beobachten.  Im  Konkursfall  ist  der  Minder- 
kaufmann demnach  strafbar  Meder  wegen  unterlassener  ordnungs- 
mäßiger Buchführung  nach  §§  239  Ziff.  3  und  240  Ziff.  3  K.O.,  noch 
Megen  unterlassener  Bilanzierung  seines  Vermögens  nach  §  240  Ziff.  4 
desselben  Gesetzes.  Die  von  Mind erkauf leuten  freiwillig  gefülirten 
Bücher  (und  demgemäß  auch  die  auf  Grund  ordnungsmäßiger  Inven- 
tarien  von  ^Slinderkaufleuten  etwa  aufgestellten  Bilanzen)  haben  nach 
Staub  ^)  die  gleiche  Beweiskraft  wie  die  von  Vollkauf  leuten  gefülirten. 
Es  entscheidet  hier,  wie  dort,  lediglich  das  freie  Überzeugungsprinzip 
der  Zivilprozeß-Ordnung. 

Vollkauf leute,  d.  h.  Kaufleute,  deren  Firma  nach  §§  1,  2  oder  3 
H.G.B.  ins  Handelsregister  eingetragen  worden  ist,  ferner  Handels- 
gesellschaften, 2)  auf  die  nach  §  6  Abs.  1  H.G.B.  die  für  die  Vollkaufleute 
geltenden  Vorsclnriften,  also  auch  die  buchführungs-  und  bilanzrecht- 
lichen Bestimmungen,  Anwendung  finden,  sind  dagegen  zur  Befolgung 
der    Vorschriften    über    die    Handelsbücher   verpflichtet.     Be- 


1)  Staub  S.  74,  Anmkg.  25  zu  §  4. 

2)  Der  Vollständigkeit  halber  sei  darauf  hinge-wiesen,  daß  Genossenschaften 
nach  §  17  des  Genossenschafts-Gesetzes  vom  20.  Mai  1898  nicht  als  Handelsgesell- 
schaften, sondern  als  Yollkaufleute  gelten,  soweit  jenes  Gesetz  nichts  Abweichendes 
bestimmt. 
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kanntlich  sind  diese  Vorschriften  aber  nur  als  Icges  imperfectae 
anzusehen,  Avcil  ihre  Nichtbefolgnng  nacli  §§  239  Ziff.  3  und  4,  sowie  240 
Ziff.  3  und  4  K.O.  nur  im  Konkursfall  bestraft  wird. 

Nach  diesen  Vorbemerkungen  wird  verständlich,  daß  die  Art  der 
Erfolgs-Berechnung  im  Gcschäftsleben  von  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Einflüssen  stark  abhängig  ist.  Je  einfacher  und  kleiner  der  Be- 
trieb ist,  und  je  größere  Freiheit  ihm  deshalb  in  Rücksicht  auf  seine 
bescheidene  Bedeutung  für  die  Interessen  der  Gläubiger  und  der  Öffent- 
lichkeit bezüglich  der  Rechnungs-  nnd  Vermögens-Kontrolle  eingeräumt 
wird,  um  so  primitiver  wird  sich  regelmäßig  auch  die  Art  der  Er- 
folgs-Berechnung gestalten;  und  umgekehrt. 

Hauptarten  der  Erfolgs-Ermittlung.  Nach  der  Art  der  Gewinnung 
von  Erfolgs-Resultaten  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der  bi- 
lanzmäßigen und  der  nicht  bilanzmäßigen  Erfolgs-Er- 
mittlung. Jede  dieser  beiden  Hauptarten  zerfällt  in  zwei  Unterarten. 
Die  bilanzmäßige  Erfolgs-Ermittlung  kann  nämlich  geschehen  ent- 
weder auf  Grund  der  einfachen  oder  der  doppelten  Buchführung.  Die 
nicht  bilanzmäßigen  Erfolgs-Ermittlungs-Methoden  sind  diejenige  der 
Schätzung  nach  dem  Umsatz  und  die  andre  der  Gegenüberstellung  von 
Betriebs-Einnahmen  und  Ausgaben. 

Daß  die  bilanzmäßige  Erfolgs-Ermittlung  (bei  ordnungsmäßiger 
Buchführung  und  A\ahrer  Bilanzierung!)  im  Vergleich  zu  den  nicht 
bilanzmäßigen  Methoden  zuverlässigere  Ergebnisse  liefert,  wird  sich 
aus  den  folgenden  Ausführungen  über  die  nicht  bilanzmäßigen  Methoden 
ergeben.  Ob  von  den  letztgenannten  Methoden  die  Erfolgs-Ermittlung 
nach  dem  Umsatz  oder  diejenige  nach  den  Betriebs-Einnahmen  den 
Vorzug  verdient,  kann  nur  von  Fall  zu  Fall  beurteilt  werden.  Worauf 
es  dabei  ankommt,  soll  nunmehr  zunächst  gezeigt  werden. 

Erfolgs-Ermittlung  nach  dem  Umsatz.  Besonders  in  Kleinhandels- 
Betrieben  geringen  Umfangs  berechnet  man  den  Erfolg  häufig  nach 
dem  Umsatz.  Voraussetzung  dafür  ist,  daß  die  Buchführung  zu  einer, 
wenigstens  annähernden  Umsatz-Feststellung  und  zur  Auf- 
wands-Berechnung ausreicht. 

Bei  der  Ermittlung  des  Reinerfolgs  nach  dem  Umsatz  ist  der  Rein- 
erfolg gleich  dem  Produkt  aus  1%  des  Netto-Umsatzes  und  dem 
Prozentsatz,  der  für  Ort  und  Branche  sich  erfahrungsmäßig  aus  dem 
Verhältnis  des  Netto-Umsatzes  zum  Roherfolge  ergibt;  abzüglich  des 
den  Gesamtaufwand  ausmachenden  Betrages. 

Beispiel:    ein  Krämer,  der  mit   10  000, —  M   Netto-Umsatz    und 

i^50, —  M  Gesamtaufwand  arbeitet,  hätte  demnach  —  bei  der  Annahme 

eines  25%  vom  Netto-Umsatz  betragenden  Roherfolgs  —  als  Rein- 

10000,— MX  25 
ertrag  — ■/.  950,—  M  =  1550,—  M  zu  betrachten. 
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Kritik  dieser  3Iethode.  Dem  ersten  Blick  erscheint  die  Erfolgs- 
Bereelmung  nach  dem  Umsatz  sehr  vorteilhaft.  Der  unzweifelhafte 
Vorteil  der  Methode  liegt  aber  nur  in  der  Bequemlichkeit.  Die  Zu- 
verlässigkeit der  so  gewonnenen  Resultate  ist  dagegen  in  allererster  Linie 
abhängig  davon,  inwieweit  der  für  den  Roherfolg  (Brutto-Xutzen)  an- 
genommene Prozentsatz  der  Wahrheit  nahe  kommt.  Je  mehr  Artikel 
mit  verschiedenem  Brutto-Nutzen  und  von  einander  abweichenden 
Absatz-Möglichkeiten  geführt  werden,  um  so  migenauor  wird  die  Schät- 
zung des  Roherfolgs-Prozenzsatzes  ausfallen. 

Daneben  sind  ferner  bei  solcher  schematischen  Berechnungsweise 
nicht  zu  erfassen  die  Eigentümlichkeiten  eines  bestimmten  Betriebs 
(z.  B.  ungünstige  Beschaffenheit  der  Lagerräume,  die  schnelles  Ver- 
derben der  Waren  fördert,  mangelndes  Talent  zu  vorteilhaftem  Ein- 
kaufen, das  Verhältnis  des  beanspruchten  zum  gegebenen  Kredit,  das 
die  Höhe  des  erforderlichen  Betriebs-Kapitals  bestimmt,  und  so  weiter). 
]Man  kann  der  Erfolgs-Berechnung  nach  dem  Umsatz  aus 
diesen  Gruden  nur  cum  grano  salis  das  Wort  reden;  und 
zwar,  wie  eingangs  schon  hervorgehoben,  dann  nur  für  Kleinhandels- 
Betriebe  geringen  Umf  angs,  die  aus  irgendeinem  Grunde  darauf 
ange\Wesen  sind. 

Deshalb  sagt  Euisting  (S.  231)  in  Bezug  auf  diese  Ai't  der  Er- 
folgs-Berechnung für  Steuerzwecke  mit  Recht : 

„In  den  meisten  Fällen  wird  sich,  wenigstens  wenn  es  sich  um  stärkere  Ab- 
weichmigen  von  den  Angaben  des  Steuerpflichtigen  handelt,  die  Zuziehung  von 
Sachverständigen-  nicht  umgehen  lassen;  alsdann  wird  es  sich  aber  empfehlen, 
den  Sachverständigen  nach  Möglichkeit  schon  bei  der  Erhebung  des  Buchbeweises 
über  die  Höhe  des  Umsatzes  und  der  Werbungs-Kosten  zuzuziehen,  damit  er  sich 
durch  Beteiligung  an  der  Befragung  des  Steuerpflichtigen  die  Kenntnis  der  für 
die  Höhe  der  Gewimi -Prozente  maßgebenden  Umstände  beschaffen  kann." 

Nach  Euisting  düi'fen  ferner  zur  Erfolgs-Berechnung  für  bestimmte 
Branchen  und  bestimmte  Orte  benutzte  Umsatz-Prozente  nur  heran- 
gezogen werden  für  gleichartige  Geschäfte,  die  an  demselben -Orte 
bestehen,  da  die  Roherfolge  von  Ort  zu  Ort  sehr  verschiedenen  Ein- 
flüssen unterliegen  können.  Ein  darauf  bezügliches  Urteil  des  Ober- 
verwaltungs-Gerichts findet  der  Leser  am  Schluß  des  ersten,  über  den 
Umsatz  im  Waren-Verkehr  handelnden  Abschnitts  im  folgenden  Kapitel. 

ErJolgs-Ermittlung  nach  Einnahmen  und  Ausgaben.  Außer  der 
Erfolgs-Berechnung  nach  Umsatz-Prozenten  bedienen  ]\Iinderkaufleute 
sich  nicht  selten  der  andern,  gleichfalls  nicht  bilanzmäßigen  Berechnungs- 
weise, die  in  der  Gegenüberstellung  von  Betriebs-Einnahmen  iind  Be- 
triebs-Ausgaben besteht. 

Kritik  dieser  Methode.  Diese  Berechnungsart  wird  regel- 
mäßig zu  ganz  falschen  Ergebnissen  führen,  weil  für  eine 
bestimmte  Rechnungs- Periode  (Geschäftsjahr) 
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1.  EinnaluiUMi  aus  Verkäufen  in  Ansatz  kommen,  während 
die  ontspreclienden  Ausgaben,  d.  h.  die  Einkaufs-  oder  An- 
schaffungs-Küsten,  einer  frühern  Periode  zur  Last  gefallen  sind; 

2.  Ausgaben  für  Einkäufe  von  Waren  entstanden  sind,  die 
erst  in  einer  spätem  Periode  abgesetzt  werden,  wofür  also  erst 
später  die  Einnahmen  zur  Anrechnung  kommen  können ; 

3.  Verkaufs-Beträge  von  Waren,  die  auf  Kredit  verkauft 
sind  und  erst  im  Laufe  einer  folgenden  Periode  von  der  Kund- 
schaft bezahlt  werden,  in  den  Einnahmen  der  Verkaufs- Periode 
nicht  erscheinen  können; 

4.  Einkaufs-Beträge  von  Waren,  die  auf  Kredit  angeschafft 
sind  und  erst  nach  Ablauf  der  Einkaufs-Periode  bezahlt  werden, 
in  den  Ausgaben  der  Einkaufs- Periode  nicht  zur  Geltung  kommen 
können ; 

5.  der  Kasse-Schlußbestand  der  Vorperiode  zu  den  Ein- 
nahmen gerechnet  werden  muß,  wenn  die  Erfolgs -Berechnung 
durch  Zuschlag  der  Einnahmen  und  Abzug  der  Ausgaben  den 
Kasse-Schlußbestand  der  in  Betracht  kommenden  Periode 
richtig  enthalten  soll; 

6.  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände  und  Immaterial- 
güter durch  die  Barausgaben  als  solche  nicht  ohne  weiteres 
zum  Ausdruck  kommen.  Um  diese  Wirkung  für  die  Erfolgs- 
Rechnung  zu  erreichen,  sind  die  aus  dem  Vorjahr  stammenden 
Schlußwerte  solcher  Konten  den  Ausgaben,  die  Schlußwerte  des 
letzten  Jahrs  hingegen  den  Einnahmen  hinzuzusetzen; 

7.  bereits  entstandene,  am  Schluß  der  Periode  aber  noch  nicht  be- 
zalüte  Aufwand- Posten  einschließlich  der  Zinsen  aller  Art  (tran- 
sitorische  Passiva)  unter  den  Kasse-Ausgaben  fehlen,  wäh- 
rend zugunsten  der  folgenden  Periode  vorausbezahlte  Aufwand - 
Posten    (transitorische    Aktiva)   initer  die   Einnahmen   der 

•  hier  beregten  Periode  zu  setzen  wären,  um  ihre,  diese  Periode 
zu  Unrecht  belastende  Wirkung  aufzuheben; 

8.  dem  Lager  zum  Selbstverbrauch(Haushalt)  entnommene, 
jedoch  unbezahlt  gebliebene  Warenin den  Einnahmen  nicht 
enthalten  sind.  Sinngemäß  gilt  dies  auch  füi"  die  baren  Privat - 
Entnahmen  und  für  den  Mietwert  der  im  eigenen  Hause 
für  gewerbliche  oder  private  Zwecke  selbst  benutzten  Räum- 
lichkeiten; füi-  gewerbliche  Zwecke  jedoch  nur,  wenn  derselbe 
Betrag  als  Unkosten-Posten  auch  unter  den  Ausgaben  steht; 

9.  angeschaffte  oder  selbst  hergestellte  Betriebs-Ge- 
genstände, einschließlich  der  Verbesserungen  oder 
Erweiterungen,  die  dem  Betriebe  dauernd  zu  dienen  be- 
.stimmt  sind,    mit   den  gesamten    geschuldeten    oder  bezahlten 
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Anschaffungs-   oder   Herstellungs-Kosten    dem    Bezugsjahr    als 
Ausgabe-Posten  zur  Last  fallen,  wenn  diese  Kosten  unter  Abzug 
der  auf   das    Bezugsjahr   entfallenden    Abschreibung    den  Ein- 
nahmen nicht  zugesetzt  werden. 
Korrektur  dieser  Methode.     Hiernach    wären    zur     Erzielung 
eines    richtigen    Erfolgs-Resultats    hinzuzufügen: 
I.  den  Bareinnahmen: 

a)  die  am  Schluß  des  in  Betracht  kommenden  Jahrs  vorhandenen 

Warenwerte, 
Außenstände, 
Utensilienwerte, 
Immobilienwerte, 
Immaterialwerte ; 

b)  die  Werte  etwaiger  Neuanschaffungen,  Verbesserungen  oder 
Erweiterungen  für  den  Betrieb  unter  Abzug  der  auf  das 
Bezugsjahr  entfallenden  Abschreibvmgen ,  soweit  die  An- 
schaffungs- oder  Herstellungs-Kosten  unter  den  Ausgaben 
des  Bezugsjahrs  bereits  verrechnet  sind; 

c)  der  Mietwert  selbst  benutzter  Räume  im  eigenen  Hause  mit 
dem  oben  unter  8  gemachten  Vorbehalt;  außerdem  der  Wert 
der  für  den  Hausgebrauch  entnommenen,  nicht  bar  bezahlten 
Waren  und  der  baren  Privat-Entnahmen; 

d)  die  am  Scliluß  des  Vorjalu-s  vorhanden  gewesenen 

Schulden, 
Kassebestandwerte ; 

e)  die  transitorischen  Aktiva; 
II.  den  Barausgaben: 

a)  die  am  Schluß  des  in  Betracht  kommenden  Jahrs  vor- 
handenen Schulden ; 

b)  die  am  Schluß  des  Vorjahrs  vorhanden  gewesenen 

Warenwerte, 
Außenstände, 
Utensilien  werte , 
Immobilienwerte, 
Immaterialwerte ; 

c)  die  transitorischen  Passiva. 

Selbstverständlich  werden  sich  bei  weniger  einfacher  Geschäftslage 
noch  andere  Korrektur-Notwendigkeiten  der  bloßen  Einnahme-  und  Aus- 
gabe-Rechnung für  die  Erfolgs-Feststellung  ergeben.  Für  unsere  Zwecke 
genügt,  die  hauptsächlich  vorkommenden  Fälle  herangezogen  zu  haben. 

Bei  der  Durchsicht  der  vorstehend  von  mir  angeführten  Erfolgs- 
Korrekturposten  wird  dem  Fachmann  auffallen,  daß  —  abgesehen  von 
dem  IVIietwert  im  eigenen  Hause  benutzter  Räumlichkeiten,  von  baren 
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Privat-Entnahmen  \iikI  von  Waren-Entiuiluncn  fiü-  doii  Hausverbrauch 
—  nur  reine  Aktiva-  und  Passiva-Posten  der  Vermögens-Nettobilanz 
als  Erfolgs-KoiTektiu'en  in  Frage  koniineii. 

Dieses  Ergebnis  kami  nicht  überraschen.  Denn  tatsächlich  konnnen 
wir  bei  der.  fin  die  Zwecke  zutreffender  Erfolgs-Erniitthnig  notwendigen 
Ergänzung  der  baren  Einnahme-  und  Ausgabe-Posten  zu  einer  regel- 
recliten  Verschmelzung  der  uns  im  Rahmen  der  Doppelbuchhaltung 
entgegentretenden  Vermögens-  xmd  Erfolgs-Bilanz  (Netto-Bilanz  nebst 
der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung).  Ein  formeller  Unterschied  liegt 
nur  darin,  daß  die  baren  Einnahmen  und  Ausgaben  als  solche  in  der 
Erfolgs-Rechnung  erscheinen,  während  dies  in  der  doppischen  Erfolgs- 
rechnung nicht  der  Fall  ist,  weil  dort  nicht  die  Kasse- Posten  als 
solche,  sondern  deren  Gegenposten  (Erfolgs-Posten)  zur  Verrechnung 
gelangen,  während  die  Verrechnung  der  Kasse-Posten  in  der  Vermögens- 
Xettobilanz  zum  zahlenmäßigen  Ausdruck  kommt.  Daraus  erklärt  sich, 
daß  die  positiven  Roherfolge  in  der  doppischen  Erfolgs-Rechnung 
rechts,  in  der  Einnahme-  imd  Ausgabe -Rechiumg  dagegen  links  stehen; 
mngekehrt  die  negativen  Roherfolge  und  die  Aufwand-Posten.  Ich 
nenne  eine  derartig  vervollständigte  Einnahme-  und  Ausgabe-Rechnung 
kombinierte  Erfolgs-Rechnung. 

Die  kombinierte  Eri'olgs-Rechnimg.  Eine  kombinierte  Erfolgs- 
Rechnung  würde  bei  Zugrundelegung  einfacher  Betriebs-Verhältnisse 
nach  allem  etwa  folgendes  Aussehen  haben: 


Einnahme-Seite. 

Ausgabe-Seite. 

A.  Bareinnahmen: 

A.  Barausgaben: 

Von  der  Kundschaft  empfan- 

An die  Lieferanten  geleistete 

gene  Zalilungen. 

Zahlungen. 

Barlosungen  aus  dem  Detail- 

Unkosten aller  Art  (Aufwand) 

geschäft. 

einschließlich   der   Zinsen 

Empfangene  Mieten. 

inid  Reparaturen. 

B.  Erfolgs-Korrekturen: 

Privat-Entnahmen. 

a)  durch  Erfolgs-Posten: 

Ausgaben  für  Neuanschaffun- 

]\Iietwert  im    eigenen    Hause 

gen,     Erweiterungen      und 

benutzter    Räumlichkeiten. 

Verbesserungen . 

Wert  der  für   den   Haushalt 

B.  Erfolgs-Korrekturen: 

entnommenen  Waren. 

a)  durch  Erfolgs -Posten: 

Rückbuchung  der  Privat-Ent- 

Transitorische Passiva. 

nahmen. 

b)  durch  Bestand-Posten: 

Rückbuchung  des  um  die  Ab- 

Waren,   Außenstände,    Uten- 

schreibung   zu     kürzenden 

silien,    Immobilien,    Imma- 

Werts der  in  diesem  Jahr 

terialgüter  vom  Schluß  des 

vorgekommenen        Neuan- 

Vorjahrs. 

Arten  der  Erfolgs-Berechnung. 
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Einnahme-Seite. 


Ausgabe-Seite. 


b) 


Schaffungen,  Erweiterun- 
gen oder  Verbesserungen, 
soweit  sie  im  Bezugsjahr 
bezahlt,  oder  soweit  sie 
unter  den  nachstehend  auf- 
geführten Utensilien-  oder 
Immobilien  -Bestandwerten 
nicht  schon  verrechnet  sind. 

Transitorische  Aktiva. 

durch  Bestand-Posten: 

Waren,  Außenstände,  Uten- 
silien, Immobilien,  Imma- 
terialgüter vom  Schhiß  die- 
ses Jahrs. 

Kasse-Bestandwerte  u.  Schul- 
den vom  Schhiß  des  Vor- 
jahrs 


Schulden  vom   Scliluß  dieses 
Jahrs. 


Aus  dieser  Übersicht  wird  hinreichend  erkennbar,  daß  der  Weg, 
auf  dem  man  vermöge  der  kombinierten  Erfolgs-Rechnung  schließ- 
lich zum  richtigen  Erfolgs-Ergebnis  gelangt,  sehr  umständlich  ist,  und 
daß  er  mancherlei  Schwierigkeiten  entgegenstellt. 

Den  vorstehenden  Ausführungen  seien  folgende  Entscheidungen 
des  Preußischen  Oberverwaltungs-Gerichts  (aus  Euisting  S.  224)  hin- 
zugefügt : 

Steuer-Entscheidungen  hierüber.  ,,Die  bei  Beginn  luid  am  Ende  eines 
Geschäftsjahrs  vorhandenen  Warenvorräte,  Forderungen  und  Schulden 
müssen  nicht  nur  bei  Berechnixng  des  Geschäftsgewinns  auf  Grund  kaufmännischer 
Bilanzen,  sondern  auch  bei  Ermittlmig  desselben  durch  Gegenüberstellimg  der 
Betriebseinnahmen  und  Betriebsausgaben  grundsätzlich  berücksichtigt  werden 
(E.  in  St.  IX.  95ff.,  104)." 

,,Nach  der  Natur  der  Sache  kann  aber  diese  Berücksichtigung  bei  denjenigen 
Betrieben  unterbleiben,  bei  denen  der  Bestand  der  Warenvorräte,  wie  der  For- 
derungen und  Schulden  am  Schlüsse  der  einzelnen  Wirtschaftsjahre,  wie  z.  B.  bei 
den  meisten  kleineren  Betrieben,  erfahrungsgemäß  wesentlichen  Schwankungen 
nicht  zu  miterliegen  pflegt  (E.  in  St.  II.  341)." 

Der  auf  die  Begünstigung  der  ,, kleineren"  Betriebe  hinauslaufenden 
zweiten  Entscheidung  ist  besonders  unter  der  Voraussetzung  relativ 
gleich  bleibender  Bestand-Verhältnisse  zuzustimmen. 

Demgegenüber  ist  nun  der  für  die  vollkaufmännisch  betriebenen 
Unternehmungen  gesetzlich  vorgescliriebene  Weg  der  bilanzmäßigen 
Erfolgs-Ermittlung  der  weitaus  bequemere  und  regelmäßig  auch  zu- 
verlässigere. 


1 4  Erfolgs-Kontierung. 

Arten  dor  bila  uz  mäßigen  Erfolgs-ErmiUlung.   Die  bilanzmäßige 

Erfolgs-Ermittlung  kann  sich  vollziehen  entweder  auf  Grund  der  ein- 
fachen oder  der  doppelten  Buchführung.  Daraus  ergibt  sich  zunächst, 
daß  die  Erfolgs-Ermittlung  sein  kann: 

a)  summarisch     (regelmäßig    nach     der     einfachen     Buch- 
führung); 

b)  spezialisiert    (regelmäßig    nach    der    doppelten     Buch- 
führung). 

Dieser  Unterschied  ist  vom  Standpunkt  des  Gesamterfolgs  belang- 
los, hat  also  in  der  Hauptsache  nur  formale  Bedeutung. 

Mängel  der  Erfolgs-Ermittlung  nach  einfacher  Buchführung.  Da- 
gegen können  folgende  Umstände  materiell  bedeutsam  werden:  erstens 
die  Tatsache,  daß  die  Kontierung  bei  der  einfachen  Buchführung 
nicht  selten  nur  unvollständig  ist,  weil  für  gewisse,  füi*  die  Bilanz 
wichtige  Bestandteile  des  Vermögens,  die  mit  der  Kasse-  oder  Memorial- 
Buchfülirung  vielleicht  nur  gelegentlich  ihrer  Entstehung  zu  tun  hatten 
(z.  B.  Betriebs-Gegenstände  und  Immaterialgüter),  keine  Konten  ein- 
gerichtet sind;  sodann  zweitens  die  andre  Tatsache,  daß  die  einfache 
Buchführung  infolge  ihres,  mit  dem  letzten  Satze  schon  angedeuteten 
Torso-Charakters  keine  relative  Garantie  für  die  Richtigkeit  der  For- 
derungs-  und  Schuld-Saldi  zu  bieten  vermag,  Avie  dies  bei  der  Doppel- 
buchhaltung dank  ihrer  prinzipiellen  Systematik  und  der  damit  ver- 
bundenen Zwangläufigkeit  von  Posten  und  Gegenposten  der  Fall  ist. 

Unstreitig  wird  natürlich  auch  die  nur  nach  der  einfachen  Buch- 
fühnxng  vorgenommene  bilanzmäßige  Erfolgs-Ermittlung  den  nicht 
bilanzmäßigen  Methoden  dann  vorzuziehen  sein,  wenn  die  einfache 
Buchführung  derart  vollständig  angelegt  und  gewissenhaft  durchgeführt 
ist,  daß  sie  Bilanz-Resultate  gewährleistet,  die  mehr  oder  minder 
unvollständige  Buchungsnotizen  nicht  leisten  können.  Soweit  die  nicht 
bilanzmäßige  Erfolgs-Berechnung  nur  durch  Gegenüberstellung  von 
Betriebs-Einnahmen  und  Betriebs- Ausgaben,  also  ohne  Berücksichti- 
gung der  Bestände,  geschieht,  steht  sie  —  wenn  nicht  etwa  zufällig 
Bestände  weder  für  den  Anfang,  noch  für  den  Schluß  der  Geschäfts- 
Periode  in  Frage  kommen  —  a  priori  w'cit  zurück  hinter  der  bilanz- 
mäßigen Erfolgs-Ermittlung  auf  Grund  der  ordnungsmäßigen,  auf 
Inventarien  und  Bilanzen  sich  stützenden  einfachen  Buchführimg, 
was  nicht  weiter  begründet  zu  werden  braucht.  Darauf  nniß  jedoch 
noch  hingewiesen  werden,  daß  auch  die  nichtbilanzmäßige  Erfolgs- 
Ermittlung  sehr  oft  nach  buchmäßigen  Notizen  geschieht,  die  sehr  wohl 
als  ,, einfache"  Buchführung  angesprochen  werden  könnten,  wenn  sie  von 
einer  Bilanz  au.sgegangen  wären  imd  in  solche  periodisch  münden  würden. 

Vorzüge  der  Doppelbuchführung.  Ist  nun  auch  die  Möglichkeit 
vorhanden,  daß  die  nach  der  einfachen  Buchführung  durchgeführte 
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bilanzmäßige  Erfolgs-Emiittlnng  zu  falschen  Ergebnissen  führt,  so 
schnnnpft  solche  Möglichkeit  auf  ein  Minimum  zusammen  bei  der  bilanz- 
mäßigen Erfolgs-Ermittlung  nach  der  Doppelbuchführung. 

Bei  die.?er  Buchhaltungsart,  die,  streng  genommen,  als  die  Buch- 
haltung schlechthin  gelten  könnte,  fallen  die  oben  mitgeteilten  Mängel 
der  einfachen  Buchhaltung  fort.  Denn  nach  doppischen  Prinzipien 
verlangt  die  Doppelbuchhaltimg  unerbittlich  und  ausnahmslos  zum 
Posten  den  Gegenposten.  Zwar  ergeben  sich  auch  im  Rahmen  der 
einfachen  Buchhaltung  oft  Posten  und  Gegenpo.sten ;  nicht  aber  liegt 
bei  jener  Buchhaltung  die  Notwendigkeit  vor,  sämtliche  Posten 
in  solchem  Gegenseitigkeits Verhältnis  zu  einander  zu  verrechnen.  Eine 
derartige  Notwendigkeit  wiu'de  die  einfache  Buchhaltung  zur  doppelten 
machen. 

Jene  zwangläufige  doppische  Buchungs-Methode  bietet  Gewähr 
dafür,  daß  auf  den  Hauptbuch-Sachkonten,  als  den  Grundlagen  und 
Kontrollorganen  für  die  Bilanz-Posten,  die  Vermögenslage  vollständig 
und  —  richtige  Buchungen  vorausgesetzt  —  auch  buchmäßig  richtig 
dargestellt  ist.  Ich  sage  ausdrücklich:  ,.buchmäßig"  richtig.  Denn 
die  materielle  Richtigkeit  der  gesamten  Vermögenslage  kann  auch 
die  Doppelbuchhaltung  nicht  bei  allen  Bestand-Kontensalden  ver- 
bürgen, sondern  nur  bei  denjenigen,  die  als  ,,SoH "-Bestände  mit  den 
für  das  Inventarium  ermittelten  ,,Ist"-Beständen  übereinstimmen 
müssen.  Insoweit  dies  —  wie  regelmäßig  z.  B.  beim  Warenlagerwert 
—  nicht  zutrifft,  liefert  die  Doppelbuchhaltung  nur  die  Saldi  für  die  Er- 
folgs-Ermittlung auf  den  bezüglichen  Konten;  für  die  Ermittlung  des 
Vermögenswerts  ist  sie  dagegen  in  diesen  Fällen  nicht  geeignet.  Viel- 
mehr sind  dann  ausschlaggebend  die  Ergebnisse  der  Inventur-Auf- 
nahme. 

Demnach  ist  daran  festzuhalten,  daß  auch  bei  der  bilanzmäßigen 
Erfolgs-Ermittlung  auf  Grund  der  Doppelbuchhaltung  die  materielle 
Richtigkeit  des  Inventariums  von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist. 

Hiernach  liegt  der  Hauptvorzug  der  doppelten  gegenüber  der  ein- 
fachen Buchhaltung  darin,  daß  jene  eine  Kontrolle  der  Vermögens- 
Bestandteile  prinzipiell  und  nach  systematischen  Grund- 
sätzen ermöglicht,  während  diese  eine  nur  lückenhafte  und  mehr  oder 
minder  willkürliche  derartige  Kontrolle  gestattet.  Dieser,  der  Doppel- 
buchhaltung gebührende  Vorzug  kann  und  wird  oft  materielle  Be- 
deutung erlangen  insofern,  als  Fehler  im  Inventarium,  z.  B.  in  den  De- 
bitoren- und  Kreditoren-,  den  Wechsel-  und  Akzept -Bestandzahlen, 
durch  den  Vergleich  jener  Zahlen  mit  den  ihnen  entsprechenden  Haupt- 
buch-Salden offenbar  werden. 

Neben  der  materiellen  Bedeutung,  die  der  Doppelbuchhaltung  füi' 
die  Kontrolle  der  meisten  Bilanz- Posten  zukommt,  ist  ihr  noch  ein  Vor- 
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zug  mehr  formalen  Charakters  eigen:  die  Spezialisation  der  Er- 
folgs-Rechnung nach  Maßgabe  der  Kontierung,  d.  h.  die 
mehr  oder  minder  detaillierte  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung. 

In  welchem  Umfang  die  Erfolgs- Posten  aus  der  doppelten  Buch- 
haltung heraus  ohne  weiteres  spezialisiert  werden  können,  richtet  sich 
danach,  in  welchem  Maße  die  Erfolgs-Konten  nach  Abteilungen  und 
Unteral)teilungen  gegliedert  sind.  Kein  Fachmann  wird  bestreiten, 
diiii  beispielsweise  der  Geschäftsauf  wand  ausschließlich  der  Abschrei- 
bungen auf  einem  allgemeinen  Aufwand-Konto,  daß  ferner  sämtliche 
Abschreibungen  auf  einem  ,,Abschreibungs"-Konto  gesammelt,  und  daß 
die  Salden  dieser  Konten  für  den  Jahresschluß  auf  Gewinn-  und  Ver- 
lust-Konto übertragen  werden  könnten,  ohne  die  Ordnungsmäßigkeit 
der  Buchführung  dadurch  aufzuheben.  Denn  mit  der  Gesamtzahl  für 
den  Aufwand  zuzüglich  derjenigen  füi"  die  Abschreibungen  im  Soll,  da- 
gegen mit  der  Rohgewinnzahl  im  Haben  des  Grewinn- und  Verlust-Kontos 
ist  die  Erfolgs-Rechnimg  zweifellos  hinreichend  spezialisiert.  Diese 
Erfolgs -Faktoren  lassen  sich  jedoch  auch  aus  der  einfachen  Buch- 
haltung gewinnen.     Und  zwar  auf  folgende  Weise: 

"Wege  zur  Erfolgs- Rechnung  bei  einfacher  Buchführung.  Aus  dem 
Vergleich  des  Reinvermögens  nach  der  vorletzten  mit  demjenigen 
nach  der  letzten  Bilanz  resultiert  unter  Hinzurechnung  etwaiger  Privat- 
Entnahmen  im  Gewinn  fall  der  Reingewinn  der  in  Frage  kommenden 
Geschäfts- Periode.  Rechnet  man  zum  Reingewinn  den  Aufwand  ein- 
schließlich der  Abschreibungen  und  Rückstellungen,  so  ergibt  sich  der 
Rohgewinn,  der  im  Warengeschäft  mit  dem  Gewinn  an  Waren  iden- 
tisch zu  sein  pflegt.  (Im  Verlustfall  ist  bei  allen  diesen  Berech- 
nungen abzuziehen  anstatt  hinzuzurechnen.)  Zu  beachten  ist  dabei 
jedoch  in  jedem  Fall  bei  einfacher  Buchhaltung,  ob  außerordent- 
licher, nicht  im  Wege  des  regulären  Geschäfts-Betriebs  ver- 
dienter Vermögens-Zuwachs  vom  Betriebs -Roherfolge  zu  sondern  ist. 

Die  Feststellung  des  Aufwands  kann  bei  einfacher  Buchhaltung 
auf  mehrfache  Weise  geschehen.  Nämlich  entweder  durcli  nachträg- 
liches Ausziehen  der  Aufwandzahlen  aus  den  Grundbüchern  und 
deren  gesonderte  Zusammenstellung  und  Berechnung;  oder  durch 
Sammeln  der  Aufwand-Einzelposten  in  Sonderspalten,  die 
in  den  Grundbüchern  anzubringen  sind.  Die  so  gesammelten  Aufwand- 
Posten  können,  wie  die  nachträglich  ausgezogenen,  auf  irgend  eine 
zweckmäßige  Weise  gesondert  zusammengestellt  und  berechnet  werden, 
wenn  man  sie  nicht  auf  ein  spezielles  Aufwand-Konto  periodisch  (etwa 
monatlich)  übertragen  und  dort  für  bilanzielle  Zwecke  addieren  will. 

Als  ein  mit  Nutzen  verwendbares  Verfahren,  das  jedoch  nur  an- 
wendbar ist,  wenn  der  Betrieb  die  Vereinigung  von  Kasse  und  Memorial 
in    einem    Buch  gestattet,  sei  folgendes  erwähnt:  die   Kasse-Posten 
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laiif€»n  zusammen  mit  den  Memorial-Posten  in  chronologischer  Reihen- 
folge durch  ein  Kasse-Memorial.  Um  trotz  dieser  Verquickung  aus 
dem  Kasse-Memorial  stets  (Icn  Kasse-Soll-Bestand  durch  einfaches 
Saldoziehen  ermitteln  zu  können,  ist  erforderlich,  die  Memorial-Posten 
im  Kasse-Memorial  nach  doppischen  Grundsätzen,  also  im  Soll  und  im 
Haben  gleichzeitig,  unter  Anrufung  der  Konten  und  Gegenkonten  zu 
verbuchen.  Ist  beis])ielsweise  ein  Lieferant  für  ein  ihm  gegebenes 
eigenes  Akzept  zu  belasten,  so  wird  die  Soll.seite  des  Kasse-MemoriaLs 
unter  Anrufung  des  Lieferanten -Kontos  für  den  Betrag  belastet,  die 
Habenseite  hingegen  unter  Anrufung  der  Akzepte-Kontos  dafür  erkannt. 
Vom  Soll  des  Kasse-Memorials  ist  der  Posten  ins  Soll  des  Lieferanten- 
Kontos,  vom  Haben  des  Kasse -Memorials  dagegen  ins  Haben  des 
Akzepte-Kontos  zu  übertragen. 

Die  Aussonderung  der  Memorial-Posten,  etwa  in  besondrer  Spalte, 
ist  bei  diesem  Verfahren  demnach  nicht  nötig,  weil  die  Kontrolle  des 
Kasse-Status  zufolge  der  doppischen  Verbuchung  der  Memorial-Posten 
im  Kasse-Memorial  nicht  gestört  wird. 

Aus  einem  andern  Grunde  sind  jedoch  im  Kasse-Memorial  Neben- 
spalten erforderlich:  um  darin  nämlich  die  Aufwand-Posten  auszu- 
werfen. Unabhängig  davon,  ob  diese  Posten  Kasse-  oder  Memorial- 
Posten  sind,  ob  also  der  Aufwand  sogleich  bezahlt  oder  auf  Kredit  ge- 
schehen ist,  werden  sämtliche  Aufwand-Posten  in  der  Xebenspalte 
ausgeworfen,  am  Monatsschluß  addiert  und  zum  Zweck  der  Kasse- 
Bestand-Ermittlung  der  Hauptspalte  als  Monats-Gesamtsumme  zuge- 
führt. Die  Monats-Gesamtsummen  können  auf  einem  Zettel  vermerkt 
und  dort  addiert  werden.  Die  Addition  der  monatlichen  Aufwand- 
Gesamtsummen  ergibt  dann  leicht  den  Gesamtbetrag  des  Aufwands 
während  der  Geschäfts-Periode.  Somit  ist  nicht  erforderlich,  im  Haupt- 
buch der  einfachen  Buchhaltung  ein  Sachkonto  für  den  Aufwand  zu 
errichten.  Damit  wird  auch  dem  Einwand  vorgebeugt,  die  einfache 
Buchhaltung  werde  durch  die  geschilderte  Einrichtung  des  Kasse- 
Memorials  zur  Doppelbuchhaltung.  Wohl  wird  durch  die  doppische  Ver- 
buchung der  Memorial-Posten  im  Kasse-Memorial  ein  Schritt  in  dieser 
Richtung  getan.  Von  der  Doppelbuchhaltung  kann  im  vorliegenden  Fall 
dennoch  nicht  gesprochen  werden,  solange  nicht  sämtliche  Grund buch- 
ungen  ihren  Weg  über  die  Hauptbuch-Konten  genommen  haben. 

Nichts  steht  im  Wege,  die  Zahl  der  Xebenspalten  im  Ka.s.se-Me- 
morial  in  dem  Maße  zu  erhöhen,  als  man  den  Aufwand,  etwa  unter 
Ausscheidung  von  Zinsen,  Steuern  u.  dgl.,  in  der  Erfolgs-Rechnimg  zu 
spezialisieren  wünscht.  Immerhin  wird  die  Zahl  der  Nebenspalten  sich 
in  sehr  bescheidenen  Grenzen  halten,  weil  die  einfache  Buchhaltung 
naturgemäß  nur  für  leicht  übersehbare  Geschäfts-Betriefbe  geringen 
Umfangs  praktische  Verwendung  finden  wird. 
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Hier  sollte  nur  gezeigt  werden,  daß  die  Spezialisation  der  Erfolgs- 
Rechnung  in  Gestalt  des  Gewinn-  mul  Verlust-Kontos  nicht  allein  bei 
dojipelter,  sondern  daß  sie  sehr  Avohl  auch  bei  einfacher  Buchführung 
erreichlmr  ist,  ohne  daß  der  Charakter  der  einfachen  Buchhaltung  da- 
durch verloren  zu  gehen  l)raucht. 

Kein  gesetzlicher  Zwang  zur  DoppolbuehHihrung  für  Kapital-Ge- 
sellschaften. Deinuach  bin  ich  der  Ansicht,  daß  nicht  unbedingt  die 
Doppelbuchhaltung  gesetzliches  Erfordernis  ist,  wenn  im  §  260  Abs.  2 
von  den  Aktien-  micl  Kommandit-Aktien-Gesellschaften,  ferner  im  §  41 
Abs.  2  Ges. -Ges.  von  den  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  neben 
der  Bilanz  eine  Ge^^inn-  und  Verlust -Rechnung  verlangt  wird,  und 
wenn  im  Gen. -Ges.  §48  Abs.  2  neben  der  Bilanz  noch  ,,eine  den  Gewinn 
inid  Verlust  des  Jahrs  zusammenstellende  Berechmmg  (Jahresrechnung)" 
vorgeschrieben  steht. 

Nach  §  38  Abs.  1  H.G.B.  ist  dem  Kaufmann  und  damit  (nach  §  6 
Abs.  1  H.G.B.)  auch  den  Handelsgesellschaften  freigestellt,  in  welcher 
Weise  die  Buchführung  gehandhabt  werden  soll.  Vorgeschrieben  ist 
nur.  daß  die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  anzu- 
Avenden  sind.  Diese  Grundsätze  können  durch  einfache  oder  durch 
doppelte  Buchführung  zur  Geltung  gebracht  werden.  Da  n\ni  nach 
dem  oben  Dargelegten  als  erwiesen  angesehen  werden  darf,  daß  den 
auf  die  Gewinn-  und  Verlust  -  Rechnimg  zu  beziehenden  Gesetzes- 
Vorschriften  auch  durch  die  einfache  Buchfühnnig  entsprochen  werden 
kann,  so  ist  kein  Grund  ersichtlich,  warum  Aktien-  und 
Kommandit-Aktien-Gesellschaften,  Genossenschaften  und 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  —  im  Gegensatz 
zu  den  Einzelkauf leuten  und  Personal-Gesellschaften  —  prinzipiell 
zur  Doppelbuchführung  verpflichtet  sein  sollen,  wie  dies 
von    manchen    Autoren   angenommen   wird.^) 

Wohlverstanden:  hierbei  handelt  es  sich  niir  um  die  prinzipielle 
Entscheidung;  auf  die  tatsächliche  Seite  der  Sache  wird  noch  ein- 
gegangen werden. 

Bei  der  Wahl  der  für  einen  bestimmten  Betrieb  geeigneten  Buch- 
führung sind  zu  erwägen  vor  allem  die  organisatorischen  und  Branche- 


^)  Für  Aktien-  und  Kommandit-Aktien-Gesellschaften  fordern 
die   Doppelbuchhaltung: 

Rehm  8.  156  zu  §  61  I.  Simon  S.  72ff.  Staub  S.  209  letzter  Satz  und 
S.  811  Anmerkg.  5  zu  §  239.  Knappe  S.  22 — 23  (inzwischen  II.  Aufl.  erschienen). 
Beige]  gegen  Schmalenbach  in:  Zeitschrift  für  da.s  gesamte  Aktienwesen,  XVIII. 
S.  179ff.  und  in:  Der  „Buchrevisor"  (Beiblatt  zur  Z.  f.  B.)  VIII.  S.  17ff. 

Beige!  wendet  sich  gegen  einen  von  Schmalenbach  in  dessen  Z.  f.  hw.  F. 
I.  S.  41 — 4.5  veröffentlichten  Artikel,  worin  dargelegt  wird,  warum  die  Doppel- 
buchhaltung als  gesetzliches  Erfordernis  für  Aktien -Gesellschaften  nicht  unbedingt 
gelten  könne. 
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Verlicältnisse,  denen  die  Buchführung  anzupassen  ist.  Solche  Anpassung 
ist  nicht  selten  eine  schwierige  Aufgabe,  deren  zweckmäßige  Lösung 
sich  jedoch  sehr  gut  bezahlt  macht.  Viel  zu  oft  wird  leider  noch  immer 
die  Buchführung  eingerichtet  von  Leuten,  denen  weder  die  hinreichende 
Vielseitigkeit  der  praktischen  Erfahrung,  noch  genügende  Kenntnisse 
der  zwar  theoretischen,  aber  dennoch  praktisch  bedeutsamen  Grund- 
lagen der  Buchführung  zur  Verfügung  stehen.  Beide  Bedingungen 
müssen  aber  erfüllt  sein,  wenn  die  Buchführung  nach  dem  Prinzip  des 
kleinsten  Mittels  funktionieren,  also  mit  nach  Möglichkeit  geringem 
Arbeitsaufwand  alle  erforderliche  Übersicht  und  Sicherheit  für  Richtig- 
keit bieten  soll. 

Da  den  Kaufleuten  und  Handelsgesellschaften  die  Wahl  der  Me- 
thode und  der  Form  der  Buchführung  gesetzlich  freigestellt  ist,'  sollte 
in  jedem  Fall  sorgsam  geprüft  werden,  ob  nicht  eine  einfache  Buch- 
führung mit  zweckmäßiger  Kontierung  und  Skontrierung  die  zu  leistende 
Aufgabe  bequemer  als  eine  Doppelbuchführung  erfüllt.  Wird  aus  kon 
trolltechnischen  Gründen,  oder  in  Rücksicht  auf  den  Betriebs-Umfang 
die  Doppelbuchhaltung  gewählt,  so  ist  dabei  darauf  zu  achten,  daß  eine 
für  den  besondern  Fall  zweckmäßige  Form  (italienisch,  deutsch,  fran- 
zösisch, ,, amerikanisch",  Kombination  u.dgl.)  zur  Anwendung  kommt. 
Nochmals  sei  betont,  daß  nicht  die  juristische  Form  der  kauf- 
männischen Unternehmung,  sondern  ausschließlich  ihre  betriebstech- 
nische Organisation  und  ihr  Umfang  maßgebend  sind  für  die  Frage, 
ob  einfache  oder  doppelte  Buchführung  zu  wählen  sei.  Während  z.  B. 
Einzelunternehmungen  und  Personalgesellschaften  nach  Umsatz  und 
Artikelzahl  sehr  bedeutenden  Umfang  haben  und  sehr  kompliziert  sein 
können,  kann  das  Gegenteil  z.  B.  bei  Aktien-Gesellschaften  und  Ge- 
nossenschaften der  Fall  sein.  Die  letztgenannten  beiden  Unterneh- 
mungsformen werden  dann  mit  der  einfachen  Buchführung  auskommen, 
die  erstgenannten  werden  der  Doppelbuchführung  bedürfen. 

Gründe  für  die  Doppelbuchführung.  Gewisse  Branchen  werden 
auch  bei  bescheidenem  Umfang  zAveckmäßig  mit  der  Dop- 
pelbuchhaltung ausgestattet  werden.  Beispielsweise  Bank- 
unternehmungen deshalb,  weil  im  Bankbetriebe  das  kontrolltechni- 
sche Moment  als  Hauptvorzug  der  Doppelbuchhaltung  in  Rücksicht 
auf  die  im  Bankverkehr  erforderliche  besondere  Präzision  bei  der  Ge- 
schäftsgebarung von  ausschlaggebender  Bedeutung  ist. 

Mit  allen  vorstehenden  Ausführungen  dürfte  bewiesen  sein,  daß 
die  Ansicht,  die  Kapital-Gesellschaften  (A.  G.,  K.  A.  G.,  G.  m.  b.  H.) 
bedürfen  prinzipiell  der  doppelten  Buchführung,  nicht  haltbar  ist,  daß 
es  also  nicht  anginge,  den  Vorstand  einer  Aktien-Gesellschaft  oder  die 
Geschäftsführer  einer  G.  m.  b.  H.  im  Konkursfall  wegen  einfachen  Ban- 
krotts schon  deshalb  zu  bestrafen,  Weil  statt  der  Doppelbuchhaltung 
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nur  einfädle  Buchhaltung  vorliegt,  falls  diese  ordnungsmäßig  ist  und 
den  Bedürfnissen  des  Betriebs  nachweislich  genügt  hat.  Selbstverständ- 
lich kann  und  soll  keineswegs  behauptet  werden,  daß  Kapital-Gesell- 
schaften nun  wirklich  gut  daran  t)ui  wüideu.  statt  der  düj)pelten  die 
einfache  Buchhaltung  einzuführen.  Vielineln-  lehrt  die  Erfahrung,  daß 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  für  die  Kapital-Gesellschaften  die  Doppel^ 
bucldialtinig  aus  den  obei\  genannten  Gründen  geboten  ist.  Bei 
kleinen  Genossenscliaf t en  hingegen  ist  häufig  die  einfache 
Buclihaltung  mehr  als  die  Doppel ])ucli  halt  ung  am  Platze. 
Keinesfalls  gilt  dies  jedoch  für  größere  Kredit-Genossen- 
schaften mit  bankmäßigem  Betriebe.  Denn  der  Bankbetrieb 
hat  —  wie  schon  gesagt  wurde  —  an  dem  kontrolltechnischen  Wert 
der  Doppelbuchhaltung  besonderes  Interesse.  Dazu  kommt  außerdem 
noch  ein  andres  Moment :  im  Bankverkehr  stammt  der  Roherfolg 
aus  sehr  verschiedenen  Quellen  (Zinsen.  -Provisionen,  Konsortial-, 
Effekten-,  Beteiligungs-Erfolge  usw.) ;  im  Gegensatz  zum  Waren- Verkehr, 
wo  meist  ein  Warenkonto  zum  Nachweis  des  gesamten  Roherfolgs 
ausreicht,  erscheint  mir  für  den  Bankbetrieb  die  Spezialisation  des 
Roherfolgs  nach  seinen  Quellen  notwendig,  wenn  der  Charakter  der 
Ordnungsmäßigkeit  der  Buchführung  gewahrt  bleiben  soll.  Für  die 
den  Bankver'kehr  pflegenden  Kaj)! tal-Gesellschaf t en  und 
größeren  Genossenschaften  ist  die  Doppelbuchhaltung 
demnach  als  unerläßliche  Beding\ing  anzusehen,  weil  die 
einfache  Buchhaltung  weder  die  im  Bankbetriebe  ständig 
wünschenswerte  Kontrolle,  noch  die  Spezialisation  des 
Roherfolgs    in    zweckmäßiger    Weise    ermöglicht. 

Iteichsseriehts-Eiitscheiduiigen  über  Bilanz-Anlsteliuna'  und  Un- 
terschritt. Geschlossen  sei  dieser  Abschnitt  nnt  zwei  Reichsgerichts- 
Entscheidungen,  die  der  ,, Handelsrechtlichen  Rechtsprechung"  von 
Kaufmann  entnommen  sind: 

„Wenn  auch  von  einem  Kautniaiin  uiclit  uiiIit  allen  L'nistäiKlcn  verlangt 
Meiden  kann,  daß  er  seine  Bücher  persönlich  führe,  so  hat  er  doch  bei  der  vom 
Gesetz  vorgeschriebenen  Bilanzziehung  persönlich  mitzuwirken.  Er  hat  die  Bilanz 
zu  unterzeichnen,  gleichviel  wie  es  mit  seiner  kaufmännischen  Ausbildung  und 
seiner  Fähigkeit  zur  Buchführung  im  übrigen  beschaffen  ist.  R.  (».  17.  ">.  "7.  Recht 
07.  780."  1) 

„Ein  Gewerbetreibender,  welcher  sein  Unternehmen  derartig  vergrößert,  daß 
es  au.s  einem  niinderkaufmänni.schen  zu  einem  vollkaufmämiischen  (Jcschäfts- 
betriebe  wird,  ist  verpflichtet,  in  diesem  Zeitpunkt  eine  Eröffnungsbilanz  zu  er- 
richten, selbst  wenn  er  den  gesetzlichen  Vorschriften  üIk-i-  Buchführung  und 
Bilanzziehung  bisher  freiwillig  entsprochen  hat.  R.  G.  28.  4.  08.  Bayci-.  Z.  08.  ^(M). 
Bank-.\rchiv  7,  .%7.    J).  .1.  Z.  08,  87ö.    J.W.  08.  (503.  "'"^) 

'    k   ■')  Kaufmann   VIII.  S.  .•J2.     IX.  S.  .'{I. 


Kuntcn-Tlicoretisfhes.  21 

2.   Abschnitt. 

Konten-Theoretisches. 

Praktische  Bodeutung  der  Konten-Theorien.  Kaum  auf  (Mueni  andcni 
Wissensgebiet  ist  die  theoretische  Ei'kenut  iiis  praktisch  in  dem 
Maße  nützlich,  wie  auf  dem  der  Buchhaitimgs-Lehre.  Der  [)raktische 
Nutzen  der  Buchlialtiuigs-  oder  Konten-Theorien  zeigt  sich  nicht  allein 
bei  der  Vermittlung  buchhalterischen  Verständnisses  durch  den  Lehrer; 
er  kommt  vor  allem  auch  bei  der  angewandten  Buchhaltung  im  Ge- 
schäftsleben zur  Geltung.  Dort  kann  ein  theoretisch  gut  geschulter 
Buchhalter  oder  Sachverständiger  den  Wert  solchen  Wissens  täglich 
erproben,  wenn  es  sich  um  die  Lösung  von  buchtechnischen  Aufgaben 
handelt,  die  über  den  Rahmen  des  Alltäglichen  hinausragen.  Denn  mit 
hinreichender  Erfahrung  gepaarte  theoretische  Schulung  schärft  den 
Blick  für  das  Wesentliche  und  erleichtert  dadurch  in  hohem  Maße 
die  Entwirrung  auch  der  kompliziertesten  buchhalterischen  Ver- 
hältnisse. 

Über  die  Konten-Theorien  besteht  eine  umfangreiche  Literatur, 
teils  in  Form  von  Artikeln  in  Fachzeitschriften, i)  teils  in  Lehrbüchern 
über  die  Buchhaltung.  ^)  Im  Lauf  der  letzten  Jahre  sind  besonders  die 
Zweireihen-Theorie,  die  Einkontenreihen-Theorie  und  die  Zweikonten- 
reihen-Theorie Gegenstand  ausführlicher  nud  teilweise  vergleichender 
Erörtenmgen  gewesen.^)  Darauf  soll  hier  nur  verwiesen,  jedoch  soll 
auf  Einzelheiten  nicht  eingegangen  werden. 

Im  Wesen  theoretischer  Erörterungen  liegt,  daß  sie  der  persön- 
lichen Überzeugung  ihres  Verfassers  Ausdruck  geben,  daß  sie  also 
stets  mehr  oder  weniger  subjektiven  Charakter  haben.  Maßgebend  für 
die  Ergebnisse  theoretischer  Erwägungen  sind  nicht  zuletzt  Standpunkt 
und  Methode,  womit  man  an  die  Lösung  des  Problems  herantritt.  Für 
die  Beurteilung  der  Konten-Theorien  der  kaufmännischen  doppelten 
Buchhaltung,  die  hier  nur  in  Betracht  kommt,  ist  demgemäß  immer 
von  Wichtigkeit  die  Frage,  ob  vorwiegend  oder  ausschließlich  Wirt- 
schaft liehe,  ob  juristische  oder  etwa  in  erster  Linie  pädagogische 


1)  Vgl.  insbesondere  die  wähi'end  der  letzten  zwanzig  Jahre  in  der  Z.  f.  B. 
erschienenen  bezüglichen  Artikel.  Auch  die  Zeitschrift  für  das  gesamte 
kaufmännische  Unterrichtswesen  bringt  Artikel  kontentheoretischen 
Inhalts. 

2)  Eine  gute  Li teratiir-ÜbersiciJit  über  das  vorstehende  Thema  gibt  Leitner 
(Grundriß)  I.  S.  118—126. 

3)  Vgl.  z.  B.  Z.  f.  B.  1908:  S.  25,  73,  78,  169.  217,  264 ff.  1909:  S.  140,  U5, 
161,170,  198.  217.  241.  244ff.  1910:  S.  7' 31,  49.  105.  1.3.5,  246tt.  1912:  S.  169, 
193ff.    Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  I.  S.  233,  313ff.  IL  S.  343,  375ff.    III.  S.  9ff.    V.  S.  99ff. 
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Gesichtspunkte  für  die  theoretisclie  Konstruktion  maßgebend  waren, 
und  ob  die  Darstellung  mathematischen  Charakter  hat,  oder  ob 
sie  auf  anderm  Wege  versucht  wurde. 

An  dieser  Stelle  sollen  V^orzüge  oder  Mängel  der  bestehenden  Konten- 
Theorien  nicht  besprochen  werden.  Nur  soviel  sei  hier  gesagt:  jede  der 
bestehenden  Konten-Theorien  hat  von  ihrem  Standpunkt  ihre  Be- 
rechtigung und  fiü'  die  praktische  Nutzanwendung  ihre  mehr  oder 
weniger  große  Bedeutung.  Je  nach  Standpunkt  und  Darstellungs- 
Methode  erscheinen  verwandte  Gedanken  in  verschiedener  Form;  \ind 
so  ergänzen  die  verschiedenen  Konten-Theorien  einander,  wenn  man 
sie  vergleichend  betrachtet.  In  den  fogenden  Ausführungen  wird  aus- 
gegangen von  dem  in  der  Doppelbuchhaltung  herrschenden  Dualis- 
mus. Im  Zusammenhang  damit  soll  die  buchhalterische  Bedeutung 
verschiedener  Wertkategorien  zur  Geltung  kommen.  Zunächst  i.st 
da^s  Wichtigste  über  die   Bilanzen  zu  sagen. 

Bilanzen. 

Bilanz-Begriff.  Die  kaufmämüsche  Bilanz  präsentiert  sich  uns  vom 
bucht echni.schen  Standpunkt  als  kontoförmige  Gegenüberstellung  der 
Aktiva  und  der  Passiva  dergestalt,  daß  der  rechnungsmäßige  Wert- 
unterschied zwischen  beiden  Seiten  zum  Ausgleich  auf  die  kleinere 
Seite  gesetzt  wird.  Dieser  Wertunterschied  ist  identisch  mit  dem 
Geschäfts -Gesamt  vermögen,  wenn  er  als  rechnungsmäßiger  Aus- 
gleich für  den  Überschuß  der  Aktiva-  über  die  Passivawerte  auf  der 
Passiva-Seite  erscheint ;  er  ist  aufzufassen  als  Geschäfts  -  G  e  s  a  m  t  s  c  h  u  1  d , 
wenn  er  als  rechnungsmäßiger  Ausgleich  für  den  Überschuß  der  Pas- 
siva- über  die  Aktivawerte  auf  der  Aktiva-Seite  eingesetzt  wird.  Ge- 
troffen wird  hiermit  auch  die  Möglichkeit,  daß  nur  Aktiva  oder  nur 
Passiva  vorhanden  sind.  Von  der  Zusammengehörigkeit  der  bilanz- 
mäßigen Erfolgs-,  Reserve-  und  Grund-  oder  Stamm-Kapital-Posten 
bei  den  Kapital-Ge.sellschaften  kann  hier  abgesehen  werden. 

Bilanz-Inhalt.  Auf  der  Bilanz- Aktiva -Seite  können  vor- 
kommen : 

I.  Materiell    greifbarer    Besitz    (Veräußerungs-   und    Be- 
triebs-Gegenstände). 
II.  Forderungsrechte     aus     Betriebs-Umsätzen     (Debi- 
toren, Bankguthaben  u.dgl.). 

III.  Andere  Forderungsrechte  (Darlehns-Forderungen, Rechte 
aus  Beteiligungen,  Grundkapitals-Rückstände  usw.). 

IV.  Immaterialgüter    (Firmen-,    Patent-,    Marken-,   Urheber- 
Rechte  u.  a.). 

V.   Passiva- Wert  korrekt  uren  (z.  B.  Disagio). 
VI.  Positive    Erf olgs-Korrekturen  (Transitorische  Aktiva). 
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In  der  Bilanz -Passiva -Seite   können  enthalten  sein: 

I.  Schulden     ans     Betriebs-Umsätzen     (Kreditoren    ein- 
schließlich der  eigenen  Akzepte). 
IL  Kapita  1-Schnlden  (z.  B.  Hypotheken-,  Anleihe-  und  Dar- 
lehns-Schulden). 

III.  Andere     Verbindlichkeiten    (z.    B.Verpflichtungen   aus 
Wohlfahrts-Fonds,  noch  vuierhobene  Dividenden  usw.). 

IV.  Aktiva- Wertkorrekturen  (Abschreibungen,  Erneuerungs- 
Rückstellungen,  unechte  Reserven  u.  dgl.). 

V.  Negative  Erf olgs- Korrekturen  (Transit orische  Passiva). 

Je  nach  der  Vermögenslage  ist  entweder  auf  der  Aktiva-  oder  auf 
der  Passiva-Seite  zu  den  vorstehenden  Gruppen  noch  der  rechnungs- 
mäßige Wertausgleichs-Posten  als  summarischer  Ausdruck  für  die 
Geschäfts-Gesamtschuld  oder  für  das  Geschäfts-Gesamt vermögen 
z\i  denken  (daß  dieser  Wertausgleich  im  Fall  echter  Reserven,  unver- 
teilter  Gewinne  oder  einer  Unterbilanz  durch  mehrere  Posten  repräsen- 
tiert werden  muß,  deute  ich  nur  an).  Hiernach  sei  gleich  an  dieser 
Stelle  festgestellt,  daß  die  bilanzielle  Kontierung  teils  auf  mate- 
rieller,   teils    auf    rein    rechnerischer   Grundlage    beruht. 

Jede  ordnungsmäßige  Buchhaltung  muß  von  einer  Bilanz  aus- 
gehen i:nd  periodisch  in  solche  münden. 

Bilauzarten.  Man  hat  zwischen  Eröffnungs-  und  Schluß- 
bilanzen zu   unterscheiden. 

Als  Eröffnungs-Bilanz  ist  anzusehen  jede  erste  Bilanz  einer  neu 
gegründeten  oder  etwa  nur  vom  juristischen  oder  vom  wirtschaftlichen 
Standpunkte  neu  gestalteten  Unternehmung  (im  Fall  der  Umwandlung 
von  einer  Gesellschaftsform  in  eine  andre,  oder  beim  Übergang  der 
Unternehmung  vom  Einzelunternehmer  an  eine  Gesellschaft  und  um- 
gekehrt). 

Dagegen  sind  Schlußbilanzen  im  handelsrechtlichen  Sinn  alle 
der  Eröffnungs-Bilanz  periodisch  —  und  zwar  für  einen  Zeitraum  von 
höchstens  je  zwölf  Monaten  —  folgenden  Bilanzen. 

Aufgaben  der  Bilanzen.  Die  Eröffnungs-Bilanz  hat  die  Auf- 
gabe, die  Zusammensetzung  und  den  Gesamtwert  des  ursprünglich 
vorhandenen  Geschäfts-Vermögens  oder  die  Höhe  der  statt  eines  Ge- 
schäfts-Vermögens etwa  vorhandenen  Geschäftsschuld  und  deren  Grund- 
lagen ersichtlich  zu  machen.  (Der  Fall,  daß  eine  Unternehmung  mit 
einer  Geschäftsschuld  begonnen  wird,  hat  praktische  Bedeutung.) 

Xoch  ein  Weiteres  leistet  jede  Schlußbilanz:  indem  sie  nämlich 
—  wie  die  Eröffnungs-Bilanz  —  den  Vermögens-Status  erkennen  läßt, 
gibt  sie  gleichzeitig  Aufschluß  über  den  gesamten  Reinerfolg  der  durch 
sie    geschlossenen    Geschäfts-Periode. 
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Diese  bciiU'ii  Aiit'ualH'ii  liängen  sonacli.  hiK-litt'c-liiiiscli  gciioiniiuMi. 
innij:  zusammen.  Im  Gesclüiftsleben  ist  bei  der  Bilaiizierunir  zwar 
regelmäßig  das  Interesse  an  der  Erfolgs-Ermittlung  stärker  als 
an  der  Feststellung  des  Vermögens-Status. i)  Zuweilen  jedoch,  z.  B. 
bei  Auseinandersetzungen  mit  Gesellschaftern,  überwiegt  das  Interesse 
an  der  Höhe  des  Vermögens-Saldos.  Praktisch  bedeutsam  ist  solcher 
Unterschied  der  Interessen  insofern  nicht,  als  in  dem  Maße,  wie  der 
Reinerfolg  wächst,  sich  auch  das  Geschäfts- Vermögen  mehrt  oder  sich 
die  Gescliäftsschuld  mindert  und  umgekehrt.  Darin  jedoch  liegt  große 
praktische  Bedeutung,  daß  Unterbewertungen  im  Interesse  beabsich- 
tigter Erfolgs-Vcrklcinerung  oder  Überbewertungen  aus  dem  entgegen- 
gesetzten Grunde  die  objektive  Feststellung  der  Vermögenslage  ver- 
eiteln. 

Dualismus. 

Wesen  des  Dualismus.  In  der  Doppelbuclilialtung  wird  der  für  die 
Bilanzen  als  solche,  somit  in  erster  Linie  auch  für  die  Eröffnungs-Bilan- . 
zen  oben  bereits  festgestellte  Dualismus  zwischen  der  Kontierung 
auf  materieller  und  derjenigen  auf  rein  rechnerischer  Grundlage 
zum  Ausgangspunkt  und  zur  Richtschnur  für  die  gesamte  buchmäßige 
Entwicklung  gemacht. 

Yerinögens-Teilkonlen  Das  weitaus  wichtigere  Element  in  diesem 
Dualisnuis  ist  die  Kontierung  auf  materieller  Grundlage,  Aveil  diese 
sich  auf  die  Vermögens-Bewegung  bezieht.  Die  der  Verrechnung  der 
Vermögens-Bewegung  dienenden  Konten  nenne  ich  Vermögens  -  T  e  i  1 - 
konten. 

Zwar  beziehen  die  Vermögens-Teilkonten  sich  sowohl  auf  Ver- 
mögensteile positiven  (Aktiva),  wie  auch  auf  solche  negativen  Charakters 
(Pa.ssiva).  Trotzdem  werden  sie  buchhalterisch  gleichartig  beliandelt. 
Denn  jede  auf  ihnen  zum  Ausdruck  kommende  Mehrung  des  Geschäfts- 
Gesamtvermögens  oder  jede  Minderung  der  Geschäfts-Gesamtschuld 
wird  auf  der  linken  Konto-Seite  belastet,  jede  Minderung  des  Geschäfts- 
Gesamt Vermögens  oder  jede  Mehrung  der  Geschäfts-Gesamtschuld  da- 
gegen auf  der  rechten  Konto-Seite  gutgeschrieben. 

Die  Vermögens-Mehrung  ist  in  ihrer  wirtschaftlichen  Wirkung  eben 
der  Sclndden-Minderung,  die  Schulden-Mehrung  in  gleicher  Hinsicht  der 
Vermögens-Minderung  vergleichbar. 

GeschäUs-Yorgänge.  Die  Vermögens-Teilkonten,  haben  —  wie 
oben  gesagt  wurde  —  die  Aufgabe,  die  Verrechnung  der  Vermögens- 
Bewegung,  also  der  dieser  Bewegung  zugrunde  liegenden  Geschäfts- 
Vorgänge  zu  ermöglichen. 


';  Dif.ser  Meinung  sind  auch:  Pa.ssow  S.  118.    Reisch  i.  Bank-ArcluvIX. 
Xr.  24  S.  371.     Schmalenbach   i.  Z.  f.  hw.  F.  V.  S.  379ff. 
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Die  Gresehäfts-Vorgänge  verursachen  entweder  nur  Änderunucn  der 
Vermögens-Struktui",  ohne  den  Gesamtwert  des  Vermögens  zu  beein- 
flussen (z.  B.  Einkäufe,  Zahlungen  oder  Überweisungen  zur  Regulierung 
von  Verbindlichkeiten),  oder  sie  führen  Veränderungen  des  Vermögens- 
Gesamtwerts  herbei   und   involvieren   daini   in   deren   Höhe  Erfolge. 

Für  diesen  Fall  kommen  in  Frage: 

a)  Geschäfts- Vorgänge,  die  den  Roherfolg  nicht  in  jedem  Einzel- 
fall unmittelbar  erkeinien  lassen,  weshalb  auch  buchhalterisch 
die  Erfolgs-Ernii  1 1  hing  nur  periodisch  und  sum- 
mariscli  sich  vollzieht.  Hauptbeispiel:  Erfolge  aus  Betriebs- 
Umsätzen. 

b)  Geschäfts-Vorgänge,  die  den  Roherfolg  in  jedem  Einzelfall  un- 
mittelbar ausweisen,  wobei  die  Buchung  deshalb  nicht  perio- 
disch-summarisch, sondern  von  Fall  zu  Fall,  also  spezialisiert 
geschieht.  (Regel  bei  irregulären  Erfolgen). 

c)  Geschäfts-Vorgänge,  die  zwar  zunächst  als  Betriebs-Ausgaben 
(Aufwand)  vom  Standpunkt  der  Vermögenslage  negativen 
Charakter  haben,  die  aber  den  Betriebs-Gesamterfolg  ermöglichen, 
sich  somit  darin  ersetzen  sollen.  Inwieweit  dies  gelingt,  hängt 
ab  von  der  Höhe  der  unter  a)  und  b)  in  den  vorstehenden  beiden 
Absätzen  charakterisierten  Roherfolge.  Die  Beziehung  ist  außer- 
dem meist  nur  annähernd  feststellbar,  weil  ein  Kausalzusammen- 
hang zwischen  Aufwand  und  Roherfolg  wohl  vermutet,  jedoch 
zahlenmäßig  meist  nicht  bewiesen  werden  kann. 

d)  Geschäftsvorgänge,    die   Abschreibungen   zur   Folge    haben. 

Wie  ein  Geschäfts-Vorgang  den  Vermögens-Status  auch  beein- 
flussen mag:  durch  Roherfolge,  Aufwand  und  Abschreibungen  materiell, 
oder  nur  bezüglich  der  Struktur  des  Vermögensstandes  formal  —  immer 
wird  er  in  erster  Linie  auf  den  Vermögens-Teilkonten  zum  buchhalte- 
rischen Ausdruck  kommen.  Die  Buchung  auf  den  Vermögens-Teil- 
konten ist  die  primäre.  Mit  ihr  begnügt  man  sich  regelmäßig  in  der 
einfachen  Buchhaltung. 

Da  die  bilanzmäßige  Behandlung  der  Vermögenslage  schon  bei 
der  Eröffnung  der  Unternehmung  als  dualistisch  sich  erwiesen  hat, 
so  muß  logischerweise  auch  die  buchhalterische  Verarbeitung  der  Gre- 
sehäfts-Vorgänge nach  dualistischem  Grundsatz  geschehen,  um  am 
Schluß  jeder  Geschäfts-Periode  zu  erreichen,  daß  die  Differenz  zwischen 
den  Aktiva-  und  Passivawerten  auf  der  Gegenseite  genauen  Ausgleich 
findet  in  dem  rechnungsmäßig  und  summarisch  ausgewiesenen 
Geschäfts-Gesamtvermögen  oder  in  der  Geschäfts-Gesamtschuld,  worin 
der  gleichfalls  rechnungsmäßige  Reinerfolg  der  Geschäfts-Periode 
dann  ebenso  enthalten  ist,  wie  der  effektiv  realisierte  in  den  Aktiva 
oder  Passivawerten   steckt. 
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Mit  aiuleron  Worten:  im  Gegensatz  zur  oben  dargelegten  konto- 
niäßigen  Behandlung  der  effektiven  Vermögensteile  auf  den  Vermögens- 
Teilkonten  müssen  rechts  verbucht  werden  alle  rechnungsmäßigen 
oder  summarischen  Gesamt-Vermögensposten  (Haben-Saldi 
der  Kapital -Konten)  und  sämtliche  Erfolgsposten,  die  als  nur  rech- 
nungsmäßiger Ausdruck  für  die  in  den  effektiven  Vermögensteilen 
steckenden  Geschäfts-Vermögensmehrungen  oder  Geschäfts-Schuldmin- 
derungeii  (Gewinne)  anzusehen  sind.  Links  werden  demgemäß  die 
rechnungsmäßigen  Gesamt-Schuldposten  (Soll-Saldi  der  Ka- 
pital-Konten) und  die  Erfolgsposten  verbucht,  die  als  nur  rechnungs- 
mäßiger Ausdruck  für  die  in  den  effektiven  Vermögensteilen  steckenden 
Geschäfts  -Vermögensminderungen  oder  Geschäfts  -  Schuldmehrungen 
(Verluste)  zu  gelten  haben.  Da  die  Erfolgs-Kontierung  Roherfolge 
und  Aufwand  umfaßt,  so  stehen  bei  dieser  rechts  die  positiven  Roh- 
erfolge (Gewinne),  links  dagegen  die  negativen  Roherfolge  (Verluste) 
inid  der  Betriebs-Aufwand. 

In  der  prinziiiiellen  Durchführung  dieses  buchmäßigen 
Dualismus  unterscheidet  die  Doppelbuchhaltung  sich  von 
der  einfachen  Buchhaltung,  bei  der  jener  Dualismus  höch- 
stens   als    Torso    zur    Anwendung   kommt. 

"Wertkategorien. 

Wertarten.  Für  die  kaufmännische  B\ichführung  unterscheide  ich 
zwischen  Nennwerten,  Buchwerten  und  Inventurwerten. 

Zahlenmäßig  genau  bestimmte  und  darauf  angegebene  Nenn- 
werte sind  gewissen  Sachgütern  eigen.  Beispiele:  Deutsche  Münzen, 
Banknoten,  Kassenscheine,  Mark- Wechsel  und  Schecks;  außerdem 
andere  Wertpapiere  in  Markwährung. 

Vom  Standpunkt  der  Buchführung  sind  Nennwert-Sachgüter 
jedoch  nur  solche,  die  auch  nach  Nennwerten  ausschließlich  gewertet 
oder  gehandelt  werden.  Demnach  gehören  nach  Kurswerten  gehandelte 
Effekten  nicht  zu  den  Nennwert-Sachgütern  im  buch  technischen 
Sinne ;  hingegen  nimmt  beispielsweise  der  Diskont  bei  Mark- Wechseln 
diesen  den  Nennwert-Charakter  nicht  ohne  weiteres. 

Nennwert-Kontrollkonten  und  Inventur-ErJolgskontcn.  Die  buch- 
mäßige Kontierung  und  Skontrierung  der  Bewegvuig  von  Saehgütem 
mit  Nennwerten  kann  verschieden  gestaltet  werden.  Entweder  so,  daß 
jeder  sich  im  Laufe  des  Besitzes  von  Nennwert -Sachgütern  oder  bei 
deren  Veräußerung  herausstellende  Gewinn  oder  Verlust  sogleich  dem 
bezüglichen  Nennwert -Konto  oder  Skontro  zugeschlagen  oder  abge- 
schlagen wird.  Dann  nniß  der  buchmäßig  ausgewiesene  Saldo  sich  mit 
dem  jeweilig  vorhandenen  Effektivbestande  decken.  Mithin  ist  dann 
die  Kontierung  oder  Skontrierung  das  Kontrollmittel  für  den  Effek- 
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tiv-Bestand  an  Nenuwerlen  (Nennwert -Kontrolle).  Das  buch- 
mäßige ..Soll"  muß  sich  unter  dieser  Voraussetzung  mit  dem  mate- 
riellen ..Ist"  decken.  Oder  die  Nennwert -Sachgüter  werden  so  kontiert 
und  skontriert,  daß  die  Gewinne  oder  Verluste  nicht  in  jedem  Einzel- 
fall dem  Nennw^ert-Konto  oder  Skontro  zugeschrieben  oder  abgeschrie- 
ben wei'den,  sondern  daß  dies  nur  periodisch  und  summarisch  geschieht, 
indem  der  Gresamt-Nennwert  für  das  Konto  oder  Skontro  durch  die 
Inventur- Auf  nähme  ermittelt  wird. 

Der  in  den  Aktiven  oder  Passiven  steckende  Erfolg  tritt  dann  als 
buchmäßiger  Überschuß  oder  als  buchmäßiges  Manko  in  die  Erscheinung 
inid  wird  mittelst  des  in  Frage  kommenden  Erfolgs-Kontos  verrechnet. 
Der  Erfolg  wird  demnach  abhängig  von  der  Inventur- Auf  nähme  (In- 
ventur-Erfolg). Daß  in  dem  ,, Inventur-Erfolg"  realisierte  Erfolge 
aus  Umsätzen  und  unrealisierte  aus  Bewertungs-Unterschieden  oft  mit 
einander  gemischt  sind,  ist  auf  S.  5  schon  gesagt  worden. 

Ob  ein  Nennwert-Konto  als  Nennwert-Kontrollkonto  oder  als 
Inventur-Erfolgskonto  geführt  wird,  steht  im  Belieben  des  Konto- 
führers. Prinzipielle  Stellungnahme  von  vornherein  ist  nicht  erforder- 
lich, vielmehr  kann  jederzeit  der  eine  in  den  andern  Modus  überführt 
werden,  was  buchführungskundigen  Lesern  gegenüber  nicht  begründet 
zu  Averden  braucht.  Es  gibt  also  weder  Nennwert-Kontroll- 
konten, noch  Inventur-Erfolgskonten  katexochen;  sondern 
in  erster  Linie  das  praktische  Bedürfnis  entscheidet,  ob  ein  sich  auf 
Nennwert-Sachgüter  beziehendes  Konto  als  Kontrollkonto  oder  als 
Inventur-Erfolgskonto  geführt  weiden  soll.  Beim  Kasse-Konto  wird 
aus  naheliegendem  Grunde  die  Führung  als  Kontrollkonto  bei  ordnungs- 
mäßiger Kassen- Verwaltung  auch  in  den  größten  Bankbetrieben  un- 
schwer durchführbar  sein.  Beim  Wechsel-Konto  beispielsweise  wird 
die  Führung  als  Kontrollkonto  sich  um  so  schwerer  verwirklichen  lassen, 
je  größer  die  mit  Diskontspesen  verbundene  Wechsel-Bewegung  ist. 
In  einem  kleinen  Waren-  oder  Fabrikations-Geschäfte,  wo  vielleicht 
nur  wenige  Wechsel  vorkommen,  wird  die  Führung  des  Wechselkontos 
als  Kontrollkonto  leicht  möglich,  im  großen  Bankbetriebe  hingegen  wird 
dies  undurchführbar  sein;  dort  wird  das  Wechsel-Konto  als  Inventur- 
Erfolgskonto  geführt  werden  müssen,  weil  eine  jedesmalige  separate 
Diskont -Verrechnung  eine  enorme  Mehrarbeit  bedeuten  würde. 

Während  bei  der  die  Nennwert-Sachgüter  betreffenden  Buchführung 
die  Inventur-Erfolgskontierung  vom  praktischen  Standpunkt  nur  in 
gewissen  Fällen  unabweisbares  Bedürfnis  ist,  trifft  dies  stets  zu  bei  den- 
jenigen Sachgütern,  die  keinen  feststehenden  Nennwert,  son- 
dern nvu'  schwankenden  Inventur  wert  haben,  falls  der  Umsatz  in 
diesen  Gütern  erheblich  ist.  Denn  dann  ist  wiederum  die  separate  Er- 
folgs-Verrechnung im  Einzelfall  praktisch  undurchführbar;  also  muß  das 
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Ktnili)  als  1 11  \  (Mit  111- lilil'dl  tiskoiit  (I  u'ffülij-l  werden.  Das  Prototyp 
hierfür  ist  das  Waren -Konto  ;  im  Bankverkehr  gehören  z.  B.  Effek- 
ten- und  Sorten-Konten  in  diese  Kategorie. 

Dem  ist  noch  hinzuzufügen,  daß  aucli  das  Transit  oriselie  Kont  o 
zu  den  Inventiir-Erf olgskonten  zu  zählen  ist.  Allerdings  nimnit 
dieses  Konto  insofern  eine  Sonderstellung  ein,  als  sein  Inhalt  nicht  auf 
Umsatz-Vorgängen,  sondern  auf  Korrekturen  der  Erfolgs- Rechnungs- 
posten beruht,  die  zu  Bilanzzwecken  im  Wege  der  Inventur  ermittelt 
werden,  und  die  auf  die  Erfolgs-Rechnung  entweder  mehrend  (positiv) 
oder  mindernd  (negativ)  wirken  können.  Im  ersten  Fall  erscheinen  sie 
in  der  Bilanz  als  Aktiva-,  im  zweiten  als  Passiva-Posten.  Auch  wenn 
solche  transitorischen  Erfolgs-Korrekturen  nicht  über  ein  Transitorisches 
Konto  geleitet,  sondern  wenn  sie  unmittelbar  auf  den  bezüglichen  rech- 
nmigsmäßigen  Erfolgs-Konten  bilanziert  und  als  Saldi  vorgetragen 
werden,  ist  ihr  Einfluß  auf  Bilanz  und  Erfolgs-Rechnung  derselbe  wie 
im  Fall  des  Transitorischen  Kontos,  an  dessen  Stelle  dann  eben  das 
den  Bilanz-Vortrag  aufweisende  rechnungsmäßige  Erfolgs- 
Konto  zum  Inventur-Erfolgskonto  wird,  Aveil  es  nunmehr  nicht 
allein  der  rechnungsmäßigen  Erfolgs-Feststellung,  sondern  ebenso  der 
bilanzmäßigen  Feststellung  der  materiellen  Vermögenslage  zu  dienen 
bestinnnt  ist. 

Ich  unterscheide  demnach: 

Nennwert -Kontrollkonten  über  Beweginigen  der  Sachgüter 
mit  festen  Nennwerten,  mit  daraus  etwa  entstammender,  unmittelbar, 
also   separat  geschehender  Erfolgs-Verrechnung  im  Einzelfall. 

Inventur-Erfolgskonten    über: 


a)  Bewegungen  der  Sachgüter 
mit      festen      Nennwerten; 

b)  Bewegungen  der  Sachgüter 
mit  s  c  h  w  a  n  k  e  n  d  e  n  I  n  v  e  n  - 
tur  werten. 


Mit  daraus  entstandener 
periodischer  und  sum- 
marischer Erfolgs-Ver- 
rech  n  u  ng. 


c)  Transitorische     Erfolgs-Korrekturen    fiir    Bilanzzwecke. 

Sowohl  in  bezug  auf  Nennw^ert -Sachgüter,  wie  auch  auf  spezifische 
Inventurwert-Sachgüter  hat  die  Inventur-Aufnahme  als  solche  unab- 
hängig von  den  Konten-Ergebnissen  zu  geschehen.  Denn  auch  die  Tat- 
sache der  Kontrollfähigkeit  durch  Nennwert-Kontrollkonten  befreit 
den  ordentlichen  Kaufmaim  nicht  von  der  Pflicht,  jene  buchmäßig  un- 
mittelbarkontrollierbaren Bestandw'erte  auch  körperlich  zu  erfassen, d.h. 
sie  zu  ..inventieren"  mid  zu  bewerten,  um  sich  von  der  Übereinstim- 
mung des  materiellen  ,,Ist"  mit  dem  buchmäßigen  ,,Soir'  zu  überzeugen. 

Buchwert-Nachweiskonten.  Andern  Charakters  sind  nun  die  Werte 
derjenigen    Vermögensteile,     die     nur     buchmäßigen     Ursprungs 
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sind,  wo  mithin  ein  köiperliclier  Wertnachweis  nicht  möglich 
ist,  sondern  wo  das  buchmäßige  Resiütat  die  Stelle  des  körperlichen 
Wertnachweises  vertreten  muH  Gegenüber  solchen  Vermögenswerten 
hat  die  Buchführung  nach  innen  ausschließlich  die  Aufgal)e  des 
Wert naehw  eises  ;  nach  außen  kann  sich  zu  dieser  Aufgabe  die 
Kontrollfunktion  gesellen,  Wenn  es  sich  etwa  darum  handelt,  die 
Saldi  der  von  uns  für  Schuldner  oder  Gläubiger  gefühi'ten  Personen- 
Konten  mit  den  Salden  der  von  jenen  Geschäftsfreunden  für  uns  ge- 
führten Konten  zu  vergleichen.  Die  KontroUfvniktioii  steht  jedoch  nach 
der  internen  Aufgabe  der  Buchlialtung,  den  Saldo  richtig  nachzuweisen. 
Wollte  man  dies  nicht  anerkennen,  so  müßte  man  zugeben,  daß  die 
eigene  Buchhaltmig  in  erster  Linie  von  der  Zuverlässigkeit  der  fremden, 
damit  korrespondierenden  Buchhaltungen  abhängig  wäre,  was  mit 
dem  Erfordernis  der  Ordnnngsmäßigkeit  oder  der  kaufmännischen 
Sorgfalt  nicht  vereinbar  sein  würde. 

Konten,  aiif  denen  derartige  Wertbewegungen  zum  buchhalte- 
rischen Ausdruck  kommen,  nenne  ich  Buch  wert -Nach  weis  konten, 
weil  auf  ihnen  der  Buchwert  durch  Saldierung  jederzeit  nachgewiesen 
werden  kann. 

Zu  den  Buchwert -Nachweiskonten  gehören  beispielshalber:  Debi- 
toren- imd  Kreditoren-  einschließlich  der  Akzepte-Konten;  außerdem 
Konten  über  sonstige  Forderungen  mid  Schulden. 

Damit  ist  jedoch  das  Gebiet  der  Buchwert-Nachweiskonten  noch 
nicht  hinreichend  umschrieben.  Zu  dieser  Konten-Kategorie  sind  näm- 
lich noch  zu  zählen  alle  Konten,  die  sich  beziehen  auf  nicht  zum  Um- 
satz, sondern  zu  dauerndem  Gebrauch  bestimmte  \nid  deshalb  der 
Abnutzung  unterliegende  Vermögensteile  (Betriebs-Gegenstände)  und 
auf  Immaterialgüter  (Urheber-,  Patent-,  Firmen-Rechte  und  dergleichen). 

Charakteristisch  für  die  aktiven  Buchwert-Nachweiskonten  sind 
die  Abschreibungen.  Diese  geschehen  regelmäßig  periodisch 
bei  Betriebs-Gegenständen  und  Immaterialgütern,  weil  sie 
sich  dort  meist  gleichmäßig  über  die  von  der  Abschreibung  getroffene 
Geschäfts-Periode  verteilen;  sie  entstehen  iinregelmäßig,  werden 
jedoch  trotzdem  oft  ebenfalls  nur  periodisch  gebucht  bei  ausstehen- 
den   Forderungen. 

Die  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände  mid  Immaterial- 
güter sind  ihrem  Umfang  nach  meist  im  voraus  bestimmbar,  diejenigen 
auf  ausstehende  Fordenmgen  sind  dies  dagegen  meist  nicht.  (Von 
mehr  oder  minder  stetigen  echten  Reserven  auf  ausstehende  Forderungen 
ist  hier  abzusehen.) 

Demnach  ergibt  sich  zwischen  Buchwert-Nachweiskonten  und 
der  daraus  abzuleitenden  rechnungsmäßigen  Erfolgs-Kontierung  fol- 
gender   Zusammenhansf : 
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Buchwert -Xachweiskonten    über: 

a)  Forderungen  und  Schulden  mit  meist  nicht  im  voraus 
bestimmbaren,  entweder  immittelbar  oder  periodisch  erfolgen- 
den Abschreibungen ; 

b)  Betriebs-Gegenstände  und  Immaterialgüter  mit  meist 
im  voraus  bestimmbaren  und  regelmäßig  periodisch  geschehen- 
den  Abschreibungen. 

Soviel  über  die  Gruppierung  der  Vermögens-Teil konten  oder  über 
die  Kontierung  auf  materieller  Grundlage.  Im  Zusammenhang  da- 
mit ist  auch  schon  der  Aufbau  der  rechnungsmäßigen  Erfolgs- 
Kontierung  gezeigt  worden.  Hierzu  soll  nochmals  erwähnt  werden, 
daß  in  der  Erfolgs-Rechnung  —  wie  die  Übersicht  über  die  Geschäfts- 
Vorgänge  (S.  25)  erkennen  läßt  und  wie  auch  in  der  Einleitung  (S.  5) 
bereits  dargelegt  ist  —  enthalten  sein  können: 

a)  direkt  aus  der  Umsatz -Bewegung  oder  aus  unrealisierten 
Bewertungs-Unterschieden  stammende  positive  oder  negative 
reguläre    Roherfolge  ; 

b)  nicht  den  eigentlichen  Betriebs-Umsätzen  entstammende,  mit- 
hin irreguläre  positive  oder  negative  Roherfolge: 

c)  vom  rein  buchtechnischen  Standpunkt  ausschließlich  negative, 
den  Betrieb  ermöglichende  Aufwand-Posten. 

Zusammenstellung  der  kontentheoretischen  Ergebnisse.  Die  Er- 
gebnisse aller  vorstehenden  Ausführungen  sollen  schließlich  in  der 
folgenden    Übersicht    zusammengestellt   werden: 


auf  materieller  Grundlage: 
Mehrungen  links,^)  Minderungen 
rechts. 


Kontierung 

auf  rein  rechnerischer  Grund- 
lage: 

Minderungen  links,  Mehrungen 
rechts. 

Provisorische  Buchungen  auf 
den  Erfolgs-Verrechnungskonten 
als  Hilfs-  oder  Unterkonten  für 
das  Gewinn-    &  Verlust -Konto. 

Links:  negative  Roherfolge  -|- 
Betriebs -Aufwand. 

Rechts:  positive  Roherfolge. 

Erfolgs -Elemente: 
a)  Reguläre  Roherfolge, 


1)  Beck  unterscheidet  deshalb  zwischen  Rechtskonten  und  Linkskonten 
(vgl.  darüber  in  „Technik  und  Wirtschaft"  I.  3.,  4.  und  5.  Heft).  Ebenso:  Schulte 
S.  4. 
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Buchung  der  Geschäfts-Vorgänge 
auf     Vermögens-Teilkonten: 
I.  Xennwert    -  Kontrollkon- 
ten.    Gegenstand:  Sachgüter 
mit   festen   Nennwerten. 


II.  Inventur  -  Erfolgskonten. 
Gegenstand : 

a)  Sachgüter    mit    festen 
Nennwerten, 

b)  Sachgüter  mit  schwan- 
kenden Inventurwerten, 

c)  Transitorische  Erfolgs- 
Korrekturen  für  Bilanz- 
zwecke. 

III.  Buchwert      -      Nachweis- 
konten. 
Gegenstand : 

a)  Forderungen  und  Schulden, 

b)  Betriebs-Gegenstände, 

c)  Immaterialgüter. 
Darstellung    des    jeweiligen    Ver- 

mögens-Zustandes : 
A,  Spezifizierte  Darstellung  auf 

materieller  Grundlage  durch 

die  Bilanz. 
Quellen:    Saldi    der    Vermögens  - 
Teilkonten. 


B.  Summarische 
Darstellung  auf 
rein  rechnerischer 
Grundlage  durch  das 


b)  Irreguläre  Roherfolge, 

c)  Aufwand-Posten. 

Quellen  für  die  Roherfolgs- 

Verrechnung: 

I.  Nennwert  -  Kontroll kon- 
ten,  unmittelbare,  also  se- 
parate Verrechnung  der  aus 
diesen  Konten  etwa  resultie- 
renden Erfolge. 
II.  Inventur   -  Erfolgskonten, 

1)  periodische  und  sum- 
marische Erfolgs- Verrech- 
nung aus  Ums  atz -Vor- 
gängen und  unrealisierten 
B  e  w  e  r  t  u  n  g  s  -  Unterschieden , 

2)  periodische  Erfolgs-Kor- 
rekturen bei  transitori- 
scher  Bilanzierung. 

III.  Buchwert      -      Nachweis- 
konten, 

1)  periodisch  oder  unmittel- 
bar geschehende,  meist  nicht 
vorausbestimmbare  Ab  Schrei- 
bungen auf  zweifelhafte  oder 
uneinbringliche  Forderun- 
gen; 

2)  regelmäßig  periodisch 
geschehende,  meist  vorausbe- 
stimmbare Abschreibungen 
auf  Betriebs-Gegenstän- 
de  und    Immaterialgüter. 


Kapital-Konto  (bei  Kapital-Gesellschaften 
zuzüglich  echter  Reserven  und  un- 
verteilter  Gewinne  oder  abzüglich 
Unterbilanz). 

Quellen  für  das   Kapital-Konto:    Bilanz  und  Gewimi-   und 
Verlust-Konto. 
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Die  vorstehende  Übersicht  läßt  deutHch  erkennen  den  Dualismus, 
der  bezüglich  der  Kontierung  auf  materiell-spezifizierter  und  derjenigen 
auf  rein  rechnerisch-sunnnarischer  Grundlage  in  der  D()])pelbuch- 
hahung  l^esteht;  sie  beweist  ferner  die  Bedeutung  der  Wert -Kate- 
gorien für  das  theoretische  Verstehen  \nid  Durchdringen  der  Buch- 
haltiuig,  das  ich  durch  die  vorstehenden  Ausführungen  zu  fördern 
suchte  (vgl.  zu  diesem  Abschnitt  meine  Veröffentlichung  in  d,  Z.  f.  B. 
XX.   S.  111    und   128  ff.). 

Ausführlichkeit  der  Erfolgs-Nachweise. 

Im  Anscliluß  an  die  vorstehenden  kontentheoretischen  Darlegungen 
sei  noch  gedacht  der  Frage,  inwieweit  die  zur  Bilanz-Veröffentlichung 
verpflichteten  Unternehmungen  die  aus  der  Buchführung  im  einzelnen 
erkeiuibar  werdenden  Erfolgs-Posten  für  die  zu  veröffent hellende  Ge- 
winn- und  Verlust-Reclnuuig  zusammenzufassen,  das  Gewinn-  und  Ver- 
lust-Konto also  gleichsam  zu  komprimieren  berechtigt  sind. 

Grinulsätzliches.  Unzweifelhaft  dürfen  derartige  Zusammenfas- 
sinigen  füi'  «len  zu  veröffentlichenden  Erfolgs-Xachweis  (Gewinn-  und 
Verlust -Rechnimg)  an  sich  mit  Recht  vorgenommen  werden.  Jedoch 
ist  zu  beachten,  daß  Klarheit  und  Wahrheit  der  Erfolgs-Übersicht  durch 
die  Zusannnenfassungen  nicht  leiden  dürfen.  Demnach  dürfen  nur 
einander  wesensverwandte  Posten  zusammengezogen  wer- 
den. So  findet  man  beispielsweise  für  die  zu  veröffentlichende  Gewinn- 
und  Verlust-Rechnung  einer  Bankunternehmung  die  Salden  nach- 
stehender Konten  an  das  Konto  für  Gewinne  und  Verluste  aus  Effekten, 
Konsortial-  und  dauernden  Beteiligungen  ausgeschüttet: 

Ertrags-Konto  aus  Konsortial-Beteiligungen, 

Ertrags-Konto  aus  dauernden   Beteiligungen, 

Ertrags-Konto  aus   Effekten. 

Haben  nun  etwa  die  Konsort ial-Bclciiigungcn  X'crluste,  die  dauern- 
den Beteiligungen  imd  Effekten-Geschäfte  Gewinne  gebracht,  so  wer- 
den diese  verschiedenen  Erfolge  auf  dem  der  Öffentlichkeit  ])räsentierten 
Konto  für  Gewinne  und  Vei'luste  aus  Effekten.  Konsortial-  und  dauern- 
den Beteiligungen  nicht  im  einzelnen,  sondern  saldiert  ausgewiesen. 
Daß  aber  die  Ergeljnisse  dreier  Geschäftsarten  in  jenem  einen  Saldo  ver- 
rechnet sind,  kommt  in  der  Konto-Bezeichnung  unzweideutig  zum 
Ausdruck. 

Hieraus  ist  weiter  abzuleiten  die  Forderung,  daß  die  kon  t  en  mäßige 
Bezeichnung  der  in  einem  Posten  ausgewiesenen  Erfolgsarten  eine 
vollständige  sei.  Im  vorstehend  angeführten  Beispiel  würde  somit 
eine  Verschleierung  der  Erfolgs- Übersicht  vorliegen,  wollte  man  in 
dieser  nicht   von  Gewinnen  und  Verlusten  aus  Effekten,  Kon.sortial- 
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und  dauernden  Beteiligungen,  sondern  etwa  nur  von  solchen  aus  reinen 
Effekt en-Gescliäften  reden. 

Nun  werden  im  Geschäftsleben  oft  überschritten  die  im  Interesse 
klarer  Erfolgs-Ausweise  für  zusammengezogene  Erfolgs-Posten  vor- 
stehend festgestellten  beiden  Hauptforderungen:  Verwandtschaft 
der  zu  vereinigenden  Posten  und  klarer  kontomäßiger  Ausdruck 
der  Vereiniginig. 

Erlaubte  Vberschreitungen  der  üauptgrundsätzc.  Solche  Über- 
schreitungen geschehen  jedoch  meist  nur  und  sind  dann  entschuldbar, 
Avenn  es  sich  um  die  Vereinigung  verhältnismäßig  kleiner  Erfolgs-Beträgc 
handelt,  die  man  aiis  irgend  einem  Grunde  öffentlich  nicht  zeigen  zu 
sollen  oder  zu  brauchen  glaubt,  und  die  man  deshalb  mit  einem  dazu 
geeignet  scheinenden  gi-ößern  Erfolgs-Saldo  zusammenfaßt.  Ich  denke 
dabei  z.  B.  an  die  Zusammenfassung  des  Erlöses  aus  Reparatur- 
Arbeiten  mit  dem  Erlöse  aus  der  Neufabrikation  oder  an  die 
Vereinigung  der  Überschüsse  aus  Schrankfächer- Vermietungen,  aus 
dem  Coupons-,  dem  Sorten-  und  dem  Ausland-Wechsel-Konto  mit 
dem  Saldo  des  Provisions-Kontos,  der  ich  in  Bankbetrieben  sehr 
häufig  begegnet  bin.  Banken,  bei  denen  etwa  der  Ausland-Wechsel- 
verkehr hohe  Roherfolgszahlen  ergibt,  werden  diese  nicht  dem  Provisions- 
Konto,  sondern  dem  Wechsel-Konto  zuführen,  oder  sie  (wie  die  Dis- 
konto-Gesellschaft) in  der  Erfolgs-Rechnung  auch  öffentlich  separat 
(als  Kurswechsel-Ertrag)  angeben. 

Aufwand-Spezialisation.  Wie  die  Ertrags-Posten,  kann  man  auch 
die  Aufwand-Posten  für  die  Veröffentlichung  der  Erfolgs-Rechnung 
zusammenfassen.  Allerdings  wird  man  auch  hier  auf  die  Verwandtschaft 
der  Posten  zu  achten  haben.  So  ist  beispielsweise  du^rchaus  statthaft, 
in  der  Buchführung  etwa  getrennt  behandelte  Grehälter,  Geschirr-Kosten 
und  dergleichen  für  die  zu  veröffentlichende  Erfolgs-Rechnung  mit 
dem  Unkosten-Kontosaldo  zusammengefaßt  zu  bilanzieren. 

Unerlaubte  Aufrechnungen.  Unbedingt  unstatthaft  wäre  hin- 
gegen das  mir  in  der  Bilanz-Praxis  schon  vorgekommene  Verfahren, 
besonders  geartete  Aufwand-Posten  (z.  B.  Kapitalzinsen)  in  den  Un- 
kosten aufgehen  zu  lassen,  oder  sie  gar  vom  Brutto-Ertrag,  etwa  an 
Waren,  in  Abzug  zu  bringen,  um  sie  auf  diese  Weise  zu  kaschieren. 

Bei  solchem  Kompensieren  negativer  Erfolgs-Posten  gegen  posi- 
tive braucht  der  negative  Posten  keineswegs  immer  ein  Aufwand-Saldo 
zu  sein.  Denn  nichts  steht,  rechnerisch  genommen,  im  Wege,  auch  die 
Salden  zweier  dem  Erwerb  unmittelbar  dienenden  Tätigkeits-Gebiete 
der  Firma  von  einander  zu  subtrahieren,  wenn  die  eine  Tätigkeit  Gewinn, 
die  andre  Verlust  gebracht  hat.  Daß  dieses  Verfaliren  als  Bilanz-Er- 
folgs-Verschleierung schlimmsten  Grades  anzusehen  ist,  versteht  sich 
von  selbst.  Nichtsdestoweniger  kommen  auch  derartige  Verschleierungen 
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vor.  So  entsinne  ich  mich,  bei  einer  inzwischen  aufgelösten  Bankfirma 
einmal  festgestellt  zn  haben,  daß  in  der  Erfolgs-Rechnung  des  an  Effek- 
ten-Öpekulationsvcrlusten  reichen  Jahrs  19U7  über  40  000  M  vom  Über- 
schuß des  Zinsenkontos  heruntergenommen  worden  waren,  um  den 
Verlust  auf  dem  Effekten-Konto  in  einen  (wenn  auch  nur  kleinen)  Ge- 
winn zu  verwandeln. 

Erlaubte  Aufrochuungen.  Unter  einer  bestimmten  Voraussetzung 
ist  erlaubt,  Aufwand -Posten  von  den  Brutto  -  Gewinn-  (Roherfolgs-) 
Posten  in  Abzug  zu  bringen.  Dann  nämlich,  wenn  die  Aufwand-Posten 
die  Voraussetzung  für  die  Brutto-Grewinne  haben  bilden  helfen.  Dies 
trifft  beispielsweise  zu  auf  Frachten  und  Zölle,  deren  Beträge  man 
von  dem  Brutto-Gewinnsaldo  des  Waren-Kontos,  oder  auf  Materialien- 
und  Löhne-Posten,  die  man  vom  Brutto-Gewinnsaldo  des  Fabrikations- 
Kontos  absetzen  darf  und  auch  oft  abzusetzen  pflegt.  Dabei  kann  man 
sich  dreier  IMethoden  der  bilanziellen  Darstellung  bedienen. 

Methoden     der     Bruttogewinn-Ausweise.     Angenommen,      einem 
Bruttogewinn    an    Waren  von  rund  180  000   M   stehen  gegenüber. 
25  000  :M  Frachten  und  8000  M  Zölle,  so  könnte  die  Erfolgs-Rechnung 
in  bezug  auf  diese  drei  Posten  lauten: 


I.  Frachten    25000  M 
ZöUe       8000    „ 


Waren-Rohgewinn   180000  M 


II. 


Waren-Rohgewinn    180000  M 
.  Frachten  25000  M 

Zölle  8000  M      33000  M      147000  M 


III 


147000  M 


Waren- Gewinn 

Als  klarste  Darstellung  zu  bevorzugen  ist  die  mittlere,  bei  der 
Frachten  und  Zölle  vom  Waren-Bruttogewinn  in  der  Vorkolonne  der 
Haben-Seite  zum  Abzug  gebracht  werden.  Am  wenigsten  verrät  die 
letzte  Art  der  Erfolgs-Bilanzierung,  weil  sie  über  den  am  Waren-Umsatz 
beteiligten  Aufwand  nichts  erkennen  läßt. 

Ganz  analog  verhält  es  sich  mit  den  Möglichkeiten,  den  Fabrika- 
tions-Gewinn auszuweisen,  wobei  an  Stelle  der  Frachten  und  Zölle 
die  Löhne  und  Materialien  zu  denken  sind.  Daß  die  Materialien- 
Konten  als  vollgültige  Inventur-Erfolgskonten  zu  führen  sind,  sollte 
man  kaum  zu  erwähnen  brauchen.  Dennoch  ist  dies  nötig,  weil  man 
zuweilen  leider  feststellen  muß,  daß  die  Materialien-Bestände  auf  dem 
Fabrikations-Konto  bilanziert  und  vorgetragen  werden,  während  auf 
dem  Mat€rialien-Konto  selbst  nur  die  Materialien- Anschaffungen  und 
Retouren  der  jeweiligen  Bilanz-Periode  erscheinen,  was  ganz  schiefe 
und  statistisch  unbrauchh>are  Ergebnisse  auf  dem  Materialien-  und  ebenso 
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auf  dem  Fabrikations-Koiito  zur  Folge  hat,  wenn  der  Saldo  des  derart 
kurios  geführten  Materialien-Kontos  in  der  Erfolgs-Rechnung  als  selb- 
ständiger Posten  erscheint.  Die  Folge  solcher  mangelhaften  Konto- 
führung wird  praktisch  nur  dann  iniwirksam,  wenn  der  statistisch  und 
kalkulatorisch  wertlose  Saldo  des  geschilderten  Materialien-Kontos 
auf  das  Fabrikations-Konto  übertragen  wird,  mithin  für  die  Erfolgs- 
Rechnung  dort  gleich  zum  Abzug  gelangt.  Selbstverständlich  tut  man 
besser,  Materialien-Konten   dieser  Art  von  vornherein  zu  vermeiden. 

Resümee.  Die  vorstehenden  Mitteilungen  zur  Sache  lehren,  daß 
Posten  für  die  zu  veröffentlichende  Erfolgs-Rechnung  in  großem  Um- 
fang zusammengefaßt  werden  können,  und  daß  es  sehr  wohl  korrekt 
zugegangen  sein  kann,  wenn  als  schließliches  Ergebnis  der  Zusammen- 
fassungen in  der  Erfolgs-Rechnung  auf  der  Aufwandseite  etwa  nur 
Unkosten,  Zinsen  und  Abschreibungen,  auf  der  Ertragsseite  nur  die 
Ergebnisse  der  Erfolgs- Quellen  sichtbar  gemacht  werden.  Die  Erfolgs- 
Quellen  pflegen  besonders  im  Bankverkehr  verschiedenen  Ursprungs 
zu  sein  (Zinsen,  Provisionen,  Kurs-,  Konsortial-Erfolge  usf.);  in  Waren- 
handels- und  Fabrikations-Betrieben  dagegen  kommt  regelmäßig  nur 
eine  Quelle  (Waren-  oder  Fabrikate-Umsatz)  in  Betracht.  Daß  übrigens 
die  im  vierten  Abschnitt  dieses  Kapitels  besprochenen  irregulären 
Erfolgs-Posten  bei  einiger  zahlenmäßiger  Bedeutung  gesondert 
auszuweisen  sind,  um  die  Betriebs-Rentabilität  nicht  zu  verschleiern, 
ist  ohne  weiteres  klar.  Näheres  darüber  wolle  der  Leser  an  genannter 
Stelle  ersehen. 

Schließlich  ist  zu  beachten,  daß  ,,die  Veröffentlichung  so  zu  er- 
folgen hat,  wie  sie  beschlossen  ist"  (Staub  S.  912,  Anmerkg.  1  zu  §  265 
und  Rehm  S.  801  VIII  B);  also  so  detailliert  oder  so  konzentriert,  wie 
die  Generalversammlung  sie  genehmigt  hat. 

Entscheidungen  über  Folgen  bei  fehlender  Erfolgs-Rechnung.  Für 
den  vorstehenden  Abschnitt  von  Interesse  sind  außerdem  noch  folgende, 
bei  Kaufmann  (XII.  S,  751)  mitgeteilte  Entscheidungen: 

,, Wegen  des  Fehlens  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  allein  kann  der  Bi- 
lanzgenehmigungs-Beschluß  nicht  angefochten  werden,  da  sie  keinen  Teil  der 
Bilanz,  sondern  eine  von  ihr  verschiedene  selbständige  Aufstelliuig  bildet.  O.L.G. 
Düsseldorf  25.  4.  10.   R.O.L.G.  22,  17;  Z.A.G.  18,  114;  Recht  11  Nr.  1217." 

,,Der  Geschäftsführer  einer  G.  m.  b.  H.  ist  nicht  deshalb  strafbar,  weil  er 
niemals  eine  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aufgemacht  hat.  Denn  wenn  ihm 
auch  durch  §  41  Abs.  2  Ges. -Ges.  zur  Pflicht  gemacht  ist,  in  den  ersten  drei  Mo- 
naten des  Geschäftsjalirs  nicht  bloß  die  Bilanz  für  das  verflossene  Geschäftsjahr, 
sondern  auch  eine  Gewinn-  und  Verlustreclmung  aufzustellen,  so  ist  doch  nach 
K.O.  §  240  Ziff.  4  nur  die  Unterlassung  der  Bilanzziehung  imter  Strafe  gestellt. 
Das  Fortlassen  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  ist  auch  nicht  gleichbedeutend 
mit  einer  unordentlichen  Buchführung  Z.A.G.  18,  12." 
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3.  Abschnitt. 

Fiiterhilaiiz  und  Übersei uil düng. 

Begriniiclies.  Im  Geschäftsleben  wird  das  Wort  ,, Unterbilanz" 
in  doppeltem  Sinne  gebrancht. 

Einmal  in  bezug  auf  den  aus  einer  bestimmten  Geschäfts-Periode 
resultierenden  Reinerfolg  einer  Unternehmung.  Ist  dieser  Reinerfolg 
nämlich  negativer  Natur,  also  mit  einem  Reinverlust  identisch,  so 
saf^t  man,  das  Unternehmen  habe  mit  Unterbilanz  gearbeitet  (Unter- 
bilanz in  der  Gewinn-  und  Verlust -Rechnung).  Dasselbe  gilt  auch  für 
den  Gesamtverlust  mehrerer  Geschäfts-Perioden.  Unter  gewissen, 
im  nächsten  Absatz  zu  erläuternden  Umständen  kann  dann  schon 
Überschuldung  vorliegen,  wenn  solclie  nicht  gar  schon  durch  den 
ersten  Verlust  allein  bewirkt  ist. 

Man  sagt  nicht  selten  aber  auch,  ein  Unternehmen  arbeite  mit 
Unterbilanz,  wenn  damit  aiisgedrückt  werden  soll,  das  Unternehmen 
sei  überschuldet,  d.h.  die  Aktiva  decken  nicht  mehr  die  Passiva 
[Unterbilanz  in  der  Netto-  (Vermögens-)  Bilanz].  Als  Pas- 
siva haben  —  worauf  hier  gleich  hingewiesen  sein  mag  —  im  Gegen- 
satz zur  handelsgesetzlichen  Terminologie^)  allein  die  Schulden  an 
Dritte  und  etwa  auf  der  Passiva-Seite  vorhandene  transitorische  Er- 
folgs-Korrekturcn,  ferner  auf  Aktiva  werte  zu  beziehende  Abzugs-Posten 
(z.  B.  Delkredere-  und  Erneuerungsfonds-Konten)  zu  gelten.  Denn 
Kapital  und  echte  Reserve-Posten  der  Passiva-Bilanzseite  sind  —  wie 
im  voraufgegangenen  Abschnitt  gezeigt  worden  ist  —  rein  rechnungs- 
mäßige und  summarische  Bilanz-Posten;  sie  haben  als  rein  konten- 
mäßige Gegenposten  zu  den  materiell  vorhandenen  Aktiva  werten  bei 
den  Kapital -Gesellschaften  insbesondere  den  Zweck,  die  Verteilung 
von  Aktivawerten  bis  zur  Höhe  des  eigenen  rechnungsmäßigen  Gesamt- 
betrags auszuschließen. 

Von  besonderm  Interes.se  sind  Überschuldung  und  Unterbilanz 
für  Kapital -Gesellschaften  (A.G.,  K.A.G.,  G.  m.  b.  H.)  und  für  ein- 
getragene Genossenschaften.  Diesen  Unternehmungsformen  widmen 
wir  die  folgenden  Ausführungen: 

Für  A.G.  und  K.A.G.  gilt  §240  H.G.B.: 

§  24()  H.fi.B.  Erreicht  der  Verlust  (die  Unterl)ilanz!  Der  Verfasser),  der 
.sich  bei  der  Aufstellung  der  Jahresbilanz  oder  einer  Zwischenbilanz  ergibt,  die 
Hälfte  des  Grundkapitals,  so  hat  der  Vorstand  unverzüglich  die  Generalversamm- 
lung zu  berufen  und  dieser  davon  Anzeige  zu  machen. 

Sobald  Zahlungsunfähigkeit  der  Gesellschaft  eintritt,  hat  der  Vorstand  die 
Eröffnung  des  Konkurses  zu  beantragen;  dasselbe  gilt,  wemi  sich  bei  der  Auf- 


1)  Vgl.  dagegen  Rehm  S.  176,  III.  A  und  B  1.    Knappe  S.  63. 
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Stellung  der  Jahresbilanz  oder  einer  Zwischenbilanz  ergibt,  daß  das  Vermögen 
nicht  mehr  die  Schulden  (Passiva  im  oben  begründeten  Sinne!  Der  Verfasser) 
deckt  (Überschuldung!   Der  Verfasser).    (Vgl.  hiermit  §  207  K.O.) 

Hieraus  folgt  zunächst,  daß  auch  bei  der  A.G.  und  K.A.G.  der 
Konkurs  durch  die  Zahlungsunfähigkeit  herbeigeführt  wird.  Darin 
besteht  somit  kein  Unterschied  zwischen  der  A.G.  sowie  der  K.A.G. 
einerseits  und  der  Einzelunternehmung,  stillen  Gesellschaft,  Off.  Hges. 
und  Komm. -Ges.  anderseits. 

Bemerkenswert  sind  hingegen  für  die  A.G.  und  K.A.G.  die  Fälle: 

1.  wonach  die  Generalversammlung  berufen  werden  muß, 
wenn  der  bilanzmäßige  Verlust  die  Hälfte  des  Grund- 
kapitals erreicht; 

2.  wonach  Konkurs-Eröffnvmg  zu  beantragen  ist,  w^enn  sich 
bilanzmäßig  Überschuldung  ergibt. 

Bilanz-Beispiele  für  §  240  H.G.B.  Beispiele  für  bilanzmäßigen 
Nachweis  von  Unterbilanz  und  Überschuldung,  wobei  der  Einfachheit 
halber  sämtliche  Aktiva  in  einer  Svimme,  sämtliche  Passiva  im  oben 
dargelegten  Sinne  gleiclifalls  in  einem  Gesamt  betrage  aufgeführt  sind, 
und  wobei  als  GeseUschafts-Kapitalposten  allein  das  sogenannte  Grund- 
kapital in  Betracht  kommen  möge,  da  die  gesetzlichen  Reserve-Posten 
nach  §  262  H.G.B.  als  auf  den  bilanzmäßigen  Verlust  bereits  verrechnet 
gelten  sollen,  und  da  freiwillige  Reserven  nicht  vorhanden  sind: 

I.  Unterbilanz  in  Form  eines,  die  Höhe  des  Grvmd- 
kapitals   nicht   erreichenden   Betriebs-Verlustes: 


Aktiva      .    . 

Verlust     .    . 

.    .    1  460  000,— 

.    .       140  000,— 

1  600  000,— 

M 

Passiva.    .    .    . 
Grundkapital  . 

.       200  000,— 
.    1  400  000,— 

M 

1  600  000,— 

M 

Hier  erreicht  der  Verlust  gerade  den  zehnten  Teil  des  rechnungs- 
mäßigen Eigenkapitals  bei  mehr  als  siebenfacher  Überdeckung  der 
Passiva  durch  die  Aktiva.  Also  Unterbilanz  ohne  Überschul- 
dung! Der  Betriebs-Verlust  (Betriebs-Verlust  hier  als  bilanzmäßiger 
Gesamt-Reinverlust  verstanden)  oder  mehrere  einander  folgende  Be- 
triebs-Verluste müssen  —  wie  aus  obigem  Beispiel  zu  schließen  ist  — 
mindestens  die  Höhe  des  Grundkapitals  und  der  etwa  noch  nicht  auf- 
gelösten echten  Reserven  überschreiten,  bevor  die  Passiva-Gesamt- 
werte die  Aktiva -Gesamtwerte  übersteigen,  bevor  also  von  Überschul- 
dung gesprochen  werden  kann. 

Zu  bemerken  ist  sonach:  die  Überschuldung  ist  ohne  Unter- 
bilanz  nicht  denkbar,  weil  jene  von  dieser  erst  verursacht  wird; 
wohl  aber  ist  Unterbilanz  ohne  gleichzeitige  Überschuldung 
möglich,  wie  obiges  Beispiel  I  erweist.    Würde  in  jenem  Beispiel  der 
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Verlustposten  mit  1  400  000  M  gerade  den  Betrag  des  Grundkapitals 
ausmachen,  so  Aväre  —  wie  schon  angedeutet  worden  ist  —  die  Grenze 
erreicht,  mit  deren  Überschreiten  die  Unterbilanz  die  Überschuldung 
herbeiführen  würde : . 

II.  Unterbilanz  in  Gestalt  eines,  der  Höhe  des  Grund- 
kapitals    gerade     gleichenden     Gesamt-Betriebsverlustes 

(Passiva  und  Grundkapital  yvie  im  ersten  Beispiel): 


Aktiva   .    . 
Verlust  .    . 

.    .    .     200  000,— 
.    .    .  1  400  000,— 

M 

Passiva     .    .    . 
Grundkapital  . 

200  000,— 

.    1  400  000,— 

1  600  000,— 

M 

1  600  000,— 

M 

M 

III.  Unterbilanz  mit  unveränderten  Beträgen  für  Pas- 
siva und  Grundkapital,  jedoch  in  Form  einer  Überschul- 
dung (§240  Abs.  2  H.G.B.): 


Aktiva  .    . 

Verlust  .    . 

.    .    .     125  000,— 
.    .    .  1  475  000,— 

1  600  000,— 

M 

M 

Passiva  .... 
Grundkapital    . 

.      200  000,— 
.   1  400  000,— 

M 

1  600  COO,— 

M 

IV.  Unterbilanz,  bei  der  als  Beispiel  für  §  240  Abs.  1 
H.G.B.  als  Mindesthöhe  des  Betriebs-Verlustes  die  Hälfte 
des  Grundkapitals  angenommen  werden  soll.  (Passiva  und 
Grundkapital  wie  in  I — III): 


Aktiva .    .    . 
Verlust     .    . 

.    .    .900  000,— 
.    .    .  700  000,— 

M 

»5 

Passiva  .... 
Grundkapital    . 

.      200  000,— 

.   1  400  000,— 

1  600  000,— 

M 

1  600  000,— 

M 

M 

Aus  dem  letzten  Beispiel  folgt  als  Ergänzung  des  Beispiels  II,  daß 
der  Verlust  des  halben  Grundkapitals  die  Überschuldung  noch  nicht 
herbeiführt.  Denn  den  200  000  M  Passiven  stehen  immer  noch  nicht 
weniger  als  900  000  M  Aktiven  gegenüber.  Dieser  Aktiven-Überschuß 
von  700 000  M  ist  ohne  weiteres  als  richtig  zu  erkennen,  weil  er  eben 
den  bilanziellen  Gegenposten  für  die  noch  nicht  verlorene,  700  000  M 
betragende.  Hälfte  des  Grundkapitals  bildet. 

Anrechnung  der  Reserven.  In  allen  vorstehenden  vier  Beispielen 
hat  —  wie  eingangs  schon  hervorgehoben  wurde  —  die  gesetzliche  oder 
Zwangs-Reserve  als  auf  die  Unterbilanz  oder  auf  den  bilanzmäßigen 
Verlust  bereits  verrechnet  zu  gelten.  Im  Anschluß  daran  ist  noch  zu 
gedenken  der  Möglichkeit,  daß  auf  Grund  statutarischer  Bestimmungen 
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oder  durch  Generalversammlungs-Beschluß  gebildete,  freiwillige 
echte  Reserve -Konten  vorhanden  sind.  Ein  gesetzlicher  Zwang, 
auch  freiwillige  Reserven  zur  Minderimg  von  bilanzmäßigen  Verlusten 
zu  benutzen,  besteht  nicht;  vielmehr  kann  über  die  Verwendung  frei- 
williger Reserven,  die  statutarisch  gebildet  wurden,  durch  statutarische 
Bestimmung,  über  die  Verwendung  durch  Generalversammlungs-Be- 
schluß geschaffener  durch  einfachen  Generalversammlungs-Beschluß 
auch  wieder  frei  verfügt  werden.  Praktisch  wird  allerdings  immer  be- 
deutsam bleiben,  daß  (nach  §  215  Abs.  1  H.G.B.)  unter  die  Aktionäre 
nur  verteilt  werden  darf,  was  sich  nach  der  jährlichen  Bilanz  als  Rein- 
gewinn ergibt.  Solange  mithin  Unterbilanz  oder  gar  auch  Überschul- 
dung besteht,  wird  der  materielle  Gegenwert  auch  freiwillig  gebildeter 
Reserve -Konten  nicht  verteilt  werden  dürfen,  und  solange  eine  Ver- 
teilung nicht  statthaft  ist,  wird  die  Auflösung  oder  Umwandlung 
freiwillig  geschaffener  Reserve-Konten  eine  materielle  Änderung 
der  Vermögenslage  nicht  herbeiführen  können,  weil  es  sich  bei  der 
Umwandlung  oder  Auflösung  ohne  Verteilung  nur  um  rein  buch- 
technische  Vorgänge  handelt. 

Gezeichnetes,  nicht  eingezahltes  Grundkapital.  Der  Vollständig- 
keit halber  soll  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  im  §  240  Abs.  1  H.G.B. 
mit  dem  ,, Grundkapital"  naturgemäß  der  gezeichnete,  nicht 
also  der  etwa  erst  teilweise  eingezahlte  Grundkapitals-Betrag 
gemeint  ist. 

Einfluß  der  Bewertung.  Ob  und  inwieweit  Unterbilanz  oder  Über- 
schuldung vorliegen,  wird  nicht  zuletzt  bedingt  durch  die  Grundsätze, 
nach  denen  man  die  Vermögens-Gegenstände  bewertet. 

Für  A.G.  und  K.A.G.  gelten  bekanntlich  neben  den  Vorschriften 
des  §  40  H.G.B.  die  Bewertungs-Vorschriften  des  §  261  Z.  1—3  H.G.B. 
Diese  Vorschriften  haben  —  im  Gegensatz  zu  dem  im  §  40  Abs.  2  H.G.B. 
ausgesprochenen  Bewertungs-Grundsatz  —  den  Zweck,  unrealisierte 
Gewinne  bei  der  Erfolgs-Berechnung  auszuschließen. 

Der  Liquidations-Standpunkt.  Bei  der  Entscheidung  der  Frage, 
ob  eine  Unterbilanz  in  mindestens  halber  Höhe  des  Grundkapitals,  oder 
ob  etwa  gar  Überschuldung  vorliegt,  kommt  es  darauf  an,  die  Ver- 
mögenslage unter  dem  Gesichtspunkt  der  Liquidation  der 
Gesellschaft  zu  betrachten,  weil  einerseits  diese  die  Folge  der  Konkurs-Er- 
öffnung wäre,  und  weil  anderseits  die  Konkurs-Eröffnung  nach  §  240 
Abs.  2  H.G.B.  als  Folge  einer  bei  der  A.G.  oder  K.A.G.  festgestellten 
Überschuldung  zu  gelten  hätte.  Dem  Liquidations- Gedanken 
werden  nun  aber  die  Bewertungs-Vorschriften  des  §  261 
H.G.B.  nicht  gerecht,  weil  in  ihnen  die  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten die  Höchstgrenze  für  den  Wertansatz  bilden. 
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Solche  Wertsteigerungen  müssen  jedoch  unbedingt  bei  der  Bilan- 
zierung berücksichtigt  werden,  wenn  die  Bilanz  den  Zweck  hat,  nach- 
zuweisen, ob  das  halbe  Grundkapital  tatsächlich  verloren  ist,  oder 
ob  bereits  eine  tatsächliche  Überschuldung  vorliegt,  d.  h.  eine  solche, 
die  sich  auch  bei  der  Liquidation  der  Gesellschaft  effektiv  heraus- 
stellen würde. 

Für  die  Fälle  des  §240  H.G.B.  müssen  die  Bilanz-Ansätze 
deshalb  statt  nach  §  261  H.G.B.  nach  §  40  H.G.B.  vorgenommen  wer- 
den.^) Jedoch  nicht  ausnahmslos.  Denn  da  während  der  Entscheidung 
der  Frage,  ob  Überschuldung  oder  Verlust  in  mindestens  halber  Höhe 
der  Grundkapitals-Ziffer  vorliegt,  davon  ausgegangen  werden  muß, 
daß  das  Unternehmen  zunächst  noch  besteht,  dürfen  nur  diejenigen 
Wert  Steigerungen  bilanziert  werden,  die  auch  während  der  Existenz 
der  Unternehmung  realisiert  werden  können ;  dagegen  nicht  ebenso  die- 
jenigen, die  erst  im  Laufe  des  Liquidations-  oder  Konkurs- Verfahrens 
realisierbar  werden  würden. 

Während  des  Bestehens  der  Unternehmung  können  normaler- 
weise nur  realisiert  werden  Veräußerungs-Gegenstände.  Das  sind 
alle  zum  Zwecke  der  Veräußerung  angeschafften  oder  hergestellten 
Vermögens-Gegenstände.  Betriebs-Gegenstände  hingegen  werden 
normalerweise  während  der  Existenz  des  Betriebs  nicht  veräußert  wer- 
den können,  weil  sie  eben  zur  Aufrechterhaltung  des  Betriebs  diesem 
dauernd  gewidmet  bleiben  müssen.  Für  Veräußerungs-Gegenstände 
der  A.G.  und  K.A.G.  gelten  die,  Bilanz-Vorschriften  des  §  261  Ziff.  1 
und  2  H.G.B.,  für  Betriebs-Gegenstände  der  A.G.  und  K.A.G.  gilt 
Ziffer  3  desselben  Paragraphen. 

Bei  der  Bilanzierung  für  die  Ermittlungszwecke  im 
Sinne  des  §  240  H.G.B.  sind  demnach  die  Veräußerungs- 
Gegenstände  nach  §40  H.G.B.  zu  bewerten.  Die  Betriebs- 
Gegenstände  hingegen  nach  §261  Ziff.  3;  jedoch  mit  der 
Maßgabe,  daß  der  Tauschwert  zu  bilanzieren  ist,  falls 
dieser  unter  dem  jeweiligen  Buchwert  steht.  Die  durch  §261 
Ziff.  3  H.G.B.  gestattete  Höherbewertung  hat  in  bezug  auf  §  240  H.G.B. 
also  wegzufallen  (vgl. die  bezüglichen  Ausführungen  über  §  261  Z.  3H.G.B. 
im  III.  Kapitel  unter  I  C).^) 


1)  So  auch  Staub  S.  81.3 — 814,  .\nm(!rkg.  2  zu  §  240  und  die  dort  angegebene 
Literatur. 

2)  Gerstners  Irrtum.  Diesem  Standpunkt,  der  auch  mit  meiner  bezüglichen 
Veröffentlichung  in  der  „Organisation"  (13.  Jahrg.  1911.  Hefte  II  und  12)  zum 
Au.stlruck  gekommen  war,  hat  Dr.  Paul  Gerstner  in  seinem  Buche:  Bilanz- 
Analyse.  1912.  S.  21  und  22  ,, entschieden  entgegentreten"  zu  müssen  ge- 
glaubt.  Da  Gerstner  meinem  Artikel  richtig  entnommen  und  deshalb  mit  Be- 
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Ergibt  sich  nun  eine  in  dieser  Weise  festgestellte  Überschuldung 
bei  der  A.G.  oder  K.A.G.  [bei  der  übrigens  das  Grundkapital  mit  dem 
Kommandit  -  Aktien  -  Kapital  (oder  dem  Kommanditisten-Kapital) 
wesensgleich  ist,  und  bei  der  —  nach  §  325  Ziff.  2  und  8  H.G.B.  —  die 


rechtigung  erwähnt  liat,  daß  ich  mich  mit  der  von  ihm  bestrittenen  Ansicht  „auf 
Staub  stütze",  so  richtet  sein  Widerspruch  sich  in  erster  Linie  gegen  Staub. 

Gerstners  Widerspruch  kann  ich  als  berechtigt  nicht  aner- 
kennen;teils,  weilder  Genannte  seine  gegnerische  Meinung  nicht  begründet,  sondern 
lediglich  behauptet,  daß  für  die  Aufstellung  der  Jahresbilanz  oder  einer  Zwischen- 
bilanz nach  §24ü  H.G.B.  nur  die  Bewertungs-Vorschriften  des  §  2G1  H.G.B.  in 
Frage  kommen;  teils,  weil  meine  Ansicht  sich  ina  wesentlichen  beispielsweise  deckt 
mit  derjenigen  nacligenannter  Autoren,  deren  Anführmig  ich  in  dem  sonst  durch 
eifriges  Zitieren  besonders  bemerkenswerten  Gerstnerschen  Buche  vermisse.  Sosagen: 

Berliner  S.  101:  „Der  Liquidations-Bilanz  ähnlich  ist  die  im  §  240  H.G.B. 
erwähnte  Zwischenbilanz,  das  ist  eine  zu  außergewöhnlicher  Zeit  aufgestellte 
Bilanz,  nach  welcher  beurteilt  werden  soll,  ob  die  Hälfte  des  Grundkapitals  einer 
Aktien-Gesellschaft  durch  Verlust  aufgezehrt  ist,  oder  gar  das  Vermögen  nicht 
mehr  die  Schulden  deckt,  dann  soll  die  Generalversammlimg  berufen  bzw.  der 
Konkurs  beantragt  werden.  Wenn  da  Gegenstände  vorhanden  sind,  die  nach 
Vorschrift  des  §  261  in  der  jährlichen  Bilanz  zu  niedrig  bewertet  waren,  so  müssen 
solche  in  dieser  Zwischenbilanz  zum  wahren  Werte  angesetzt  werden.  —  Es  würde 
z.  B.  widersinnig  sein,  dabei  ein  Grundstück,  das  bisher  zum  Anschaffungspreise 
von  100000 M  bilanziert  worden  war,  auch  nur  zu  cüesem  Werte  einzusetzen,  ob- 
wohl es  jetzt  einen  Wert  von  500000  M  hat.  Die  Vermögenslage  kann  sich  da- 
durch so  wesentlich  anders  darstellen,  daß  zu  Befürchtungen  kein  Anlaß  vor- 
liegt, und  es  würde  gradezu  eine  Täuschung  der  Aktionäre  oder  Gläubiger  be- 
deuten, wollte  man  nur  100000  M  einsetzen." 

Cosack  S.  658:  ,,0b  im  Sinne  der  Regeln  b  und  c  (nämlich  für  Jahres-  und 
Zwischen-Bilanz  nach  §  240  H.G.B.  Der  Verfasser)  Verlust  vorhanden  ist,  wird  nach 
den  gewöhnlichen  bilanzrechtlichen  Regeln,  nicht  nach  den  besonderen  Regeln  aktien- 
rechtlicher Bilanzierung  beurteilt.  Gesetzt  z.  B.,  daß  bei  einem  Grundkapital  von 
90000  der  Erwerbspreis  der  dem  Verein  gehörigen  Wertpapiere  200000,  der  Schluß - 
preis  350000  ausmacht,  während  die  übrigen  Aktiva  400000,  die  Schulden  700000 
betragen,  so  ist  nach  aktienrechtlichen  Regehi  der  Verein  überschuldet,  also  für 
den  Konkurs  reif.  Nach  gewöhnlicher  Bilanziermig  erfreut  sich  der  Verein  dagegen 
eines  überschießenden  Aktiv-Vermögens  von  50000,  hat  also  noch  nicht  einmal 
die  Hälfte  des  Grmidkapitals  verloren." 

Knappe  S.  68:  ,,Die  Bilanz,  wie  sie  für  den  Ernstfall  einer  in  den  Bereich 
der  Betrachtung  sich  stellenden  Liquidation  in  Frage  zu  ziehen  ist,  ist  eine  andere 
als  die  gewöhnliche  Jahresbilanz,  die  im  Hinblick  auf  das  Fortbestehen  des  Ge- 
schäfts gemacht  ist. 

Dieser  Gedanke  liegt  auch  der  Wortfassung  des  neuen  §  240  H.G.B.  zu 
Grunde,  wo  es  nicht  mehr  heißt :  aus  der  Jahresbilanz,  sondern  bei  Aufstellung 
der  Jahresbilanz  sich  ergebender  Verlust  usw. 

Nach  §  299,  2  bleiben  ferner  die  §§  261/2  für  die  Liquidationsbilanz  außer 
Anwendung. 

Die  Wertansätze  einer  solchen  bei  Gefahr  des  Zusammenbruclis  ins  Auge 
zu  fassenden  Liquidatiöns-Bilanz  werden  teils  höher,  teils  niedriger  sein  als  die 
der  gewöhnlichen  Jahresbilanz.    Der  Wert  selbsterhaltener  Patente  z.  B.  wird  im 
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Pflichten  des  A.G. -Vorstands  aus  §  240  die  Komplementäre  treffen], 
so  hat,  wie  es  im  §  240  H.G.B.  für  die  A.G.  heißt,  der  Vorstand  die  Er- 
öffnung des  Konkurses  zu  beantragen.  Darüber  führt  Staub  ergän- 
zend aus: 

..Der  Konkurs-Antrag  kann  nicht  nur  vom  Vorstände  gestellt 
worden,  sondern  auch  von  den  Gläubigern  der  Gesellschaft,  vom  Einzelaktionär 
dann,  wenn  er  wirklicher  Gläubiger  ist,  z.  B.  wegen  eines  fälligen  Divider.den- 

Wirklichkeitswerte  über  den  bilanzwahren  Kostenwert  hinausgehen;  bis  auf  1  IM 
herabgeschriebene  Betriebsgegenstände  des  §  261,  3  werden  ebenfalls  zu  ihrem 
höheren  Wirklichkeitswerte  erscheinen,  die  stille  Rc-erve  wird  —  vorher  latent 
gewesenes  Kapital  —  an  die  Oberfläche  treten,  das  Vermögen  vermehren  (nominell) 
und  das  Gespenst  der  Überschuldung  eventl.  vertreiben.  Andererseits  werden 
nicht  wenige  Werte  niedriger  angesetzt  werden  müssen,  weil  es  das  Schicksal  einer 
Notlage  ist,  ausgebeutet  zu  werden." 

Passe w  S.  257 — 258:  „Wie  wir  gesehen  haben,  wird  eine  nach  den  beson- 
deren Bewertungsvorschriften  des  §  261  aufgestellte  Bilanz  in  vielen  Fällen  ein 
nicht  ganz  zutreffendes  Bild  von  der  Höhe  des  Aktiv-Vermögens  ergeben,  da 
einzelne  Vermögens -Gegenstände  infolge  gesetzlicher  Bestimmung  zu  niedrig  an- 
gesetzt sind. 

In  der  Tat  wird  man  annehmen  müssen,  daß  die  besonderen  Bewertungs- 
vorschriften für  die  Entscheidung,  ob  gemäß  §  240  H.G.B.  eine  Generalversamm- 
lung zu  berufen  oder  Konkurseröffnung  zu  beantragen  ist,  nicht  maßgebend  sind, 
da  das  Gesetz  nicht  von  dem  Verlust,  der  sich  aus  der  Bilanz,  sondern  von  dem 
Verlust,  der  sich  ,,bei"  Aufstellung  der  Bilanz  ergibt,  spricht." 

Rehm  S.  105—106:  „Demgemäß  hat  §  261  Ziff.  3  auch  nicht  für  die  anti- 
zipierte Liquidations-Bilanz  des  §  240  II  Geltung.  Nur  für  die  antizipierte  Licpi- 
dations-Bilanz  des  §  240  I  gilt  nicht  das  Liquidationsrecht  in  seiner  ganzen  Strenge. 
Die  Auflösung  steht  hier  in  weiterer  Ferne.  Die  Vorschrift  ist  nur  im  Interesse 
der  Aktionäre,  nicht  der  Gläubiger  gegeben.  §  261  Ziff.  1  und  2  sind  nicht  an- 
wendbar, wohl  aber  §  261  Ziff.  3  und  im  übrigen  müssen  die  Gebrauchs-Gegen- 
stände der  allgemeinen  Norm  des  §  40  entsprechend  nach  ihrem  besonderen  Ge- 
brauchswert angesetzt  werden." 

Simon  S.  337  und  469:  „Daß  die  vorstehend  vertretene  Auffassung  zutreffend 
ist,  beweist  Art.  240  Abs.  2.  Hiernach  muß  der  Vorstand  einer  Aktien-Gesellschaft 
die  Eröffnung  des  Konkurses  beantragen,  ,,,,wenn  aus  der  Jahresbilanz  oder  einer 
im  Laufe  des  Geschäftsjahres  aufgestellten  Bilanz  sich  ergibt,  daß  das  Vermögen 
nicht  mehr  die  Schulden  deckt."" 

Nehmen  wir  den  Fall,  daß  eine  Aktiengesellschaft,  welche  100000  M  Grund- 
kapital und  50000  M  Schulden  hat,  als  einziges  Aktivum  einen  Posten  Aktien 
besitzt,  welcher  der  Gesellschaft  20000  M  kostet,  nach  dem  Tageskurse  aber  mit 
90000  M  zu  bewerten  ist.  Würde  man  annehmen,  daß  die  gedachte  Bestimmung 
den  Wertansatz  in  der  Bilanz  als  solchen  trifft,  so  müßte  der  Vorstand  in  einem 
solchen  Falle  die  Konkurseröffnung  beantragen.  Das  wäre  aber  ein  völlig  unge- 
reimtes Ergebnis  ..." 

Hieraus  ist  unanfechtbar  ersichtlich,  daß  die  meisten  vor- 
genannten Autoren  noch  weiter  als  ich  von  der  Gerstnerschen 
Ansicht  abweichen,  da  sie  in  bezug  auf  §  240  H.  G.  B.  sogar  die 
Betriebs-Gegenstände  vom  Liquidations-Standpunkt  aus  bewertet 
wissen    wollen. 


Unterbilanz  und  Überschuldung.  43 

Anspruchs  (vgl.  Annierkg.  12  zu  §  213).  Der  Antrag  kann  nicht  von  der  General- 
versammlung oder  dem  Aufsichtsrat  gestellt  werden,  diese  können  aber  auf  den 
Vorstand  wirken,  daß  er  den  Antrag  stelle.  Der  Aufsichtsrat  hat  darüber  zu 
wachen,  daß  der  Vorstand  ihn  pflichtgemäß  stelle.  Ferner  ist  aber  gemäß  §  208 
K.O  jedes  Mitglied  des  Vorstands  und  jeder  Liquidator  zum  Antrage 
berechtigt,  nicht  aber  der  Prokurist  (Goldstein  729).  Wird  der  Antrag  nicht  von 
sämtlichen  Vorstands-Mitglicdern  oder  sämtlichen  Liquidatoren  gestellt,  so  muß 
Zahlungsunfähigkeit  oder  Überschuldung  glaubhaft  gemacht  werden  (§  208 
Abs.  2  K.O.)".i) 

Sinngemäß  ist  bei  der  Anwendung  dieses  Zusatzes  auf  die  K.A.G. 
an  die  Stelle  des  Aktionärs  der  Kommanditist  zu  setzen.  Daß  die  Kom- 
plementare der  K.A.G.  hierbei  dem  A.G. -Vorstande  gleichzustellen  sind, 
ist  oben  schon  durch  §  325  H.G.B.  belegt  worden. 

§§49  Abs.  3  und  63  Ges.-Ges.  Die  bisher  in  bezug  auf  die 
Überschuldung  bei  der  A.G.  und  K.A.G.  gemachten  Mit- 
teilungen  gelten   mutatis   mutandis  auch   für   die  G.  m.  b.  H. 

Nach  §  63  Ges.-Ges.  findet  auch  bei  dieser  Gesellschaftsform  das 
Konkurs- Verfahren  nicht  allein  bei  Zahlungsimf ähigkeit,  sondern  eben- 
so schon  im  Fall  der  Überschuldung  statt.  Nach  Ges.-Ges.  §  64  haben 
die  Geschäftsführer  der  G.  m.  b.  H.  in  jedem  der  beiden  Fälle  die  Er- 
öffnung des  Konkurses  zu  beantragen. 

Nach  §  42  desselben  Gesetzes  sind  Veräußerungs-Gegenstände 
ohnehin  nach  §40  H.G.B.  zu  bilanzieren;  für  Betriebs-Gegenstände 
gelten  denen  des  §  261  Ziff.  3  H.G.B.  analoge  Vorschriften.  In  den 
nach  jenem  §42  aufgestellten  Bilanzen  der  G.  m.  b.  H.  ist  mithin  den 
oben  für  die  A.G.  und  K.A.G.  dargelegten,  für  die  Ermittlung  der  Über- 
schuldung zu  fordernden   Bewertungs-Grundsätzen   schon  genügt. 

Nach  §  49  Abs.  3  Ges.-Ges.  endhch  muß  —  analog  §  240  Abs.  1 
H.G.B.  —  auch  bei  der  G.  m.  b.  H.  unverzüglich  die  Versammlung 
der  Gesellschafter  berufen  werden,  wenn  bilanzmäßig  sich  ergibt,  daß 
die  Hälfte  des  Stammkapitals  verloren  ist. 

Bezügliche  Vorschriften  für  Oenossenschafton  m.  u.  II.  und  m.  u. 
Nachschußpflicht.  Besondere  Verhältnisse  herrschen  bei  den 
eingetragenen  Genossenschaften,  für  die  in  Betracht  kommen 
die  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes,  betreffend  die  Erwerbs-  und 
Wirtschafts-Genossenschaften  vom  1.  Mai  1889  mit  Novelle  vom 
12.  August  1896  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  20.  Mai  1898. 
Künftig  kurz  als  Gen. -Ges.  bezeichnet. 

Nach  §  99  Abs.  1  Gen. -Ges.  hat  der  Vorstand  die  Eröffnung  des 
Konkursverfahrens  zu  beantragen,  sobald  die  Zahlungsunfähigkeit 
eintritt.    Nach  demselben  Paragraphen  ist  die  Überschuldung  nur 


1)  Staub  S.  816,  Anmerkg.  15  zu  §  240. 
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dann  Konkursgrund,  wenn  sie  sich  bei  oder  nach  Auflösung  der  Ge- 
nossenschaft bilanzmäßig  ergibt. 

Der  skizzierte  Inhalt  des  §  99  Abs.  1  gilt  nicht  ausnahmslos.  Viel- 
mehr bestehen  folgende  Sonderbestimmungen  im  Gen. -Ges.: 

Für  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  ist 
im  §  121  Abs.  1  vorgeschrieben,  der  Vorstand  habe  die  Generalversamm- 
lung zu  berufen  zur  Beschlußfassung  darüber,  ob  die  Genossenschaft 
aufgelöst  werden  soll,  sobald  sich  bei  der  Geschäftsführung  ergebe, 
daß  ,,das  Vermögen  der  Genossenschaft  einschließlich  des  Reserve- 
fonds und  der  Geschäfts-Guthaben  zur  Deckung  der  Schulden  nicht 
ausreiche",  das  heißt  bilanztechnisch  gesprochen:  sobald  Überschuldung 
bilanzmäßig  festgestellt  ist.  Zwar  ist  im  Gesetz  nicht  von  bilanz- 
mäßiger Feststellung  der  Überschuldung,  sondern  nur  davon  die  Rede, 
daß  die  Überschuldung  sich  ,,bei  der  Geschäftsführung"  ergebe. 
Dennoch  wird  man  aber  von  bilanzmäßiger  Feststellung  sprechen 
müssen,  weil  ein  andrer  Modus  nur  der  einer  für  diesen  Zweck  unzu- 
länglichen Schätzung  sein  könnte. 

Das  im  vorstehenden  Absatz  über  die  Pflicht  zur  Berufung  der 
Generalversammlung  auf  Grund  bestehender  Überschuldung  bei  Ge- 
nossenschaften mit  unbeschränkter  Haftpflicht  Gesagte  gilt  nach 
§  126  des  Gen. -Ges.  auch  für  Genossenschaften  mit  unbeschränkter 
Nachschußpflicht. 

Geschälts-Guthaben  und  Geschäfts-Anteil.  Im  §  121  Abs.  1  wird 
das  rechnungsmäßige  Eigenkapital  der  Genossenschaft  gegliedert  in 
,, Geschäfts-Guthaben"  und  Reservefonds  (echte  Reserven!  Der  Ver- 
fasser). Der  Begriff  des  ,,Geschäfts- Guthabens",  der  für  alle  Arten 
von  Genossenschaften  charakteristisch  ist  (vgl.  §  7  Ziff.  2  des  Gen. -Ges.), 
möge  hier  im  Zusammenhang  mit  den  anderen  beiden  spezifisch  genos- 
senschaftlichen Ausdrücken:  ,, Geschäfts- Anteil"  undi,, Haftsumme" 
erläutert  werden;  und  zwar  nur  in  den  Grundzügen,  da  näheres  Ein- 
gehen darauf  nicht  zum  Thema  gehört. 

Mit  Geschäfts-Anteil  ist  stets  gemeint  der  Höchstbetrag  der 
nach  dem  Statut  zulässigen  Mitglieder-Einlagen.  Geschäfts-Gut- 
haben heißen  die  auf  die  Geschäfts-Anteile  jeweilig  geleisteten  Werte. 
Diese  Werte  können  bestehen  aus  baren  Einzahlungen  oder  an  deren 
Stelle  etwa  aus  Banküberweisungen  u.  dgl.  (jedoch  nicht  aus  Sachein- 
lagen), ferner  aus  zugeschriebenen  Dividenden;  sie  können  gemindert 
werden  durcli  abzu.schreibende  Verlust-Anteile. 

Die  Höhe  der  Geschäfts-Anteile  kann  statutarisch  beliebig  nor- 
miert werden;  sie  müssen  aber  für  alle  Genossen  gleich  hoch  sein.  Die 
Einzahlungen  auf  jeden  Geschäfts-Anteil  müssen  ,,bis  zu  einem  Gesamt- 
betrage von  mindestens  einem  Zehnteile  des  Geschäfts- An  teils  nach 
Betrag  und  Zeit"  statutarisch  ebenfalls  bestimmt  sein. 
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Die  Gcschäfts-Guthaben  nennt  man  auch  „Mitglieder-Gut- 
haben"; in  den  Genossenschafts-Bilanzen  erscheinen  sie  oft  luiter 
dieser  oder  unter  der  Bezeichnung  „Stammkapital".  Sind  die  Ge- 
scliäfts-Gut haben  durch  Einzaldung  oder  auch  durch  Dividenden- 
Gutschriften  sämtlich  auf  der  Höhe  des  für  den  Geschäfts-Anteil  nor- 
mierten Betrags  angelangt,  sind  also  sämtliche  Geschäfts-Anteile  voll 
eingezahlt,  so  sind  die  Geschäfts-Guthaben  mit  den  Geschäfts-Anteilen 
identisch,  d.  h.  das  Stammkapital-  oder  Mitglieder-Guthabcii-Konto 
wäre  einem  Geschäfts- Anteil-Konto  gleichzuachten. 

Soviel  in  diesem  Zusammenhang  über  Geschäfts-Guthaben  und 
Geschäfts- Anteil. 

Haftsumme.  Während  jene  beiden  Begriffe  für  alle  drei  Arten 
von  Genossenschaften  (mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  mit  imbe- 
schränkter Nachschußpflicht  und  mit  beschränkter  Haftpflicht)  prak- 
tische Bedeutung  haben,  hat  der  Begriff  ,, Haftsumme"  diese  Be- 
deutung nur  für  die  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht, 
weil  bei  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht  neben  der 
Genossenschaft  die  einzelnen  Genossen  (nach  §  122  Abs.  1  Gen. -Ges.) 
,, solidarisch  und  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  den  Konkurs-Gläubigern" 
für  deren  bei  der  Schlußverteilung  erlittenen  Fordervnigs -Ausfälle  ver- 
haftet sind,  und  weil  bei  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Nach- 
schvißpflicht  solche  solidarische  Haftung  der  einzelnen  Genossen  im 
Interesse  der  Konkurs-Gläubiger  (nach  §  128  Abs,  1  Gren.-Ges.)  eben- 
falls besteht.  Hier  allerdings  (nach  §  127  beregten  Gesetzes)  nicht 
unmittelbar  gegenüber  auch  den  Konkurs-Gläubigern,  also  direkt, 
sondern  nur  mittelbar  gegenüber  der  Genossenschaft  selbst,  mithin 
indirekt. 

Die  beiden  Hauptbestimmungen  über  die  Haftsumme  bei 
Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  sind  im  §  131  des 
Gen. -Ges.  enthalten.  Danach  darf  die  Haftsumme  für  die  einzelnen 
Genossen  nicht  niedriger  als  der  Geschäfts-Anteil  sein;  sie  ist  bei  der 
Errichtung  der  Genossenschaft  statutarisch  zvi  bestimmen,  kann  je- 
doch im  Laufe  der  Geschäfts-Entwicklung  im  Sinne  des  genannten  §  131 
abgeändert  werden. 

Damit,  daß  die  Haftsumme  nicht  niedriger  als  der  Geschäfts-Anteil 
festgesetzt  werden  darf,  ist  implicite  zweierlei  gesagt:  erstens,  daß  die 
Haftsumme  eine  vom  Geschäfts-Anteil  absolut  unabhän- 
gige Größe  ist.  Im  Konkurse  der  Genossenschaft  mit  beschränkter 
Haftpflicht  müssen  die  Genossen  demnach  zunächst  ihre  Geschäfts- 
oder Mitglieder-Guthaben  zum  Zwecke  der  Befriedigung  der  bei  der 
Schlußverteilung  berücksichtigten  Forderungen  der  Konkurs-Gläubiger 
zur  Verfügung  stellen.  Außerdem  aber  müssen  sie,  soweit  die  Befrie- 
digung der  bezeichneten  Konkurs-Gläubigerforderungen  dies  bedingt 
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Xachschüsse  leisten,  und  zwar  je  nach  Bedarf,  höchstens  jedoch  bis 
zum  Betrage  der  statutarisch  bestimmten  Haftsumme  (vgl.  auch  §  105 
des  Gen. -Ges.).  Dies  muß  besonders  betont  werden,  weil  man  oft  der 
falschen  Ansicht  begegnet,  die  Haftsumme  sei  wesensgleich  mit  dem 
Gresamtbetrag  der  Haftung  überhaupt.  Wie  falsch  diese  Ansicht  ist, 
zeigt  sich  beispielsweise  in  dem  Fall,  daß  der  Geschäfts- Anteil  von 
z.  B.  200  M  voll  eingezahlt  ist,  und  daß  die  Haftsumme  auf  den  doppel- 
ten Betrag  des  Geschäfts- Anteils,  also  auf  400  M  lautet.  Dann  wären 
nicht  allein  die  200  M  Geschäfts-Anteil  verloren,  sondern  im  Bedarfs- 
fall müßte  außerdem  noch  ein  Nachschuß  bis  zur  ganzen  Höhe  der 
Haftsumme,  also  im  Betrage  von  400  M,  geleistet  werden.  Der  Gesamt- 
Haftbetrag  jedes  Genossen  beliefe  sich  mithin  für  je  einen  Geschäfts- 
Anteil  von  200  M  auf  (200  M  -f  400  M  =)  600  M.  Aus  §  131  Gen.-Ges. 
folgt  zweitens,  daß  die  Haftsumme  zwar  nicht  niedriger  als 
der  Geschäfts-Anteilsein  darf,  daß  sie  im'übrigen  aber  beliebig 
hoch  statutarisch  normiert  werden  kann,  ohne  jedesmal  ein  Viel- 
faches des  Geschäfts-Anteils  ausmachen  zu  müssen. 

Aus  §§  121  und  126  des  Gen. -Ges.  ist  uns  die  Bedeutung  der  Unter- 
bilanz in  Form  der  Überschuldung  für  Genossenschaften  mit  unbe- 
schränkter Haftpflicht  und  für  diejenigen  mit  unbeschränkter  Nach- 
schußpflicht bereits  bekannt  geworden. 

Sondervorschrift  für  Genossenschaften  m.  b.  H.  Für  Genossenschaf- 
ten mit  beschränkter  Haftpflicht  gilt  die,  vom  Inhalt  der  §§  121 
und  126  Gen. -Ges.  abweichende  bezügliche  Bestimmung  des  §  140  Gen.- 
Ges.  folgenden  Wortlauts: 

,,Das  Konkurs-Verfahren  findet  bei  bestehender  Genossenschaft  außer  dem 
Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  in  dem  Falle  der  Überschuldung  statt,  sofern  diese 
ein  Vierteil  des  Betrags  der  Haftsummen  aller  Genossen  übersteigt.  Der  Vorstand 
hat,  wenn  eine  solche  Überschuldmig  sich  aus  der  Jahresbilanz  oder  aus  einer  im 
Laufe  des  Jahres  aufgestellten  Bilanz  ergibt,  die  Eröffnung  des  Konkurs-Verfahrens 
zu  beantragen.  Die  Vorschriften  des  §  99  Abs.  2,  3,  §  100  finden  entsprechende 
Anwendung." 

Unter  Bezugnahme  auf  die  in  diesem  Abschnitt  gegebenen  Erläute- 
rungen über  die  Bedeutung  der  Haftsumme  für  die  Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaften mit  beschränkter  Haftpflicht  darf  gesagt  werden,  daß 
die  Bestimmung  des  §  140  Gen. -Ges.  nicht  die  Überschuldung  schlecht- 
iiin,  d.  h.  nicht  die  Überschuldung  als  solche  für  die  Anmeldung  des 
Konkurs-Verfahrens  entscheidend  sein  läßt,  sondern  daß  die  Über- 
schuldung als  den  Konkursfall  bei  Genossenschaften  mit  beschränk- 
ter Haftung  begründender  Faktor  in  Beziehung  gebracht  wird 
zu  der  außerhalb  des  bilanzmäßigen  Vermögens-Status  bestehenden 
Bestimmung  über  die  Haftpflicht  der  Genossen  für  den  Konkurs- 
fall.   Die  im  Konkurs-Verfahren  erst  auflebende  Haftpflicht  der  Ge- 
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nossen  ist  somit  gleichzeitig  insofern  Voraussetzung  für  die  Konkurs- 
Eröffnung,  als  diese  bei  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht 
neben  dem  Fall  der  Zahlungsunfähigkeit  nur  stattfinden  soll,  wenn 
die  Überschuldung  ein  Viertel  der  Haftsummen  aller  Genossen  über- 
steigt. 

Bilanz-Beispiele  üir  §140  Gen.-Ges.  Dafür  ein  Beispiel:  eine 
Genossenschaft  mit  beschränkter  Haftung,  die  aus  40  Genossen  mit 
je  einem  voll  eingezahlten  Geschäfts-Anteil  von  300, —  M  bestehen, 
deren  Stammkapital  demnach  12  000, —  M  betragen  mag,  zeige  folgende 
Bilanz,  bei  der  hier  —  wie  in  den  anderen  Beispielen  —  die  Aktiva  und 
die  echten  Passiva  nur  summarisch  in  je  einem  Posten  aufgeführt  wer- 
den sollen,  und  wobei  die  echten  Reserven  als  zur  Deckung  der  Unter- 
bilanz buchmäßig  bereits  verwendet  gelten  mögen: 


Aktiva  .    .    . 
Verlust  .    .    . 

.    .    .    16  500,— 
.    .    .    13  500,— 

M 

Stammkapital  .    . 
Passiva      .    .    .    . 

.    12  000,— 
.    18  000,— 

M 

30  000,— 

M 

30  000,— 

M 

Ergebnis  dieser  Bilanz:  Die  Überschuldung  beläuft  sich  auf 
(16  500,— M  gegen  18  000,— M)  1500,— M.  Das  ist  der  achte  Teil  des 
Stammkapitals.  Folgerichtig  beläuft  der  Gesamtverlust,  d.  h.  die  Unter- 
bilanz aus  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung,  sich  auf  (12  000, —  M-[- 
1500, —  M=)  13  500, —  M,  wie  sie  die  Bilanz  ausweist. 

Angenommen,  die  Haftsumme  betrage  —  wie  der  Geschäfts-Anteil 
- —  300, —  M  pro  Anteil,  also  12  000, —  M  insgesamt,  so  würde  die  Über- 
schuldung von  1500, — -  M  auch  der  Haftsvnnme  gegenüber  ein  Achtel 
ausmachen.  Da  nach  §  140  Gen. -Ges.  die  Überschuldung  ein  Viertel 
der  Gesamt-Haftsumme  mindestens  betragen  muß,  bevor  sie  die  Kon- 
kurs-Eröffnung veranlassen  darf,  so  wäre  nach  obiger  Bilanz  die 
Genossenschaft  auf  Grund  der  Überschuldung  noch  nicht  reif  für 
den  Konkurs;  sie  wäre  dies  noch  weniger,  wenn  die  Haftsumme 
statt  300, —  M  etwa  400, —  M  oder  gar  das  Doppelte  des  Geschäfts- 
Anteils,  also  600, —  M  betragen  würde.  Denn  mit  steigender 
Haftsumme  und  gleichbleibender  £|jbsoluter  Höhe  der 
Überschuldung  verringert  sich  der  prozentuale  Anteil  der 
Überschuldung   an   der  Haftsumme. 

Eine  hinter  der  Höhe  des  Geschäfts-Anteils  zurückbleibende  Haft- 
summe kann  nicht  in  Frage  kommen,  weil  —  wie  wir  wissen  —  nach 
§  131  Abs.  1  des  Genossenschafts-Gesetzes  die  Haftsumme  mindestens 
so  hoch  wie  der  Geschäfts- Anteil  sein  muß. 

Die  oben  für  die  A.G.  gemachte  Feststellung,  daß  eine  Überschul- 
dung erst  möglich  wird,  wenn  der  bilanzmäßige  Gesamt -Verlust  den 
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Betrag  des  rechnungsmäßigen  Eigcnkapitals  (Gesellscliafts-Kapital- 
Konto  zuzüglich  etwa  noch  nicht  aufgelöster  echter  Reserve-Konten) 
z\i  überschreiten  begiinit:  diese  Feststellung  gilt  auch  für  die  Genossen- 
schaften mit  der  Maßgabe,  daß  als  Gesellschafts-Kapitalkonto  hier  das 
Mitgliederguthaben-  oder  Stammkapital-Konto  zu  gelten  hat. 

Hieraus  folgt,  daß  die  nach  §  140  Gen. -Ges.  für  die  Konkurs-Er- 
öffnung bei  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  geforderte 
Überschuldung  in  Höhe  von  wenigstens  einem  Viertel  der 
Haftsumme  aller  Genossen  frühstens  dann  gegeben  sein  kann, 
wenn  der  bilanzmäßige  Gesamtverlust  den  fünfviertel- 
fachen Betrag  des  Stammkapitals  zu  übersteigen  be- 
ginnt, wobei  —  wie  nach  allem  darüber  Gesagten  leicht  einzusehen  ist  — 
allerdings  angenommen  werden  muß.  daß  erstens  sämtliche  G<^schäfts- 
Anteile  voll  eingezahlt  sind,  luid  daß  ferner  die  Gesamthaftsmnme 
gerade  gleich  der  Gesamtsumme  aller  Geschäfts- Anteile,  also  nicht 
höher  als  diese  ist. 

Dieser  Fall  kommt  in  der  folgenden  Gegenüberstellung  zum  Aus- 
druck, wo  120  Geschäfts-Anteile,  die  mit  je  400, —  M  voll  eingezahlt 
sind,  als  Stammkapital  in  Höhe  von  (400,— M  mal  120=)  48  000,— M 
figurieren,  zu  welchem  Betrage  eine  gleich  hohe  Gesamt-Haftsumme 
gedacht    werden   möge : 


Aktiva 14.400, 

Verlust 64,100, 


M 


78,500,—  M 


Stammkapital  .    .    .    48,000,—  M 

Passiva 30,500,—    ,, 

78,500,—  M 


Da  die  Gesamt-Haftsumme  gleich  dem  Stammkapital  48  000, —  M 
beträgt  und  die  Überschuldung  sich  auf  (14  400, —  M  gegen  30  500, —  M =) 
16  100,—  M  beläuft,  so  ist  die  Ülx-rschuldung  um  4100,—  M  höher 
als  der  vierte  Teil  der  Gesamt-Haftsumme,  der  sich  auf  nur  (48  000, —  M 
:  4  =)  12  000  M  stellt.  Demnach  wäre  die  Eröffnung  des  Konkurs- 
Verfahrens  zu  beantragen. 

Der  Gedanke,  die  Überschuldung  in  Beziehung  zur  gesamten  Haft- 
summe für  die  Frage  der  Konkurs-Eröffnung  entscheidend  werden  zu 
lassen,  findet  seine  Rechtfertigung  vor  allem  in  dem  Streben,  den  Ge- 
nossenschafts-Gläubigern gegenüber  die  Hapftpflicht  der  Genossen  in 
möglichst  großem  Umfange  noch  nutzbar  werden  zu  lassen.  Sehr  wich- 
tig ist  natürlich  auch  hier,  die  Verä^ißerungs-Gegenstände 
nach  §  40  H.G.B.  zu  bewerten,  um  die  Höhe  der  Überschuldung  nach 
Möglichkeit  vom  Liquidations-Standpunkte  feststellen  zu  können. 

Danach  ist  der  Bedeutung  der  Überschuldung  auch  für  den  Ge- 
nossenschafts-Konkurs an  dieser  Stelle  nichts  mehr  hinzuzufügen. 
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Zusammenfassend  muß  noch  hingewiesen  werden  auf  das  Ver- 
hältnis zwischen  Zahlungsunfähigkeit  und  überscliuldung. 

Zahlungsunfähigkeit.  In  erster  Linie  —  für  die  Einzelunterneh- 
nningen  und  Personal-Gesellschaften  ausschließlich  —  ist  die  Zahlungs- 
unfähigkeit entscheidend  für  die  Eröffnung  des  Konkurs- Verfahrens. 
Bei  Kapital-Gesellschaften  durchweg  und  bei  Genossenschaften  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  kann  auch  die  Überschuldung  den  Kon- 
kurs bedingen,  wie  im  einzelnen  in  diesem  Abschnitt  dargelegt  worden 
ist.    (Vgl.  auch  K.O.  §§  102,  207,  209.) 

Nach  §  102  Abs.  2  K.O.  ist  Zahlungsunfähigkeit  insbesondere 
anzunehmen,  \\enn  Zahlungs-Einstellung  erfolgt  ist.  Gemeint  kann 
hier  nur  eine  allgemeine  und  definitive  Zahlungs-Einstellung  sein. 
Eine  nur  vorübergehend  eintretende  Zahlungs-Stockung  ist  demnach 
nicht  als  den  Konkurs  herbeiführende  Zahlungs-Einsteliung  zu  er- 
achten. Als  unbedingt  vorhanden  wird  die  Zahlungsunfähigkeit  anzu- 
nehmen sein,  wenn  der  Schuldner  öffentlich  oder  ausdrücklich 
erklärt,  seine  Zahlungen  endgültig  einstellen  zu  müssen.  Deshalb 
hat  das  Reichsgericht  kürzlich  mit  Recht  entschieden,  daß  eine  Bank 
nicht  schon  zahlungsunfähig  im  konkursrechtlichen  Sinne,  also  zur  Kon- 
kurs-Anmeldung nicht  schon  verpflichtet  sei,  wenn  sie  einem  plötzlichen 
Gläubiger- Ansturm  (Run)  nicht  sofort  mit  hinreichenden  flüssigen  Mit- 
teln begegnen  könne.  Wie  lange  die  Unterbrechung  der  Auszahlungen 
dauern  dürfe,  sei  eine  nach  den  Umständen  zu  beantwortende  Tatfrage. 
Selbst  eine  Erklärung  gegenüber  der  Gesamtgläubigerschaft,  man  habe 
die  Kasse  geschlossen,  um  zu  liquidieren  und  zahle  einstweilen  nicht 
mehr,  um  Bevorzugungen  zu  vermeiden,  lasse  die  Deutung  zu,  man 
vertage  die  Zahlung  nur  auf  eine  kurze  Zeit  und  bitte  um  Geduld  nicht 
wegen  jetzt  bestehender  Zahlungsunfähigkeit,  sondern  um  eine  Fort- 
dauer des  Ansturms  und  eine  von  diesem  zu  befürchtende  künftige 
Zahlungsimf ähigkeit  zu  vermeiden. 

Worauf  die  Zahlungsunfähigkeit  sich  gründet,  muß  die  genaue 
Analj'se  eines  ordnungsmäßig  aufgestellten,  also  hinreichend  spezifi- 
zierten und  auf  sachgemäßer  Bewertung  beruhenden  Inventar- Ver- 
zeichnisses erkennen  lassen.  Daraus  muß  durch  zAveckentsprechende 
Gegenüberstellung  der  Besitz-  mid  Schuld-Posten  beweisbar  sein,  warum 
und  ob  auf  immer  oder  voraussichtlich  auf  wie  lange  Zeit  fälligen  Schul- 
den durch  Realisierung  des  Besitzes  keine  ausreichende  Deckung  ge- 
schaffen werden  kann. 

Liquidität.  Eine  hervori'agende  Rolle  für  die  Erklärung 
der  Zahlungsunfähigkeit  spielt  die  bilanzielle  Liquidität 
oder  das  Verhältnis  der  sofort  und  ohne  Verlust  in  Geld  oder  Geld- 
äquivalente umsetzbaren  Vermögensteile  (liquider  Besitz)  zii  den  so- 
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fort  fälligen  Schulden.  Wichtig  ist  sodann  das  Verhältnis  der  nur  mehr 
oder  minder  schwer  realisierbaren  Vermögensteile  oder  des  illiquiden 
Besitzes  zu  den  allmählich  oder  später  fäUig  werdenden  Verbindlich- 
keiten. Hierbei  ist  die  Gruppierung  und  Gegenüberstellung  der  Posten 
und  Gegenposten  nai?h  Maßgabe  ihrer  Realisierbarkeit  oder  iiirer  Fällig- 
keit vorziuiehmen. 

Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Aktiva  zu  Realisierungswerten 
angenommen  sind,  kann  man  sagen,  daß  eine  bilanzmäßig  etwa 
bestehende  Überschuldung  früher  oder  später  zur  Zahlungs- 
unfähigkeit führen  muß,  wenn  nicht  inzwischen  durch  Gewinne, 
Schenkungen,  Kapital-Erhöhungen  oder  dgl.  die  Überschuldung  auf- 
gehoben wird.  Für  den  Fall,  daß  dies  nicht  geschieht,  daß  also  die 
Überschuldung  bestehen  bleibt,  oder  etwa  noch  zunimmt,  braucht  die 
Zahlungsunfähigkeit  sich  dennoch  nicht  sofort,  zu  zeigen;  ja,  es  braucht 
nicht  einmal  sogleich  zu  Zahlungs-Stocküngen  zu  kommen,  wenn 
nämlich  ein  günstiges  Liquiditäts-Verhältnis  vorliegt,  wenn  also 
beispielsweise  der  Haupt  teil  der  Verbindlichkeiten  aus  langlaufenden 
Akzepten  und  erst  später  kündbaren  H^'potheken  besteht,  während 
sofort  fällige  Kreditoren- Posten  vielleicht  aus  dem  Bankguthaben,  dem 
Wechsel-  und  Kasse-Bestande  glatt  Deckung  zu  erhalten  vermögen. 
Umgekehrt  kann  ein  nicht  überschuldetes,  sondern  noch 
mit  eigenem  Vermögen  arbeitendes  Unternehmen  in  Zah- 
lungs-Schwierigkeiten oder  Zahlungs-Stockungen  geraten, 
wenn  durch  unzweckmäßige  Geschäfts-Politik  oder  etwa  durch  Absatz- 
Stockung  das  Verhältnis  der  liquiden  zugunsten  der  illiquiden  Mittel, 
z.  B.  halbfertiger  und  Fertig-Fabrikate,  sich  so  stark  verschiebt,  daß 
die  Deckung  fälliger  Verbindlichkeiten  aus  eigenen  liquiden  Mitteln 
nicht  rechtzeitig  möglich  wird.  Setzt  man  wiederum  voraus,  daß  die 
Aktiva  zu  Realisierungswerten  angenommen  sind,  so  darf  man  sagen , 
letzten  Endes  werde  eine  definitive  Zahlungsunfähigkeit 
sich  auch  bei  ungünstiger  Liquidität  durch  umsichtige 
Geschäfts-Politik  meist  vermeiden  lassen,  solange  keine 
Überschuldung  vorhanden  ist.  Im  Rahmen  dieses  Abschnitts 
mögen  die  vorstehenden  Ausführungen  genügen,  um  die  Beziehungen 
zwischen  Zahlungsunfähigkeit,  Überschuldung  und  bilanzieller  Liqui- 
dität zu  zeigen.^) 

Vorschlag  zur  Bilanz-Terminologie.  Zum  Schluß  sei  gestattet,  auf 
einen  zwar  an  sich  nur  formalen  Umstand  hinzuweisen,  der  jedoch  für 
die  Bilanz-Lektüre  praktisch  bedeutsam  ist. 


1)  AiLsführliche  Darlegungen  über  die  hier  nicht  im  Vordergrunde  stehende 
bilanzielle  Liquidität  findet  der  Leser  bei:  Stern,   Bilanz,  S.  5 — 16. 
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Bekanntlich  hat  die  handelsrechtliche  Terminologie  das 
Wesen  der  rein  rechnungsmäßigen  Bilanz-Posten  (Grundkapitals-Ziffer 
und  Beträge  der  echten  Reserven)  dadurch  unklar  bezeichnet,  daß 
(vgl.  §261  Ziff.  5  H.G.B.,  Bankgesetz  §8,  Ges.-Ges.  §42  Ziff.  4)  vor- 
geschrieben wird,  jene  rein  rechnungsmäßigen  Posten  seien  ,, unter  die 
Passiva  aufzunehmen". 

Dadurch  wird  der  Anschein  erweckt,  als  seien  jene,  die  Höhe  des 
in  der  Unternehmung  verwendeten  Eigenkapitals  ausdrückenden,  rein 
zahlenmäßigen  Posten  echte  Passiva,  also  im  Laufe  des  Geschäfts- 
Betriebs  entstandene  Schulden  an  außerhalb  der  Unternehmung  .stehende 
Dritte.  Daß  die  Kapitalzahlen,  sowie  die  Zahlen  für  die  echten  Reser- 
ven und  die  Reingewinne  tatsächlich  nur  als  der  saldomäßige  Ausdruck 
für  den  Überschuß  der  Aktiva-  über  die  Passiva  werte  anzusehen  sind, 
daß  demgemäß  der  auf  der  Aktiva-Seite  der  Bilanzen  von  Kapital- 
Gesellschaften  erscheinende  Verlust-Saldo  als  Korrektur-  oder  Abzugs- 
Posten  zu  den  Eigenkapitalszahlen  der  Passiva-Seite  gleichfalls  nur 
rein  rechnungsmäßige  Bedeutung  hat,  daß  es  sich  bei  ihm  also  nur 
um  ein  ,,Pseudo-Aktivum"  handelt,  braucht  nicht  wiederholt  ein- 
gehend begründet  zu  werden.  Auch  die  auf  der  Passiva-Seite  der  Bi- 
lanzen von  Kapital-Gesellschaften  erscheinenden  Gewinn-Saldi  sind 
rechnungsmäßige  Posten  oder  ,,Pseudo -Passiva"  so  lange,  als  sie  auf 
Grund  rechtsgültiger  Verteilungs-Beschlüsse  nicht  Verwendung  zu 
finden  haben.  Insoweit  die  Vei'teilung  wirkliche  oder  echte  Schuld- 
Verhältnisse  schafft,  wie  dies  beispielshalber  bei  den  auf  Grund  rechts- 
gültiger Gewinnverteilungs-Beschlüsse  entstandenen  Dividenden-  und 
Tantieme-Ansprüchen  zutrifft  —  insoweit  wandelt  der  ursprüng- 
lich rein  rechnungsmäßige  Gewinn-Ausweis  sich  in  echte 
Schuldposten   von   materieller   Bedeutung. 

Die  Tatsache,  daß  es  sich  in  jeder  kaufmännischen  Bilanz  einerseits 
um  Wertangaben  für  effektive  Aktiva  und  effektive  Passiva,  ander- 
seits dagegen  um  rein  rechnungsmäßige  oder  balanzierende  Posten 
handelt,  würde  —  im  Hinblick  auf  Klarheit  und  leichte  Lesbarkeit  der 
Bilanz  auch  für  Laien  —  am  besten  dadurch  zum  bilanzmäßigen  Aus- 
druck kommen,  daß  man  von  den  effektiven,  ohnehin  ohne  den  Zu- 
satz ,,Konto"  in  der  Bilanz  (also  nicht  das  Bilanz-Konto,  sondern 
die  Bilanz  als  solche  ist  hier  gemeint!)  auszuweisenden,  materiell  vor- 
handenen Besitz-  und  Schuldenwerten  die  rein  rechnungsmäßigen 
und  deshalb  mir  rein  kontomäßigen  Ausgleichs  werte  scharf  scheidet, 
indem  man  diesen  letztgenannten  den  Zusatz  ,. Konto"  prinzipiell 
zuteil  werden  läßt.  Hieraus  ergibt  sich  ferner  als  zweckmäßig,  die  bei- 
den Bilanz-Seiten  mit  Aktiva-Seite  und  Passiva-Seite  zu  überschreiben. 
Die  auf  der  Passiva-Seite  stehenden  Abschreibungs-Korrektur- 
Posten  und  dgl.  sind,  im  Gegensatz  zu  echten  Reserven,  ohne  den  Zu- 
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Satz  „Konto"  zu  bilanzieren,  weil  sie  als  die  Aktivawerte  mindernde 
Posten  unbedingt  und  unmittelbar  materiellen  Charakter  haben  und 
deshalb  zu  den  Passiven  zu  zählen  sind. 

Bei  Reserve-Posten,  die  sowohl  echte  wie  auch  unechte  Reserven 
einschließen,  was  z.  B.  bei  zu  hohen  Abschreibungen  zutrifft,  wo  die  be- 
rechtigte Rückstellung  als  unechte,  die  nicht  unbedingt  erforderliche 
Absclireibung  hingegen  im  selben  Posten  als  echte  Reserve  enthalten 
ist  —  bei  solchen  ,,gemischten"  Reserve-Posten  würde  dem  Gesell- 
schafts-Vorstande  —  wenn  das  Greschäfts-Interesse  dies  gebietet  —  frei- 
zustellen .sein,  wie  er  verfahren,  ob  er  , .gemischte"  Reserve-Posten  ge- 
trennt,  oder  ob  er  sie  ungetrennt  bilanzieren  will. 

Bilanz-Beispiel.  Ein  einfaches  Bilanz-Beispiel  möge  den  vorstehend 
begründeten  Vo^-schlag  veranschaulichen : 


Aktiva-Seite 


Bilanz 


Passiva-Seite 


Kasse 1  563,50 

Wech.sel 8  790.— 

Bankguthaben ...   36  985,60 

Debitoren 53  469,20 

Vorräte 52  118,70 

Maschinen  &  Werk- 
zeuge   11  916, — 

Mobilien 2  650,— 

Immobilien   ....   85000,— 
Vorauszahlungen.    .     2  598, — 


M 


255  091,—  M 


Aktienkapital- 
Konto  100  000,—  M 

Reservefonds- 
Konto  10  000,—    ,, 

Kreditoren  ....     47  395.80    „ 

Akzepte 25  000,—    „ 

Hypotheken- 
Schulden.    .    .    .     50  000,—    „ 

Rückstellung    für 
Maschinen  -  Er- 
neuerung.   ...        1  916. —    ,. 

Abschreibungen 
auf  Mobilien    & 
Immobilien  ...       2  765, —    ,, 

Noch    unerhobene 

Dividende    .    .    .  750, —    ,, 

Gewinn-  &  Ver- 
lust-Konto, Rein- 
gewinn pro  19. .  :    17  264,20    ,, 

~  255  091,—  M 


Nach  rcclitsgültig  l^eschlossener  Gewinn-Verteilung,  wonach 
12V2%  Dividende  verteilt,  2158,—  M  Tantiemen  gezahlt,  1500,—  M 
dem  Reservefonds-Konto  zugeführt  und  1106,20  M  auf  neue  Rechnung 
vorgetragen  werden  mögen,  A\ürde  vorstehende  Bilanz  aussehen  wie 
folgt: 


AuUerurdent liehe  Erfulgs- Verrechnung. 
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Aktiva-Seite 

Bll 

auz 

Passiva-Seite 

Kasse 

1  563,50 

M 

Aktienkapital- 

Wechsel  .... 

8  790,— 

>> 

Konto  

100  000,—  M 

Bankguthaben   . 

.     36  985,60 

,, 

Reservefonds- 

Debitoren    .    .    . 

53  469,20 

Konto  

11  500,—    „ 

Vorräte    .... 

52  118,70 

,, 

Kreditoren  .... 

47  395,80    „ 

Maschinen  u. 

Akzepte 

25  000,—    „ 

Werkzeuge  .    . 

.     11916,— 

,, 

Hypotheken- 

Mobilien,     .    .    . 

.       2  650,— 

)5 

Schulden,    .    .    . 

50  000,—    „ 

Immobilien     .    . 

85  000,— 

j  j 

Rückstellung     flir 

Vorauszahlungen 

.       2  598,— 

>> 

Maschinen  -  Er- 
neuerung    .    .    . 

/ 

1  916,—    „ 

Abschreibungen 

1 

auf  Mobilien    & 

Immobilien     .    . 

2  765,—    „ 

1 

Noch    unerhobene 

1 

Dividende   .    .    . 

750,-    „ 

1 

Pro    19. .     auszu- 

1 

schüttende     Di- 

1 

vidende   .... 

12  500,—    „ 

1 

Tantiemen  .... 

2  158,—    „ 

1 

Gewinn-     &    Ver- 

lust-Konto, Vor- 

trag    auf     neue 

1 

Rechnung : .    .    . 

1  106,20  „ 

255  091,— 

M 

255  091,—  M 

4. 

Abs 

chnitt. 

Außerordentliche  Erfolgs- Verreehniiiig. 

Begriff  und  Einteilung  der  irregulären  Erfolgs-Posten.  Ordentliche 
Veränderungen  der  Vermögenslage  eines  Unternehmens  werden  durch 
reguläre  Betriebs-Erfolge,  außerordentliche  durch  irreguläre  Er- 
folge verursacht. 

Außerordentliche  Veränderungen  der  Höhe  des  Geschäfts- 
vermögens können  beispielsweise  herbeigeführt  werden: 

1.  durch  nicht  gewerbsmäßige  Vorgänge  ohne  Gegen- 
leistung: 

Lotterie-Gewinne  oder  Verluste  der  Bezugskosten  für  Lose, 
die  bei  der  Ziehung  nicht  ,, herausgekommen"  sind  (,, Nieten"); 


Im   Gegen- 
satz   zu    den 

regulären 
Betriebs-Um- 
sätzen  der 
Veräuße- 
rungs-Gegen- 
stände. 
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Schenkungen,  Erbschaft,  Diebstahl,  Unterschlagung,  Betrug, 
ungedeckter  Feuer-Schade,  Maschinenbruch,  Verderben,  Be- 
einflussung von  Grundstückswerten  durch  Konjunktur- 
wechsel usw. ; 

2.  durch  nicht  gewerbsmäßige  Vorgänge  auf  Grund  von 
Leistung   und    Gegenleistimg  : 

a)  Veräußerungen  von  Betriebs-Gegenständen  oder  deren 
Teilen  (Maschinen,  Mobilien,  Immobilien,  Pferden, 
Wagen  u.   dgl.); 

b)  Veräußerungen  von  Rechten  (z.  B.  Patentrechten; 
jedoch  nicht  bei  Patentverwertungs- Gesellschaften, 
wo  solche  Veräußerungen  als  Betriebs-Umsätze  an- 
zusehen sind);  Effekten  -  Spekulationen  bei  reinen 
Handels-   und  Industrie  -  Unternehmungen  u.  a.  m.; 

c)  Beteiligungen,  Bewirtschaftung  der  für  geschäftliche  Zwecke 
nicht  voll  ausgenutzten  Geschäfts-Grundstücke,  Vermietung 
überschüssiger  Motorenkräfte  usw. 

3.  durch  interne  Verwertungs- Vorgänge.  Beispiele:  Nutz- 
barmachung von  Teilen  gewisser  Betriebs-Gegenstände  zur  Verbesse- 
rung anderer  Betriebs-Gegenstände  oder  auch  nur  anderer  Teile  des- 
selben Betriebs-Gegenstands  (interne  Verwertung).  Solche  Fälle 
sind  beispielshalber  gegeben,  wenn  alte  Regale  zur  Herstellung  neuer 
Verwendung  finden,  oder  noch  brauchbare  Teile  alter  Maschinen  als 
Ersatzteile  für  neue  derselben  Art  herangezogen  werden;  ferner,  wenn 
auf  dem  Grundstück  eines  Zement-  und  Kalk- Werks  lagernder  Ab- 
raum-Kies zur  Pflasterung  des  Hofes  dieses  Grundstücks  verwendet 
wird,  oder  wenn  etwa  eigene  Abbruchs-Materialien  zum  Bau  eines 
neuen  eigenen  Gebäudes  benutzt  werden  (vgl.  das  unten  folgende 
Buchungs-Beispiel)  usw. 

NB.:  Unrealisierte  Änderungen  der  Werte  von  Vermögens- 
teilen, ferner  Agio-Gewinne  bei  Überpari-Emissionen  und  Zu- 
zahlungen   gegen    Vorzugs- Rechte    scheiden    hier   aus. 

Verbuehung  irregulärer  Erfolgs-Posten  bei  Einzelunternehmungen. 

Wie   sind   nun   solche   außerordentliclien   Vorgänge   im    Rahmen   der 
Doppel buchhaltung  zu  buchen? 

Soviel  erhellt  dem  ersten  Blick:  für  den  Einzel-Unternehmer 
macht  es  bezüglich  der  Höhe  des  Geschäfts-Vermögens  keinen  Unter- 
schied, ob  jene  Vorgänge  mit  den  Roherfolgen  aus  Betriebs-Umsätzen 
zunächst  über  Gewinn-  und  Verlust-Konto  geführt,  oder  ob  sie  als 
nicht  dem  regidären  Betriebe  entstammende  Vermögens-Änderungen 
sogleich  über  Kapital-Konto  verbucht  werden.  Die  Höhe  des  in 
der  Gewinn-   und   Verlust-Rechnimg  ausgewiesenen    Reinerfolgs  ist 


Außerordentliche  Erfolgs-Verrechnung.  55 

dagegen  unmittelbar  dav^on  abhängig,  ob  die  durch  irreguläre 
Erfolge  herbeigeführten  außerordentlichen  Verniögens-Änderungen  über 
Gewinn-  \ind  Verlust-Konto  laufen  oder  nicht. 

Liegt  dem  Kaufmann  an  einer  unter  allen  Umständen  vollstän- 
digen Darstellung  der  gesamten  Erfolgs-Bewegung  in  der  Gewinn-  und 
Verlust-Rechnung,  so  wird  er  sich  dafür  entscheiden,  auch  die  irre- 
gulären Erfolge  über  Gewinn-  und  Verlust-Konto  zu  führen;  dann 
wird  er  aber  unbedingt  gut  daran  tun,  den  Charakter  der  irregulären 
Erfolge  auf  dem  Grewinn-  und  Verlust -Konto  dadurch  eindeutig  zum 
Ausdruck  zu  bringen,  daß  er  sie  vorher  auf  Unterkonten  verbucht, 
die  über  die    Quelle  des  Roherfolgs  keinen    Zweifel  lassen. 

Gründe  für  gesonderten  Ausweis  irregulärer  Erfolgs-Posten.  Diese 
quellenmäßige  Unterscheidung  der  irregulären  Erfolge  ist  erforderlich, 

a)  um  ein  kommen  steuerfreie  irreguläre  Erfolgs-Posten  von 
den  der  Einkommensteuer  unterliegenden  übrigen  Erfolgs- 
Posten  leicht  trennen  zu  können; 

b)  um  gegebenenfalls  den  Reinerfolg  aus  regulären  Betriebs- 
Umsätzen  von  dem  aus  außerordentlichen  Quellen  stammenden 
irregulären  Erfolg  jederzeit  scheiden  zu  können. 

Steuerliches  Interesse.  Zu  a:  steuerrechthche  Einzelheiten  syste- 
matisch zu  erörtern,  ist  hier  nicht  der  Ort.  (In  dieser  Beziehung  geben 
reiche  Belehrung  die  Werke  von  Fuisting  und  Maatz).^)  Hier  soll  nur 
im  großen  und  ganzen  gezeigt  \\erden,  daß  irreguläre  Erfolgs-Posten 
zur  Einkommensteuer  verschiedenartige  Stellung  einnehmen.  So  sind 
nicht  gewerbsmäßig  und  ohne  Gegenleistung  erzielte  irre- 
guläre Gewinne,  wie  Lotterie-Gewinne,  Schenkungen  u.  dgl.  (siehe 
unter  Xr.  1  der  oben  gegebenen  Zusammenstellung),  regelmäßig  ein- 
kommensteuerfrei. Die  an  derselben  Stelle  genannten,  im  G«schäfts- 
Betriebe  entstandenen  irregulären  Verluste  (durch  Diebstahl, 
Unterschlagung.  Betrug  u.  a.)  sind  vom  steuertechnischen  Standpunkt 
abzugsfähige,  d.  h.  die  Steuerpflicht  mindernde  Posten.  Da- 
gegen sind  regelmäßig  einkommensteuerpflichtig  die  unter  Xr.  2 
jener  Gruppierung  aufgeführten  Erfolge  aus  Beteiligungen,  außerberuf- 
lichen Bewirtschaftungen  und  Spekiüationen,  ferner  aus  Veräußerungen 
von  Betriebs-Gegenständen  und  Rechten,  soweit  sie  positiver  Xatur 
(Gewinne)  sind.  Wie  die  positiven  Erfolge  aus  den  unter  Xr.  1  be- 
zeichneten Vorgängen  ohne  Gegenleistung,  so  sind  auch  interne 
Verwertungs -Vorgänge  nach  Xr.  3  der  Gruppierung  als  reiner  Ver- 
mögens-Zuwachs einkommensteuerfrei, 

Rentabilitäts-Interesse.     Zub:  die  Scheidung  des  bilanzmäßigen 
Gesamterfolgs   in    reguläre   und    irreguläre  Erfolge  ist  nicht  allein 

')  Vgl.  bei  Maatz  zu  obigem  Thema  z.  B.  S.  102 — 103  und  252. 
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von  Bedeutung  für  etwa  an  den  Reinerfolg  vom  Kaufmann  selbst  zu 
knüpfende  Berechnungen.  Solehe  Scheidung  kann  auch  besonders 
wichtig  werden,  wenn  ein  auf  das  Unternehmen  reflektierender  Käufer 
Gewißheit  dai'über  wünscht,  ob  und  inwieweit  der  bilanzmäßig  aus- 
gewiesene Reinerfolg  tatsächlich  auf  reguläre  Betriebs-Umsätze  zu- 
rückzuführen ist.  Mit  gutem  Gewissen  und  ohne  rechtliche  Folgen 
(z.  B.  Anfechtbarkeit  des  Kaufvertrags  wegen  arglistiger  Täuschung 
nach  B.G.B.  §  123)  befürchten  zu  müssen,  wird  jene  Auskunft  mühelos 
nur  gegeben  ^^  erden  können,  wenn  die  über  Gewinn-  und  Verlust-Konto 
geführten  irregulären  Erfolgs-Posten  als  solche  nicht  mit  regulären 
Erfolgs-Posten  verquickt,  sondern  besonders  kontiert  sind. 
Denn  dann  ist  nicht  nur  sofort  sichtbar,  ob  irreguläre  Erfolgs-Posten 
in  Frage  kommen,  sondern  gegebenenfalls  kann  auch  ohne  weiteres 
der  quellenmäßige  Ursprung  solcher  Posten  aus  der  Gewinn-  und  Ver- 
lust-Rechnung unmittelbar  abgelesen  werden. 

Ergebnis:  der  Einzel  kauf  mann  wird  im  HinbUck  auf  die 
St  euer- Veranlagung,  wie  auch  auf  den  Vorteil  detaillierter 
Rentabilitäts-Nachweise  im  Fall  des  Geschäfts- Verkaufs  immer 
gut  daran  tun,  neben  den  regulären  Erfolgs-Posten  auch  die  irregulären 
über  Gewinn-  und  Verlust-Konto  laufen  zu  lassen;  er  wird  jedoch  streng 
darauf  achten  müssen,  daß  die  irregulären  Erfolgs-Posten  separat 
kontiert,  also  schon  auf  Grund  des  Konto-Titels  als  solche  erkennbar 
werden. 

Verbuchung  interner  Terwertungs-Yorgänge.  Im  Anschluß  an 
dieses  Ergebnis  teile  ich  noch  mit  ein  Buchungs-Beispiel,  das  zeigen 
möge,  wie  man  bei  der  Verbuchung  irregulärer  Erfolge  nicht  verfahren 
soll.  Das  Beispiel  entstammt  der  Buchführung  einer  in  Konkurs  ge- 
ratenen industriellen  Einzelunternehmung: 

Zwei  Schuldner 

an   Waren- Konto: 

Gebäude-Konto, 

für  Neubauten  und  Meliorationen  selbst  gelieferte, 
aus  dem  Abbruch  einer  alten  Ofenruine  stammende 
Bausteine 700,— M 

Grundstücks- Konto, 

für  die  zur  Pflasterung  des  Hofes  selbst  gelieferten 

Kie.sfuhren      1200,—  „ 

1900,— M 

Das  Beispiel  fällt,  als  ,, interne  Verwertungs-Vorgänge"  be- 
treffend, unter  Nr.  3  unserer  oben  gegebenen  Zusammenstellung  irre- 
gulärer Erfolge.    Anstatt  jene  beiden  Verwertungs-Vorgänge  entweder 
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gleich  auf  dem  Kapital-Konto  mit  erscheinen  zu  lassen,  oder  sie 
auf  dem  Gewinn-  und  Verlust-Konto  —  wenn  sie  darüber  geleitet 
werden  sollten  —  wenigstens  als  Gutschriften  zu  Lasten  des  Grund- 
stücks- und  des  Gebäude-Kontos  unter  Anrufung  dieser 
Konten  zu  kennzeichnen,  waren  beide  Vorgänge  dem  Waren- 
Konto  gutgebracht  worden,  so  daß  das  Waren-Konto  am  Jahresschluss 
zu  Unrecht  einen  um  jene  190U, —  M  zu  hohen  Brutto-Gewinn  aus- 
wies, wodurch  ein  um  die  1900, —  M  ebenfalls  zu  Unrecht  erhöhter 
Gesamt-Reinerfolg  „bewiesen"  werden  konnte.  Derartige  buchhalterische 
Manipulationen  sind  schon  an  sich  verwerflich;  sie  sollten  aber  unbe- 
dingt rechtliche  Folgen  begründen,  wenn  sie  dazu  benutzt  werden, 
Geschäfts-Käufern  gegenüber  Reingewinne  aus  Betriebs-Umsätzen  vor- 
zutäuschen, obgleich  de  facto  Betriebs-Verluste  entstanden  sind. 
Besonders  sollte  dies  immer  geschehen,  wenn  —  wie  im  vorstehend  mit- 
geteilten Beispiel,  außer  dem  übrigens  in  jenem  Fall  noch  andere  ähn- 
liche Buchungen  vorlagen  —  die  Netto- (Vermögens- )Bilanz  beglavibigt 
ist,  so  daß  der  auf  das  Geschäft  reflektierende  Käufer  anzunehmen  be- 
rechtigt sein  darf,  auch  die  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  sei  ein 
getreues  Spiegelbild  der  Rentabilitäts-Faktoren. 

Der  Erwähnung  bedarf  noch,  daß  interne  Verwertungs- Vorgänge 
oft  besondere  Buchungs-Posten  nicht  erfordern,  sondern  indirekt 
im  Ertrage  der  Unternehmung  dadurch  zum  Ausdruck  kommen  werden, 
daß  — •  dank  der  internen  VerAvertungsmöglichkeit  —  Reparatur- 
Kosten  oder  dgl.  erspart  werden  konnten.  Soweit  —  wie  z.  B.  im 
obigen  Fall  —  Erhöhungen  der  Bilanzwerte  durch  interne  Ver- 
wertungs-Vorgänge bewirkt  sind,  werden  solclie  besonders  gebucht 
werden  müssen. 

Ausschluß  irregulärer  Erfolge  von  der  Grewinn-Beteiligung.  Wie 
sind  nun  irreguläre  Erfolge  zu  buchen,  wenn  die  Unternehmung  ge- 
sellschaftlich organisiert  ist? 

Hier  spielt  außer  den  schon  bei  der  Einzelunternehmung  ange- 
gebenen Momenten  —  Erfolgs-Spezialisation  im  Interesse  leichter  und 
zuverlässiger  Steuer-Deklaration  und  für  den  Fall  des  Verkaufs  der 
Unternehmung  —  noch  ein  drittes  Moment  hinein:  nämlich  etwa  be- 
stehende vertragliche  Bestimmungen,  wonach  bestimmte  Gesellschafter 
bei  Personal-  oder  diesen  verwandten  Gesellschaften  oder  bestimmte 
Direktions-  oder  Aufsichtsrats-Mitglieder  bei  Kapital-Gesellschaften  von 
der  Teilnahme  an  bestimmten  regulären  oder  irregulären  Erfolgen 
ausgeschlossen  bleiben  sollen.  Allerdings  kommen  solche  Vertrags- 
Bestimmungen  nur  selten  vor.  Immerhin  muß  in  diesem  Zusammen- 
hang auf  die  Möglichkeit  ihres  Vorkommens  hingewiesen  werden. 
Den  günstigsten  Boden  finden  derartige  Vertrags-Bestimmungen  noch 
bei  der  Stillen  Gesellschaft,  wo  die  Gewinn-Beteiligung  des  ,, Stillen" 
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zuweilen  zweckmäßig  auf  die  reguläre  iiGeschäfts-Erfolge  beschränkt 
wird. 

Verbucbun^  irregulärer  Erfolgs-Poston  bei  Personal-Gesellschaften. 

Wie  bei  der  Einzelunternchmung,  so  wird  nach  dsr  vorstehenden  An- 
deutung auch  bei  der  Stillen  Gesellschaft,  der  off.Hges.  und  derKomm.- 
Ges.  empfehlenswert  sein,  aus  den  genannten  drei  Gründen  auchsämt- 
liche  irregulären  Erfolgs-Posten  über  Gewinn-  und  Verlust -Konto  zu 
leiten;  ja.  bei  jenen  Gesellschaften  wird  dies  im  Interesse  bequemer  und 
sicherer  Erfolgs-Verteilung  noch  mehr  als  bei  den  Einzelunterneh- 
niungen  geboten  sein;  und  zwar  ganz  besonders  dann,  wenn  für  die 
Erfolgs-Verteilung  besondere  interne  Vereinbarungen  zu  beachten  sind. 
Die  scharfe  quellenmäßige  Scheidung  der  regulären  und  irregulären 
Erfolgs-Posten  auf  dem  Gewinn-  und  Verlust-Konto  gewinnt  dann 
naturgemäß  noch  an  materieller  Bedeutung.' 

Verbuehung  derselben  Posten  bei  Kapital-Gesellschaften.  Bei  den 

genannten  drei  Gesellschaftsformen  besteht  nun  immer  noch  die  buch- 
technische Möghchkeit,  irreguläre  Erfolge  sofort  direkt  über  die  dafür 
in  Frage  kommenden  Kapital-Konten  zu  verteilen,  ohne  sie  also  das 
Gewinn-  und  Verlust-Konto  berühren  zu  lassen.  Eine  Möglichkeit,  von 
der  jedoch  aus  den  oben  dargelegten  Gründen  regelmäßig  kein  Gebrauch 
gemacht  werden  sollte.  Diese  Möglichkeit  der  direkten  Buchung 
irregulärer  Erfolge  auf  den  Kapital -Konten  entfällt,  wenn  Kapital- 
Konten  mit  persönlichem  Charakter  überhaupt  nicht  (A.  G.  und 
G.  m.  b.  H.)  oder  nur  teilweise  (Komplementare  der  K.  A.  G.)  geführt 
werden  können,  weil  das  feste  Grund-  oder  Stammkapital  der  Gesell- 
schaft summarisch  auf  einem  Kollektiv -Kapitalkonto  erscheint.  Die 
durch  die  Geschäfts-Erfolge  hervorgebrachten  Veränderungen  der  Ver- 
mögenslage müssen  dann  auf  Komplement-Konten  des  Kapital-Kontos 
zur  buchmäßigen  Verrechnung  kommen.  Solche  Konten  sind  das 
Gewinn-  und  Verlust-Konto  nebst  dessen  Unterkonten,  sowie  die 
echten  R-eserve-Konten.  Das  Gewinn-  und  Verlust-Konto  ist  das 
Mittel  für  die  Spezialisation  des  Gesamterfolgs  und  für  die  buch- 
mäßigen Vorträge  der  Erfolgs-Reste  (Gewinn-  oder  Verlust-Vorträge). 
Die  echten  Reserve-Konten  haben  die  Aufgabe,  luiverteilt  gebliebene 
Gewinn-Beträge  irgend  welcher  Art  bis  zur  früher  oder  später  nötig 
werdenden  Verwendung  zu  den  Aktivawerten  in  rechnerischen 
Gegensatz  zu  bringen,  um  deren  Verteilung  insoweit  während  ihrer 
(der   echten   Reserve-Konten)  Lebensdauer  auszuschließen. 

Abgesehen  von  den  Fällen  des  §  2G2  Ziff.  2  und  3  H.G.B.  (Agio 
bei  überpari-Emissionen  und  Zuzahlungen  gegen  Gewährung  von  Vor- 
zugsrechten) werden  die  echten  Reserve-Konten  erst  aus  den  bilanz- 
mäßigen Reingewinnen  gespeist.  Demnacli  ist  das  Gewinn-  und  Verlust- 
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Konto  das  Sainmel-Konto  nicht  bloß  für  die  regulären,  sondern  ebenso 
für  sämtliche  irregulären  Erfolgs-Posten.  Denn  für  die  laufende  Ge- 
schäftsführung kommen  weder  die  echten  Reserve-Konten,  noch 
kommt  das  Grund-  oder  Stamm -Kapitalkonto  als  stabile  Größe  da- 
für in  Frage. 

Yerüifentlichung  irregiilärer  Erfolgs-Posten.  Wenn  nun  auch  aus 
steuerrechtlichen  und  verwaltungstechnischen  Gründen  bei  den  Ka- 
pital-Gesellschaften (A.  G.,  K.  A.  G.,  G.  m.  b.  H.)  und  eingetragenen 
Genossenschaften  eine  genaue  Kennzeichnung  der  irregulären 
Erfolge  als  ebenso  wünschenswert  wie  bei  den  Einzelunternehmungeu 
und  Personal -Gesellschaften  angesehen  werden  muß,  so  soll  damit 
jedoch  nicht  gesagt  sein,  daß  die  nach  §§  263,  265  luid  325  Ziff.  3  H.G.B. 
der  Generalversammlung  mit  der  Bilanz  vorzulegende  vmd  nach 
erfolgter  Genehmigung  mit  letztgenannter  zu  veröffentlichende 
Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  in  eben  der  Ausführlichkeit  vorgelegt 
und  veröffentlicht  werden  muß,  wie  sie  in  der  Buchführung  der  Ge- 
sellschaft vorliegt.  (Vgl.  für  Genossenschaften  Gen. -Ges.  §§  33  Abs.  2 
und  48  Abs.  2,  für  G.  m.  b.  H.  Ges.-Ges.  §§  41  Abs.  4  und  46  Ziff.  1.) 
Vielmehr  sind  bei  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung,  wie  auch  bei  der 
Bilanz,  im  Geschäfts-Interesse  liegende  und  mit  dem  Charakter 
ordnungsmäßiger  Buchführung  vereinbare  Zusammenfassungen 
von  Einzelposten  zweifellos  erlaubt.  Man  vergleiche  hierzu  die  bezüg- 
lichen Ausführungen  auf  S.  33.  Das  dort  über  die  Zusammenfassung 
der  Aufwand-Posten  Gesagte  ist  sinngemäß  auch  auf  die  Verschmel- 
zung irregulärer  Erfolgs-Posten  mit  anderen  Pesten  dieser  Art  oder 
mit  regvalären  Erfolgs-Posten  anzuwenden,  sofern  nicht  erhebliche 
Beträge  in  Frage  kommen,  und  sofern  die  Quellen,  aus  denen 
die  für  die  Veröffentlichung  mit  einander  zu  verschmelzenden  Erfolgs- 
Posten  entstammen,  nicht  grundverschiedenen  Charakters 
sind.  Hiernach  ist  in  der  Praxis  des  Geschäftslebens  über  Zusam- 
menfassungen und  Kürzungen  der  beregten  Art  von  Fall  zu  Fall  zu 
entscheiden. 

Notwendigkeit  gesetzlicher  Vorschriften  über  gesonderten  Ausweis 
irregulärer  Erfolgs-Posten.  Sowohl  das  Aktien-,  wie  auch  das 
G.  m.  b.  H. -Gesetz  sollten  ergänzt  werden  durch  eine  Vor- 
schrift, wonach  irreguläre  Erfolge  (und  zwar  ganz  gleich,  ob  es 
sich  um  Gewinne  oder  Verluste  dieser  Art  handelt)  in  der  Gewinn- 
nnd  Verlust-Rechnung  als  solche  kenntlich  zu  machen 
und  im  Geschäfts-Bericht  zu  erwähnen  sind.  Denn  niemand 
wird  bestreiten  können,  daß  Gesellschafts-Gläubiger  und  Aktionäre  zu 
falschen  Schlüssen  über  die  reine  Betriebs-Rentabilität  der  sie  interessie- 
renden Gesellschaften  kommen  müssen,  wenn  irreguläre  Gewinne  dazu 
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benutzt  weiden,  Betriebs-Verluste  kleiner  oder  Betriebs-Gewinne  gi'ößer 
erscheinen  zu  lassen,  oder  gar  Betriebs-Verluste  in  Betriebs-Grewinne 
zu  verwandeln.  Besonders  schwer  können  solche  Erfolgs- 
Verschleierungen  den  Aktionär  treffen,  wenn  er  infolge  dieser 
Unklarheiten  die  Betriebs-Rentabilität  falsch  beurteilt,  daraufhin  Aktien 
gekauft  hatte  und  dann  Kursverluste  erleidet,  wenn  die  künftigen, 
durch  irreguläre  Gewinne  nicht  aufgebesserten  Betriebs-Erfolge  den 
Erw^artungen  nicht  entsprechen.^) 

Verwendung  irregulärer  Gewinne  bei  Kapital-Gresellschaften.  Von 
erheblichem  materiellen  Interesse  ist  die  Frage  nach  der  Verwen- 
dung besonders  großer  irregulärer  Erfolge  bei  A.  G.  und  K.  A.  G.,  mit 
deren  Erörterung  dieser  Abschnitt  geschlossen  werden  mag. 

Werden  die  Aktien  an  der  Börse  gehandelt,  so  können  große 
irreguläre  Gew  inne  die  K  u  r  s  -  Gestaltung  des  Papiers  außerordent- 
lich beeinflussen. 

Nach  §§  213  und  320  Abs.  3  H.G.B.  haben  Aktionäre  und  Kom- 
manditisten Anspruch  auf  den  Reingewinn,  soweit  dieser  nicht  nach 
dem  Gesetz  oder  dem  Gesellschafts-Vertrage  (Statut)  von  der  Verteilung 
ausgeschlossen  ist. 

Eine  gesetzliche  Beschränkung  der  Gewinn- Verteilung  ist  durch 
§  262  Ziff.  1  H.G.B.  (Dotierung  des  Zwangs-Reservefonds)  gegeben. 
Auch  §  261  H.G.B.  kann  als  Beschränkung  der  Gewinn- Verteilung  gelten, 
wenn  man  die  darin  enthaltenen  Bewertungs-Vorschriften  so  auffassen 
will. 

Soweit  nun  Gesetzes -Vorschriften  der  Gewinn- Verteilung  nicht 
entgegenstehen,  kann  diese  statutarisch  beliebig  beeinflußt  werden, 
und  zwar  gleich  im  ersten  Statut  oder  später  durch  Statuten-Änderungen. 
Nach  §  260  Abs.  1  H.G.B.  beschließt  die  Generalversammlung 
auch  über  die  Gewinn- Verteilung.  Demnach  kann  die  Generalversamm- 
lung als  dritter  Faktor  die  Gewinn-Verteilung  erweitern  oder  be- 
schränken; allerdings  nur  insoweit,  als  Gesetz  oder  Statut  dem  nicht 
entgegenstehen.  Beschließt  die  Generalversammlung  entgegen  den 
statutarischen  und  Gesetzes- Vorschriften  beispielsweise  zu  hohe  oder 
zu  niedrige  Abschreibungen,  echte  Reserven  oder  Gewinn- Vorträge,  so 
sind  solche  Beschlüs.se  im  Klage wege  anfechtbar  nach  §  271  Abs.  3 
Satz  2  durch  eine  Minderheit  von  Aktionären,  deren  Anteile  den 
zwanzigsten  Teil  des  Grundkapitals  erreichen.  Verfügt  ein  Aktionär 
allein  bereits  über  einen  solchen  Aktien-Besitz,  so  vermag  er  demnach 
als  Einzelperson  die  Minderheit  bereits  zu  repräsentieren. 


1)  In  dieser  Beziehung  stimme  ich  völlig  überein  mit  Buchwald,  dessen 
börsenkritische  Bemerkungen  in  der  ,,Welt  am  Montag"  vom  26.  .Mai  1913 
mir  noch  nachträghch  zur  Kenntnis  gekommen  sind. 
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Große  irreguläre  realisierte  Grewinne,  die  das  eigentliche  Be- 
triebs-Ergebnis wesentlich  beeinflussen,  werden  mithin  unter  Umständen 
bei  A.  G.  und  K.  iV.  G.  gegen  den  Willen  der  Minderheit  nicht  in  Re- 
serve gestellt  werden  können,  sondern  werden  eventuell  sogleich  ver- 
teilt werden  müssen,  wenn  statutarische  oder  Gesetzes-Bestimmungen 
der  sofortigen  ganzen  oder  teilweisen  Verteilung  nicht  entgegenstehen. 

Praktische  Bedeutung  bekommt  dieser  Fall  nicht  selten,  wenn 
bedeutende  Gewinne  aus  Grundstücks-  und  Gebäude- 
Verkäufen  entstanden  sind. 

Beispiele  dafür.  Beispiele  dafür  boten  während  der  letzten  Jahre 
die  ..Sarotti  "-Schokoladen-  &  Kakao-Industrie-A.  G.,  ferner 
der    Berliner    Spediteur-Verein   A.  G. 

Erstgenannte  Gesellschaft  hatte  bei  ihrem  Grundstücks- 
Verkauf  einen  den  Buchwert  um  708  678,05  M  überschreitenden  Ge- 
winn erzielt  und  diesen  Gewinn  verwendet  zum  größern  Teil  zur  Er- 
höhung der  Abschreibungen,  die  gegen  die  Abschreibungen  des  Vor- 
jahrs um  492  704.02  M  gesteigert  wurden,  sowie  außerdem  zur  Bildung 
von  Delkredere-  und  Talon-Steuer-Reservekonten  in  der  Gesamthöhe 
von  65  000, —  M.  Der  dann  von  dem  irregulären  Gewinn  aus  dem 
Grundstücks-Verkauf  noch  verbliebene  Gewinn-Rest  von  150  974.03  M 
ist  mit  nur  55  864,33  M  als  Dividende-  und  Tantieme-Zuschlag  zur  Ver- 
teilung gelangt,  wenn  man  bedenkt,  daß  der  Gewinn- Vortrag  für  das 
folgende  Jahr  mit  131  789,34  M  den  aus  dem  Vorjahr  übernommenen 
Gewinn- Vortrag  in  Höhe  von  36  679,64  M  um  95  109,70  M  überstieg. 
Der  irreguläre  Gewinn  ist  sonach  nur  zu  einem  sehr  kleinen 
Teil  den  s.  Zt.  dividendenberechtigten  Aktionären 
zugeflossen,  dagegen  in  der  Haiiptsache  zur  wirtschaft- 
lichen Stärkung  der  Gesellschaft  für  die  Zukunft  reserviert 
worden,  soweit  die  vervierfachten  Abschreibungen  nicht 
technischen  Bedürfnissen  entsprachen,  was  von  Außenstehen- 
den nicht  beurteilt  werden  kann. 

Der  Berliner  Spediteur- Verein  weist  in  seiner  Gewinn-  und 
Verlust -Rechnung  pro  31.  Dezember  1908  auf  dem  Grundstücks- 
Verkauf  s-Konto  einen  Überschuß  von  341  645,80  Maus;  in  derjenigen 
pro  31.  Dezember  1909  einen  solchen  von  582  809,31  M.  Einschließlich 
der  Gewinn-Vorträge  aus  den  Vorjahren  beliefen  die  zur  Verteilung  ge- 
langenden Reingewinne  bei  106  949,71  M  Abschreibungen  für  1908 
und  bei  107  223,03  M  desgleichen  für  1909  sich  auf  325  381.87  M  pro 
1908  und  600  721,37  M  pro  1909. 

Nach  den  beiden  Geschäfts-Berichten  lautet  der  Gewinn-Verteilungs- 
Vorschlag  für  das  Jahr 
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1908: 

a)  5  ^o  fiir  den  Reservefonds 16  176.99  M 

b)  10  %  Tantieme  für  die  Direktion  und  Be- 
amte        32353,98    ,. 

c)  5  %  Dividende  auf  1  080  000  M   Vorzugs- 
Aktien    54  000,—    ,, 

d)  6%    Dividende    auf    478  200    M    Stamm- 

Aktien    28  692,—    ,, 

e)  10  %  Tantieme  für  den  Aufsichtsrat      .    .        19  231,69    „ 
f)ll%    Superdividende     auf     1080  000    M 

VorzugsAktien      118  800, —  ,, 

g)  llVo  Superdividende  auf  478  200  M 

Stamm-Aktien 52  602,—  „ 

Gewinn -Vortrag  für  1909 3  525,21  ,, 


325  381,87  M 


1909: 

a)  zur    Komplettierung    des    statutenmäßigen 
Reservefonds 19  974,13  M 

b)  10  Vo  Tantieme  für  die  Direktion  und  Be- 
amte          59  719,61 

c)  5  Vo  Dividende  auf  1  080  000   M   Vorzugs- 
Aktien    54  000,— 

d)  6%    Dividende    auf    478  200    M    Stamm- 
Aktien 28  692,— 

e)  10  %  Tantieme  für  den  Aufsichtsrat  von 
434  810,42  M 43  481,04 

f )  25  %    Superdividende     auf     1  080  000    M 
Vorzugs-Aktien 270  000,— 

g)  25%  Superdividende  auf  478  200  M 

Stamm- Aktien 119  550, — 

Gewinn-Vortrag  für  1910 5  304,59 


600  721,37  M 

Der  für  1908  zur  Verfügung  stehende  bilanzmäßige  Gewinn  von 
325  381,87  M  blieb  hinter  dem  Überschuß  aus  dem  Grundstücks- 
Verkauf  jenes  Jahrs  in  Höhe  von  341  645,80  M  mit  rund  16  000,—  M 
oder  um  annähernd  denselben  Betrag  zurück,  um  den  der  für  1909  zur 
Verfüginig  stehende  bilanzmäßige  Gewinn  von  600  721,37  M  den  aus 
dem  Grundstücks-Verkauf  für  jenes  Jahr  resultierenden  Übei'schuß 
in  Höhe  von  582  809,31  M  überstieg. 

In  der  Hauptsache  sind  die  aus  dem  Grundstücks- 
Verkauf  stammenden  Überschüsse  beim  Spediteur-Verein 
demnach    sogleich    zur    Verteilung    gelangt. 
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Diese  Maßnahme  wird  verständlich,  wenn  man  in  Rücksicht  zieht, 
daß  dem  Spediteur- Verein  nach  Erledigung  des  Grundstücks- Verkaufs 
und  nach  Beschaffung  eines  billigern  Ersatz-Grundstücks  rund  eine 
Million  Mark  zur  anderweitigen  Verfügung  frei  gewoixlen  waren.  Diese 
Million  ist  nach  dem  Beschluß  der  außerordentlichen  Generalversamm- 
lung vom  Dezember  1910  nicht  an  die  Aktionäre  zurückgezahlt,  son- 
dern in  vierprozentigen  Staatspapieren  angelegt  worden,  die  vom  Spe- 
ditions-Geschäft getrennt  verwaltet  werden  sollen.  (Vgl.  über  diesen 
Abschnitt  des  Verfassers  Ausführungen  in  der  Z.  f.  B.  XX.  S.  269ff.) 


5.  Abschnitt. 

Geschäfts-  und  P^ivat-Erfolgs-^'errec]lllung. 

Für  den  Kaufmann  handelt  es  sich  häufig  nicht  allein  um  die  Fest- 
stellung des  aus  der  Bewegung  des  Geschäfts- Vermögens  stammenden 
Erfolgs,  sondern  nicht  selten  ist  auch  der  aus  der  Verwertinig  des 
etwa  vorhandenen  Privat- Vermögens  stammende  Erfolg  zu  berechnen. 

Wesen  und  Arten  des  (xeschäfts-Yermögens.  Im  Wesen  des 
Geschäfts- Vermögens  liegt,  daß  es  ..werbenden"  Charakter  hat, 
d,  h.,  daß  es  als  Prodvxktiv- Vermögen  der  Erlanginig  von  positiven 
Geschäfts-Erfolgen  gewidmet  ist.  Dies  gilt  sowohl  für  das  dem  ErAverb 
mehr  oder  weniger  unmittelbar  dienende  ..umlaufende"  Kapital 
oder  Umsatz -Geschäftsvermögen  (Veräußerungs- Gegenstände),  wie 
auch  für  das  mehr  oder  minder  mittelbar  dem  Erwerbszweck  dienstbar 
gemachte  ..stehende"  Kapital  oder  Gebrauchs- Geschäftsvermögen 
(Betriebs -Gegenstände). 

Wesen  und  Arten  des  Privat-\  ermögens.  Dagegen  ist  das  Privat- 
Vermögen  durchaus  nicht  ausschließlich  für  den  Erwerbszweck  be- 
stimmt ;  vielmehr  dient  es  in  erster  Linie  der  Befriedigung  der  Woh- 
nungs-,  Kleidungs-,  Nahrungs-.  Repräsent ations-  und  Bildungs-Be- 
dürfnisse der  wirtschaftenden  Persönlichkeit  und  seiner  Angehörigen 
und  steht  insoweit  als  Konsumtiv-  oder  Gebrauchs-Privat- 
vermögen  im  Gegensatz  zum  Produktiv-  oder  Erwerbs-Privat- 
vermögen. 

Vom  Standpunkt  der  Berechnung  positiver  Erfolge  scheidet  so- 
nach das  regelmäßig  dem  Entwertungs-  oder  Verbrauchs-Prozeß  unter- 
liegende Konsumtiv- Privat  vermögen  (z.  B.  Villa  zum  eigenen  Woli- 
nungs-Bedarf,  Kleidung,  Wäsche,  Möbel,  Haus-  und  Küchen-Geräte, 
Schmuck,  Privat-Fuhrpark,  Privat-Bibliothekusw.)  von  vornherein  aus, 
weil  hierbei  nur  negative  Erfolgs-Posten  in  Form  von  Abschreibungen 
in  Betracht  kommen  können.    Derartige  Abschreibungen  werden  aus 
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naheliegenden  Gründen  subjektiver  Natur  immer  außerordentlich 
schwanken  und  deshalb  sehr  schwer  auch  nur  einigermaßen  zutreffend 
zu  bemessen  sein. 

Vergleich  beider  Vennögoiisarten.  Von  den  Abschreibungen  auf 
Gegenstände  des  Anlage-  oder  Gebrauchs-Geschäftsvermögens 
oder  der  Betriebs -Gegenstände  unterscheiden  die  Abschreibungen 
auf  Gegenstände  des  Konsumtiv-Privat  Vermögens  sich  in  doppelter 
Beziehung:  erstens  ist  der  Maßstab  für  die  Abschreibungs-Höhe 
bei  Betriebs-Gegenständen  mit  größerer  Sicherheit  und  Stetigkeit  zu 
gewinnen,  als  dies  —  wie  gesagt  —  bei  den  Gegenständen  des  Kon- 
sumtiv-Privatvermögens  möglich  ist.  Sodann  aber  stehen  die  Abschrei- 
bungen auf  Betriebs-Gegenstände  in  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung 
des  Kaufmanns  stets  in  unzweifelhafter,  wenn  auch  zahlenmäßig  meist 
nicht  nachweisbarer  Beziehung  zu  den  positiven  Roherfolgen 
der  Unternehmung,  während  zwischen  den  positiven  oder  negativen 
Roherfolgen  des  Produktiv-Privat  Vermögens  einschließlich  der 
Privat -Schulden  (z.  B.  aus  Privat-Hypotheken,  aus  vermieteten  Privat- 
Grundstücken,  aus  Privat-Darlehen,  aus  privaten  Börsenspekulationen 
u.  dgl.)  und  den  Abschreibungen  auf  Teile  desKonsumtiv-Privat- 
vermögens  irgend  ein  Kausalzusammenhang  meist  nicht  vor- 
handen ist. 

Der  Einwand,  das  Konsumtiv-Privat  vermögen  sei  Voraussetzung 
dafür,  daß  der  Kaufmann  sich  kleide,  daß  er  wohne  usw.,  daß  er  also 
seinem  Beruf  nachgehen  könne  —  dieser  Einwand  wäre  nicht  stich- 
haltig. Denn  alle  derartige,  durch  das  Konsumtiv-Privatvermögen 
gedeckten  Existenz-Bedürfnisse  sind  nicht  die  Folge  der  Ausübung 
des  kaufmännischen  Berufs  als  solchen,  sondern  müssen  im  Fall 
jedes  andern  Berufs  gleichfalls  befriedigt  werden.  Im  übrigen  steht 
nichts  im  Wege,  Teile  des  Konsumtiv-Privatvermögens,  die,  wie  etwa 
Automobile,  vorwiegend  den  geschäftlichen  Interessen  dienstbar  ge- 
macht werden,  unter  den  Betriebs-Gegenständen  des  Geschäfts- Ver- 
mögens zu  bilanzieren. 

Zu  betonen  ist  noch,  daß  auch  die  Deckung  der  reinen  Haus- 
halt ungs- Ausgaben  zu  Lasten  des  Konsumtiv-Privatvermögens 
geschieht.  Denn  die  für  diesen  Bedarf  dem  Geschäfts- Vermögen  ent- 
nommenen Gelder  und  etwa  auch  Waren  sind  im  Augenblick  der  Ent- 
nahme aus  dem  Geschäfts-Vermögen  bis  zur  Verausgabung  oder  bis 
zum  Verbrauch  als  Konsumtiv-Privatvermögen  zu  denken.  Daß 
jene  Entnahmen  nicht  zu  Lasten  des  Geschäfts-Erfolgs  geschehen, 
folgt  aus  der  Tatsache,  daß  sie  bei  der  steuerlichen  Berechnung  des 
geschäftlichen  Erfolgs  nicht  abzugsfähig  sind.  Zu  bedenken  ist  auch, 
daß  jene  Entnahmen  oft  una})hängig  davon  gescliehen  müssen,  ob  ein 
riescliäfts-(Tewinn  überhaupt  erzielt  wird. 
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Vergleiclis-Ergebnis.  Aus  allem  bisher  darüber  Gesagten  kann  man 
schließen,  daß  eine  Verquickung  der  privaten  mit  der  geschäftlichen 
Erfolgs-Verrechnung  in  den  Handelsbüehern  des  Kaufmanns  zu 
verwerfen  ist.  Denn  mit  dieser  Verquickung  würden  völlig  verschieden 
geartete  Erfolgs-Elemente  durcheinander  gewoi'fen  und  damit  würde 
die  erforderliche  Übersicht  über  die  Rentabilität  der  Geschäfts-Vorgänge 
sehr  erschwert  werden.  Im  Fall  unlauterer  Absichten  wäre  mit  solcher 
Vermischimg  unter  Umständen  willkommene  Gelegenheit  geboten,  den 
Geschäfts-Erfolg  durch  zweckentsprechende  Verbindung  mit  pri- 
vaten Erfolgs-Elementen  nach  oben  oder  nach  unten  zu   fälschen. 

Wenn  demnach  vom  Kaufmann  verlangt  werden  muß, 
er  möge  die  Privat-Erfolgsverrechnung  aus  den  Handels- 
büchern herauslassen,  so  soll  damit  nicht  gesagt  sein, 
daß  über  die  Rentabilität  des  Privat-Vermögens  buch- 
mäßiger Aufschluß  zu  entbehren  sei.  Im  Gegenteil:  eine 
ordnungsmäßige  Privat-Buchführung  ist  unbedingt  zu  empfehlen;  ja, 
bei  der  Anlage  und  Verwaltung  bedeutenden  Privat-Vermögens  uner- 
läßlich. Xur  sollen  die  Handelsbücher  damit  nicht  beschwert 
werden. 

Wirtschaftliche  Vermischung  beider  Vermögensarten.  Allerdings 
ist  eine  restlose  Trennung  zwischen  Geschäfts-  und  Pri- 
vat-Vermögen  für  die  kaufmännische  oder  Geschäfts- 
B\ichführung  meist  nicht  möglich.  Nämlich  insofern  nicht, 
als  regelmäßig  unvermeidbar  ist,  daß  dem  G^schäfts-Vermögen  Teile 
des  Privat-Vermögens  zur  geschäftlichen  Verwendung,  oder  daß  dem 
Privat-Vermögen  Teile  des  Geschäfts-Vermögens  zur  privaten  Ver- 
wendung zugeführt  werden  müssen. 

Hierbei  ist  zu  unterscheiden  zwischen  den  Privat -Entnahmen  für 
Zwecke  des  Existenz -Bedarfs  im  weitesten  Sinne,  also  für  die 
Stärkung  des  Konsumtiv-Pri vatvermögens  (meist  in  Form  von 
Bargeld  und  gegebenenfalls  auch  in  Waren)  und  den  reinen  Kapital- 
Bewegungen,  mittelst  deren  geschäftliche  Gelder  etwa  für  die  Ge- 
währung privater  Darlehen,  H\^otheken  usw.,  kurz  für  die  Stärkung 
des  Produktiv-Privatvermögens  vom  Geschäft  zur  Verfügung  gestellt 
werden,  oder  mittelst  deren  —  umgekehrt  —  Teile  des  Produktiv- 
Privatvermögens  realisiert  werden,  um  zur  Stärkung  des  Geschäfts- 
Vermögens  Verwendung  zu  finden. 

Zur  Deckung  seines  Existenz-Bedarfs  im  weitesten  Sinne,  also 
zum  Zweck  der  für  erforderlich  erachteten  Stärkung  des  Konsumtiv- 
Privatvermögens,  kann  der  Produktiv-Privatvermögen  besitzende 
Kaufmann  mehrere  Wege  einschlagen :  entweder  entzieht  er  die  Deckung 
jenes  Existenz-Bedarfs  ausschließlich  dem  Geschäft,  oder  er  verwendet 
den  Ertrag  seines  Produktiv-Privatvermögens  dazu,  falls  dieser  Ertrag 
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dafür  ausreicht,  oder  er  zieht  sowohl  den  letztgenannten  Ertrag,  wie  auch 
geschäftliche  Mittel  zur  Deckung  heran,  wenn  nicht  gar  noch  Erlöse 
a\is  der  Veräußerung  von  Gegenständen  des  Konsumtiv-Privat vermö- 
mögens  in  Frage  kommen. 

Zweckmäßige  Droiteiliing  dos  Privat-Koutos.  Soweit  nun  geschäft- 
liche Mittel  zur  Deckung  des  privaten  Existenz-Bedarfs  benutzt 
werden,  pflegt  man  sie  im  Rahmen  der  Geschäfts-Buchfühnuig  über  ein 
Privat-Konto  zu  führen.  Empfehlenswert  ist,  neben  diesem  Privat- 
Konto  ein  Haushaitungs-Konto  einzurichten,  auf  dem  die  für  die 
Zwecke  des  Haushalts  einschließlich  der  Erholung  aus  dem  Geschäft 
entnommenen  Gelder  oder  Waren  zur  Verbuchung  gelangen,  so  daß 
demnach  im  Soll  des  Privat -Kontos,  das  nunmehr  Privat-Ge- 
brauchsvermögen-Konto  heißen  möge,  zur  buchmäßigen  Verrech- 
nung kommen  alle  nicht  für  den  Haushalt  verbrauchten,  sondern  für 
die  Anschaffung  von  Konsumtiv-Privatvermögensteilen  zum  mehr 
oder  minder  dauernden  Gebrauch  (z.  B.  von  Möbeln.  Kleidung, 
Privat-Fuhrwerk,  Büchern,  Schmuck  u.  a.)  verwendeten  Beträge.. 
Dieses  Privat -Gebrauchsvermögens-Konto  ist  dagegen  zu  erkennen  für 
den  Erlös  von  etwa  veräußerten  Konsumtiv-Privatvermögensteilen, 
sofern  dieser  Erlös  der  Geschäfts-Kasse  zugeführt  wird. 

Zum  Unterschied  vom  Privat -Gebrauchsvermögens-Konto  ist 
außerdem  ein  Privat- Erwerbs vermögens-Konto  einzurichten  für  den 
Fall,  daß  dem  Geschäfts-Vermögen  aus  dem  werbenden  oder  Pro- 
duktiv-Privatvermögen  frei  gewordene  Beträge  zugeführt  wei'den, 
oder  daß  —  umgekehrt  —  aus  dem  Geschäfts- Vermögen  Beträge  dem 
Produktiv-Privatvermögen  zufließen.  Für  die  erstgenannten  Posten 
wäre  das  Privat -Erwerbs  vermögens-Konto  zu  erkennen,  für  die  letzt- 
erwähnten hingegen  zu  belasten. 

Abschluß  der  Privat-Konten.  Diese  drei  Konten:  Haushaltungs- 
Konto,  Privat-Gebrauchsvermögens-Konto  und  Privat- 
Erwerbsvermögens-Konto  haben  mit  der  Zusammensetzung  und 
Höhe  der  Geschäfts-Erfolgsposten  nicht  zu  schaffen;  sie  dürfen 
deshalb  nicht  über  Gewinn-  und  Verlust-Konto,  sondern 
müssen  direkt  über  Kapital-Konto  zum  Abschluß  gebracht 
werden. 

Vorteile  der  Dreiteilung  des  Privat-Kontos.  Verfährt  man  in  der 
oben  geschilderten  Wei.se,  so  erreicht  man  folgenden  Vorteil:  man  ist 
jederzeit  in  der  Lage,  sich  genauen  Überblick  darüber  zu  verschaffen, 
inwieweit  das  Geschäfts-Vermögen  durch  Entnahmen  für  Jlaushal- 
tungs-Bedürf nis.se,  ferner  für  Anschaffungen  privater  Gebrauchs- 
Gegenstände  und  außerdem  durch  Zuführungen  zum  werbenden 
Privat- Vermögen  geschmälert  worden  ist,  oder  in  welchem  Umfang  das 
Geschäfte-Vermögen  durch   Erlös  aus  der  Verä-ußerung  privater  Ge- 
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brauchs-Gegenstände  oder  durch  Zuführungen  aus  dem  werbenden 
Privat- Vermögen  Zuwachs  erhalten  hat.  Denn  die  Buchführung  läßt 
ohne  weiteres  die  Verteilung  der  Privat-Entnahmen  erkennen. 

Zahlenmäßiges  Beispiel  für  die  Dreiteilung.  Die  Vorzüge  der  vor- 
stehend begründeten  buchmäßigen  scharfen  Scheidung  der  Privat- 
Entnahmen  aus  dem  Geschäft  und  der  Zuführungen  aus  privaten 
Mitteln  gegenüber  der  leider  landläufigen  Zusammenfassung  auf 
einem  Privat -Konto  werden  besonders  klar,,  wenn  man  sich  ein 
zahlenmäßiges  Beispiel  vergegenwärtigt.  Ich  wähle  zu  dem  Zweck 
das  Privat-Konto  aus  der  mir  vorgelegten  Buchführung  eines  Gemein- 
schuldners. Jenes  im  Hauptbuch  der  Doppelbiichhaltung  geführte 
Privat-Konto  zeigte  beispielsweise  für  1906  einen  Debet-Saldo  von 
8899,15  M,  der  ordnungsmäßig  auf  das  Kapital-Konto  übertragen 
worden  war.  Es  wäre  ein  bedenklicher  Irrtum  gewesen,  wenn  man 
diesen  Saldo  etwa  dem  im  vorhegenden  Fall  auf  seine  Höhe  besonders 
zu  prüfenden  Privat-Aufwand  hätte  gleichsetzen  wollen.  Denn  die 
Auflösung  des  Saldos  in  seine  Hauptbestandteile  ergab  folgendes 
Resultat : 


Entnahmen 


Privat-Konto 


Zuführungen 


Für  Haushalt  und 

Durch        Bekösti- 

Erholung    .    ,    . 

5  358.60 

M 

gung  für  drei  bei 

Für     Anschaffung 

freier       Station 

von    Privat -Mo- 

Angestellte    .    . 

2  175,— 

M 

biliar,  Kleidung, 

(zu    Lasten   des 

Büchern        und 

Handlungs  -  Un- 

Schmuck     .    .    . 

4  895,55 

,, 

kostenkontos 

Für       Gewährung 

verrechnet!) 

einer  zweitstelli- 

Durch    Privat-Ge- 

genHypothek  an 

spann-Verkauf  . 

980,— 

)> 

A.  K 

4  500,— 

,, 

Durch       Darlehn- 
Rückzahlung  von 

Entnahmen : 

14  754,15 

M 

Zuführungen : 

5  855,— 

j» 

K.W 

Zuführungen : 

2  700,— 

5» 

Mehr-Entnahme : 

8  899,15  M 

5  855,— 

M 

Im  Sinne  der  oben  gemachten  Ausführungen  hätten  sich  an  Stelle 
jenes  einen  Privat-Kontos  folgende  drei  Konten  ergeben: 

Haushaltungs-Konto 


Entnahmen    .    . 

.    .  5  358,60  M 

Zuführungen .    .    . 
Saldo  auf  Kapital- 
Konto     .... 

2  175,—  M 

^^ 

3  183,60    „ 

5  358,60  M 



5  358,60  M 
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Privat  -Gebrauchs  verniögens-Konto 


Entnaluueu     .    . 

.    .  4  895,55  M 

Zuführungen  .    .    . 
Saldo  auf  Kapital- 
Konto  

980,—  M 

^      ^ 

3  915,55    „ 

4  895,55  M 

4  895,55  M 

Privat  -Erwerbs  vermögens-Konto 

Entn; 

i  Innen     . 

.    .    .   4  500,00 

M 

Zuführungen .    .    . 
Saldo  auf  Kapital- 
Konto     .... 

2  700,— 

1  800,— 
4  500,— 

M 

f) 

4  500,— 

I\I 

M 

Kapital-Konto-Soll  (nur  in  bezug  auf  die  hier 
in  Betracht  kommenden  drei 
Posten) 


Vom         Haushal- 

tungs-Konto .    , 

3  183,60 

M 

Vom     Privat -Ge- 

brauchs vermö- 

gens-Konto  .    . 

3  915,55 

5) 

Vom     Privat- Er- 

werbs vermö- 

gens-Konto  .    . 

1  800,— 

>5 

zusammen : 

8  899,15 

M 

Soviel  über  die  Dreiteilung  der  Beziehungen  zwischen  Geschäfts- 
und Privat- Vermögen.  Der  Erwähnung  bedarf  noch,  daß  diese  Drei- 
teilung auch  in  der  Privat-Buchführung  beobachtet  wer- 
den muß,  weil  deren  Konten  mit  den  gleichartigen  Konten  in  der 
Geschäfts-Buchführung  selbstverständlich  zu  korrespondieren  haben. 
Wer  die  Dreiteilung  im  Rahmen  der  Geschäfts- Buchfühiiuig  nicht 
wünscht,  braucht  sie  nur  in  der  Privat-Buchführung  durchzuführen, 
wenn  er  bezügliche  Aufzeichnungen  in  einem  für  diesen  Zweck 
tabellarisch  fiiijrerichteten  Nebenbuch  nicht  vorzieht. 

Buchtcchnische  Beziehungen  zwischen  (ieschäits-  und  Privat- 
Bucht'iihning.  Wenji  wir  nun  auch  aus  wirtschaftlichen  und  buch- 
teehnisclien  Gründen  zu  der  Ansicht  gelangt  sind,  daß  die  Privat- 
Erfolgsverrechiiung  niir  insoweit  zu  der  Geschäfts-Erfolgsveirechnung 
in  Beziehung  treten  darf,  als  Verschiebungen  zwischen  dem  Privat- 
Vermögcn  luid  dem  Geschäfts-Vennögen  stattfinden,  während  die  Ver- 
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rechniing  der  Erfolge  aus  der  Bewegung  des  Privat-Vermögens  von 
der  Geschäfts-Buchfülirung  unbedingt  getrennt  zu  geschehen  hat,  so 
entsteht  nunmehr  doch  noch  die  mit  dem  vorliegenden  Thema  zusammen- 
hängende Frage,  ob  nach  §39H.G.B.  die  Privat-Vermögensteile 
in  der  Geschäfts-Bilanz  des  Kaufmanns  zu  erscheinen  haben. 
Diese  Frage  zerfällt  bei  genauerer  Betrachtung  in  drei  Unter- 
fragen: 

1.  Ist  aus  dem  Wortlaut  der  §§  38  und  39  H.G.B.  unzweifelhaft  zu 
schließen,  daß  der  Kaufmann  auch  sein  Privat- Vermögen 
,,nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung 
ersichtlich  zu  machen"  und  zu  bilanzieren  verpflichtet  ist? 

2.  Hat  —  wenn  die  vorstehende  erste  Unterfrage  bejaht  werden 
muß  —  die  ordnungsmäßige  Privat-Buchführung  im 
Rahmen  der  Geschäfts-Buchführung  zu  geschehen,  oder 
darf  die  Privat-Buchführung  von  der  Geschäfts-Buchführung 
getrennt  durchgeführt  werden? 

3.  Ist  —  in  Analogie  zur  zweiten  Unterfrage  —  demnach  die 
Bilanz  über  das  Privat- Vermögen  im  Rahmen  der  Bilanz 
über  das  Geschäfts- Vermögen  zur  Darstellung  zu  bringen, 
oder  ist  das  Privat -Vermögen  gesondert  zu  bilanzieren? 

Den  diesen  Fragen  voraufgegangenen  Darlegungen  dieses  Ab- 
schnitts ist  bezüglich  der  ersten  beiden  Unterfragen  zu  entnehmen, 
daß  der  Kaufmann  regelmäßig  gut  daran  tun  wird,  auch  über  sein 
Privat -Vermögen  ordnungsmäßig  Buch  zu  führen,  daß  er  aber  aus 
buchtechnischen  und  A^irtschaftlichen  Gründen  unter  allen  Umständen 
eine  Verquickung  der  Privat-  und  Geschäfts-Buchfülu'ung  —  ab- 
gesehen von  den  in  beiden  Buchführungen  etwa  mit  einander  korrespon- 
dierenden Privat-Konten  —  zu  vermeiden  haben  wird. 

Ein  Zwang,  eine  ordnungsmäßige  Privat-Buchführung  einzu- 
richten und  sie  im  Rahmen  der  Geschäfts-Buchführung  durchzuführen, 
wird  hiermit  also  verneint.  Dieser  Standpunkt  deckt  sich  zweifellos 
mit  dem  Wortlaut  der  gesetzlichen  Vorschrift  des  §  38  H.G.B. ,  worin 
avisdrücklich  und  eindeutig  ausgesprochen  ist,  daß  niu*  die  ,, Handels- 
geschäfte" nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  er- 
sichtlich zu  machen  seien.  Die  ordnungsmäßige  Privat-Buchführung 
ist  somit  dem  Belieben  oder  dem  Bedürfnis  des  Kaufmanns  anheim- 
gestellt; sie  hat  innerhalb  der  Geschäfts-Buchführung  mithin  auch 
nach  dem  Gesetzestexte  keine  Stätte. 

Bilanzioning  des  Privat- Yermö§:cns.  Hieraus  darf  geschlossen 
werden,  daß  eine  gesetzliche  Pflicht  zur  Bilanzierung  des  Privat- 
Vermögens  nicht  bestehen  kann,  weil  solche  Vorschrift  einen  Wider- 
spruch zu  der  oben  festgestellten  Tatsache  ein.schließen  würde,  daß 
im    Handels-Gesetzbuch    eine    Privat-Buchführung    vom    Kaufmaim 
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nicht  verlangt  wird.  Wo  aber  eine  Privat-Buchführung  kein  gesetz- 
liches Erfordernis  ist,  kann  auch  eine  gesetzliche  Pfliclit  zur  Bilanzierung 
des  Privat-Vermögens  nicht  konstruiert  werden.  Das  wäre  imlogisch 
und  vor  allem  auch  ein  vom  buchtechnischen  Standpunkt  unlösbarer 
Wider.*ipruch,  weil  eine  ordnungsmäßige  Buchfülunnig  als  conditio  sine 
qua  non  für  jede  ordnungsmäßige  BiJanzieruug  gelten  muß. 

Diesem  Ergebnis  steht  nicht  entgegen  der  Wortlaut  des  §  39  Abs.  1 
H.G.B.,  wonach  der  Kaufmann  ., seine  Grundstücke,  seine  Forderungen 
und  Schulden,  den  Betrag  seines  baren  Geldes  und  seine  sonstigen  Ver- 
mögens-Gegenstände" zu  inventarisieren  und  zu  bilanzieren  hat.  Denn 
es  ist  ein  Fehlschluß,  aus  dem  Zusatz:  ,, seine  sonstigen  Ver- 
mögens-Gegenstände" herauslesen  müssen  zu  glauben,  daß  darunter 
auch  die  Privat -Vermögensteile  zu  begreifen  seien.  Daß  die  liandels- 
gesetzlichen  Buchfülirungs-  und  Bilanz- Vorscliriften  den  Kaufmann 
als  Unternehmer,  nicht  aber  auch  als  Privat-Person  treffen 
sollen,  sagt  §  38  H.G.B.,  der  die  Vorschriften  des  Buchführungsrechts 
einleitende  Paragraph,  mit  dankenswerter  Deutlichkeit.  Nach  allem 
bisher  in  diesem  Abschnitt  Ausgeführten  ergibt  sich,  daß  auch  §  39 
H.G.B.  in  diesem  Sinne  auszulegen,  daß  also  eine  gesetzliche  Vorschrift 
für  die  Bilanzierung  des  Privat-Vermögens  im  Zusammenhang  mit  der 
Greschäfts-Bilanz  nicht  erkennbar  ist. 

Der  reichsgerichtliche  Standpunkt.  Auf  dem  Boden  aller 
vorstehenden  Ausführungen  steht  jedoch  das  Reichsgericht 
nur  teilweise.  In  der  am  10.  Januar  1908  gefällten  Entscheidung 
des  zweiten  Strafsenats  wird  nämlich  zwar  ausdrücklich  anerkannt, 
daß  Handelsbücher  im  ,, engern"  Sinn,  womit  offenbar  die  Grund- 
bücher gemeint  sind,  über  das  im  nicht  vollkaufmännisch  betriebenen 
Gewerbe  arbeitende  Vermögen,  also  auch  über  die  Bewegung  des 
Privat-Vermögens,  nicht  geführt  zu  werden  brauchen.  Trotzdem 
aber  verlangt  das  Reichsgericht  mit  derselben  Entscheidung,  daß  in 
den  Handelsbüchern  im  ,, weitern"  Sinn,  wozu  wohl  Hauptbücher, 
Inventar-  und  Bilanzbücher  gerechnet  werden  sollen,  die  Lage  des 
Gesamt  Vermögens,  also  einschließlich  des  nicht  im  vollkaufmännisch 
geführten  Gewerbe-Betrieb  etwa  steckenden  Vermögens  und  des  Pri- 
vat-Vermögens, ersichtlich  gemacht  werden  müsse.  Es  genüge  jedoch, 
wenn  das  keinem  gewerblichen  Betriebe  dienende  Vermögen  in  der 
Inventur  und  in  der  Bilanz  als  Teil  der  Handels-Buchführung  ohne 
Eingehen  auf  Einzelheiten  nach  wirtschaftlichen  Gesamtbegriffen  mit 
Wertangabe  angeführt  werde.  Scharfe  Grenzen  lassen  sich  in  dieser 
Hinsicht  nicht  ziehen. 

Das  Reichsgericht  verlangt  also  vom  Kaufmajin  die 
Bilanzierung  des  Privat-Vermögens  im  Zusammenhang 
mit  der  Geschäfts-Bilanz,    ohne  die  als  Grundlage   für  eine 
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zuverlässige  Bilanzierung  des  Privat-Vermögens  erforder- 
liche ordnungsmäßige  Privat-Buchführung  gleichfalls  zur 
Pflicht    zu    machen. 

Auf  Grund  der  reichsgerichtlichen  Entscheidung,  die  Bilanz  auch 
über  das  Privat-Vermögen  im  Zusammenhang  mit  der  Geschäfts- 
Bilanz  oder  im  unmittelbaren  Anschluß  daran  aufzustellen,  besteht  für 
den  Kaufmann  bis  auf  weiteres  die  Pflicht,  dieser  For- 
derung des  Reichsgerichts  nachzukommen.  Ein  Beispiel 
dafür,  wie  dies  zweckmäßig  geschehen  kann,  findet  der  Leser  in  der 
Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  I.  S.  42—43. 

Entwicklimg  der  Streitfrage.  Die  im  Anschhiß  an  unser  Thema 
der  Erfolgs- Verrechnung  vorstehend  erörterte  Frage  nach  der  Pflicht 
zur  Bilanziennig  des  Privat-Vermögens  ist  zuerst  angeschnitten  worden 
durch  den  Verband  Deutscher  Bücher-Revisoren,  der  auf 
seinem  zweiten  Verbandstage  im  Jahr  1906  in  einer  Resolution  zum 
Ausdruck  brachte,  daß  die  herrschende  juristische  Auffassung, 
das  Privat-Vermögen  gehöre  in  die  Bilanz  des  Einzelkaufmanns,  im 
Gegensatz  zur  kaufmännischen   Praxis  stehe. 

Es  war  das  Verdienst  des  Professors  Robert  Stern  in  Leipzig, 
die  Diskussion  über  diese  Frage  - —  und  zwar  zugunsten  der  kauf- 
männischen Praxis  —  in  der  Nummer  653  des  Berliner  Tageblatts  vom 
24.  Dezember  1906  eröffnet  zu  haben.  Seiner  Ansicht,  wie  auch  der 
gleichfalls  zugunsten  der  kai;fmännischen  Praxis  lautenden  Meinung 
Professor  Reh  ms  in  Straßburg  (vgl.  in  Xummer  3  der  Zeitschrift  ,,Das 
Recht"  vom  10.  Februar  1907  und  in  der  Z.  f .  Hw.  u.  Hp.  I.  S.  Iff.) 
entsprechen  die  obigen  Darlegungen  über  die  streitige  Frage.  Be- 
merkenswert ist  schließlich  noch  das  Referat  des  beeidigten  Bücher- 
Re^isors  Ja cobi- Leipzig,  der  gelegentlich  der  dritten  Tagung  des 
Verbands  Deutscher  Bücher-Revisoren  im  September  1907  einen  Über- 
blick über  die  inzwischen  in  der  Streitfrage  veröffentlichte  Literatur 
gab,  -sAorauf  hier  verwiesen  sei,  und  der  im  Anschluß  an  sein  erstes,  auf 
der  zweiten  Tagung  des  genannten  Verbands  im  Jahr  1906  gehaltenes 
Referat  die  ganze  Frage  nochmals  nach  verschiedenen  Gesichtspunkten 
beleuchtete  (vgl.  die  vom  Revisoren-Verband  herausgegebenen  Vor- 
träge). Der  von  Jacobi  angezogenen  Literatur  sind  noch  hinzuzufügen 
die  in  der  Z.  f.  B.  XVII.  von  Stern  (S.  128ff.),  Wilhelm  (S.  145ff.) 
und  Beigel  (S.  247ff.  und  280ff.)  veröffentlichten  Ai-tikel.  Schließlich 
bietet  eine  erschöpfende  Behandlung  der  Frage  der  von  Stern  während 
der  Ausschuß-Sitzung  des  Deutschen  Verbands  für  das  kaufmännische 
Unterrichtswesen  im  Mai  1907  erstattete  Bericht.  (Vgl.  S.  50ff.  im 
Band  37  der  Veröffentlichungen  jenes  Verbands.) 

Begrenzte  Bedeutung  der  Streitfrage.  Im  Anschluß  an  den  Über- 
blick über  die  Entwicklung  der  beregten  Frage,  der  mir  im  Interesse 
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derjenigen  nötig  schien,  die  sich  darüber  noch  niilicr  unterrichten 
wollen,  sei  noch  darauf  hingewiesen,  daß  die  Streitfrage  nur  für 
tlen  Einzelkauf  mann  von  Interesse  ist.  Denn  an  dem  Privat- 
Vermögen  der  Gesellschafter  einer  offenen  Handels-Gesellschaft  und 
der  Komplementare  bei  Kommandit-Gesellschaften  und  Kommandit- 
Aktiengesellschaften  haben  die  Gesellschafts-Gläubiger  zwar  intensives 
Interesse.  Nach  §  209  der  Konkurs- Ordnung  soll  jedoch  über  das 
Gesellschafts  Vermögen  ein  selbständiges  Konkurs-Ver- 
fahren stattfinden.  Demgemäß  unterliegt  das  Privat -Vermögen  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  einem  gesonderten  Konkurs- Ver- 
fahren. Diese  Tatsache  und  die  anderen,  oben  schon  erörterten  Gründe 
rechtfertigen  hier  ganz  besonders  die  Übung,  das  Privat -Vermögen  der 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  in  den  Gesellschafts-Bilanzen  nicht 
zum  Ausdruck  zu  bringen.  Für  die  Gläubiger  der  Kapital-Gesell- 
schaften (A.  G.,  K.  A.  G.,  G.  m.  b.  H.)  komrüt  im  Konkursfall  nur  das 
Grund-  oder  Stammkapital  in  Betracht.  Das  Privat -Vermögen  der 
Aktionäre  oder  der  G.  m.  b.  H. -Gesellschafter  hat  deshalb  mit 
der  Buchfülirung  und  Bilanzierung  der  Kapital-Gesellschaf ten  nicht  zu 
schaffen.  Auch  für  die  Buchführung  luid  Bilanzierung  der  einge- 
tragenen Genossenschaften  kommt  das  Privat-Vermögen  der  Ge- 
nossen nicht  in  Frage.  Nicht  nur,  weil  eine  gegenteilige  Bestimmung 
pi-aktisch  regelmäßig  undurchführbar  wäre,  sondern  Meil  z.  B.  §§  105, 
106,  109,  111,  113,  114,  115,  122,  123,  124,  125,  128,  129,  130,  141  des 
Gen.-G«s.  die  Privat-Vermögen  der  Genossen  als  im  Konkursfall  selb- 
ständig zu  behandelnde  Größen-  erkennen  lassen. 


6.  Abschnitt. 

Privat-  1111(1  Betriebs-Koiisumtioii  als  Absohhiß-Posteii. 

In  vielen  Geschäften,  besonders  in  solchen  der  Nahrungsmittel- 
und  Bekleidungs-Branche  ist  es  möglich  und  deshalb  üblich,  zum 
Privat- Verbrauch  oder  zum  Betrieb  (besonders  für  etwa  bei  ,, freier 
Station"  beschäftigte  Angestellte)  benötigte  Waren  dem  eigenen  Lager 
zu  entnehmen. 

Im  Interesse  richtiger  Erfolgs-Ermittlung  müssen  derartige  Waren- 
Entnahmen  buchhalterische  Berücksichtigung  finden.  Denn  wenn  aiese 
imterbliebe,  würde  der  Reingewinn  um  den  Wert  der  entnommenen 
Waren  zu  niedrig  oder  der  Reinverlust  um  jenen  Betrag  zu  hoch  ausfallen. 

Zahlenmäßige  Feststellung  und  Trennung  beider  Konsumtionen. 
Zweckmäßig  stellt  man  die  Gesamthöhe  —  nach  Privat-  und  Betriebs- 
Konsumtion  getrennt  —  folgendermaßen  fest:  man  führt  ein  Neben- 
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buch  mit  zwei  Spalten,  deren  eine  die  auf  den  Privat-Konsum,  die 
andre  die  auf  den  Betriebs-Konsum  entfallenden  Beträge  der  Ent- 
nahmen aufnimmt.  Jede  Entnahme  wird  in  diesem  Nebenbuch  sofort 
nach  Gregenstand  und  Betrag  notiert. 

Verschiedenartiger  Einfluß  auf  die  Erfolgs-Rechnung.  Periodisch 
—  monatlich  oder  am  Jahresschluß  —  werden  die  sich  ergebenden  beiden 
Summen  dem  Waren-Konto  gutgeschrieben,  dem  Privat-  und  dem 
Unkosten-Konto  anteilig  belastet.  Die  Wertsumme  der  Ent- 
nahmen für  die  Betriebs-Konsumtion  bleibt  demnach  ohne 
materielle  Wirkung  auf  den  Reinerfolg,  weil  die  Belastung 
des  Unkosten-Kontos  die  Gutschrift  auf  dem  Waren-Konto  aufhebt.^) 
Erreicht  wird  mit  der  Verbuchung  dieses  Postens  lediglich,  daß  auf  dem 
Unkosten -Konto  der  richtige  Aufwand -Saldo,  auf  dem  Waren-Konto 
der  zutreffende  Rohgewinn  an  Waren  erscheint.  Hingegen  bedeutet  die 
Gutschrift  des  Werts  der  Privat-Konsumtion  auf  dem 
Waren-Konto  eine  Mehrung  des  Roherfolgs  der  Unter- 
nehmung, weil  der  im  Soll  des  Pdvat-Kontos  hegende  Gegenposten 
über  Kapital-Konto  verrechnet  wird,  mitliin  die  Mehrung  des  G^aaIuiis 
aus  Waren-Umsätzen  nicht  aufhebt. 

Folge  für  einfache  BuchfüluHing,  kombinierte  Erfolgs-Rechming 
und  Erfolgs-Ermittlung  nach  dem  Umsatz.  Bei  einfacher  Buch- 
führung ist  desha,ib  erforderlich,  dem  aus  dem  Vergleich  der  letzten 
beiden  Kapital-Saiden  gewonnenen  Reinerfolg  den  Betrag  der  Pri- 
vat-Konsumtion im  Fall  des  Reingewinns  hinzuzusetzen, 
im  Fall  des  Reinverlustes  abzuziehen.  Der  Betrag  der  Be- 
triebs-Konsumtion bleibt  dagegen  aus  dem  oben  dargelegten  Grund 
bei  der  Erfolgs-Ermittlung  nach  einfacher  Buchführung  unberück- 
sichtigt. Bei  der  kombinierten  Erfolgs-Berechnung  ist  der  Betrag  der 
Konsumtionen  den  Betriebs-Einnahmen  hinzuzufügen.  (Vgl. 
S.  10undl2.)  Im  Fall  der  Erfolgs-Ermittlung  nach  dem  Umsatz 
(vgl.  darüber  S.  8ff.)  darf  der  Wert  der  gesamten  Privat- 
und  Betriebs -Konsumtion  nicht  schon  der  Prozent-Berechnung 
mit  zugrunde  gelegt,  sondern  erst  nach  erfolgtem  Abzug  des 
Betriebs-Aufwands  dem  Resultat  hinzugerechnet  werden. 
Denn  andernfalls  käme  statt  des  Gesamtwerts  der  Privat-  und  Be- 
triebs-Konsumtion nur  der  nach  Maßgabe  des  angenommenen  Gewinn- 
Prozentsatzes  darauf  entfallende  Betrag  zur  Anrechnung. 


1)  Diesen  Umstand  übersieht  Oberbach,  wenn  er  in  seinen,  mir  nach 
der  Vollendung  dieses  Abschnitts  bekannt  gewordenen  Ausfülu-ungen  in  der  Z.  f. 
Hw.  u.  Hp.  IV.  S.  271  ff.  meint,  der  Fiskus  würde  ein  schlechtes  Geschäft  machen, 
wenn  auch  die  Entnahmen  für  die  Angestellten  zu  Verkaufswerten  verbucht 
würden  (vgl.  auch  die  Zuschriften  zu  jenem  Artikel  auf  S.  310ff.,  3.39ff.  inid  407 
des  genaiuiten  Jahrgangs  der  Z.  f.  Hw.  &  Hp.). 
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Buchmäßige  Bedeutungslosigkeit,  ob  Belastung  oder  Bezahlung  der 
Entnahmen.  Sowohl  für  die  Veniiögenslage,  wie  für  die  Rentabilität 
der  Unternehmung  kommt  es  auf  dasselbe  hinaus,  ob  der  Unter- 
nehmer die  Waren  der  Form  wegen  aus  seiner  Privatkasse,  die  als 
aus  der  Geschäfts-Kässe  gespeist  zu  denken  ist,  an  die  Geschäfts-Kasse 
bezahlt,  oder  ob  er  sie  seinem  Privat-Konto  belastet.  Denn  im 
Fall  der  bloßen  buchmäßigen  Verrechnung  wäre  das  Privat-Konto 
für  den  Wert  der  Privat-Konsumtion  zu  belasten,  das  Waren-Konto  zu 
erkennen.  Im  Fall  der  Bezahlung  der  selbstverbrauchten  Waren  durch 
den  Chef  an  die  Geschäfts-Kasse  wäre  zunächst  das  Waren-Konto 
gleiclifalls  zu  erkennen,  dagegen  die  Kasse  zu  belasten.  Da  jedoch  die 
Privat -Kasse  jene  Gelder  vorher  aus  der  Geschäfts-Kasse  empfangen 
hätte,  wobei  das  Privat-Konto  belastet,  die  Geschäfts-Kasse  dagegen 
entlastet  worden  wäre,  so  bliebe  —  da  die  beiden  Buchungen  im  Soll 
und  Haben  der  Kasse  einander  aufheben  — wiederum  übrig  die  Belastung 
des  Privat-Kontos  und  die  Entlastung  des  Waren-Kontos.  Die  Wirkung 
tler  beiden  Verfahren  ist  mithin  sowohl  in  bezug  auf  den  Erfolg,  wie 
auch  auf  das  Vermögen  als  die  gleiche  erwiesen. 

Bedeutung  der  Bewertung  für  die  Privat-Konsumtion.  Danach 
gewinnt  die  Frage  nach  der  Höhe  der  Bewertung  von  Entnahmen 
für  den  Selbstverbrauch  vom  eigenen  Lager  praktische  Bedeutung 
nur  für  die  Privat-Konsumtion,  w^eil  für  die  Betriebs-Konsum- 
tion eine  Über-  oder  Unterbewertung  zugunsten  oder  zuungunsten  des 
Waren-Kontos  durch  die  zu  hohe  oder  zu  niedrige  Belastung  des  Un- 
kosten-Kontos aufgehoben  werden  würde.  Dennoch  hat  man  bei  ordnungs- 
mäßiger Buchführung  auch  die  Betriebs-Konsumtion  zu  verbuchen. 

Ansehaffungs-  und  Herstellungs-Kosten  als  Wertansatz. 
Vom  Standpunkt  praktisch  geschulten  Denkens  wird  man  geneigt  sein, 
den  Selbstverbrauch  dem  eigenen  Lager  entnommener  Wa- 
ren mit  den  Ansehaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  an- 
zurechnen. Würde  man  nicht  so,  sondern  zu  Verkaufspreisen  be- 
werten, so  würde  man  auf  dem  Waren-Konto  Gewinne  schaffen,  die 
nicht  realisiert,  sondern  ausschließlich  rechnerischer  Natur  wären,  weil 
die  Spannung  zwischen  Ansehaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  und 
Veräußerungspreisen  der  Unternehmung  nicht  von  Dritten  bezahlt, 
vielmehr  rein  buchmäßig  nur  vom  Unternehmer  selber  verrechnet 
worden  wäre. 

Irrtümlicher  Standpunkt  des  Preußischen  Oberverwaltungs-Gerichts. 
Den  Standpunkt,  wonach  die  zur  Privat-Konsumtion  entnommenen 
Waren  mit  den  Ansehaffungs-  oder  Herstellujigs-Kosten  anzurechnen 
.'<ind,  hat  das  Preußische  Oberverwaltungs-Gericht  in  Staats- 
steuersachen mit  seiner  Entscheidung  in  Band  VI  S.  126  nicht  ver- 
treten,   sondern    ausdrücklich    den    ort.süblichen     Veräußerungs- 
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preis  als  den  anzusetzenden  erklärt.  Diese  Entscheidung  wird 
von  Fuisting  (S.  228  und  229)  als  von  seiner  Ansicht  abweichend  be- 
zeichnet. Richtig  ist  also  auch  nach  Fuisting  die  oben  von 
mir  begründete  Meinung,  die  Privat-Konsumtion  in  Höhe  der 
Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  zur  Verreclinung  zu  bnngen. 
Mit  Recht  weist  Fuisting  darauf  hin,  daß  die  durch  den  Selbst- 
verb raiich  von  Waren  des  eigenen  Lagers  erzielte  Ersparnis  von  Aus- 
gaben niemals  Ertrag  und  Einkommen  bilden  könne. 


7.  Abschnitt. 

Abschluß-Differenzen  als  Erfolgs-Faktoren. 

Allgemeines. 

Das  Kollationieren.  Auch  der  tüchtigste  Buchhalter  ist  nicht 
gegen  Irrtümer  gefeit,  woraus  folgt,  daß  Buchungsfehler  auch  in  der 
besten  Buchführung  vorkommen  können.  Zum  Wesen  einer  ordnungs- 
mäßig gehandhabten  Buchführung  gehört  das  Vergleichen  (Kolla- 
tionieren) der  Grundbuchungen  mit  den  Belegen  einerseits  und  der 
Kontokorrent-  und  Hauptbuch-Buchungen  mit  den  Grundbuchungen 
anderseits,  soweit  diese  letztgenannte  Arbeit  vermöge  des  modernen 
Durchschreib-Verfahrens  auf  Konten-Karten  oder  infolge  der  Führung 
von  Kontroll-Konten  oder  dgl.  nicht  überflüssig  wird.  Je  nach  der 
Sachlage  kann  und  wird  man  natürlich  auch  beispielsweise  die  Konto- 
korrent-Posten direkt  mit  den  Belegen  vergleichen.  Ein  näheres  Ein- 
gehen auf  die  Ausgestaltung  des  Kollationierens,  neben  dem  auch  das 
Nachrechnen  von  Wichtigkeit  ist,  gehört  jedoch  nicht  zur  Aufgabe 
dieser  Erörterungen.  Erwähnt  mag  nur  noch  werden,  daß  zuverlässiges 
Kollationieren  um  so  wichtiger  wird,  von  je  größerer  Bedeutung  die 
buchtechnische  Genauigkeit  für  den  Betrieb  ist.  In  dieser  Hinsicht  ist 
bemerkenswert  die  Unerläßlichkeit  prompten  Kollationierens  für  den 
Bank  betrieb. 

Die  Zahl  der  in  der  Buchführung  zur  Zeit  des  Bücher- Abschlusses 
steckenden  Differenzen  oder  ,, Unstimmigkeiten"  ist  ein  guter  Maßstab 
für  die  Handhabung  der  Buchführung.  Sind  die  Differenzen  auf  luiter- 
lassenes  Kollationieren  zurückzuführen,  so  muß  dieses  nachgeholt  wer- 
den. Stecken  aber  trotz  bereits  vorgenommenen  Kollationierens  Diffe- 
renzen in  den  Büchern,  so  ist  damit  bewiesen,  daß  die  Bedeutung  des 
Kollationierens  unterschätzt  Avorden  ist,  Avas  leicht  die  Wiederholung 
der  ganzen  Arbeit  zur  Folge  haben  kann.  Es  kommt  also  weniger 
darauf  an,  daß  kollationiert  worden  ist,  als  vielmehr  darauf,  wie  dies 
geschehen  ist.   Das  ist  in  Strafprozessen  wegen  ordnungswidriger  Buch- 
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führung  auch  Vei'teidigern  entgegenzuhalten,  die  im  Interesse  des  An- 
geklagten, auch  wenn  die  Buchfülining  von  Buchungs-Diffeienzen 
wimmelt,  etwa  besonders  darauf  hinweisen  zu  müssen  glaul)en,  daß 
Zeugen  die  Tatsache,  es  sei  kollationiert  worden,  erhärtet  hätten. 

Buchungs-Differenzen  sind  cntAveder  nur  formaler  oder  auch 
materieller  Xatur. 

Als  materiell  bedeutsame  Differenzen  gelten  in  diesem  Zusammen- 
hang alle  diejenigen  Fehler,  zufolge  deren  Besitz-  und  Schuldposten 
buchmäßig  falsch  dargestellt  werden. 

Besondere  Bedeutung  bekommen  Buchungs-Differen- 
zen zur  Zeit  des  Bücher-Abschlusses.  Die  Behandlung  oder 
Erledigung  solcher  Abschluß-Differenzen  und  ihre  Stellung  zur  Erfolgs- 
Berechnung  ist  Gegenstand  der  folgenden  Untersuchinigen. 

Differenz-Möglichkeiten.  Zu  gedenken  ist  zunächst  der  Roh-  oder 
Probe-Bilanz,  die  in  Gemeinschaft  mit  den  Invfentar-Posten  bekanntlich 
Voraiissetzung  für  den  Bücherabschluß  ist. 

Die  Rohbilanz  kann  rechnerisch  stimmen,  und  trotzdem 
können  Fehler  von  materieller  Bedeutung  in  der  Buchfüh- 
rung enthalten  sein.  Wenn  nämlich  Buchungen  entweder  doppelt 
übertragen  oder  gänzlich  unterlassen,  oder  Konten- Verwechslungen 
vorgekommen,  oder  beide  Konten-Seiten  je  einer  Buchung  verwechselt 
worden  sind  usw.  Alle  diese  Auslassungen  oder  Übertragungsfehler 
werden  materiell  bedeutsam  jedoch  erst  dann,  wenn  effektive  Ver- 
mögens- oder  Schuldposten  damit  zusammenhängen,  während  nur 
formale  Bedeutung  vorliegt,  wenn  die  fehlerhafte  Buchung  sich  aus- 
schließlicli  auf  Posten  der  Erfolgs- Verrechnung  bezieht. 

Beispiele  für  deren  Wirkung.  Beispiele  aus  dem  Geschäfts- 
leben : 

A.  1.  Nur   formale  Bedeutung  durch  Unterlassung   oder 

durch  doppeltes  Übertragen  einer  Buchung:  Ge- 
hälter-Konto an  Unkosten-Konto,  Übertrag  250. — M; 
2.  materielle  Bedeutung  aus  denselben  Gründen:  Haus- 
Konto  an  Baumaterialien-Konto,  am  eigenen  Hause 
verwendete,  dem  eigenen  Baumaterialien-Lager  ent- 
nommene Bau-Artikel  1785, —  M. 

B.  1.  Nur   formale  Bedeutung  durch  Konten-Verwechs- 

lung: statt  des  Dekort-  und  Skonto-Kontos  ist 
das  Waren-Konto  zugunsten  verschiedener  Debitoren 
mit  169,73  M  belastet  worden: 
2.  materielle  Bedeutung  aus  demselben  Grunde:  statt 
fies  Haus -Ertrags -Kontos  ist  das  Haus -Konto  für  die 
Miete  auf  Geschäftsräume  im  eigenen  Hause  zu  Lasten 
des    Unkosten -Kontos   mit  2000  M  erkannt  worden. 
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C.       1.  Nur    formale   Bedeutung   durch  Verwechslung   der 
beiden     Konten-Seiten:    anstatt    das     Effekten- 
Konto  für  den  Übertrag  der  an  Wertpapieren  verdienten 
Provisionen  mit  5689,65  M  zu   belasten  und  das  Pro- 
visions-Konto   dafür    zu    erkennen,    ist    umgekehrt 
verfahren  worden ; 
2.  materielle  Bedeutung  aus  demselben  Grunde:  anstatt 
bei  der  Einlösung  eines  eigenen  Akzepts   über  2500  M 
durch  die  N.-Bank  deren  Konto  zu  erkennen  und  das 
Akzepte -Konto  zu  belasten,  ist  umgekehrt  gebucht 
worden. 
Aus   diesen   Beispielen  geht   des   weitern   hervor,   daß    gewisse, 
beim      Kollationieren      etwa      übersehene      Buchungsfehler 
beim    Bücherabschluß     nicht     unbedingt    gemerkt    werden 
müssen.   Soweit  derartige  unbemerkt  gebliebene  Buchungsfehler  nicht 
die  Bilanz,  sondern  die  Erfolgs-Rechnung  betreffen,  sind    sie  materiell 
unbedeutsam.    ^laterielle  Bedeutung  bekommen  sie  erst,  wenn  Bilanz- 
Posten  dadurch  falsch  werden. 

Wahi'scheinlichkeiten  der  Entdeckung.  Ob  beim  Kollationie- 
ren übersehene  Auslassungen  oder  Buchungsfehler  beim 
Bücherabschluß  bemerkt  werden  müssen,  hängt  in  erster 
Linie  davon  ab,  ob  der  Fehler  oder  die  Auslassung  durch 
die  effektive  Bestand-Kontrolle  (wie  sie  durchweg  die  Nennwert- 
Kontrollkonten  und  regelmäßig  auch  die  zu  den  Buchwert-Nachweis- 
konten zu  rechnenden  Debitoren-  und  Kreditoren-Konten  ermöglichen) 
zur  Erscheinung  kommen.  Jedoch  auch  dann  werden  übersehene 
Buchungsfehler  dem  aufmerksamen  Buchhalter  auffallen,  wenn  zwar 
(wie  bei  Betriebs-Gegenständen  und  Immaterialgütern)  durch  die  ef- 
fektive Bestand-Kontrolle  eine  Wertkontrolle  nicht  möglich  ist,  oder 
wenn  es  sich  gar  nur  um  Posten  der  Erfolgs-Rechnung  handelt,  wenn 
aber  der  Posten-Umsatz  auf  dem  falsch  geführten  Konto  so  wenig 
umfangreich  ist,  oder  wenn  der  falsch  gebuchte  oder  der  zu  buchen 
unterlassene  Posten  so  bedeutenden  Einfluß  auf  das  betroffene  Konto 
ausübt,  daß  die  offenbare  Unrichtigkeit  des  Konto-Ergebnisses  beim 
Abschluß  bemerkt  werden  muß. 

Danach  darf  man  —  in  bezug  auf  die  obigen  Beispiele  — 
annehmen,  daß  die  beim  Kollationieren  übersehenen  Dif- 
ferenzen 

a)  voraussichtlich  nicht  bemerkt  werden  würden  im 
Fall  A  1  (bei  größerm  Betriebe  mit  mehrfachem  Personal- 
Wechsel)  ;  A  2  (wenn  das  Haus-Konto  in  jenem  Jahr  größern 
Posten-Zuwachs  erhalten  hat);  B  1  (wäre  ziemlich  sicher  unbe- 
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*  merkt  geblieben,  wenn  es  sich  auf  dorn   Dekort-   \ind  Skonto- 

Konto   \nn  einen  größern  Umsatz  gehandelt  haben  würde) ; 
b)  mit    melir   oder    weniger    großer    Sicherheit    bemerkt 
werden    würden  im  Fall   B2   (weil  das   Haiis-Ertragskonto 
dem  ersten  Blick  lückenhaft  erscheinen  und  weil  der  Posten 
im   Haben  des  Haus-Kontos  auffallen  müßte);   Cl    (weil  der 
Debet-Posten  im  Provisions-Konto  und  dagegen  das  etwaige 
Fehlen  von  Ki'cdit-Posten  auf  diesem  Konto  stutzig  machen 
würde);  C  2  (weil  der  Auszug  der  N.-Bank  das  Versehen  an  den 
Tag  bringen,  außerdem  der  Saldo  des  Akzepte-Kontos  mit  dem 
Ergebnis   des  Akzepte-Skontro-Auszugs   nicht   übereinstimmen 
würde). 
Pflicht  der  Aufklärung.  Daß  Differenzen  —  wenn  die  Zeit  es  irgend 
gestattet  —  noch  vor  der  definitiven  Aufstelhing  der  Bilanz  aufgeklärt 
werden  müssen,  folgt  aus  dem  Wesen  ordnungsmäßiger  Buchführung. 
Besondere  Verantwortung  haben  in  dieser  Hinsicht  die  zur  Veröffent- 
lichung ihrer  Bilanzen  gesetzlich  verpflichteten  Aktien-Gesellschaften, 
Kommandit-Aktiengesellschaften,   Bankgeschäfte   betreibenden  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung  und  eingetragenen  Genossenschaften. 
Dagegen   steht   im    Belieben   der   Einzelkaufleute,    der   Gesellschafter 
offener  Handels-Gesellschaften  und  —  im  Fall  des  EinverständTÜsses 
der  Kommanditisten  —  auch  der  Komplementare  von  Kommandit- 
Gresellschaften,  wie  sie  nicht  allzu  große  Abschhiß-Differenzen  erledigen 
wollen. 

Bei  Geschäften  kleinen  und  mittlem  Umfangs  ist  das  Aufklären 
der  Abschluß-Differenzen  Einzelkaufleuten  und  Personal-Gesellschaften 
selbst  bei  materiell  wenig  bedeutsamen  Beträgen  mindestens  zu  emp- 
fehlen, weil  es  —  bei  der  nicht  zu  bedeutenden  Zahl  der  zu  kollationie- 
renden oder  nachzurechnenden  Einzelposten  —  nicht  zu  große  Arbeit 
verursacht.  Von  den  zur  Bilanz-Veröffentlichung  ver- 
pflichteten Kapital-Gesellschaften  und  eingetragenen  Ge- 
nossenschaften ist  dagegen  die  Klarstellung  der  Abschluß- 
Differenzen  auch  unter  der  Voraussetzung  nur  relativ 
geringen  Geschäfts-Umfangs  und  kleiner  Differenz-Be- 
träge unbedingt  zu  verlangen.  Teils  in  Rücksicht  auf  die  den 
Aktionären,  Gesellschaftern  oder  Genossen  fehlende  Gelegenheit,  den 
Geschäftsgang  zu  übcrMachen;  teils  deshalb,  weil  auch  hinter  zahlen- 
mäßig nur  unbedeutenden  Abschluß-Differenzen  nicht  selten  größere 
Differenzen  verborgen  sind,  die  durch  andere  kompensiert  werden,  und 
deren  Feststellung  eventuell  Veranlassung  dazu  geben  kann,  einen 
oberflächlichen  oder  moralisch  unzuverlässigen  Angestellten  zu  ent- 
lassen, bevor  er  Grelegenheit  findet,  größern  Schaden  anzurichten.  Daß 
große  Abschhiß-Differenzen  unter  allen  Umständen  von  jedem  ordent- 
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liehen  Kaufmann,  welcher  Art  von  Unternehnnmg  er  auch  vorstehen 
mag,  zur  Aufklärung  gebracht  werden  müssen,  bedarf  keiner  weitern 
Begründung. 

Wie  aus  meinen  kontentheoretischen  Ausführungen  im  zweiten 
Abschnitt  dieses  Kapitels  hervorgeht,  kommt  materielle  Bedeutung 
nur  den  Vermögens-Tcilkonten  zu,  von  denen  ich  an  genannter  Stelle 
drei  Hauptgruppen:  Nennwert-Kontrollkonten,  Buchwert-Nachweis - 
konten  und  Inventur-Erfolgskonten  unterschieden  habe.  Mit  den  nach- 
stehenden Ausführungen  soll  gezeigt  Merden,  Avie  auf  jenen  Konten 
liegende  Abschluß-Differenzen  buchmäßige  Erledigung  finden. 

Kasse-Di  iferenzen. 

Bei  ordnungsmäßiger  effektiver  Bestand-Kontrolle  können  Ab- 
schluß-Differenzen avif  den  Nennwert-Kontxollkonten  der  materiellen 
Richtigkeit  der  Bilanz  nicht  gefährlich  werden,  weil  die  Differenz 
zwischen  dem  Saldo  eines  Nennwert-Kontrollkontos  und  dem  Gesamt- 
wert der  effektiv  vorhandenen  bezüglichen  Nennwert-Sachgüter  sich 
bei  jener  Kontrolle  zeigen  muß.  Die  in  der  geschäftlichen  Praxis  haupt- 
sächlich vorkommenden  Methoden  der  Erledigung  von  Abschluß- 
Differenzen  sollen  am  Kasse-Konto,  als  dem  regelmäßig  wichtigsten 
Vertreter  der  Nennwert -Kontrollkonten,  dargestellt  werden. 

Kasse-Mankos.  Am  Jahresschluß  wird  ein  Kasse-Manko 
festgestellt,  da  der  Kasse-Effektivbestand  sich  dem  buchmäßigen 
Soll  gegenüber  als  zu  klein  erweist. 

Dessen  Ursachen.  Hierfür  sind  zwei  Ursachen  denkbar:  entweder 
liegt  die  Differenz  im  Kasse-Buch  iind  der  Effektiv-Bestand 
stimmt,  oder  umgekehrt.  Ergeben  Prüfungen  der  Belege,  Kolla- 
tionieren und  Nachrechnen,  daß  die  gesamte  Differenz  im  Kassebuch 
steckt,  so  ist  dieses  und  im  Zusammenhang  damit  das  Kasse-Konto 
im  Hauptbuch  in  Ordnung  zu  bringen,  womit  die  Differenz  getilgt  wird. 
Anders  aber,  wenn  das  Kassebuch  oder  Kasse-Konto  sich  als  fehlerfrei 
geführt  erweist,  was  nach  peinlich  genauer  Nachprüfung  um  so  sicherer 
angenommen  werden  darf,  wenn  die  Kontokorrent-Probe  stimmt,  und 
wenn  Differenzen  auf  anderen,  mit  dem  Kasse-Konto  etwa  korrespon- 
dierenden Vermögens-Teilkonten  nicht  festgestellt  worden  sind.  Dann 
darf  vermutet  werden,  daß  der  Kassierer  das  Manko  verschuldet  hat. 

Mankogelder.  Deckt  nun  der  Kassierer  das  Manko  aus  eigenen 
Mitteln  oder  aiis  ihm  zu  solchem  Zweck  zur  Verfügung  gestellten  Manko- 
geldern, die  in  großen  Unternehmungen,  besonders  in  Bankbetrieben, 
oft  gewährt  werden,  so  ist  die  Differenz  damit  ebenfalls  aus  der  Welt 
geschafft.  Greschieht  solche  Deckung  nicht,  so  können  verschiedene 
Buchungs-Methoden  zur  definitiven  oder  provisorischen  buchhalteri- 
schen Beseitigung  des  Mankos  führen. 


j.^Q  Erfolgy-Kontierung. 

Definitive  blanko -Abbuchung.  Man  kann  das  Kasse -Manko  im 
Wege  der  reinen  Erfolgs  -  Verrechnung  definitiv  zu  Lasten  des  Ent- 
stehungsjahrs abbuchen,  wird  dann  allerdings  in  zu  veröffentlichen- 
den Gewinn-  und  Verlust-Rechnungen  nicht  das  Kasse-Konto,  sondern 
ein  der  reinen  Erfolgs-Verrechnung  dienendes  Unter-  oder  Hilfskonto 
des  Ge\\inn-  und  Verlust -Kontos  in  dessen  Soll  erscheinen,  deu 
Manko-Posten  also  im  Kassebuch  über  jenes  Hilfskonto  (z.  B.  Un- 
kosten-, Provisions- Konto  oder  dgl.)  laufen  lassen.  Buchungssatz: 
Unkosten-Konto  an  Kasse-Konto.  Zur  definitiven  Abbuchung 
des  Mankos  sollte  man  sich  entschließen,  WBnn  es  sich  um  einen, 
im  Vergleich  ziir  Größe  des  bilanzmäßigen  Reinerfolgs  nur  unbedeuten- 
den Posten  handelt,  und  wenn  außerdem  auf  Gnmd  aller  Nachprüfungen 
und  in  Rücksicht  auf  die  offenbare  Richtigkeit  der  übrigen,  zum  Kasse- 
Konto  in  Beziehung  stehenden  Vermögens-Teilkonten  eine  spätere 
Aufklärung  des   Mankos  als  unwahrscheinlicli   erachtet   werden   darf. 

Wird  nun  ein  im  Entstehungsjahr  gleich  voll  abgebuchtes  Kasse- 
^Nlanko  .später  dennoch  aufgeklärt,  so  kommt  der  nachträglich  auf- 
geklärte Betrag  dem   Jahr   der   Aufklärung   zugute. 

Das  Kasse-Differenzkonto.  Will  man  das  Kasse-Manko  nicht  gleich 
definitiv  abbuchen,  so  kann  man  sich  zur  provisorischen  Übernahme 
des  Manko-Betrags  in  die  folgende  Geschäfts-Periode  eines  Kasse- 
Differenzkontos  bedienen. 

Dann  würde  der  Buchungssatz  zu  lauten  haben:  Kasse-Diffe- 
renzkonto an  Kasse-Konto.  Das  Kasse-Differenzkonto  wäre  mit- 
telst des  Bilanz-Kontos  abzuschließen  und  vorzutragen.  Demnach  würde 
das  Kasse-Differenzkonto  auf  der  Aktiva-Seite  der  Bilanz  erscheinen. 

Findet  die  Aufklärung  des  Kasse  Mankos  innerhalb  der  dem  Ent- 
stehungsjahr folgenden  Geschäfts-Periode  nicht  statt,  so  wird  man 
meist  spätestens  am  Schluß  dieser  Periode  das  Kasse-Differenzkonto 
zu  Lasten  des  Gewinn-  und  Verlust-Kontos  oder  eines  seiner  Unler- 
oder  Hilfskonten  aufzulösen  haben,  falls  nicht  auch  dann  noch  be- 
gründete Aussicht  vorhanden  ist,  das  Kasse-Manko  aufzuklären. 

Sofern  nuin  che  Aufklärung  des  Manko-Betrags  nicht  mit  hinreichend 
begründeter  Sicherheit  erwarten  darf,  werden  besonders  die  Kapital - 
Gesellschaften  xmd  eingetragenen  Genossenschaften  gut  daran  tun,  die 
definitive  Abschreibung  des  ungedeckten  Kasse-Mankos  zu  Lasten  der 
Erfolgs-Rechnuiig  fies  Eiitstchniigsjahrs  vorzunehmen. 

Das  Kassedifferenz-Keservekonto.  Will  man  —  im  Fall  der  Hin- 
übernahme des  Kasse-Mankos  in  die  nächste  Geschäfts-Periode  —  ver- 
meiflen,  daß  das  Manko  mittelst  des  Ka.sse-Differenzkontos  ausschließ- 
lich unter  den  Aktiven  der  Bilanz  erscheijit,  so  kaiui  man  dem  Kasse- 
differenz-Aktivkonto ein  Kassedifferenzreserve-Passivkonlo  gegenüber- 
stellen. 
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Über  die  Beziehungen  dieser  beiden  Konten  zu  einander  und  über 
ihr  Verhältnis  zur  Erfolgs-Rechnung  ist  zu  sagen : 

1.  das  Kassedifferenz-Reservekonto  muß  zunächst  zu  Lasten  des 
Gewinn-  und  Verlust-Kontos  oder  eines  seiner  Hilfskonten  im 

-  Lauf  des  Entstehruigsjahrs  des  Kasse-Mankos  gebildet  werden. 
Bucliungssatz :  Gewinn-  und  Verlust -Konto  (oder  Un- 
kosten-Konto oder  dgl.)  an  Kassedifferenz-Reserve- 
konto. Dieser  Buchung  gegenüber  steht  die  andre,  aus  den 
vorstehenden  Darlegungen  bekannte:  Kasse-Differenzkonto 
an  Kasse-Konto.  Wirkung  dieser  beiden  Buchungen:  in  der 
Bilanz  heben  das  Kasse-Differenz-  und  das  Kassedifferenz- 
Reservekonto  einander  auf.  Aus  den  beiden  Buchungs- 
sätzen ist  deshalb  der  eine  herauszuschälen:  Ge- 
winn- und  Verlust-Konto  an  Kasse-Konto.  Zunächst 
ist  mithin  das  Ergebnis  dasselbe,  als  sei  das  Manko 
sogleich  zu  Lasten  des  Entstehungsjahrs  abge- 
schrieben worden; 

2.  nun  stehen  für  die  nächste  Geschäfts-Periode  die  beiden  Konten : 
Bilanz-Differenzkonto  (Aktivum)  imd  Bilanzdifferenz-Reserve- 
konto (Passivum)  noch  offen.  Beide  Konten  kommen  in  dieser 
Periode  zum  Abschluß.  Denn:  angenommen,  das  Manko  bliebe 
unaufgeklärt,  dann  sind  die  beiden  offen  stehenden  Konten 
auszugleichen  durch  die  Buchung:  Kassedifferenz-Reservekonto 
an  Kasse-Differenzkonto.  Der  im  Entstehungsjahr  des  Mankos 
zugunsten  des  Kassedifferenz-Reservekontos  und  zu  Lasten  der 
Erfolgs-Rechnung  abgebuchte  Manko-Betrag  wäre  jenem  Jahr 
demnach  mit  Recht  zur  Last  gefallen  und  für  das  nächste  Jahr, 
in  dem  mangels  erfolgter  Aufklärung  des  Mankos  der  Ausgleich 
beider  noch  offenen  Konten  stattgefunden  hat.  Märe  das  Kasse- 
Manko  materiell  bedeutungslos  geblieben. 

3Iöglichkeiteii  und  buchmäßige  Wirkungen  der  Älanko- Aufklärung 
im  Nachjahr.  Wird  dagegen  das  Kasse-Manko  in  dem  seiner  Entstehung 
folgenden  Jahr  aufgeklärt,  so  müssen  auch  dann  zwar  die  beiden,  vom 
Vorjahr  übernommenen  und  zunächst  noch  offenen  Konten  beglichen 
werden.  Zu  bemerken  wäre  aber  hierbei,  daß  —  im  Gegensatz  zum  Fall 
der  Nicht-Aiifklärung  des  Kasse-Mankos  —  der  Ausgleich  der  noch 
offenen  beiden  Konten  in  gewissen  Fällen  mit  Wirkung  auf  die  Erfolgs- 
Rechnung  des  Auf  klärungs  Jahrs  geschehen  würde.  Im  wesent- 
lichen können  für  die  Aufklärung  des  Kasse-Mankos  folgende 
vier  Möglichkeiten  in  Betracht  kommen,  wodurch  die  buchhalte- 
rische Erledigung  des  Mankos  verschieden  beeinflußt  wird: 

a)  Der  Kassierer  kommt  im  folgenden  Jahr  aus  irgend  einem 
Grunde  zu  der  Überzeugung,  oder  es  kann  ihm  vielleicht  nach- 
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gewiesen  werden,  daß  er  das  Manko  durch  Irrtu  ni  beim  Geld  • 
wechseln  oder  dergleichen  versclnddet  hat.  Der  Kassierer 
legt  daraufhin  den  Manko-Betrag  nachträglieh  in  die  Kasse. 
Buchungen:  Kasse-Konto  an  Kasse-Differenzkonto 
und  Kassedifferenz-Reservekonto  an  Gewinn-  und 
Verlust'-Konto  (oder  Unkosten-Konto  oder  dg].).  Hiermit 
werden  die  beiden  Bilanz-Konten  beglichen  und  die  Erfolgs- 
Rechninig  wird  erkannt,  während  dagegen  die  Erfolgs-Rechnung 
des  Vorjahrs  für  denselben  Manko-Betrag  belastet  worden  war. 
Das  Endergebnis  läuft  also  auf  folgendes  hinaus:  die  Erfolgs- 
Rcchnung  des  Manko-Entstehungsjahrs  ist  für  das  damals  nicht 
aufgeklärte  Kasse-Manko  belastet,  aiejenige  des  Manko- Auf- 
klärungsjahrs hingegen  ist  für  den  der  Kasse  auf  Grund  der 
Aufklärung  zugeführten  Betrag  erkannt  worden.  Ebenso 
läge  die  Sache,  wenn  das  Kasse-Manko  im  Entste- 
hungsjahr sofort  voll  abgebucht  worden  wäre.  Denn 
dann  wäre  wiederum  die  Erfolgs-Rechnung  jenes  Jahrs  zu- 
gunsten der  Kasse  zu  belasten,  die  Erfolgs-Rechnung  des  Auf- 
klärungsjahrs hingegen  zu  Lasten  der  Kasse  für  den  ersetzten 
Manko-Betrag  zu  erkennen  gewesen.  Beide  Wirkiingen 
sind  nicht  wünschenswert.  Denn  erstens  stand  am  Schluß 
des  Jahrs  der  Manko-Entstehung  noch  gar  nicht  fest,  daß  der 
Manko-Betrag  als  verloren  zu  erachten  sei,  und  sodann  wird 
die  Erfolgs-Rechnung  des  Jahrs  der  Aufklärung  für  den  der 
Kasse  zugeführten  Manko-Betrag  zu  Unrecht  insofern  erkannt, 
als  jene  Zuführung  für  dieses  Jahr  als  kein  eigentlicher  Erfolgs- 
Posten,  sondern  als  reine  Vermögens- Vermehrung  anzusehen  ist. 
Vorzuziehen  ist  im  vorliegenden  Fall  demnach  die 
Ausschaltung  des  Kassedifferenz-Reservekontos 
unter  Beschränkung  auf  das  Kasse-Differenzkonto  allein.  Denn 
dieses  würde  im  Entstehungsjahr  für  den  Manko-Betrag  zu- 
gunsten der  Kasse  belastet,  im  A\ifklärungsjahr  hingegen  zu 
Lasten  der  Kasse  erkannt  (also  Ausschaltung  der  Erfolgs- 
Rechnung  und  den  Vorgängen  entsprechende  buchhalterische 
Darstellung), 
b)  Es  stellt  sich  heraus,  daß  im  Vorjahr  eine  zu  Lasten  des 
Unkosten-Kontos  zu  verbuchende  Gehalts-Zahlung 
im  Haben  der  Kasse  nicht  gebucht,  und  daß  dadurch 
das  Kasse-Manko  hervorgerufen  worden  ist.  Buchungen:  Un- 
kosten-Konto an  Kasse-Differenzkonto  und  Kasse- 
differenz-Reservekonto an  Gewinn-  und  Verlust-Konto 
(oder  Unkosten-Konto  oder  dgl.).  Wirkung:  mit  der  ersten 
Buchung  wird  das  Unkosten-Konto,  also  die  Erfolgs-Rechnung 
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des  Aiifklärungsjahrs,  für  den  im  Vorjalir  übersehenen  Manko- 
Betrag  nachträglich  belastet.  Da  jedoch  die  Erfolgs-Rechnimg 
des  Vorjahrs  zugunsten  des  damit  eröffneten  Kassedifferenz- 
Reservekontos  schon  einmal  für  den  Manko-Betrag  belastet 
worden  war,  so  wird  die  im  Aufklärungsjahr  zugunsten  des 
Kasse -Differenzkontos  nachträglich  nochmals  geschehene  Be- 
lastung des  Unkosten-Kontos,  also  der  Erfolgs-Rechnung  für 
das  Aufklärungsjahr,  dadurch  aufgehoben,  daß  diese  Erfolgs- 
Rechnung  zu  Lasten  des  Kassedifferenz-Reservekontos  für  den 
Manko-Betrag  erkannt  wird.  Im  Aufklärungsjahr  werden  also 
die  beiden  aus  dem  Entstehmigsjahr  übernommenen  Bilanz- 
Posten  beglichen  und  die  beiden,  die  Erfolgs-Rechnung  des  Auf- 
klärungsjahrs betreffenden  Posten  heben  einander  auf.  Die 
Buchführung  dieses  Jahrs  wird  also  durch  diese 
Art  der  buchhalterischen  Manko-Erledigung  ma- 
teriell nicht  berührt.  Das  ist  gut.  Denn  durch  die  Er- 
richtiuig  des  Kassedifferenz-Reservekontos  im  Entstehungsjahr 
des  Mankos  ist  die  Erfolgs-Rechnung  jenes  Jahrs  für  den  Manko- 
Betrag  belastet  worden,  womit  im  vorliegenden  Fall  ■ — -  wenn 
auch  naturgemäß  unbe^^iißt  —  das  Richtige  getroffen  worden 
war,  weil  sich  später  herausgestellt  hat,  daß  das  Manko  tat- 
sächlich auf  die  Unterlassung  einer  die  Erfolgs-Rechnung  be- 
treffenden Buchung  zurückzuführen  ist.  Unter  Ausschaltung 
des  Kassedifferenz-Reservekontos  wäre  man  in  diesem  Fall 
zum  selben  Resultat  gekommen,  wenn  das  Manko  zu  Lasten 
der  Erfolgs-Rechnung  des  Entstehungsjahrs  sogleich  voll  ab- 
gebucht w^orden  wäre.  Die  Hinübernahme  des  Manko- 
Betrags  ins  folgende  Jahr  vermöge  des  Kasse-Diffe- 
renzkontos allein  hätte  bei  der  hier  beregten  Art 
der  spätem  Manko-Aufklärung  ein  ganz  falsches 
Bild  ergeben,  weil  das  Jahr  der  Manko-Entstehung  durch  die 
uns  schon  bekannte  Buchung:  Kasse-Differenzkonto  an  Kasse- 
Konto  materiell  zu  Unrecht  unberührt  geblieben,  dagegen  das 
Manko-Aufkläningsjahr  durch  die  dann  notwendig  gewordene 
Buchung:  Unkosten-Konto  an  Kasse-Differenzkonto  zu  Un- 
recht belastet  worden  wäre; 
c)  Ein  drittes  Resultat  der  Manko-Aufklärung  kann  darin  liegen, 
-  daß  übersehen  worden  ist,  einen  Gläubiger  für  eine  ihm 
aus  der  Kasse  geleistete  Zahlung  zu  belasten,  weil 
diese  Zahlung  im  Haben  des  Kassebuchs  oder  Kasse-Kontos 
fehlte,  wodurch  eben  das  Kasse-Manko  hervorgerufen  worden 
ist.  Im  Vergleich  zum  voraufgegangenen  Aufklärungsfall  b  ist 
hier  statt  der  Erfolgs-Rechnung  die  Rechnung  über  die  Ver- 
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mögeiisteile  zu  belasten  versäumt  worden.  Bei  Einschaltung 
des  Kassedifferenz-Reservekontos  im  Manko-Entstelnmgsjahr 
würden  die  beiden  Buchungen  im  Manko-Aufklärungsjahr  dann 
lauten:  N.  N.  aii  Kasse-Differenzkonto  und  Kasse- 
differenz-Reservekonto an  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto  oder  eines  von  dessen  Unter-Konten.  Wirkmig:  unter 
Aufhebung  der  beiden  aus  dem  Manko-Entstehinigsjahr  über- 
nommenen Bilanz-Konten  ergibt  sich  die  Belastung  des  N.  N. 
zugunsten  der  Erfolgs-Rechnung  des  Manko-Aufklärungsjahrs, 
wobei  die  oben  wiederholt  erwähnte  Belastung  der  Erfolgs- 
Rechnung  des  Manko-Entstehimgsjahrs  zu  beachten  bleibt. 
Die  Wirkung  dieser  Buchungs-Methode  ist  also  dieselbe,  als 
sei  das  Manko  im  Jahr  seiner  Entstehung  zu  Lasten  der  Erfolgs- 
Rechnung  voll  abgebucht  und  als  sei  infolgedessen  zur  Zeit  der 
Aufklärung  gebucht  Avorden:  N.N.an  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto  oder  dgl.  Diesen  beiden  Buchungs-Methoden  ist  hiernach 
vorzuziehen  die  andre,  allein  durch  das  Kasse-Differenzkonto 
zu  bewirkende,  wobei  die  Buchungssätze  bekanntlich  lauten: 
Kasse-Differenzkonto  an  Kasse-Konto  im  Manko- 
Entstehungsjahr  und  N.  N.  an  Kasse-Differenzkonto  im 
Jahr  der  Manko-Aufklärung,  wobei  also  im  jetzt  besprochenen 
Fall  der  Manko-Aufklärung  die  Erfolgs-Rechnung  der  beiden 
Jahre  außer  Betracht  bleibt,  indem  das  Kasse-Differenzkonto 
im  Manko-Entstehungsjahr  provisorisch  an  die  Stelle  des  N.  N. 
tritt,  zu  dessen  Lasten  es  nach  erfolgter  Manko-Aufklärung 
beglichen  wird; 
d)  Schließlich  ist  noch  zu  gedenken  der  Möglichkeit,  das  Kasse- 
Manko  könne  darin  seinen  Grund  haben,  daß  eine  von  einem 
Schuldner  geleistete  Zahlung  der  Kasse  versehent- 
lich zweimal  belastet,  und  demgemäß  dem  Schuldner  auf 
dessen  Konto  oder  —  wenn  der  Gegenposten  in  einem  Sach 
konto,  z.  B.  dem  Waren-Konto,  liegt  —  dem  in  Frage  kommen- 
den andern  Konto  auch  zweimal  gutgebracht  worden  ist  (die 
doppelte  Gutschrift  auf  einem  Kontokorrent-Konto  wird 
übrigens  eher,  als  solche  auf  einem  Sachkonto  bemerkt  werden). 
Ohne  weiteres  liegt  klar,  daß  die  Buchungen  in  allen  drei 
Fällen  (Kasse-Differenzkonto  allein,  oder  mit  Kassedifferenz- 
Reservekonto,  oder  bei  sofortiger  völliger  Abbuchung  des  Kasse- 
Mankos  im  Entstehungsjahr)  dieselben  sein  müssen  wie 
die  unter  c  erwähnten;  und  zwar  deshalb ,  weil  weder  vom 
wirtschaftlichen  noch  vom  buchtechnischen  Standpunkt  ein 
Unterschied  darin  besteht,  ob  ein  Schuldner  für  eine  ihm  d()])pclt 
gutgebrachte,    aber   nur   einmal   von   ihm   geleistete    Zahlung, 


Absclihiß-Differenzen  als  Erfolgs-Faktoren.  85 

oder  ob  ein  Gläubiger  für  eine  an  ihn  geleistete,  jedoch  bisher 
ungebucht  gebliebene  Zahlung  nachträglich  zu  belasten  ist. 

Hieraus  folgt,  daß  auch  im  Fall  d  das  Kasse-Manko 
am  besten  durch  das  Kasse-Differenzkonto  buchmäßige 
Erledigung  fände.  Wäre  aber  die  im  Kasse-Eingang  irrtümlich 
doppelt  gebuchte  Zahlung  nicht  über  das  Konto-Korrent-Konto,  son- 
dern sogleicli  über  ein  mit  der  Erfolgs-Verrechnung  zusammenhängendes 
Inventur-Erfolgskonto  (beispielsweise  über  das  Waren-Konto)  geführt 
worden,  so  kämen  die  oben  unter  b  mitgeteilten  Ausgleichs-Buchungen 
in  Frage,  weil  es,  buchhalterisch  und  wirtschaftlich  genommen,  keinen 
Unterschied  macht,  ob  ein  Erfolgs-Posten  zugvmsten  der  Kasse  un- 
gebucht geblieben  oder  ob  er  zu  Lasten  der  Kasse  einmal  zu  Unrecht 
gebucht  worden  ist.  Die  oben  initer  b  gemachten  Ausfüh- 
rungen treffen  mithin  auch  auf  den  vorstehend  ange- 
nommenen   Fall    zu. 

Die  über  das  Kasse-Manko  gegebenen  Erläuterungen  sind  dazu 
bestimmt,  dem  Leser  einen  Überblick  über  die  Verbuchungs-Möglich- 
keiten  und  deren  Wirkungen  zu  geben .  Für  welche  Art  von  Bu- 
chung man  sich  zweckmäßig  entscheidet,  ist  nicht  zuletzt 
nach  der  Höhe  des  Manko-Betrags  und  nach  der  Wahr- 
scheinlichkeit   seiner    xA.ufklärung    zu    beurteilen. 

Kasse- Überschüsse.  Statt  eines  Kasse-Mankos  wird  ein  Kasse - 
Überschuß  festgestellt,  da  der  Kasse-Effektivbestand  sich  gegenüber 
dem  buchmäßigen  Soll  als  um  jenen  Betrag  zu  groß  erweist. 

Die  buchhalterische  Behandlung  des  Kasse- Überschusses  gestaltet 
sich  einfacher  als  diejenige  des  Kasse-Mankos.  Das  wird  verständlich, 
wenn  man  sich  den  wesentlichen  Unterschied  zwischen  beiden  Kasse- 
Differenzen  klar  macht.  Das  Kasse-Manko  verursacht  —  wenn  seine 
Abbuchung  nicht  noch  im  Jahr  seiner  Entstehung  geschieht  — •  eine 
Belastung  oder  einen  Verlust  künftiger  Jahre  unter  der  Voraussetzung, 
daß  es  unaufgeklärt  oder  ungedeckt  bleibt.  Sofern  mit  der  Aiifklärung 
oder  nachträglichen  Deckvmg  des  Kasse-Mankos  nicht  sicher  zu  rechnen 
ist,  wird  man  deshalb  von  Fall  zu  Fall  zu  erwägen  haben,  ob  und  auf 
welchem  buchhalterischen  Wege  man  das  Manko  ins  nächste  Jahr 
übernehmen  soll.  Über  Art  und  Wirkung  solcher  Buchungen  ist  in  den 
vorstehenden  Darlegungen  bereits  ausführlich  gesprochen  worden. 
Im  Gegensatz  zum  Kasse-Manko  bedeutet  der  Kasse- 
Überschuß  bis  zu  seiner  Aufklärung  einen  Gewinn.  Im 
Augenblick  der  Aufklärung  hört  der  Kasse-Überschuß  zu  existieren 
auf.  Da  nun  in  erster  Reihe  damit  gerechnet  werden  muß,  daß  Kasse- 
Überschüsse  auf  ixngebucht  gebliebene  Kasse-Einzahlungen  inid  auf 
demzi;folge    gleichfalls    nicht    gebuchte    bezügliche    Gutschriften    auf 
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Kontokorrent-Konten  zurikkzuführen  sind,  ergibt  sich  daraus  für 
jeden  sorgfältig  disponierenden  Kaufmann  die  Pflicht,  Kasse- 
Überschüsse  iiicht  etwa  zugunsten  des  Entstehungsjahrs  gleich 
abzubuchen,  sondern,  sie  unbedingt    in    Reserve   zu   stellen. 

Jedoch  mit  einer  Einschränkung:  handelt  es  sich  nämlich 
nur  um  Bargeschäfte  ohne  jede  Kontokorrent-Buchführung,  so 
wird  man  Kasse- Überschüsse  sogleich  im  Entstehungsjahr  zugunsten 
der  Erfolgs-Rechnimg  dieses  Jahrs  abbuchen  dürfen  (Kasse -Konto 
an  Gewinn-  und  Verlust-Konto  oder  dessen  Unterkonten),  weil 
dann  Personenkonten-Gutschriften  als  Gegenposten  unterbliebener 
Kasse-Belastungen  nicht  in  Betracht  kommen. 

Reserve-Stellungen  von  Kasse- Überschüssen  zugunsten 
späterer  Jahre  können  geschehen  mittelst  des  Buclmngssatzes :  Kasse - 
Konto  an  Kasse-Differenzkonto.  Das  Kasse-Differenzkonto 
wird  dann  unter  den  Passiven  vorgetragen  und  im  Fall  der  spätem 
Aufklärung  zugunsten  des  etwa  in  Frage  kommenden  Kontokorrent- 
Kontos,  auf  dem  die  in  Betracht  kommende  Einzahlung  früher  unge- 
bucht  geblieben  war,  zum  Ausgleicli  belastet.  Ist  ein  Kasse- Überschuß 
nach  Jaliren  noch  unaufgeklärt,  inid  ist  die  Aufklärung  dann  nicht 
mehr  zu  erwarten,  so  wird  das  Kasse-Differenzkonto  zugunsten  der 
Erfolgs-Rechnung  jenes  Jahrs  zum  Ausgleich  belastet. 

Konto  „Namenlos".  Selbstverständlich  steht  nichts  im  Wege, 
dem  Vortrags-Konto  für  Kasse- Überschüsse  —  zur  Unterscheidung 
vom  Kasse-Differenzkonto  für  Kasse-Mankos  —  einen  andern  Namen 
zii  geben.  So  bin  ich  beispielsweise  in  einem  Bankinstitut  mehrere 
Jahre  hindurch  einem  Konto  ,, Namenlos"  begegnet.  Diese  Be- 
zeichnung war  gewählt  worden,  weil  der  Kassierer,  als  am  Abend  ge- 
legentlich der  Bestand-Aufnahme  der  Überschuß  festgestellt  worden 
war,  die  Differenz  zwar  sofort  in  einem  bestimmten  Posten  von  der 
genauen  Höhe  des  Überschuß-Betrags  vermutete  (der  sich  auch  tat- 
säcldich  als  ungebucht  herausstellte),  ohne  jedoch  den  Namen  des  ihm 
persönlich  unbekannten  Einzahlers  noch  im  Gedächtnis  zu  haben. 
Merkwürdigerweise  hat  jener  Einzahler  seinen  Anspruch  bisher  nicht 
geltend  gemacht,  so  daß  nunmehr  das  Konto  ,, Namenlos"  zugunsten 
der  Erfolgs-Rechnung  beglichen  worden  ist. 

Kontenmäßige  Scheidung  von  IJberschüssen  und  Mankos.  Will  man 
Vortrags-Buchungen  für  Ka.sse-Mankos  von  solchen  für  Kasse-Über- 
schüsse scharf  sclieiden,  so  ist  empfehlenswert,  das  Differenz-Konto 
für  jene  Kasse-Mankokonto,  dasjenige  für  diese  Kasse-Über- 
schußkonto zu  nennen.  Wenn  in  den  vorstehendeji  Mitteilungen  die 
Verbuchung  der  Kasse-Mankos  immer  mit  Bezug  auf  Einzelfälle  dar- 
gestellt ist,  80  muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  diese  Darstellungs- 
art gewählt  wurde,  um  das  Verständnis  nicht  zu  erschweren.    In  der 
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Praxis  großer  Unternehmungen,  besonders  der  Bankbetriebe,  wo  Kasse- 
Mankos  im  Lauf  eines  Jahrs  öfter  vorkommen,  werden  sie  natürhch 
auf  einem  Kassedifferenz-  oder  ähnlich  heißenden  Konto  gesammelt, 
und  am  Jahresschluß  wird  über  die  materielle  und  buchmäßige  Behand- 
lung des  Saldos  dieses  Kontos  von  der  Direktion  oder  dem  Buchhalterei- 
Vorsteher  entschieden.  Nicht  selten  werden  auch  Kasse-Mankos 
zusammen  mit  Kasse-Überschüssen  auf  einem  Kasse- 
Differenzkonto  verbucht.  Daß  dies  in  nur  sehr  bedingtem 
Umfang  ratsam  ist,  bedarf  nach  allem  bisher  darüber  Gesagten 
keiner  Begründung.  Unbemerkt  mag  nicht  bleiben,  daß  die  Kasse- 
Differenz-  oder  ihnen  verwandte  Konten  sowohl  als  Sachkonten,  wie 
auch  als  Personen-Konten  behandelt  und  in  den  Bilanzen  —  besonders 
der  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Unternehmungen 
—  je  nach  der  Sachlage  unter  den  Debitoren  oder  unter  den  Kreditoren 
verrechnet  werden. 

Kasse-Mankoreservekonto.  Schließlich  bedarf  der  Erwähnung  die 
in  großen  Betrieben  nicht  selten  anzutreffende  Übung,  für  Kasse- 
Mankos  von  vornherein  einen  der  Erfahrung  entsprechenden  Betrag 
in  Form  einer  Kasse -Mankoreserve  zur  Verfügung  zu  stellen,  aus 
der  die  periodische  Deckung  unaufgeklärt  gebliebener  Mankos  bewirkt 
wird,  und  der  zur  Auffüllung  von  Jahr  zu  Jahr  neue  Beträge  zugeführt 
werden.  Buchung  bei  der  Bildung  der  Reserve:  Gewinn-  und 
Verlust-Konto  oder  dessen  Hilfskonto  an  Kasse-Mankoreserve- 
konto. Buchung  bei  der  Verwendung  der  Reserve:  Kasse-Manko- 
reservekonto   an    Kasse-Konto. 

Differenzen  auf  anderen  Nennwert-Kontrollkonten.  Mutatis  mu- 
tandis  sind  die  über  Kasse-Differenzen  gemachten  Darlegungen  auch 
auf  andere  Nennwert-Kontrollkonten  angehende  Diffe- 
renzen zu  beziehen.  Praktische  Bedeutung  werden  Differenz- 
Buchungen  avif  Nennwert-Kontrollkonten  mit  Skontro-Kontrolle,  wozu 
z.  B.  Wechsel-,  Effekten-  und  Coupons-Konten  gehören  können,  bei 
ordnungsmäßiger  Buchführung  kaum  bekommen,  weil  in  diesen  Konten 
steckende  Differenzen  an  der  Hand  der  Skontri  aufzuklären  sind.  Um 
Differenzen  auf  diesen  Konten  vorzubeugen,  ist  eine,  je  nach  dem  Um- 
fang des  Betriebs  oder  der  Zahl  der  Buchungs-Posten  mehr  oder  minder 
häufige  Abstimmung  der  Effektivbestände  mit  dem  buchmäßigen  Soll 
dringend  zu  empfehlen. 

Kontokorrent-Differenzen. 

In  bezug  auf  die  S.  29  besprochenen  Buchwert-Nachweiskonten 
gewinnen  Abschluß -Differenzen  regelmäßig  Bedeutung  nur  für  For- 
derungen und  Schulden  der  Unternehmung.  Denn  sowohl  auf  den 
Konten  der  Betriebs-Gegenstände,  wie  auch  auf  denjenigen  der  Im- 
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materialg^ter  sind  etwa  festgestellte  Abschluß-Differenzen  in  Anbe- 
tracht der  meist  nur  selir  geringen  Umsätze  auf  diesen  Konten  leicht 
aufklärbar. 

Kontrollfiinktion  des  Kontokorrent-Kontos.  Voraussetzung  dafür, 
daß  in  den  Debitoren  oder  Kreditoren  steckende  Abschluß-Differenzen 
bemerkt  werden,  ist  die  Möglichkeit  der  Kontrolle  in  dieser  Richtung. 
Diese  Möglichkeit  ist  gegeben  in  der  Führung  eines  Kontos,  auf  dem 
sämtliche,  über  die  Debitoren-  und  Kreditoren-Einzelkonten  gebuchten 
Vorträge  und  Umsatz-Posten  gesammelt  werden.  Solches  Konto  heißt 
Kontokorrent-Konto. 

Das  Kontokorrent-Konto  ist  als  Hauptbuch-Konto  —  im  Gegen- 
satz zu  den  Debitoren-  und  Kreditoren-Einzelkonten,  die  ,, lebende" 
oder  Personen-Konten  sind  —  Sachkonto  oder  ,, totes"  Konto.  Es  ist 
ein  Summen-  oder  Sammelkonto  iind  deshalb  ohne  Text,  rein  zahlen- 
mäßig führbar;  es  ist  also  Gegenstand  ausschließlich  unpersönlicher 
Verrechnung  zu  dem  Zweck,  eine  rechnerische  Kontrolle  daliin  zu  ge- 
währen, ob  der  Gesamtbetrag  der  nach  den  Personenkonten  jeweilig 
festzustellenden  Schuldner-  und  Gläubiger-Salden  richtig  ist.  Dieser 
Umstand  charakterisiert  das  Kontokorrent-Konto  als  hervor- 
ragendes   Kontrollmittel   für   den   Bücherabschluß. 

Fehlerquellen.  Zeigt  sich  nun  bei  der  Abstimmung  des  Konto- 
korrentkonto-Saldos mit  dem  sich  zwischen  der  Gesamtsumme  aller 
Debitoren-  und  der  aller  Kreditoren-Salden  ergebenden  Unterschied 
(Kontokorrentprobe)  keine  Übereinstimmung  jenes  Saldos  mit  diesem 
Unterschied,  so  können  die  Ursachen  hierfür  sehr  verschiedener  Art 
sein.  Ist  die  Differenz  durch  nur  einen  Fehler  verursacht,  so  kann  er 
entweder  im  Hauptbuch-Kontokorrentkonto,  oder  in  einem  der  Per- 
sonen-Konten, oder  im  Debitoren-  oder  im  Kreditoren- Auszug,  oder 
schließlich  in  einem  der  Grundbücher  liegen.  Bei  mehreren  Fehlern 
können  mehr  oder  weniger  alle  vier  Quellen  in  Betracht  kommen. 

Kontokorrent-Differenzen    können   herbeigeführt   sein: 

A.  Auf   den    Personen-Konten: 

1.  durch  Posten- Verbuchung  auf  der  So  11 -Seite  anstatt  auf 
der  Haben -Seite  oder  umgekehrt; 

2.  durch  Unterlassung  von  Buchungen,  sofern  nicht  zufällig 
die  im  Soll  fehlenden  Buchungen  den  im  Haben  fehlenden 
zahlenmäßig  gleichen; 

3.  durch  Luftbuchungen;  das  sind  solche  Buchungen,  die  nicht 
in  den  Grundbüchern  stehen  und  infolgedessen  auch  nicht  auf 
das  Kontokorrent-Konto  im  Haupt))uch  gelangt  sind,  die 
übrigens,  soweit  es  sich  nicht  um  harmlose  Storno-Buchungen 
ohne  Grundbuchung  handelt,  nicht  selten   do losen  Charakter 
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haben  (hieraus  folgt  übrigens  auch  die  Notwendigkeit,  Storno - 
Buchungen  unbedingt  immer  erst  in  den  Grundbüchern 
zu  bilden  und  sie  von  dort  aus  ordnungsmäßig  zu  übertragen); 

4.  durch  unrichtige  Übertragung  der  Zahlen  aus  den 
Grinidbüchern ; 

5.  durch  Transportfehler,  Additionsfehler  oder  falsche 
Saldierung. 

B.  Auf  dem  Kontokorrent-Konto  im  Hauptbuch: 
Hierfür  gelten  die  vorstehend  angeführten  Möglich- 
keiten; jedoch  überwiegend  wohl  mit  Ausnahme  von  Nr.  3,  weil  das 
Hauptbuch-Kontokorrentkonto  als  Sachkonto  im  Gegensatz  zu  den 
Personen-Konten  ohne  weiteres  zu  dolosen  Buchungen  nicht  reizt. 
Berührt  wird  das  Hauptbuch-Kontokorrentkonto  im  gedachten  Fall, 
wenn  bei  umsichtiger  Konto-Fälschung  sein  Saldo  durch  weitere  Luft- 
buchungen mit  dem  Debitoren-  tmd  Kreditoren-Gesamtsaldo  in  Ein- 
klang gebracht  wird. 

Das  Kontokorrent-Konto  im  Hauptbuch  kann  trotz  doloser  Luft- 
buchungen auf  Personen-Konten  von  solchen  Buchungen  unberührt 
bleiben,  und  dennoch  kann  eine  stimmende  Kontokorrentprobe  erzielt 
werden,  wenn  nämlich  die  dolosen  Biichungen  auf  Personen-Konten 
als  Posten  und  Gegenposten  vorkommen,  sich  demnach  also  in  ihrer 
Wirkung  auf  die  Kontokorrentprobe  ausgleichen.  Diesem  Fall  bin  ich 
in  einem  Bankgeschäft  begegnet,  wo  zwei  über  ihre  Kräfte  spekulativ 
engagierte  Prokuristen  ihre  Konten-Salden  um  sehr  bedeutende  Beträge 
dadurch  kleiner  erscheinen  ließen,  daß  sie  zu  Lasten  zweier  Großbanken, 
auf  deren  Konten  die  geschobenen  Beträge  trotz  ihrer  Erheblichkeit 
nicht  auffallenden  Einfluß  üben  konnten,  Überträge  vorgenommen 
hatten.  Diese  Überträge  waren  Luftbuchungen  und  bewiesen  somit 
eine  schwerwiegende  Lücke  in  der  Organisation  der  Buchhaltung. 

C.  Im   Debitoren-   oder   im   Kreditoren-Auszug: 

1.  durch  Einstellen  von  Kreditsalden  unter  den  Debitoren 
oder  umgekehrt; 

2.  durch  unterbliebenes  Einstellen  von  Debet-  oder  Kredit- 
Salden,  falls  nicht  zufällig  die  Auslassungen  in  beiden  Auszügen 
einander  ai;sgleichen ; 

3.  durch  unrichtige  Salden- Übernahme  aus  den  Personen- 
Konten  ; 

4.  durch  Transportfehler  oder  falsche  Addition  der  Aus- 
züge. 

D.  In  den  Grundbüchern: 

durch  Additions-  oder  Transport  fehler  oder  durch  Irr- 
tümer beim  Abschreiben  von  Zahlen  aus  den  Belegen, 
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falls  nach  diesen  auch  auf  die  Personen-Konten  direkt  über- 
tragen lind  der  Fehler  hvhn  nachträglichen  Vergleichen  der 
Konten-  mit  den  Grundbücher-Zahlen  übersehen  wird. 

Pflicht  zur  Fehler- Aulklänmg.  Ist  nun  bei  der  Kontokorrentprobe 
eine  Differenz  festgestellt  worden,  wird  sie  vom  Standpiinkt  ordnungs- 
mäßiger Buchführung  gesucht  werden  müssen.  Ist  die  Differenz  nur 
klein,  beispielsweise  unter  zwanzig  Mark,  bei  größeren  Unternehmungen 
auch  wohl  bis  zu  hundert  Mark,  ist  außerdem  auf  Grund  der  gesamten 
Organisation  und  der  Zuverlässigkeit  des  Personals  von  der  Ge- 
schäftsleitung mit  gutem  Recht  zu  vermuten,  daß  die  Differenz  un- 
gleich wahrscheinlicher  auf  entschuldbare  Buchungsfehler,  als  auf 
ungesetzliche  Handlungen  zurückzuführen  ist,  hat  schließlich  längeres 
Kollationieren  noch  nicht  zur  Aufklärung  geführt,  so  wird  —  ohne  die 
Ordiumgsmäßigkeit  der  Buchführung  zu  zerstören  —  die  Kontokorrent- 
Differenz  abgebucht  oder  in  Reserve  gestellt  werden  dürfen.  Unbe- 
denklich kann  dies  bei  Einzelunternehmungen  und  Personal-Gesell- 
schaften geschehen.  Prinzipiell  vermieden  werden  sollte  es  jedoch  bei. 
Kapital-Gesellschaften,  vor  allem  bei  Aktien-Gesellschaften,  weil  im 
Wesen  jener  Gesellschaftsformen  liegt,  daß  die  mit  Kapital  Beteiligten 
regelmäßig  keinen  kontrollierenden  Einfluß  auf  die  Geschäftsführung 
haben  und  deshalb  den  zu  veröffentlichenden  Bilanzen  vertrauen 
müssen.  Ganz  besonders  Banken  luid  Bankiers  haben  auf  lückenlose 
Klärung  von  Kontokorrent-Differenzen  zu  halten. 

Selbst  kleine  Differenzen  aufzuklären,  ist  unbedingt 
empfehlenswert,  weil  nicht  selten  hinter  dem  kleinen  Betrag  weit 
größere  Fehler  oder  dolose  Buchungen  stecken,  die  durch  andere  Fehl- 
buchungen wieder  kompensiert  sind.  Ist  mir  doch  vor  einiger  Zeit 
passiert,  daß  eine  Kontokorrent-Differenz  von  186,90  M  auf  nicht 
weniger  als  27  Fehlern  beruhte,  und  daß  sich  bei  der  Aufklärung  Span- 
nungen bis  zu  5700  M  ergaben. 

Zahlenmäßige  Angaben  dafür,  wann  die  Ordnungsmäßigkeit  der 
Buchführung  durch  unaufgeklärte  Kontokorrent -Differenzen  gestört 
wird,  lassen  sich  nicht  machen;  vielmehr  ist  von  Fall  zu  Fall  unter 
Würdigung  der  gesamten  Sachlage  zn  entscheiden. 

Fehler-YorbeuguDgsmittel.  Besonders  die  Buchführung  der  Ka- 
pital-Gesellschaften ist  deshalb  so  zu  organisieren,  daß  Kontokorrent- 
Differenzen  zur  Abschlußzeit  verhütet  werden  können,  weil  Vorbeugen 
zweckmäßiger  als  zeitlich  im  voraus  oft  nicht  zu  bemessendes  Suchen 
ist.  Die  Technik  der  den  Kontokorrent -Differenzen  vorbeugenden 
Mittel  zu  beschreiben,  gehört  nicht  zum  Thema  dieses  Buchs.  Ich 
möchte  jedoch  nicht  unterlassen,  den  Leser  darauf  hinzuweisen,  daß 
in  der  Z.  f.  hw.  F.  wiederholt  bezügliche  Einrichtungen  beschrieben 
worden  sind. 
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Orientierend  will  icli  kurz  nur  erwähnen,  daß  in  erster  Linie  ge- 
wissenluif t es   Kollationieren  als  Vorbeugunffsmittel  zu  nennen  ist. 

Querzahleu  als  Additions-Kontrolhnittel.  Um  Addit ionsfeliler 
(besonders  in  den  Grundbüchern)  zu  vermeiden,  empfiehlt  sich  die  An- 
wendung von  Probezahlen.  Als  solche  genügen  nach  meinen  zahl- 
reichen praktischen  Versuchen  auch  schon  die  Quer  zahlen,  wobei  die 
Querzahl  ,,neun"  oder  deren  Vielfaches  immer  fortgelassen 
werden  kann.^)  (Das  unten  gegebene  Beispiel  soll  nur  das  praktische 
Verständnis  vermitteln;  auf  die  mathematische  Begründung  muß  in 
diesem  Zusammenhang  verzfchtet  werden.) 


1)  Beispiel: 

zu  addferen  sind: 


4  125,90  M 

316,80  „ 

27,30  „ 

1218,00  „ 


Querzahlen    dazu    mit  Außeracht- 
lassung der  „neun"  und  deren  Viel- 
fachen : 
21 


12 


Summe  der 

Quer  zahlen:    33 


zusammen:   5  688,60    M 
Querzahl  der 

Summe:        33 

Hätte  man  die  in  diesem  Beispiel  sich  zweimal  mit  ,, achtzehn"  ergebenden 
Vielfachen  von  ,,neun"  als  Querzahlen  mit  aufgeführt,  so  hättet  die  Summe  der 
Querzahlen  sich  von  33  auf  33 -[-18-1-18  =  69  gesteigert.  Dann  hätte  die  Summe 
der  Querzahlen  sich  mit  der  auf  33  lautenden  Querzahl  der  Summe  der  addierten 
Posten  nicht  gedeckt.  Dieser  Fall  kann  auch  sonst  vorkommen;  er  ist  aber  kein 
Beweis  gegen  die  Regel,  weil  in  solchen  Fällen  die  Querzahlen  der  Querzahlen  zu 
nehmen  sind.  Diese  ergeben  im  vorliegenden  Fall  für  69=  15  und  für  33^  6. 
Die  Querzahl  von  15  ist  ebenfalls  ^  6.    Also  stimmt  das  Resultat  auch  hiernach. 

Würden  zufällig  einmal  sämtliche  Querzahlen  der  zu  addierenden  Beträge 
auf  ,,neun"  oder  deren  Vielfaches  lauten,  würden  also  sämtliche  Querzahlen  un- 
geschrieben bleiben,  so  läge  der  Beweis  für  die  Richtigkeit  der  Reclmung  darin, 
daß  die  Querzahl  der  Summe  der  addierten  Beträge  auf  ,,neun"  oder  deren  Viel- 
faches hinauskommen  müßte. 

Man  kann  die  Querzahl-Methode  auch  anwenden,  ohne  die 
Querzahlen  selbst  hinzuschreiben.  Man  addiert  dann  einfach  die  ein- 
zelnen Ziffern  der  zu  addierenden  Zahlen  in  der  Reihenfolge  von  links  nach  rechts 
fortlaufend  durch.  Dabei  läßt  man  das  Resultat  sofort  fallen  und  rechnet  von 
neuem  weiter,  sobald  die  Zahl  neun  oder  deren  Vielfaches  herauskommt.  Sehen 
wir  uns  daraufhin  unsere  vorstehend  addierten  Zahlen  an.  Bei  deren  Durchaddieren 
würde  die  Ziffernfolge  sein:  4-|-l-|-2-|-5-(-9-|-0-]-3-f-l-f6  +  8-hO-f2 
+  7  +  3-f-04-l-|-2-f-l-}-8.  Bis  hierher  würde  sich  die  Zahl  63  als  Quer- 
summe ergeben.  Da  63  ein  Vielfaches  von  9  ist,  würde  dieses  Resultat  fallen 
gelassen  und  von  neuem  weiter  addiert  werden.  Zufällig  kommen  bei  dem  vor- 
stehenden kleinen  Additions-Beispiel  nur  noch  die  beiden  Ziffern  6  und  0  in  Frage. 
Deren  Quersumme  ist  6.  Dieses  Resultat  deckt  sich  mit  der  durch  reguläre  Addition 
oben  von  mir  ermittelten  Querzahl  33.  Dennderen  Querzahl  ist  ebenfalls  (3-f3  =)6. 

Hiermit  glaube  ich  die  Bequemlichkeit  und  Sicherheit  der  Querzahl-Methode 
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Diese  Querzahl-Methode  hat  im  Vergleich  zu  anderen  Probezahlen- 
Berechmingen  den  Vorz\ig  größter  Einfachheit. 

Koutokorrent-Kontrollbüeher.  Will  man  das  Kollationieren  sparen, 
oder  doch  im  Bedarfsfall  wesentlich  abgrenzen  oder  einschränken, 
kann  man  sämtliche  Personen-Konten  rein  zahlenmäßig, 
also  ohne  Text,  in  Kontrollbüchern  führen.  Man  ist  dann  in 
der  Lage,  Saldo  für  Saldo  mit  dem  Kontrollbuch  abziistimmen,  be- 
schränkt das  Kollationieren  mithin  auf  die  meist  nur  seltenen  Fälle 
der  Nichtübereinstimmung  der  Salden  imd  kann  außerdem  auf  das 
Kontokorrent-Konto  im  Hauptbuch,  dessen  Kontrollfunktion  das 
Konti'ollbueh  übernimmt,  verzichten. 

Kontokorreutkonto- Zerlegung.  Zu  dem  Zweck,  den  Differenz- 
Bezirk  im  Interesse  der  schnellern  und  leichtern  Auffindung  des  Fehlers 
nach  Möglichkeit  zu  begrenzen,  gehen  große  Unternehmungen  oft  dazu 
über,  das  Hauptbuch-Kontokorrentkonto  in  verschiedene  Abteilungen 
zu  zerlegen  und  getrennte  Kontokorrentbticher  oder  Büchergruppen 
nach  diesen  zu  führen.  Besonders  ausgebildet  ist  dieses  Ver- 
fahren im  Bankbetrieb,  w^o  das  Kontokorrent-Konto  beispiels- 
halber an  Abteilungen  aufweist :  Kontokorrent-Konten  als  provisions- 
pf  lichtige  Konten  im  Gegensatz  zu  pro visions freien  Scheck-  und 
Depositen-Konten;  ferner  Nostro-  inid  Ausland-Bankkonten,  Konten 
für  Deutsche  Loro-Banken  und  Bankiers.  Im  Warengeschäft  gliedert 
man  die  Konten  oft  in  solche  für  Stadt-  und  auswärtige  Kundschaft; 
ferner  für  Lieferanten.  Oder  man  trennt  nach  Anfangsbuch- 
staben  der   Namen:  A — E,  F — N,  0 — R,  S — Z  oder  ähnlich. 

Was  ist  nun  über  die  Wirkung  der  Kontokorrent- 
Differenzen   auf   den   Reinerfolg   zu    sagen?^) 

Diese  Frage  muß  verschieden  beantwortet  werden  danach,  ob  der 
Debitoren-  und  Kreditoren- Auszug  richtig  ist,  die  Differenz  also  im 
Hauptbuch-Kontokorrentkonto  liegt,  oder  ob  der  umgekehrte  Fall  vor- 
liegt, oder  ob  endlich  die  Differenz  auf  beide  Quellen  zurückzuführen  ist. 


hinreichend  erwiesen  zu  haben.  Der  Leser  wird  sich  ihrer  ohne  besondere  Vor- 
übung bedienen  können. 

Nur  darauf  sei  ausdrücklich  noch  hingewiesen,  daß  Probezahl -Methoden 
mit  unbedingter  Sicherheit  nur  angewendet  werden  dürfen  unter  der  Bedingung, 
daß  die  voraddierten  Summen  richtig  hingeschrieben  sind,  daß  also 
nicht  etwa  an  Stelle  des  mit  Bleistift  zunächst  hingeschriebenen  Resultats  von 
beispielsweise  3819,15  M  mit  Tinte  3189,1.5  M  ausgefüllt  werden.  Dieser  Irrtum 
wäre  durch  die  Probezahl-,  also  auch  durch  die  Querzahl-Methode  nicht  fest- 
stellbar, weil  die  Querzahl  des  Additions-Resultats  durch  das  irrtümliche  Um- 
kehren der  Ziffern  8  und  1  nicht  beeinflußt  werden  würde. 

^)  Vgl.  zu  diesem  Thema  auch  die  Artikel  über  ,, Bilanzdifferenz-Konto"  in 
der  Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  I.  S.  118ff.,  II.  S.  43ff.;  ferner  in  der  Z.  f.  B.  08  S.  222,  246, 
279ff.,    09  S.  17,  22ff.    (..Buchrevisor")  150,  203,  212ff. 
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Selbstverständlich  wird  man  oliiie  weiteres  nicht  wissen,  M'o  die 
Differenz  steckt. 

Wird  diese  vor  dem  BücherabschluJj  nicht  mehr  aufgeklärt,  so 
wird  man  i'egelmäßig  die  Debitoren-  und  Kreditoren-Salden  in  den 
Auszügen  aus  den  Kontokorrentbüchern  als  richtig  ansehen  und  mit 
deren  Gesamtsaldo  den  damit  nicht  übereinstimmenden  Saldo  des 
Kontokorrent-Kontos  im  Hauptbuch  in  Einklang  bringen. 

Um  unsere  Frage  zu  beantworten,  müssen  wir  von  gewissen  An- 
nahmen ausgehen. 

Difforeuz-Möglichkelten. 

I.   Angenommen,  die  Debitoren-  und  Kreditoren- Auszüge  seien 
richtig,  die  Differenz   stecke  also  im  Hauj)tl)uch -Konto 
korrentkonto. 

Fall  a:  der  Kontokorrent-Saldo  im  Hauptbuch  ist  zu 
Unrecht  höher  als  der  Unterschied  aller  Debitoren-  und  Kre- 
ditoren-Salden. 

Fall  b:  der  Kontokorrent-Saldo  im  Hauptbuch  ist  zu 

Unrecht  niedriger  als  der  Unterschied  aller  Debitoren-  und 

Kreditoren-Salden. 

II.  Angenommen,  der  Kontokorrent-Saldo  im  Hauptbuch  wäre 

richtig,  die  Differenz  stecke  also  im  Debitoren-   oder   im 

Kreditoren- Auszug. 

Fall  a:  der  Unterschied  aller  Debitoren-  und  Kreditoren- 
Salden  ist  zu  Unrecht  höher  als  der  Kontokorrent-Saldo  im 
Hauptbuch. 

Fall  b:  der  Unterschied  aller  Debitoren-  und  Kreditoren- 
Salden  ist  zu  Unrecht  niedriger  als  der  Kontokorrent-Saldo 
im  Hauptbuch. 
Differenz-Buchungen.       Möglichkeiten      des      buchmäßigen 
Fortschaffens   der   im   Entstehungsjahr   nicht   aufgeklärten 
Kontokorrent-Differenz: 

A.  Durch  unmittelbares  vollständiges  Fortbuchen  im 
Entstehungsjahr  {Buchungssatz:  Kontokorrent-Konto  an 
Unkosten-Konto  oder  umgekehrt.  Statt  des  Unkosten- 
Kontos  etwa  Provisions-Konto  oder  direkt  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto). 

B.  Durch  Vortrag  auf  einem  Kontokorrent-Differenz- 
konto (Buchungssatz:  Kontokorrent-Konto  an  Konto- 
korrent-Differenzkonto oder  umgekehrt). 

C.  Durch  den  unter  B  genannten  Vortrag  bei  gleichzeitiger 
Zurückstellung  auf  einem  Kontokorrentdifferenz- 
Reservekonto. 
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Deren   Wirkungen   auf  den   Reinerfolg.    Wirkungen    auf    den 
Reinerfolg: 

In   den   Fallen   der   Annahmen   la   und    Ib: 

1.  bei  Buchungsniethode  A:  zeigt  das  Hauptbuch-Konto- 
korrentkonto einen  zu  Unrecht  zii  hohen  oder  zu  niedrigen 
Debetsaldo  oder  Kreditsaldo,  so  wird  mit  dem  endgültigen  und 
vollständigen  Fortbuchen  in  jedem  Fall  das  Richtige  ge- 
troffen, weil  ja  das  Kontokorrent-Konto  im  Hauptbuch  nach 
der  hier  zugi'unde  liegenden  Annahme  falsch,  mithin  mit  Recht 
zu  Lasten  oder  zugunsten  der  Erfolgs-Rechnung  des  Jahrs  der 
Entstehung  der  Differenz  richtigzustellen  ist; 

2.  bei  Buchungsmethode  B:  der  Vortrag  der  Differenz  wäre 
im  vorliegenden  Fall  verfehlt,  weil  er  den  Forderungs-  oder 
den  Schuld-Überschuß  zu  Unrecht  ins  folgende  Jahr  schleppen 
würde.  Denn  das  Kontokorrent-Konto  im  Hauptbuch  ist  im 
Jahr  der  Entstehung  der  Differenz  richtig  zu  stellen; 

3.  bei  Buchungsmethode  C:  hierzu  gilt  das  unter  Nr.  2 
Gesagte. 

In   den   Fällen   der   Annahmen    IIa    und    IIb: 

1.  bei  Buchungsmethode  A:  hierbei  würde  die  Erfolgs- 
Rechnung  des  Entstehungsjahrs  im  Fall  des  ungerecht- 
fertigten Debitoren-Überschusses  oder  dos  Kreditoren- 
Mankos  zu  Unrecht  erkannt,  im  Fall  des  ungerechtfertigten 
Kreditoren-Überschusses  oder  des  Debitoren-Mankos  zu  Unrecht 
belastet  w^orden  sein; 

2.  bei  Buchungsmethode  B:  der  Vortrag  der  Differenz 
ist  in  diesen  Fällen  am  Platze,  weil  dadurch  der  Reinerfolg 
des  Entstehungsjahrs  unbeeinflußt  bleibt  und  im  Nachjahr  das 
Kontokorrent -Differenzkonto  zugunsten  oder  zu  Lasten  des  auf 
den  Debitoren-  oder  Kreditoren-Konten  inzwischen  aufgeklärten 
Differenz-Betrags  ausgeglichen  wird,  ohne  den  Reinerfolg  des 
Nachjahrs  zu  berühren.  Soweit  jedoch  die  Aufklärung 
der  Differenz  auch  im  Laufe  des  Nachjahrs  nicht  gelingt, 
würde  sie  über  ein  Erfolgs-Konto  abzubuchen  sein.  Für  den 
Fall  eines  ungerechtfertigten  Debitoren-Über- 
schusses oder  eines  Kreditoren-Mankos  in  den  Konto-Korrent- 
Auszügen  w^ürde  dann  eine  Erhöhung  des  Reinerfolgs 
zugunsten  des  Nachjahrs  eintreten;  für  den  Fall  eines 
ungerechtfertigten  Kreditoren-Überschusses  oder  eines  Debi- 
toren-Mankos jedoch  eine  Minderung  des  Reinerfolgs.  Um  der 
letztgenannten  Möglichkeit  vorzubeugen,  empfiehlt  sich  die 
Anwendung  des  Kontokorrent-Difforenzreserve-Kontos. 
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3.  bei    Biichungsmethode    C:   mit  dieser  Methode  würde   — 
wie  schon  angedeutet  wurde  —  im  Fall  der  vorliegenden  An- 
nahme das  Richtige  getroffen,  wenn  im  Vergleich  zum  richtigen 
Kontokorrentkonto-Saldo  der  Überschuß  der  Kreditoren-  über  die 
Debitoren-Salden  zu  unrecht  zu  groß  oder  derjenige  der  Debi- 
toren- über  die  Kreditoren-Salden  zu  Unrecht  zu  klein  ist.   Dann 
würde  im  Entstehungsjahr  der  Differenz  zweckmäßig  gebucht 
werden:  Kontokorrent-  Differenzkonto  an  Kontokorrent-Konto 
und:  (irgend  ein  geeignetes)  Erfolgs-Konto  anKontokoiTcntdiffe- 
renz-Reservekonto.  Im  Xachjahr  lauten  die  Buchungen  dann  für 
den    Fall,    daß  die   Differenz  nicht  aufgeklärt    wird: 
Kontokorrentdifferenz-Reservekonto  an  Kontokorrent -Differenz- 
konto.    Die  Erfolgs-Rechnung   des  Nachjahrs  bleibt  so- 
mit unbeeinflußt.    Soweit  die  Differenz  im  Xachjahr  aufge- 
klärt wird,  lauten  die  Buchungen :  von  der  Aufklärung  betroffene 
Personen-Konten  (entweder  zu  hohe  Kreditoren- oder  zu  niedrige 
Debitoren-Konten)  an  Kontokorrent-Differenzkonto  und :  Konto- 
korrentdifferenz-Reservekonto an  Erfolgs-Konto.   Im  Fall  der 
Differenz-Aufklärung    im   Xachjahr    wandelt    im  vor- 
liegenden Fall  die  vorsichtshalber  zu  Lasten  des  Entstehungs- 
jahrs  gebildete    Verlust-Reserve    zugunsten    des   Xach- 
jahrs  sich  also    in  einen  Gewann. 
Hiermit  sind  die  Möglichkeiten  der  buchmäßigen  Verrechninig  von 
Kontokorrent-Differenzen  und  ihre  Wirkungen  auf  den  geschäftlichen 
Reinerfolg  besprochen,  soweit  jene  Differenzen  entweder  nur  im  Konto- 
korrent-Konto des  Hauptbuchs  oder  nur  auf  den  Personen-Konten  zu 
suchen  sind.    Xicht   selten  werden  Kontokorrent-Differenzen 
aber  auf  beide   Quellen  zurückzuführen  sein.    Die  von  Fall  zu 
Fall  sehr  verschiedenen  Wirkungen  derartig  zusammengesetzter  Diffe- 
renzen auf  den  bilanziellen  Erfolg  der  Unternehmung  wird  der  Leser 
auf  Grund  der  vorstehenden  Ausführungen  leicht  selbst  ermessen  können. 
Xachdem  nunmehr  die  auf  den  Xennwert-Kontrollkonten  und  auf 
den    Buchwert -Xachweiskonten    vorkommenden   Abschluß-Differenzen 
besprochen  sind,  wäre  noch  derjenigen  auf  den  Inventur-Erfolgskonten 
zu  gedenken.     (Vgl.   über  das  Wesen  dieser  Konten  meine  Aus- 
führungen   auf  S.  27  und  28.) 

Abschluß-Differenzen  auf  Inventur-Erfolgskonten. 

Skontri  als  Kontrollmittel.  Im  Wesen  der  Inventur-Erfolgskonten 
liegt,  daß  der  auf  sie  bezügliche,  durch  die  Inventuraufnahme  fest- 
zustellende Bestand  buchmäßig  nur  kontrolliert  werden  kann, 
wenn  neben  der  Kontierung  eine  Skontrierung  nach  Mengen 
oder  Werten  oder  nach  beiden  Gesichtspunkten  einherläuft. 


9(5  Erfolgs-Kontierung. 

Dies  ist  beispielsweise  bei  Wechseln  der  Fall,  wenn  das  Wechsel- 
Konto  nicht  als  Xennwcrt-Kontrollkonto,  sondern  als  Inventur-Erfolgs- 
konto gefülirt  wird.  Dann  ist  bei  ordnungsmäßiger  Buchhaltung  im 
Interesse  der  Bestand-Kontrolle  die  Fülirung  eines  Wechsel-Skontros 
erforderlich,  weim  man  nicht  die  tabellarische  Anordninig  des  Wechsel- 
Memorials  zur  Anwendung  bringt,  woraus  Bestand-  und  Erfolgszahlen 
getrennt  entnommen  werden  können. 

Fiü"  den  Waren  -  Bestand  ist  die  Bestand-Kontrolle  durch  Skontric- 
rung  in  nur  relativ  wenigen  Fällen  möglich.  Dann  nämlich,  wenn  ein- 
fache Verhältnisse  die  Kontrolle  erleichtern.  Insbesondere,  wenn  nur 
wenige  Artikel  geführt  und  diese  nur  in  Original-Packungen  weiter 
veräußert  werden.  Allerdings  ist  in  manchen  Handelszweigen  (bei- 
spielshalber im  Verlagsbuchhandel)  die  Skontrierung  für  einen 
ordnungsmäßigen  Betrieb  unentbehrlich. 

Bei  den  meisten  Inventur-Erfolgskonten,  z.  B.  bei  Wechsel-, 
Effekten-,  Sorten-  und  Kupons-Konten  wird  man  den  Effektivbestand 
mit  dem  aus  dem  Skontro  resultierenden  Sollbestand  genau  abstimmen, 
etwa  vorhandene  Differenzen  also  nach  dem  Skontro,  dem  Konto- 
Korrent  und  sonstigen  Quellen  aufklären.  Das  ist  vom  Standpunkt 
ordnungsmäßiger  Buchführung  unerläßlich. 

Falsche  Waren-Bestandwerte  (seien  diese  in  unrichtigen  Quantitäten, 
in  unzutreffender  Bewertung  oder  in  falscher  Ausrechnung  begründet) 
sind  in  der  Bilanzpraxis  nicht  eben  selten ;  sie  drücken  den  Reinerfolg  der 
Periode  ihrer  Entstehung  zugunsten  des  Nachjahr-Ergebnisses  oder  um- 
gekehrt ;  sie  werden  mithin  nacli  Maßgabe  der  spätem  Realisierung  zwar 
immer  korrigiert,  haben  aber  regelmäßig  einen  zeitlich  verschiebenden 
Einfluß  auf  die  Ergebnisse  der  daran  beteiligten  Geschäfts-Perioden. 


8.  Abschnitt. 

Traiisitorische  und  Aiitizii)atioiis-Posteii. 

Wesen  dieser  Posten.  Transitorische  oder  Antizipations-Posten 
entstehen  dadurch,  daß  Beträge  der  Erfolgs-Rechnung  (und  zwar  regel- 
mäßig mittelst  Vortrags  über  Bilanz-Konto)  in  Vermögensteile  ver- 
wandelt werden,  um  im  Nachjahr  ganz  oder  teilweise  wieder  in  die 
Erfolgs-R^chnung  zurückzukehren. 

Sowohl  in  der  bilanzrechtlichen,  wie  auch  in  der  steuerrechtlichen 
und  buchführungstechnischen  Literatur  ist  die  Bilanzierung  der  tran- 
sitorischen   und    Antizipations-Posten    vielfach    besprochen    worden.^) 


^)  Aus    der   Literatur  über  transitorische  Posten  nenne  ich  nur:    Kitt: 
Vher  transitorische  Vcrbuchungen  (vgl.  11.  Jahresbericht  des  Vereins  der  Wiener 
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Oft  handelt  es  sich  dabei  nur  um  die  buchhalterische  Behandlung  be- 
stimmter Vorgänge  dieser  Art.  Soweit  Bearbeitungen  des  ganzen  Ge- 
biets vorliegen,  zeigen  sich  mehrfach  auseinandergehende  Auffassungen. 
Gruppierung  der  Hauptfällc.  Die  hauptsächlich  vorkommen- 
den  Fälle  rubriziere  ich  nach  folgenden  Gesichtspunkten:^) 

Transitorische  Aktiva  =  im  Bilanzjahr  bezahlte  oder  dem 
Gläubiger  gutgeschriebene  Verbindlichkeiten,  deren  Regulie- 
nuig  dem  folgenden  Jahr  (Nachjahr)  oder  mehreren  Nach- 
jahren obgelegen  hätte  oder  obliegt,  weshalb  sie  zu  Lasten  des 
Nachjahrs  vorgetragen  werden  müssen  (z.  B.  gegebene  Lohn-, 
Provisions-  oder  Gehalts-Vorschüsse,  vorausbezahlte  Prämien,  2) 
Zinsen  und  jVIieten,  noch  unverbrauchte  Materialien  usw\). 
Transitorische  Passiva  =  im  Bilanzjahr  bezahlt  erhaltene 
oder  dem  Schuldner  belastete  Leistungen,  die  erst  dem  Nach- 
jahr oder  mehreren  Nachjahren  zustehen,  weil  erst  dann  die 
Gegenleistungen  zu  erbringen  sind  [z.  B.  im  voraus  empfangene 
Zahlungen  auf  Abonnements,  Passage-Billette,  ,,überhobene" 
Zinsen  (,,Antizipando"-Zinsen)  u.  a.  m.]. 
Aktiv-Antizipationen  ^=  im  Bilanzjahr  ganz  oder  teilweise 
entstandene  Forderungen,  die  aus  irgend  einem  Grunde  jedoch 
erst  im  Nachjahr  oder  später  zur  endgültigen  Abrechnung 
oder  Bezahlung  gelangen  oder  gelangen  können  (z.  B.  bereits 
gemachte,  aber  noch  nicht  zur  Abrechnung  gelangte  Gewänne 
an  Beteiligungen  oder  dgl.,  Forderungen  aus  halbfertigen 
Lieferungen,^)  im  Bilanzjahr  verdiente,  im  Nachjahr  aber  erst 
zur  Verrechnung  oder  Bezahlung  kommende  Lagergelder, 
Zinsen,  Mieten,  Pachten  u.  dgl.). 
Passiv-Antizipationen  =^  im  Bilanzjahr  ganz  oder  teilweise 
entstandene  Verbindlichkeiten,  die  aus  irgend  einem  Grunde 
jedoch  erst  im  Nachjahr  oder  später  endgültig  abgerechnet 
oder  bezahlt  werden  oder  werden  können   [z.  B.  vom   Gläu- 


Handelsakademie  1883,  S.  99 ff.  und  Gautsch:  Erläuterungen  über  die  Auf- 
stellung einer  Bankbilanz  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Transitorischen 
Kontos.  Wien  1884.  Ein  sehr  instruktives  Beispiel  aus  der  Zeitungsverlags- 
Branche  s.  i.  Z.  f.  B.  XXI.  S.  94  und  95. 

1)  Vgl.  Oberbach:  Theorie  und  Praxis  der  sogenannten  transitorischen 
Posten  in  Nr.  44  und  46  der  Deutschen  Handelsschullehrer-Zeitung  1908. 

2)  Ein  die  Übersicht  über  vorausbezahlte  Prämien  ermöglichendes  tabella- 
risches Schema  s.  i.  Z.  f.  hw.  F.  IV.  S.  351  ff. 

3)  Vgl.  die  Diskussion  zu  solchem  Fall  in  der  Z.  f.  hw.  F.  V.  S.  108ff. 

Vgl.  Kaufmann  IV.  S.  346;  ,,Die  Bewertung  noch  nicht  ausgeführter  Auf- 
träge in  der  Bilanz.  Keine  Anteilnahme  des  infolge  Verkaufs  seines  Anteils  aus- 
scheidenden Gesellschafters  an  dem  Nutzen  dieser  Lieferungs-Verträge.  Z,  f.  A. 
X.  S.  36." 

Müller-  Kalkberge,  Erfolgsrechnung.  7 
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biger  gestundete  Zinsen,  Mieten,  Pachten,  Steuern,  Versiche- 
rungsprämien und  Schaden-Reserven  aller  Art,  Verbindlich- 
keiten aus  empfangenen,  jedoch  am  Bilanztage  erst  teilweise 
fertigen  Lieferungen,  bereits  eingetretene,  aber  noch  nicht  zur 
Abrechnung  gelangte  Verluste  an  Beteiligungen,  Rückstellun- 
gen    (beispielsweise    infolge    erhobener     Qualitäts-Einreden) 
fraglich    gewordener    Teile    von    Gewinnen    an    Lieferimgeu 
(Waren-Konto  an  Antizipations-Konto)  usw.]. 
Direkte  und  indirekto  Vortrags-Buchungen.    Buchtechnisch  ge- 
nommen,    sind     alle     transitorischen     und     Antizipations- 
Buchungen    Vortrags-Buchungen.     Als   solche  können  sie  zwie- 
fach ausgeführt   werden.    Nämlich  entweder  durch    unmittelbaren 
Vortrag  auf  dem  betroffenen  Konto  zu  Lasten  oder  zugunsten  des 
Bilanz-Kontos   (direkte  Methode),  oder  durch    mittelbaren    Vor- 
trag mit  Hilfe  eines  zwischen  dem  betroffenen  und  dem  Bilanz-Konto 
eingeschalteten  Kontos   (indirekte  Methode). 

Zweckmäßige  Anwendung  beider  3Iethoden.  Wird  von  der  tran- 
sitorischen oder  Antizipations-Buchin.g  nur  ein  Konto  betroffen,  so 
\\ird  man  —  schon  im  Interesse  möglicher  Vereinfachung  —  dem  un- 
mittelbaren Bilanz  Vortrag  den  Vorzug  geben.  Natürlich  kann  man 
den  Weg  des  innuittelbaren  Vortrags  auch  wählen,  weini  mehrere 
Konten  davon  betroffen  werden.  Zweckmäßig  erscheint  mir  dies  aber 
keineswegs,  weil  in  der  Bilanz  dann  mit  der  Zahl  derartiger  Vortrags- 
posten naturgemäß  auch  die  Zahl  der  (dem  Betrage  nacli  gerade  bei 
transitorischen  und  Antizipations-Posten  oft  nur  verhältnismäßig  unbe- 
deutenden) Einzelposten  steigt.  Angebracht  ist  \nelmehr  bei  größerer 
Zahl  verschiedenartiger  Vortragsposten  die  indirekte  Me- 
thode, also  die  Errichtung  eines  Sammelkontos,  auf  dem 
die  Überträge  von  den  betroffenen  Konten  Aufnahme  finden  und  dessen 
(alle  Vortragsposten  einschließender)  Saldo  über  Bilanz-Konto  zum 
Vortrag  gelangt. 

Verschiedene  Bezeichnung  des  Samniclkontos.  Solches  Sammel- 
konto  (das  als  Zwischenkonto  natm-lich  auch  benutzt  werden  darf  und 
kann,  wenn  nur  ein  transitorischer  oder  Antizipations- Vortrag  in  Frage 
kommt)  wird  sehr  verschieden  genannt.  Am  meisten  begegnen 
folgende  Bezeichnungen:  Transitorisches  Konto,  Konto  a  nuovo,  Über- 
gangs-Konto, Durchgangs-  oder  Durchlaufendes  Konto,  Interims- 
Konto,  Vortrags-Konto,  Antizipations-Konto,  Konto  transitorischer 
Suramen. 

Bilanzmäßige  Verrechnung  der  Sammclkontcn.  Derartige  Sammel- 
konten werden  in  den  zu  veröffentlichenden  Bilanzen  der  Kapital- 
Gesellschaften  meist  —  je  nach  dem  Charakter  des  Saldos  —  entweder 
unter  den  Debitoren  oder  unter  den  Kreditoren  eingestellt  und  dort 
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verrechnet.  Für  unzulässig,  wie  Gerstner  S.  126  tut,  kann  man  die 
Saldierung  auf  einem  Sammclkonto  verrechneter,  aktiver  und  pas- 
siver transitorischer  oder  Antizipations-Posten  und  die  Bilanzierung 
des  Saldos  keineswegs  halten.  Denn  die  Ordnungsmäßigkeit  der 
Buchführung  bleibt  damit  durchaus  gewahrt,  weil  ja  jeder  Posten  des 
Sammelkontos  aus  den  Grundbüchern  zweifelsfrei  nachweisbar  ist. 
Hiermit  ist  natürlich  keineswegs  gesagt,  daß  die  Trennung  des  Sammel- 
kontos in  zwei  Konten :  ein  Aktiv-  und  ein  Passiv-Sammelkonto,  nicht 
(besonders  bei  größeren  Beträgen  auf  beiden  Seiten)  im  Interesse  leichter 
Übersicht  empfehlenswert  sein  kann.  Daß  der  Revisor  das  Sammelkonto 
auf  die  Zusammensetzung  des  Saldos  gewissenhaft  zu  prüfen  hat,  ist 
für  einen  einigermaßen  erfahrenen  Sachverständigen  selbstverständlich. 
Auch  die  Einstellung  des  Sammelkonto-Saldos  unter  den 
Debitoren  oder  Kreditoren  ist  an  sich  nicht  strafbar;  wenn  aber 
relativ  bedeutende  Beträge  auf  dem  Sammelkonto  gegeneinander  auf- 
gerechnet sind,  mindestens  nicht  wünschenswert,  w^eil  dadurch  der 
Überblick  über  die  Liquidität  sehr  gestört  oder  gar  gänzlich  vereitelt 
werden  kann. 

In  erster  Linie  ist  bei  der  Frage,  ob  oder  inwieweit  transitorische 
oder  Antizipations-Posten  unter  den  Debitoren  oder  Kreditoren  auch 
ohne  bezüglichen  Zusatz,  also  nach  außen  vöUig  mit  den  regulären 
Forderungen  und  Schulden  verschmolzen,  bilanziert  werden  dürfen, 
zu  berücksichtigen,  in  welchem  Verhältnis  die  Beträge 
der  transitorischen  und  Antizipations-Posten  sow^ohl  zu 
den  Gesamtbeträgen  der  Forderungen  an  Debitoren  oder 
der  Schulden  an  Kreditoren,  sowie  zum  bilanzmäßig  aus- 
gewiesenen Reinerfolg  der  Unternehmung  stehen.  Zahlen- 
mäßig läßt  jenes  Verhältnis  sich  nicht  angeben  noch  begrenzen, 
vielmehr  und  am  sichersten  ist  es  im  Verantwortlichkeitsgefühl  des 
ehrbaren  Kaufmanns  begründet.  Aus  dem  Empfinden  heraus,  daß 
beispielsweise  der  transitorische  Wechsel -Diskont  und  die  über- 
hobenen  transitorischen  Zinsen  im  Vergleich  zu  Debitoren  oder  Kre- 
ditoren nur  minimale,  im  Vergleich  zum  Reinerfolg  regelmäßig 
nicht  sehr  erhebhche  Beträge  ausmachen,  pflegen  die  Banken  der- 
artige Vortragsposten  unter  den  Debitoren  beziehungsweise  Kreditoren 
zu  bilanzieren. 

Strafbarkeit  ungerechtfertigter  Aktivierung.  Strafbar  kann  aber  die 
Einstellung  des  Sammelkonto-Saldos  unter  den  Debitoren  oder  Kre- 
ditoren werden,  wenn  das  Sammelkonto  zur  Verrechnung  nicht 
bilanzfähiger  Gegenstände  mit  der  Absicht  der  Täuschung 
benutzt  wird,  wenn  beispielsweise  bedeutende  Ausgaben  für  als  unfrucht- 
bar erwiesene  Reklame  mittelst  des  beregten  Sammelkontos  zum  Jahres- 
schluß widerrechtlich   aktiviert  werden  zu  dem  Zweck,  den  geschäft- 
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liehen  Erfolg  des  Bilanzjahrs  günstiger  erscheinen  zu  lassen  (vgl.  §  314 
Ziff.  1  H.G.B.). 

Yortrags-Buchungcn  iu  der  Bilanz-Praxis.  Im  großen  und  ganzen 
ist  über  die  Bilanzierung  transitorisclier  luid  Antizipations-Posten  zu 
sagen:  Die  Neigung,  derartige  Posten  bilanziell  zu  berücksichtigen,  wenn 
es  sich  nicht  um  nennenswerte  Beträge  handelt,  scheint  nach  meinen 
Erfahrimgen  nicht  nur  nicht  größer,  sondern  eher  kleiner  zu  werden 
Daß  bedeutende  transitorische  oder  Antizipations-Beträge  oder  solche, 
deren  Höhe  von  Jahr  zu  Jahr  wechselt,  bei  denen  also  kein  Ausgleich 
zwischen  den  Jahren  stattfindet,  bei  soliden  Unternehmungen  ordnungs- 
mäßig bilanziert  und  regelmäßig  sogar  als  Sonderposten  in  den  Bilanzen 
ausgewiesen  werden,  ist  anzuerkennen.  So  werden  als  Sonderposten 
beispielsweise  ausgewiesen  auf  der  Passiva-Seite:  Fällige 
Steuern  (Schultheiß).  Gestundete  Brausteuer  (Schultheiß).  Assekuranz- 
Vorträge  (Hansa).  Talonsteuer- Vortrag  (Hansa).  Pendente  Reisen  und 
interne  Abrechnungs-Konten  (Hapag).  Vorträge  für  unerledigte  Schä- 
den und  Havarien.  Prämien  für  schwebende  Risikos  (Lloyd).  Voraus- 
bezahlte Passagen  (Lloyd).  Forderungen  der  Scliiffswerften  gegen  noch 
zu  liefernde  Dampfer  (Lloyd).  Kontraktgemäß  später  zu  zahlende 
Baugelder  (Hapag).  Im  folgenden  Jahr  zu  verrechnender  Zuschuß  des 
Reichs  (Lloyd).  Zoll-  und  Steuer-Kredit  (Jasmatzi).  Uneingelöste 
Coupons  und  Gutscheine  (Jasmatzi).  (Auf  gleicher  Stufe  stehen  die 
von  Detail-Geschäften  ausgegebenen  Rabatt-Marken.)  Überträge  auf 
das  nächste  Jahr  füi'  noch  nicht  verdiente  Prämien  (Pränüenüberträge) 
und  für  angemeldete,  aber  noch  nicht  bezahlte  Schäden  (Schaden - 
reserve),  noch  zu  zahlende  gesetzliche  Abgaben,  Provisionen,  vor 
Jahresschluß  bewilligte,  aber  noch  nicht  zur  Zahlung  gelangte  Gra- 
tifikationen (Magdeburger  Feuerversicherungs-Gesellschaft).  Auf  der 
Aktiva-Seite:  Vorträge  für  laufende  Reisen  und  Havarie-Auslagen 
(Hansa).  Fällige  Zinsen  (Schultheiß).  Vorausbezahlte  Mieten  (Schult- 
heiß). Auf  Sjoeditions-  \ir\d  Lagergütern  haftende  Barauslagen  (Berliner 
Spediteur-Verein).  Materialien-Bestände  der  Schmiede,  Stellmacherei 
und  Sattlerei  (Berliner  Spediteur-Verein).  Vorausbezahlte  Versiche- 
rungs-Prämien (Oberschlesische  Eisen-Industrie).  Lagerbestände  an 
Materialien  und  Kohlen  in  auswärtigen  Häfen  (Lloyd).  Ausrüstungen 
für  laufende  Reisen  (Lloyd).  Kohlen  in  Hamburg  und  auswärtigen 
Häfen  (Hapag).  Im  folgenden  Jalir  zu  verrechnende  Feuerversicherungs- 
Prämien  (Hapag).  Im  folgenden  Jahr  fällige  Zinsen,  soweit  sie  anteilig 
auf  das  laufende  Jahr  treffen,  ausstehende  Hypothekenzinsen,  Mieten, 
Reise  Vorschüsse  (Magdeburger  Feuerversicherungs-Gesellschaft).  Steuer- 
zeichen-Konto (Jasmatzi).  Konto  für  Vorauszahlungen  (Jasmatzi)  und 
dergleichen  mehr. 

Diese   Beispiele   mögen  genügen.      In    allen   vorstehenden  Fällen 
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kommen  Taiisende,  teils  sogar  Hunderttausende  oder  ]Millionen  Mark 
in  Frage.  Angesichts  solcher,  im  Vergleich  zum  Reinerfolg  sehr  erheb- 
licher Beträge  ist  deren  bilanzielle  Berücksichtigung  unbedingt  erforder- 
lich. Vor  allem,  soweit  es  sich  um  Passivposten  handelt,  ■weil  diese 
Beträge,  Mcnn  sie  bilanziell  außer  Betracht  blieben,  zur  Verteilung 
zu  hoher  Dividenden  Veranlassung  geben  würden ;  umgekehrt  bei  nicht 
bilanzierten  Aktiv- Vortragsposten.  In  Rücksicht  auf  ihre  erhebliche 
materielle  Bedeutung  würde  es  als  unstatthaft  gelten  müssen,  wollte 
man  derartige  transitorische  oder  Antizipations -Posten 
unter  den  Debitoren  oder  Kreditoren  ohne  jeden  bezüg- 
lichen  Hinweis    einstellen. 

Allgemein  kann  man  in  der  Bilanz-Praxis  beobachten,  daß  gut 
fundierte,  rentable  Unternehmungen  auf  die  Bilanzierung 
transitorischer  und  Antizipations-Posten,  die  nicht  von 
nennenswerter  Bedeutung  sind,  keinen  Wert  legen.  Dieser 
Standpunkt  ist  ungefährlich  im  Hinblick  auf  Vortragsposten  aktiven 
Charakters,  deren  Fortfall  eine  Unterbewertung  darstellt;  sodann  aber 
auch  im  Hinblick  auf  solche  Vortragsposten,  die  jälirlich  in  gleicher 
oder  doch  ungefähr  gleicher  Höhe  wiederkehren,  sich  mithin  zwischen 
den  Jahren  ausgleichen.  Was  will  es  z.  B.  besagen,  wenn  in  einem  Bank- 
institut, dessen  Reinerfolg  in  die  Hunderttausende  oder  ^Millionen  geht, 
die  jSIieten  aus  einigen  Filialgebäuden  nicht  sämtlich  noch  im  Bilanz- 
jahr, sondern  für  das  letzte  Viertel  dieses  Jahrs  erst  im  Januar  des 
Xachjahrs  bezahlt  und  verbucht  werden,  ohne  daß  eine  Antizipations- 
Buchung  zugimsten  des  Bilanzjahrs  stattgefiuiden  hat.  Ganz  abgesehen 
davon,  daß  die  meist  nur  unerheblichen  Beträge  dieser  Art  im  Vergleich 
zur  Höhe  des  Reinerfolgs  keine  Rolle  spielen,  ist,  für  den  Fall,  daß 
zum  Schluß  des  Xachjahrs  dieselbe  Erscheinung  sich  Aviederholt,  außer- 
dem noch  ein  Ausgleich  zwischen  den  Jahren  gegeben,  so  daß  auch  die 
Steuer-Behörde  nicht  zu  kurz  kommt,  wenn  der  Antizipations-Posten 
die  Steuerpflicht  nicht  etwa  gerade  um  eine  Stufe  erhöht  hätte. 

Kleinliche  Vortrags-Buchungen.  Derartige  Posten,  zu  denen  etwa 
noch  vorausbezahlte  Feuerversicherinigs-Prämien,  noch  unverbrauchte 
Schreib-  und  Reklame-Materialien,  noch  nicht  abgerechnete  Verbind- 
lichkeiten aus  Feuerung  und  Beleuchtung  usw.  gehören,  sind  soliden 
größeren  Unternehmungen  zu  kleinlich,  um  sie  zum  Gegenstand  be- 
sonderer Vortragsbuchungen  zu  machen.  Dagegen  kann  man  oft  beob- 
achten, daß  Inhaber  oder  Leiter  von  Unternehmungen  bei  unbefriedi- 
genden Bilanz-Ergebnissen  alles  Mögliche  und  Unmögliche  transitorisch 
bilanziert  wissen  wollen,  um  nur  ein  einigermaßen  zufriedenstellendes 
Ergebnis  herauszurechnen.  So  fand  ich  einmal  auf  dem  Unkosten- 
Konto  die  schon  zur  Hälfte  ausgenutzten  Geschäftsbücher  zum  halben 
Anschaffungswert  vorgetragen.    Ein  andermal  waren  mehrere  Tausend, 
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auf  clor  eigenen  Schreibmaschine  im  vojaiis  hergestellte  Offerten  zum 
Pa})ierpreise  zuzüglich  der  Bearbeitungs-Kosteu  bewertet  und  tran- 
sitorisch  bilanziert  worden.  Die  Bearbeitungs-Kosten  waren  iinverhält- 
nisuiäßig  hoch  angesetzt  w^orden,  weil  die  Offerten  angeblich  vom  s.  Zt. 
nicht  hinreichend  beschäftigten  Prokuristen  gesclirieben  worden  waren! 
Man  ersieht  aus  diesen  Beispielen,  wohin  es  führt,  wenn  die  Geschäfts- 
leitung nicht  den  Mut  hat,  die  Sachlage  bilanziell  w^alir  darzustellen. 
Im  Anschluß  hieran  sei  übrigens  bemerkt,  daß  fiir  die  transitorische 
Bilanzierung  der  über  Unkosten-Konto  im  Bilanzjahr  verbuchten 
Materialien  nur  solche  in  Frage  kommen  dürfen,  die  mit  dem 
A'ollen  Gebrauchswert  ins  Nachjahr  übergehen  und  dann  auch 
bestimmt  zweckmäßige  Verwendung  finden  können.  Im  Bilariz- 
jahr  verausgabte  Reklame-Kosten  dürfen  dem  Nachjahr  durch 
transitorische  Buchung  anteilig  nur  dann  angelastet  werden,  Avenu 
(wie  u.  U.  in  der  Fahrrad-Branche)  nach  der  Erfahrung  mit  Sicherheit 
angenommen  werden  darf,  daß  die  Reklame  erst  dem  Nachjahr  in 
dem  oder  dem  Umfang  zugute  kommen  Avird.  Zu  empfelilen  siixl 
solche  transitorischen  Bilanzierungen  jedoch  prinzipiell  nicht. ^) 

Für  mittlere  und  kleine  Unternehmungen  ist  zu  raten,  transitorische 
und  Antizipations-Buchungen  jahraus,  jahrein  nach  der  jeweilig  vor- 
handenen Sachlage  vorzunehmen.  Gelingt  es,  diese  Sachlage  immer 
gleich  zu  gestalten,  also  dafür  zu  sorgen,  daß  von  Jahr  zu  Jahr  die- 
selben Vortragsposten  in  Frage  kommen,  was  meist  durchaus  möglich 
und  deshalb  anzustreben  ist,  so  kann  man  auf  die  Vortrags-Bilanzierung 
verzichten,  weil  die  Vortragswefte  zwischen  den  Jahren  sich  ausgleichen. 

Praktisches  Beispiel  einer  Vortrags-Buchung.  Schließlich  diene  als 
Beispiel  für  eine  Vortrags-Buclumg  noch  folgender  Fall,  der  gleich- 
zeitig erkennen  lehrt,  in  Avelchem  Maße  die  Do])pelbuchhaltung  in  ihren 
Wirkungen  von  den  wirtschaftlichen  Vorgängen  abhängig  ist. 

Im  Sommer  1907  hatte  der  Inhaber  eines  Zeitschriften -Verlags  an 
dem  von  ihm  teilweise  bewohnten  Grundstück  zugunsten  des  Besitzers 
für  eigene  Rechnung  bauliche  Veränderungen  vornehmen  lassen.  Der 
Wirt  hat  dem  Verleger  vom  1.  Oktober  1907  bis  zum  31.  Dezember  1915 
als  Gegenleistung  freies  Wohnen,  freie  Feuerung  und  Beleuchtung  zu 


1)  Aktifn-Gi'sellschaften,  Konunandit-AkticiigocllHcliaftcn  und  fiescllscliaftcn 
mit  bo.schränktor  Haftung  dürfen  (nach  §  201  Ziff.  4,  §  320  Ab.'*.  3  H.G.B.  und  §  42 
Ziff.  2  Gf!.s.-Ge.s.)  Verwaltung.s-  und  Organi-sations-Koston,  zu  denen  auch  die 
Reklame-Kosten  gehören,  nicht  als  Aktiva  in  die  Bilanz  einsetzen,  also  nicht 
transitorisch  bilanzieren.  (Über  einschränkende  Auffassung  dieser  Vorschrift  vgl. 
Rehm  S.  184,  189,  2r/Jff.  und  Simon  S.  163—164.)  Dagegen  ist  dies  den  Einzcl- 
kaufleutt^n,  offenen  Handels-Gesellschaften,  Kommanditgesellschaften  und  stillen 
Gesellschaften  nicht  verboten,  wobei  allerdings  vorausgesetzt  ist,  daß  die  tran- 
sitorischen Vorträge  sich  im  Sinne  der  obigen  Ausführungen  nach  §  39  H.G.B. 
rechtfertigen  la.ssen. 
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gewähren.  Der  Verleger  hatte  im  September  1907  für  die  Baukosten 
insgesamt  14  755,95  M  bezahlt,  die  über  Unkosten-Konto  verbucht 
worden  waren .  Da  eine  Amortisations-Dauer  von  8  Y^  Jahren  in  Betracht 
kommt,  entfallen  auf  jedes  (vom  1.  Oktober  bis  zum  30.  September 
laufende)  Geschäftsjahr  1788,60  M.  Denn:  8.1788,60  M=  14  308,80  M 
(für  die  Zeit  vom  1.  Oktober  1907  bis  zum  30.  September  1915)  zuzüglich 
(1788,60  M  :  4=)  447,15  M  (für  die  Zeit  vom  1.  Oktober  1915  bis  zum 
31.  Dezember  1915)  ergibt  zusammen  14  755,95  M.  Demgemäß  sind 
auch  für  das  Geschäftsjahr  1911/12=  1788,60  M  transitorisch  bilanziert 
worden. 

Um  die  Baukosten  nicht  auf  dem  Unkosten-Konto  Jahr  für  Jahr 
vortragen  zu  müssen,  sind  sie  schon  unterm  30.  September  1907  vom 
Unkosten-Konto  auf  ein  Transitorisches  Konto  übertragen  und  jährlich 
durch  die  Abschreibung  von  1788,60  M  gemindert  worden,  so  daß  zum 
30.  September  1911,  dem  hier  in  Rede  stehenden  Bilanz-Termin,  noch 
7601,55  M  auf  dem  Transitorischen  Konto  aus  der  beregten  Voraus- 
zahlung vorgetragen  standen. 

Mancher  wird  zweifeln,  ob  die  vorstehend  mitgeteilte  Berechnung 
vollständig,  ob  nicht  etwa  im  Jahr  1907  übersehen  worden  ist,  den 
für  den  Wirt  verauslagten  Baukosten  die  bis  zum  31.  Dezember  1915 
auflaufenden  Zinsen  und  Zinseszinsen  hinzuzurechnen.  Denn 
tatsächlich  kosten  iVIiete,  Feuerung  und  Beleuchtung  den  Verleger 
jährlich  nicht  1788,60  M,  sondern  infolge  der  Zinsenverluste  an  den  Bau- 
kosten rund  halbmal  so  \iel.  Da  es  sich  jedoch  nicht  um  bezahlten, 
also  von  außen  wirkenden,  sondern  um  entgangenen,  nur  nach 
innen  (intern)  wirksamen  Zinsenaufwand  handelt,  ist  ein  mate- 
rieller Einfluß  solcher  Zinsen- Verluste  auf  die  Vermögens-Rechnung 
buchmäßig  zwar  darstellbar,  in  Wirklichkeit  aber  nicht  greifbar.  'Denn 
nur  tatsäcliHche  Vorgänge,  nicht  dagegen  Reflexionen,  können  die 
buchmäßige  Vermögens-Rechnung  endgültig  beeinflussen. 

Näheres  hierüber  soll  im  folgenden  Abschnitt  (S.  113)  bei  der  Be- 
sprechung interner  Zinsenposten  gesagt  werden. 

Darstellung  des  Transitorisclien  Kontos.  Die  Betrachtungen  über 
transitorische  und  Antizipations-Posten  beende  ich  mit  der  buch- 
technischen Darstellung  der  pro  30.  September  1909  bei  dem  oben  er- 
wähnten Zeitschriften-Verlag  vorgekommenen  transitorischen  Posten, 
die  —  um  die  Konstruktion  des  transitorischen  Kontos  zu  zeigen  — ■ 
anstatt  auf  den  einzelnen  Quellen-Konten  direkt  über  Bilanz-Konto 
vorgetragen  zu  werden,  indirekt  über  das  transitorische  Konto  zum 
Vortrag  kommen  mögen.  Von  der  Wiedergabe  der  Grundbuchungen 
darf  ich  absehen.  Die  auf  den  heranzuziehenden  Konten  vorhandenen  Ver- 
kehrs-Buchungen bringe  ich  nur  summarisch ;  die  Gewinn-  und  Verlust- 
Buchungen  lasse  ich  fort.    Es  hand'elt  sich  um  folgende  Posten: 


104 


Erfülgs-Konticrunp. 


a)  die  oben  beregte  Vorauszahlung  auf  Miete,  Feuerung 
und  Beleuchtung  steht  unterm  1.  Oktober  08  mit  12  967,35  M 
im  Soll  des  Transitorisclien  Kontos  vorgetragen;  unterm 
30.  September  09  sind  1788,60  M  darauf  abzuschreiben  (vgl. 
die  Berechnungen  auf  S.  103)  (Unkosten-Konto  an  Transitori- 
sches  Konto). 

b)  Als  Weihnachts- Gratifikationen  pro  09/10  anzurech- 
nende, vor  dem  1.  Oktober  09  für  Angestellte  bezahlte  Lebens- 
versicherungs  -  Prämien :  537,22  M  (Transitorisches  Konto  an 
Unkosten-Konto). 

c)  Bei  verschiedenen  Auskunfteien  bezahlte,  von  ihr  noch  zu  er- 
füllende Au skunfts- Abonnements:  199,98  M  (Transito- 
risches Konto  an  Unkosten-Konto). 

d)  Vorausbezahlte  Redaktions  -  Honorare:  2100, —  M 
(Transitorisches  Konto  an  Redaktions-Konto). 

e)  Vorausbezahlte  Reisespesen:  675, —  M  (Transitorisches 
Konto  an  Reise-Konto). 

f)  Vorausbezahlte  Provisionen:  1200, —  M  (Transitorisches 
Konto  an  Provisions-Konto). 

g)  Geschuldete  Redaktions-Honorare:  1975, —  M  (Re- 
daktions-Konto an  Transitorisches  Konto). 


Transitorisches  Konto. 


1908 

1909 

1.  Okt.  An  Bilanz-Kto.  . 

12  967,35  M 

30.  Sept. 

Per  Unkosten-Kto.    1  788,60M 

1909 

30.    „ 

,,    Rcdaktions- 

30.  Sept.  „  Unkosten-Kto. 

537,22  „ 

Kto.    1975,—  ,, 

30.     „     „dasselbe      .    . 

199,98  „ 

30.    „ 

„    Bilanz-Kto.    .    13  915  95,, 

30.     ,,     ,,  Redaktions- 

/ 

Kto. 

2  100,—  „ 

/ 

30.     „     „Reisc-Kto.      . 

675,—  „ 

/ 

30.     ,,      ,,  Provisions- 

/ 

Kto. 

1  200,—  „ 

/ 

/ 

17  679,55  M 

17  679,55M 

1909    - 

1.  Okt.  An  Bilanz-Kto.  . 

13  915,95  M 

Unkosten-Konto . 


1909 

...     An 19  625,10  M 

30.  Sept.  „  Transitorisches 

Konto     1  788,60  „ 


1909 

30.  Sept.  Per  Transitorisches 

Konto   537,22  M 
30.     „        „    dasselbe  .    .    .    199,98  ,. 
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Redaktions-Konto . 


1909  I   1909 

...     An 8967,95  M     i    30.  Sept.  Per  Transitorisches 

30.  Sept.  ,,  Transitorisches 

Konto     1975,—  „ 


Konto  2100,— M 
Provisions-Konto . 


1909  1909 

...    An 6393,15  M        30.  Sept.  Per  Transitorisches 


Konto  1-200,— M 
Reise-Konto. 


1909  1909 

...    An 4113,60  M    1   30.  Sept.  Per  Transitorisches 

I  Konto     675,—  M 

Unterm  1.  Oktober  09  werden  die  Überträge  vom  Unkosten-, 
Redaktions-,  Pro^-isions-  und  Reise-Konto  auf  diese  Konten  vom  Tran- 
sitorischen  Konto  zurückübertragen,  so  daß  dann  auf  dem  Tran- 
sitorischen  Konto  nur  die  um  die  Abschreibung  von  1788,60  M  ge- 
minderte Vorauszahlung  auf  Miete,  Feuerung  und  Beleuchtung  mit  noch 
(12  967,35  M  •/.  1788,60  M=)  11178,75  M  für  weitere  Abschreibungen 
vorgetragen  bleibt. 

Vom  buchtechnischen  Standpunkt  zwar  zu  den  Bilanz-Vortrags- 
posten gehörige  schAvebende  Engagements  und  erst  teilweise 
ausgeführte  Aufträge  finden  im  dritten,  über  die  Bewertung 
handelnden  Kapitel  Berücksichtigung.  Zinsen  betreffende  tran- 
sitorische  und  Antizipations-Buchungen  sind  im  nächsten  Abschnitt 
gewürdigt. 


9.  Abschnitt. 

Zinsen  als  Erfolgs-Faktoren. 

Buchungs-Beispiele.  Unter  den  Abschluß-Buchungen  eines  mittlem 
Bankinstituts  findet  man  u.  a.  folgende  Buchungen  (die  Zahlen  sind 
sämtlich  in  ungefähr  gleichem  Verhältnis  zur  WirkHchkeit  verändert 
worden) : 

1.  Konsortial-Konto 
an  Zinsen-Konto: 

Pro  II.  Semester  1910  auf  die  einzelnen  Beteiligungs-Konten 
entfallende  Debetzinsen  lt.  Staffel  nach  den  Konsortial- 
Konten / 18  506,34  M. 
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2.  Zinsen-Konto 

an   Konsortial-Konto: 

Pro  II.  Semester  1910  auf  die  einzelnen  Beteiligungs-Konten 
entfallende  Kreditzinsen  lt.  Staffel  nach  den  Konsortial- 
Konten    ." 686,67  M. 

3.  Unkosten-Konto 

an  Zinsen-Konto: 

4^0  Jahreszinsen  auf  den  Buchwert  des  Grundstücks  für 

das  II.  Sem.  1910  lt.  Anlage 6317,85  M. 

(N.B. :  Auf  der  Anlage  sind  die  Einzelposten  des  Grund- 
stücks-Kontos nach  den  Entstehungs-Daten  in  Form  einer 
Staffel  verzinst.    Danach  ergibt  sich  vorstehendes  Resultat.) 

4.  Zwei  Debitoren 

an  Zinsen-Konto: 

—  Zinsen  auf  eigene  Bestände  pro  II.  Semester   1910  lt. 

Anlagen  — : 

Effekt en-Konto  E.  R.  (eigener  Rechnung)         45  780,94  M. 

Sorten-Konto 318,70  M. 

(X.B. :  In  beiden  Fällen  staffeiförmige  Verzinsung  sämt- 
licher Posten  der  beiden  Hauptbuch-Konten  nach  Ent- 
stehungsdaten, Daß  diese  Zinsenberechnung  bei  der  Fülle 
der  Posten  sehr  zeitraubend  ist,  leuchtet  ein.) 

5.  Zinsen-Konto 

an  Wechsel-Kon to-Inland  (oder:  Markwechsel-Konto): 
Transitorische  Zinsen  auf  den  Wechsel-Bestand  pro  31.  De- 
zember 1910  lt.  Anlage 56718,11  M. 

6.  Zinsen-Vortrags-Konto 
an   Zinsen-Konto: 

Vortrag  der  nach  anl.  Aufstllg.  1910  von  uns  bezahlten, 
jedoch  mit  folgendem  Betrage  erst  1911  fälligen  Ultimo- 
zinsen         23  875,—  M. 

7.  Zinsen-Konto 

an  Zinsen-Vortragskonto: 

Vortrag  der  nach  anl.  Aufstllg.  1910  von  uns  vereinnahmten, 
jedoch  mit  folgendem  Betrage  erst  1911  fällig  werdenden 
Ultimozinsen 7850,95  M. 

8.  Banken-  und  Bankiers-Konto 
an   Zinsen-Konto: 

4  %  Zinsen  auf  unsere  Kommandit-Beteiligungen  einschl. 
Agio 93  690,—  M. 

9.  Zinsen-Vortrags-Konto 
an   Zinsen-Konto: 

Übertrag  auf   neue  Rechnung  im  Jahr  1910  bezalilter,   das 
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Jahr  1911   betreffender  Zinsen   von  Entnahmen  auf  uns  lt. 

Anlage 59  841,—  M. 

N.B. :  Die  Entnahmen  m  aren  den  Ausstellern  ohne  Abzug 
von  Diskont,  Wert  per  Verfall,  kreditiert  worden.  Von  der 
Bank  sind  diese  ihre  Akzepte  verkauft  oder  am  31.  12.  1910 
unter  Abzug  von  Diskont  bis  zum  Fälligkeitstage  in  den 
Wechsel-Bestand  aufgenommen  Avorden.  In  beiden  Fällen 
hat  die  Bank  den  Diskont  für  die  Laufzeit  der  Abschnitte 
vom  31.  12.  1910  bis  zu  deren  Fälligkeit  bereits  zu  Lasten 
des  Jahres  1910  verbucht.  Da  diese  Zinsbeträge  das  Jahr 
1911  betreffen,  so  bedeutet  deren  Verbuchung  im  alten  Jahr 
eine  stille  Zinsenreserve  für  1911,  deren  Betrag  auf 
der  Anlage  nachgewiesen  ist .  M  i  t  v  o  r  s  t  e  h  e  n  d  e  r  B  u  c  h  ii  n  g 
ist  jene  Reserve  zugunsten  des  Jahrs  1910  ord- 
nungsmäßig storniert  und  zu  Lasten  des  Nach- 
jahrs unterm  1.  Januar  1911  vorgetragen  worden, 
wo  sie  dann  bei  gleichzeitiger  Gutschrift  auf  dem  aufzu- 
lösenden Zinsen-Vortragskonto  ins  Soll  des  Zinsenkontos 
übergeht,  dem  somit  die  im  Jahr  1910  vorweg  vergüteten 
Diskont-Beträge  gerechtfertigterweise  zur  Last  fallen. 
Cliarakterisiening  dieser  Buchungen.  Bei  den  vorstehenden  neun 
Abschluß-Zinsenbuchungen  handelt  es  sich  in  den  Fällen  5,  6,  7 
und  9  um  transitorische  Buchungen,  deren  Wesen  im  achten 
Abschnitt  dieses  Kapitels  dargelegt  ist. 

Bei  den  Bucluingen  6,  7  und  9  repräsentiert  das  Zinsen- Vor- 
tragskonto das  transitorische  Konto.  Denn  es  wird  über 
Bilanz-Konto  vorgetragen,  iind  zu  Anfang  des  Nachjahrs  werden  seine 
Posten  den  Gegenkonten,  in  den  vorgenannten  Beispielen  sämtlich 
dem  Zinsen-Konto,  wieder  zugeführt. 

Bei  der  Buchung  5  ist  allein  aus  dem  Buchungssatz  auf  den  tran- 
sitorisclien  Charakter  der  Buchung  noch  nicht  zu  schließen.  Erst  der 
Buchungstext  gibt  da  die  Aufklärung.  Zu  dieser  Buchung  und  zu  den 
dieselbe  Wirkung  hervorbringenden  anderen  Buchungs-Möglichkeiten 
sei  bemerkt : 

Verschiedene  Methoden  der  tiansitorischen  Diskont-Bilanzierung. 
In  Bankbetrieben,  besonders  in  mittleren  und  großen  Instituten,  kann 
das  Wechsel-Konto  nicht  als  Nennwert -Kontrollkonto,  sondern  muß 
als  Inventur-Erfolgskonto  geführt  werden  (vgl.  die  kontentheoreti- 
schen Erörterungen  auf  S.  26ff.).  Daraus  folgt,  daß  nach  dem  Ein- 
setzen des  zu  bilanzierenden  Wechsel-Schlußbestandwerts  der  dann  auf 
dem  Wechsel-Konto  noch  verbleibende  Saldo  ein  Diskont-(Zinsen-) 
Saldo  sein  muß.  Dieser  Saldo,  der  regelmäßig  natürlich  ein  Gewinn- 
Saldo  ist,  wird  vom  Wechsel-Konto  auf  Zinsen-  (oder  Diskont-)  Konto 
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übertragen.  Der  bilanzierte  Wechsel-Bestand  gelangt  zum  Vortrag  auf 
dem  Wechsel-Konto,  das  durch  den  Übertrag  auf  Zinsen-Konto  bi- 
lanziert. 

Diskontiert  man  nun  die  am  Bilanz-Termin  im  Portefeuille  vor- 
handenen Wechsel  auf  diesen  Tag  (was  bei  den  stets  bedeutenden 
Wechsel-Beständen  der  Bankunternehmungen  im  Interesse  richtiger 
Bewertung  unumgänghch  ist),  so  bewirkt  man  damit  zweierlei:  man 
kürzt  die  Vermögens-Rechnung  und  gleichzeitig  die  Er- 
folgs-Rechnung um  den  Wechsel-Diskont.  Diese  doppelte 
Wirkung  ist  in  der  vorgenannten  Buchung  5:  Zinsen- 
Konto  an  Wechsel-Konto-Inland  unmittelbar  erkennbar. 
Dagegen  kommt  in  diesem  Buchungssatz  der  Vortrags-  (transitorische) 
Charakter  nicht  zum  Ausdruck.  Trotzdem  liegt  eine  transitorische 
Buchimg  vor.  Denn  wenn  im  Nachjahr  die  Abschluß-Korrektur- 
buchung des  Vorjahrs  nicht  durch  die  Gegenbuchung:  Wechsel-Konto- 
Inland  an  Zinsenkonto  storniert  werden  würde,  wäre  im  Nachjahr  weder 
ein  stimmendes  Wechsel-Konto,  noch,  im  Zusammenhang  damit,  ein 
richtiges  Zinsenkonto  zu  erzielen. 

Dieselbe  Doppelwirkung,  Vermögen  und  Erfolg  um  den 
transitorischen  Diskont  zu  kürzen,  würde  jedoch  auch  herbeigeführt 
werden  durch  eine  andre  Buchung:  Zinsen-Konto  an  Transito- 
risches  (oder  Vortrags-)  Zinsen-Konto.  Im  Vergleich  zur  ersten 
Buchung  würde  hier  an  Stelle  des  Wechsel-Kontos-Inland  das  Tran- 
sitorische Zinsen-Konto  zum  Gläubiger  des  Zinsen-Kontos.  Während 
demnach  im  Fall  der  ersten  Bxichung  der  Wechsel-Bestand  um  den 
transitorischen  Diskont  gekürzt  in  der  Bilanz  erscheint,  geschieht  solche 
Kürzung  im  Fall  der  zweiten  Buchung  nicht.  Vielmehr  kommt 
da  die  Diskont-Kürzung  auf  der  Gegenseite  durch  Bilan- 
zierung des  transitorischen  Zinsenkontos  unter  den  Pas- 
siven bilanzmäßig  zum  Ausdruck.  Daß  der  transitorische  Diskont, 
wenn  ihm  im  Soll  des  transitorischen  Zinsenkontos  andere,  ihn  min- 
dernde oder  gar  überdeckende  Posten  gegenüberstehen,  unter  den  Pas- 
siven um  erstgenannte  Gegenposten  gemindert  oder  im  letztgedachten 
Fall  der  Überdeckung  gar  als  in  den  Aktiven  subtraktiv  verrechneter 
Abzugsposten  unter  den  Passiven  überhaupt  nicht  erscheint,  ist  vom 
Standpunkt  der  materiellen  Richtigkeit  der  Bilanz  unerheblich.  Formell, 
also  im  Interesse  der  Bilanz-Klarheit,  liegt  allerdings,  den  Wechsel- 
Diskont  als  Gegenposten  zum  Wechsel-Aktivbestand  auf  der  Passiva- 
Seite  der  Bilanz  als  gesonderten,  seinem  Wesen  nach  gekennzeichneten 
Po.sten  zu  verrechnen,  wenn  man  ihn  nicht,  wie  bei  der  ersten  Buchung, 
gleich  am  Wechsel-Aktivbestande  in  Abzug  bringt. 

Eine  dritte  Möglichkeit,  den  transitorischen  Wechsel-Diskont 
buchmäßig  zu  verrechnen,  ist  gegeben  mit  dem  Buchungssatz:  Wech- 
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sel-Konto-Inland  an  Transitorisches  Zinsenkonto.    Während 
aus  den  voraiifgegangencn  beiden  Buc}ninjj;en  die  Kürzung  der  Erfolgs- 
Rechming  durch  Behistung  des  Zinsenkontos  lunnittelbar  zu  erkennen 
war,  ist  dieser  Umstand  aus  der  vorstehenden  dritten  Buchung  ohne 
weiteres  nicht  ersichtlich.   Eine  Analyse  der  Wirkungen  dieser  Buchung 
lelirt  aber,  daß  mit  ihr  tatsächlich  derselbe   Erfolg   wie   mit   den 
beiden    anderen    Buchungen   erzielt  wird.    Denn:  indem  ich  das 
Wechsel-Konto  zugunsten  des  transitorischen  Zinsenkontos  mit  dem 
transitorischen    Wechsel-Diskont    belaste,    bewirke   ich    zweierlei:    ich 
mindere  den  im  Haben  des  Wechsel-Kontos  zu  bilanzierenden  Wechsel- 
Schlußbestandwert  um  den  im  Soll  belasteten  transitorischen  Diskont 
und  dadurch  gleichzeitig  den  sich  auf  dem  Wechsel-Konto  zugunsten 
des  Zinsenkontos  ergebenden  Diskont-Gewinn,  der  um  den  transito- 
rischen Diskont  höher  ausfallen  würde,  wenn  dieser  nicht  im  Soll  des 
Wechsel-Kontos   verbucht   wäre.     Während   nun   beim   Vorliegen   der 
zweiten  Buchung  (Zinsen  an  Transitorische  Zinsen)  im  Nachjahr  das 
Zinsen-Konto  zu  Lasten  des  Transitorischen  Zinsen-Kontos  erkannt  und 
dieses  damit  beglichen  wird,  ist  im  Fall  der  dritten  Buchung  (Wechsel 
an  Transitorische  Zinsen)  das  Wechsel-Konto  im  Nachjahr  zu  Lasten 
des  Transitorischen  Zinsen-Kontos  zu  erkennen,  das  dadurch  auch  hier 
mit  Bezug  auf  den  Wechsel-Diskont  zum  Ausgleich  kommt,  während 
die  Gutschrift  auf  dem  Wechsel-Konto  zur  nächsten  Bilanz  dem  Zinsen- 
konto als  Diskont-Gewinn  zufließt.     Mithin    bei    allen    drei    Bu- 
chungs -Methoden,   trotz  ihrer  dem  ersten  Blick  auffälligen  Ver- 
schiedenheit, dennoch  stets  dieselben  Wirkungs-Ergebnisse  auf 
die   Vermögens-   und  auf   die   Erfolgs-Rechnung!    Durch  eine 
derartig    vergleichende    Gegenüberstellung    verschiedener    Buchungs- 
Methoden  hoffe  ich,  dem  Leser  für  geeignete  Fälle  Anregung  zu  ähn- 
lichen Betrachtungen  zu  geben.    Die  Resultate  solcher  Analysen  und 
Vergleiche  schärfen  das  L^rteil  darüber,  welche  Art  der  Buchung  im 
konkreten  Fall  am  besten  zur  Anwendung  zu  bringen  ist. 

Kritik  dieser  3Iethoden.  Will  man  entscheiden,  welche  der  drei 
Buchungsformen  zur  transitorischen  Verbuchung  des  Wechsel-Diskonts 
am  besten  sich  eignet,  so  muß  man  ohne  weiteres  der  ersten  (Zinsen 
an  Wechsel)  den  Vorzug  geben,  weil  bei  ihr  der  Weg  ein 
direkter  ist,  indem  das  (andernfalls  erst  den  Mittler  spielende)  Tran- 
sitorische Konto  entbehrt  werden  kann.  Die  bei  dieser  Buchung  schein- 
bar bestehende  Gefahr,  die  Rückbuchung  (Wechsel  an  Zinsen)  könnte 
im  Nach  jähr  etwa  übersehen  werden,  ist  aus  dem  oben  schon  ange- 
führten Grunde  nicht  nennenswert.  Gesetzt  aber,  die  Rückbuchimg  im 
Nachjahr  würde  wirklich  übersehen,  und  es  fände  (was  bei  Bankunter- 
nehmungen aber  ausgeschlossen  ist)  keine  ordnungsmäßige  Abstim- 
mung des  Wechsel-Kontos  statt,  so  würde  die  Tatsache,  daß  der 
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trausitorisolio  Wechsel-Dit^kont  des  Vorjahrs  im  Soll  des 
Xachjahr-Wechselkontos  fehlt,  für  das  Zinseii-Konto  auto- 
matisch dieselbe  Wirkung  haben,  als  sei  die  beregte  Buchung 
nicht  vergessen  >vorden.  Denn  da  die  Soll-Seite  des  Wechsel- 
Kontos  dann  eine  in  Höhe  des  versehentlich  nicht  zurückgebuchten 
Wechsel-Diskonts  zu  kleine  Summe  zeigt,  muß  —  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  der  bilanzierte  Wechsel-Schlußbestandwert  richtig  ist  — 
der  sich  im  Soll  ergebende,  als  Diskont-Gewiiui  anzusehende  Ausgleichs- 
übertrag auf  Zinsenkonto  um  den  versehentlich  auf  dem  Wechsel- 
Konto  unbelastet  gebliebenen  transitorischen  Diskont- Vortrag  aus  dem 
Vorjahr  höher  erscheinen.  Der  vom  Soll  des  Wechsel-Kontos  ins  Haben 
des  Zinsenkontos  auszuführende  Übertrag  des  Diskont-Gewinns  ist 
dann  infolgedessen  um  denselben  Betrag  zu  hoch,  um  den  dieselbe  Seite 
des  Zinsenkoutos  zufolge  der  unterbliebenen  Rückbuchung  des  tran- 
sitorischen Diskonts  zu  Menig  erkannt  worden  war.  Der  mit  Recht 
automatisch  zu  nennende  Ausgleich  des  Unterlassens  ist  hiermit  er- 
wiesen. 

Hingegen  unterscheiden  die  zweite  (Zinsen  an  Transi torische 
Zinsen)  und  die  dritte  (Wechsel  an  Transitorische  Zinsen)  Buchung  von 
der  ersten  sich  durch  die  indirekte  Führung  des  transitorischen  Wechsel- 
Diskonts  über  ein  besonderes  Transitorisches  Konto.  Materiell  sind 
beide  indirekten  Buchungen  sowohl  untereinander,  wie 
auch  im  Vergleich  zur  ersten  Buchung  von  gleicher  end- 
gültiger Wirkung  auf  Vermögen  und  Erfolg.  Auf  das  Ver- 
mögen, weil  die  Beeinflussung  der  Passiva-Seite  der  Bilanz  durch  die 
Bilanzierung  des  Transitorischen  Zinsenkontos  in  beiden  Fcällen  die 
gleiche  ist;  auf  den  Erfolg,  weil  es  —  in  Analogie  zu  den  an  der  ersten 
Buchungs-Methode  erwiesenen  Tatsachen  —  keinen  Unterschied  macht, 
ob  unmittelbar  das  Zinsenkonto  oder  zunächst  das  Wechsel-Konto  für 
den  transitorischen  Diskont  belastet  wird.  Denn  letzten  Endes  kommt 
für  das  Zinsenkonto  beides  auf  dasselbe  hinaus. 

Diese  Darlegungen  gelten,  wie  oben  gesagt,  für  den  Fall,  daß  das 
Wechsel-Konto  als  Inventur-Erfolgskonto  geführt  wird;  ist  es  dagegen 
als  Nennwert-Kontrollkonto  eingerichtet,  was  bei  Banknnternehmungen 
jedoch  regelmäßig  nicht  durchführbar  ist,  so  wird  mancher  der  zweiten 
Art  der  transitorischen  Bilanzierung  des  Wechsel-Diskonts  (Zinsenkonto 
an  Transitorisches  Zinsenkonto)  den  Vorzug  geben  wollen,  da  die  erst- 
genannte Form  (Zinsenkonto  an  Wechsel-Konto)  und  ebenso  die  dritte 
(Wechsel-Konto  an  Transitorisches  Zinsenkonto)  durch  die  Belastung 
oder  Gutschrift  des  transitorischen  Diskonts  das  Nennwert -Kontroll- 
konto vorübergehend  in  ein  Inventiir-Erfolgskonto  verwandeln  würden. 
Wen  das  nicht  stört,  der  mag  der  (auch  hier  einfachsten)  ersten  Bu- 
chungsart (Zinsenkonto  an  Wechsel-Konto)  auch  auf  dem  als  Nenn- 
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wert -Kontrollkonto  geführten  Wechsel-Konto  den  Vorrang  lassen.  Um 
so  mehr,  als  der  Nennwert-Kontrollcharakter  des  Wechsel-Kontos 
durch  die  Rückbuchung  des  transitorischen  Diskonts  zai  Beginn  des 
Nachjahrs  sogleich  wieder  hergestellt  werden  kann. 

Nachdem  nunmehr  die  Buchung  5  und  ihre  Abarten  gewürdigt 
sind,  ist  den  mit  den  Buchungen  6,  7  und  9  gegebenen  weiteren  tran- 
sitorischen Zinsenposten  vom  buchtechnischen  Standpunkt  nichts  mehr 
hinzuzufügen.  Jene  Buchungen  habe  ich  nur  der  Vollständigkeit  halber 
mitgeteilt,  um  zu  zeigen,  welche  Bedeutung  transitorische  Zinsenposten 
gerade  für  die  Bankbilanzen  haben.  Daß  alle  jene  Vortragsposten  in 
den  veröffentlichten  Bankbilanzen  meist  miter  den  Debitoren  oder 
Kreditoren  mit  enthalten  sind,  also  nicht  gesondert  bilanziert  werden, 
bedarf  nur  der  Andeutung. 

Interne  Zinsenposten  mit  materieller  Wirkung  als  Bilanz-Korrektur- 
posten. Der  Besprechung  bedürfen  nun  noch  die  Buchungen  1,  2, 
4  und  8.  Diese  Buchungen  sollen  feststellen  helfen,  welche  Er- 
gebnisse sich  auf  dem  Konsortial-,  dem  Effekten-,  Sorten-  und  auf  den 
Beteiligungs-Konten  zeigen,  wenn  man  deren  Erfolge  ansieht  unter 
dem  Gesichtspunkt,  daß  die  zu  jenen  Geschäftszweigen  benötigten 
Kapitalien  bei  mündelsicherer  Anlage  eine  vierprozentige  Verzinsung 
gewährt  haben  würden,  oder  daß,  wie  im  Fall  2,  die  dabei  in  Anspruch 
genommenen  fremden  Kapitalien  solche  Verzinsung  verlaugt  hätten. 
Allen  diesen  vier  Abschluß-Zinsenbuchungen  ist  gemein- 
sam die  rein  interne  Wirksamkeit.  Denn  nach  außen  werden 
dadurch  weder  neue  Forderungen,  noch  neue  Verbindlichkeiten  be- 
gründet, sondern  in  allen  vier  Fällen  liegt  die  materielle  Wirkung 
nur  darin,  daß  ausschließlich  innerhalb  der  Unternehmung  eine 
Verschiebung  von  Elementen  der  Erfolgs-Rechnung  zu- 
gunsten oder  zu  Lasten  der  Vermögens-Rechnung  statt- 
findet, indem  der  Reinerfolg  in  gleichem  Maße  wie  das  Vermögen 
wächst  oder  abnimmt.  Durch  jene  internen  Buchungen  vindiziert  die 
Unternehmung  Erfolge,  die  als  solche  in  den  zugrunde  liegenden  Ge- 
schäftszweigen nicht  gesondert  zum  Ausdruck  kommen,  vielmehr  als 
in  den  sich  nach  geschehener  Abwicklung  ergebenden  Gesamterfolgen 
enthalten  gedacht  werden  müssen,  weil  eben  das  in  jenen  Geschäfts- 
zweigen angelegte  Kapital  bei  mündelsicherer,  das  Geschäfts-Risiko 
ausschließender  Anlage  vier  Prozent  Zinsen  gebracht  haben  würde. 
Durch  die  Buchungen  1,  2,  4  und  8  wird  somit  für  jedes 
Jahr  die  in  dem  Geschäftszweig  tätige  Kapital-Anlage  zu 
dem  landesüblichen  Zinsfuß  (vgl.  §  246  B.G.B.)  verzinst.  Die 
sich  danach  noch  ergebenden  Gewinne  repräsentieren  mithin  nur  noch 
Arbeits-Rente  und  Risiko-Prämie.  ,Die  nach  der  Kapital-Verzinsung 
etwa  entstehenden  Verluste  sind  Arbeits-  und  Risiko-Verluste.    Soweit 
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die  vorweg  gebuchte  Kapital -Verzinsung  aus  dem  Gewinn  gedeckt 
werden  kann,  sind  die  auf  dem  Geschäftszweig  ruhenden  Kapital- 
zinsen eben  verdient  worden. 

Hiernach  wird  verständlich,  weshalb  derartige  Bilanz-Korrektur- 
posten im  Interesse  einer  nach  Möglichkeit  richtigen  Bilanz  liegen.  Da 
seinem  Wesen  nach  kein  Betrieb  präziser  zu  bilanzieren  veranlaßt  ist, 
als  der  Bankbetrieb,  so  erklärt  sich  leicht,  warum  die  vorstehend  be- 
sprochenen Bilanz-Korrekturen  gerade  in  Bankunternehmungen  (nicht 
zuletzt  auch  zum  Zweck  gerechter  Di\ädenden- Verteilung)  Bedeutung 
erlangen.^) 

Interne  Zinsenposten  ohne  materielle  Wirkung.  Eine  rein 
interne  Wirkung  hat  schließlich  auch  Buchung  3  (Unkosten 
an  Zinsen:  für  Verzinsung  des  Grundstücks-Kontos).  Bei  dieser 
Buchung  steht  aber  nicht  die  Vermögen s-Rechnung  mit  der  Erfolgs- 
Rechnung  in  Wechsel\\irkung  sondern  es  handelt  sich  um  einen  Über- 
trag ausschließlich  im  Rahmen  der  Erfolgs-Rechnung. 
Somit  fehlt  dieser  Buchung  die  materielle  Wirkung  auf  die 
Vermögens-Rechnung.  Solche  Wirkung  auch  im  vorliegenden 
Fall  herbeiführen,  also  etwa  die  auf  die  Posten  des  Grundstücks- 
Kontos  entfallenden  Zinsen  dem  Grundstückswert,  mithin  der  Ver- 
mögens-Rechnung zuschlagen  zu  wollen,  wäre  selbstverständlich  un- 
zulässig und  bei  doloser  Absicht  einer  Bilanz -Fälschung  gleicli- 
zuachten. 

Würde  man  statt  der  Verzinsung  des  Grundstücks-Kontos 
etwa  den  Mi  et  wert  des  Grundstücks  oder  der  Gebäude  (Unkosten- 
Konto  an  Hausertrags-  oder  Grundstücksertrags-Konto)  buchen,  so 
wäre  die  buchtechnische  und  (abgesehen  vom  etwaigen  Unterschied 
der  Beträge)  auch  die  wirtschaftliche  Wirkung  dieselbe  wie  bei 
Buchung  3.  Vom  steuertechnischen  Standpunkt  seien  hierzu  die 
Ausführungen  von  Maatz  S.  178 — 179  wiedergegeben: 

„Der  Mietwert  von  Wohnung  und  Laden  des  Geschäftsinhabers 
erscheint  als  Nutzung  auf  Grundstücks-  (ertrags-)  Konto-Haben,  erstercr  gut- 
geschrieben durch  Kapital-Konto  (oder  das  durch  dieses  oder  durch  Gewinn-  und 
Verlust-Konto  abgeschlossene  Haushaltungs-Unkostenkonto),  der  Laden-Miet- 
wert aber  gutgeschrieben  durch  Haiidlungs-Uiikostenkonto;  dieser  ist  somit  im 
Gewinn-  und  Verlust-Kontodebet  gebucht.  Beide  treten  andererseits  auf  Gewinn- 
und  Vcrlustkonto-HaVjen  als  Gewinn  in  dem  einheitlichen  Grundstücks-Gewinn 
auf.  Der  Laden -Mietwert  und  der  etwa  auch  über  Gewinn-  und  Verlust-Konto 
statt  Kapital-Konto  gegangene  Woluiungs-Mietwert  berühren  den  bilanzmäßigen 
Gewinn  nicht;  Gewinn  und  Verlust  heben  einander  auf.  Bezüglich  des  Laden - 
mietwerts    entspricht  dies  insofern  den  steuergesetzlichen  Vorschriften,  als  der 


^)  Lesenswerte  Mitteilungen  zu  diesem  Thema  enthält  der  Artikel:  ,,Die 
Rolle  des  Zinses  auf  den  Konten  der  Bankbilanz"  von  K.  von  Speyr-Basel  im 
Bank- Archiv  IX.  S.  12  ff. 
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Mietwert  von  Geschäftsräumen  im  eigenen  Hause  weder  als  Grundeinkoramen 
noch  als  gewerbliche  Betriebs- Ausgabe  zu  behandeln  ist;  erscheint  er  als  jenes  in 
den  Büchern,  muß  er  auch  als  diese  gebucht  werden.  Wird  nun  das  vom  Laden- 
Mietwert  mitgebildete  Grimdstücks-Ergebnis,  Gewinn,  Verlust  (oder  keines  von 
beiden),  aus  dem  Bilanz-Gewinn  ausgesondert  und  einer  besondern  steuerlichen 
Behandlung  unterworfen  (w^obei,  wie  hier  bemerkt  sei,  nach  obigem  der  Laden- 
Mietwert  gestrichen  wird),  so  muß  dieser  zur  Wiederherstellung  des  bisher  vor- 
handenen Gleichgewichts  dem  bereinigten  Bilanz-Gewinn  zugerechnet  werden." 

Hiernach  sei  noch  gedacht  des  auf  S.  103  gegebenen  Beispiels 
einer  sich  auf  mehrere  Jahre  erstreckenden  transitorischen  Buchung. 

Bei  jenem  Beispiel  liegt  nah  der  Gedanke,  die  in  den  8^^  Jahren 
auflaufenden  Tausende  von  Mark  Zinsen  und  Zinseszinsen  am  Schluß 
des  Entstehungsjahrs  durch  eine  Antizipations-Buchung  zu  aktivieren 
und  diesen  Posten  im  Lauf  der  8^/^  Jahre  betragenden  Nutzungs- 
Dauer  anteilig  abzuschreiben.  Das  wäre  buchtechnisch  durchführbar. 
Denn  die  Erfolgs-Rechnungen  jedes  der  in  Betracht  kommenden  Jahre 
wüixlen  um  die  Zinsen-Verluste  gekürzt  und  damit  steuerliche  Effekte 
erzielt,  wenn  man  das  Geschäfts-Vermögen  buchmäßig  um  die  in  Rede 
stehenden  Zinsen  vermehren  (Zinsen-  oder  Unkosten-Konto  an 
Kapital-Konto)  und  die  so  aktivierten  Zinsen  zu  Lasten  der  in  Be- 
tracht kommenden  Jahre  anteilig  abschreiben  würde  (Gewinn-  und 
Verlust-Konto  an  Zinsen-  oder  Unkosten-Konto).  Diese 
Buchungen  hätten  aber  Einfluß  nur  auf  die  Erfolgs -Rechnung, 
nicht  dagegen  auf  die  Vermögens -Rechnung.  Allerdings  Avürde  mit 
der  grundlegenden  Buchung  (Zinsen  oder  Unkosten  an  Kapital)  das 
Geschäfts- Vermögen  um  die  transi torisch  vorzutragenden  Zinsen,  rech- 
nerisch genommen,  zunächst  vermehrt.  Aber  eben  nur  rechnerisch. 
Denn  die  Wirkung  der  Buchung  (Zinsen  an  Kapital)  ist  eine  rein 
interne,  weil  ein  Gläubiger- Anspruch  auf  die  Zinsen  nach  außen  nicht 
entsteht.  Die  nur  rechnerische  Vermögens-Mehrung  ist  außei'dera 
nicht  von  Dauer.  Denn  jede  Kürzung  des  transitorischen  Zinsen- 
Vortrags  schließt  eine  gleich  hohe  Kürzung  des  Geschäfts-Vermögens 
insofern  ein,  als  der  dem  Kapital-Konto  zuzuführende  Erfolgs-Gesamt- 
saldo  um  die  Zinsen-Abschreibung  gedrückt  -wird,  ^as  für  jenes  Konto 
entgangenen  Gewinn  bedeutet. 

So  zeigt  sich  demnach  als  wichtiges  Ergebnis,  daß  die  Doppel- 
buchhaltung materielle  Wirkungen  letzten  Endes  nur  soweit 
widerspiegelt,  wie  tatsächliche  Vorgänge  von  materieller 
Bedeutung,  nicht  aber  bloße  Reflexionen  dies  recht- 
fertigen. 

Manchem  mag  die  ausführliche  Erörterung  der  vorstehend  von  mir 
behandelten  Frage  überflüssig  erscheinen.  Größere  Erfahrung  lehrt 
jedoch  erkennen,  wie  der  hier  beregten  verwandte  Reflexionen  den 
Kaufmann   nicht  selten  dazu  zwingen,    Buchungen   vorzunehmen, 

Müllpr-Kalkberge,  Erfolgsrechnuiig.  ^ 


114  Erfolgs-Kontierung. 

deren  Wirkung  im  konkreten  Fall  verkannt  wird,  und  denen 
sich  dann  —  wenn  sich  herausstellt,  daß  im  Endergebnis  das  erwartete 
Resultat  ausbleibt,  oder  et%Aa  statt  dessen  eine  gegenteilige  Wirkung 
erzielt  wird  —  weitere  Buchungen  anschließen,  die  den  Fehler  auf- 
heben luid  die  vermeintlich  bei'echtigte  Erwartung  nunmehr  erfüllen 
sollen.  Auf  diese  Weise  wird  mit  den  sonderbarsten  Buchungen  herum- 
experimentiert und  die  Sachlage  oft  derartig  verworren,  daß  selbst 
Sachverständige  sich  geradezu  hineinbohren  müssen,  um  die  Angelegen- 
heit buchtechnisch  klar  luid  richtig  zu  stellen.  Besonders  häufig 
wird  von  solchen  Experimenten  das  Kapital-Konto  im 
Geheimbuch  getroffen.  Existiert  dann,  was  oft  vorkommt,  kein 
Geheim-Memorial,  aus  dem  die  Grundbuchungen,  also  die  Gegenposten, 
leicht  erkennbar  werden,  handelt  es  sich  gar  um  zusammengesetzte 
Posten,  und  ist  der  Chef  verstorben,  so  resultiert  als  notwendige  Folge 
eine  unverhältnismäßig  zeitraubende  Aufklärungs-Arbeit. 

Verzinsung  dos  eigenen  Kapitals.  Im  Zusammenhang  hiermit  sei 
noch  eingegangen  auf  die  von  vielen  Kaufleuten  geübte  buchmäßige 
Verzinsung  des  Kapital-Kontos  (Kapitalzinsen-Konto  an  Kapital- 
Konto).  Mit  dieser  Buchung  wird  die  Erfolgs-Rechnung  um  die  Zinsen 
des  eigenen  Geschäfts- Vermögens  gekürzt.  Der  Jahresgewinn  ent- 
hält dann  nur  noch  die  Arbeits-Rente  und  den  Unter- 
nehmer-Gewinn. Ergibt  sich  nach  dem  Abzug  der  Kapital- Verzinsung 
(Kapital-Rente)  statt  eines  Betriebs-Gewinns  ein  Betriebs-Verlust,  so 
hat  der  Betrieb  dem  Unternehmer  eben  weder  die  volle  landesübliche 
Verzinsung  des  darin  angelegten  Kapitals,  noch  eine  Vergütung  für 
seine  Arbeit,  noch  für  sein  Risiko  als  selbständiger  Unternehmer  ge- 
bracht. Zu  bedenken  ist  bei  der  in  Rede  stehenden  Verzinsung  des 
eigenen  Geschäfts- Vermögens,  daß  der  an  der  Erfolgs-Rechnung  dafür 
gekürzte  Betrag  dem  Kapital-Konto,  also  der  Vermögens-Rechnung, 
zuwächst,  daß  also  auch  in  diesem  Fall  eine  interne  Zinsen- 
buchung   ohne    materielle    Wirkung    vorliegt. 

Steuerliche  Behandlung  der  Verzinsung  eigenen  Kapitals.  Selbst- 
verständlich sind  —  vom  Standpunkt  der  Besteuerung  des  gewerb- 
lichen Einkommens  —  die  vorweg  gebuchten  Zinsen  des  eigenen  Ge- 
schäfts-Kapitals dem  danach  verbliebenen  Gewinn-Beträge  als  nicht 
abzugsfähiger  Posten  hinzuzurechnen. 

Darüber  sagt  Maatz  S.  151: 

,, Vereinigt  sich  im  Gewerbe  die  Arbeit  des  Unternehmers  mit  der  Benutzung 
eigenen  Kapitals,  so  hat  er  neben  dera  Arbeitslohn  für  seine  mindestens 
leitende  Tätigkeit  und  außer  dem  Unternehmer-Gewinn,  den  jeder  andre 
hätte,  d.  h.  einer  Risikopräraie,  auch  noch  die  Verzinsung  seines  Kapitals, 
oder  richtiger,  er  spart  die  Zinsausgabe  für  das  sonst  benötigte  fremde  Kapital. 
Wollte  er  sie  vom  Gewinn  kürzen,  so  müßte  er  sie  mindestens  als  Kapital-Ein- 
kommen versteuern  (wenn  jemand  seinem  preußischen  Geschäft  Gelder  aus  seinem 
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in  einem  andern  Bundesstaate  betiiebenen  vorstreckt,  so  kann  er  die  Zinsen  ab- 
ziehen); das  Ergebnis  bliebe  also  dasselbe  (nur  bei  der  Gewerbesteuer  nicht);  auch 
ist  es  schwer  zu  bestimmen,  wie  hoch  sich  das  Kapital  im  Gewerbe  verzinst,  d.  h. 
anderseits,  wie  hoch  der  reine  Unternehmer-Gewinn  zu  bemessen  ist.  Dieser  und 
der  Kapitalzins  werden  somit  ungesondert  als  Gewerbe-Einkommen  vom  Gesetz, 
§  13  Abs.  2  Ziff.  1,  besteuert." 

Buchmäßige  Durehführuug  der  Kapital-Yerzinsungen  nicht 
empfehlenswert.  Um  die  wirkliche  Rentabilität  des  Betriebs, 
vom  Standpunkt  der  Unternehmer-Tätigkeit  aus  angesehen,  zu  er- 
kennen, muß  man  die  Zinsen  des  eigenen  Geschäfts-Kapitals 
unzweifelhaft  in  Abzug  bringen.  Dies  in  der  oben  von  mir  mit- 
geteilten, oft  üblichen  Art  buchtechnisch  jedoch  auch  durchzuführen, 
ist  nicht  empfehlenswert,  weil  die  Größe  des  in  der  Unternehmung  be- 
schäftigten eigenen  Kapitals  im  Lauf  der  Betriebs-Periode  unaufhörlich 
wechselt,  die  Verzinsung  liingegen  nur  aiif  den  jeweiligen  buchmäßigen 
Kapital-Saldo  oder  auf  den  Durchschnitt  der  letzten  Kapital-Salden 
bezogen  werden  kann  (vgl.  hierüber  die  Ausführinigen  unter  I  4  im 
II.  Kapitel).  Außerdem  wirken  zur  Erzielung  geschäftlicher  Erfolge 
viele,  von  der  Höhe  des  Geschäfts-Vermögens  ganz  unabhängige  Mo- 
mente (Konjunktur,  Modewechsel,  Kaufkraft,.  Absatzfähigkeit  usw.) 
zusammen.  Um  demnach  die  Betriebserfolgs-Gesamtzahlen  der  ein- 
zelnen Jahre  besser  mit  einander  vergleichen  zu  können,  wird  man  gut 
tun,  die  Verzinsimg  des  eigenen  Geschäfts-Vermögens  buchtech- 
nisch nicht  durchzuführen,  sich  vielmehr  darauf  zu  beschränken, 
den  Zinsenabzug  lediglich  im  Wege  einer  speziellen  Neben- 
rechnung vorzunehmen. 


10.  Abschnitt. 


Geheim-Erfolgsberechnung. 

Viele  Kaufleute  legen  Wert  darauf,  die  Bedeutung  bestimmter 
Zalilen  ihrer  Buchführung  vor  ihrem  Personal  geheimzuhalten.  Nicht 
allein  bei  Einzelkaufleuten,  nein,  auch  bei  Handelsgesellschaften  be- 
gegnet man  in  dieser  Richtung  verwirklichten  Bestrebungen.  Das 
^Mittel  dazu  ist  die  Geheimbuchführung. 

Berechtigung  der  Geheimbuchfiihrung.  Gegen  die  Geheimbuch- 
führung an  sich  ist  keineswegs  etw^as  einzuwenden,  wenn  sie  nach  den 
Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung  gehandhabt  und  nicht 
etwa  dazu  benutzt  werden  soll,  irgendwelchen  Interessenten  die  Ver- 
mögenslage oder  die  Ertragsfähigkeit  falsch  darzustellen.  Ohne  Aveiterea 
wird  man  Einzelkaufleuten  und  Personal-Gesellschaften  das  Recht  ein- 
räumen, den  Erfolg  und  gewisse  Verrüögensteile  betreffende  Zahlen  der 
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Kenntnis  des  Personals  zu  entziehen.  Vom  rechtlichen  und  buchtech- 
nisclien  Standpunkt  i>:t  dabei  nur  zu  fordern,  daß  die  Geheimbuch- 
fülirung  ausschließlich  derartig  berechtigten  Zwecken  diene,  und  daß 
sie  sich  als  korrekt  geführte  Ergänzinig  der  vom  Personal  gehandhabten 
Geschäft s-Bueliführung  erweise.^) 

Einschrilukuug  dieser  Berechtigung.  Nor  maier  weise  hat  das 
Interesse  an  geheimer  Buchführung  zu  entfallen  bei  den 
zu  öffentlicher  Rechnungslegung  verpflichteten  Kapital- 
Gesellschaften;  nämlich  bei  den  Aktien-  und  Kommauditaktien- 
Gesellschaften,  bei  den  Bankgeschäfte  betreibenden  Gesellschaften  mit 
beschränkter  Haftimg  (nach  §  41  Abs.  4  Ges. -Ges.)  und  bei  den  ein- 
getragenen Genossenschaften.  Denn  vom  Vorstand  dieser  Gesellschaften 
gelieim  geführte  Bücher  ständen  im  Widerspruch  zur  gesetzlichen  Ver- 
pflichtung zu  öffentlicher  Rechnungslegung.  Damit  ist  aber  nicht  etwa 
gesagt,  daß  auch  die  Abschlußbuchungen  und  die  spezialisierte  Bilanz 
mit  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung,  deren  Veröffentlichung  meist 
in  gekürzter  Form  geschieht,  nicht  wenigstens  insoweit  geheim  gehalten 
werden,  als  sie  nur  in  die  Hände  der  Direktion,  des  sie  fertigenden 
Buch  halterei-Vorstehers  und  wohl  auch  noch  des  Hauptbuchführers, 
sowie  schließlich  des  Revisors  gelangen,  und  als  sie  unter  besonderni 
Verschluß  gehalten  werden. 

Die  Sekretariate.  Selbstverständlich  ist  gerade  bei  Kapital-Ge- 
sellschaften, besonders  bei  großen  Aktiengesellschaften,  nicht  selten 
erhebliches  Interesse  daran  vorhanden,  dem  Personal  und  der  Kon- 
kurrenz bestimmte  Vorgänge  •  auch  der  laufenden  Geschäftsführung 
(Verträge  aller  Art,  besonders  bedeutsame  oder  besonders  geartete 
Geschäfte,  Bezugs-  und  Lieferungs-Bedingungen  u.  dgl.)  nicht  offenbar 
werden  zu  lassen.  Der  Erreichung  dieses  Zwecks  dienen  die  (nament- 
licli  bei  Banken)  immer  mehr  in  Aufnahme  kommenden  Sekretariate. 

Deren  Organisation.  Die  gesamte,  gi'oßenteils  auch  für  die  Buch- 
haltung wichtige,  geheim  zu  lialtende  Korrespondenz,  einschüeßlich 
aller  damit  zusammenhängenden  Urkunden,  gelangt  nach  erfolgter 
Kenntnisnahme  durch  die  Direktion  in  das  Sekretariat,  wo  sie  aufbe- 
wahrt wird.  Die  Aufbewahrung  geschieht  zweckmäßig  in  starken  blauen 
Aktendeckeln,  die  zur  Aufnahme  der  Schriftstücke  mit  Aktenfalzen 
versehen  sind.  An  jedem  Deckel  hängt  ein  Aktenschwanz  aus  weißem 
Karton,  der  eine  schwarze,  den  Inhalt  kennzeichnende  Aufschrift  trägt. 


1)  Unter  Geschäfts-Buchfühiung  verstehe  ich  in  diesem  Atischnitt  die 
„offene",  vom  Personal  gehandhabte  Buchführung  für  das  ,, laufende"  Ge- 
schäft im  Gegensatz  zur  Geheinihucliführung  des  Chefs.  Dieser  Gegensatz  dient 
hier  nur  als  Unterscheidungs-^h-rkiiiaJ.  Praktisch  besteht  er  nicht,  weil  die  Ge- 
heimbuchführung als  Korrelat  der  (Jeschäf tsbuclif ührung  zu  geilten 
hat. 
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Je  ein  Deckel  umschließt  entweder  die  geheim  zu  haltende  Korrespon- 
denz mit  einer  bestimmton  Firma  oder  alle  auf  ein  bestimmtes  Ge- 
schäftsobjekt (H}^)othek,  Emission  u.  dgl.)  zu  bezieliende  Schrift- 
stücke und  Urkunden.  Also  Gruppierung  nach  persönlichen 
oder  sachlichen   Gesichtspunkten. 

Alle  für  die  Buchhaltung  in  Frage  kommenden  Tatsachen  werden 
aus  den  Original-Schriftstücken  des  Seki'ctariats  auf  Buchungs-Belege 
übertragen.  Diese  Buchungs-Belege  nehmen  durch  die  Hand  des  Buch- 
halterei- Vorstehers  ihren  Weg  in  die  Buchhalterei.  Der  Text  auf  den 
Buchungs-Belegen  ist  so  knapp  bemessen,  daß  er  zum  Verständnis  der 
Buchung  hinreicht,  ohne  erkennen  zu  lassen,  was  durch  das  Sekretariat 
verborgen  werden  soll.  Die  Belege  sind  von  der  Direktion  und  dem 
Buchhalterei-Vorsteher  zu  visieren.  Nicht  visierte  Belege  dürfen 
nicht  gebucht  werden.  Die  Buchung  hat  die  Nummer  des  Buchungs- 
Belags  zu  enthalten.  Vom  Buchungs-Belag  aus  ist  der  Revisor  in  der 
Lage,  auf  die  Sekretariats-Korrespondenz  zurückzugreifen. 

Diese  korrekte  Art  der  Sekreten  Behandlung  von  Buchi;ngsunter- 
lagen  ist  in  jeder  Hinsicht  gerechtfertigt  und  unbedenklich. 

Geheimbuch  mit  Monats-Umsatzposten.  Nach  diesen  Darlegungen 
über  die  sekrete  Behandlung  buchmäßiger  Unterlagen  bei  Kapital- 
Gesellschaften  bespreche  ich  die  bei  Einzelkaufleuten  und  Personal- 
Gesellschaften  hauptsächlich  vorkommenden  Arten  der  eigentlichen 
Geheimbiachführung. 

Eine  Art  der  Geheimbuchführung,  die  als  in  erster  Linie  berechtigte 
gelten  darf,  besteht  im  wesentlichen  darin,  daß  —  immer  Doppelbuch- 
haltung vorausgesetzt ! —  der  Chef  das  Hauptbuch  allein  führt. 
In  diesem  Fall  gibt  es  im  Rahmen  der  Geschäfts-Buchführung  von 
systematischen  Büchern  mithin  nvir  die  Kasse,  die  sonstigen  Grund- 
bücher und  die  Kontokorrentbücher.  Nur  die  Kontokorrent bücher 
werden  mit  Saldo- Vorträgen  geführt.  Sonst  enthält  die  Geschäfts- 
Buchführung  jedoch  bloß  die  Umsätze  aus  der  ,, laufenden"  Geschäfts- 
Bewegung.  Die  Bilanz-Vorträge  für  die  Sachkonten  sind  nur  aus  den 
Konten  des  vom  Chef  geheim  gefülirten  Hauptbuchs  ersichtlich.  Monat- 
lich sammelt  der  Buchhalter  die  Umsatz-Posten  der  Geschäfts-Buch- 
führung in  einem  Sammeljournal  nach  einer  der  bekannten  Methoden. 
Der  Chef  baut  die  geheimen  Hauptbuch-Konten  auf  Grund  der  Bilanz- 
Vorträge  nach  dem  Sammeljournal  auf.  Das  Sammel Journal  ist 
somit  Vorbuch  zum  geheim  geführten  Hauptbuch.  Das 
Hauptbuch  heißt  deshalb  auch  Geheim  buch.  Da  die  Geheimbuch- 
Konten  vom  Chef  nur  mit  summarischen  Zahlen  aus  dem  Sammel- 
journal gespeist  werden,  für  manche  Konten,  z.  B.  Provisions-,  Zinsen-, 
Hausertrags-,  Unkosten-  und  andere  Konten,  jedoch  Interesse  an 
detailliertem  textlichen  Nachweis  über  die  Zusammensetzung  besteht 
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so  läßt  der  Chef  den  Buchhalter  derartige  Geheimbuch-Konteii  im 
Kontokorrentbucli  Posten  für  Posten  nochmals  spezialisiert  führen. 
Die  so  im  Kontokorrentbuch  geführten  Sachkonten  haben  demnach 
nicht  als  systematische  Konten,  sondern  ausschließlich  als  die  Zu- 
sammensetzung der  bezügHchen  Geheimbuch-Konten  ausweisende 
Hilfskonten  zu  gelten. 

Die  Verbindung  des  Geheimbuchs  mit  der  Geschäfts-Buchführung 
vermittelt  also  das  Sammeljournal.  Die  sich  auf  Grund  der  Bilanz- 
Vorträge  im  Geheimbuch,  der  Überträge  der  Umsatz-Posten  aus  dem 
Sammeljournal  und  des  Inventariums  für  das  Geheimbuch  ergebenden 
Abschluß-Posten  nimmt  das  vom  Chef  zu  führende  Geheim-Memorial 
auf,  woraus  sie  auf  die  Konten  des  Geheimbuchs  übertragen  werden, 
worauf  die  Geheimbuch-Konten  abschlußreif  sind. 

Der  Erwähnung  bedarf  kaum,  daß  der  Chef  die  Ergebnisse  der 
Warenlager-Aufnahme  geheim  hält.  Die  Abstimmung  der  Be- 
stände auf  Nennwert-Kontrollkonten,  z.  B.  der  Kasse,  wird  periodisch 
an  der  Hand  des  mit  einer  Bestand-Kolonne  geführten  Kassebuchs  un.d 
der  für  andere  Nennwert-Sachgüter  geführten  Skontri  vorgenommen. 
Allein  auf  Grund  der  systematischen  Bücher  der  Geschäfts-Buch- 
führung ist  dies  nicht  möglich,  weil  die  Bilanz-Vorträge  nur  aus  dem 
Geheimbuch  ersichtlich  sind. 

Konten,  deren  Bewegung  in  der  Geschäfts-Buchführung  nur 
zahlenmäßig  erkennbar,  textlich  aber  verborgen  bleiben 
soll,  wie  beispielshalber  Kapital-Konten,  Darlehns-Konten,  Hypotheken- 
Konten,  Privatzinsen-Konten  usw.,  werden  in  dieser  mit  dem  Anruf: 
Geheimbuch -Konto  gebucht.  Im  Sammeljournal  rubriziert  der 
Buchhalter  diese  Posten  gleiclifalls  unter  Geheimbuch-Konto.  Der  sie 
von  dort  ins  Geheimbueli  übernehmende  Chef  hat  für  die  richtige  Ver- 
teilung dieser  Posten  auf  die  in  Betracht  kommenden  Konten  des  Ge- 
heimbuchs zu  sorgen. 

Geht'imbelege  und  Buchungs-Belegft.  Um  die  Nachprüfung  dieser 
Verteilung  dem  Revisor  zu  ermöglichen,  ist  erforderlich,  in  jedem 
Fall  der  Verbuchung  eines  in  der  Geschäfts-Buchführung 
über  Geheimbuch-Konto  laufenden  und  dort  naturgemäß 
nur  zahlenmäßig  verbuchten  Postens  einen  Belag  zu 
schreiben,  der  über  Datum,  Gegenstand  und  Betrag  des  Postens  Auf- 
schluß gibt.  Diese,  den  Sekretariats-Belegen  wesensgleichen  Belege 
sind  in  einer  besondern  Mappe  als  Geheimbelege  alphabetisch  oder 
chronologisch  zu  ordnen  und  vom  Chef  unter  Verschluß  zu  halten. 
Der  Geschäfts -Buchhaltung  ist  die  Art  der  Verbuchung  auf  einem 
einfachen,  sich  auf  die  Angaben  des  Betrags  und  des  Kontos  beschrän- 
kenden Belag  (B u c hu ngs- Belag)  anzugeben.  Angenommen,  Karl 
Kraft  liabe  auf  das  Grundstück  des  Chefs  eine  Hypothek  von  30  000  M 
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gegeben,  deren  Betrag  Kraft  zugunsten  des  Kontos  des  Chefs  bei  der 
Diskontobank  eingezahlt  hat,  und  die  der  Chef  zur  Verstärkung  der 
geschäftlichen  Betriebsmittel  verwenden  will. 

Dann  hätte  der  Chef  zunächst  einen  Geheimbelag  folgenden  Inhalts 
zu  sehreiben: 

Diskontobank 
an  Hypotheken-Konto, 

Karl  Kraft  überwies  den  Gegenwert  der  ihm  zu  Lasten  meines 
Grundstücks    eingetragenen    erststelligen    Hypothek    an    die 
Diskontobank:  30  000  M. 
Dieser  Belag,  der  die  Nummer  116  bekommen  haben  möge,  würde 
der  Mappe  für  Geheimbelege  eingereiht  und  dadurch  dem  Einblick  des 
Personals  entzogen  werden.    Der  Buchhalter  hätte  danach  einen  Bu- 
chungsbelag folgenden  Inhalts  zu  empfangen: 
Diskontobank 
an  Geheimbuch-Konto, 

Überweismig  laut  Geheimbelags  Nr.  116  =  30  000  M. 

Dementsprechend  bucht  der  Buchhalter  im  Memorial.  Will  der 
Chef  vermeiden,  daß  der  Buchhalter  die  Gutsclu'ift  der  von  Kraft  ge- 
leisteten Zahlung  im  Bankauszuge  zu  Gesicht  bekommt,  so  steht  ihm 
frei,  den  Bankauszug  mit  dem  Bankkonto  in  der  Geschäfts-Buchführung 
selbst  abzustimmen  und  dann  den  Auszug  unter  Verschluß  zu  nehmen. 

Bei  der  Übernahme  der  Umsatzzahlen  auf  die  Geheimbuch-Konten 
hat  der  Chef,  sofern  ihm  ihre  Bedeutung  nicht  im  Gedächtnis  ist,  nur 
nötig,  die  Geheimbelege  heranzuziehen,  um  im  hier  beregten  Fall  sofort 
zu  erkennen,  daß  die  30  000  M  dem  Hypotheken-Konto  gutzubringen 
sind.  Der  Revisor  ermittelt  aus  dem  Belag  für  die  Geschäfts-Buch- 
führung ohne  \\eiteres  die  Nummer  des  Geheimbelags,  worauf  er  in  der 
Lage  ist,  die  Geheimbuchung  auf  dem  Hypotheken-Konto  als  ordnungs- 
mäßig festzustellen. 

Die  eingehende  Darlegung  der  Belags-Kontrolle  schien  mir  ange- 
bracht, weil  ich  in  dieser  Hinsicht  nicht  selten  bedenklichen  Lücken 
begegnet  bin.  Besonders  störend  werden  diese  Mängel  empfunden,  wenn 
der  Chef  verstorben  ist  und  außer  ihm  über  die  Geheimbuchungen 
niemand  Auskunft  zu  geben  vermag. 

]VIit  der  vorstehend  geschilderten  Art  der  Geheimbuchführung  wird 
erreicht,  daß  dem  Personal  der  Stand  gewisser  Konten  und  die 
Höhe   des    Reinerfolgs    verschlossen  bleibt. 

Greheimbuch  mit  Jahre s-Umsatzposten.  Diese  Wirkung  ist  jedoch 
auch  zu  erzielen  wenn  statt  der  monatlichen  Übernahme  der  Umsatz- 
Postensummen  ins  Geheimbuch  nur  die  Jahres-Umsatzzahlen 
der  ganzen  Bilanz-Periode,  also  für  Soli  und  Haben  jedes  Kontos 
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höchstens  je  eine  Zahl,  auf  die  Geheimbuch-Konten  gelangen. 
Die  rechnerische  Wirkung  auf  den  Abschluß  ist  dann  naturgemäß  die- 
selbe als  seien  sämtliche  Umsatz-Posten  aller  Monate  a\if  die  Geheim- 
buch-Konten übertragen  worden.  Die  Arbeit  ist  in  diesem  Fall  für  den 
Chef  kleiner,  weil  er  auf  jeder  Geheimbuch-Kontoseite  nicht  maximal 
zwölf,  sondern  nur  einen  Posten  zu  buchen  hat.  Der  Buchhalter  jedoch 
ist  hierbei  genötigt  die  Hauptbuch-Konten  im  Rahmen 
der  Geschäfts-Buchführung  zu  führen.  Allerdings  ohne  Vorträge, 
weil  diese  im  Geheimbuch  des  Chefs  enthalten  sind. 

Yariationen.  Gewiß  kann  man  auch  anders  verfahren.  Inwieweit 
man  den  von  mir  geschilderten  Geheimbuch-Typus  zweckmäßig  modi- 
fiziert, richtet  sich  nach  den  Aufgaben,  die  man  der  Geheimbuch- 
führung zuweist. 

Geheimbehandluug  nur  bestimmter  Konten.  Will  man  z.  B.  nur 
erreichen,  daß  dem  Personal  lediglich  die  -Höhe  des  Reinerfolgs  und 
im  Zusammenhang  damit  der  Betrag  des  jeweiligen  Kapitalkonto- 
Saldos  vorenthalten  bleibt,  so  kann  man  sich  —  das  Warengeschäft  als 
zugrunde  gelegt  gedacht  —  darauf  beschränken,  Kapital-Konto, 
Bilanz-Konto,  Gewinn-  und  Verlust-Konto  und  Waren- 
Konto  geheim  zu  führen.  Der  Buchhalter  hat  in  diesem  Fall 
sämtliche  Hauptbuch-Konten  des  „laufenden"  Geschäftsverkehrs  zu 
führen  und  abzuschließen.  Etwa  voikommende  Kapitalkonto-Posten 
laufen  in  der  Geschäfts-Buchführung  über  Geheimbuch-Konto,  Das 
Waren-Konto  führt  der  Buchhalter  ohne  Bilanz- Vortragsbestand  und 
ohne  Bilanz-Schlußbestand.  Der  Chef  übernimmt  den  Saldo  des  nur  nach 
Umsatz-Posten  vom  Buchhalter  geführten  Waren-Kontos  in  sein  Ge- 
heimbuch, worin  er  vermöge  dieses  Saldos,  sowie  des  gleichfalls  geheim 
zu  haltenden  Waren -Anfangs-  und  Schluß-Bestandwerts  den  Bratto- 
Gewinn  an  Waren  berechnet. 

Der  Buchhalter  bucht  also  —  wenn  beispielsweise  der  Haben- 
Saldo  auf  dem  Waren-Konto  90  000, —  M  beträgt  — :  Waren-Konto 
an  Geheimbuch-Konto  90  000, —  M.  Der  Chef  bucht  dagegen  im  Geheim- 
Memorial:  Hauptbuch-Konto  an  Waren-Konto  90  000,  —  Mund  über- 
trägt aus  dem  Geheim-Memorial  auf  das  Waren-Konto  im  Geheimbuch. 

Nur  das  Waren-Konto,  das  Kapital-Konto,  das  Gewinn-  und 
Verlust-Konto  und  schließlich  das  Bilanz-Konto  stehen  bei  der  hier 
beregten  Art  von  Geiieimbuchführung  somit  im  Geheimbuch.  Dagegen 
werden  die  übrigen,  in  der  Geschäfts-Buchführung  offen  geführten 
Vermögens-Teilkonten  und  Erfolgs-Konten  dort  schon  vom  Buchhalter 
auch  zum  Abschluß  gebracht.  Nur  die  das  Waren-,  Kapital-,  Ge- 
winn- und  Verlust-  und  Bilanz  Konto  betreffenden  Übernahme-  und 
Abschluß-Posten  laufen  demnach  durch  das  Geheim-Memorial.  Der 
Chef    baut   Bilanz    und   Erfolgs-Reclmung    mithin    aus  zwei 
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Quellen  auf:  in  der  Hauptsache  aus  der  Geschäfts-Buehführung  und 
nur  in  bezug  auf  die  vorgenannten  Konten  aus  der  Geheimbuchführung. 
Zu  gedenken  ist  noch  des  Privat -Kontos  des  Chefs.  Führt  der 
Chef  das  Privat-Konto  im  Geheim  buch,  so  haben  Buchhalter  und 
Kassierer  mittelst  dieses  Kontos  geschehende  Entnahmen  oder  Zu- 
führungen in  der  Geschäfts-Buchführung  (bei  Wahrung  der  oben  von 
mir  geschilderten  doppelseitigen  Belags-Kontrolle)  unter  Anrufung  des 
Geheimbuch-Kontos  zu  buchen.  Der  Chef  hat  dafür  zu  sorgen,  daß  der 
Privatkonto-Saldo  durch  eine  Geheim-Memorialbuchung  auf  das  Ka- 
pital-Konto des  Geheimbuchs  übertragen,  das  Privat-Konto  im  Ge- 
heimbuch also  ausgeglichen  wird.  Wird  das  Privat-Konto  in  der 
Geschäfts  Buchführung,  also  offen,  geführt,  so  hat  der  Buchhalter 
es  unter  Anrufung  des  Geheimbuch-Kontos  abzuschließen.  Durch  eine 
Geheim-Memorialbuchung  hat  auch  in  diesem  Fall  der  Chef  den  Privat- 
konto-Saldo auf  das  Kapital- Konto  im  Geheimbuch  zu  übertragen. 

Schlaßübersicht.      Nach    den    vorstehenden    Ausführungen    sind 
folgende  Hauptarten  der  Geheimbuchfühnnig  zu  unterscheiden: 

I.  Sämtliche  Sachkonten  (,,tote"  Konten)  werden  im 
Geheimbuch  geführt.  Die  Bilanz- Vorträge  stehen  also 
ebenfalls  nur  im  Geheimbuch  (Geheimhaltiing  der  Höhe 
des    Reinerfolgs    und   bestimmter   Konten). 

Arta:  sämtliche  Sachkonten  werden  in  den  Grund- 
büchern der  Geschäfts-Buchführung  offen  geführt, 
also  unter  ihrem  wahren  Namen  angerufen. 

Art  b:  bestimmte  Sachkonten  (z.  B.  Kapital-,  Hypo- 
theken-, Darlehns-,  Privatzinsen-  u.  dgl.  Konten)  werden  auch 
schon  in  der  Geschäfts-Buchführung  über  Geheim- 
buch-Konto geleitet,  wobei  die  Kontrolle  der  richtigen  Auf- 
teilung des  Geheimbuch-Kontos  vom  Chef  geschriebene  Belege 
vermitteln.  Derart,  daß  aus  dem  Belag  für  div^  Geschäfts-Buch- 
führung die  Nummer  des  Geheimbelags  ersichtlich  -nird,  und 
daß  die  Aufteilung  des  Geheimbuch-Kontos  der  Geschäfts- 
Buchführung  auf  die  in  Betracht  kommenden  Konten  des  Ge- 
heimbuchs nach  den  Geheimbelegen  kontrolliert  werden  kann. 
II.  Nur  bestimmte  Sachkonten  werden  im  Geheimbuch 
geführt.  Deren  Posten  laufen  in  der  Geschäfts-Buch- 
führung gemeinsam  ül^er  Geheimbuch-Konto.  Bei  der 
Aufstellung  der  Bilanz,  wie  auch  der  Erfolgs-Rechnung  stützt 
der  Chef  sich  sonach  teils  auf  die  Sachkonten  der  Geschäfts- 
Buchführung,  teils  auf  diejenigen  der  Geheimbuchführung 
(Wirkung  wie  oben  bei  I). 
Für  die  buchhalterische  Geheimbehandlung  können  sehr  viele 
Geschäfts-Vorgänge  in  Frage  kommen.    Neben  den  Zwecken  der  oben 
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bereits  angeführten  Verheimlichung  von  eigenem  Kapital,  Hypotheken, 
Darlehen  und  deren  Zinsen  wird  die  Geheimbuchhaltung  häufig  nutzbar 
gemacht,  um  die  Höhe  eigener  Akzepte,  der  Tantiemen,  der  Abschrei- 
bungen, der  aus  Geschäftsmitteln  etwa  unternommenen  Spekulationen, 
etwaiger  Lotterie-Ge^\inne,  etwaiger  Beteiligungen  u.  a.  m.  dem  Per- 
sonal vorzuenthalten. 

Fingierte  Zahh'u.  Zuweilen  wird  bei  der  Eröffnungs-Bilanz  dem 
Buchhalter  vom  Chef  die  Gesamtsumme  aller  geheim  zu  behandelnden 
Aktiva  und  diejenige  aller  geheimen  Passiva  für  das  Geheimbuch- 
Konto  der  Geschäfts-Buchführung  um  einen  bestimmten,  oft  bedeuten- 
den Betrag  zu  hoch  oder  zu  niedrig  angegeben;  angeblich,  um  dem 
Personal  die  Möglichkeit  zu  nehmen,  daß  es  die  Geheimbuchungen 
richtig  zu  deuten  vermag.  Das  für  das  Geheimbuch-Konto  der  Ge- 
schäfts-BucMührung  fingierte  Plus  oder  Mnus  wird  in  der  Geheim- 
bucliführung  vom  Chef  über  ein  zu  diesem  Zweck  dort  eingerichtetes 
fingiertes  Konto  im  Soll  und  im  Haben  zum  Ausgleich 
gegenübergestellt  und  an  und  per  Bilanz-Konto  so  lange  vorge-. 
tragen,  wie  das  erdichtete  Plus  oder  IVIinus  im  Geheimbuch-Konto  der 
Geschäfts-Buchführung  bestehen  bleibt.  Das  fingierte  Konto  der  Ge- 
heimbuchführung heißt  Konto  finto  oder  Ausgleichs-Konto, 
fiktives  Konto   oder  ähnlich. 

Dieser  Modus  ist  verwerflich.  Denn  einem  intelligenten 
Buchhalter  gegenüber  wird  mit  solchen  Mätzchen  nicht  mehr  als  mit  der 
Geheimbuchführung  auf  Grund  richtiger  Zalilen  erreicht:  gewinnt  er 
nämlich  durch  irgend  Mclche Umstände,  die  sich  vielfach  ergeben,  weil 
sie  trotz  großer  Aufmerksamkeit  nicht  immer  vermieden  werden  können, 
Unterlagen  für  die  sekret  behandelten  Zahlen,  so  wird  ihn  auf  die  Dauer 
auch  die  fingierte  Zahl  nicht  imbedingt  irreführen.  Last  but  not  least 
aber  .sollte  man  prinzipiell  vermeiden,  im  Rahmen  ordnungsmäßiger 
Buchfülirung  mit  fingierten  Zahlen  zu  arbeiten.  Wo  nicht 
gelingt,  den  Buchhalter  vermöge  einer  sich  von  vornherein  auf  richtigen 
Zahlen  aufbauenden  Geheimbuchführung  über  die  geheim  zu  haltenden 
Posten  im  unklaren  zu  lassen,  haben  nach  meinem  Empfinden  auch 
fingierte  Zahlen  ihren  Zweck  verfehlt.^) 


^)  Literatur  über  Geheimbuchführung:  Stern,  Buchhaltungs- 
Lfxikon-Artikel:  Geheimbuchhaltung  und  die  dort  angegebene  Literatur.  Ferner: 
Reisch  &  Kreibig  S.  199ff.  Kitt:  Vom  Geheimbuche  (vgl.  IL  Jahresbericht 
de.s  Verein.s  der  Wiener  Handelsakademie  1883,  S.  122 ff.).  Beigel:  Geheim- 
buchhaltung in  „Soll  und  Haben"  L  S.  Cöff.  Berliner  (Schwierige  Fälle)  IL 
S.  .31  und  löGff. 


II.  Kapitel, 

Umsatz. 


Begriffliches. 

Definition.  Ganz  allgemein  betrachtet  ist  Umsatz  als  Erfolgs- 
Faktor  jede  zum  Zweck  eines  wirtschaftlichen  Ergebnisses  herbei- 
geführte Veränderung  des  Wertes  und  der  Zusammensetzung  eines 
Vermögens. 

Umsatzarten.  Der  Umsatz-Begriff  wird  in  sehr  verschie- 
dener Bedeutung  gebraucht.  So  spricht  man  vom  Umsatz,  den 
man  im  Geschäftsverkehr  mit  einem  bestimmten  Kimden  erzielt  hat. 
In  diesem  Fall  findet  der  Umsatz-Begriff  Anwendung  auf  ein  einzelnes 
Personen -Konto,  worauf  eben  jener  Verkehr  zum  buchhalterischen 
Ausdruck  kommt.  Aber  nicht  allein  die  Personen-Konten  haben  ihren 
Umsatz.  Audi  den  Bewegungen  auf  den  Sachkonten  wird  der  Umsatz- 
Begriff  beigelegt,  und  zwar  besonders  im  Bankverkehr. 

Gesamt-Umsatz.  Als  Grundlage  für  die  Berechnung  der 
Gesamt -Umsätze,^)  die  bekanntermaßen  Anhalt  für  die  Prüfung  der 
Rentabilität  und  der  Entwicklungs-Möghchkeiten  zu  bieten  vermögen, 
ist  zu  nehmen  dasjenige  Konto,  auf  dem  die  aus  der  Betriebs-Tätigkeit 
erzielten  Roherfolge  zur  Verrechnung  kommen.  Dieses  Konto  ist  im 
Waren-Geschäft  das  Waren-Konto.  Nicht  selten  kommen 
mehrere  Konten  für  die  Umsatz-Berechnung  in  Frage.    Beispielsweise 


^)  Ich  weise  ausdrücklich  darauf  hin,  daß  in  diesem  Buch 
zum  Gesamt-Umsatz  als  einem  Erfolgs-Faktor  nur  die  der  Erfolgs- 
erzielung  unmittelbar  dienenden  Umsätze  gerechnet  werden.  Nur 
in  diesem  Sinn  pflegt  der  Kaufmann  das  Wort  ,, Umsatz"  praktisch  zu  ver- 
werten. Vorwiegend  theoretische  Bedeutung  bekommt  dagegen  der  Begriff 
des  Gesamt -Umsatzes,  wenn  man  ihn  nicht  als  Erfolgs-Faktor  betrachtet,  sondern 
ihn  auf  die  gesamte  Vermögens  -Bewegung  bezieht.  In  letztgenannter  Richtung 
kann  der  Begriff  des  Gesamt-Umsatzes  sich  für  Untersuchungen  privat- 
wirtschaftlichen  Charakters  bi'auchbar  erweisen.  Über  die  Umsatz-Be- 
rechnung in  diesem  Simie  findet  der  Leser  Näheres  in  dem  inzwischen  erschie- 
nenen Buch  von   Nick  lisch  über  Betriebslehre. 
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köniuM»  für  verschiedene  Warengattiingen  luolirorc  Waivn-Kontcii  ge- 
führt worden.  In  Bank  bei  rieben  haben  neben  anderen  Konten  Anteil 
am  Brntto-Gewinn:  Wechsel-,  Effekten-,  Konsortial-  und  Kontokorrent- 
Konten.  Im  Brauerei-Betriebe  kommen  neben  dem  Bierkonto  etwa 
für  Nebenprodukte  ceführte  Konten  in  Frage.  Bei  einer  Kohlen  för- 
dernden und  verarbeitenden  Gesellscliaft  werden  zur  Umsatz-Berech- 
nung etwa  Kohlen-,  Koks-  und  Briketts -Konten  herangezogen 
werden  müssen.    Und  so  fort. 

Um  Mißdeutungen  vorzubeugen,  sei  darauf  hingewiesen,  daß  der 
Umsatz-Begriff  hier  —  wenn  nicht  andres  bemerkt  ist  — 
als  Gesamt-Umsatz  in  der  oben  erläiiterten  Bedetitung 
aufztifassen  ist. 

Für  die  Zw'ecke  dieses  Buchs  haben  wir  zu  unterscheiden  zwischen 
Umsätzen  im  Warenhandel  (einschließlicli  des  Fabrikations-Geschäfts) 
luid  im  Bankverkehr. 

Der  Waren-Umsatz.  Die  Umsätze  im  Warenhandel  sind 
der  preis-  und  geldmäßige  Ausdruck  für  den  , .Absatz", - 
als  den  zahlenmäßigen  Ausdruck  für  die  Mengen- Angabe  der  ver- 
sandten Waren.    Der  Umsatz  ist  mithin  das  Korrelat  des  Absatzes. 

Der  bankmäßige  Umsatz.  Im  Bankverkehr  sind  die  Um- 
sätze der  zahlenmäßige  Ausdruck  für  die  Geld-  und  Kre- 
dit-Bewegung  zum    Zw^eck    der    Gew^innerzielung. 

Beide  Umsatzarten  sollen  nunmehr  teils  vom  buchtechnischcn 
Standpunkt,  teils  unter  Würdigung  ihres  Verhältnisses  zum  Erfolge 
der  Unternehmung  besprochen  werden. 


I.  Umsatz  im  Waren- Verkehr. 

1.  Allgemeines. 

Umsatz-Bedoutung  beim  Besitzwechsol.  Für  die  Beurteilung  des 
Werts  eines  Waren-  oder  Fabrikations-Geschäfts  sind  Größe  und  Ent- 
wickhnig  der  Umsätze  von  ausschlaggebender  Bedeutung.  Besonders 
bei  Geschäfts-Veräußenuigen  pflegt  deshalb  der  Käufer  sich  vom  Ver- 
käufer über  die  Umsatz-Bewegung  eingehend  informieren  zu  lassen. 

Für  den  Praktiker  von  Interesse  sind  in  diesem  Zusammenhang 
einige  gerichtliche  Entscheidungen. 

Gerichts -Kntscheidun^en   hierüber.     „Wie    bei  [einem    Hause   das  Miet- 
erträ^ni-s,  so  ist  bei  gewerblichen  Unternehmungen  und  insbesondere  bei  Wirt- 
schaf ten' der  erzielte  Jahresumsatz,  auch  wenn  es  sich  um  den  Umsatz  nur  eines 
Jahres  hand<'lt,  zu  den  Eigenschaften  der  Sa'^Ji'^  zu  rechnen.    R.G,  31.  3.  09.   Recht 
09  Nr.  2100.'  1) 


')  Kaufmann    X.  27."». 
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„Der  Kauf  eines  Geschäfts  kann  wegen  Irrtums  über  die  Höhe 
des  erzielten  Umsatzes  gemäß  B.G.B.  §  119  Abs.  2  angefochten  werden.  Wan- 
delung ist  ausgeschlossen,  da  ein  Mangel  des  gekauften  Gegenstandes  im  Sinne  des 
B.G.B.  §  459  nicht  vorliegt.  O.L.G.Hamburg29.9.08.  Hans.G.Z.  09,  Hptbl.  33.''i) 

,,Das  Berufungsgericht  ist  im  Einklang  mit  der  Rechtsprechung  des  er- 
kennenden Senats  davon  ausgegangen,  der  Umsatz  eines  Geschäfts  stelle 
nach  der  Verkehi-sauffassurg  eire  weter.tliche  Eigenschaft  dar,  die  für  die  Wert- 
schätzung des  Geschäfts  von  Wichtigkeit  und  für  den  Käufer  regelmäßig  von  be- 
stimmendem Einflusi^e  sowolil  für  den  Kaufabschluß  als  auch  für  die  Höhe  des 
Kaufpreises  sei.  R.G.  25.  (i.  07.  L.Z.  07,  651.  —  O.L.G.  Colmar  24.  10. 07. 
Recht  07,  1317."2) 

,,Bei  Nichteintreffen  der  Zusicherungen  des  Verkäufers  über  die  Höhe  des 
Waren-Umsatzes  steht  in  analoger  Anwendung  des  B.G.B.  §§  459,  433  dem 
Käufer  nach  seiner  Wahl  sowohl  das  Wandelungs-,  als  auch  unter  den  Voraus- 
setzmigen  des  B.G.B.  §  123  ein  Anfechtungsrecht  zu,  wogegen  ein  Irrtum  über 
Gewährsmängel  dem  Irrenden  kein  Anfechtungsrecht,  sondern  bloß  die  Ansprüche 
aus  §  459  gewährt.  Der  praktische  Unterschied  zwischen  jenen  beiden  Rechts- 
behelfen besteht  darin,  daß  bei  der  Wandelung  die  Auseinandersetzung  der  Par- 
teien sich  nach  den  Bestimmungen  über  den  Rücktritt  vom  Vertrage  richtet, 
sie  also  gegenseitig  das  Empfangene  zurückzuerstatten  haben,  während  bei  der 
Anfechtmig  wegen  arglistiger  Täuschung  die  Bestimmungen  über  ungerecht- 
fertigte Bereicherung  Platz  greifen.    O.L.G.  Colmar  24.  10.  07.  Recht  07,  1317."=») 

„Die  Erträgnisse,  von  Ausflugslokalen  hängen  wesentlich  von 
Witterungsverhältnissen,  der  Güte  der  Bewirtf-chaftimg,  der  Gunst  des  Publikums 
und  anderen  Zufälligkeiten  ab.  In  der  Angabe  des  Bierumsatzes  eines  einzigen 
Jahres  kann  daher  nicht  die  Zusicherung  einer  Eigenschaft  des  Grundstücks  ge- 
fimden  werden.  Die  wissentlich  falsche  Angabe  des  Bierumsatzes  verpflichtet 
den  Verkäufer  aber  zum  Schadenersatz  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Betruges. 
O.L.G.  Dresden  3.  4.08.    Sachs.  Arch.  Rpfl.  08,  560."*) 

,,Hat  der  Verkäufer  einer  Gastwirtschaft  bewußt  unwahr  den  Bierumsatz 
auf  500  hl  jährlich  angegeben,  obwohl  er  nur  125  hl  betrug,  so  ist  die  Anwendung 
des  B.G.B.  §  123  nicht  ausgeschlossen,  wenn  der  Käufer  noch^vor  dem  Vertrags- 
Abschlusse  infolge  einer  Mitteilung  des  Brauerei -Direktors  über  den  Bierumsatz 
der  letzten  drei  Monate  die  Täuschung  hätte  erkennen  können  oder  müssen. 
R.G.  23.9.08.  Recht  08,   616  Beil.  2.  "5) 

„Äußermigen ,  die  bei  dem  Verkauf  einer  Wirtschaft  von  dem  Verkäufer 
über  den  bisherigen  Bierabsatz  gemacht  werden,  enthalten  die  Zusicherung  einer 
Eigenschaft  im  Siime  des  B.G.B.  §  459  nur  daiui,  wenn  sie  die  Bedeutimg  haben, 
daß  für  einen  bestimmten  Bierumsatz  Gewähr  geleistet  werden  soll.  Sind  jene 
Äußerungen  für  den  Entschluß  des  Käufers,  zu  den  vereinbarten  Bedingungen  zu 
kaufen,  ohne  Einfluß  gewesen,  so  kann  auch  von  einem  Betrug  keine  Rede  sein. 
R.G.  11.5.07.    Recht  07,  764."«) 

Außerdem  verdient  Erwähnung  eine  Entscheidung,  die  über  die 
Bedeutung  des  Irrtums  bei  Zusicherungen  von  Umsatzzahlen  näheres 
aussagt : 

,,Der  Irrtum  macht  die  Zusichciung  nicht  unwirksam.  Wer  |eine  rechts- 
geschäftliche Zusicherung  erteilt,  nimmt  die  Gefahr  des  Irrtums  auf  sich.  Das 
Wesen  der  Zusicherung  besteht  ja  gerade  darin,  daß  der  Zusichernde  die  Richtig- 
keit der  Zusicherung  gewährleistet.    Er  muß  deshalb  für  sie  einstehen  und,  wenn 

Kaufmann  i;  X.  217.  ^)  VIII.  J88.  3)  ym.  193.  4)  x.  276.  °)  X.  222. 
«)  VIII.  250. 
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die  Zusicherung  sidi  als  unrichtig  erweist,  für  die  Folgen  aufkommen,  gleichviel, 
ob  er  die  Unrichtigkeit  gekannt  oder  die  Zusichcrug  im  guten  Glauben  an  ihre 
Richtigkeit  erteilt  hat.    O.L.G.  München  21.6.07.    Recht  07,  971." >) 

Wort  richtiger  Umsatz-Berechnungen.  Ans  diesen  Entsclieiduiigen 
wird  erkennbar,  daß  bewußt  oder  nnbewnßt  falsche  Meinungen  eines 
Kaufmanns  über  die  Höhe  seines  Geschäfts-Umsatzes  leicht  bedenk- 
liche Folgen  haben  köiuien.  Aus  diesem  Grunde  erscheint  mir  wün- 
schenswert, vor  allem  zu  erörtern,  welche  Gesichtspunkte  für  eine,  in 
jeder  Hinsicht  haltbare  Umsatz-Berechnung  aus  der  Buchhaltung  her- 
aus zur  Geltung  kommen  müssen,  und  mit  wie  verschiedenen  buchtech- 
nischen Voraussetzungen  für"  die  Umsatz-Berechnung  in  der  Praxis  des 
Geschäftslebens  gerechnet  werden  muß.  Bei  der  außerordentlichen 
Fülle  der  praktisch  möglichen  Kombinationen  von  Buchführungs- 
formen ist  eine  erschöpfende  Darstelhnig  aller  denkbaren  Voraus- 
setzungen natürlich  ausgeschlossen.  Vielmelix  muß  es  hier  darauf  an- 
kommen, die  wichtigsten  Möglichkeiten  zu  erörtern  imd  damit  den 
Weg  für  richtige  Umsatz-Berechnimgen  zu  weisen. 

2.  Umsatz-Berechnung  im  Kleinhandel. 

Barumsatz.  Am  einfachsten  gestaltet  die  Umsatz-Be- 
rechnung in  Kleinhandels-Betrieben")  sich  bei  strikte 
durchgeführtem    Prinzip   sofortiger    Barzahlung. 

In  diesem  Fall  ist  der  Umsatz  identisch  mit  der  Gesamtsumme 
aller  Kasse-Einnahmen  aus  Verkäufen.  Die  Verkaufs-Beträge 
mindernde  Abzugsposten  kommen  in  nur  gegen  Kasse  verkaufenden 
Kleinhandels-Unternehmungen  kaum  in  Frage,  weil  der  Käufer  mit 
der  Bezahlung  der  Ware  deren  befriedigende  Beschaffenheit  anerkennt, 
und  weil  —  wenn  Beanstandungen  dennoch  nachträglich  geltend  ge- 
macht werden  —  entweder  ein  gleichartiger,  fehlerfreier  oder  ein  etwa 
gewünschter  andrer  Gegenstand  geliefert,  einmal  gezahltes  Kaufgeld 
dagegen  regelmäßig  nicht  zurückgegeben  wird. 

Buchmäßige  Ermittlung  des  Barumsatzes.  Bei  einfacher  Buch- 
führung wird  man  den  Barumsatz  nach  dem  Kassebuch  berechnen 
müssen,  falls  kein  Waren-Konto  geführt  wird.  Ist  ein  Waren-Konto 
vorhanden,  und  will  man  den  Umsatz  aus  dessen  Haben-Seite  ermitteln, 
so  sind  aus  dem  Einkaufs- Verkehr  stammende  etwaige  Gegenposten 
auszuscheiden.    Welcher  Art  diese  Gegenposten  sein  können,  und  mit 


';    Kaufmann  VIII.  250. 

*)  Unter  Kleinhandel  verstehe  ich  (im  nationalökonomischen  Sinne)  den 
direkten  Absatz  an  die  Konsumenten.  Demnach  gehören  auch  Waren- 
häuser und  Versand-Geschäfte  in  die  Kategorie  der  Kleinhandels -Unter- 
nehmungen. Die  Umsatz-Höhe  hat  also  mit  dem  Wesen  des  Klein- 
handels   nicht    zu    tun. 
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welchen  Mitteln  man  sie  auf  dem  Waren-Konto  leicht  erkennbar  zu 
machen  oder  von  den  Verkaufs-Posten  zu  trennen  vermag,  werde  ich 
noch  darlegen. 

Umsatz-ErmitthiDg  bei  Bar-  und  Kredit- Verkehr.  Mehr  Aufmerk- 
samkeit erfordert  die  Umsatz-Berechnung  für  Kleinhandels-Geschäfte, 
die  teils  gegen  bar,  teils  auf  Kredit  verkaufen. 

Hier  muß  der  Jahresumsatz  aus  mehreren  Quellen  ermittelt  werden. 
Denn  die  Kredit -Verkäufe  kommen  hier  oft  in  ganz  verschiedener  Weise 
zum  buchmäßigen  Ausdruck.  Entweder  läßt  man  die  geborgten  Posten 
(,, Restanten")  sämtlich  durch  die  Kladde  (auch  Strazze  oder 
Restant en-Kladde  genannt)  laufen;  oder  man  führt  neben  der 
Restanten-Kladde,  in  der  dann  die  voraussichtlich  nur  einmal  oder  doch 
wahrscheinlich  sehr  unregelmäßig  borgende  Kundschaft  belastet  wird, 
besondere  kleine  Kontobücher  für  ,, laufend"  kaufende  und 
periodisch  (wöchentlich,  monatlich,  viertel-  oder  halbjährlich)  be- 
zahlende Kundschaft  (Monats-Kunden).  Die  Eintragungen  in 
diese  Kontobücher  werden  sogleich  bei  jedem  Einkauf  vorgenommen. 
Die  Kontobücher  sind  somit  immer  ä  jour;  sie  sind  in  erster  Linie  für 
die  Kundschaft  bestimmt.  Für  die  eigene  Buchhaltung  führt  der  Klein- 
händler entweder  Konto-Gegenbücher,  oder  er  belastet  die  periodisch 
zu  bezahlenden  Posten  im  Hauptbuch  auf  besonderen  Konten. 

Barumsatz-Korrekturen.  Die  Tatsache,  daß  Waren  auch 
auf  Kredit  verkauft  werden,  schließt  die  Umsatz-Berech- 
nung allein  auf  Grund  der  Kasseführung  aus.  Denn  zur  zu- 
treffenden Umsatz-Feststellung  sind  dann  den  Kasse-Einnahmen 
hinzuzvifügen  diejenigen  Kredit-Verkäufe,  die  in  der  Umsatz-Periode 
geschehen  sind,  aber  erst  später  bezahlt  werden,  weil  diese  Beträge 
nicht  in  der  Kasseführung  der  Umsatz -Periode,  sondern  erst  in  der 
spätem  Kasseführung  erscheinen.  Dagegen  sind  von  den  Kasse - 
Eingängen  in  Abzug  zu  bringen  Kredit- Verkäufe,  die  zwar  im 
Laufe  der  Umsatz-Periode  bezahlt  sind,  jedoch  schon  vorher  geschehen 
waren. 

Je  nach  der  Organisation  der  Buchhaltung  sind  mithin  in  Klein- 
handels-Unternehmungen, die  gegen  bar  und  auf  Kredit  verkaufen, 
folgende  Punkte  bei  der  Umsatz-Feststellung  in  Betracht  zu  ziehen: 

Losungsbuch.  In  erster  Linie  sind  —  einfache  Buchhaltung  mit 
nur  Kasse-  und  Personen-Konten  vorausgesetzt  —  sämtliche  Bar- 
losungen (auch  kurz  Losungen  genannt),  d.  h.  die  Beträge  der  an  den 
einzelnen  Tagen  der  Umsatz-Periode  im  Detail-Geschäft  erzielten  Ein- 
nahmen, aus  dem  Kassebuch  herauszuziehen  und  zu  addieren.  Empfeh- 
lenswert ist  die  Führung  eines  Losungsbuchs,  in  dem  an  jedem 
Abend  der  Losungsbetrag  notiert  wird.  Die  Buchung  im  Kassebuch 
wird  hierdurch  nicht  berührt.    Das  Losungsbuch  wird  zweckmäßig  mit 
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doppelten  Zahlenkolonnen  geführt.  In  der  Vorkolonne  werden  die 
Tiiges-Einnahmen,  in  der  Hauptkolonne  die  Monat s-Gesanitbeträge 
ausgeworfen.  Die  Monatssummen  sind  am  Jahresschluß  7a\  addieren, 
um  den  Gesamtbetrag  aller  Losungen  zu  erhalten.  Dieses  als  Beibuch 
zu  führende  Losungsbuch  bietet  somit  jederzeit  die  Möglichkeit,  sich 
über  die  Entwicklung  der  Losungen  während  der  einzelnen  Wochen  oder 
Monate  und  außerdem  über  den  Losungs-Gesamtbetrag  einer  Umsatz- 
Periode  klar  zu  werden. 

Restanteu.  Die  aus  dem  Kassebuch  oder  dem  etwa  geführten 
Losungsbuch  festgestellte  Gesamtlosung  schließt  nun  aber  —  wie  oben 
schon  angedeutet  wurde  —  ein  auch  alle  Zahlungen,  die  auf  Forderungen 
aus  früheren  Umsatz-Perioden  geleistet  sind,  wobei  demnach  ange- 
nommen wird,  daß  derartige  Restanten-Zahlungen  der  Laden-Kasse 
zufließen.  Insoweit  ist  nunmehr  die  Jahres-Gesamtlosung  zu  hoch 
ermittelt.  Denn  die  Restanten-Zahlungen  auf  vorjährige  Borg- 
schulden haben  mit  der  andern  Umsatz-Periode  nicht  zu  schaffen; 
um  sie  muß  also  die  Gesamtlosung  gekürzt  werden. 

Restanton-Kladde  und  Restanten-Liste.  Wo  die  Zahl  der  Restanten 
noch  immer  erheblich  ist,  wird  man  bestrebt  sein  müssen,  sich  auf  ein- 
fache Ai-t  Überblick  über  diese  Posten  zu  schaffen.  Am  besten  geschieht 
dies  durch  Anlage  von  Restanten- Verzeichnissen,  die  zur  Aufstellung 
eines  ordnungsmäßigen  Inventariums  ohnehin  benötigt  werden.  Die 
einen  Auszug  aus  der  Restanten-Kladde  darstellenden  Restan- 
ten-Listen  legt  man  —  für  jedes  Jahr  gesondert  —  zweckmäßig 
alphabetisch  an,  indem  man  die  Kamen  der  in  der  Restanten-Kladde  an 
den  Jahresschlüssen  offen  stehenden  Schuldner  nach  der  Zeit  der  Ent- 
stehung der  Posten  unter  dem  in  jedem  Fall  in  Betracht  kommenden 
Anfangsbuchstaben  aufführt.  Die  Tatsache  der  Bezahlung  in  den 
folgenden  Umsatz-Perioden  bringt  man  dann  zum  Ausdruck,  indem 
man  vor  den  bezahlten  Posten  das  Datum  der  Zahlung  nach  Tag  und 
Jahreszahl  mit  farbiger  Tinte  vermerkt.  Da  die  Restanten-Listen  für 
die  einzelnen  Jahre  regelmäßig  mehrere  Jahre  im  Gebrauch  sein  werden, 
ehe  sämtliche  Zahlungen  darauf  geleistet  sind,  oder  ehe  die  Gewißheit 
des  Verlustes  zweifelhafter  Posten  feststeht,  empfiehlt  es  sich,  für  die 
verschiedenen  Jahre,  in  denen  Zahlungen  auf  eine  Liste  geleistet  werden, 
nach  Möglichkeit  verschiedenfarbige  Tinten  für  das  Beisetzen  der 
Zahlungs-Daten  zu  verwenden.  Will  man  verschiedene  Tinten  ver- 
meiden, .so  kann  man  die  Zahlungen  jedes  Jahrs  in  je  einer  besondern 
Spalte  vermerken,  muß  dann  somit  so  viele  Spalten  anlegen,  wie  die 
letzte  Regulierung  Jahre  bean.sprucht. 

Nach  allem  trägt  die  Restanten-Liste  den  Charakter  eines 
Kontcs  pro  diversi. 

rnT^atzkorrcktur-Abzii^c.    Die  bei  der  Umsatz-Bereclinung  in  Ab- 
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zug  zu  bringenden,  auf  Restauten-Saldi  früherer  Jalire  im  letzten 
Jahr  geleisteten  Zahlungen  sind  aus  den  Restanten-Listen  jener  Jahre 
ohne  weiteres  zu  ermitteln. 

Umsatzkorrektur- Zuschläge.  Im  Gegensatz  zu  diesen  Abzügen 
kommen  nun  noch  Zuschläge  zu  den  Barlosungen  in  Frage, 
wenn  der  Umsatz  korrekt  berechnet  werden  soll.  Wie  schon  gesagt 
wurde,  beziehen  diese  Zuschläge  sich  auf  alle  in  der  Umsatz-Periode 
ausgeführten  Kredit -Verkäufe,  die  jedoch  erst  in  einer  der  folgenden 
Umsatz -Perioden  bezahlt  werden.  x\ls  derartige  Zuschlags-Posten 
sind  anzusehen : 

die  im  Lauf  der  Umsatz-Periode  entstandenen,  an  deren  Schluß 
noch  unbezahlten  Forderungen  an  Restanten. 
Deren  Feststellung  ist  mit  der  Herstellung  der  Restantenliste  des 
letzten  Umsatz jahrs  ohne  weiteres  gegeben. 
Weitere  Zuschlags-Posten  sind: 

die    an    Monats-Kunden    und    etwaige    ..Engros "-Kundschaft 
(Wiederverkäufer)    während    der    Umsatz-Periode    abgesetzten 
Warenwerte,   soweit  sie  am   Perioden-Schluß   noch   unbezahlt. 
oder   soweit  die  darauf  geleisteten  Zahlungen  nicht   zur   Bar- 
losung gerechnet  worden  sind. 
Der  Umsatz-Zuschlag  für  die  Verkäufe  an  die  Monats-  und  ,.Engros"- 
Kunden  muß  nach  den  Konto-Gegenbüchern  der  Monats-Kundschaft 
oder  nach  den  Personen-Konten  berechnet  werden,  falls  nicht  Verkaufs- 
bücher  solche  Feststellung  gestatten.     Dabei  ist  zu  beachten,  ob  die 
während    der    Umsatz- Periode    auf    derartige    Lieferungen   geleisteten 
Zahlungen  zur  Barlosung  gerechnet  worden  sind.    Ist  das  geschehen, 
so  dürfen  folgerichtig  nur  die  in  den  Konto-Gegenbüchern  oder  auf  den 
Personen-Konten    noch    ungedeckt    stehenden,    aus    der    fraglichen 
Umsatz-Periode  stammenden  Verkaufs-Posten  zur  Umsatz-Zuschlags- 
berechnung herangezogen  werden.    Da  solche  Auszüge  aus  den  Konten 
oder    Konto-Gegenbüchern    aber    sehr    umständlich    wären,    empfiehlt 
es  sich,  die  Zahlungen  der   Monats-  oder  Engros-Kundschaft 
in     der     Kasse    von    den    Losungen    getrennt,    etwa  in    besondrer 
Spalte,  auszuwerfen.    Der  Umsatz  wäre  in  diesem  Fall  gleich  den  Bar- 
losungen zuzüglich   der  Konti-Belastungen  für  Lieferungen  aus  dem 
letzten  Jahr  abzüglich  der  Zahlungen  auf  vorjährige  Lieferungen. 

Das  wäre  zu  sagen  über  die  Umsatz-Berechnung  in  Kleinhandels- 
Unternehmungen  mit  Bar-  und  Kredit- Verkäufen,  deren  buchhalterische 
Darstellung  mittelst  einfacher  Buchhaltung  ohne  Waren-Konto  ge- 
schieht. 

Wert  des  Waren-Kontos  für  die  Umsatz-Berechnung.  Die  Umsatz- 
Berechnung  wird  einfacher,  wenn  ordnungsmäßig  geführte 
Waren-Konten    vorhanden    sind".    Denn  dann  laufen  sowohl  die 

Müller-Kalkberge,  Erfolgsrechnung.  9 


230  Umsatz. 

Laden-Losungen,    wie  auch  die  Umsätze  mit  der  Kredit  heischenden 
Monats-  und  .,Engros"-Kundschaft  über  Waren-Konto. 

Zuschläge  und  Ahzügo  bei  dieser  3Iethode.  Gewiß  wird  aber  auch 
die  nach  dem  Waren-Konto  stattfindende  Umsatz-Berechnung  der  uns 
schon  bekannt  gewordenen  Korrektur-Posten  bedürfen. 

Am  Schhiß  der  L'msatz- Periode  werden  also  dem  Waren-Konto 
zuzuschlagen  sein:  alle  Posten  der  für  diese  Periode  aufzustellenden 
Restanten  Liste,  weil  diese  am  Jahresschluß  noch  unbezahlten 
Kladden-(Restanten-)Posten  der  Umsatz-Periode  im  Haben  des  Waren- 
Kontos  noch  fehlen. 

Dagegen  müssen  subtrahiert  werden:  alle  während  der 
L^msatz-Periode  geleisteten  Zahlungen  auf  Posten  aller  früheren  Restan- 
ten-Listen,  weil  diese  als  Teile  der  Barlosungen  zu  Unrecht  über  das 
Waren-Konto  der  Umsatz-Periode  gelaufen  sind. 

Diese  auf  das  Waren-Konto  bei  einfacher  Buchhaltung  zu  be- 
ziehenden Bemerkungen  gelten  auch  für  das  im  Rahmen  der  Doppel - 
buchhaltung  geführte  Waren-Konto. 

Das  Restanten-Konto.  Bei  doppelter  Buchhaltung  wird  man 
zweckmäßig  ein  Restanten  Konto  als  L'nterabteilung  des  Konto- 
korrent-Kontos im  Hauptbuch  führen.  Dieses  Restanten-Konto  wird 
am  Jahresschluß  zugunsten  des  Waren-Kontos  für  alle  aus  dem  letzten 
Jahr  stammenden  Restanten-Salden  belastet  und  für  alle  auf  Restanten- 
Salden  früherer  Jahre  gezahlten  Beträge  zu  Lasten  des  Kasse- 
Kontos  erkannt,  so  daß  sich  aus  dem  Restanten-Konto  —  in  Überein- 
stimmung mit  den  Gesamtsalden  sämtlicher  Restanten-Listen  —  der 
jeweilige  Restanten-Gesamtsaldo  für  die  Bilanz  ergibt. 

Für  die  Umsatz-Berechnung  im  Kleinhandel  kommen  außer  den 
angeführten  Abzugs-  und  Zuschlags-Posten  noch  andere,  wie  Differenzen, 
Stonii,  Retouren,  Fastagen  u.  dgl.,  in  Frage,  die  jedoch  erst  bei  der  Be- 
sprechung der  Umsatz-Berechnung  im  Großhandel  gewürdigt  werden 
sollen,  für  den  sie  von  größerer  Bedeutung  sind. 

Hindernisse  korrekter  Umsatz-Berechnungen  im  Kleinhandel.  Hier 
sollte  zunächst  auf  die  Besonderheiten  der  Umsatz-Berechnung  im 
Kleinhandel  hingewiesen  werden.  Wenn  dies  manchem  vielleicht  zu 
ausführlich  geschehen  ist,  darf  als  Grund  dafür  angeführt  werden,  ein- 
mal die  durchaus  ungleichartige  Auffassung  vom  Wesen  des 
Umsatzes,  der  man  im  Kleinhandel  vielfach  begegnet,  und  zu  der 
das  Nebeneinander  von  Bar-  und  Kredit-Geschäften,  von  Restanten-, 
Monats-  mid  Händler-Kundschaft  leicht  Veranlassung  gibt:  und  sodaim 
die  Tatsache,  daß  die  Buchführung  in  KIcinhandels-Untemehmungen 
häufig  im  argen  liegt.  Diese  von  mir  nicht  selten  beobachtete  Tatsache 
ist  nicht  zuletzt  zurückzuführen  auf  die  intensive  Arbeitsvereinigung, 
zu  der  die  Detaillisten  regelmäßig  gezwungen  sind.    Deren  Sorge  ist 
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auf  ihnen  wiclitigere  luul  näher  liegende  Dinge,  wie  beispielsweise  den 
persönlichen  Verkehr  mit  der  Kiuidschaft,  die  Einkaufs-Dispositionen 
inid  das  Kassewesen,  gerichtet.  Der  Prinzipal  wird  sich  demgemäß  auf 
die  seines  Erachtens  notwendigsten  buchhalterischen  Arbeiten  be- 
schränken, an  deren  Erledigung  das  Laden-Personal  in  seiner  freien 
Zeit  mitwirkt.  Zur  hinreichenden  Beschäftigung  eines  ausschließlich 
buchhalterisch  tätigen  Angestellten  ist  der  Umfang  der  buchhalterischen 
Arbeiten  oft  zu  klein.  Die  für  den  Vollkaufmann  gesetzlich  vorgeschrie- 
benen Inventarisierungen  inid  Bilanzierungen  können  von  den  De- 
taillisten oft  beim  besten  Willen  nicht  geleistet  werden.  Zur  Inanspruch- 
nahme des  §39  Abs.  3  H.G.B.  fühlen  deshalb  gerade  sie  sich  in  erster 
Reihe  gedrungen. 

Ans  allen  diesen  Gründen  und  besonders  in  den  Fällen,  wo  Bilanzen 
selten  oder  niemals  aufgestellt  worden  sind,  wird  gerade  in  Kleinhandels- 
Unternehmungen  dem  Umsatz  die  Rolle  eines  Maßstabs  für  den  Ge- 
schäftswert zuerteilt. 

Scheingründe  für  die  Gleichsetzimg  von  Umsatz  und  Bareinnahmen. 
Zu  den  vorstehenden  Ausführungen  sei  schließlich  noch  eines  Ein^\■ands 
gedacht,  den  Anhänger  der  Gewohnheit,  den  Umsatz  nach  den  Kasse- 
Eingängen  zu  berechnen,  erheben  könnten,  indem  sie  geltend  machen, 
den  im  Lauf  der  Umsatz-Periode  kreditierten,  jedoch  erst  nachher  be- 
zahlten Verkaufs-Posten,  die  also  bei  der  Gleichsetzung  von  Umsatz 
und  Einnahme  nicht  berücksichtigt  würden,  ständen  gegenüber  die- 
jenigen Verkäufe,  die  in  der  voraufgegangenen  Umsatz -Periode  aus- 
geführt, aber  erst  in  der.  der  L^msatz-Berechnung  jeweilig  zugrunde 
zu  legenden  Periode  bezahlt  sind.  Es  fände  also  zwischen  den 
Jahren  ei  n  Ausgleich  statt,  tind  deshalb  könnte  die  Kasse-Einnahme 
getrost  als  Maßstab  für  den  Umsatz  der  auch  auf  Kredit  verkaufenden 
Waren-Geschäfte  gelten. 

Bedenken  dagegen.  Dieser  Einband  erscheint  im  ersten  Augenblick 
plausibel.  Bei  näherer  Betrachtung  spricht  indessen  mancherlei  gegen 
seine  Berechtigvmg. 

Zunächst  ist  keineswegs  die  Regel,  daß  die  Kredit-Inanspruch- 
nahme in  den  einzelnen  Jahren  derartig  sich  gleicht,  um  für  sie  einen 
Ausgleich  zwischen  den  Jahren  annehmen  zu  dürfen.  Vielmehr  ist  die 
Gesamthöhe  der  Kredit-Inanspruchnahme  abhängig  von  der  allge- 
meinen Wirtschaftslage,  von  der  Zunahme  oder  Abnahme  der  Abnehmer- 
zahl und  last  but  not  least  von  der  ,, Bonität"  hinzugekommener  oder 
abgesprungener  Kunden. 

Aber  noch  etwas  andres  spricht  gegen  die  Berechnung  des  Um- 
satzes nach  den  Kasse-Eingängen.  Wer  so  verfährt,  wird  der  eben  be- 
sprochenen Fehlerquelle  eine  neue,  etventuell  beträchtliche  hinzufügen 
für  den  Fall,  daß  Ausfälle  an  Forderungen  eingetreten  sind.  Diese 
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Verluste  können  als  unbezahlte  Verkäufe  in  der  Kasse  natürlich  nicht 
zum  Ausdruck  kommen.  Der  nach  der  Kasseführung  berechnete  Umsatz 
wird  mithin  um  jene  Beträge  zu  niedrig,  und  alle  an  die  Umsatzzahl 
geknüpften  Erwägungen  und  Berechnungen  werden  insoweit  falsch. 
Es  soll  keineswegs  geleugnet  werden,  daß  zuweilen  in  der 
Praxis  alle  Bedingungen  gegeben  sind,  die  eine  Berech- 
nung der  Umsätze  nach  den  Kasse-Einnahmen  gestatten. 
Ich  glaube  aber  schon  mit  den  bisherigen  Darlegimgen  bewiesen  zu 
haben,  daß  Momente,  die  leicht  erhebliche  materielle  Bedeutung  er- 
langen können,  unbedingt  gegen  die  allseitige  Berechtigung  dieser  Art 
Umsatz-Feststellung  sprechen.  Besonders  dann,  wenn  der  Umsatz  zur 
Grundlage  von  Rechtshandlungen  (Geschäftsverkauf,  Provisions-Fest- 
stellungen, die  Umsatzhöhe  tangierende  Prozesse  u.  dgl.)  gemacht 
werden  soll,  dürfte  die  Umsatzhöhe  nicht  den  Kasse-Einnahmen  gleich- 
gesetzt werden  können.  Umsoweniger,  wenn  nicht  die  Umsatzhöhe 
einer  fortlaufenden  Kette  von  Umsatz-Perioden,  sondern  nur  diejenige 
eines  Jahrs  oder  gewisser,  von  einander  getrennt  liegender  Jahre  er- 
mittelt werden  muß.  Dann  könnte  die  Umsatz-Berechnung  nach  der 
Kasseführung  in  bezug  auf  Kredit  gebende  Waren-Geschäfte  leicht 
unangenehme  Folgen  haben.  Es  sei  denn,  daß  die  so  errechneten 
Umsätze    ausdrücklich    als    Einnahmen    bezeichnet    werden. 

3.  Umsatz-Berechnung  im  (xroßhandel. 

Begriffliches.  Hiernach  soll  die  Umsatz-Berechnung  im  Groß- 
handel beleuchtet  werden,  wobei  unter  Großhandel  der  Absatz  an 
Wiederverkäufer  und  Weiterverarbeiter  verstanden  werden 
soll.  Wie  der  oben  gegebene  volkswirtschaftliche  Begriff  des  Klein- 
handels, nimmt  auch  die  vorstehende,  für  den  Großhandel  geltende 
Definition  auf  die  Größe  und  den  Umsatz  der  Unternehmungen 
keine   Rücksicht. 

Nicht  selten  sind  Kleinhandels-  und  Großliandels-Geschäfte  in 
einer  Unternehmung  vereinigt.  Oft  handelt  es  sich  bei  dieser  Vereinigung 
um  Großhandel  mit  den  am  Orte  der  Unternehmung  oder  doch  in  dessen 
Nähe  ansässigen  Händlern.  Außerdem  kommt  dabei  häufig  auch  Groß- 
handel in  Form  des  Absatzes  an  Haiisierer  in  Frage. 

Derartiger  Vereinigungen  verschiedener  Handels-Tätigkeit  inner- 
halb einer  Unteriiehmung  ist  gelegentlich  der  Besprechung  der  Umsatz- 
Ermittlung  für  Kleinliandels-Geschäfte  schon  gedacht  worden. 

Da  im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  alle  in-der  geschäftlichen  Praxis 
möglichen  oder  vorkommenden  Kombinationen  und  Abstufungen  be- 
rücksichtigt werden  können,  soll  nunnu-hr  die  Umsatz- Berechnung  mir 
noch  bezogen  werden  auf  Großhandels-Unternehmungen  in  Gestalt  reiner 
Handelsgeschäfte  und  Fabrikgeschäfte  mit  örtlich  ausgedehnter  Kund- 
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Schaft,  Den  Betrachtungen  soll  die  Doppel -Buchhaltung  zugrunde- 
gelegt werden.^) 

Voraussctzuug,  Vorteil  und  Nachteil  indirekter  Verbuchung  der 
Barverkäufe.  Vorausgesetzt  wird,  daß  nicht  allein  auf  Kredit  expedierte, 
sondern  ebenso  vom  Lager  durch  die  Kundschaft  persönlich  entnommene 
und  etwa  auch  sogleich  bezahlte  Waren  über  die  Kontokorrent-Konten 
der  Käufer  geführt  werden,  wobei  die  Kasse  also  nicht  direkt  zu- 
gunsten des  Waren-Kontos,  sondern  indirekt  zugunsten  des 
Kontokorrent-Kontos  belastet  wird. 

Dieses  Verfahren  bietet  doppelten  Vorteil :  erstens  wird  die  Gesamt- 
Umsatzberechnung  für  die  Unternehmung  auf  Grund  nur  eines  Kontos, 
des  Waren-Kontos,  ermöglicht;  sodann  läßt  das  Kontokorrent- 
Konto  jedes  Kunden  den  mit  ihm  gemachten  Umsatz  lückenlos  er- 
kennen, was  nicht  möglich  wäre,  wenn  gegen  sofortige  Barzahlung 
vom  Lager  entnommene  Posten  durch  die  Kasse  gleich  zugunsten  des 
Waren-Kontos  verbucht  werden  würden.  Denn  damit  würde  das  Konto- 
korrent-Konto des  Käufers  ausgeschaltet.  Mit  der  Heranziehung  des 
Kontokorrent-Kontos  für  die  Verbuchung  sofort  bar  bezahlter  Waren- 
Entnahmen  ist  allerdings  eine  Vermehrung  der  buchhalterischen 
Arbeit  verbunden,  weil  neben  der  Kasse-Belastung  (Kasse  an  Konto- 
korrent) noch  nötig  werden :  die  Verbuchung  des  Rechnungs-Betrags  im 
Memorial  oder  im  Verkaufsbuch  (Kontokorrent  an  Waren)  und  außer- 
dem die  dazu  gehörigen  beiden  Übertragungen  aufs  Kontokorrent- 
Konto,  während  andernfalls  die  Buchung:  Kasse  an  Waren  genügen 
würde.  Immerhin  wird  diese  Mehrarbeit  gerechtfertigt  durch  den 
Vorteil,  auf  den  einzelnen  Personen-Konten  und  auf  dem  Waren-Konto 
eine  stets  vollständige  Umsatz- Übersicht  zu  haben,  was  die  zu- 
treffende Beurteilung  der  Bedeutung  des  Kimden  erleichtert. 

Aber  trotz  indirekter  Verbuchung  der  Barverkäufe  sprechen  den- 
noch verschiedene  Gründe  gegen  die  Möglichkeit,  aus  der  Haben-Seite 
des  Waren-Kontos  allein  und  ohne  weiteres  den  Umsatz  zu  berechnen, 

Einfluß  der  Grundbücherführung  auf  die  Umsatz-Berechnung.  Zu- 
nächst ist  nämlich  jedesmal  zu  prüfen,  nach  welcher  buchhalte- 
rischen Methode  die  Grundbücher  geführt  und  wie  die  Über- 
tragungen aus  ihnen  gehandhabt  werden.  Nur  andeutungsweise  braucht 
an  dieser  Stelle  daran  erinnert  zu  werden,  wie  verschieden  das  Waren- 
Konto  im  Hauptbuch  aussieht;  je  nachdem,  ob  es  die  Posten  aus  einem 
Sarameljournal  oder  direkt  aus  den  einzelnen  Grundbüchern  empfängt. 
Daß  die  Monats-Posten  aus  Sammel-  oder  aus  Tabellen-Journalen  für 


^)  Die  folgenden  Ausführungen  über  „Umsatz-Berechnung  mit  ge- 
teiltem Waren-Konto"  habe  ich  gekürzt  in  der  Z.  f.  Hw,  u,  Hp.  IV.  S.  300 ff. 
vorweg  veröffentlicht. 
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das  Haben  des  Waren-Kontos  außer  den  eigentlichen  Verkaufs-Posten 
noch  manclierlei  andere  Posten  enthalten,  daß  dagegen  bei  unmittel- 
barer Übertragung  aus  den  Grundbüchern  ins  Hauptbuch  die  Ver- 
kaufs-Posten von  den  übrigen  leicht  zu  scheiden  sind,  wenn  Verkaufs- 
bücher geführt  werden,  ist  bekannt. 

Aber  selbst,  wenn  die  Gesamtsumme  der  Verkaufs-Rechnungs- 
beträge für  eine  Umsatz -Periode  festgestellt  ist,  wird  man  regelmäßig 
noch  andere  Posten  addieren  oder  subtrahieren  müssen,  um  zu  einem 
richtigen  Umsatz-Ergebnis  zu  gelangen. 

Die  Umsatz-Berecliiiuiig  störende  Posten.  So  erscheinen  auf  der 
Haben-Seite  des  Waren-Kontos  die  Beträge  für  Abzüge  aller  Art, 
die  an  Lief eranten- Rechnungen  gekürzt  werden,  falls  sie  nicht  über 
Dekort-  und  Skonto-Konto  laufen.  Ferner  werden  im  Haben  des 
Waren-Kontos  verbucht  Retouren  an  Lieferanten.  Weder  die  Abzüge, 
noch  die  Lieferanten-Retouren  gehören  als  solche  zum  Umsatz-Ergebnis. 
Wohl  aber  ist  dies  der  Fall  bei  Buchungen,  die  infolge  nachträglich  in  den 
Verkaufs-Rechnungen  festgestellter  Rechenfehler  vorgenommen  werden 
müssen,  wenn  die  Rechnungs-Beträge  infolge  der  Fehler  zu  niedrig  ge- 
lautet haben.  Last  but  not  least  ist  der  Storni-  und  Umbuchungs- 
Posten  zu  gedenken,  die  auf  der  Haben -Seite  des  Waren-Kontos  leicht 
von  Bedeutung  werden  können. 

Jedoch  auch  auf  der  Sollseite  des  W^aren-Kontos  kommen  oft 
Posten  vor,  die  bei  der  Umsatz-Berechnung  berücksichtigt  werden 
müssen. 

Dahin  gehören  z.  B.  gewisse,  im  folgenden  noch  zu  präzisierende 
Abzüge,  sodann  von  der  Kundschaft  empfangene  Retouren,  ferner  auch 
hier  Storni-  und  Umbuchungs-Posten,  Verkaufsrechnungen  betreffende 
Fehler-Korrekturen,  schließlich  noch  Rückvergütungen  von  solchen 
Auslagen,  die  in  den  Verkaufs-Reclinungen  mit  belastet  worden  waren. 

Je  nach  Art  der  Führung  des  Waren-Kontos  wird  die  Berück- 
.sichtigung  solcher  Posten  bei  der  Umsatz-Berechnung  sich  verschieden 
gestalten.  Wünschenswert,  ja,  bei  manchen,  zahlenmäßig  bedeutenden 
Posten  unerläßlich  wird  solche  Berücksichtigung  jedoch  initer  allen 
Umständen,  wenn  man  den  Umsatz  korrekt  berechnen  will. 

Besonders  gilt  dies  von  den  Retouren-  und  den  Storni-Posten. 
Kuudcn-Retouren.  Auf  der  Sollseite  des  Waren-Kontos  stehen  die 
von  der  Kundschaft  gemachten  Rücksendungen  von  Waren,  Em- 
ballagen und  Fastagen  (Kunden-Retouren).  Soweit  die  Fasta- 
gen und  Emballagen  in  den  Verkaufs-Rechnungen  belastet  waren, 
mindern  sie,  wenn  sie  von  der  Kundschaft  zurückgesandt  werden,  den 
Umsatz  in  der  zurückvergüteten  Wert  höhe.  Von  gleicher  Wirkung  auf 
den  Umsatz  sind  von  der  Kundschaft  zurückgesandte  Waren  (auch 
Retourwaren  oder,  nicht   weniger  häßlich.   ,, Rückwaren"  genainit). 
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Die  Differenz  zwi^clieii  eleu  der  Kundschaft  bei  der  Lieferung  be» 
lasteten  Emballagen-  und  Fastagen-Beträgen  und  den  ihr  bei  der  Rück- 
sendung vergüteten  Beträgen  ist  Überschuß  oder  Ertrag,  der  in 
den  Verkaufsrechnungs-Beträgen  der  Haben-Seite  des  Waren-Kontos 
als  Umsatz- Anteil  zur  Geltung  kommt.  Sofern  für  zurückgesandte 
Waren  geringere  Preise  als  die  bei  der  Lieferung  berechneten  vergütet 
werden,  gilt  das  gleiche  auch  für  die  retournierten  Waren. 

Gründe  für  Kunden-Iietouren.  Nach  der  Art  der  verkauften  Artikel 
richtet  sich  der  L^mfang,  den  die  zurückgesandten  Waren  durchschnitt 
lieh  oder  etwa  zu  bestimmten  Jahreszeiten  annehmen.  So  werden  dem 
Verderben  leicht  ausgesetzte  Waren  zu  erheblichen  Retouren  Veran- 
lassung geben  können.  Man  denke  beispielsweise  an  Konserven,  die 
—  nach  minderwertiger  Ernte  oder  als  Folge  technischer  Mängel  beim 
Zubereitungs-Verfahren  —  nicht  selten  zu  außerordentlich  umfang- 
reichen Rücksendungen  zwingen.  Andere  Waren,  wie  etwa  Kvirz- 
waren,  werden  zurückgesandt,  weil  sie  in  Maß,  Form  oder  Qualität 
nicht  nach  ,,  Auf  gäbe"  geliefert  sind.  Auch  über  das  bestellte  Quantum 
hinaus  gesandte  mid  berechnete  Ware  wird  oft  zurückgegeben. 

Die  Rücksendungen  von  Emballagen  und  Fastagen  sind  gleich- 
falls von  der  Art  der  darin  beförderten  Artikel  in  erster  Linie  abhängig. 
Weiter  aber  auch  davon,  ob  und  gegebenenfalls  zu  welchen  Bedingungen 
sie  gutgeschrieben  werden.  In  Kisten  oder  Fässern  zu  verladendes 
Stückgut  wird  Emballagen-  oder  Fastagen-Retouren  reichlich  zur  Folge 
haben.  Unverpackt  oder  in  Originalpaketen  wagenladungs weise  ver- 
sandte Waren  werden  solche  Retouren  ausschließen.  Die  Vergütung 
franko  zurückgesandter  Emballagen  und  Fastagen  in  voller  Höhe  der 
in  Rechnung  belasteten  Beträge  wird  stärkern  Anreiz  zu  Retouren 
bieten,  als  die  Gutschrift  von  nur  Bruchteilen  der  berechneten  Preise. 
Maßgebend  für  den  Entschluß  zu  Fastagen-  und  Emballagen-Retouren 
wird  neben  der  Frage  nach  der  Höhe  der  dafür  zu  erwartenden  Gut- 
schrift in  nicht  letzter  Linie  auch  die  anch-e  nach  deren  Verhältnis  zur 
Höhe  der  bei  der  Rücksendung  entstehenden  Transport-Spesen,  sowie 
endlich  auch  danach  sein,  mit  welchem  Nutzen  die  Fastagen  und  Em- 
ballagen sich  etwa  am  eigenen  Platze  unter  Ersparung  der  Frachtspesen 
verwerten  lassen . 

Aus  allen  diesen,  hier  nur  der  Andeutung  bedürftigen  Momenten 
folgt  zur  Genüge,  daß  der  Umfang  von  Kunden-Retouren  nach  Branche 
inid  Geschäftsführung  sehr  stark  schwanken,  daß  also  die  Berücksich- 
tigung solcher  Retouren  bei  der  Umsatz-Berechnung  verschiedene  ma- 
terielle Bedeutung  haben  wird. 

Kunden-Retouren  aus  vorjährigen  Lieferungen.  Sehr  oft  werden 
nicht  nur  Waren,  sondern  vor  allem  Emballagen  und  Fastagen  erst 
nach    dem    Ablauf    derjenigen    L'msatz-Periode    retourniert    werden, 


136  Umsatz. 

innerhalb  deren  sie  der  Kmidschaft  geliefert  oder  berechnet  Avorden 
sind.  Dann  werden  mithin  vom  Brutto-Umsatz  aus  Verkäufen  eines 
Jahrs  Retouren-Posten,  die  sich  auf  Lieferungen  aus  frülieren  Jahren 
bezielien,  in  Abzug  gebracht.  Streng  genommen  müßten  demnach  die 
einzehien  Retouren  gegenüber  dem  Brutto-Umsatz  des  Jahrs,  in  dem 
die  Lieferungen  stattgefunden  haben,  verrechnet  werden.  Das  Wiäre 
jedoch  praktisch  kaum  durchführbar,  Aveil  damit  eine  zeit- 
raubende Arbeit  verbunden  sein  würde,  mit  der  das  Ziel  zu  teuer  er- 
kauft werden  müßte.  Theoretisch  denkbar  ist  diese  genaue  Re- 
touren-Verteilung  außerdem  nur  unter  der  Bedingung,  daß  der  Umsatz 
eines  Jahrs  erst  nach  Verlauf  längerer  Zeit  unter  genauer  Verteilung 
der  Kunden-Retouren  berechnet  werden  soll.  Denn  eine  frühere 
derartige  Berechnung  ist  schon  deshalb  ausgeschlossen,  weil  der  Um- 
fang der  noch  zu  erwartenden  Retouren  nicht  vorausgesehen  werden 
kann.  Regelmäßig  wird  dieses  Moment  ohnehin  kaum  nennenswerte 
Bedeutung  haben.  Besonders  dann  nicht,  wenn  mit  einer  gewissen 
Gleichmäßigkeit  der  Brutto-Umsätze  sich  auch  eine  solche  der  Kunden 
Retouren  verbindet.  Dann  kann  ein  Ausgleich  zwischen  den 
Jahren  angenommen,  der  Abzug  auf  Kunden-Retouren  also  in  bezug 
auf  das  Jahr  der  Retouren-Buclmng  vorgenommen  werden.  Selbst- 
verständlich kann  und  wird  es  Ausnahmefälle  geben,  wo  eine  nach  Mög- 
lichkeit genaue  Verrechnung  der  Kunden-Retouren  im  Verhältnis  zu 
den  einzelnen  Jahres-Umsätzen  angezeigt  ist.  Das  ist  beispielsweise  in 
der  Konservenbranche  denkbar,  wenn  beträchtliche  Teile  des  Gesamt- 
Absatzes  wegen  Bombierens  der  Dosen  von  den  Abnehmern  zurück- 
gegeben werden,  und  wenn  die  Verbuchung  solcher  Rücksendungen 
erst  in  dem  der  Lieferinig  folgenden  Geschäftsjahr  vorgenommen  zu 
werden  vermag. 

Die  der  Kundschaft  für  zurückgesandte  Emballagen  und 
Fastagen  vergüteten  Beträge  waren  entweder  in  den  Verkaufs-Rech- 
nungen besonders  berechnet,  also  im  Brutto-Umsatz  enthalten,  oder  sie 
waren  in  den  Verkaufs-Rechnungen  nicht  besonders  angesetzt. 

Beziehung  der  Emballage-Konditionen  zum  Umsatz.  Der  letzt- 
genannte Fall  ist  stets  gegeben,  wenn  die  Verkaufs-Kondition  auf 
,,frei  oder  franko  Emballage"  gelautet  hat.  Mit  dieser  Kondition 
ist  entweder  verbunden  die  Abmachmig,  daß  Emballagen  und  Fastagen 
nicht  zurückgenommen  werden,  oder  daß  die  Zurücknahme  zu  einem 
angemes.senen  Preise  erfolgt,  dessen  Höhe  prozentualiter  ausgedrückt 
werden  kann,  wenn  der  Wert  in  der  Rechnung  außerhalb  der  Zahlen- 
Kolonne  vermerkt   wird. 

Auf  den  ersten  Blick  könnte  man  versucht  sein,  zu  glauben,  daß 
in  den  Verkaufs-Rechnungen  nicht  berechnete  Emballagen  und  Fastagen 
bei  ihrer  etwaigen  Rücksendung  durch  die  Kundschaft  vom  Brutto- 
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Umsatz  nicht  abgesetzt  weixlen  dürfen.  Dieser  Schluß  wäre  unzu- 
treffend, weil  er  auf  der  falschen  Voraussetzung  beruhen  würde,  nicht 
besonders  berechnete  Emballagen  und  Fastagen  ständen  in  keiner  Be- 
ziehung zum  Brutto-Umsatz.  Diese  Voraussetz\ing  wäre  deshalb  falsch, 
weil  der  Lieferant  die  Emballagen  und  Fastagen  selbstverständlich  im 
Warenpreise  zum  Ausdruck  bringen  muß,  wenn  er  sie  nicht  verschenken 
will.  Daß  die  Preise  der  Verpackungsmittel  oft  nicht  besonders  in  An- 
satz gebracht,  daß  dagegen  die  Waren- Verkaufspreise  entsprechend 
höher  kalkuliert  werden,  kann  aus  geschäftspolitischen  Interessen  oder 
Branche-Gewohnheiten  geschehen . 

Müssen  sonach  bei  präziser  Umsatz-Berechnung  scheinbar  unbe- 
rechnete Emballagen  und  Fastagen  im  Fall  ihrer  Rücksendung  init  den 
dafür  vergüteten  Werten  dem  Brutto-Umsatz  entgegengesetzt  werden, 
so  ist  dies  iim  so  mehr  nötig  bei  denjenigen  zurückgesandten  Ver- 
packungs-Retouren,  die  in  den  Verkaufs-Rechnungen  besonders  be- 
rechnet worden  waren.  Werden  diese  zum  vollen  Faktura- Ansatz  ver- 
gütet, so  findet  insoweit  Minderung  des  Umsatzes  statt;  Averden  sie 
dagegen  zu  Bruchteilen  des  Fakturenpreises  (oft  zwei  Drittel  des  Fak- 
turenpreises, wenn  nicht  Schadhaftigkeit  weitere  Abzüge  gestattet) 
zurückgenommen,  dann  ist  —  worauf  schon  hingewiesen  wurde  —  der 
zurückvergütete  Betrag,  als  Umsatz-Minderung,  der  auf  der  Haben- 
Seite  effektiv  verbleibende  Überschuß -Rest  dagegen  als  Gewinn 
und  zugleich  als  Umsatz-Anteil  anzusehen.  Als  Umsatz- Anteil  aus 
dem  Grunde,  weil  der  aus  der  Retouren- Vergütung  fließende  Gewinn  als 
Zuwachs  zu  dem  beim  Verkauf  berechneten  Warenpreise  gedacht 
werden  muß.  Denn  tatsächlich  war  der  Waren- Absatz  Voraussetzung 
für  die  Möglichkeit  des  Gewinns  aus  den  Retouren. 

Retourenbücher.  Um  sich  über  die  Gesamthöhe  der  Kunden- 
Retouren  stets  genaue  Rechenschaft  geben  zu  können,  ist  empfehlens- 
wert die  Führung  von  Nebenbüchern,  die  man  als  Retouren- 
Bücher,  Retouren-Kladden,  Fastagen-Bücher  oder  ähnlich 
bezeichnet.  Diese  Retouren-Bücher  werden,  der  Art  des  Geschäfts- 
Betriebs  entsprechend,  verschieden  eingerichtet.  Regelmäßig  werden 
sie  jedoch  Übereinstimmnug  mit  der  Fülirung  des  Einkaufsbuchs 
zeigen.  Aus  diesen  Nebenbüchern  wird  periodisch  ins  Memorial  über- 
tragen mit  dem  Buchungssatz:  Waren-Konto  an  Kontokorrent-Konto 
(Kunden-  oder  Debitoren-Konto).  Man  kann  das  Retourenbuch  natür- 
lich auch  sogleich  zum  Grundbuch  erheben,  indem  man  ihm  den  er- 
forderlichen Buchungssatz  voranstellt.  Von  dem  dann  Retouren- 
Memorial,  Retouren-Journal  oder  ähnlicli  heißenden  Retourenbuch 
überträgt  man  periodisch  ins  Sammeljournal  oder  —  wenn  solches  nicht 
gefülirt  wird  —  direkt  ins  Hauptbuch.  Wird  ein  Retourenbuch  nicht 
geführt,  sondern  laufen  die  Retouren-Posten  mit  den  übrigen  Memorial- 
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Posten  duivluMuaiuler.  so  empfiehlt  sich  die  Einrichtung  eines  Retour- 
waren-Kontos im  Hauptbuch,  worü])er  die  Kunden -Retouren  ge- 
leitet werden,  und  dessen  Saldo  periodisch  auf  das  noch  zu  erörternde 
Umsatz-Konto  übertragen  wird. 

Kommissionswaren.  Daß  zurückgesandte  Kommissionsware 
von  den  Kunden-Retouren  zu  scheiden  ist,  bedarf  nur  der  Andeutung. 

Statistische  Verwertnuis:  der  Kunden-Retouren.  SchließUch  sei 
nochmals  darauf  hingewiesen,  daß  nicht  selten  aie  Kundenretouren- 
Gesamtbeträge  im  Verhältnis  zum  Brutto-Umsatz  kaum  nennenswert 
sind.  Wenn  die  Organisation  der  Buchführung  die  genaue  und  be- 
queme Feststellung  der  bezüglichen  Beträge  gestattet,  sollte  man  sie 
bei  der  Umsatz-Berechnung  immerhin  mit  veranschlagen;  sei  es 
auch  nur  in  Form  der  folgenden  Gegenüberstellung,  deren  Zahlen  der 
Buchführung  einer  Landesprodukten-Großhaudlung  entnommen  sind: 


1900 

1901            1902      1      1903      '      1904            1905 

Umsätze  aus 
Verkäufen : 

821  863,43  870  345,76j760  472,29 

825  132,67  958  784,45  900  941,19 

Dagegen 

R  e  1 0  u  r  n  i  e  r  t  e 
Waren : 

14  032,96 

12  461,24 

13  376,44 

15  565,56    13  853,63 

15  058,52 

Retournierte 

Emballagen  und 

Fastagen : 

2  441,15 

2  718,85 

2  533,25 

2  519,35 

2  198,90 

1  900,50 

Umsatz-Ermittlung  mit  oder  ohne  Kunden-Retouren.  Die  Frage 
nach  dem  Verhältnis  zwischen  Umsatz  und  Kunden-Retouren  kann 
zwiefach  beantwortet  werden.  Geht  man  von  dem  Standpunkt  aus, 
der  Umsatz  als  der  geldmäßige  Ausdruck  des  Absatzes  sei  allein  dem 
Gesamtwert  der  Verkäufe  gleichzusetzen ,  weil  danach  die  Absatz- 
fähigkeit der  Waren,  also  die  Entwicklung  und  voraussichtliche  Ent- 
wicklungsfähigkeit der  Unternehmung  zu  beurteilen  wäre,  so  wird  man 
geneigt  sein,  den  Umsatz  ohne  Rücksicht  auf  Kunden-Retouren  zu 
berechnen. 

Diese  Auffa.ssung  läßt  aber  außer  acht,  daß  die  Kundschaft  — 
soweit  die  Verkaufsbedingungen  dem  nicht  entgegenstehen  —  in  der 
Lage  ist,  die  mit  ihr  erzielten  Umsätze  durch  berechtigte  Retouren  zu 
mindern. 

Unbedingt  wird  man  die  Kundenretouren- Beträge  bei  der 
Umsatz-Berechnung  i  n  Abzug  bringen  müssen,  wenn  man  die  Umsatz- 
zahlen in  Beziehung  zu  den  Geschäfts-Unkosten  setzen  will. 
Dann  wirken  die  Retouren  doppelt  auf  das  Ergebnis.  Einmal  ver- 
ringern sie  als  Abzugs-Posten  den  Umsatz,  und  sodann  sind  auf  den 
kleinern  Umsatz  erhöhte  Unkosten  zu  beziehen,   weil  die  Bearbeitung 
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der  Kunden-Retourcii,  wie  z.  B.  in  bedeutenden  Kurzwaren-Handlun- 
gen, zu  dem  Zweck  ausschließlich  oder  teilweise  anzustellendes  Per- 
sonal erforderlich  macht. 

Auch  beim  Vergleich  des  Brutto-Gewinns  au  Waren  mit 
dem  Gesamt -Umsatz  wird  man  die  Kunden -Retouren  bei  der 
Umsatz-Berechnung  absetzen  müssen,  weil  sie  als  Sollposten  des 
Waren-Kontos  den  Brutto-Gewinn  an  Waren  mindern. 

Storni-Posten.  Neben  den  Kunden-Retouren  können  für  die  Um- 
satz-Berechnung bedeutungsvoll  werden  die  Storni-Posten. 

Begriff.  Als  Storno -Posten  bezeichnet  man  jede  Buchung,  die 
den  Zweck  hat,  in  der  Buchführung  festgestellte  Übertragungs-  und 
Rechenfehler  aufzuheben. 

Die  Technik  des  Stornierens  auf  Grund  aller  denkbaren  praktischen 
Fälle  darzulegen,  gehört  hier  nicht  zum  Thema. ^) 

Storni  als  Umsatz- Abzugsposten.  In  diesem  Zusammenhang  ist  nur 
hervorzuheben,  daß  Storni-Buchungen,  die  über  die  Haben-Seite  des 
Waren-Kontos  geführt  werden,  den  Umsatz  zu  Unrecht  erhöhen,  bei 
der  Umsatz-Berechnung  also  ausgeschieden  werden  müssen,  und  daß 
im  Soll  des  Waren-Kontos  stehende  Storni-Posten  vom  Umsatz  der 
Haben -Seite  insoweit  zu  subtrahieren  sind,  als  sie  Gegenbuchungen 
für  dort  zu  Unrecht  gebuchte  Verkauf srechnungs-Beträge  darstellen. 

Übertrags-  oder  Umbuchungen.  Auch  die  Übertrags-  oder 
Umbuchungen  können  auf  die  Haben -Seite  des  Waren-Kontos  ver- 
mehrend einwirken.  Vorzugsweise  werden  Pro visions- Umbuchungen 
solche  Vergrößerung  der  Warenkonto-Habenseite  herbeiführen.  Bei- 
spielsweise dann,  wenn  für  eigene  Agenten-Tätigkeit  empfangene  Pro- 
visionen vom  Haben  des  Provisions-Kontos  aus  irgend  einem  Grunde 
ins  Haben  des  Waren-Kontos  übertragen  würden;  oder  wenn  solcher 
Übertrag  sich  bezöge  auf  Provisionen,  die  unsere  Agenten  von  uns 
empfangen  hätten,  und  die  bisher  dem  Waren-Konto  zur  Last  ge- 
schrieben waren,  von  dem  sie  aber  ins  Soll  des  Unkosten-  oder  des 
Provisions-Kontos  übernommen  werden  sollen. 

Bunte  Buchungen.  Beide  Arten  Provisions-Posten  müßten 
bei  der  Umsatz-Berechnung  ausgeschieden  werden. 

Um  Storni,  Umbuchungen,  Kunden-Retouren  und  andere,  noch  zu 
nennende  Postenarten,  die  den  Brutto-Umsatz  mindern,  auf  dem 
Waren-Konto  leicht  zu  erkennen,  kann  man  sie  dort  mit  verschieden- 
farbigen   Tinten  buchen.    Solche  bunten  Buchungs-Posten  werden 


1)  Näheres  darüber  findet  der  Leser  in  der  Z.  f.  hw.  F.  III.  S.  537—540. 
Ferner  bei  Stern  (Buchhaltungs-Lexikon):  Artikel  ,, Fehlerverbesserung  in  der 
Buchhaltung"  und  ., Storno".  Außerdem- in  der  Rundschau  für  G.m.b.H. 
1910.    Nr.  3,  S.  107—110. 


140  Umsatz. 

in  den  Grundbüchern  und  Kt)iitokorrentbüchern  zur  Charakterisierung 
der  genannten  Postenarten  unzweifelhaft  sehr  nützheh  sein.  Auf  den 
Hauptbucli-Konten,  also  auch  auf  dem  Waren-Konto,  werden  bunte 
Buclnuigen  jedoch  nur  anwendbar  sein,  wenn  sie  aus  den  Grundbüchern 
direkt  dahin  übertragen  werden.  Wird  dagegen  aus  dem  Saunnel- 
journal  ins  Hauptbuch  übertragen,  so  gehen  die  Einzelposten  in  den 
Gesamtsummen  auf  und  können  mithin  auf  den  Hauptbuch-Konten 
nicht  besonders  gekeiuizeichnet  werden. 

Umsatz-Berechnung  mit  geteiltem  Waren-Konto.  Als  zweckmäßiges 
Mittel,  den  Netto-Umsatz  korrekt  und  ohne  Schwierigkeit  zu  berechnen, 
ist  die  an  sich  öfter  geübte  Teilung  des  Waren -Kontos  nach 
folgenden  Gesichtspunkten  zu  empfehlen: 

Das  Umsatz-Konto.  Man  zweige  vom  Waren-Konto  ab  ein  andres 
Hauptbuch-Konto,  das  den  Namen  ,,Unisatz-Konto"  führen  möge. 
Auf  diesem  Umsatz-Konto  verbuche  man  in  erster  Linie  alle  Verkäufe. 
Außerdem  leite  man  darüber  alle  Posten,  die  man  als  umsatz mindernd 
oder  umsatzmehrend  erachtet  wissen  will.  Wie  in  den  vorstehenden 
Ausfüllrungen  wiederholt  gesagt  worden  ist,  wird  man  manche  Posten- 
arten, z.  B.  Kunden-Retouren,  in  besonderen  Fällen  nicht  unbedingt 
in  Beziehung  zum  Umsatz  zu  setzen  brauchen.  Bei  andrer  Sachlage 
wird  man  dies  aber  tun  müssen.  Vor  allem  kommt  es  bei  der  Verteilung 
der  Posten  darauf  an,  welchem  Zweck  die  Umsatz-Berechnung  vor- 
nehmlich dienen  soll. 

Am  Schluß  jeder  Umsatz-Periode  ist  der  Saldo  des  Umsatz- 
Kontos  auf  das  Waren-Konto  zu  übertragen,  das  dadurch 
vollständig  wird,  weil  ihm  vorher  nur  diejenigen  Posten  zuerteilt  worden 
sind,  die  mit  der  Umsatz-Berechnung  nicht  zu  schaffen  haben. 

Schema  des  geteilten  Waren-Kontos.  Unter  Berücksichtigung  der 
bisher  dargelegten  Anschauungen  und  der  noch  anzuführenden  weiteren 
Gründe  wäre  die  Verteilung  der  Posten  über  Waren-Konto  und  Um.satz- 
Konto  etwa  in  folgender  Zusammenstellung,  mit  der  auf  absolute 
Vollständigkeit  kein    Anspruch   gemacht   werden    soll,   durchzuführen : 

Soll  Waren -Konto  Haben 


Warenlager-Vortragswert. 

Abzüge  aller  Art  an  Lieferanten- 
Rechnungen  einschl.  Skonto-Ab- 
züge, falls  kein  Dekort-  und 
Skonto-Konto  geführt  wird. 

Beträge  der  Lieferanten-Rechnun- 
gen. 

Den   Lieferanten  aus   Differenzen 
in  den  Einkaufs-Rechnungen  zu- 
stehende Gutschriften. 

Rücksendungen  an  Lieferanten  in 
Form  von  Waren,  Fastagen  und 
Emballagen  (Lieferanten-Retou- 
ren). 
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Soll                                          Waren 

-  Konto                                       Haben 

Kursdifferenzen    aus   Devisen -Re- 
gulierungen. 

Differenzen  aus  Einkaufs-Rech- 
nungen zu  Lasten  der  Lieferan- 

Gegebene Provisionen. 

ten. 

Abzüge  der  Kimdscliaft  in  Gestalt 
von : 

Kursdifferenzen  aus  Devisen-Re- 
gulierungen. 

1)  Vergütung  auf  Schwund, 

2)  desgl.  auf  Leckage, 

3)  Dekorten, 

4)  Skonti  und  Porti. 

N.B. :  3  und  4  nur  über  Waren- 
Konto,     wenn     ein     besondres 
Dekort-  und  Skonto-Konto  nicht 
geführt  wird. 

Bei  Kunden-  oder  Lieferanten-Re- 

Empfangene  Provisionen. 

Erlös  aus  Emballagen-  &  Fastagen- 
Verkäufen  im  Gegensatz  zum 
Erlös  aus  Waren -Verkäufen 
(Brutto-Umsatz). 

Storni  von  Lieferanten-Rechnungs- 
Beträgen. 

touren  entstandene  Spesen. 

Andere  Storni  und  Umbuchungen, 

Bei  Einkäufen  und  Verkäufen  auf 
Grund    entsprechender    Kondi- 

soweit sie  den  Umsatz  nicht 
beeinflussen. 

tionen  selbst  zu  tragende: 
1.  Emballagen-    &  Fastagen- 
Kosten. 

Saldo-Übertrag  vom  Umsatz - 
Konto. 

2.  Transport-Kosten    aller    Art 
einschl.  Versicherungs-Kosten, 

3.  Zoll-  und  Steuer-Kosten,  so- 
weit solche  Kosten  von  den 
Lieferanten  nicht  aus  irgend 
einem  Grunde  verauslagt  und 
deshalb  bereits  in  den  End- 
beträgen der  Einkaufs-Rech- 
nungen  enthalten  sind. 

Wert  des  Warenlagers  am  Bilanz - 
tage. 

Storni  und  L^mbuclnmgen,  soweit 
sie   den    L^msatz    nicht   beein- 
flussen. 

Lagerspesen. 

Absatzorganisations-Kosten. 

Abschreibungen . 

Brutto-Gewinn  oder  Verlust. 


142 


rinsatz 


Soll 


Umsatz- Konto 


Haben 


Abzüge  der  Kundschaft  in  Gestalt 
von: 

1.  Preisdifferenzen, 

2.  Gewichts-Differenzen. 

3.  Rabatt, 

4.  zu  Unrecht  belasteten  Fracht - 
Spesen.  Emballagen-  und  Fas- 
tagen-Beträgen, 

5.  sonstigen,  der  Kundschaft  auf 
Grund  von  Rechenfehlern  u. 
dgl .  zustehendenGutschi  if  ten . 


Von  der  Kundschaft  empfangene 
Rücksendungen  (K  u  n  d  e  n  -  R  e  - 
touren)  in  Form  von: 

1.  Waren, 

2.  Emballagen  und  Fastagen. 

Den  Brutto-Umsatz  zu  Recht  min- 
dernde Storni  und  Umbuchun- 
gen. 

Rückvergütungen  von  etwa  für 
die  Kundschaft  verauslagten 
Transport-,  Versicherungs-,  Zoll-, 
Steuer-  und  ähnlichen  Kosten, 
weil  diese  in  den  Verkaufs- 
Rechnungen  zuucächst  belastet 
sind ,  zufolge  der  Rückvergütung 
von  Seiten  der  Kundschaft  die- 
ser jedocii  wieder  gutgeschrieben 
werden  müssen,  womit  eine  ent- 
sprechende Umsatz -Minderung 
einhergeht. 


Beträge  der  Verkaufs-Rechnungen 
(Brutto-Umsatz). 

Den  Brutto-Umsatz  zu  Recht  er- 
höhende Storni  und  Umbu- 
cluuigen. 


Der  Kundschaft  auf  Grund  von 
Rechenfehlern  oder  sonstigen 
Differenzen  in  den  Verkaufs- 
Rechnungen  nachträglich  zu  be- 
lastende Beträge. 


Saldo- Übertrag  auf  Waren -Konto. 

Den  Umsatz  nicht  berührende  Abzüge.  Ergänzende  Bemerkungen 
zu  der  Verteilung  sind  nur  noch  nötig  in  Bezug  auf  die  im  Soll  des 
Umsatz-Kontos  und  des  Waren-Kontos  spezifizierten  Abzüge.  Daß 
Abzüge  der  Kundschaft  auf  Schwund,  Leckage,  Dekorte,  Skonti 
und  Porti  nicht  dem  Umsatz-Konto,  sondern  —  falls  Dekorte,  Skonti 
und  Porti  nicht  über  Spezial-Konten  geführt  werden  —  sogleich  dem 
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Waren-Konto  zu  belasten  sind,  wird  verständlich,  wenn  man 
bedenkt,  daß  alle  diese  Abzüge  keinerlei  Beziehung  haben  zu  den  be- 
rechneten Verkaufspreisen,  aus  deren  Midtiplikation  mit  den  Absatz- 
Quantitäten  der  Umsatz  sieh  ergibt.  Um  irrigen  Auffassungen  vorzu- 
beugen, betone  ich,  daß  unter  De  kort  hier  nicht  etwa  berechtigte 
Rabatt-  oder  Preisabzüge,  sondern  mehr  oder  weniger  Avillkürliche, 
z.  B.  zum  Zweck  des  Rechnungs-Ausgleichs  vorgenommene  Abzüge 
gemeint  sind. 

Umsatzminderüde  Abzüge.  Umsatz  mindernd  wirken  dagegen  die 
zunächst  auf  dem  Umsatz-Konto  zu  verbuchenden  Abzüge,  als  deren 
Vertreter  ich  in  der  Verteilungs-Ubersicht  genannt  liabe:  Preis-  imd 
Gewichts-Differenzen,  Rabatt,  Rechenfehler  u.  dgl..  der  Kundschaft  zu 
Unrecht  belastete  Frachtspesen,  Emballagen-  und  Fastagen-Beträge. 
In  allen  diesen  Fällen  ist  die  Tatsache  der  Umsatz -Minderung 
evident:  Preisdifferenzen,  Rabatte  und  Rechenfehler  beziehen  sich  auf 
ganz  bestimmte  Einzelbeträge  in  den  Verkaufs-Rechnungen,  die  in- 
soweit zu  hohe  Umsatz- Anteile  liefern.  Rechenfehler  oder  sonstige 
Differenzen  können  bekanntermaßen  auch  umgekelirt,  nämlich 
Umsatz  erhöhend  wirken,  wenn  sie  der  Kundschaft  zur  Last  fallen; 
sie  erscheinen  dann  im  Haben  des  Umsatz -Kontos,  wo  sie  in  der  vor- 
stehenden Übersicht  verzeichnet  sind.  Daß  ferner  Frachtspesen,  Em- 
ballagen- und  Fastagen-Beträge,  die  in  den  Verkauf srechnungs-Summen, 
also  auch  im  Brutto-Umsatz  liegen,  von  diesem  zu  kürzen  sind, 
wenn  sie  —  zufolge  unberechtigter  Anrechnung  —  der  Kinidschaft 
wieder  gut  gebracht  werden  müssen,  ist  selbstverständlich. 

Auch  die  Gewichts-Differenzen  mindern  den  Umsatz. 
Gemeint  sind  hier  mit  Gewichts-Differenzen  zu  Ungunsten  der  Kund- 
schaft diejenigen  Beträge,  die  sich  auf  Irrtümer  bei  der  Gewichts-Fest- 
stellung oder  bei  der  Fakturierung  der  festgestellten  Gewichte  gründen, 
so  daß  um  diese  Beträge  der  Rechnungs-Betrag  und  damit  der  Umsatz 
zu  hoch  wird.  Mit  der  Gutschrift  derartiger  Differenz-Beträge  ist  dem- 
gemäß die  Umsatz-Minderung  gegeben.  Diese  Gewichts-Differenzbeträge 
stehen  im  Gegensatz  zu  den  aus  Leckagen  und  Schwund 
resultierenden  Posten,  die  zum  Umsatz  keine  Beziehung  haben,  und  die 
deshalb  gleich  über  Waren-Konto  zu  verbuchen  sind. 

Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  mehrere  Umsatz-Konten  der 
vorbesprochenen  Art  ohne  Schwierigkeiten  geführt  werden  können, 
wenn  es  darauf  ankommt,  den  Netto -Umsatz  nach  Artikel- Gat- 
tungen nachzuweisen.  Den  verschiedenen  LTmsatz-Konten  gegenüber 
genügt  nur  ein,  sämtliche  Umsatz-Kontensaldi  aufnehmendes  Waren- 
Konto,  wenn  nicht  auch  die  Rohgewinne  nach  Waren -Gattungen  ge- 
trennt berechnet  werden  sollen,  was  jedoch  meist  zweckmäßig  sein  wird, 
so  daß  dann  zu   jedem  Waren-Konto   ein   Umsatz-Konto  gehört. 
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4.  Der  Umsatz  als  Vergleichs-Maßstab. 

Die  aus  der  Umsatz-Berechnung  gewonnenen  Resultate  werden 
immer  häufiger  in  Beziehung  gesetzt  zu  anderen  Faktoren  der  Unter- 
nehmung. Die  aus  solchen  Vergleichs-Berechnungen  gewonnenen 
Prozentzahlen  oder  Indexzahlen  geben  bei  zweckniiäßiger  statistischer 
Verwertung  interessante  Aufschlüsse  über  Wert  und  Werdegang  kauf- 
männischer Unternehmungen . 

Es  gehört  nicht  zur  Aufgabe  dieser  Untersuchungen,  derartige 
Vergleichs-Berechnungen  selbst  vorzunehmen.  Vielmehr  soll  hier  nur 
ein  Überblick  über  die  Gesichtspunkte  gegeben  Averden,  nach  denen 
jene  Vergleiche  angestellt  werden  können.  Im  Anschluß  daran  soll  die 
Bedingtheit   der  Vergleichs-Ergebnisse  gezeigt  werden.^) 

Vergleiehsmöglichkeiten.  Kapital,  Gesamterfolg  und  Erfolgs- 
Faktoren  können  beispielsweise  zum  Umsatz  in  Vergleich  gesetzt 
Averden.  Und  zwar  kann  man  das  Kapital  als  Reinvermögen  (Besitz 
minus  Schulden),  oder  nur  das  Betriebs-Kapital,  oder  den  Warenlager- 
wert oder  dgl.  auf  den  Umsatz  beziehen. 

Umsatz-Schnelligkeit.  Besonders  lehrreich  ist  die  Division  des 
Gesamt -Umsatzes  durch  den  Warenlagerwert.  Der  Quotient 
aus  dieser  Rechnung  ist  gleichzusetzen  der  Umsatz-Schnelligkeit. 
Demi  er  läßt  erkennen,  wie  oft  das  gesamte  Waren-Lager  im  Lauf  der 
Umsatz-Periode  zum  Zweck  der  Gewinnerzielung  umgesetzt  worden  ist. 

Die  Häufigkeit  des  Umsatzes  auf  die  Zahl  der  die  Umsatz-Periode 
ausmachenden  Tage  bezogen,  ergibt  den  Zeitraum,  innerhalb  dessen 
der  Warenlagerwert  je  einmal  umgesetzt  worden  ist.  Beispiel:  Gesamt- 
umsatz innerhalb  eines  Jahrs:  125  000  M.  Wert  des  Waren-Lagers: 
25  000  M.  Demnach  Umsatz-Schnelligkeit :  (125  000  M  :  25  000  M  =) 
5,  d.  h.  fünfmal  im  Jahr  oder  je  einmal  in  (365  :  5  =)  73  Tagen  ist  der 
Waren-Lager\\ert  umgesetzt  worden. 

Aus  folgenden  Gründen  müssen  solche  Resultate  aber  sehr  cum 
grano  salis  betrachtet  werden : 

Durchschnittscharakter  der  Resultate.  Vor  allem  hat  man  sich 
gegenwärtig  zu  halten,  daß  der  Wert  des  Waren-Lagers  regel- 
mäßig ein  auf  nur  zwei  Zahlen  beruhender  Durchschnittswert  sein  wird: 
nämlich  das  arithmetische  Mittel  aus  dem  Wert  des  Waren-Lagers  zu 
Beginn    und  aus  dem  am  Ende  der  Umsatz-Periode.    Einigermaßen 


^)  Über  .solche  Vergleichs-Berechnungen  handeln  z.  B. :  Ehlers:  Kredit- 
genos-senschaftlich«!  Probleme.  (Veröffentlicht  im  ,,Thüiien-Archiv"  von  Pro- 
fessor Richard  Ehrenberg.  I.  S.  775 ff.)  Pohle:  Probleme  aus  dem  Leben  eines 
industriellen  (woßbetriebs.  (Rostocker  Dissertation)  (190.5)  8.  55ff.  Sch<är:  Eine 
Bilanzstudie.  (Veröffentlicht  in  der  Z.  f.  hw.  F.  IV.  S.  476 ff.)  Heinzerling: 
Prüfunfr  und  Kritik  einer  Bilanz  (1908)  S.  9ff.  Vintzc^lberg:  Einanzicruji^'  und 
Bilanz  (H)()6)  S.  7—9. 
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zuverlässig  könnte  die  Umsatz-Schnelligkeit  jedoch  nur  berechnet 
werden,  wenn  die  Warenlagerwerte  jedes  Tags  der  Umsatz-Periode 
bekannt  sein  und  rechnerische  Verwertung  finden  können  würden. 

Das  ist  im  Waren-Handel  natürlich  ausgeschlossen.  Es  sei  denn, 
daß  es  sich  um  vielleicht  nur  einen  Spezialartikel  handelt,  dessen  Lager- 
wert  in  wenigen  Minuten  festgestellt  und  berechnet  werden  kann.  Öfter 
wird  im  Warenhandel  schon  möglich  sein  die  monatliche  Feststellung 
des  Lagerwerts,  der  im  Bankverkelir  im  großen  und  ganzen  die  monat- 
liche Feststellung  der  Bestände  entspricht.  In  solchen  Fällen  kann  bei 
der  Berechninig  der  Umsatz-Schnelligkeit  schon  das  arithmetische 
Mittel  aiis  dreizehn  Bestandwerten  (Anfangsbestand  zuzüglich  der 
zwölf  Endbestände)  zugrunde  gelegt  werden. 

Lager-Dauer  im  einzelnen.  Aber  auch  bei  genauester  Berechnung 
der  Umsatz-Schnelligkeit  muß  man  sich  stets  vergegenwärtigen,  daß 
die  Resultate  fast  immer  nur  Durchschnitts-Resultate  auch  insofern 
sein  können,  als  die  Lager-Dauer  der  einzelnen  Artikel  nach  Branche 
und  Art  des  Geschäfts  außerordentlich  verschieden  zu  sein  pflegt. 
Das  in  unentbehrlichen  Nahrungsmitteln  angelegte  Kapital  wird  bei- 
spielsweise öfter,  als  das  in  entbehrlichen  Schmuck-Gegenständen 
ruhende  umgesetzt  werden.  Kostbare  Qualitäten  desselben  Gegen- 
stands werden  im  allgemeinen  langsamem  Absatz  als  wohlfeile  finden. 
Daß  Lage  des  Geschäfts  mid  soziale  Zusammensetzung  der  Kundschaft 
in  diesen  Richtungen  einflußreiche  Faktoren  sind,  braucht  nicht  weiter 
begründet  zu  Averden. 

Einfluß  der  Wertansätze.  Bei  der  Berechnung  der  Umsatz-Schnellig- 
keit ist  außerdem  zu  beachten,  daß  die  Feststellung  der  zugrunde  zu 
legenden  Umsatzhöhe  sich  danach  zu  richten  hat,  inwieweit  bei 
Wahrung  der  gesetzlichen  Bewertvmgs- Vorschriften  die  Bilanz - 
Ansätze  sich  am  Bilanztage  mehr  den  im  Laufe  der  Umsatz-Periode 
gezahlten  E inka vif s preisen  oder  den  im  gleichen  Zeitraum  erzielten 
Verkaufspreisen  nähern.  Dies  wird  abhängen  davon,  ob  nach  §  40 
oder  §  261  H.G.B.  zu  bilanzieren  ist  und  demnach  auch  davon,  welcher 
Art  die  Konjunktur-Schwankungen  sind,  die  für  die  Bewertungshöhe 
etwa  maßgebend  werden.  Auch  hier  wird  es  in  der  unendlich  mannig- 
faltigen Praxis  Fälle  geben,  die  einen  auch  nur  annähernd  klaren  Über- 
blick über  diese  Frage  vereiteln.  Würde  es  sich  im  großen  und  ganzen 
bei  der  bilanziellen  Bewertung  um  die  während  der  Umsatz -Periode 
erzielten  Verkaufspreise  handeln,  so  könnte  der  nach  den  Verkauf s- 
Erlösen  berechnete  Umsatz  zur  Berechnung  der  Umsatz-Schnelligkeit 
herangezogen  werden.  Neigen  hingegen  die  in  Betracht  kommenden 
Bewertungssätze  mehr  zu  den  gezahlten  Einkaufspreisen,  so  ist  logisch 
und  rechnerisch  richtig,  den  nach  den  erzielten  Verkaufspreisen  berech- 
neten Umsatz  verhältnismäßig  gekürzt  für  die  Berechnung  der  Umsatz- 
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Schnelligkeit  in  Anschlag  zu  bringen.  Da  eine  genaue-  Berechniuig 
dieser  Unisalz-Kürzung  selbstverständlich  imniöglich  ist,  wird  der  sach- 
kundige Kaufmann  sich  mit  einer  annähernden  Schätzung  begnügen 
kömien.  Angenommen,  die  Bilanz- Ansätze  entsprechen  gerade  den 
während  der  Umsatz-Periode  gezahlten  und  stabil  gebliebenen  Ein- 
kaufspreisen, so  wird  vom  Gesamt  -  Umsatz  der  auf  dem  Waren- 
Konto  ausge\viesene  Brutto-Gewinn  abgezogen  werden  können,  um 
eine  relativ  zutreffende  Parallele  zwischen  Waren-Bewertung  und 
Umsatzhöhe  zum  Zweck  der  Berechiumg  der  Umsatz-Schnelligkeit  zu 
gewinnen. 

Umsatz  und  Brutto-Gewinn.  Unter  den  Möglichkeiten,  die  Umsatz- 
zahlen mit  den  Erfolgszahlen  zu  vergleichen,  ist  besonders  hervor- 
zuheben die  Gegenüberstellung  von  Umsatz  und  Brutto-Gewinn,  wie  er 
sich  auf  dem  Waren-Konto  ergibt. 

Bedingtheit  der  Resultate.  Beträgt  der  Umsatz  250  000  ^I  und  der 
Brutto-Gewinn  50  000  M,  so  sind  während  der  Umsatz-Periode  20  % 
vom  Umsatz  brutto  verdient  worden.  Diese  Rechnung  ist  wiederum 
nur  eine  Durchschnitts-Rechnung;  und  zwar  um  so  mehr,  je  mehr 
verschiedenartige  Artikel  gehandelt  werden.  Die  20  %  Bruttogewinn 
am  Umsatz  können  Umsatz-Einzelgewinne  sehr  verschiedener 
Höhe  einschließen;  sie  sind  außerdem  wesentlich  abhängig  von 
der  Umsatz -Schnelligkeit  der  einzelnen  Waren.  So  können  20  y^ 
Bruttogewinn  für  einen  bestimmten  Teil  des  Betriebs-Kapitals  sich 
ergeben;  entweder,  weil  Warenarten,  die  mit  5%  Bruttogewinn  ge- 
liandelt  werden,  während  der  Umsatz-Periode  viermal  umgesetzt  sind, 
oder  weil  bei  anderen  Waren,  die  20  %  Bruttonutzen  abwerfen,  ein  imr 
einmaliger  Umsatz  des  darin  angelegten  Kapitals  stattgefunden  hat. 
Diese  Unterschiede  sind  oft  noch  weit  größer.  In  Kurzwaren-Geschäften 
zum  Beispiel  sind  Artikel  am  Lager,  die  täglich,  und  andere,  die  nur 
nach  Jahren  einmal  zum  Absatz  gelangen. 

Kalkulatorischer  Einfluß  der  Umsatz-Schnelligkeit.  Ohne  weiteres 
ist  klar,  daß  eine  Ware  mit  um  so  geringerm  Ge\\iini-Aufschlag  verkauft 
werden  kann,  je  öfter  dieser  Gewinn  mit  demselben  Kapital  erlangbar 
ist,  je  öfter  also  die  Ware  innerhalb  der  Umsatz -Periode  tnngesetzt 
wird.  Hieraus  folgt  die  Bestätigung  der  bekaimten  Tatsache,  daß  die 
Gewinn-Zuschläge  im  einzelnen  mit  steigender  Umsatz- 
Schnelligkeit  sinken,  daß  sie  also  mngekehrt  proportional  zum 
Umsatz  s'ich  verhalten  dürfen.  Bei  scharfen  Preiskämpfen  ist  mithin 
die  Konkurrenzfähigkeit  einer  Handels-Unternehmung  davon  ab- 
hängig, inwieweit  es  gelingt,  die  Umsatz-Schnelligkeit  der  um- 
strittenen Ware  zu  steigern,  wobei  allerdings  darauf  geachtet  werden 
muß,  daß  der  gesteigerte  Absatz  an  zahlungsfähige  Käufer  geschieht, 
weil  andernfalls  die  mit  der  Steigerung  der  Umsatz-Schnelligkeit  er- 
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reichten  Vorteile  durch  Verhiste  an  Zinsen-  und  Forderungsausfällen 
leicht  ins  Gegenteil  verwandelt  werden  können. 

Umsatz-Schnelligkeit  und  Unkosten.  Soll  die  gesteigerte  Umsatz - 
Schnelligkeit  von  Nutzen  sein,  so  ist  außerdem  erforderlich,  daß  die 
Steigerung  nicht  auf  Kosten  des  Unkosten-Kontos  ge- 
schieht, sich  vielmehr  bei  ungefähr  gleichbleibenden  Unkosten  vollzieht. 
Auf  Kosten  des  Unkosten-Kontos,  also  mit  Hilfe  der  Personal-  und 
Reklame-Vermehrung,  darf  die  Umsatz-Schnelligkeit  dagegen  un- 
bedenklich gesteigert  werden,  wenn  es  sich  nicht  darum  handelt, 
unter  dem  Druck  der  Konkurrenz  verminderte  Gewinn-Zuschläge  durch 
gesteigerte  Umsatz-Schnelligkeit  zu  potenzieren;  sondern,  wenn  die 
Steigerung  der  Umsatz-Schnelligkeit  sich  bezieht  auf  Waren,  die  ohne 
Minderung  der  Konkurrenzfähigkeit  Gewinn-Zuschläge  von  solcher 
Höhe  gestatten,  daß  die  mit  der  Umsatz-Steigerung  verbundene  Un- 
kosten-Zunahme reichlich  wieder  hereingebracht  wird.  Diese  Voraus- 
setzung wird  um  so  mehr  erfüllt  sein,  je  weniger  Konkurrenz,  dank 
natürlicher  oder  gesetzlich  geschaffener  Monopole,  zu  fürchten  ist.  Cha- 
rakteristische Beispiele  hierfür  sind  die  für  patentierte  oder  sonst  ge- 
schützte Artikel  oft  verausgabten  riesigen  Reklame-Summen,  die  sich 
in  den  mit  Hilfe  der  Reklame  erzielten  Brutto-Gewinnen  vielfach  er- 
setzen. 

Umsatz  und  Aufwand-Einzelposten.  Hiermit  ist  implicite  schon  an- 
gedeutet, daß  auch  das  Verhältnis  zwischen  Umsatz  und  einzelnen  Auf- 
wand-Posten für  die  Rentabilität  einer  Unternehmung  wichtig  sein  kann. 

So  ist  empfehlenswert,  sich  darüber  klar  zu  werden,  mit  welchen 
Unkosten- Quoten  bestimmte  Umsatz- Quoten  erreicht  wor- 
den sind,  welche  Provisions-Beträge  an  Agenten  oder  andere  Vertreter 
im  Vergleich  zu  den  von  diesen  erzielten  Umsätzen  gezahlt  werden 
müssen,  welche  Zinsen  auf  das  für  die  Zwecke  des  Umsatzes  benötigte 
Leihkapital  entstanden  sind,  wie  hoch  Skonti-  und  Dekort- Abzüge 
und  wie  hoch  die  zweifelhaft  und  uneinbringlich  gewordenen 
Forderungen  im  Verhältnis  zum  Umsatz  zu  veranschlagen  sind. 
Und  so  fort.  Alle  diese  Berechnungen  können  auch  auf  den  Roh- 
gewinn  bezogen  werden,  der  ja  als  der  zahlenmäßige  Gesamtausdruck 
für  die  an  den  Einzelumsätzen  verbliebenen  Brutto-Überschüsse  an- 
zusehen ist. 

Derartige  Vergleiche  sind  —  je  nach  Art  und  Umfang  des  Geschäfts 
—  verschieden  zu  gestalten.  So  können  beispielsweise  die  Unkosten 
spezialisiert,  besonderer  Wert  kann  auf  die  Parallele  zwischen  Umsatz 
und  Vertriebs-Kosten  gelegt  werden.  Bei  weitverzweigten  Unter- 
nehmungen werden  die  oben  geschilderten  Vergleiche  interessante  Auf- 
schlüsse über  die  Rentabilitätsverhältnisse  bei  der  Zentrale  und  den 
Filialen  gewähren. 

10* 
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5.  Umsatz-StatistikJ) 

l\Iit  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  einer  Unternehnuuig  wächst 
die  Notwendigkeit,  alle  Vergleichs-Ergebnisse  systematisch-statistisch  zu 
verarbeiten,  um  sie  zur  Grundlage  für  geschäftliche  Dispositionen  zu 
machen. 

Derartige  Statistiken  könnten  —  wenn  sie  für  jiationalökonomische 
Untei'suchungen  im  erforderlichen  Umfang  zur  Verfügung  gestellt  und 
branchenweise  verarbeitet  werden  würden  —  die  wirtschaftswissen- 
schaftliche Erkenntnis  außerordentlich  bereichern. 

Objekte  der  Umsatz-Statistik.  Die  Statistik  kann  mit  Nutzen  auch 
dazu  verwendet  werden,  Entwicklung  und  Zusammensetzung  des  Um- 
satzes darzulegen.  Dabei  kann  unterschieden  Merden  zwischen  der  Um- 
satz-Statistik nach  Absatzgebieten,  nacli  Kunden  und  nach  Ar- 
tikeln. 

Für  Anlage  und  Ausgestaltung  der  Statistik  sind  Art  und  Umfang 
des  Geschäfts  in  erster  Linie  maßgebend. 2)  Der  organisatorisch  begabte 
Kaufmann  wird  die  Umsatz-Statistik  dem  Bedürfnis  seines  Geschäfts- 
Betriebs  mischwer  anpassen  können. 

Statistische  Ermittlung  der  Beständigkeit  alter  und  der  Gewinnung 
neuer  Kunden.    Einige  umsatzstatistische  Beispiele  will  ich  anführen. 

Bei  kleinen  und  mittelgroßen  Betrieben  bin  ich  mit  Nutzen 
oft  folgendermaßen  verfahren: 

Während  des  Durchsehens  der  Kontokorrent-Konten  werden  die 
einzelnen  Konten  daraufhin  angesehen, 

1.  ob  die  Verbindung  neu  ist,  d.  h.  ob  in  den  Vorjahren  noch  keine 
Bezüge  stattgefunden  haben; 

2.  wie  hoch  der  Netto-Umsatz  des  zu  prüfenden  letzten  Jahrs 
gewesen  ist; 

3.  ob  im  Vergleich  zum  Netto-Umsatz  des  letzten  Jahrs  der  Netto- 
Umsatz  des  voraufgegangenen  Umsatzjahrs  größer  oder 
kleiner  war.  (Der  sehr  seltene  Fall,  daß  die  Netto-Umsätze  der 
beiden  letzten  Umsatz-Perioden  einander  genau  gleichen,  mag 
hier  außer  Betracht  bleiben.) 

Die  mit  neu  erworbener  Kundschaft  erzielten  Umsätze  werden 
von  den  auf  den  Konten  älterer  Kunden  ermittelten  Umsätzen  gesondert 


1)  Vjil.  meine  Veröffentlichung  übtr  die  ÜJii.satz-StatiHtik  in  der  Z.  f.  hw.  F. 
\.  S.  322  ff.  Von  dort  hat  die  Redaktion  der  G.  m.  b.  H. -Zeitschrift  jenen  Artikel 
ühernommen  (vgl.  VI.  S.  307 ff.  der  G.  m.  b.  H.-Zeitschrift). 

2)'  In  der  Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  III.  S.  125—128  ist  die  Organisation  der  Uinsatz- 
Stati.stik  eines  Fabrikationsgeschäfts  dargestellt.  Auch  die  Darstellung  der  Or- 
ganisation des  Verkaufsburcaus  einer  Maschinenfabrik  im  selben  Jahrgang  (8.  244 
bis  248)  jener  Zeitschrift  berührt  in  einigen  Punkten  die  Umsatz-Statistik. 
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notiert.  Diese  letztgenannten  Umsätze  werden  außerdem  danach  ge- 
sondert, ob  der  Umsatz  in  jedem  Einzelfall  gegenüber  dem  vorauf- 
gegangenen Umsatz  zurückgegangen  oder  gestiegen  ist.  So 
erhält  man  drei  Kolonnen.  Die  Gesamtsumme  dieser  drei  Kolonnen- 
Summen  muß  dem  sich  aus  dem  Waren-Konto  ergebenden  Gesamt- 
Nettoumsatz  gleichen.  Rechnet  man  bei  der  Feststellung  der  Einzel- 
umsätze auf  den  Kontokorrent-Konten  der  Schnelligkeit  halber  mit 
annähernden  runden  Zahlen,  so  wird  sich  natürlich  zwischen  der 
Gesamtsumme  der  drei  Kolonnen-Summen  und  dem  Warenkonto- 
Umsatz  eine,  wenn  auch  relativ  unbeträchtliche  Differenz  ergeben. 
Darauf  kommt  es  jedoch  nicht  an.  Der  Zweck  der  eben  beschriebenen 
statistischen  Erhebung,  die  rein  zahlenmäßig,  also  ohne  Namen-  und 
Orts-Angaben  geschieht,  ist  vielmehr  der,  nachzuweisen,  inwieweit 
die  alte  Kundschaft  in  ihrer  Gesamtheit  treu  geblieben  ist, 
inwieweit  der  Umsatz  mit  ihr  im  letzten  Jahr  mehr  oder  weniger  als  in 
der  vorletzten  Umsatz-Periode  betragen  hat,  und  in  welchem  Um- 
fang neue  Kundschaft  gewonnen,  oder  doch  zunächst  wenigstens 
zum  einmaligen  Kauf  veranlaßt  worden  ist. 

Alles  dies  kommt  in  vier  Zahlen  zum  prägnanten  Ausdruck. 
Das  von  mir  z.  B.  in  einem  mittelgroßen  Fabrikations-Geschäft  für  den 
30.  Juni  1910  ermittelte  Ergebnis  lautet  danach: 

Gesamt -Umsatz  pro  1909  10:  113  932,65  M.  Davon  entfallen  auf 
die  Kundschaft,  die 

a)  mehr  als  in  der  vorletzten  Umsatz-Periode 

gekauft  hat 68  303,75  M 

b)  weniger  als  in  der  vorletzten  Ums  atz -Periode 

gekauft  hat 28  355,80   „ 

c)  neu  hinzugetreten  ist 17  273,10   ,, 

wie  oben:     113  932,65  M. 

Wie  leicht  einzusehen  ist,  werden  derartige  Umsatz-Ergebnisse  für 
die  Beiu't eilung  einer  Unternehmung  um  so  wertvoller,  je  mehr  Umsatz- 
Perioden  in  dieser  Weise  miteinander  verglichen  werden  können. 

Man  kann  diese  Art  der  statistischen  Erhebung  im  Bedarfsfall 
leicht  erweitern.  Beispielsweise  wird  man  oft  gut  daran  tun,  bei  der 
Durchsicht  der  Kontokorrent-Konten  die  Umsatzzahlen  der  vorauf- 
gegangenen Umsatz-Periode  für  diejenige  Konten  zu  notieren,  deren 
Inhaber  während  der  zu  untersuchenden  letzten  Umsatz-Periode  über- 
haupt nicht  gekauft  haben.  Oft  wird  auch  erwünscht  sein,  zu  erfahren, 
in  welchem  Umfang  besonders  bedeutungsvolle  Verbindungen 
an  den  der  drei  vorbenannten  Umsatz-Kategorien  beteiligt  waren.  Und 
so  weiter.  Alle  derartige  Aufschlüsse  lassen  sich  bei  der  Durchsicht  der 
Kontokorrent-Konten  unschwer  gewinnen. 
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Außer  diesem  Beispiel  der  generellen  All  der  Umsatz-Statistik 
gebe  ich  nunmehr  noch  ein  andres,  dem  ich  in  einer  bedeutenden  Hand- 
lung für  technische  Bedarfsartikel  begeguet  bin. 

Umsatz-Karten.  Zum  Z\\eck  der  Umsatz-Ermittlung  wird  für 
jeden  Kunden  je  eine  Karte  benutzt,  auf  der  die  jeweilig  erreichten 
Jalires-Umsätze  forthiufend  notiert  werden. 

Deren  Gruppierung.  Am  Ende  jedes  Jahrs  werden  die  ausgefüllten 
Karten  nach  der  Höhe  der  erzielten  Umsätze  geordnet,  so  daß  die  Karte 
desjenigen  Kunden,  der  am  meisten  gekauft  hat,  obenauf  liegt. 
In  besonderen  Listen  werden  dann  die  Namen  der  Kunden  in  dieser 
Reihenfolge  eingetragen.  Und  zwar  werden  die  Umsätze  der  vier  oder 
fünf  letzten  Jahre  nebeneinander  notiert.  Die  Liste  wird  abteilungs- 
weise gefülu't.  Derart :  erstens  Kunden,  die  einen  Jahresumsatz  von 
mehr  als  10  000  M  haben;  dann  5000  bis  10  000  M,  3000  bis  5000  M, 
2000  bis  3000  M.  1000  bis  2000  M.  500  bis  1000  M  und  schließlich 
Kiuiden  unter  500  M. 

Statistische  Verwertbarkeit  der  Umsatz-Karten.  Die  Zahl  der 
Kunden  und  die  Kunden-Umsätze  jeder  Abteilung  werden  für  sich 
addiert,  und  man  erhält  demnach  nicht  allein  eine  Übersicht  darüber, 
wie  die  Bezüge  des  einzelnen  Kunden  sich  in  den  letzten  Jahren 
verändert  haben,  sondern  man  sieht  auch,  wie  in  jeder  Kunden- Gruppe 
oder  in  jeder  Abteihing  die  Zahl  der  Kunden,  sowie  der  gesamte  Um- 
satz mit  ihnen  sich  verschoben  hat.  Da  auch  im  vorliegenden  Fall 
besonderer  Wert  darauf  gelegt  wird,  recht  viele  Kunden  mit  großen 
Umsätzen  zu  haben,  so  bietet  die  Liste  in  dieser  Richtung  wertvollen 
Anhalt  für  die  Feststellung,  wer  besonders  poussiert  werden  muß. 

Kontrolle  der  Kunden-Beständigkeit.  Neben  dieser,  in  jedem  Jahr 
neu  zu  leistenden  Arbeit,  die  im  übrigen  nach  einmaliger  Anfertigung 
der  Umsatz-Karten  nicht  bedeutend  ist,  wird  nun  noch  eine  besondere 
statistische  Untersuchung  vorgenommen  zum  Zweck  des  Nachweises, 
inwieweit  die  Kundschaft  treu  luul  konservativ  ist.  Als  Grundlage  für 
diese  Statistik  ist  das  Jahr  1905  gewählt  und  die  gesamte  Kunds(;haft 
nach  den  im  Jahr  1905  erzielten  Umsätzen  im  Sinne  der  vorstehenden 
Beschreibung  geordnet  worden.  Links  von  diesen  Umsatzzahlen  sind 
die  mit  denselV>en  Kunden  während  der  Jahre  1901  bis  1904  gemachten 
Umsätze,  rechts  davon  die  Umsätze  der  Jahre  1906  bis  1909  eingetragen. 
Demnach  bietet  sich  ein  Überblick,  wieviel  dieselben  Kunden  jeder 
Aljteilinig,  die  im  Jahr  1905  gekauft  haben,  in  den  vier  Jahren  vorher 
und  auch  in  den  vier  Jahren  nachher  jährlich  bezogen  haben.  Gerade 
diese  Statistik  ist  nicht  nur  interessant,  sondern  sie  ist  auch  besonders 
wertvoll  im  Hinblick  darauf,  daß  man  bei  etwaigem  Verkauf  des  Ge- 
schäfts, bei  Aufnahme  eines  Teilhabers  oder  bei  Umwandhuig  der  Unter- 
nehmung in    eine  Gresellschaft    dem   Reflektanten  etwa  nachzuweisen 
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vermag,  daß  der  Umsatz  stabil  geblieben,  und  daß  demnach  auch 
künftig  auf  Umsatz-Resultate  bisherigen  Umfangs  gerechnet  werden 
kann. 

Vorscliieden  gefärbte  Uiusatz-KarteD.  Neben  diesen  Umsatz-Über- 
sichten, die  sich  auf  sämtliche  Industrien  beziehen,  mit  denen  die 
in  Rede  stehende  Firma  handelt,  verschafft  der  Prinzipal  sich  auch  noch 
Überblick  über  die  mit  bestimmten  Industriezweigen  gemachten 
Geschäfte.  Zu  dem  Zweck  werden  für  die  Kunden  der  verschiedenen 
Industriezweige  Umsatz-Karten  verschiedener  Farben  in 
Gebrauch  genommen:  für  Zucker-Fabriken  z.  B.  weiße,  für  Braun- 
kohlenwerke rote,  für  Kaliwerke  grüne  Karten  usw. 

Deren  Gruppierung.  Nachdem  nun  die  oben  beschriebene  Arbeit 
des  Ordnens  sämtlicher  Karten  nach  den  Umsätzen  geleistet  ist,  und 
nachdem  die  Umsatz-Listen  angelegt  sind,  werden  die  Umsatz - 
Karten  nach  den  verschiedenen  Farben  geordnet.  Da  — 
wie  wir  wissen  —  die  Karten  bereits  nach  der  Höhe  der  Umsätze  sortiert 
sind,  brauchen  sie  nur  noch  nach  Farben  heraussortiert  und  in  be- 
sonderen Stößen  gesammelt  zu  werden,  um  Größe  und  Abstufung  der 
mit  den  Kmiden  aus  bestimmten  Industrien  gemachten  Umsätze  sofort 
klar  zu  erkennen. 

Aus  den  Ergebnissen  dieser  statistischen  Übersicht  kann  man  sich 
Anhalt  dafür  verschaffen,  welche  Artikel  man  einem  bestimmten  Kun- 
den, als  dem  Vertreter  einer  bestimmten  Industrie  mit  bestimmtem 
Bedarfscharakter,  anbieten  und  welche  Preise  man  im  Einzelfall  dafür 
verlangen  soll. 

Gewinn-Bedeutung  einzelner  Kunden.  Mit  den  bisher  besprochenen 
Arbeiten  ist  die  Statistik  jener  Unternehmung  noch  nicht  vollständig 
geschildert.  Es  Avird  nämlich  noch  ein  andrer  Weg  beschritten  mit  der 
Absicht,  den  Wert  einzelner  Kunden  nach  ihren  Beiträgen 
zum  Bruttogewinn  zu  ermitteln.  Und  zwar  aus  folgendem  Grunde: 
Es  kommt  —  wie  in  vielen  Branchen,  so  auch  in  der  hier  herangezogenen 
— ■  nicht  selten  vor,  daß  mit  manchen  Kunden  sehr  große  Umsätze  er- 
zielt werden,  die  aber  doch  einen  nur  kleinen  Gewinn  übrig  lassen,  daß 
dagegen  aus  den  mit  anderen  Kunden  gemachten,  viel  niedrigeren  Um- 
sätzen erheblich  höherer  Nutzen  resultiert,  der  entweder  auf  die  Art 
der  abgesetzten  Artikel,  oder  auf  die  Bewilligimg  besonders  hoher  Preise, 
oder  auf  diese  beiden  Umstände  gemeinsam  zurückzuführen  ist» 

Verwertung  der  Kommissions-Laufzettel.  Um  nun  den  gedachten 
Zweck  zu  erreichen,  läßt  der  Prinzipal  auf  den  Kommissions-Lauf- 
zetteln hinter  den  bestellten  Posten  deren  auf  Grund  der  Einkaufs- 
!^akturen  berechneten  Einkaufswert  vermerken.  Nachdem  dann 
die  Kommissions-Laufzettel  ausgeführt  und  die  Verkaufs-Rechnungen 
über  die  expedierten  Waren  ausgeschrieben  sind,  werden  auf  den  Kom- 
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missions-Laufzett'eln  neben  den  vorher  berechneten  Einkaufs  werten 
auch  die  Beträge  der  Verkaufs-Rechnungen  notiert,  und  zwar  zum 
Unterschied  mit   roter  Tinte. 

Diese  Kommissions-Zettel,  die  das  Jahr  hindurch  nach  der  Kom- 
missions -Nummer,  also  chronologisch,  aufbewahrt  sind,  werden 
am  Jalu'esschluß  alphabetisch  sortiert,  so  daß  dann  sämtliche 
Kommissions-Zettel  eines  Kunden  avis  dem  ganzen  Jahr  zusammen- 
liegen. Werden  nunmehr  die  roten  Zahlen  (Verkaufswerte)  auf  den 
Zetteln  eines  Kiniden  addiert,  und  wird  die  Summe  der  schwarzen 
Zahlen  (Einkaufswerte)  davon  subtrahiert,  so  ist  die  Differenz 
identisch  mit  dem  Brutto-Gewinn,  der  dem  Kunden  zu  verdan- 
ken ist.  Um  diese  Arbeit  nicht  zu  groß  werden  zu  lassen,  wird  sie  nur 
bei  solchen  Abnehmern  durchgeführt,  die  in  der  angedeuteten  Richtiuig 
besonderes  Interesse  bieten. 

Rentabilität  der  Reise-Tätigkeit.  Diese  Art  Gewinn-Analyse  kann 
zuweilen  auch  angebracht  sein,  um  festzustellen,  ob  die  Tätigkeit 
eines  Reisenden  rentabel  ist.  Setzt  man  die  durch  die  Tätigkeit 
des  Vertreters  nachweislich  erzielten  Brutto-Gewinne  den  durch  die 
Reise-Tätigkeit  verursachten  Unkosten  gegenüber,  so  kann  man  sich 
ein  Bild  von  der  Rentabilität  der  Reise-Tätigkeit  machen.  Vor  vor- 
eiligen Schlüssen  ist  hierbei  jedoch  zu  warnen.  Oft  wird  z.  B.  die  end- 
gültige Beurteilung  der  Rentabilität  erst  nach  längerer  Arbeit  des 
Reisenden  möglich  sein.  Durchführbar  ist  außerdem  solche  Statistik 
ohne  unverhältnismäßig  große  Arbeit  bloß  darm,  wenn  es  sich  um  nur 
wenige  Stückartikel-Posten  handelt. 

Aus  den  vorstehenden  Beispielen,  die  das  Thema  nicht  erschöpfen, 
vielmehr  nur  Anregung  geben  sollen,  darf  geschlossen  werden,  daß  eine, 
in  jeder  Beziehung  zweckmäßige  Umsatz-Statistik  der  Eigenart  des 
Betriebs  von  Fall  zu  Fall  angepaßt  werden  muß.  Die  Umsatz-Statistik 
ist  um  so  leichter  durchführbar  und  kann  deshalb  um  so  mehr  Gesichts- 
punkte berücksichtigen,  je  einfacher  der  Betrieb  ist,  d.  h.  je  größere 
Lieferungs-Posten  weniger  Artikel  an  verhältnismäßig  wenige  Kunden 
in  Frage  kommen.  Im  umgekehrten  Fall  wird  man  sich  an  einfacheren 
statistischen  Ergebnissen  genügen  lassen  müssen,  wenn  nicht  ein  unver- 
hältnismäßig großer  Arbeits-Aufwand  für  eindringende  statistische 
Untersuchungen  aus  Zweckmäßigkeitsgi-ünden  dennoch  gerechtfertigt  ist. 

Wert  graphischer  Darstellungen.  Den  vorstehenden  Ausführungen 
über  die  Organisation  der  Umsatz-Statistik  sei  schließlich  noch  hin- 
zugefügt, daß  oft  die  graphische  Darstellung  nützliche  Ver- 
wendung finden  kann,  um  das  leicht  verwirrende  Zahlenmaterial  dem 
ersten  Blick  anschaulich  zu  machen.  Wie  die  graphische  Darstelhmg 
im  Einzelfall  anzulegen  ist,  ergibt  sich  am  besten  aus  der  jeweiligen 
Sachlage, 
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6.  Umsatz-Provision. 

Deren  Wesen.  Das  Wesen  der  Ums  atz -Provision  besteht  darin, 
daß  sie  vom  Provisionsberechtigten  gefordert  werden  kann  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  die  provisionspflichtigen  Lieferungen  bereits 
bezahlt  worden  sind. 

Abarten.  Die  Umsatz-Provision  ist  nur  eine  der  im  Geschäfts- 
leben gebräuchlichen  vielfachen  Ai'ten  der  Provisions-Berechnung. 
Das  ergibt  sich  schon  aus  §  88  H.G.B.,  wo  ausdrücklich  die  freie  Verein- 
barung über  die  Entstehung  des  Provisions-Anspruchs  als  in  erster  Linie 
entscheidend  erwähnt  wird.  So  ist  die  Provision  nicht  selten  erst  zu 
fordern,  nachdem  oder  insoweit  die  Zahlungen  für  die  in  Frage  kom- 
menden Lieferungen  geleistet  sind.  Dann  ist  also  der  Umsatz  nur  in  dem 
Umfange  provisionspflichtig,  als  nicht  Verluste  an  Debitoren  auf  ihn 
entfallen.  Es  kommt  auch  vor,  daß  dem  Agenten  eine  Minimal- 
provision zugebilhgt  wird;  unabhängig  davon,  ob  er  einen  diesem 
Provisions-Betrage  entsprechenden  Umsatz  erreicht.  Oder  der  Agent 
übernimmt  Gewähr  für  einen  Minimalumsatz,  mit  dem  erst  sein 
Pro visions- Anspruch  beginnt.  Nicht  immer  ist  nur  der  durch  die 
Tätigkeit  des  Agenten  unmittelbar  herbeigeführte  Umsatz  (indirekte 
Geschäfte)  provisionspflichtig,  wie  es  §  88  H.G.B.  ausspricht. 
Oft  kommt  daneben  auch  der  ohne  seine  Mitwirkung  in  seinem  Bezirk 
erzielte  Umsatz  (direkte  Geschäfte)  für  die  Provisions-Berechnung 
in  Frage  (Bezirks-Agent   nach    §  89  H.G.B. ). 

Berechnungsweise.  Die  Provision  ist  vom  Xetto-Betrage 
der  provisionspflichtigen   Umsätze  zu  fordern. 

„Dekorts  und  Skonti  kommen  bei  der  Berechnmig  der  Provision  in 
Abzug.  (Berliner  Ältesten  bei  Dove-Apt  52.)  Das  gleiche  gilt  von  der  Fracht 
mid  von  Zöllen,  wenn  der  Prinzipal  sie  zu  zahlen  hat;  auch  sie  kommen  in  Abzug, 
da  sie  den  Kaufpreis  mindern."^) 

Daß  solcher  Abzug  bei  der  Berechnung  der  Agenten-Provision 
in  der  Praxis  vorgenommen  wird,  entspricht  dem  gerechtfertigten 
Gedanken  von  der  Identität  der  Interessen  bei  Geschäftsherren  und 
Agenten,  die  den  Ertrag  gemeinsam  erarbeiten. 

Berücksichtigung  von  Retouren,   Nachlaß,  Vergleich  und  Stundung-. 

„Hinsichtlich  der  Retouren  ist  zu  unterscheiden,  ob  die  Voraussetzungen  des 
(§  88)  Abs.  2  (H.G.B.)  vorliegen  oder  nicht.  Es  sind  dieselben  Gesichtspmikte 
maßgebend,  wie  wenn  die  Ausführung  zu  diesem  Teil  xmterblieben  wäre.  Ähn- 
liches gilt  für  einen  Nachlaß."-) 

„Zu  einem  Nachlaß  am  Kaufpreise  ist  der  Geschäftsherr  berechtigt,  wenn 
dies  dem  Geschäftsinteresse  und  dem  nach  der  Sachlage  verständigen  Ermessen 
entspricht  (O.L.G.  Hamburg  in  O.L.G.R.  6,  7),  da  das  Interesse  beider,  die  auf 


1)  Staub  S.  373;  Anmerkg.  13  zu  §J 

2)  Ebenda. 
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gemeinschaftlich  zu  erzielenden  Gewinn  hinarbeiten,  identisch  ist.  AlinUche 
Grundsätze  müssen  für  den  Vergleich,  auch  wenn  er  das  Geschäft  und  seine 
Ausführung  betrifft,  sowie  für  eine  Stundung  gelten,  selbst  wenn  die  gestundete 
Forderung  nachher  uneinziehbar  wird.  Liegt  aber  die  gedachte  Voraussetzung  nicht 
vor,  so  gehen  Nachlaß,.  Vergleich  und  Stundung  den  Agenten  nicht  an;  seine 
Pro^■^sion  wird  in  solchem  Falle  trotz  Stundung  sofort  fällig."') 

„Die  Beweislast,  daß  Umstände  vorliegen,  die  trotz  unterbhebener  Aus- 
führung die  Frovisionspflicht  begründen,  hat  der  Agent  (zust.  O.L.Ci.  Hamburg 
in  D.J.Z.  02,  156).  Man  muß  hierbei  überall  davon  ausgehen,  daß  der  Prinzipal 
nicht  ohne  triftigen  Grmid  die  Ausführung  unterlassen  oder  verhindern  wird. 
Hat  der  Prinzipal  nicht  ausgeführt,  hat  er  Stundung  erteilt,  hat  er  sich  über  den 
Kaufpreis  verglichen,  so  ist  in  allen  diesen  Fällen  der  Agent  beweispflichtig,  daß 
alles  dies  ohne  wichtigen  Grund  in  der  Person  des  Kunden  geschehen  ist  (ebenso 
für  den  Fall  des  Vergleichs  R.G.  im  Sachs.  Arch.  Rpfl.  8,  448).  Das  O.L.G.  Dresden 
(in  O.L.G.R.  7,  150),  sonst  grundsätzlich  auf  unserm  Standpiuikt,  verteilt  im  Falle 
von  Retouren  die  Beweislast  dahin,  daß  der  Geschäftsherr  Aufschluß  über  den 
Grund  der  Retournierung  geben  muß.  Mit  Recht;  denn  erst  dadurch  kommt  der 
Agent  in  die  Lage,  die  Wichtigkeit  des  Grurdes,  aus  dem  der  Geschäftsherr  nicht 
auf  der  Abnahme  der  Ware  bestand,  zu  erwägen  und  eventuell  zu  widerlegen."-) 

Schließlicli  möge  in  diesem  Zusammenhang  noch  folgende  Ent- 
scheidung Platz  finden: 

Entscheidung:  über  Recht  des  commis  interess6  auf  Buchauszug.  „Auch 
der  mit  Umsatz -Provision  angestellte  Handlungs-Gehilfe  kann  einen  Buch- 
auszug über  alle  pro\isionspf lichtigen  Geschäfte  verlangen.  KAi.  Hamburg 
5.  11.07.    Gew.G.  14,  220. "») 

7.  Umsatz-Yersclileieruugeii. 

Die  Umsatz-Gesamtsumme  kann  mit  verschiedenen  Mittehi  ver- 
schleiert werden. 

Verschleierung  im  Waren-Konto.  Ist  der  Gesamt-Umsatz  nur  nach 
der  Haben-Seite  des  Waren-Kontos  berechnet,  so  kann  die  Umsatz- 
zahl zu  hoch  sein,  weil  sie  beispielsweise  folgende,  etwa  absichtlich 
herbeigeführte  Posten  einschließt : 

a)  Storni; 

b)  Überträge  von  Posten,  die  fälschlich  zunächst  dem  Waren- 
Konto  gutgebracht,  sodann  jedoch  zur  Richtigstellung  ins  Haben 
des  zu  Recht  in  Frage  kommenden  andern  Kontos  übertragen 
worden  sind; 

c)  Kommissionswaren-Posten,  die  —  da  sie  vorerst  keinen 
definitiven  Absatz  bedeuten  —  nicht  auf  das  (auch  oft  noch 
,,Generar'-Warenkonto  genannte)  Waren-Konto,  sondern  vor- 
läufig auf  ein  Konimissicniswaren-Konto  gehören  (vgl.  S.  248 
bis  249); 

d)  I'^in  nahmen     oder     Forderungen     aus    Verkäufen    von 


J)  Staub  S.  371;  Anmerkg.  7. 
-')  Staub  S.  372;  Anmerkg.  12, 
3)  Kaufmann  X.  4L 
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Gegenständen  (z.  B.  von  Anlage-  oder  Betriebs-Gegenständen), 
die  vom  Standpunkt  der  Uiiternehnniiig  nicht  als  Waren- 
Verkäufe,  sondern  als  irreguläre  Umsätze  anzusehen  sind  (vgl. 
hierüber  S.  53ff.); 

e)  Lief  eranteu  -Retouren. 

Verschleierung  im  Koutokorrent-Konto.  Alle  diese  und  andere 
Posten  können  auch  den  vom  Soll  des  Kontokorrent-Kontos  im  Haupt- 
buch aufgezeigten  Umsatz  verschleiern,  soweit  die  Gegenposten  über 
dieses  Konto  laufen. 

Wird  der  Umsatz  mit  dem  Soll  des  Kontokorrent -Kontos 
identifiziert,  so  hat  der  Interessent  sich  vor  allem  zu  überzeugen,  ob 
nicht  etwa  auch  Lieferanten-  und  Bankkonten  im  Konto- 
korrent-Konto enthalten  sind.  Daß  dieser  Hinweis  praktisch  be- 
deutsam werden  kann,  hat  mich  ein  Fall  gelehrt,  wo  einem  in  geschäft- 
lichen Dingen  nicht  unerfahrenen  Reflektanten  der  Jahresumsatz  mit 
rund  200  000, —  M  nach  der  Sollseite  des  Kontokorrent-Kontos  ,, be- 
wiesen" worden  war,  während  sich  bei  näherer  Prüfung  herausstellte, 
daß  von  jener  Summe  nicht  weniger  als  rund  85  000, —  M  auf  die  Bank- 
verbindung entfielen,  daß  also  tatsächlich  nur  ein  Umsatz  von  ungefähr 
nS  000, —  M  erzielt  worden  war.  Das  Waren-Konto  ließ  jene  Ver- 
schmelzung von  Kontokorrent-  und  Bankkonto  nicht  ohne  weiteres 
erkennen,  weil  in  seinem  Haben  große  irreguläre  Umsatz-Posten  ver- 
rechnet waren. 

Alle  im  vorstehenden  angedeuteten  Umsatz-Verschleierungen 
können  selbstverständlich  nur  oberflächlicher  oder  nicht  sachverstän- 
diger Betrachtung  der  Dinge  standhalten.  Eindringender  sachver- 
ständiger Prüfung  gegenüber  wird  die  Wahrheit  auch  der  komplizier- 
testen Verhältnisse  nicht  lange  verborgen  werden  können.  Besonders 
aktuell  wird  die  Umsatz-Verschleierung  meist  dann,  wenn  es  sich  im 
Streitfall  darum  handelt,  einen  bestimmten  Umsatz  aus  den  Büchern 
nachzuweisen;  oder  wenn  der  L^msatz  zur  Grundlage  für  die  Beurteilung 
der  Rentabilität  gemacht  werden  muß,  Aveil  Inventarien  inid  Bilanzen 
nicht  vorhanden  sind. 

Steiier-Entsclieidung"  über  ümsatz-Erfolgsprozente.  Im  Anschluß 
hieran  mag  noch  gedacht  werden  der  Stellung,  die  A^om  Oberverwaltungs- 
Gericht  gegenüber  der  Erfolgs  -  Berechnung  nach  dem  Umsatz  ein- 
genommen wird  (vgl.  darüber  auch  S.  9): 

,,E.s  ist  unzulässig,  für  alle  Gewerbetreibende  eines  bestimmten  Zweiges 
ohne  Rücksichtnahme  auf  die  individuellen  Verhältnisse  des  ein- 
zelnen Betriebs  einen  gleichmäßigen  Prozentsatz  des  Umsatzes  als  Gewinn 
festzusetzen.  Derartige  allgemeine  Prozentsätze  können  den  durchschnittlich 
für  eine  größere  Anzahl  von  Gewerbetreibenden  und  für  längere  Zeiträume  be- 
rechneten Gewinn  mehr  oder  weniger  zutreffend  wiedergeben  und  insoweit  als 
Anhaltspunkte  für  die  Schätzung  im  Einzelfall  unbedenklicli  benutzt  werden. 
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Jede  derartige  Diirchsclmitts-Berechiiung  beruht  aber  auf  der  Vergleichung 
einer  größeren  Anzahl  von  Betrieben  für  längere  Zeiträume,  während  sowohl 
innerhalb  des  Kreises  dieser  Betriebe,  als  auch  von  einem  Jahre  zum  andern, 
starke  Schwankungen  stattfinden  können.  Bei  der  Anwendung  solcher  Durch- 
schnittssätze bedarf  es  hiernach,  um  das  allein  steuerpflichtige  individuelle 
Einkommen  des  einzelnen  Gewerbetreibenden  für  die  maßgebende  Periode  richtig 
zu  treffen,  der  Berücksichtigung  der  individuellen  Verhältnisse  während  dieses 
Zeitraums,  so  daß  je  nach  dem  Grade  der  Schwankungen  mehr  oder  weniger  zahl- 
reiche und  starke  Abweichungen  von  dem  Durchschnittssatze  notwendig  werden. 
Ohne  Berücksichtigung  der  indi\iduellen  Verhältnisse  würde  die  Anwendung  all- 
gemeiner Durchschnittssätze  zu  einer,  mit  der  Absicht  des  E.G.  nicht  vereinbaren, 
rein  mechanischen  Schätzungsweise  führen,  hiermit  würde  nicht  das  individuelle 
Einkommen  des  einzelnen  Gewerbetreibenden  während  der  maßgebenden  Periode, 
sondern  ein  fingiertes  oder  ein  solches  Einkommen  getroffen  werden,  das  unter 
gewissen  Voraussetzmigen  vielleicht  erzielt  werden  könnte  (U.  vom  3.  Oktober 
1896)."!) 


II.  Umsatz  im  Bankverkehr. 

1.  Allgemeines. 

Wesen  und  Besonderheiten.  Im  Bankverkehr  beruhen  die  Umsätze 
auf  der  Verwertung  eigenen  und  fremden  Kapitals  zur  Befriedigung  von 
Kredit-Bedürfnissen. 

Die  auf  die  Kasse-Bewegung  und  die  buchmäßigen  ÜberA^eisiuigen 
und  Vergütungen  zu  beziehenden  Einzelumsätze,  die  im  Betriebe  der 
Kredit-  und  Effektenbanken  der  Zahl  nach  überwiegen,  werden  den 
Kommittenten  regelmäßig  ohne  Rohgewinn-Zuschlag  belastet. 
Die  Rohgewinn-Berechnung  und  Belastung  geschieht  in  bezug 
auf  diese  Posten  periodisch  und,  infolge  der  dabei  stattfindenden 
Zusammenfassung  der  Einzelposten,  summarisch.  Sofort  wird  der 
Rohgewinn- Zuschlag  dagegen  in  jedem  Einzelfall  teilweise  oder 
vollständig  sehr  oft  berechnet  und  belastet  bei  Umsätzen,  die  den 
Absatz  Charakter  erkennen  lassen  (z.B.  bei  Effekten-Kommissions- 
geschäften  und  Wechsel-Diskontierungen),  oder  die  zu  besonders  ver- 
einbarten Provisions-  oder  Zins-Bedingungen  zustande  kommen  (bei- 
spielsweise bei  Akzept-,  Aval-  und  Rembours-Geschäften,  bei  Ultimo- 
geldgewährungen usw.). 

Arten  bankmäßiger  Umsatz-Roherfolge.  Die  mittelst  der  Umsätze 
im  Betriebe  der  hier  in  Rede  stehenden  Kredit-  und  Effektenbanken 
erzielten  Roherfolge  sind  sehr  verschiedener  Art.  Vornehmlich 
kommen  in   Frage: 

1.  Provisionen  aller  Art  als  Vergütung  für  Arbeitsleistung  und 
Risiko;  abzüglich  der  selbst  zu  vergütenden  Provisionen. 


1)  Fuisting  S.  2.31. 
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2.  Überschüsse  der  zu  fordernden  über  die  zu  gewährenden  Zinsen 
oder  Diskonte  (dieser  Überschuß  ist  zurückzuführen  teils 
auf  die  Spannung  zwischen  den  für  die  Kapital-Nutzung  je- 
weilig geltenden  Debet-  und  Kredit-Zinssätzen ;  teils  auf  die 
im  Gegensatz  zur  Valutierung  der  Gutschrifts-Posten  meist  um 
einen  oder  mehrere  Tage  frühere  Valutierung  der  Belastungs- 
Posten.  Die  für  die  Zeit  solcher  Valuta-Unterschiede  von  den 
Kommittenten  zu  zahlenden  Debetzinsen  sind  bei  sehr  großen 
Summen  oft  schon  im  Einzelfall  nennenswert.  Für  den  Gesamt- 
umsatz jedoch  erreichen  sie  eine  zweifellos  beträchtliche  Höhe). 

3.  Kurs -Erfolge. 

4.  Konsortial-Erfolge. 

5.  Beteiligungs-Erfolge, 

6.  Außerordentliche  Gewinne  (z.  B.  Prämienlos-Gewinne,  ver- 
fallene Dividenden  u.  dgl.). 

Je  nach  der  gesamten  wirtschaftlichen  Konjunktur  und  nach  den 
Geschäfts-Grundsätzen  werden  alle  oder  nur  bestimmte  der  vorgenann- 
ten Faktoren  am  Rohgewinn  des  Bankbetriebs  mit  melir  oder  minder 
großen  Beträgen  beteiligt  sein. 

2.  Grenzen  der  Yergieichs-Tauglichkeit. 

Umsatz  lind  Roherfolg.  Nach  dem  bisher  darüber  Gesagten  ist 
leicht  einzusehen,  daß  Schlüsse  aus  Gegenüberstellungen  der  Gesamt- 
umsätze und  der  Roherfolge  —  in  Rücksicht  auf  deren  vielseitige  Zu- 
sammensetzung—  im  Bankverkehr  von  nur  sehr  bedingtem  Werte  sind. 
Ja,  selbst  Vergleiche  zwischen  den  Umsätzen  auf  einzelnen  Haupt- 
buch-Konten mit  den  darauf  erzielten  Roherfolgen  werden  sichere 
Schlüsse  im  Bank  verkehr  meist  nicht  gestatten.  Von  vornherein  sind 
solche  Vergleiche  unmöglich,  wenn  das  zur  Verfügung  stehende  Ma- 
terial nicht  genügend  spezialisiert  ist.  In  dieser  Hinsicht  stehen 
geschäftliche  Interessen  der  Kritiklust  und  auch  dem  wissenschaftlichen 
Bedürfnis  regelmäßig  sehr  schroff  gegenüber.  So  sind  die  häufig  nur 
summarischen  Angaben  von  Zins-  und  Provisions-Gewinnen  wertlos 
für  Vergleiche  mit  den  Umsätzen  auf  den  Gegenkonten,  weil  die  Ver- 
teilung jener  Roherträge  auf  die  einzelnen  Konten  nicht  mitgeteilt 
wird.  Aber  auch,  wenn  dies  geschähe,  könnten  Vergleiche  der  Ertrags- 
und Umsatzzahlen  zwischen  den  Jahren  zu  keinen  sicheren  Schlüssen 
führen,  wenn  man  nicht  alle  Umstände  kennt,  die  am  Zustandekommen 
des  Enderfolgs  beteiligt  waren. 

So  kann  ein  verhältnismäßig  kleiner  Umsatz  auf  dem  Eff ekten- 
Konto  einen  im  Vergleich  dazu  beträchtlichen  Ertrag  gebracht  haben, 
der  etwa  auf  realisierte  Kursgewinne  an  eigenen  Effekten  zurückgeführt 
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werden  muß.  Ein  andermal  kann  der  Gewimi  auf  Effekten-Konto  bei 
bedeutend  gestiegenen  Umsätzen  stark  gesunken  sein,  weil  das  Effekten- 
Kommissionsgeschäft  überwog,  ■während  an  den  Beständen  der  eigenen 
Effekten  Kursverluste  zu  konstatieren  waren. 

Ganz  unzuverlässig  können  auch  Vergleiche  der  Umsatz-  mit  den 
Gewinnzahlen  auf  dem  Konsortial-Konto  sein,  wemi  —  was  oft  ge- 
schieht —  die  endgültige  Abrechnung  erst  in  einer  spätem  Umsatz- 
Periode  stattfindet,  wenn  also  die  am  Schluß  einer  Periode  ausgewiesenen 
Konsortial-Gewinne  sich  auf  Umsätze  früherer  Perioden  beziehen! 

Ein  andres  Beispiel:  die  auf  dem  Kontokorrent-Konto  erzielten 
Zins-  und  Provisions-Gewinne  Averden  sich  zu  den  Umsatz-Summen 
zwischen  den  Jahren  ganz  verschieden  verlialten ;  je  nachdem,  welche 
Entwicklung  das  Verhältnis  zwischen  Debitoren-  und  Kreditoren- 
Salden  genommen  hat,  welche  Verwertung  freie  Gelder  finden  konnten, 
oder  welche  Wege  zur  Erlangung  fehlender  Gelder  beschritten  werden 
mußten.  !Mit  dem  allgemeinen  Geldstand  und  mit  den  jeweiligen 
Dispositionsbedürfnissen  der  Bankunternehmung  hängt  ferner  eng  zu^ 
sammen  die  Höhe  des  Ertrags  aus  Wechsel-Geschäften.  Hier  können 
hohe  Erträge  bei  relativ  niedrigen  Umsätzen  erzielt  werden,  wenn  die 
zu  hohen  Zinssätzen  diskontierten  Wechsel  nicht  weiter  begeben,  son- 
dern bis  zur  Fälligkeit  im  Portefeuille  zurückgehalten  werden.  Um- 
gekehrt wird  der  Gewinn  am  Wechsel-Diskontgeschäft  zugunsten 
steigenden  Umsatzes  sinken,  wenn  häufig  Wechsel  weiterbegeben 
(rediskontiert)  werden  müssen  zu  höheren  Sätzen  als  zn  denen  sie  her- 
eingenommen worden  sind.  Zu  beachten  ist  hierbei  —  wie  in  vielen 
anderen  Fällen  — ,  daß  die  mit  solchen  Opfern  frei  gemachten  Gelder 
für  andere  Geschäfte  um  so  rentablere  Verwendung  finden  werden,  so 
daß  im  Hinblick  auf  den  Brutto-Gesamterfolg  ein  Aus- 
gleich stattfindet. 

Allenfalls  ließen  sich  mit  Nutzen  noch  Vergleiche  zwischen  den 
G  e  s  a  m  t  -  U m  s  ä  t  z  e  n  und  den  G  e  s  a  m  t  -  B  r  u  1 1  o  g  e  w  i  n  n  e  n  der  Haben- 
Seite  des  Gewinn-  und  Verlustkontos  einerseits  und  dem  Gesamt- 
Betriebsaufwand  der  Sollseite  dieses  Kontos  anderseits  ziehen.  Alle 
die.se  Resultate  sind  jedoch  sehr  vorsichtig  zu  beurteilen.  Man  denke 
beispielshalber  nur  an  den  oben  schon  erwähnten  Fall,  daß  im  Gesamt- 
Bruttogewinn  große  Konsortial-Gewinne  liegen,  während  die  mit  diesen 
Gewinnen  zusammenhängenden  Umsätze  bereits  einer  frühern  Umsatz- 
Periode  angehören. 

Darf  demnach  als  festgestellt  angesehen  werden,  daß  im  Bank- 
betriebe viele  und  wichtige  Momente  gegen  die  Möglichkeit  sprechen, 
aus  Vergleichen  der  einzelnen  Umsatzzahlen  verschiedener  Jahre  mit 
den  Erfolgszahlen  haltbare  Schlüsse  zu  ziehen,  so  soll  doch  nicht  \nier- 
wähnt  bleiben,  daß  einige  Konten  solche  Vergleichsmöglichkeiten 
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gewähren;  xiiid  zwar  sind  dies  solche,  auf  denen  die  Bewegungen  sich 
mit  einem  gewissen  Gleichmaß  und  meist  ohne  nennenswertes  speku- 
latives Risiko  widerspiegeln.  Dahin  gehören  z.  B.  die  Coupons-, 
Sorten-  und  Devisen-Konten.  Im  Vergleich  zum  Ganzen  sind  diese 
Konten  jedoch  von  nur  untergeordneter  Bedeutung. 

Einzel-Umsätze  und  Gesamt-Umsatz.  Auch  die  Umsätze  auf  den 
einzelnen  Konten  kann  man  zum  Vergleich  heranziehen,  um  so  die 
Zusammensetzung  des  Gesamt-Umsatzes  zu  zeigen  und  Ver- 
gleiche der  Entwicklung  der  Einzel-Umsätze  zwischen  den  Jahren  zu 
ermöglichen,  wie  es  in  den  Geschäfts-Berichten  der  Aktien-  und  Ge- 
nossenschafts-Banken geschieht.  Solche  Vergleiche  können  nützlich 
sein  für  die  Prüfung  von  Einflüssen,  die  man  nach  der  allgemeinen 
Wirtschaftslage  während  einer  Umsatz-Periode  in  bezug  auf  die  Ent- 
wicklung der  einzelnen  Zweige  des  Bankbetriebs  erwartet  hatte.  Lokale 
oder  sonstige  spezielle,  für  eine  bestimmte  Bank-Unternehmung  be- 
deutsame Vorgänge  dürfen  bei  solchen  Parallelen  nicht  übersehen 
werden. 

Umsatz-Schnelligkeit.  Recht  lehrreich  können  sich  Vergleiche 
zwischen  den  Gesamt-Umsätzen  und  den  Eigenkapitalien  (Gesellschafts- 
Kapital  und  Reserven)  gestalten.  Aus  ihnen  ist  die  Umsatz -Schnel- 
ligkeit (vgl.  darüber  auch  S.  144ff.)  herzuleiten  (Division  des  Eigen- 
kapital-Betrags in  den  Umsatz-Betrag). 

Bei  solchen  Berechnungen  ist  jedoch  immer  eine  ebenmäßige 
Entwicklung  der  die  Umsatz-Berechnung  störenden  Storni  und  Über- 
träge vorauszusetzen.  Soweit  solche  Voraussetzung  nicht  zutrifft, 
leidet  die  Zuverlässigkeit  der  Vergleichs-Resultate. 

3.  Storni  und  Überträge. 

Soweit  nun  den  Umsatzzahlen  des  Bankverkehrs  irgendwelche  Be- 
deutung beigelegt  werden  soll  und  kann,  ist  natürlich  vorauszusetzen, 
daß  diese  Zahlen  richtig  sind,  daß  sie  also  nur  Beträge  einschließen, 
die  zur  GeM'innbildung  irgendwie  in  Beziehung  stehen.  Das  ist  aber 
nicht  immer  der  Fall. 

Deren  bankbuchhalterische  Bedeutung.  Ausnahmen  dieser  Art  sind 
nämlich  die  Storni -Posten  und  die  Überträge.  Deren  Umfang  und 
zahlenmäßige  Bedeutung  wächst  naturgemäß  mit  der  Größe  des  Be- 
triebs. Je  mehr  Buchungsmaterial,  um  so  mehr  Irrtümer  beim  Über- 
tragen und  demzufolge  um  zo  mehr  Storni-Posten,  mit  deren  Fest- 
stellung vmd  Kontrolle  in  großen  Bankunternehmungen  zuweilen  ganze 
Revisions-Abteilungen  beschäftigt  sind. 

Storni  und  Überträge  spielen  in  der  Bankbuchhaltung  aus  mancher- 
lei Gründen  eine  ganz  besonders  wichtige  Rolle. 
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Storni -Buchungen  werden  z.  B.  erforderlich  bei  der  großen  Zahl 
von  irrtümlich  falsch  ausgeführten  Buchungen,  die  durch  die  Storni- 
Buchungen  aufgehoben  imd  durch  Neubuchungen  richtiggestellt  werden 
müssen;  sie  sind  ferner  nicht  zu  umgehen,  wenn  —  was  im  Verkehr 
mit  anderen  Bankunternehmungen  nicht  selten  geschieht  ■ —  bereits 
gebuchte  , .Aufgaben"  von  den  letztgenannten  Geschäftsfreunden  wider- 
rufen werden,  wobei  dann  —  wenn  keine  Neu-Aufgabe  erfolgt  —  nur 
storniert,  nicht  aber  auch  von  neuem  gebucht  wird. 

Überträge  werden  nötig,  wenn  Posten  von  einem  Sachkonto  auf 
ein  andres  oder  von  einem  Personen-Konto  eines  Kommittenten  auf 
ein  andres  Konto  desselben  Kommittenten  übertragen  werden  sollen.-') 


1)  AVesen  und  Unterschiede  der  Begriffe:  Storno,  Übertrag,  Ver- 
gütung, Überweisung.  An  dieser  Stelle  t-ei  eingeschaltet,  daß  die  Fach- 
ausdrucke: Storno,  Übertrag  und  Vergütung  oder  Überweisung  in 
der  Praxis  der  Bankbuchhaltung  nicht  selten  verwechselt  werden.  So  heißt 
der  Text  oft:  Storno,  obgleich  ein  Übertrag  vorliegt,  und  von  Überträgen  ist  die 
Rede,  obwohl  es  sich  um  Überweisungen  oder  Vergütungen  handelt.  Durch  derartig 
falsche  Textformulierungen  werden  die  Buchungen  oft  schwer  verständhch. 
Deshalb  ist  auf  zutreffende  textliche  Begründung  der  Buchungssätze  zu  achten. 
Die  Unterscheidung  der  drei  Postenarten  ist  zweckmäßig  nach  folgenden  Gesichts- 
punkten vorzunehmen:  Stornieren  ist  ausschließlich  identisch  mit  dem  Auf- 
heben einer  Buchung  durch  Umkehrung  des  Buchungssatzes.  Dagegen  ist  als 
Übertrag  anzusehen  jede  Belastung  oder  Gutschrift  auf  einem,  ausschließlich 
der  internen  Verrechnung  dienenden  Sachkonto,  der  eine  Gutschrift  oder  Be- 
lastung auf  einem  andern  Sachkonto  als  Gegen posten  entspricht.  Als  Übertrag 
hat  außerdem  zu  gelten  jede  Belastung  oder  Gutschrift  auf  dem  Personen -Konto 
eines  Geschäftsfreundes,  der  eine  Gutschrift  oder  Belastung  auf  einem  andern, 
für  denselben  Geschäftsfreund  geführten  Konto  als  Gegen  posten  gegenüber- 
steht. Ein  Übertrag  ist  sonach  nur  denkbar  innerhalb  der  internen  Verrechnung 
durch  die  Sachkonten  (z.  B. :  Effektenkonto  an  Zinsenkonto:  Übertrag  der 
Effekt^nzinsen)  oder  in  bezug  auf  mindestens  zwei,  für  denselben  Geschäfts- 
freund geführten  Personen -Konten  (z.B.:  Zuckerraffinerie  X  —  ,, Laufendes" 
Konto  an  Die.selbe  —  Akzepte-Konto:  Übertrag).  Treten  dagegen  die  Konten  ver- 
schiedener Inhaber  in  der  Bankbuchhaltung  zu  einander  in  Verrechnung,  so 
handelt  es  sich  nicht  um  übertrage,  sondern  um  Vergütungen,  die  man  als 
Überweisungen  vornehmlich  dann  bezeichnet,  wenn  Banken-  oder  Bankier- 
Konten  an  den  Vergütungen  beteiligt  sind  (z.  B. :  Kraft  &  Xölle  an  Ernst  Möller: 
Vergütung.  —  Rabattgesellschaft  ,, Deutschland"  an  Union  baiik:  Über- 
weisung an  Verband  der  Kolonialwarenhändler  in  Z.).  Von  hervorragender  Be- 
deutung sind  die  Giro- Überweisungen  durch  die  Deutsche  Reichsbank.  Die  Ver- 
gütung beschränkt  sich  —  in  Übereinstimmung  mit  dem  Übertrag  —  nicht  auf 
die  Verrechnung  zwischen  Personen -Konten;  sie  kann  vielmehr  auch  auf  Sach- 
konten vorkommen.  Hierbei  besteht  ein  Unterschied  zwischen  Vergütung 
und  Übertrag  jedoch  darin,  daß  bei  diesem  —  wenn  er  sich  auf  Sachkonten 
überhaupt  bezieht  —  nur  Sachkonten  zueinander  in  Beziehung  treten  können, 
während  die  Vergütung  —  sofern  ein  Sachkonto  hineinspielt  —  nur  zwischen 
Sachkonto  einerseits  und  Personen-Konto  anderseits  vorkommen  kann.  Bei- 
spiel: Unkosten -Konto  an  Elektrizitätswerk,  hier:  Vergütung  für  Stromverbrauch 
im  .Januar  1911. 
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Provisioiiierung  und  Verziusuug.  Ohne  weiteres  ist  klar,  daß 
Storno-Posten  weder  verzinst  noch  provisioniert  werden 
dürfen.  Dies  geschieht  vieiraehr  nur  mit  den  im  Anschluß  an  die  Stor- 
nierung etwa  noch  vorzunehmenden  Buchungen.  Liegen  Storno-Posten 
und  Gegenposten  in  derselben  Umsatz- l\niode,  so  bleiben  sie  bei  der 
Zinsberechnung  außer  Betracht.  Wird  ein  Posten  aber  erst  in  der  fol- 
genden oder  überhaupt  in  einer  andern  Abschluß-Periode  storniert,  so 
sind  die  dem  zu  stornierenden  Posten  früher  belasteten  oder  gutge- 
brachten Zinsen  in  der  neuen  Periode  zum  frühern  Zinssatze  —  also 
iniabhängig  vom  inzwischen  etwa  gestiegenen  oder  gesunkenen  Satze 
—  genau  zurückzurechnen.  Tatsächlich  werden  Stornierungen  von 
Sollposten  der  frühern  Abschluß -Periode  nicht  selten  zum  niedrigem 
Zinssatz  für  Habenposten  zurückgerechnet,  wenn  der  Kunde  gerade 
Kreditor  ist.  Eine  dem  Stornoposten  etwa  folgende,  den  Vorgang 
richtigstellende  Buchung  ist  neu  zu  verzinsen.  Der  Storno-Posten  der 
neuen  Abschluß-Periode  ist  als  bloßes  buchtechnisches  Mittel  ebenso 
provisionsfrei,  wie  er  es  auch  ist,  wenn  er  dem  zu  stornierenden  Posten 
in  derselben  Periode  gegenübersteht.  Eine  der  Stornierung  folgende 
Richtigstellung  des  stornierten  Postens  ist  gleichfalls  provisionsfrei, 
weil  der  Betrag  des  stornierten  Postens  entweder  in  der  größern  Seite 
dieser  Umsatz-Periode,  oder  zufolge  der  Verkleinerung  des  Saldo- 
Vortrags,  für  die  nächste  Periode  bereits  provisioniert  worden  ist.  Wird 
aber  ein  Posten  aus  dem  Vorjahr  erst  im  neuen  Jahr  storniert,  obgleich 
das  Vorjahr  noch  nicht  abgeschlossen  ist,  und  bleibt  der  Posten  für  das 
Vorjahr  dann  provisionsfrei,  so  ist  die  Richtigstellung  im  neuen  Jahr 
für  diesen  Fall  allerdings  zu  provisionieren.  Für  Storni  von  Franko- 
posten ist  die  Provisionsfreiheit  selbstverständlich. 

Mutatis  mutandis  gilt  das  über  die  Storniposten  Gesagte  auch  für 
die  Überträge. 

Hiernach  ist  erwiesen,  daß  Storni-Posten  und  Überträge  auf  den 
Ertrag  von  Bankunternehmungen  keinerlei  Einfluß  haben  können, 
und  daraus  folgt  die  Notwendigkeit,  solche  Posten  bei  der  Um- 
satz-Berechnung auszuscheiden  unter  dem  für  dieses  Buch  gel- 
tenden Gesichtspunkt,  daß  als  Umsatz  jedenfalls  nur  tatsächliche,  auf 
geschäftlichen  Erfolg  gerichtete  Vorgänge  angesprochen  werden  sollen. 

Quantitatives  Verhältnis  zum  Umsatz.  Die  Zahl  der  Stornierungen 
in  Bankbetrieben  ist  durchschnittlich  sehr  bedeutend.  Nicht  minder 
erheblich  können  die  Beträge  der  stornierten  Posten  ins  Gewicht 
fallen.  Oben  wurde  schon  angedeutet,  daß  mit  der  Größe  der  Bank- 
betriebe die  Zahl  der  Storni-Buchungen  zu  wachsen  pflegt.  Man  kann 
annehmen,  daß  dieses  Wachstum  sowohl  der  Zahl  der  Buchungen,  als 
den  Beträgen  nach  relativ  und  absolut  um  so  stärker  wird,  je  größere 
Bankünternehmungen  man  daraufhin  betrachtet.    Und  zwar  teils  in- 
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folge  des  riesigen  Umfang  annehmenden  Buchungsmaterials  und  der 
verhältnismäßig  häufigen  Personal-Bewegungen;  teils  zufolge  der  Tat- 
sache, daß  mit  steigender  Bedeutung  der  Bankfirma  auch  die  Beträge 
der  Buchungs-Posten  wachsen.  Unter  Berücksichtigung  dieser  Momente 
vergegenwärtige  man  sich  die  Wahrscheinlichkeit  des  Vorkommens  von 
Storni-Posten  und  Überträgen  im  Betriebe  einer  kleinen,  unter  ein- 
fachen (reschäfts  Verhältnissen  mit  altgedienten  wenigen  Beamten 
arbeitenden  Kredit -Genossenschaft  und  im  Vergleich  dazu  diejenige 
bei  den  Provinzbanken  und  schließlich  bei  den  Großbanken. 

Praktische  Beispiele.  Wie  absolut  gewaltige  Beträge  im  Lauf  einer 
Umsatz-Periode  bei  großen  Bankunternehmungen  storniert  und  über- 
tragen werden,  wird  schon  verständlich,  wenn  man  sich  nur  wenige  Ver- 
anlassungsmöglichkeiten vorstellt,  wobei  der  Unzahl  kleiner  und  der 
sich  auf  niu"  einige  Tausend  Mark  belaufenden  mittelgroßen  Stornierun- 
gen und  Überträge  gar  nicht  gedacht  werden  soll.  So  ergeben  sich 
beispielsweise  im  Betriebe  einer  mittlem  Aktienbank  an  größeren  Storni- 
Posten  inid  Überträgen  für  einen  Tag:  Gebr.  P.  Konto  ordinario  an 
Dieselben  Akzepte-Konto:  Übertrag  1500  000,—  M.  D.-Bank  Konto 
nostro  an  Dieselbe  Separat-Konto  nostro :  Übertrag  2  500  000, —  M. 
M.  &  Co.  Separat-Konto  an  N.-Bank  Separat-Konto:  Storno  Ultimo- 
geld 2  000  000, —  M.  Das  sind  nur  einige  bemerkenswerte  Storni  und 
Überträge  in  der  Gesamthöhe  von  seclis  Millionen  Mark  an  einem  Tage. 
Dazu  kommen  noch  die  vielen  kleinen  Überträge  und  Storni.  Oft  ist 
ein  Irrtum  mit  einem  Storno-Posten  nicht  erledigt  worden,  weil  dabei 
ein  neuer  Fehler  unterlaufen  ist,  der  die  Stornierung  des  Storno-Postens 
erfordert.  So  kann  es  kommen  und  ist  schon  passiert,  daß  man  schließ- 
lich beim  ,, Storno  des  stornierten  Storno-Postens"  angelangt 
war,  bevor  die  endgültige  Richtigstellung  der  Angelegenheit  erreicht 
M  erden  konnte.  Selbstverständlich  soll  mit  diesen  Ausführungen  weder 
gesagt  werden,  daß  Storni  und  Überträge,  die  übrigens  oft  auf  Ver- 
anlassung der  Geschäftsfreunde  geschehen,  zu  vermeiden  wären,  oder 
daß  sie  weniger  vorkommen  sollten.  Es  liegt  eben  im  Wesen  eines 
modernen  großen  Bankbetriebs,  daß  derartige  Buchungen  in  mehr  oder 
minder  großer  Zahl  täglich  vorkommen  müssen.  Daß  sie  nach  Mög- 
lichkeit vermieden  werden,  ist  um  so  mehr  selbstverständlich,  als  alle 
Beteiligten  nur  Arbeit  davon  haben.  Es  soll  auch  mit  den  genannten 
Beispielen  nicht  behauptet  werden,  daß  nun  täglich  in  die  Millionen 
gehende  Stornierungen  und  Überträge  vorgenommen  werden  müssen. 
Sehr  oft  ist  dies  aber  der  Fall. 

Aussonderung.  ^lan  wird  nach  dem  ^Mitgeteilten  der  Ansicht  sein 
dürfen,  daß  die  Umsatzzahlen  der  Bankunternehmungen  regelmäßig 
viel  zu  hoch  erscheinen,  weil  Storni  und  Überträge  nicht  außer  Be- 
rechnung geblieben  sind.  Solche  Auseinanderrechnung  wäre  jedoch 
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nur  möglich,  wenn  in  einem  Nebenbuch  ausschließlich  die  Beträge 
der  genannten  Postenarten  notiert  würden.  Die  Gesamt.summe  dieser 
Beträge  gäbe  dann  den  Betrag,  der  vom  Umsatz  zu  subtrahieren  wäre, 
wobei  angenommen  wird,  daß  die  Umsatz-Berechnung  auf  nur  eine 
Seite  des  Hauptbuchs  bezogen  worden  ist.  Diese  Notizen  würden  viel- 
fach recht  interessante  Resultate  liefern.  Dennoch  wird  man  in  der 
Praxis  auf  eine  derartig  genaue  Berechnung  des  bankmäßigen  Um- 
satzes verzichten  können,  weil  kalkulatorische  Erwägungen,  die  im 
Waren-Handel  an  den  Vergleich  des  Umsatzes  mit  anderen  Faktoren 
geknüpft  werden,  im  Bank  verkehr  kaum  in  Frage  kommen  dürften. 
Ausschaltung  der  Umsatz-Beeinflussung.  Unter  der  Voraussetzung, 
daß  der  bankmäßige  Umsatz  immer  nach  den  gleichen  Prin- 
zipien berechnet  wird,  inid  daß  die  Berechnung  störende  Storni  und 
Überträge  im  Verhältnis  zu  den  Umsatz-Gesamtzahlen  wachsen,  ihr 
Einfluß  auf  den  Umsatz  also  ungefähr  derselbe  bleibt,  unter  dieser 
Voraussetzung  geben  die  Gesamt-Umsatzzahlen  der  einzelnen  Jahre 
Anhalt  für  die  Beurteilung  der  Geschäfts-Entwicklung. 

4.  Methoden  der  bankmäßigen  Umsatz-Berechnung. 

In  bezug  auf  die  Art  der  Berechnung  des  bankmäßigen  Gesamt- 
umsatzes zeigen  sich  prinzipielle  Verschiedenheiten.  Besonders, 
wenn  man  auch  genossenschaftlich  organisierte  Bankunternehmungen 
in  die  Betrachtung  hineinzieht. 

Berechnungsweisen  bei  Kredit-Genossenschaften.  So  hat  für  die 
Kredit-Genossenschaften  Ehlers^)  festgestellt,  daß  der  Umsatz 
berechnet  wird: 

1.  nach  beiden  Seiten  des  Hauptbuchs  (also  Debet  und  Kredit 
der  Geschäfts- Übersicht) ; 

2.  diirch  Summierung  beider  Hauptbuch-Seiten  unter  Fort- 
lassung der  Kassekonto-Umsätze,  aber  unter  Einstellung  des 
Kasse-Anfangs-  und  Endbestands; 

3.  durch  Verfahren  wie  nach  Nr.  2;  jedoch  unter  Ausschaltung 
auch  der  Kasse-Bestände; 

4.  durch  Addition  der  Bewegungen  auf  allen  Konten  von  einer 
Seite  des  Hauptbuchs  unter  Ausscheidung  der  Bestände. 

Bereehnungsweise  bei  Aktienbanken.  Mit  Recht  gibt  Ehlers  in  aus- 
führlicher Begründung  dem  letztgenannten  Verfahren  den  Vorzug. 
Dieses  Verfahren  ist  nah  verwandt  einem  andern,  von  Ehlers  nicht 
berücksichtigten,  das  in  den  Geschäfts-Berichten  der  Aktienbanken 
mehr  und  mehr  zur  Geltung  kommt.  Danach  wird  der  Gesamt -Umsatz 
zwar  auch  von  einer  Seite  des  Hauptbuchs  berechnet.   Dabei  werden 
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aber  neben  den  eigentlichen  Umsatz-Bewegungen  in  die  Rechnung 
hineingezogen  auch  sämtliche  Bestände-Posten,  die  auf  der  in  Frage 
kommenden  Hauptbuch-Seite  stehen.  Wird  also  der  Umsatz  nach  der 
Sollseite  der  Ha\iptbuch-Konten  berechnet,  so  sind  außer  der  Umsatz- 
Bewegung  auf  dieser  Seite  im  Rechnungs-Resultat  enthalten  sämtliche 
aktiven  Bilanzvorträge,  mit  denen  die  Umsatz -Periode  aiif  den  einzelnen 
Hauptbuch-Konten  eingeleitet  worden  ist,  luul  außerdem  die  z\un  Konto- 
Ausgleich  einzusetzenden  passiven  Sclilußsalden,  z.  B.  der  Schlußsaldo 
des  Akzepte-Kontos.  Greschieht  die  Berechnung  nach  der  Haben- 
Seite,  dann  liegen  außer  der  Umsatz-Bewegung  auf  dieser  Seite  die 
passiven  Bilanzvorträge,  also  auch  diejenigen  des  Kapital-Kontos,  der 
Reserve-Konten  und  des  Gewinn-  und  Verlust-Kontos  im  Umsatz. 
Daneben  aber  auch  noch  die  zum  Konto-Ausgleich  einzusetzenden 
aktiven  Schlußsalden. 

Unerwähnt  mag  nicht  bleiben,  daß  manche  Banken  (z.  B.  die 
Württembergische  Bankanstalt  und  die  Württembergische  Vereins- 
bank) den  Umsatz  von  einer  Seite  des  Hauptbuchs  nur  in  bezug  auf 
bestimmte  Konten  (Kasse,  Kontokorrent,  Wechsel  und  Effekten) 
berechnen.  Ein  Verfahren,  das  sich  dem  unter  Nr.  8  dieses  Absclniitts 
von  mir  vorgesclilagenen  in  mancher  Hinsicht  nähert. 

5.  Bankbuchhalterischc  Umsatz-Elemente. 

Umsatz-Bedeutung  der  Sollseite.  Zwar  ist  das  Umsatz-Gesamt - 
resultat  bei  beiden  Berechnungsweisen  dasselbe,  weil  beide  Hauptbuch- 
Seiten  nach  dem  doppischen  Gesetz  von  Posten  und  Gegenposten  stets 
bilanzieren  müssen.  Man  wird  aber  geneigt  sein,  sich  die  Umsatz-Be- 
rechnung als  von  der  Sollseite  der  Hauptbuch-Konten  erfolgt  zu  den- 
ken, weil  man  sich  iinwillkürlich  erinnert,  daß  die  Überschüsse  aus  den 
im  Bankbetriebe  erzielten  Umsätzen  hauptsächlich  doch  den  Belastungs- 
Posten  im  Soll  der  Bankbuchhaltmig  zu  verdanken  sind,  wenn  dabei 
auch  keineswegs  verkannt  werden  wird  die  Bedeutung,  die  den  Haben- 
Posten  zukommt.  Einerseits  als  Voraussetzimg  für  die  Sollposten  inso- 
fern, als  mit  genommenem  Kredit  die  Möglichkeit  der  das  Eigen-Ver- 
mögen  überschreitenden  Kreditgewährung  an  die  Kundschaft  erst  ge- 
schaffen wird  und  anderseits  insoweit,  als  auch  viele  Haben-Posten  auf 
den  Sachkonten  die  Gegenposten  zu  Sollposten  auf  den  Personen- 
Konten  bilden. 

Hiermit  ist  schon  gesagt,  nach  welchen  Gesichtspunkten  die  Ge- 
samt-Umsätze  im  Bankbetriebe  streng  genommen  berechnet  werden 
müßten,  wobei  —  in  Analogie  zur  Umsatz-Bedeutung  im  Waren- 
Geschäft  —  als  Umsätze  die  unmittelbar  ertraggebenden  Vermögens- 
Bewegungen  angesehen  werden. 

Im  Bankbetriebe  sind  an  der  Ertragsbildiuig  in  erster  Reihe  be- 
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teiligt  die  Kapital-Bewegungen,  die  auf  den  Kontokorrent-Konten  als 
Belastungs-Post  (Ml  orsolieinen. 

Umsatz-Bedeutung  der  Kontokorrent-Konten,  Scheck-  und  Depo- 
siten-Konten. Unter  Kontokorrent-Konten  werden  hier  verstanden 
alle  diejenigen  Personen-Konten,  deren  Inhaber  regelmäßig,  meist  sogar 
ausschließlieh,  Schuldner  der  Bankunternehmung  sind,  woraus  die 
Provisions-Pf lichtigkeit  und  die  Möglichkeit  der  Erzielung  von 
Zinseji-Übcrschüssen  sich  ergibt.  Im  Gegensatz  zu  diesen  Konto- 
korrent-Konten stehen  die  Scheck-  und  Depositen-Konten,  deren 
Inhaber  zu  den  Gläubigern  der  Bankfirma  zählen,  weshalb  diese  Konten 
provisionsfrei  gehalten  werden  müssen,  weil  sie  kein  Kredit-Risiko 
einschließen,  sondern  —  im  Gegenteil  —  der  Bankunternehmung  Geld- 
und  Kreditmittel  zur  Verfügung  stellen,  die  zusammen  mit  dem  Eigen- 
kapital der  Firma  zur  Befriedigung  der  an  diese  gestellten  Geld-  und 
Kredit ansprüche  Verwendung  finden. 

Parallele  zum  Waren-Ein-  und  Verkauf.  Demgemäß  können  die 
Belastungen  auf  den  Kontokorrent-Konten  des  Bank  Verkehrs  mutatis 
mutandis  den  der  Kundschaft  im  Waren- Verkehr  belasteten  Ver- 
käufen, die  Gutschriften  auf  den  Scheck-  und  Depositen-Konten 
dagegen  den  auf  den  Konten  der  Lieferanten  im  Waren-Verkehr  gut- 
gebrachten Einkaufs -Beträgen  verglichen  werden. 

Umsatz-Bedeutung  der  Kasse-Posten.  Der  gesamte  Brutto-Umsatz, 
der  im  Waren-Verkehr  auf  die  Gesamtsummen  der  Verkaufs-Beträge 
zu  beziehen  ist,  wäre  danach  im  Bankverkehr  gleich  der  Gesamtsumme 
aller  den  Kontokorrent-Konten  zur  Last  gesetzten  Posten,  wenn  sämt- 
liche provisionspflichtige  und  Zinsenüberschüsse  liefernde  Kapital- 
Bewegungen  auf  den  Kontokorrent-Konten  zum  Ausdruck  kämen,  und 
wenn  Rohgewinne  nur  an  den  Sollposten  erzielt  Avürden.  Beides  ist 
jedoch  in  dem  auf  einer  außerordentlich  mannigfaltigen  Verwertung  der 
Geld-  und  Kreditmittel  beruhenden  Bankbetriebe  nicht  der  Fall.  Man 
denke  nur  an  die  Unzahl  durch  die  Kasse  verrechneter  provisionspflich- 
tiger und  Zinsenüberschüsse  bringender  Effekten-  und  Rimessen- 
Posten,  oder  an  die  ebenfalls  im  Kasse- Verkehr  vorkommenden  Coupons- 
und  Sorten-Posten,  die  sämtlich  kein  Kontokorrent -Konto  berühren. 

Avale-  und  Ultimogelder-Prolongationen.  Man  denke  ferner  an  die 
Aval -Provisionen,  die  etwa  durch  die  Kasse  beglichen  oder  über  Konto- 
korrent-Konto belastet  werden,  ohne  daß  die  prolongierten  Avalsummen 
auf  den  Kontokorrent -Konten  erscheinen,  weil  man  sich  oft  mit  Pro- 
longations-Vermerken im  Avalbuch  begnügt.  Man  gedenke  der  auf 
Ultimogeld -Prolongationen  im  Kontokorrent  belasteten  Zinsen, 
ohne  daß  die  Ultimogeld-Beträge  auf  den  Kontokorrent-Konten  kre- 
ditiert und  neu  belastet  werden,  w^il  man  sich  in  diesen  Fällen  nicht 
selten  mit  Vermerken  an  den  Kontenköpfen  begnügt. 
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Umsatz-Bcdoutuug  der  Haben-Posten.  Hinzuweisen  ist  noch 
darauf,  daß  im  Bankverkehr  Roherträge  auch  die  Kontokor- 
rent-Habenposten geben,  wenn  man  sie  im  Zusammenhang  mit 
den  Sollposten  betrachtet.  Hierzu  sei  beispielsweise  nur  erinnert  an  die 
Diskont -Pro  \ision  bei  Deckung  von  Debet -Salden  durch  Rimessen 
(vom  etwaigen  Zinsenüberschuß  zwischen  Diskontieren  und  Rediskon- 
tieren ganz  abgesehen)  luid  an  die  Zinsenüberschüsse  aus  der  durch- 
schnittlich einen  Tag  später  lautenden  Valutierung  der  Vergütungen  im 
Vergleich  zur  Valutierung  der  zu  belastenden  Gegenposten. 

Ergebnis.  Nach  allem  Dargelegten  darf  gesagt  werden,  daß  zwar 
der  Schwerpunkt  für  die  Erzielung  von  Roherträgen  im  Bank- 
betriebe regelmäßig  in  den  Kontokorrent-Konten  gelegen  ist,  daß 
jedoch  auch  die  Scheck-  und  Depositen-Konten  am  Rohertrage  un- 
mittelbar beteiligt  zu  sein  pflegen  (mittelbar  sind  dies  jene  Konten  als 
buchmäßiger  Ausdruck  für  einen  wesentlichen  Teil  der  Kapital-Be- 
schaffung ohne  weiteres),  daß  schließlich  auch  die  Sachkonten  (in  der 
Praxis  meist  ,,tote"  Konten  genannt)  am  Rohertrage  erheblichen  Anteil 
haben  können.  Die  Beziehungen  zwischen  den  verscliiedenen  Konten- 
gruppen sind  in  bezug  auf  ihre  Beteiligung  am  Erfolg  aber  derart  innige 
und  zugleich  schwankende,  daß  eine  genaue  Feststellung  der 
Erfolge  schaffenden  Umsätze  als  praktisch  unmöglich  an- 
gesehen werden  muß. 

6.  FehlerqueHen  der  schematischen  Umsatz-Berechnung. 

Man  hat  sich  deshalb  dazu  verstehen  müssen,  die  Umsatz-Berech- 
nung im  Bankverkehr  schematisch  vorzunehmen.  Wie  verschieden 
dabei  zu  Werke  gegangen  wird,  ist  bereits  dargelegt  worden. 

Hier  soll  nur  noch  gezeigt  werden,  welche  Fehlerquellen  ein  sche- 
matisches  Verfahren  einschließt.  Ich  wähle  dazu  die  von  den  Aktien- 
l)ankcn  meist  geübte  Methode  der  Berechnung  des  Gesamt-Um- 
satzes  nach  einer  Seite  des  Hauptbuchs  unter  Einrechiumg 
der  auf  dieser  Seite  stehenden  Saldi. 

Ursachen  zu  hoher  Umsatz- Ausweise.  Jene  schematische 
Umsatz-Berechnung    enthält    beispielsweise    zu   Unrecht: 

1.  Die  Abschluß-Salden.  Also  bei  der  Berechnung  nach  der  Soll- 
seite die  Haben-Salden,  bei  der  Berechnung  nach  der  Haben- 
Seite  die  Sollsalden. 

2.  Die  Posten  des  Kapital-Kontos  und  der  Reserve-Konten. 

3.  Storni  und  Überträge  aller  Art. 

4.  Sachkonten-Posten,  die  sich  nicht  unmittelbar  auf  den  Erwerb, 
sondern  auf  geschäftlichen  Aufwand  beziehen  (z.  B.  Reklame- 
Kosten,  Gehälter,  Tantiemen,  Pensionsversicherungs-Posten, 
sonstige  Unkosten;  außerdem  Steuern). 
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5.  Sämtliche  Abschluß-Posten,   die  zum  Zweck  der  Bilanzierung 
erforderlich  sind;  außerdem  Gewinn-Verteilungsposten  der  Vor- 
periode. 
Im  Umsatz  fehlende  Posten.  So  gewiß  jene  Berechnung  des  bank- 
mäßigen Gesamt-Umsatzes  einerseits  viele  Posten  zu  Unrecht  enthält, 
so  wahrscheinlich  werden  anderseits  bedeutende  Beträge  darin  fehlen, 
wobei  bloß  an  die  nicht  gebuchten,  sondern  nur  notierten  Prolon- 
gationen  von  Avalen  und  Geldern  auf  feste  Termine  nochmals  er- 
innert sei. 

7.  Umsatz  und  Umschlag. 

Terminologisches.  ^Manche  Praktiker  gebrauchen  an  Stelle  des 
Wortes:  ,, Umsatz"  die  Bezeichnung:  ,, Umschlag"  in  ihren  Berichts- 
Übersichten.  Will  man  den  ,, Umschlag"  im  Vergleich  zum  ,, Umsatz" 
als  den  weitern  Begriff  ansehen,  so  ist  dies  zu  billigen,  weil  es  sich  bei 
der  übUchen  bankmäßigen  Umsatz-Berechnung  in  Wirklichkeit  handelt  um 
die  zahlenmäßige  Feststellung  des  Gesamt -Umschlags  aller  Sollposten 
in  Haben-Posten  oder  umgekehrt.  Unabhängig  davon,  ob  dieser  Um- 
schlag als  Folge  der  auf  Erfolg  gerichteten  Geschäfts-Tätigkeit,  oder 
ob  er  als  Folge  organisatorischer  Maßnahmen  oder  rein  buchtech- 
nischer Vorgänge  zu  betrachten  ist. 

8.  Zutreffende  Ermittlung  bankmäßiger  Clesamt-Umsätze 
—  ein  Vorschlag. 

Nur  Kontokorrent-  und  Zug  um  Zug-Barposten.  Meines  Erachtens 
würde  man  dem  Wesen  des  bankmäßigen  Umsatzes  durch  folgende 
Berechnungsweise  am  nächsten  kommen:  man  addiere  sämtliche  wäh- 
rend der  Bilanz-Periode  über  Kontokorrent -Konten  aller  Art 
(reine  Kontokorrent-,  Scheck-,  Depositen-,  Banken-,  Konsortial-  u.  dgl. 
Konten)  gelaufenen  Posten  sowohl  der  Sollseiten,  wde  auch  der  Haben- 
Seiten  und  schlage  dieser  Summe  diejenige  aller  Posten  hinzu,  die  im 
Soll  und  Haben  der  Kassebücher  auf  den  für  Erwerbszwecke 
geführten  Sachkonten  aus  Zug  um  Zug-Bargeschäften  im  Bilanzjahr 
entstanden  sind.  Zu  diesen  Sachkonten  gehören  z.B.:  Wechsel-, 
Effekten-,  Coupons-,  Sorten-,  Provisions-  und  Zinsen-Konten.  Nicht 
dagegen  z.B.:  Unkosten-,  Dividenden-,  mid  Tantieme-Konten.  Da- 
mit würden  wirklich  nur  die  dem  Erwerbe  dienenden  Um- 
satz-Bewegungen erfaßt.  Storni  und  Überträge  sind  natür- 
lich auch  hierbei  störende  Faktoren,  wenn  man  sie  nicht  aus- 
schaltet . 

Berechnungs-Tecbnik.  Die  Berechnungs-Technik  im  einzelnen  ist 
nicht  schwierig:  die  im  Hauptbuch  als  tote  (Sach-)  Konten  geführten 
wenigen  Kontokorrent-Sammelkonten  ^einschließlich  der  für  Scheck-, 
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Depositen-,  Banken-  luid  Konsortial-Konten  bestehenden  Sammel- 
konten) weisen  die  Soll-  mid  Haben-Bewegungen  ohne  weiteres  aus. 
In  der  Kasse  wären  die  Zahlen  für  die  nicht  über  Kontokorrent-Konten 
zu  buchenden,  Ertrag  bringenden  Zug  um  Zug-Geschäfte  (Wechsel- 
Diskontierungen  gegen  bar,  Effekten-Bargeschäfte  usw.)  in  einer  Vor- 
kolonne auszuwerfen,  um  ihre  Gesamtsummen  im  Soll  und  Haben  für 
jeden  Tag  festzustellen  und  zum  Zweck  der  Umsatz-Berechnung  in 
einem  Nebenbüchlein  zu  notieren.  Für  den  Schluß  jedes  Tags  wären  die 
Endsummen  der  beiden  Vorkolonnen  in  den  Haviptkolonnen  der  Soll- 
und  Haben-Seite  einzustellen,  um  den  Kasse-Bestand  in  der  Haupt - 
kolonne  der  Haben-Seite  zum  Ausgleich  einsetzen  zu  können.  Der 
Bestand- Vortrag  hat  danach  in  der  Hauptkolomie  der  Sollseite  zu  ge- 
schehen. Die  Übertragung  der  Kasse-Posten  auf  die  Personen-Konten 
der  Kontokorrentbücher  würde  demnach  ausschließlich  aus  den  Haupt- 
kolonnen zu  erfolgen  haben,  weil  die  Vorkolonnen  ausschließlich  die 
Zahlen  der  nicht  auf  Personen-Konten  gehörigen  Bargeschäfte  ent- 
halten. 

Sonach  hätte  diese  Art  von  Umsatz-Berechnung  zu  erfolgen  teils 
durch  Entnahme  der  Soll-  und  Haben-Gesamtsummen  (jedoch  unter 
Ausschluß  der  Eingangs-  und  Schluß-Salden!!)  aus  den  im  Hauptbuch 
geführten  Kontokorrent-Sachkonten  (einschließlich  des  Scheck-,  De- 
positen-, Banken-  und  Konsortial-Kontos),  teils  durch  Summieren  der 
täglich  dem  Soll  und  Haben  des  Kassebuchs  aus  dessen  Vorkolonnen 
zu  entnehmenden  Endzahlen  aus  den  nicht  über  Personen-Konten  zu 
führenden,  weil  Zug  um  Zug  sich  erledigenden  Bargeschäften. 

Durchführbarkeit.  Irgendwelche  praktische  Schwierigkeiten 
stehen  der  Durchführung  dieser  Umsatz-Berechnung  nicht  im  Wege. 
Die  Vorkolonnen  in  den  Kassebüchern  ermöglichen  außerdem  nebenher 
die  zahlenmäßige  Feststellung  des  Anteils  der  Zug  um  Zug-Geschäfte 
am  Kasse-Gesamtverkehr. 


III.  Kapitel. 

Bewertung. 


Allgemeines. 

Auf  die  Ermittlung  des  Reinerfolgs  wdrtschaftlicher  Unternehmun- 
gen sind  die  Grundsätze  für  die  Bewertung  der  Vermögensteile  von  be- 
deutendem Einfluß. 

Grundlagen  der  Bewertungs-Lehre.  Die  Lehre  von  der  Bewertung 
beruht  in  erster  Linie  auf  handelsgesetzlichen  Vorschriften. 
Diese  Vorschriften  sind  teils  eindeutig,  teils  sind  sie  oder  müssen  sie 
allgemeiner  Natur  sein,  weil  die  Eülle  der  praktisch  möglichen  Fälle 
die  eindeutige  Formulierung  des  Gesetzestextes  vereitelt.  Dann  müssen 
nicht  selten  Recht,  Buchhaltungstechnik  und  kauf  männische 
Erfahrung  zusammenwirken,  um  zu  haltbarer  Auslegung  des 
Gesetzestextes  zu  gelangen.  Jedem  Sachverständigen  ist  bekannt,  in 
wie  außerordentlich  reichem  Maße  die  geschäftliche  Praxis  Veranlassung 
zu  bilanzrechtlichen  Erörterungen  gibt. 

Literatjr.  Besonders  in  den  letzten  zehn  Jahren  ist  die  Literatur 
über  die  kaufmännischen  Bilanzen  stark  ange\Yachsen.  Xeben  den 
Veröffentlichungen  vorwiegend  juristischen  Charakters  sind  während 
der  letzten  Jahre  auch  solche  mehr  handelswissenschaftlicher  Richtung 
erschienen.  Meiner  Auffassung  entgegenstehende  oder  in  besonders  wich- 
tigen Fragen  zustimmende  Ansichten  anderer  Autoren  werde  ich  zitieren. 

Einteilung.  Die  Bewertung  der  Bilanz -Aktiva  und  Passiva  scheide 
ich  in  direkte  und  indirekte.  Deren  Besprechung  schicke  ich  Be- 
merkungen über  die  Aufnahme-Technik  in  ihrer  Bedeutung  als  Be- 
wertungs-Faktor voraus. 

Die  Aufnahme-Technik  als  Bewertungs-Faktor. 

Das  Inventarium.  Voraussetzung  für  die  Richtigkeit  des  vom  Ge- 
setzgeber mit  §  39  H.G.B.  geforderten  Inventariums  ist,  daß  nicht  zu 
wenig,  noch  zu  viel  aufgenommen  (,,inventiert")  wird,  und  daß  alle 
aufgenommenen  Vermögensteile  richtig  bewertet  und  berechnet  werden. 
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Der  Leser  wolle  sicli  erinnern,  daß  ich  in  meinen  kontentheoretischen 
Ausführungen  (vgl.  S.  26  ff.)  zwischen  Nennwerten,  Buchwerten  und 
Inventurwerten  unterschieden  habe. 

Nenuwertc-Koutrolle.  Von  diesen  drei  Wert-Kategorien  ermög- 
lichen die  Nennwerte  (z.  B.  Kasse,  Wechsel,  Effekten)  die  leichteste 
und  sicherste  Aufnahme  der  Bestände,  weil  die  Quantitäten 
in  den  Werten  der  einzelnen  Stücke  ohne  weiteres  zum  Ausdruck  kom- 
men, und  weil  außerdem  die  Richtigkeit  der  mit  der  Aufnahme  fest- 
gestellten Gesamtsumme  jener  Werte  kontrolliert  werden  kann  durch 
den  Saldo  des  bezüglichen  Hauptbuch-Kontos  (wenn  dieses  als 
Nennwert -Kontrollkonto  geführt  wird)  oder  durch  die  neben  dem  Konto 
geführten  Skontri  \z.  B.  Wechsel-Skontro,  Effekten-Skontro). 

Buchwerte-Nachweis.  Wenn  auch  nicht,  wie  die  Nennwerte,  ihrem 
Wesen  nach,  so  gewähren  bei  der  Doppelbuchhaltung  die  Buchwerte 
eine  gewisse  Möglichkeit  der  Kontrolle  dank  des  doppischen  Prinzips, 
wonach  bei  der  Rohbilanz  die  Gesamtsumme  aller  Sollposten  gleich 
sein  muß  der  Gesamtsumme  aller  Haben-Posten.  Allerdings  können 
allein  durch  die  Rohbilanz  Konten-Verwechslungen,  einander  auf- 
hebende Rechenfehler  u.  dgl.  nicht  bemerkt  werden.  Sind  beispiels- 
weise Beträge,  die  auf  Maschinen-Konto  gehören,  versehentlich  dem 
Mobilien-Konto  belastet  worden,  so  wird  die  formelle  Richtigkeit  der 
Rohbilanz  keineswegs  gestört.  Die  Verwechslung  kann  dann  (wenn 
nicht  etwa  schon  die  Höhe  der  Beträge  auf  dem  Mobilien-Konto  als 
unwahrscheinlich  auffällt)  nur  bei  sorgfältigem  Kollationieren  gemerkt 
werden.  Im  Interesse  richtiger  Feststellung  der  Buchwerte  ist  somit 
genaues  Kollationieren  der  Buchwert-Nachweiskonten  un- 
erläßlich. Dies  gilt  auch  für  die  zu  den  Buchwert-Nachweiskonten 
zu  rechnenden  Kontokorrent-Konten,  weil  eine  stimmende  Konto- 
korrent-Probe (vgl.  darüber  S.  88  ff.)  nicht  ausschließt,  daß  auf  ein- 
zelnen Personen-Konten  oder  auf  dem  Kontokorrent-Konto  im  Haupt- 
buch irgend  welche  der  möglichen  Fehler  vorhanden  sind. 

Inventurwerle-Aufnahme.  Sind  demnach  bei  der  Aufnahme  der 
Vermögens-Bestände  Unrichtigkeiten  in  bezug  auf  Nennwerte  regel- 
mäßig ohne  weiteres  gänzlich,  in  bezug  auf  Buchwerte  bei  sorgfältigem 
Kollationieren  ebenfalls  zu  vermeiden,  so  trifft  dies  nicht  zu  für  die 
Inventurwerte,  die  über  Inventur-Erfolgskonten  verrechnet  werden. 
Für  diese  Werte,  als  deren  Hauptvertreter  in  Handel  mid  Industrie 
Waren  und  Fabrikations- Vorräte,  im  Bankverkehr  Wechsel  und  Effekten 
zu  gelten  haben,  ist  eine  möglichst  rationelle  Aufnahme-  und 
Berechnungs-Technik  sehr  bedeutsam.  Denn  weder  können  diese  Ver- 
mögensteile aus  ihrem  We.sen  heraus,  wie  die  Nennwerte,  noch  (abgesehen 
von  den  relativ  seltenen  Fällen  allumfassender  Waren-Skontrierung)  durch 
die  Buchführung,  wie  die  Buchwerte,  quantitativ  kontrolliert  werden. 
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Ein  zweckmäßiges  Aufnahme- Verfahren.  Als  eine,  sowohl  in  bezug 
auf  die  Vollständigkeit  der  Aufnalime,  wie  auch  auf  die  Möglichkeit 
zuverlässiger  rechnerischer  Kontrolle  brauchbare  Methode  der 
Lager-Aufnahme  habe  ich  folgende  erkannt  und  oft  erprobt: 

Auf  je  einer  starken  Pappe-Unterlage  sind  die  Kopfleisten  einer 
bestimmten  Anzahl  liniierter  Konzeptblätter  mit  Doppelkolonnen  durch 
Draht  aneinandergeheftet.  Derart,  daß  die  Blätter  an  der  perforierten 
Trennungslinie  von  den  Kopfleisten  leicht  getrennt  werden  können. 
Die  zu  je  einer  Unterlage  gehörigen  Blätter  werden  (am  besten  an  den 
unteren  rechten  Ecken)  mit  fortlaufenden  Nunnncrn  versehen.  Jedoch 
so,  daß  immer  zwei  einander  folgende  Blätter  dieselbe  Nummer  tragen. 
Liegen  also  fünfzig  Blätter  auf  der  Unterlage,  so  laufen  die  Nummern 
bis  fünfundzwanzig.  Zum  Schreiben  wird  Kopierstift  benutzt.  Zwischen 
das  mit  dem  Kopierstift  unmittelbar  zu  beschreibende  Originalblatt 
und  das  folgende,  die  gleiche  Nummer  tragende  Blatt  wird  stets  ein 
Blaubogen  gelegt.  Der  Blaubogen  ermöglicht  das  Durchschreiben  des 
Original-Textes  auf  das  nächste,  seiner  Nummer  nach  mit  dem  Original- 
blatt übereinstimmende  Blatt.  Man  bekommt  mithin  von  einem  Block 
mit  fünfzig  Blättern  fünfundzwanzig  Originalblätter  und  ebensoviele 
Kopien.  Bereits  bei  der  Lager-Aufnahme  feststehende  Preise  schreibt 
man  auf  dem  Original  gleich  mit  nieder  und  erhält  sie  damit  gleich- 
zeitig auch  avif  der  Kopie.  Die  später  festzusetzenden  Preise  setzt  man 
dann  mit  Tinte  auf  den  Originalen  und  auf  den  Kopien  gesondert  bei. 
Danach  berechnet  eine  Partei  die  auf  den  Originalen,  die  andre 
die  auf  den  Kopien  stehenden  Posten.  Die  Posten  eines  jeden  Blatts 
werden  für  sich  addiert,  also  nicht  transportiert,  um  nicht  etwa  gemachte 
Fehler  bis  ans  Ende  durchzuschleppen.  Erst  nach  völlig  beendeter 
Addition  werden  die  Summen  der  einzelnen  Blätter  addiert,  um  das 
Gesamt-Resvütat  festzustellen.  Erst  dann  treten  die  beiden  Rechen- 
Parteien  zum  Vergleich  des  Gesamt-Resultats  zusammen.  Stimmt 
dieses,  so  darf  mit  Berechtigung  vermutet  werden,  daß  die  Aufnahme 
fehlerlos  berechnet  ist,  weil  kaum  angenommen  zu  werden  braucht, 
daß  beide  Parteien  etwa  dieselben  Rechenfehler  gemacht  haben.  Stimmt 
das  Gesamt -Resultat  nicht,  so  kann  mit  Leichtigkeit  ermittelt  werden, 
wo  die  von  einander  abweichenden  Einzel-Resultate  stecken,  und  auf 
wessen  Seite  die  Fehler  liegen.  Die  gesamten  Rechen-Arbeiten  sind  mit 
Tinte  auszuführen. 

Vorteile  dieses  Aufnahme-  und  Berechnungs-Verfahrens: 

1.  Durch  eine  Niederschrift  wird  außer  dem  Original  sofort 
eine  mit  dem  Original  zwangläufig  übereinstimmende  Abschrift 
hergestellt.  Abschreiben  des  Originals  imd  beim  Abschreiben 
entstehende  Fehler  bleiben  demgemäß  außer  allem  Betracht. 

2.  Rechenfehler  irgend  welcher  Art  sind  —  im  Gegensatz  zu 
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dem  oft  wertlosen  Nachrechnen  —  absohit    unwahrschein- 
lich. 
Berücksieht igune:  der  Lagerbewegiingen   während  der  Aufnahme. 

Um  eine  zuverlässige  Aufnahme  der  Lager-Vorräte  zu  erreichen,  ist 
außerdem  zu  beachten  eine  Anzahl  mehr  oder  weniger  wichtiger  Punkte, 
die  sich  auf  die  Verändenuigen  des  Lagers  während  der  Aufnahmezeit 
beziehen. 

Ich  stelle  die  in  Betracht  kommenden  Hauptmomente  im  folgenden 
zusammen  und  beziehe  die  Zusammenstellung  auf  den  in  dieser  Hinsicht 
besondere  Aufmerksamkeit  erfordernden  Sortiments-Buchhandel 
(che  folgenden  Mitteilungen  kann  man  leicht  auch  auf  das  Waren-  oder 
Fabrikations-Ge-schäft  beziehen,  wenn  man  an  Stelle  von  ,, Werke'* 
,, Waren''  oder  ,, Fabrikations-Bestände",  statt  ,, Remitten- 
den" ..Retouren",  ,, Rück  waren"  oder  ähnlich  liest). 

Die  Veränderungen  des  Vermögensstandes  Mährend  der  Lager- 
Aufnahme  und  während  des  Abschlusses  der  Kunden-  mid  Verleger- 
Konten   finden  Berücksichtigung  wie  folgt: 

Dem  aufzunehmenden  Lager-Bestande  werden  hinzu- 
geschrieben  alle 

1.  am  Ende  der  Inventur  noch  nicht  retournierte  oder  noch  nicht 
fest  abgenommene  Ansichts-  oder  Auswahl-Sendungen,  soweit 
sie  vor  dem  Versand  noch  nicht  aufgenommen  worden  waren; 

2.  Werke,  die  während  der  Lager-Aufnahme  beim  Buchbinder 
liegen,  soweit  sie  fürs  Lager  bestimmt,  also  noch  nicht  verkauft 
und  dem  Käufer  belastet  oder  von  ihm  bezahlt  sind; 

3.  Werke,  die  während  der  Inventur  zum  Inkasso  in  den  Händen 
des  Ausgehers  sind,  sofern  die  bezüglichen  Beträge  nicht  unter 
den  Debitoren  in  den  Bilanz- Aktiven  figurieren,  oder  soweit 
diese  Werke  nicht  etwa  erst  nach  depj  Bilanztage  angescliafft 
oder  dem  Verleger  gutgebracht  sind; 

4.  am  Ende  der  Inventur  in  Leipzig  noch  u neingelöst  lagernde 
Barremittenden,  die  sich  auf  vor  dem  Bilanztage  ange- 
schaffte Werke  beziehen; 

5.  nach  dem  Bilanztage  gegen  bar  oder  auf  Ziel  verkaufte, 
zur  Zeit  des  Verkaufs  jedoch  noch  nicht  aufgenommene,  aber 
vor  dem  Bilanztage  angeschaffte  und  dem  Verleger  gutgebrachte 
Werke ; 

6.  vor  dem  Ablauf  des  Bilanztags  während  der  Inventur- Auf- 
nahme in  Kommission,  in  feste  Rechnung  oder  gegen  bar  ein- 
gehende Werke,  soweit  sie  auch  vor  dem  Bilanztage  noch 
fakturiert  und  demgemäß  dem  Verleger  mit  Wirkung  bis  zum 
Ende  des  Bilanztags  noch  gutgeschrieben  werden.  Ge- 
schieht  die  Fakturiennig  erst  nach  dem   Bilanztage,   so  sind 
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die  entsprechenden  Waren  —  was  korrekt  ist  —  bei  der  Inventur 
dennoch  aufzunehmen.  Man  hat  dann  also  die  Fakturen  vor 
oder  doch  mindestens  auf  den  Bilanztag  zurückzudatieren 
und  den  Verleger  mit  Wirkung  bis  zum  Ende  des  Bilanztags 
dafür  zu  erkennen.  Am  Bilanztage  noch  unterwegs  befindliche 
Sendungen  müßten  demnach,  falls  ihre  Faktura  bereits  vor 
dem  Bilanztage  datiert  ist,  falls  der  Betrag  also  vor  dem  Bilanz- 
tage  schon  gutgeschrieben  werden  sollte,  in  die  Inventur-Auf- 
nahme einbezogen  werden,  obgleich  die  Ware  noch  nicht  ein- 
getroffen ist.  Da  das  aber  inkorrekt  wäre,  so  ist  rat- 
sam, die  am  Bilanztage  unterwegs  befindlichen,  jedoch 
auf  Grund  der  Faktura  vorher  schon  zu  kreditierenden 
Waren  nicht  aufzunehmen,  dann  jedoch  die  in  Frage  kommen- 
den Fakturen  gleichzeitig  auf  einen  der  nächsten  Tage  nach 
dem  Bilanztage  umzudatieren,  also  auch  erst  nachher  zu 
buchen.  Am  Bilanztage  unterwegs  befindliche  Sendungen,  die 
erst  nach  diesem  berechnet  und  gebucht  werden,  haben  mit  der 
Inventur- Auf  nähme  selbstverständlich  nicht  zu  tun. 

Remittenden  an  die  Verleger  sind  während  der  Inventur 
nach  Möglichkeit  zu  vermeiden,  müßten  aber  andernfalls  nach 
den  oben  gegebenen  Direktiven  zu-  oder  abgeschrieben  und  be- 
lastet werden.  Auch  Bücher-Bezüge  sind  während  der  In- 
ventur auf  das  unbedingt  Notwendige  zu  beschränken. 

Dagegen     muß     von     der     Lageraufnahme     abge- 
sehrieben  werden:  jedes    vor   dem    Bilanztage   aufge- 
nommene   Werk,     das    bis    zum    Ablauf    jenes    Tags 
gegen    bar     oder    auf    Ziel    fest     verkauft     und    dem 
Kunden  belastet  wird. 
Für  die  nach  den  vorstehenden  Darlegungen  in  bezug  auf  das  Lager- 
Inventarium    nötig    werdenden    Abschreibungen    und    Zuschreibungen 
werden  während  des  Lagersturzes  zwei  kleine  Bei  buch  er  geführt,  nach 
deren  Ergebnissen  die  inventierten  Bestände  zu  berichtigen  sind. 

Transitorische  Inventarposten.  Besonderer  Beachtung  bedürfen 
vielfach  die  transitorischen  Posten  (vgl.  S.  96  ff.).  Um  diese 
Posten  richtig  und  vollständig  zu  bilanzieren,  ist  empfehlenswert,  ein 
Xotizbüchlein  zu  führen,  worin  sie  für  die  Inventur  gesammelt  werden. 
Während  der  Aufnahme  in  Verlust  geratene  Vermögens-Gegenstände. 
Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  Vermögens-Gegenstände  (z.  B.  Waren, 
Mobilien  u.  dgl.),  die  bis  zur  Inventur- Aufnahme  (etwa  durch  Dieb- 
stahl, Feuer,  Verderben,  Unfall  oder  andere  Umstände)  in  Verlust 
geraten  sind,  am  Bilanztage  aber  noch  vorhanden  waren,  trotzdem  mit 
inventarisiert  („inventiert")  werden  dürfen,  ja,  nach  der  Gesetzes- 
Vorschrift,  wonach  der  Vermögenssttind  am  Bilanztage  für  die  Auf- 
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nähme  maßgebend  ist,  sogar  mit  inventarisiert  werden  sollen.  Den- 
noch wird  ein  vorsichtiger  Kaufmaini  derartige  Verluste  regelmäßig 
lieber  gleich  noch  dem  alten  Jalir  zur  Last  fallen,  also  diesem  die 
inzwischen  verlorenen  Sachen  nicht  mehr  zugute  kommen  lassen,  um 
sie  nicht  von  vornherein  als  Verluste  des  neuen  Jahrs  ansehen  zu 
müssen.  Diese  Art  von  Unterbewertung  muß  privatrechtlich  als  er- 
laubt gelten,  öffentlichrechtlich  ist  sie  es  allerdings  nach  §§  39  und 
40  H.G.B.  aus  dem  vorstehend  angedeuteten  Grunde  nicht.  Daß  Ver- 
mögens-Gegenstände, die  am  Bilanztage  schon  fehlten,  deren  Fehlen 
aber  erst  später  bemerkt  wurde,  nicht  mit  inventarisiert  werden 
dürfen,  ist  selbstverständlich. 


Direkte  Bewertung  (Wertansätze). 

I.  Allgemeines  über  den  Wertansatz. 

In  diesem  und  im  folgenden  Abschnitt  soll  erörtert  werden,  welche 
Grundsätze  und  gesetzlichen  Vorschriften  bei  der  Bewertung 
der  aufgenommenen  (,,inventierten")  Vermögens-Gegenstände  be- 
sonders zu  beachten  sind.  Dem  Zweck  dieses  Buchs  entsprechend,  kann 
es  sich  nur  um  die  BcAvertungs-Grundsätze  und  Vorschriften  für  die 
regulären  Jahresbilanzen  handeln.  Denn  nur  diese  dienen  in 
erster  Linie  der  Erfolgs-Ermittlung.  Liquidations-  undKonkurs- 
Bilanzen,  deren  Zweck  auf  die  Vermögens-Feststellung  hinausläuft, 
haben  in  diesem  Abschnitt  außer   Betracht  zu  bleiben. 

Arten  der  Bewertung.  Ich  unterscheide  bei  der  Lehre  von  der  Be- 
wertung zA^schen  direkter  und  indirekter  Bewertung.  Die  direkte 
Bewertung  ist  gleichbedeutend  mit  dem  unmittelbaren  Ansatz  der 
Werte  oder  Preise,  weshalb  dafür  auch  die  Bezeichnung:  unmittelbare 
Bewertung  am  Platze  ist.  Die  indirekte  Bewertung  beziehe  ich  dem- 
gegenüber auf  die  Abschreibungen  (Wertabzüge)  und  verwende, 
da  im  Gegensatz  zum  unmittelbaren  Wert-Ansatz  die  Abschreibungen 
durch  Subtraktion  erst  mittelbar  wirksam  werden,  hierfür  auch  den 
Ausdruck:  mittelbare  Bewertung.^) 

A.  Der  Streit  um  die  Grundfrage  der  Bewertung. 

Bei  dem  die  Bewertungs-Lehre  durchziehenden  Streit  der  Meinungen 
handelt  es  sich  um  die  Frage,  von  welchem  Gesichtspunkt  aus  die  der 
kaufmännischen  Unternehmung  dienstbaren  Vermögensteile  zu  be- 
werten sind. 


1)  Berliner   (S.  85)    unterscheidet   zwischen    positiver    und    negativer 
Bewertung. 
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Veranlassung  zu  diesem  Streit  hat  die  sehr  extensiver  Auslegung 
fähige  Fassung  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  gegeben,  wonach  „bei  der  Auf- 
stellung des  Inventars  und  der  Bilanz  sämthehe  Vermögens-Gegenstände 
und  Schulden  nach  dem  Werte  anzusetzen  sind,  der  ihnen  in  dem  Zeit- 
punkt beizulegen  ist,  für  den  die  Aufstellung  stattfindet." 

Nach  welchen  Gesichtspunkten  ist  dieser  Wert  im  Einzelfall  nun 
aber  festzustellen? 

Gegenwärtiger  Stand  der  Frage.  Folgende  Schriftsteller  mögen  in 
dieser  Frage  zu  Worte  kommen: 

Rehm  (S.  60):  ,,Als  Beracssungsgrundlage  hat  zu  dienen  der  Veräußerungs- 
und der  Gebrauchswert,  den  die  Gegenstände  für  jeden  (daher  sogenannter 
objektiver  Wert)  verständigen  Besitzer  eines  solchen  Geschäfts  haben  (Ge- 
schäftswert)." 

„Trotz  Verschiedenheit  in  der  Terminologie  kann  dies  als  die  gemeine  ]Mei- 
nung,  auch  als  die  Simons,  der  das,  was  wir  Geschäftswert  nennen,  als  indi\'iduellen, 
d.  h.  Geschäftsinhaberwert  bezeichnet,  angesehen  werden." 

Simon  (S.  304 ff.):  „Nun  ist  es  aber  für  den  Kaufmann,  der  sich  ein  Bild 
von  seiner  Vermögenslage  machen  will,  völlig  gleichgültig,  welchen  Wert  eine  Sache, 
die  er  besitzt,  in  der  Hand  eines  andern  hat,  welchen  Verkaufswert  sie  hat,  wenn 
er  die  Sache  dauernd  zum  Geschäftsbetrieb  bestimmt  hat,  oder  welchen  Gebrauchs- 
wert eine  Sache  hat,  die  er  zur  Veräußerung  erworben  hat.  Verändert  der  Kauf- 
mann die  Bestimmung  des  Gegenstands,  so  ändert  sich  für  diesen  hierdurch  die 
Wertgrundlage."  „Hiernach  können  wir  den  Wert,  der  für  die  Bilanz  maßgebend 
sein  muß,  als  den  individuellen  Wert  bezeichnen.  Es  ist  dies  der  besondre 
Gebrauchs-  oder  Verkehrswert.  Ob  Gebrauchs-  oder  Verkehrswert  maß- 
geblich, ist  Tatfrage  und  hängt  von  der  Bestimmung  des  Gegenstands  ab." 

An  einer  andern  Stelle  seines  Buchs  (S.  359)  erklärt  Simon  aus- 
drücklich, daß  der  allgemeine  Verkehrswert  diorch  den  Marktpreis  dar- 
gestellt werde,  und  daß  nicht  etwa  im  Gegensatz  zu  dem  aus  dem 
Marktpreis  ersichtlichen  allgemeinen  Verkehrswert  ein  ,, innerer  oder 
wirklicher  Wert"  ausschlaggebend  sein  könne. 

Staub  (S.  215;  Anmerkg.  2  zu  §  40):  „Der  Wert,  den  das  Reichs-Oberhandels- 
gericht  (in  seiner  Entscheidung  Bd.  XII,  19.  Der  Verfasser)  zutreffend  zugrunde 
legt,  dürfte  zum  Unterschiede  von  den  anderen  in  Frage  kommenden  Wertbe- 
griffen: dem  individuellen  Wert  einerseits,  dem  gemeinen  Versilbermigswert  an- 
derseits, passend  als  der  Geschäftswert  der  Vermögens  -  Bestandteile  be- 
zeichnet werden." 

Fischer  (S.  141):  .  .  .  „andere  Werte,  als  der  Veräußerungs-  imd  der  Selbst- 
kostenwert, lassen  sich  denkbarerweise  nicht  heranziehen,  und  das  Gebot  der 
Vorsicht  kann  dann  nur  dahin  gehen,  von  den  beiden  Werten  stets  den  zu  wählen, 
der  unter  den  jeweiligen  Verhältnissen  der  niedrigere  ist,  also  bei  Waren  und  Fabri- 
katen fast  durchgehend  den  Anschaffungspreis." 

Knappe  (S.  92):  „Gegenüber  einer  Bilanz,  die  Aktionären  und  Gläubigern 
ein  Bild  von  der  Vermögenslage  geben  soll,  nach  dem  sie  ihre  Maßnahmen  treffen 
können,  empfiehlt  es  sich,  einigermaßen  mit  der  3Iöglichkeit  einer  Geschäftsaufgabe 
zu  rechnen,  in  welchem  Falle  dann  der  indi\iduelle  Wert,  den  eine  Sache  für  den 
bisherigen  Geschäftsinhaber  hatte,  besonders  der  indi\nduelle  Gebrauchswert,  gar 
nicht  mehr  in  Frage  kommt,  sondern  der  objektive  (Verkaufs-)Wert.  Allerdings 
braucht  man  in   Anbetracht  tatsächlichen   Fortbestandes  des  Geschäfts  hierin 
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niclit  gloicli  so  weit  zu  gehen,  daß  man  Notpreise,  Verschleuderungspreise  auf- 
nimmt." 

Passow  (S.  118  und  123):  „Vielmehr  verlangt  §  40  des  H.G.B.,  daß  alle 
Vermögens-Gegenstände  oluie  Rücksicht  auf  ihren  Erwerbspreis  mit  ihrem  Ver- 
äußerungswert in  die  Bilanz  eingesetzt  werden."  „Resümierend  können  wir  das 
in  der  Praxis  für  die  Bewertung  der  Aktiven  geltende  Prinzip  (das  aber,  wie  ge- 
sagt, nur  die  Regel  bildet,  nicht  etwa  ausnahmslos  angewandt  wird)  so  formulieren: 
Als  Wert  der  Aktiva  wird  in  der  Bilanz  zunächst  der  Erwerbs- 
preis eingesetzt.  Eintretende  Werterhöhungen  bleiben  unberück- 
sichtigt, bei  eintretender  Entwertung  dagegen  werden  entspre- 
chende Abschreibungen   vorgenommen." 

Berliner  (S.  92 — 93):  ,, Einen  objektiven  Wert  gibt  es  nicht,'' 
„Weiin  es  nun  also  keinen  objektiven  Wert  gibt,  so  kann  nur  ein  subjektiver 
Wert  in  Frage  kommen.  Jeder  Kaufmann,  der  die  Wertansätze  in  seinem  Inventar 
und  in  seiner  Bilanz  festzustellen  liat,  ist  sich  dessen  bewiißt;  allerdings  darf  die 
Subjektivität  bei  Beurteihmg  des  Wertes  nicht  so  weit  gehen,  daß  man  einen 
beliebigen  Wert  ansetzen  dürfte.  Der  im  übrigen  sorgfältige  Kaufmann  erwägt 
auch  hier  sorgfältig;  er  überlegt  genau,  ob  der  von  ihm  gewählte  Wertansatz  ein 
angemessener  ist,  und  er  beachtet  alle  Verhältnisse,  die  auf  die  Wertbemessung 
von  Einfluß  sein  könnten,  soweit  er  sie  überhaupt  in  den  Kreis  seiner  Erwägungen 
zu  ziehen  vermag." 

B.  Des  Yorfassors  Stollung  zur  (iriindfrage  der  Bewertung. 

Dem  im  Bilanzweseii  praktisch  erfalireneii  Leser  wird  nicht  ent- 
gangen sein,  daß  in  jeder  der  vorstehend  zitierten  Äußerungen  der 
Fachschriftsteller  in  mehr  oder  minder  großem  Umfang  Ansichten  ent- 
halten sind,  die  den  bei  der  bilanziellen  Bewertung  in  der  geschäftlichen 
Praxis  lebendig  werdenden  Grundsätzen  und  Erwägungen  entsprechen. 

Schon  aus  der  Tatsache  der  von  einander  abweichenden  Meinungen, 
deren  jede  sich  auf  begründete  Ursachen  stützt,  darf  man  folgern,  daß 
eine  erschöpfende  Beantwortung  der  die  Bewertungslehre  beherrschenden 
Grundfrage  durch  das  Aufstellen  eines  allgemein  gültigen 
Hauptgrundsatzes  nicht  möglich  ist.  Implicite^  folgt  dies  mehr 
oder  weniger  auch  aus  den  weiteren  Darlegungen,  mit  denen  die  Autoren 
iliren  prinzipiellen  Standpunkt  in  der  BeMertungsfrage  begleiten. 

Der  Wertbegriff  in  §  40  H.G.B.  Mit  gutem  Reclit  ist  der  Text  des 
§  40  Abs.  2  H.G.B.  freigehalten  worden  von  einer  einengenden  Aus- 
legiuig  des  Wertbegriffs,  die  mit  der  Vielgestaltigkeit  der  Bewertungs- 
Faktoren  nicht  wohl  vereinbar  sein  würde. 

..Der  Wert,  der  in  dem  Zeitpimkt  beizulegen  ist,  für  den  die  Auf- 
stellung stattfindet,"  soll  bilanziert  werden! 

Also  der  am  Abend  des  Bilanzlags  beizulegende  Wert!  Der  soge- 
nannte ,, Zeitwert"  oder  ,, Tageswert".  (Rehm  (S.  57)  sagt  , .Gegen- 
wart s  wert".) 

Diesen  Zeitwert  für  jeden  Vermögens-Gegenstand  richtig  festzu- 
stellen, bleibt  dem  sachverständigen  Ermessen  des  ordentlichen 
Kaufmanns  überlassen. 
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Bei  der  Bestimmung  des  Zeitwerts  ist  in  erster  Linie  zu  unter- 
scheiden, ob  er  sich  auf  dem  Betriebe  dauernd  gewidmete  Vermögens- 
Gegensttände  (Betriebs -Gegenstände  und  Immaterialgüter)  oder  auf 
zur  Veräußerung  bestimmte  Vermögensteile  (Veräußerungs-Gegen- 
etände)  bezieht. 

Wertbestimmung  der  Betriebs- Gegenstände.  Für  Betriebs-Gegen- 
stände, zu  denen  in  diesem  Zusammenhang  der  Einfachheit  halber 
außer  den  der  körperlichen  Abnutzung  unterliegenden  Vermögensteilen 
(z.  B.  Gebäuden  und  Maschinen)  auch  dem  rechtlich  begrenzten  Zeit- 
ablauf unterworfene  Vermögensteile  (z.  B.  Patente),  ferner  sonstige 
Immaterialgüter  (z.  B.  Geschäfts  wert)  und  zu  dauernder  Anlage  be- 
stimmte Effekten  gerechnet  werden  sollen,  kann  der  Zeitwert  ent- 
weder auf  Grund  der  Buchführung  oder,  wenn  inzwischen  ein- 
getretene, den  Gebrauchswert  oder  den  Tauschwert  beeinflussende  be- 
sondere Umstände  vermuten  lassen,  daß  der  Buchwert  zu  hoch  oder  zu 
niedrig  ist,  durch  Taxierung  von  selten  unparteiischer  Sachver- 
ständiger ermittelt  werden.  Am  bequemsten  und,  bei  normaler  Ent- 
wicklung aller  in  Betracht  kommenden  Faktoren,  auch  am  zuverlässig- 
sten werden  die  Zeitwerte  der  Betriebs-Gegenstände  auf  Grund  ihrer 
Buchwerte  ermittelt.  Der  Buchwert  eines  Betriebs-Gegenstands  wird 
gebildet  aus  den  ursprünglichen  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten,  zuzüglich  der  späteren  Ausgaben  für  Neuanschaffungen,  Ver- 
besserungen und  Erweiterungen;  abzüglich  der  Beträge  für  körperliche 
Abnutzung  oder  bei  Immaterialgütern  abzüglich  der  Entwertungen,  die 
verursacht  sind  durch  (infolge  rechtlicher  und  sonstiger  Umstände  beding- 
ten) Zeitablauf,  wobei  die  Wertminderungen  nach  Maßgabe  der  Gebrauchs- 
werts-]\Iinderung  so  bemessen  sein  müssen,  daß  der  Wert  des  Betriebs- 
Gegenstands  auf  Null  oder  (bei  körperlicher  Abnutzung)  doch  min- 
destens auf  den  etwa  noch  verbleibenden  Altmaterialwert  reduziert  ist, 
sobald  der  Gegenstand  für  die  ihn  benutzende  Unternehmung  den  er- 
forderlichen Gebrauchswert  vermutlich  eingebüßt  haben  wird.  Wesent- 
liches Erfordernis  für  die  richtige  Wertbestmmiung  der  Betriebs- 
Gegenstände  ist  demnach  vor  allem,  deren  vermutliche  Gebrauchs- 
Dauer   einigermaßen   zutreffend   zu   schätzen. 

Das  individuelle  Moment  im  Gebrauchswert.  Ausschlaggebend 
für  den  zu  bilanzierenden  Zeitwert  der  Betriebs-Gegenstände  ist  mithin 
deren  buchmäßiger  Gebrauchswert.,  der  in  der  vorstehend  angedeu- 
teten Weise  auf  Grund  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  und 
deren  periodischen  Minderung  nach  Maßgabe  der  Gebrauchs-Dauer  zum 
zahlenmäßigen  Ausdruck  gelangt.  Dieser  Gebrauchswert  hat  somit  zur 
Grundlage  in  bezug  auf  die  Anschaffung  oder  Herstellung  feststehende 
Kosten,  in  bezug  avif  die  Gebrauchs-Dauer  einen  regelmäßig  nur 
schätzungsweise   zu  veranschlagenden  Divisor.    Es  bedarf  nur  der 
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Andeutung,  daß  der  Zeitwert  für  dieselbe  Art  von  Betriebs-Gegen- 
ständen (beispielsweise  für  einen  bestimmten  Kraft maschinen-Tj^pus 
oder  etwa  für  Werkstatt -Gebäude  gleicher  Bauart  und  Größe)  bei 
richtiger  Berechnimg  verschieden  groß  sein  muß,  wenn  die  eine 
Unternehmung  diese  Betriebs-Gegenstände  billiger  als  die  andre  er- 
worben hat  und  sie  außerdem  langsamer  als  die  andre  abnutzt.  Insofern 
spielt  in  den  an  sich  objektiven  Gebrauchswert  ein  individuelles 
Moment  hinein. 

Unrealisierte  Tau  seh  wert -Äuderiingeii  der  Betriebs-Gegenständ«. 
Aiißer  dem  Gebrauchswert  kann  aber  auch  —  allerdings  ungleich  seltener 
—  der  Tauschwert  (Verkehrswert)  den  Zeitwert  der  Be- 
triebs-Gegenstände beeinflussen.  Ganz  abgesehen  von  der  im 
Kurse  zum  Ausdruck  kommenden  Änderung  des  Tauschwerts  von 
Anlage-Effekten,  erinnere  ich  nur  an  die  Wertsteigerungen  von  Ge- 
schäfts-Grundstücken, z.  B.  als  Folge  von  Verkehrs- Verbesserungen, 
oder  an  die  Entwertung  von  Maschinen,  weil  neue  Typen  die  weitere 
Verwertung  der  bisherigen  unwirtschaftlich  erscheinen  lassen,  obgleich 
deren  Gebrauchswert  an  sich  keinerlei  Einbuße  erlitten  hat. 

Solche,  durch  vinvorhergesehene  Änderungen  des  Tauschwerts  be- 
wirkte    Änderungen     des     Zeitwerts    der    Betriebs-Gegenstände 
können,   ja,    müssen,  streng  genommen,  nach   §  40  Abs.  2  H.G.B. 
unzweifelhaft  bilanziert   werden.    Der  erfahrene  und  gcA^assenhafte 
Kaufmann  wird  dabei  aber  wohl  beachten,  ob  die  Wertänderung  leicht 
oder  nur  schwer  realisiert  werden  kann,  ob  sie  Gewinn  oder  Verlust  be- 
deutet, und  ob  ihr  Betrag  verhältnismäßig  nennenswert  ist.    Auch  ist 
immer  zu  bedenken,  daß  ein  außerordentlicher    Anlaß  und  eine 
dadurch  hervorgerufene  nennenswerte  Wert  an  der  ung  vorliegen 
müssen.  Denn  im  großen  und  ganzen  bleibt  —  besonders  in  den  ersten 
Jahren  —  der  Tauschwert  der  meisten  Betriebs-Gegenstände  (z.  B.  der 
Maschinen,    Werkzeuge    und    Utensilien)    hinter    deren    buchmäßigem 
Gebrauchswert    naturgemäß    zumck.     Umgekehrt  kann  dies  dagegen 
bei  Grundstücken  liegen,  wenn  Verkehrs-Konjunktiu-en  hineinspielen. 
Im  oben   angenommenen  Fall  der  Tauschwert-Steigerung  seines 
Geschäfts-Grundstücks  wird  der  vorsichtige  Kaufmann  den  unrealisierten 
Wertzuwachs,  obgleich  er  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  zu  bilan- 
zieren wäre,  buchhalterisch  entweder  im  verwertet  lassen,  oder  er  wird 
ihn  —  vielleicht  im  Hinblick  auf  einen  beabsichtigten  Verkauf  des 
Grundstücks   —   durch   Sachverständige   feststellen   lassen,   ihn   dann 
aber  nicht  über  Gewinn-  und  Verlust-Konto,  sondern  als  von  der  Be- 
triebs-Rentabilität  gänzlich   unabhängigen   reinen  Vermögens-Zu- 
wachs gleich  direkt  überKapital-Konto  verbuchen,  um  die  Über- 
sicht über  die  Erfolgs-Rechnung  nicht  zu  stören  und  die  Frage  der 
Versteuerung  des  unrealisierten  reinen  Vermögens-Zuwachses  mit  Recht 
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von  vornlierein  ausziisclialtexi.  Im  Fall  des  Grundstücks-Verkaufs  ist 
dagegen  selbstverständlich,  den  verdienten,  also  realisierten  Wert- 
zuwachs auf  dem  Gewinn-  und  Verlust-Konto  zu  Lasten  des  Grund« 
Stücks-Kontos  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Wird  man  einerseits  anerkennen  müssen,  daß  der  Kaufmann  nur 
einem  Gebot  wirtschaftlicher  Vorsicht  folgt,  wenn  er  unreahsierte  Stei- 
gerungen des  Tauschwerts  der  Betriebs-Gegenstände  trotz  des  entgegen- 
stehenden Wortlauts  des  §40  Abs.  2H.G.B.  nicht  bilanziert,  so  wird 
man  anderseits  zugeben,  daß  dieses  selbe  Gebot  der  Vorsicht  —  diesmal 
ganz  im  Einklang  mit  §  40  Abs.  2  H.G.B.  —  dazu  führen  muß,  un- 
realisierte  Minderungen  des  Tauschwerts  der  Betriebs-Gegenstände 
bilanziell  zum  Ausdruck  zu  bringen,  soweit  sie  außerordent- 
lichen Ursprungs  sind  und  relativ  bedeutenden  Umfang  an- 
nehmen. Der  Kaufmann  muß  also  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  den  Bilanz- 
wert seines  Geschäfts-Grundstücks  hinreichend  herabsetzen,  wenn  be- 
sondere Umstände  (etwa  Verarmung  der  Gegend  und  Verkehrs-Rück- 
gang, weil  die  Industrie  in  andere  Gegenden  übersiedelt)  dies  bedingen. 
Wir  halten  hiernach  daran  fest,  daß  alle  Änderungen  des  Tauschwerts 
der  Betriebs-Gegenstände  nach  §  40  Abs.  2  zwar  bilanziell  erfaßt  werden 
sollen,  daß  die  solide  Bilanz-Praxis  aber  eher  dazu  neigt,  unrealisierte 
Wertminderungen,  als  unrealisierte  Wertmehrungen  zu  bilanzieren. 
Schon  die  Steuer- Behörde  wird  verlangen,  daß  auch  die  um-ealisierte 
Wertminderung  über  Kapital -Konto  anstatt  über  Gewinn-  und 
Verlust-Konto  verrechnet  wird,  wo  sie  sonst  vielleicht  den  ganzen 
Jahresgewinn  absorbieren  A\ürde. 

Verschiedene  buchmäßige  Behandlung  unrealisierter  Tauschwert- 
Änderungen  an  Betriebs-Gegenständen.  Im  zweiten  Fall  der  außer- 
ordentlichen iMinderung  des  Tauschwerts  seiner  Betriebs-Maschine  wird 
der  Kaufmann  diese  Tatsache  buchmäßig  voraussichtlich  unberück- 
sichtigt lassen  wollen.  Selbstverständlich  stände  nichts  im  Wege,  die 
Tauschwert-Minderung  durch  einen  Sachverständigen  schätzen  zu 
lassen  und  den  Betrag  der  Wertminderung  der  Maschine  dem  Ma- 
schinen-Konto gutzubringen.  Handelt  es  sich  um  eine  außerordentliche^ 
Wertminderung,  so  fordert  §  40  Abs.  2  H.G.B.  unbedingt  eine  ent- 
sprechende Herabsetzung  des  Buchwerts.  Ob  der  Gegenposten  der  Gut- 
schrift auf  dem  Maschinen-Konto  aber  zunächst  ins  Soll  des  G«winu- 
und  Verlust-Kontos  oder  gleich  direkt  ins  Soll  des  Kapital-Kontos  zu 
übertragen  ist,  bedarf  kurzer  Erörterung.  Im  zuerst  behandelten  Fall 
der  unrealisierten  Tauschwert-Änderungen  des  Geschäfts-Grundstücks 
waren  wir  der  Ansicht,  den  Wertzuwachs  gleich  dem  Kapital-Konto 
gutzuschreiben,  weil  für  einen  unrealisierten,  von  der  Betriebs-Ren- 
tabilität ganz  unabhängigen  reinen  Vermögens-Zuwachs  auf  dem  Ge- 
winn- und  Verlust-Konto  naturgemäß  nicht  Platz  ist.    In  dem  Fall 
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der  unrealisierteii  Tauschwert-lVIinderung  der  Betriebs-Maschine  ist  die 
Sachlage  jedoch  insofern  eine  andre,  als  mit  der  Wertminderung  eine 
relative  Minderung  der  Betriebs-Rentabilität  einhergeht.  Denn  die  mit 
der  leistungsfähigem  Maschine  arbeitenden  Betriebe  derselben  Branche 
sind  gegenüber  der  mit  dem  altern  Maschinentyp  arbeitenden  Unter- 
nehmung natürlich  im  Vorteil.  Der  Kaufmann  wird  mithin  die  un- 
realisierte  Minderung  des  Tauschwerts  seiner  veralteten 
Maschine  dem  Gewinn-  und  Verlust-Konto  belasten  (der Leser 
wolle  zu  diesen  Ausführungen  den  Inhalt  des  4.  Abschnitts  im  I.  Kapitel 
über  außerordentliche  Erfolgs- Verrechnung  S.  53  ff .  vergleichen).  Er- 
setzt der  Kaufmann  seine  veraltete  Maschine  durch  eine  andre  ver- 
besserter Konstruktion,  realisiert  er  somit  die  außerordentliche  Tausch- 
wert-^Iindenmg,  so  wird  der  Anschaffungspreis  der  neuen  Maschine 
dem  Maschinen-Konto  belastet,  der  Erlös  für  die  veraltete  Maschine 
diesem  Konto  gutgebracht,  während  der  -  Unterschied  zwischen  dem 
letzten  Buchwert  des  überholten  Typs  und  dem  dafür  erzielten  Erlös 
dem  Maschinen-Konto  gut  gebracht,  dem  Gewinn-  und  Verlust-Konto 
hingegen  belastet  wird.  Das  Maschinen-Konto  trägt  dami  zunächst 
nur  noch  den  für  die  neue  Maschine  bezahlten  Anschaffungswert.  Die 
vor  der  Anschaff ving  der  neuen  Maschine  bereits  verbuchte  Wertminde- 
rung der  alten  gelangt  bei  der  Realisierung  der  Angelegenheit  ohne 
weiteres  mit  zur  Verrechnung.  Ja,  aus  der  Abwicklung  kann,  rein 
zahlenmäßig  genommen,  sogar  Gewimi  resultieren,  insoweit  die  reali- 
sierte Wertminderung  etwa  hinter  dem  Betrage  zurückbleibt,  der  für 
die  unrealisierte  Wertminderung  vorher  verbucht  worden  war. 

Zusammenfassung.  Zusammenfassend  habe  ich  hiernach  über 
die  Bewertung  der  Betriebs-Gegenstände  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B. 
zu  sagen: 

Der  Zeitwert  der  Betriebs-Gegenstände  ist  in  erster  Linie 
identisch  mit  deren  Gebrauchswert.  Der  Gebrauchswert 
wird  auf  Grund  des  Buchwerts  ermittelt.  Der  jeweilige  Buchwert 
entsteht  durch  Addition  der  ursprünglichen  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten und  der  für  Neuanschaffungen,  Verbesserungen  und 
Erweiterungen  inzwischen  gemachten  Ausgaben ;  abzüglich  der  Beträge 
für  körperliche  Abnutzung  oder  der  durch  Zeitablauf  rechtlicher  oder 
sonstiger  Natur  verursachten  Entwertungen,  die  nach  Maßgabe  der 
Gebrauchswert -Minderung  so  bemessen  sein  müssen,  daß  der  Wert 
des  Betriebs-Gegenstands  auf  Null  oder  doch  mindestens  auf  den  etwa 
noch  verbleibenden  Altmatc^riaiwert  reduziert  ist,  sobald  der  Gegen- 
stand für  die  ihn  benutzende  Unternehmung  den  erforderlichen  Ge- 
brauchswert vermutlich  eingebüßt  haben  wird.  Inzwischen  aus  irgend 
einem  nachweisbaren  Grunde  verursachte,  aber  am  Bilanztage  noch 
nicht   realisierte   außerordentliche,   relativ   bedeutende    Änderungen 
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des  Tauschwerts  der  Betriebs-Gegenstände  dürfen  (müssen  aber 
nicht!)  auf  den  Konten  der  davon  betroffenen  Betriebs-Gegenstände 
verbucht  werden,  soweit  der  Tauschwert  über  den  Gebrauchswert 
gestiegen  ist.  Dagegen  müssen  sie  verbucht  werden,  wenn  der 
Tauschwert  aus  außerordentlichen  Ursachen  nennenswert  unter  den 
Gebrauchswert  gesunken  ist.  Die  zu  diesen  Buchungen  gehörigen 
Gegen posten  sind  —  wenn  die  Tauschwert-Änderung  die  Betriebs- 
Rentabihtät  nicht  berührt  oder  von  dieser  nicht  bedingt  ist  —  über 
Kapital-Konto,  im  andern  Fall  über  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto  zu  führen.  Voraussetzung  für  die  Buchung  der  Tauschwert- 
Änderung  ist,  daß  der  Betrag  der  Wertänderung  nach  sachverständiger 
Schätzung  gewissenhaft  vorher  festgestellt  wird,  sofern  nicht  (wie  z.  B. 
bei  Anlage-Effekten)  Markt-  oder  Börsenpreise  für  den  Bilanztag  vor- 
liegen. 

Wertbestimmung  der  Veräußerungs-Gegenstände.  Erwägungen  teil- 
weise andrer  Art  sind  in  bezug  auf  die  Feststelking  des  bilanziellen 
Zeitwerts  der  Veräußerungs- Gegenstände  erforderlich. 

Für  die  Betriebs-Gegenstände  habe  ich  nachgewiesen,  daß  deren 
Zeitwert  für  Gegenstände  derselben  Art  bei  verschiedenen  Unter- 
nehmungen verschieden  hoch  sein  kann.  Dies  trifft  in  noch  weiterni 
Umfang  auch  für  Veräußerungs-Gegenstände  zu. 

Sachliche  und  persönliche  Ursachen  für  verschiedenen  Tausch- 
wert gleichartiger  Veräußerungs-Gregenstände.  Die  Ursachen  der  ver- 
schiedenen Höhe  des  bilanziellen  Zeitwerts  von  Veräußerungs-Gegen- 
ständen derselben  Art  für  verschiedene  Unternehmungen  sind  teils 
sachlicher  (objektiver),  teils  persönlicher  (subjektiver)  Natur. 

Beispiele  für  sachliche  Ursachen  der  Wertverschiedenheit 
in  bezug  auf  gleichartige  Waren  sind:  verschiedene  Lage  des  Ver- 
äußerungsorts zum  Bezugsort,  also  verschieden  hohe  Bezugskosten; 
infolge  verschieden  großer  Absatz-Fähigkeit  die  Notwendigkeit  ver- 
scliieden  großer  Bezüge ;  zeitlich  verschiedener  Einkauf  und  demzufolge 
bei  Konjunktur-Artikeln  von  einander  abweichende  Anschaffungs- 
preise; Entwertung  bei  mangelnder  Absatzmöglichkeit  an  einer  Stelle, 
dagegen  größere  Nachfrage  an  einer  andern;  die  Herstellungs-Kosten 
sind  natürlicherweise  beim  Fabrikanten  kleiner  als  die  Anschaffungs- 
Kosten  des  von  diesem  kaufenden  Grossisten;  der  Detaillist  kauft  tevirer 
vom  Grossisten  als  dieser  eingekauft  hat,  usw. 

Als  Beispiele  für  persönliche  Ursachen  der  gleichartige 
Waren  betreffenden  Wertverschiedenheit  kommen  in  Frage :  verschieden 
hohe  Anschaffungspreise  als  Folge  verschiedener  Begabung  der  Kauf- 
leute für  die  Einkaufs-Tätigkeit;  Überschätzung  der  (vorstehend  schon 
erwähnten)  Absatzfähigkeit   durch   den   Einkäufer;   schwacher  Absatz 
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und  demgemäß  Entwertung  z\ifolge  mangelnden  Verkaufstalents  oder 
schlechter  Vertriebs-Organisation,  starker  Absatz  aus  entgegengesetzten 
Gründen  u.  dgl. 

Alle  dt'rartige  subjektive  oder  objektive  Momente  beeinflussen  nun 
zweifellos  entweder  den  Anschaffungs-  oder  den  Veräußerungs-(Tausch-) 
Wort  der  Veräußeriuigs-Gegenstände  (Waren)  für  ein  bestimmtes  Ge- 
schäft, in  dessen  Sphäre  solche  Momente  wirksam  sind. 

Praktische  Beispiele.  Wie  verschieden  wird  beispielsweise  der  bilan- 
zielle Zeitwert  von  Spielwaren  sein:  einerseits  für  ein  weltstä.dti- 
sches  Warenhaus,  das  diese  Waren  in  großen  Mengen  aus  erster 
Hand  gegen  Kasse  gekauft  hat,  und  das,  dank  seiner  ausgedehnten 
Absatzmöglichkeiten,  jederzeit  in  der  Lage  ist,  solches  Lager  auch  nach 
abgelaufener  Saison  noch  mit  Nutzen  zu  räumen;  anderseits  für  ein 
ländliches  Krämer-Geschäft,  dessen  Inhaber  sich  zur  selben  Zeit 
mit  ganz  gleichartigen  Sachen  in  relativ  bescheidenem  Maße  versehen, 
das  in  seinem  Absatz-Gebiet  dafür  vorhandene  Bedürfnis  jedoch  den- 
noch bei  weitem  überschätzt  hat! 

Oder:  wie  verschieden  hat  zum  Beispiel  im  Herbst  und  Winter  1911 
der  Zeitwert  der  Raffinade  und  anderer  Zuckerarten  die 
Bilanzen  beeinflußt.  Je  nachdem,  ob  die  Bezüge  auf  der  Grundlage 
vorteilhafter  Abschlüsse  geschehen  waren,  oder,  infolge  Verkennung 
der  großen  Konjunktur,  loko,  d.  h.  aus  der  Hand  in  den  Mund,  getätigt 
werden  mußten!  An  diesem  Beispiel  zeigt  sich  übrigens  noch  etwas 
andres.  Angenommen,  der  m.it  Zucker  zu  billigem  Preise  spekulativ 
gedeckte  Kaufmann  habe  Ende  1911  seinen  billigen  Zucker  bilanziell 
zum  damals  weit  höhern  Marktpreise  bewertet,  also  mit  demselben  Preise, 
zu  dem  der  loko  kaufende  Geschäftsmann  eingekauft  und  bilanziert 
hat :  dann  hätten  beide  den  Zeitwert  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  zum  Ansatz 
gebracht.  Dann  wäre  aber  die  Tatsache,  daß  der  spekulativ  gedeckte 
Unternehmer  weit  billiger  als  der  loko  kaufende  eingekauft  und  wo- 
möglich bei  einem  Verkaufspreise,  der  dem  Letztgenannten  Verlust 
gebracht  hätte,  noch  mit  ansehnlichem  Gewinn  verkauft  hat  ....  dann 
wäre  diese,  für  den  spekulativ  Gedeckten  sehr  erfreuliclie  Tatsache 
wohl  in  dem  Rohgewiini  auf  seinem  Waren-Konto,  nicht  aber  in  den  bi- 
lanzierten Werten  der  beiden  Zucker-Läger,  deren  Quantitäten  als  gleich 
groß  gedacht  sein  mögen,  sichtbar  geworden.  Denn  beide  Zucker-Läger 
wären  mit  demselben  Gesamtwert  bilanziert,  obgleich  nur  der  loko 
Kaufende  diesen  Wert  als  Anschaffungspreis  aufzuwenden  gezwungen 
war,  während  der  andre  auf  Grund  seines  Abschlusses  ungleich  billiger 
bezogen  hatte. 

ÜDrealisierte  Tauschwert-Änderungeu  der  Veräußcrimgs-Gegcn- 
stäude.  Diu-ch  die  Bilanzierung  des  Ende  1911  als  Zeitwert  anzusehenden 
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hohen  Marktpreises  war  dem  spekulativ  Gedeckten  ermöglicht  worden, 
einen  unrealisierten  Konjunktur-Gewinn  in  der  Bilanz  zur 
Geltung  zu  bringen,  während  der  loko  Kaufende,  der  zu  jenem  Zeitwert 
sich  kurz  vorher  hatte  decken  müssen,  nur  den  Anschaffungspreis  zum 
Ansatz  zu  bringen  vermochte. 

Nun  lehrt  aber  die  Kenntnis  der  Bilanz-Praxis,  daß  der  solide 
Kaufmann  dazu  neigt,  un realisierte  Gewinne  nicht  zu  bilanzieren. 
Will  er  dies  vermeiden,  will  er  also  die  über  seine  Selbstkosten  hinaus 
gestiegenen  Marktpreise  bilanziell  außer  Ansatz  lassen,  so  bleiben  ihm 
als  sicherer  und  materiell  begründeter  Anhalt  für  die  Bewertung 
die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten.  Werden  diese 
Kosten  zu  der  Bewertung  herangezogen,  so  bleiben  unrealisierte  Wert- 
steigerungen außer  Ansatz. 

Zunächst  scheint  keinem  Zweifel  zu  unterliegen,  daß  als  Zeit- 
werte des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  bei  börsen-  oder  marktgängigen  Ver- 
äußerungs-Gegenständen die  Börsen-  oder  Marktpreise  des 
Bilanztags  zu  gelten  haben.  Diese  Preise  sind  jedoch  nur  Höchst- 
werte, über  die  hinaus  ein  bilanzmäßiger  Wertansatz  (von  besonders  zu 
begründenden  Ausnahmefällen  abgesehen)  nicht  zu  verantworten  sein 
würde.  Der  vorsichtige  Kaufmann  kann  und  wird  sich  aber  nicht 
nehmen  lassen,  zu  erwägen,  ob  und  inwieweit  die  am  Bilanztage  vor- 
handenen markt-  oder  börsengängigen  Veräußerungs-Gegenstände  im 
Lauf  der  folgenden  Bilanz-Periode  zu  den  Börsen-  oder  Marktpreisen 
des  Bilanztags  auch  Avirklich  abgesetzt  werden  können.  Danach  wird 
er  geneigt  sein,  die  Bilanzierung  der  Börsen-  oder  Marktpreise  zu  wählen 
für  Veräußennigs-Gegenstände,  deren  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten  über  jenen  Preisen  liegen,  wenn  die  Unterschiede  nennens- 
wert sind,  luid  wenn  erwartet  werden  darf,  daß  die  weitere  Preis- 
entwicklung jener  Waren  eher  eine  rückläufige  als  eine  steigende  ist. 
Sind  die  Abweichungen  zwischen  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten  und  den  Markt-  oder  Börsenpreisen  jedoch  unerheblich,  ist 
außerdem  anzimehmen,  daß  die  Markt-  oder  Börsenpreise  die  An- 
schaffungs- oder  Herstellungs-Kosten  bald  wieder  eingeholt  haben 
M'crden,  so  wird  der  Kaufmann  vorziehen,  die  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten zu  bilanzieren,  weil  diese  nicht  reaHsierte  Wert- 
minderungen in  bezug  auf  die  abgelaufene  Bilanz-Periode  aus- 
schließen. Sind  die  Börsen-  oder  Marktpreise  für  den  Bilanztag  höher 
als  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  der  Veräußerungs- 
Gegenstände,  so  gestattet,  wie  gesagt,  §  40  Abs,  2  H.G.B.  dem  Kauf- 
mann, die  höheren  Preise  bilanziell  zu  verwerten,  obgleich  sie  noch  nicht 
realisierte  Wert  Steigerungen  bergen.  Der  gewissenhafte  Kaufmann 
wird  von  diesem  Recht,  den  Tagesweit  zu  bilanzieren,  jedoch  nur  dann 
Grebrauch  machen,  wenn  es  sich  erstens  um  überhaupt    bemerkens- 
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werte  Wertsteigeruiigen  handelt,  und  wenn  mit  guten  Gründen  ver- 
mutet werden  darf,  daß  die  in  den  Markt-  oder  Börsenpreisen  des  Bi- 
lanztags steckenden  Wertsteigerungen  demnächst  auch  tatsächlich 
realisiert  \\crden  können.  Andernfalls  wird  er  auch  hier  die  Anschaffungs- 
oder Herstellungs-Kosten  ansetzen,  um  für  die  abgelaufene  Bilanz- 
Periode  nicht  Wert  Steigerungen  vorwegzunehmen,  deren  künftige 
Realisierung  mehr  oder  weniger  zweifelhaft  erscheint. 

Die  xVnschaffiings-  oder  Hcrstellungs-Kosten  als  Bewertungs-Gruud- 
lage.  Hiernach  geht  in  der  Praxis  der  bilanziellen  Bewertung  das  Streben 
dahin,  höchstens  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
zum  Ansatz  zu  bringen.  Wenn  man  bedenkt,  daß  für  die  am  Bilanztage 
vorhandenen  Veräußerungs-Gegenstände  allein  die  Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-Kosten,  keineswegs  hingegen  die  Verkaufsmöglichkeiten 
realisiert  sind,  muß  man  jenes  Streben  als  berechtigt  anerkennen. 
(Übrigens  sind  in  die  Bilanzen  früherer  Jahrhunderte  lediglich  die  Ein- 
kaufspreise eingesetzt  worden.)^) 

Untauglichkeit  der  Veräußerungspreise  zur  Bewertungs-Grundlagc. 

Umsomehr  ist  demnach  im  Interesse  solider  Bilanzierung  zu  be- 
kämpfen die  Auslegung  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  dahin,  daß  unter  dem 
Zeitwert  der  Veräußerungs-Gegenstände  deren  Veräußerungswert 
(Verkaufspreis)  zu  verstehen  sei.  (Die  Verkaufspreise  sind  für 
gleichartige  Waren  andere,  je  nachdem,  ob  die  Herstellungs-Kosten 
des  Fabrikanten,  die  Anschaffungs-Kosten  des  Grossisten  oder  die- 
jenigen des  Detaillisten  in  Frage  kommen,  was  in  diesem  Zusammenhang 
nochmals  hervorgehoben  sei.) 

Einfluß  der  Bewertungshölle  auf  unrcalisierle  und  realisierte  Erfolge. 

Um  zu  zeigen,  welche  materiellen  Folgen  die  verschiedenen  Bewertungs- 
Methoden  einerseits  für  die  abzuschließende,  anderseits  für  die  folgende 
Bilanz-Periode  haben  können,  bringe  ich  nunmehr  noch  eine  Zusam- 
menstellung, in  der  ich  davon  ausgehe,  daß  tausend  Zentner  einer 
im  Bilanzjahr  mit  40  M  pro  Zentner  Anschaffungs-Kosten  bezogenen 
Ware  bewertet  gedacht  sein  mögen  einmal  zum  genannten  Anschaffungs- 
preis, sodann  zu  dem  am  Bilanztage  auf  50  M  pro  Zentner  lautenden 
Marktpreis  und  schließlich  zu  dem  am  Bilanztage  im  Betrage  von  60  M 
jjro  Zentner  erzielbaren  Verkaufspreis.  Ich  bringe  in  der  Zusammen- 
stellung außerdem  zum  zahlenmäßigen  Ausdruck,  wie  in  allen  drei 
Fällen  sich  gestalten  würden:  die  dem  Bilanzjahr  zugute  kommenden 
unrealisierten  Bewertungs-Gewinne  und  die  beim  Absatz  der  tausend 
Zentner  im  folgenden  Jahr  (Nachjahr)  bei  erzielten  Erlösen  von  65,  55 
imd  45  M  pro  Zentner  entstehenden  Gewinne  oder  Verluste: 


>)  Vgl.  Simon   S.  291. 
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Bilanzierter 
Wert 


Unrealisier-  lim   Nachjahr  Im   Nach  jähr 
ter  Bewer-   |    realisierter        realisierter 
tungs-Gewinn       Gewinn  Verlust 


Bewertungfür  das  Bi- 
lanzjahr mit  40, —  M 
Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-Kosten. 
Absatz  im  Xachjalir 
zu  65,—  M.      .    .    . 


40  000,—  M 


—         25  000,— M 


Bewertung  wie  vor- 
stehend. Absatz  im 
Xachjahr  zu  55, —  M 


40  000,— M 


15  000,—  M 


Bewertung  wie  vor- 
stehend. Absatz  im 
Nachjahr  zu  45, —  M 


40  000,— M 


5  000,—  M 


Bewertung  für  das  Bi- 
lanzjahr mit  50, —  M 
Marktpreis.  Absatz 
im  Nachjahr  zu 
65,—  M 


50  000,—  M  10  000,—  M  15  000,—  M 


Bewertung  wie  vor- 
stehend. Absatz  im 
Nachjahr  zu  55, —  M 


50  000,— MIO  000,— M 


5  000.—  M 


Bewertung  wie  vor- 
stehend. Absatz  im 
Nachjahr  zu  45, —  M 


50  000,—  M  10  000,—  M  —  5  000,—  M 


Bewertung  mit 
60, —  M  erzielbarem 
Verkaufspreis.      Ab- 
satz im  Nach  jähr  zu 
65,—  M 


Bewertung  wie  vor- 
stehend. Absatz  im 
Nachjahr  zu  55, —  M 


Bewertung  wie  vor- 
stehend. Absatz  im 
Nachjahr  zu  45, —  M 


60  000 .—  M  20  000 ,—  M  — 


15000,— M 


lj^()  ßewcrtung. 

Aus  den  Ergebnissen  dieser  Zusanuncnstellung  folgt  unwiderleglich: 
die  Bewertung  zu  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
schließt  unrealisierte  BcAVcrtungs-Gcwinne  aiis  und  führt 
die  aus  den  Verkäufen  im  Nachjahr  über  die  Bilanz-Bewertung  hinaus 
realisierten  Gewinne  in  voller  Höhe  dem  Nachjahr  zu.  Dagegen 
entstehen  imrealisierte  Bewertungs-Gewinnc,  und  diese  werden  um  so 
größer,  wenn  und  insoweit  über  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten  hinaus  bilanziert  wird.  Wenn  und  insoweit  dies  geschieht,  wer- 
den außerdem  die  aus  den  Verkäufen  im  Nachjahr  realisierten  Gewinne 
für  jenes  Jahr  kleiner  oder  wandeln  sich  gar  in  Verluste,  weil  die  dem 
Nachjahr  eigentlich  zukommenden  Mehrgewinne  durch  die  un- 
realisierten  Bewertungs-Gewinne  des  Vorjahrs  vorweggenommen 
worden  sind.  Mutatis  mutandis  gilt  alles  dies  auch  für  die 
Verlustfälle. 

Es  finden  sonach  in  dem  Maße,  wie  die  Wertansätze  von  den  An- 
schaffungs- oder  Herstellungs-Kosten  sich  entfernen,  Verschiebungen 
der  Erfolgs-Ergebnisse  zwischen  den  Jahren  statt.  Nimmt 
man  die  Erfolgs-Beträge  der  einzelnen  Jahre  zusammen,  so  laufen  sie 
natürlich  für  jeden  Bewertungsfall  auf  dasselbe  Resultat  hinaus,  worüber 
die  vorstehende  Zusammenstelhnig  Aufschluß  gibt.  Addiert  man  bei 
den  Ergebnissen  der  Marktpreis-  oder  der  Verkaufspreis-Bewertung  die 
unrealisierten  Bewertungs-Gewinne  zu  den  im  Nachjahr  realisierten 
Gewinnen,  oder  subtrahiert  man  in  den  drei  Verlustfällen  die  im  Nach- 
jahr realisierten  Verluste  von  den  unrealisierten  Bewertungs-Gewinnen, 
so  ergeben  sich  für  jeden  dieser  beiden  Wertansätze  die  drei  Zahlen, 
die  für  die  iin  Fall  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungskosten-Bewertung 
ini  Nach  jähr  realisierten  Gewinne  von  mir  festgestellt  worden  sind: 
o.tOOO,—  M,  15  000,—  M,  5  000,—  M. 

Nach  allem  wird  man  zu  dem  Schluß  kommen  müssen,  daß  die 
Bewertung  zu  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten, 
kaufmännisch  genommen,  solider  als  diejenige  zu  höheren  Markt-  oder 
gar  Verkaufspreisen  ist,  weil  für  das  Bilanzjahr  unrealisierte  Bewertungs- 
Gewinne  außer  Ansatz  bleiben,  und  weil  dem  Nachjahr  die  während 
.seines  Verlaufs  wirklich  realisierten  Erfolge  ungekürzt  zufallen.^) 

Widerstreitende  Bewertungs-Interessen.  Alle  an  hohen  Gewinn- 
zalilen  interessierte  Parteien  werden  demnach  natui'gemäß  Wert  darauf 
legen,  den  Zeitwert  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  in  dem  Sinne  ausgelegt  zu 


1)  Kovero  empfiehlt  (S.  IßTff.):  ,, Damit  die  Beträge  der  niclit  realisierten 
'Gewinne  und  Verluste  .sowie  die  Saldi  derselben  Ijetreffs  der  einzelnen  Verniögen.s- 
Gruppen  aus  dem  Inventar  ersehen  und  initer  Umständen  etwa  aueh  bei  den  be- 
treffenden Gruppen  in  der  Bilanz  angegeben  werden  könnten,  wäre  die  Berechnung 
derselben  bei  jeder  Gruppe,  besonders  abzuschließen.  Für  das  ganze  Inventar 
könnte   dann    eine   Rekapitulation    vorgenommen    werden."     Kovero   rät   dann 
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sehen,  daß  Markt-  oder  gar  Verkaufspreise  zu  bilanzieren  sind, 
sofern  diese  über  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  hinaus- 
gehen. Solche  Interessenten  können  sein:  die  Steuer-Behörde,^)  am 
Reingewinn  beteiligte  Angestellte,  geschäftsführende  Gesellschafter, 
ausscheidende  Gesellschafter  und  andere;  sie  alle  verdienen  während 
der  nächsten  Bilanz-Periode  die  Zinsen  auf  ihren  Anteil  an  der  Er- 
höhung der  Bilanzwerte.  Diesen  Interessen  stehen  gegenüber  diejenigen 
der  Gläubiger  einschließlich  der  Kredit  gewährenden  Bankverbindung, 
ferner  der  den  Kauf  des  Geschäfts  etwa  beabsichtigenden  Reflektanten 
und  anderer  Interessenten,  denen  allen  daran  liegen  muß,  den  Status 
und  die  Rentabilität  der  Firma  so  objektiv  wie  möglich,  also  nach  Mög- 
lichkeit frei  von  noch  nicht  realisierten  Vermögens-  mid  Erfolgs-Elemen- 
ten, zu  sehen. 

Yertragliclie  Bewertungs-Bestimmungen.  Hieraus  ist  der  praktisch 
bedeutsame  Schluß  zu  ziehen,  daß  die  nach  §  40  H.G.B.  bilanzierenden 
Kaufleute  gut  daran  tun  werden,  in  Gesellschafts-Verträgen  oder 
bei  Beteiligungen  Angestellter  am  Reingewinn  unzweideutig  zu  ver- 
einbaren, nach  welchen  Gesichtspunkten  besonders  die  der 
Konjunktur  unterliegenden  Veräußerungs-Gegenstände  bilanzmäßig 
bewertet  werden  sollen. 

Berücksichtigung  der  Wertänderungen  zwischen  Bilanz-  und  Be- 
wertungstag. In  diesem  Zusammenhang  ist  noch  zu  gedenken  der  vom 
Standpunkt  der  Bewertungsfrage  sehr  erheblichen  Tatsache,  daß  der 
Kaufmann  zur  Zeit  der  oft  erst  mehrere  Monate  nach  dem  Bilanz- 
tage möglichen  Bewertung  seiner  Vermögens-Gegenstände  die  weitere 
Entwicklung  der  Preise  für  Konjunktur-Artikel  oder  die  nach  dem 
Bilanztage  für  solche  Artikel  erzielten  Verkaufspreise  für  die  Be- 
stimmung der  in  Betracht  kommenden  Bilanzwerte  mit  nutzbar  machen 
kann.  Allerdings  muß  dabei  immer  beachtet  werden,  daß  die  Bewertung 
nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  sich  auf  den  Bilanztag,  nicht  aber  etwa  auf  den 
Tag  beziehen  darf,  an  dem,  nach  Wochen  oder  Monaten,  die  Bewertung 


weiter,  die  am  Bilanztage  nicht  realisierten  Gewinne  und  Verluste,  die  auf  bald 
nach  der  Bilanzierung  zum  Umsatz  gelangende  Veräußerungs-Gegenstände  ent- 
fallen, für  das  Bilanzjahr  durch  transitorische  Buchungen  aufzuheben,  mittelst 
deren  Vortrags  sie  dann  erst  im  Xachjahr  zur  Wirkimg  gelangen  würden.  Die 
Bilanz  würde  dann  also  den  Brutto -Warenwert  und  als  Korrektur  den  Saldo  des 
transitorischen  Kontos  ausweisen.  Die  Erfolgs-Rechnung  wäre  von  nicht  realisierten 
Erfolgs-Elementen  gereinigt.  Ein  theoretisch  interessanter  Vorschlag,  dessen 
praktische  Durchführung  jedoch  u.  U.  viel  Arbeit  mit  sich  bringen  würde. 

1)  Bei  Fuisting  (S.  228)  steht,  im  Einklang  mit  dem  vorstehend  ange- 
deuteten Interesse  der  Steuer-Behörde,  der  Satz:  ,, Unter  diesem  (nämlich  für 
die  Ermittlung  des  gewerblichen  Einkommens  anzusetzenden)  Werte  der  Waren 
ist  nicht  der  Einkaufspreis,  sondern  der  wirkliche  Wert,  d.  i.  der  Verkaufs - 
wert,  zu  verstehen." 
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vorgenommen  Mird.  Streng  genommen  sollen  also,  wenn  beispielsweise 
das  Gescliäftsjahr  mit  dem  Kalenderjahr  identisch  ist,  die  für  den 
31.  Dezember  in  Frage  kommenden  Tageswerte  für  die  Bilanz  zum  An- 
satz gebracht  werden:  Xun  sind  zwei  Fälle  denkbar:  in  der  Zeit  von 
Anfang  Jannar  bis  zu  der  vielleicht  im  März  stattfindenden  Bewertung 
der  Veräußennigs-Gegenstände  hat  der  Kaufmann  an  der  Entwicklung 
der  Marktpreise  oder  an  den  im  neuen  Jahr  erzielten  Verkaufspreisen 
die  Erfahrung  machen  müssen,  daß  die  für  den  Bilanztag  nach  §  40 
Abs.  2  H.G.B.  de  jure  anziniehmenden  Tageswerte  —  an  jenen  Er- 
fahrungen gemessen  —  entweder  zu  hoch  oder  zu  niedrig  sind.  Dann 
wird  der  sorgfältige  Kaufmann  die  nach  den  angedeuteten  Erfahrungen 
für  den  31.  Dezember  zu  hoch  erscheinenden  Tageswerte  entsprechend 
niedriger  ansetzen,  um  das  neue  Jahr  nicht  von  vornherein  zuginisten 
des  vergangenen  zu  belasten.  Er  wird  dagegen  die  nach  den  inzwischen 
gemachten  Erfahrungen  für  den  Bilanztag  zu  niedrig  erscheinenden 
Tages  werte  nicht  erhöhen,  um  den  Mehrerlös  dem  neuen  Jahr  voll  zugute 
kommen  zu  lassen.  Er  wird  also  im  ersten  Fall  bewußt  eine  Unterbewer- 
tung vornehmen,  in  zweiten  aber  auf  eine  Überbewertung  verzichten. 
Beide  Maßnahmen  sind  zu  billigen.  Wirtschaftlich,  weil  sie  dem  kauf- 
männischen Gebot  der  Vorsicht  entsprechen.  Rechtlich,  weil  mit  der 
Auslegung  des  §  40  H.G.B.  vom  kaufmännischen  Standpunkt  zu 
rechtfertigende  Unterbewertungen  vereinbar  sind. 

,, Minder bewertungen  (Unterbewertiingen)  sind  vom  Standpunkt  des  öffent- 
lichen Rechts  gestattet,  vom  Standpunkt  des  privaten  Rechts  mit  Zustimmung 
der  Beteiligten,  ohne  ihre  Zustimmung  nicht. "i) 

Allerdings  können  Unterbewertungen  Täuschungs-Ab- 
sichten dienstbar  gemacht  werden.  Wenn  z.  B.  in  die  Unternehmung 
eingebrachte  Werte  zu  niedrig  angesetzt  werden,  um  zunächst  an  Ab- 
schreibungen darauf  sparen  und  dementsprechend  günstigere  Ergebnisse 
ausweisen  zu  können;  etwa,  um  neue  Teilhaber  zu  gewinnen,  Kapital- 
Erhöhung  oder  Aktien-Einführung  an  der  Börse  leichter  zu  gestalten. 

Zusammenfassung.  Der  Inhalt  der  vorstehenden  Ausführungen 
über  die  Bewertung  der  Veräußerungs-Gegenstände  nach  §  40  H.G.B. 
ist,  zusammengefaßt,  folgender: 

Sichern  und  materiell  begründeten  Anhalt  für  die  Bewertung 
der  Veräußerungs-Gegenstände  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  bieten 
deren  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten,  weil  ihr  An- 
satz unrealisierte  Wertänderungen  ausschließt,  und  weil  dem  Nachjahr 
die  während  dessen  Verlaufs  wirklich  realisierten  Erfolge  ungekürzt  zu- 
fallen. 


1)  Staub  S.  21.5;  Anmerkg.  2  zu  §  40. 
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Keinesfalls  sind  die  Verkaufspreise  (abgesehen  natürlich 
von  den  möglichen  Fällen,  daß  diese  sich  mit  den  Markt-  oder  Börsen- 
preisen decken)  zu  bilanzieren.  Denn  Jene  Verkavifspreise  enthalten 
(wie  zwar  auch  die  Börsen-  oder  Marktpreise)  Vermögens-  und  Erfolgs- 
Elemente,  die  am  Bilanztage  nicht  realisiert  sind,  die  außerdem  der 
öffentlichen,  auf  effektive  Umsätze  gestützten  Feststellungen  ermangeln, 
die  das  Wesen  der  Börsen-  oder  Marktpreise  ausmachen  (vgl.  hierüber 
die  im  nächsten  Abschnitt  folgenden  Ausführungen  über  den  Markt- 
preis). 

Daß  Wertminderungen  besondern  Ursprungs  (z.B.  Ent- 
wertungen durch  Saison-Ablauf,  Modewechsel,  Qualitäts-Mängel,  Ver- 
derben u.  a.)  bei  der  bilanziellen  Bewertung  der  Veräußerungs-Gegen- 
stände nach  sachverständigem  Ermessen  zu  berücksichtigen  sind, 
bedarf  nur  der  Andeutung.  Auch  in  diesen  Fällen  sind  Unter bewertun- 
gen  (etwa  durch  völliges  Abschreiben  der  nur  noch  in  vermindertem 
Maße  umsatzfähigen  Waren)  erlaubt,  Überbewertungen  (d.  h.  etwa  zu 
hohes  oder  gar  vollgültiges  Ansetzen  derartiger  Warenwerte)  dagegen 
aus  dem  oben  schon  genannten  Grunde  verboten.  (Der  Vollständigkeit 
halber  sei  noch  bemerkt,  daß  den  Unterbewertungen  der  Aktiva, 
die  allein  bisher  den  xA.usgangspunkt  obiger  Darlegiingen  bildeten, 
gleichzusetzen  sind  die  Überbewertungen  der  Schulden  der  Unter- 
nehmung, und  daß  demgemäß  den  Überbewertungen  der  Aktiven 
die  Unterbewertungen  der  Schulden  in  der  bilanziellen  Wirkung  ent- 
sprechen.) 

Börsen-  oder  sonst  marktgängige  Waren  sind  nach  folgenden  Ge- 
sichtspunkten zu  bewerten:  hat  sich  bis  zum  Bewertungstage  im  Nach- 
jahr eine  Änderung  der  Konjunktur  herausgestellt,  und  sind  die  Ab- 
weichungen der  am  Bilanztage  gültigen  Markt-  oder  Börsenpreise  im 
Vergleich  zu  den  am  Bewertungstage  gültigen  Preisen  relativ  bedeutend, 
so  hat  der  Kaufmann  —  da  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  die  am  Bilanztage 
gültigen  Preise  zu  bilanzieren  sind  —  zwar  das  Recht,  jene  bis  zum  Be- 
wertungstage ihm  bekannt  gewordenen  Preisänderungen  bei  der  Bilanz- 
Bewertung  unbeachtet  zu  lassen,  also  die  Markt-  und  Börsenpreise  des 
Bilanztags  (Zeitwerte)  anzusetzen.  Im  Interesse  einer  vorsichtigen  Bi- 
lanzierung jedoch  wird  der  sorgfältige  Kavifmann  von  diesem  Recht 
in  dem  Sinne  Gebrauch  machen,  daß  er  den  niedrigem  der  für  eine  Markt- 
ware einerseits  am  Bilanztage,  anderseits  am  BeA^ertungstage  gültigen 
Preise  oder  geeignetenfalls  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
bilanziert . 

Tabellarische  Übersicht.  Wie  der  gewissenhafte  Kaufmann  in  den 
vier  möglichen  Fällen  nach  §40  Abs. 2  H.G.B. mithin  bewerten  wird,  möge 
nachstehende  Tabelle  ausweisen  (wozu  ergänzend  bemerkt  sei,  daß  bei 
Kapital-Gesellschaften  auch   die    Generalversammlung    bis    zum  Tage 
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der  Bilanz-Feststellung  eingetretene  Wertänderungen  im  gesetzlich 
erlaubten  Umfang,  also  nach  Maßgabe  der  folgenden  Tabelle,  bilanziell 
zu  berücksiclitigen  berechtigt  ist): 

Der  Marktpreis  stand  am  Bilanztage 


I.  über  den  Anschaffgs.- 

II.  unter  den  Anschaffgs.-  oder 

oder  Herst ellgs. -Kosten 

Herstellgs .  -Kosten . 

und  war  bis  zum 

Bewertungstage 

a)  gesunken:      Dann  Bewertung 

Dann  Bewertung  höchstens  zum 

zu  Anschaffungs- 

Marktpreis  am  Bilanztage,  wenn 

od.  Herstellmigs- 

nicht  zu  gesunkenem  Preis. 

Kosten ;       höch- 

stens aber  zu  ge- 

sunkenem   Preis, 

' 

falls  dieser  noch 

über     den     An- 

schaffgs.  -od. Her- 

st ellgs. -Kosten. 

b)  gestiegen:     Dann  Bewertung 

Dann    Bewertung    höchstens    zu 

höchst,  z.  Markt- 

Anschaffgs.- oder  Herstellgs. -Kos- 

preis am  Bilanz- 

ten. 

tage. 

Rolchsgerichts-Entscheidungen  über  den  Wertansatz.  Zur  weitern 
Beleuclitung  des  vorstehend  behandelten  Themas  dienen  noch  folgende 
Gerichts-Entscheidungen : 

„Nach  H.G.B.  §  40  sollen  zwar  bei  Aufnahme  des  Inventars  und  der  Bilanz 
sämtliche  Vermögensstüekc  nach  dem  Wert  angesetzt  werden,  der  ihnen  zur  Zeit 
der  Aufnahme  beizulegen  ist.  Diese  Bestimmung  ist  indes  keine  absolute  Zwangs- 
vorschrift. Dem  einzelnen  Gesellschafter  einer  offenen  Handelsgesellschaft  gibt 
sie  das  Recht,  zu  verlangen,  daß  die  Vermögensstücke  der  Gesellschaft  nach  richtiger 
Schätzung  angesetzt  werden;  sie  hindert  aber  die  Gesellschafter  nicht,  durch  be- 
sondere Vereinbarung  in  ihrem  Verhältnis  untereinander  für  die  Dauer  der  Gesell- 
.schaft  die  Aktiven  unter  ihrem  wahren  AV'ert  zu  bewerten.  Deshalb  ist,  wenn  es 
sich  im  Fall  des  Ausscheidens  oder  der  Au.sschließung  eines  Gesellschafters  um  die 
Ermittlung  des  Wertes  , .seines  Anteils  am  Gesell.schaftsvermögen"  handelt  (B.G.B. 
§  738),  an  und  für  sich  keiner  der  Beteiligten  an  die  zuletzt  aufgestellte  Bilanz 
gebunden.   B.G.  4.  10.  1902.    D.J.Z.  1902  S.  547.   J.W.  1902  S.  590»*.  "i) 

„Weder  das  alte,  noch  das  neue  H.G.B.  enthalten  ein  Verbot,  Teile  des  Ge- 
sellschaftsvermögens  unter  ihrem  Werte  in  die  Bilanz  einzusetzen  oder  gänzlich 
abzuschreiben.  Vielmehr  ist  hierfür  die  unter  den  Gesellschaftern  getroffene  Ver- 
einbarung maßgebend.  (Eben.so  R.G.  30,  4,  91  in  Sachs.  Arch.  1,  499.)  R.G. 
1.5.  .5.  07.  L.  Z.  07.  587.    Rocht  07,  838.    Z.  Bl.  F.  G.  8,  159."2) 


i)  Kaufmann  111.  S.  36.     2)  Vlll.  S.  32. 
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„Bei  Aufstellung  einer  Gewinnverteilungs-Bilanz  dürfen  Einzelkauf leute  und 
offene  Handelsgesellschaften  unbedenklich  die  zur  Weiterveräußerung  be- 
stimmten Gegenstände  nicht  nach  dem  für  den  Fall  eines  Verkaufs  möglicher- 
weise zu  erzielenden  höchsten  ^Verte,  sondern  nur  nach  dem  völlig  zweifellosen 
Werte  ansetzen,  wähi-end  sie  die  Gebrauchsgegenstände  (das  Anlagevermögen) 
nach  dem  Gebrauchswert  ansetzen  müssen  (Z.Bl.  F.  G.  5,  802  Xr.  786).  R.G. 
16.  3.  08.  Recht  08,  345  Beil.  2.  Z.  Bl.  F.  G.  9,  38.  Holdheim  08,  126.  L.  Z.  08, 
544.    Z.  A.  G.  15,  279.  "1) 

„Feste  Bewertungsregeln  für  die  Aufstellung  der  Bilanz  gibt  es  nicht;  viel 
mehr  entscheidet  im  einzelnen  Fall  das  pflichtmäßige  Ermessen  der  mit  der  Auf- 
stellung der  Bilanz  betrauten  Organe  (vgl.  R.O.H.CJ.  10,  246;  Denkschr.  z.  H.G.B. 
46 ff.).  Unter  dem  Wertbegriff  ist  demnach  der  objektive  Wert  zu  verstehen, 
den  die  Gegenstände  für  das  Geschäft  haben,  nicht  der  Wert,  wie  er  sich  möglicher- 
weise bei  einer  augenblicklichen  Zwangsversilberung  stellen  würde  (vgl.  R.G.  43, 
127;  15,  122;  Bolze  Pr.  20  Nr.  574;  R.O.H.G.  12,  19;  Staub  Anmcrkg.  3  zu  H.G.B. 
§  40;  Goldmann  H.G.B.  1,  194;  Düringer-Haehenburg  H.G.B.  1,  156).  O.L.G. 
Königsberg  14.  12.07.    Pos.  M.  Sehr.  08,  6."^) 

Nach  R.G.  in  Str.  XIII.  S.  356  ist  unrichtige  Wertangabe 
unter  Umständen  als  unordentliche   Buchführung  anzusehen. 

Bedingtheit  der  Bilanz-Wahrheit.  Xach  allen  über  die  bilanzielle 
Bewertung  der  Verniögens-Gegenstände  bisher  gemachten  Ausführungen 
muß  man  sagen,  daß  der  Begriff  der  Bilanz-Wahrheit  ein  nur 
sehr  relativer  ist.  Die  in  den  vorstehenden  Darlegungen  mitgeteilten, 
die  Wertfeststellung  beeinflussenden  Faktoren  enthalten  im  einzelnen 
eine  Fülle  von  Einflußmöglichkeiten,  deren  zahlenmäßige  Würdigung 
okjektiv  zutreffend  jedoch  nur  selten  durchführbar  ist.  Selbst,  wenn 
alle  Einflüsse  objektiver  und  subjektiver  Art  gewissenhaft  berücksichtigt 
sind,  die  Bilanz  also  der  Wirklichkeit  ziemlich  nah  kommt,  darf  nie 
unbeachtet  bleiben,  daß  solches,  die  Wertverhältnisse  der  Unternehmung 
ausweisende  Moment bild  doch  eben  immer  nur  ein  Augenblicksbild 
ist,  dessen  Gültigkeit  um  so  schneller  schwindet,  je  schneller  und  heftiger 
die  Werte  der  das  Gesamtbild  zusammensetzenden  Teile  schwanken. 

Über-  und  Unterbewertungen.  Im  großen  und  ganzen  darf  man 
sagen:  das  Streben,  die  Bilanz-Ergebnisse  durch  Unterbewertungen  zu 
drücken  mid  damit  die  wirtschaftliche  Grundlage  sowie  die  Liquidität 
der  Unternehmung  zu  stärken,  wird  um  so  größer  sein,  je  rentabler  der 
Betrieb  und  je  solider  er  geleitet  ist.  Dagegen  wird  die  Sucht,  den 
Status  durch  Überbewertungen  zu  bessern  und  unrealisierte  Gewinne 
zur  bilanziellen  Geltung  zu  bringen,  um  so  krasser  hervortreten,  je 
ungünstiger  das  Betriebs-Ergebnis  ausfällt,  und  je  unfähiger  oder  tan- 
tiemesüchtiger die  Leitung  ist.  Neigung  zur  Unterbewertung  ist 
deshalb  (abgesehen  von  damit  verbundenen  Täuschungs-Absichten,  z.  B. 
bei  Auseinandersetzungen)  ein  Zeichen  wirtschaftlicher  Stärke,.  Neigung 


1)  Kaufmann  IX.  S.  32.      -)  IX.  S.'33. 
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zur    Überbewertung  ein   solches   wirtschaftlicher  oder   moralischer 
Schwäche. 

Unterbewertungen,  die  auch  in  dem  gänzlichen  Fortlassen  für 
die  Unternehmung  weniger  wertvoller  Vermögensteile  bestehen  können, 
sind  deshalb  unter  der  Voraussetzung  sie  hinreichend  rechtfertigender 
Ursachen  atich  bilanzrechtlich  durchaus  erlaubt.  Überbewertungen 
hingegen  sind,  geschäftspolitisch  wie  bilanzrechtlich  genommen,  unbe- 
dingt unstatthaft.  Deshalb  bemerkt  Rehm  S.  78  mit  Recht,  ein 
Gesellschaf ts-Beschluß,  der  die  Überbewertung  von  Aktiven,  die  Unter- 
bewertmig  von  Passiven  vornimmt  oder  vorschreibt,  könne  von  Amts 
wegen  gelöscht  werden,  wenn  das  öffentliche  Interesse  es  erfordere. 

C.  §261  H.G.B.:  Wesen  und  Beziehung  zu  §40  H.G.B. 

Wie  wir  dem  Inhalt  des  vorigen  Abschnitts  entnehmen  können, 
schließt  die  Bewertung  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  die  Bilanzierung  un- 
realisierter  Gewinne  keineswegs  aus. 

Verschiedene  Bedeutung  unrealisierter  Gewinne  für  die  einzelnen 
Unternehmungsformen.  Unrealisierte  Gewinne  zu  bilanzieren,  ist  so 
lange  unbedenklich,  als  die  Liquidität  der  Unternehmimg  und  die 
Sicherheit  der  Deckung  von  Gläubiger -Ansprüchen  dadurch  nicht 
gemindert  oder  gefährdet  werden.  Beide  Voraussetzungen  treffen  ohne 
weitei'es  zu  auf  die  Einzelunternehmung  und  die  Personal -Gesell- 
schaften (Offene  Handels-Gesellschaft  und  Kommandit-Gesellschaft). 
Denn  bei  der  Einzelunternehmung  kommen  Gewinn- Verteilungen,  die  un- 
realisierte Gewinne  einscliließenkönnten,  regelmäßig  nicht  in  Frage.  Bei 
den  Personal-Gesellschaften  ist  dies  zwar  der  Fall,  bleibt  aber  auch  dort 
unbedenklich  insofern,  als  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  (bei 
den  Komm. -Ges.  die  Komplementare)  den  Gläubigern  mit  ihrem  ge- 
saraten (d.  h.  auch  mit  dem  privaten)  Vermögen  haften,  mithin  verteilte 
unrealisierte  Gewinn-Beträge  den  Gesellschafts-Gläubigern  nötigenfalls 
herausgeben  müssen. 

Hingegen  könnten  Kapital -Gesellschaften,  besonders  solche, 
deren  Anteile  börsenmäßig  gehandelt  werden,  durch  die  Verteilung 
unrealisierter  Gewinne  in  ihrer  Liquidität  leicht  Schaden  nehmen,  womit 
die  Sicherheit  von  Ansprüchen  der  Gesellschafts-Gläubiger  in  gleichem 
Maße  gemindert  werden  würde.  Denn  nach  §  217  Abs.  1  Satz  2  H.G.B. 
ist  ein  Aktionär  in  keinem  Fall  zurückzuzahlen  verpflichtet,  was  er  in 
gutem  Glauben  als  Gewinn-Anteil  bezogen  hat.  An  die  Aktionäre  zur 
Verteilung  gelangte  unrealisierte  Gewinn-Anteile,  die  infolge  gesunkener 
Konjunktur  von  der  Gesellschaft  später  nicht  vereinnahmt  werden 
können,  sind  den  Interessen  der  Gesellschafts-Gläubiger  demnach  un- 
wiederbringlich verloren. 

Zweck  der  Sondervorschriften  des  §  261  Ziff.  1.    Solchen  Möglich- 
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keiten  vorzubeugen,  ist  der  Zweck  des  §  261  H.G.B.,  dessen  Ziffern  1 
bis  6  als  besondere  Maßgaben  des  §  40  H.G.B.  gelten  sollen.  Inwieweit 
§  40  neben  §  201  ergänzend  überhaupt  noch  in  Betracht  kommt,  wird 
am  Schluß  dieses  Abschnitts  erörtert  werden.  Uns  interessieren  in 
diesem  Zusammenhang  nur  die  Ziffern  1  bis  3.  Von  diesen  lautet  zu- 
nächst Ziffer  1 : 

Wertpapiere  und  Waren,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  dürfen 
höchstens  zu  dem  Börsen-  oder  Marktpreis  des  Zeitpunktes,  für  den  die  Bilanz 
aufgestellt  wiid,  sofern  dieser  Preis  jedoch  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
preis übersteigt,  höchstens  zu  dem  letzteren  angesetzt  werden. 

Der  Sinn  dieser  Vorschriften  ist  klar :  Waren  mit  Börsen-  oder 
Marktpreis  sind  höchstens  mit  dem  Betrag  der  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten  zu  bewerten,  sobald  diese  von  den  Börsen-  oder  Markt- 
preisen überschritten  werden.  Da  in  solchen  Fällen  ,,höchstens"  die 
Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  bilanziert  werden 
dürfen,  so  ist  implicite  damit  gesagt,  daß  der  Wertansatz  sogar  noch 
unter  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  bleiben  darf,  wenn 
dies  nach  der  Sachlage  (Qualitäts-Mängel,  Konjunktur-Rückgang  u.  dgl.) 
ratsam  erscheint.  Werden  jedoch  die  Markt-  oder  Börsenpreise  von  den 
Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  überstiegen,  so  bilden  die 
Markt-  oder  Börsenpreise  die  Höchstgrenze  der  Bewertung. 
Jedoch  steht  nichts  entgegen,  unter  dieser  Höchstgrenze  zu  be- 
werten, wenn  Gründe  der  wiederholt  angedeuteten  Art  dafür  in  Be- 
tracht kommen. 

Praktisch  mögliclie  Fälle.  Die  Börsen-  oder  Marktpreise  mögen 
bis  zum  Bewertungs-  oder  Bilanz-Feststellungstage  noch  so  sehr  gestiegen 
sein:  sofern  sie  bereits  am  Bilanztage  höher  als  die  Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-Kosten  waren,  dürfen  höchstens  die  letztgenannten  Kosten 
bilanziert  werden.  Sofern  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
am  Bilanztage  höher  als  die  Börsen-  oder  Marktpreise  waren,  haben, 
obgleich  die  Börsen-  oder  Marktpreise  am  Bewertungs-  oder  Bilanz- 
Feststellungstage  vielleicht  weit  über  die  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten hinaus  gestiegen  sind,  dennoch  höchstens  die  imter 
den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  stehenden  Börsen-  oder 
Marktpreise  des  Bilanztags  in  Ansatz  zu  kommen.  Umgekehrt:  sind 
die  Börsen-  oder  Marktpreise,  die  am  Bilanztage  über  den  Anschaffungs- 
oder Herstellungs-Kosten  gestanden  haben  mögen,  bis  zum  Bewertungs- 
oder Bilanz-Feststellungstage  unter  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten  gesunken,  so  würden  zwar  diese  Kosten  angesetzt  werden  dürfen : 
da  diese  als  die  am  Bilanztage  niedrigeren  Kosten  aber  ohnehin  ,, höch- 
stens" bilanziert  werden  dürften,  so  würde  der  gesetzlichen  Willens- 
richtung zweifellos  entsproclien ,  wenn  man  den  bis  zum  Bewertungs- 
oder   Bilanz-Genehmigungstage    unter    die    Anschaffungs-    oder    Her- 
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Stellungs-Kosten  gesunkenen  Preis  ansetzen  würde.  Haben  die  Börsen- 
oder Marktpreise  am  Bilanztage  bereits  unter  den  Anschaffungs-  oder 
HcrsteUungs- Kosten  gestanden,  und  sind  sie  bis  zum  Bewertungs- 
oder Genehmigungstage  noch  tiefer  gesunken,  so  dürfte  zwar  mit 
den  am  Bilanztage  höher  gewesenen  Börsen-  oder  Marktpreisen  be- 
wertet werden.  Da  diese  Kosten  im  vorliegenden  Fall  jedoch  die 
Höchstgrenze  für  die  Bewertung  bilden  würden,  läge  der  Ansatz  zu 
dem  unter  diese  Höchstgrenze  gesunkenen  Wert  auch  hier  im  Sinne 
des  Gesetzes. 

Tabellarische  Übersicht.  Um  den  Einfluß,  den  die  bis  zur  Bilanz- 
Bewertung  oder  Genehmigung  geschehenden  Wertverschiebungen  auf 
die  endgültige  bilanzielle  Bewertung  der  Veräußerungs-Gegenstände  ge- 
^vinnen  können,  sowohl  in  bezug  auf  die  Bewertung  nach  §  40  Abs.  2 
H.G.B.,  wie  auch  nach  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  zu  zeigen,  stelle  ich  die 
für  §  40  Abs.  2  H.G.B.  oben  (S.  190)  von  mir  gegebene  Übersicht 
mit  den  für  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  vorstehend  gewonnenen  Resultaten 
vergleichend  zusammen.  Voran  stelle  ich  die  Höchstgrenzen,  bis  zu 
denen  —  unabhängig  vom  Einfluß  der  bis  zum  Bewertungs-  oder 
Feststellungstage  eingetretenen  Wertverschiebungen  —  die  Bewer- 
tung der  W^aren  nach  §  40  und  nach  §  261  H.G.B.  vorgenommen 
werden  darf: 


Der  Marktpreis  stand  am  Bilanztage 


I.  über    den    Anschaffgs.-    oder    Herstellgs.- 

Kosten. 
Dann 

a)  Ungeachtet  der  bis  zum  Bewertungs - 
oder  Bilanzfeststellungstage  etwa  ein- 
getretenen Wert  ander  ungen 

Bewertung  nach   §  40:  Höchstens       zum 

Marktpreis  am 
Bilanztage. 

Bewertung  nach  §261:   Höchstens  zu  den 

Anschaffungs-  od. 
Herstellungs  -  Ko- 
sten. 

b)  Bei  Berücksichtigung  der  bis  zum 
Bewertungs-  oder  Bilanzfeststellungs- 
tage etwa  eingetretenen  Wertände- 
rungen 

Fall  1:  der  Marktpreis  war  gesunken: 


II.  unter  den  An- 
schaffungs- oder  Her- 
stellungs-Kosten . 


Höchstens  zu  den  An- 
schaffungs- oder  Her- 
stellungs-Kosten. 
Höchstens  zum  Markt- 
preis am  Bilanztage. 
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Dann 

Bewertung  nach   §  40:    Vorsichtshalber  zu 

Anschaffungs-  od. 
Herstellungs  -  Ko- 
sten, höchstens 
aber  zu  gesunke- 
nem Preis,  falls 
dieser  noch  über 
jenen  Kosten. 

Bewertung  nach  §261:  Höchstens  zu  An- 
schaffungs- oder 
Herstellungs- 
Kosten,  vorsichts- 
halber dagegen  zu 
gesunkenem  Preis, 
falls   dieser  unter 
den  Anschaffungs - 
oder  Herstellungs- 
Kosten. 
Fall  2:  der  Marktpreis  war  gestiegen: 

Dann 
Bewertung  nach  §  40:   Höchstens       zum 

Marktpreis  am  Bi- 
lanztago. 

Bewertung  nach  §261:  Höchstens  zu  An- 
schaffungs-     oder 
Herstellungs- 
Kosten. 


Höchstens  zum  Mai'kt- 
preis  am  Bilanztage, 
wenn  nicht  zu  gesun- 
kenem Preis. 


Höchstens  zum  Markt- 
preis am  Bilanztage, 
wenn  nicht  zu  gesun- 
kenem Preis. 


Höchstens  zu  Anschaf- 
fungs- oder  Herstel- 
lungs-Kosten. 

Höchstens  zum  Markt- 
preis am  Bilanztage. 


§  261  Ziff.  1  H.G.B.  Maximal-  und  3Iinimal- Vorschrift.  Die  Be- 
wertungs-Vorschriften des  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  sind  —  wie  auch  aUe 
übrigen  Vorschriften  dieses  Paragraphen  —  rechtlich  zwingender 
Natur.  Aus  den  im  Gesetzestext  enthaltenen  Worten:  ,, dürfen  höch- 
stens" folgt  eindeutig  der  Charakter  jener  Vorschriften  als  zwingender 
Maxi  mal -Vorschriften.  Bedenkt  man,  daß  die  Worte: ,,  dürfen  höch- 
stens" so  oder  so  hoch  bewertet  werden,  gleichbedeutend  sind  mit: 
,, müssen  mindestens"  so  oder  so  niedrig  bewertet  werden,  so 
kommt  man  zu  dem  Schluß,  daß  die  Be wert ungs- Vorschriften  des  §  261 
Ziff.  1  und  2  H.G.B.  Maximal-  und  Minimal-Vorschriften  zu- 
gleich sind.  Da  die  Höchstgrenze  für  die  Bewertung  im  Gesetz 
positiv  ausgedrückt  ist,  muß  man  ihr  öffentlichrechtlichen  Charakter 
beilegen.    Dagegen  läßt  die  aus  der  Höchstgrenze  herauszuinterpretie- 

i;3* 
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rende  Mindest  grenze  privat  rechtlichen  Charakter  erkennen,  wenn 
man  ihren  wesentlichen  Inhalt:  „müssen  mindestens"  so  oder  so  niedrig 
bewertet  werden,  ergänzt  durch  die  Gedankenfolge:  ,,können  aber 
noch  niedriger  bewertet  werden." 

Praktische  Folgen  für  Verwaltung  und  Aktionäre.  Demnach  können 
rechtsgültig  weder  Statut  noch  Generalversammlung  Bewertungen  über 
die  Maximal- Vorschriften  des  §  261  H.G.B.  hinaus  vorschreiben.  Weder 
Aufsichtsrat  noch  Vorstand  brauchten  sich  an  solche  gesetzwidrigen 
Vorschriften  oder  Beschlüsse  zu  kehren.  Ja,  beide  Gesellschafts- Organe 
wären  nach  §  241  Abs.  3  Ziff.  5  und  nach  §  249  Abs.  3  der  Gesellschaft 
und  den  Gesellschaftsgläubigern  für  die  Verteilung  imrealisierter  Ge- 
winne solidarisch  ersatzpflichtig,  wenn  sie  jene  ungesetzlichen 
Überbewertungen  zur  Ausführung  bringen  und  auf  deren  Grundlage 
Dividenden  verteilen  lassen  würden ;  sie  würden  aus  demselben  Grunde 
außerdem  der  Gesellschaft  zur  Rückzahlung  zu  viel  empfangener  Tan- 
tiemen verpflichtet  sein  (vgl.  §  812  ff.  B.G.B.)  und  wären  schließlich 
nach  §  314  Abs.  1  Ziff.  1  zu  bestrafen.  Nach  §  217  Abs.  1  Satz  1 
H.G.B.  haben  die  Aktionäre  zufolge  gesetzwidriger  Überbewertung 
empfangene  Dividenden  den  Gesellschafts-Gläubigern  oder  der  Gesell- 
schaft herauszugeben,  wenn  sie  die  Gesetzwidrigkeit  kannten  oder 
kennen  mußten  (vgl.  §  932  Abs.  2  B.G.B. ). 

Statutarische  Unterbewertung.  Dagegen  kaim,  wie  gesagt,  das 
Statut  unter  die  Maximal- Vorschriften  des  §  261  H.G.B.  hinabgehen, 
also  Unterbewertungen  (Minderbewertungen)  ausdrücklich  vor- 
schreiben. Solange  solche  statutarischen  Bestimmungen  bestehen, 
sind  die  Aktionäre  daran  gebunden.  Nur  durch  Statuten-Änderungen 
können  jene  Bestimmungen  aufgehoben  werden.  Sind  im  Statut  Minder- 
bewertungen nicht  vorgesehen,  so  darf  jeder  Aktionär  Bewertung  nach 
§  261  H.G.B.  verlangen.  Würden  auf  Grund  eines  Generalversamm- 
lungs-Beschlusses dennoch  niedrigere  als  die  gesetzlichen  oder  statu- 
tarischen Wertansätze  bilanziert,  so  wäre  dieser  Beschluß  anfechtbar 
(die  Anfechtung  ist  nach  §  271  Abs.  3  Satz  2  H.G.B.  nur  möglich,  wenn 
die  Anteile  der  anfechtenden  Minderheit  zusammen  wenigstens  5  % 
des  Grundkapitals  ausmachen). 

„Doch  ist  freilich  bei  diesem  Anfechtungsrecht  zu  berücksichtigen,  daß  ein 
Aktionär  die  Forderung  einer  höheren  Dividende  nicht  einfach  dadurch  begründen 
kann,  daß  er  die  Bewertung  eines  Kontos  unter  Berufung  auf  Gutachten  von 
Sachverständigen  als  unangemessen  anficht.  Denn  die  Generalversammlung  soll 
nach  freiem  Ernie.'j.'-en  die  Bewertung  vornelinien,  und  solange  ihre  Ansätze,  wenn 
man  auch  über  ihre  objektive  Richtigkeit  streiten  kann,  das  Maß  vernünftiger 
Erwägungen  nicht  verlassen,  hat  sie  das  Gesetz  nicht  verletzt  (anerkannt  vom 
Ü.L.G.  Hamburg  in  O.L.G.R.  10,  240).  Aber  der  Nachweis  ist  dem  Aktionär  ge- 
gtattet,  daß  er  durch  ein  böswilliges  oder  willkürliches  Verfaliren  der  General- 
versammlung in  seinem  Anspruch  auf  die  Dividende  geschädigt  sei  (R.G.  40,  35; 
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vgl.  auch  Neukamp  in  Z.H.R.  48,  489).  Gegen  eine  solche  Anfechtung  kann  nicht 
eingewendet  werden,  daß  die  Einstellung  der  Werte  zwar  offenbar  zu  niedrig, 
dies  aber  zur  Stärkung  des  Unternehmens  geschehen  sei.  Dem  Dividendenanspruch 
des  Aktionärs  gegenüber  würde  dieser  Einwand  nicht  durchgreifen.  Denn  zur 
Stärkung  des  Unternehmens  gereicht  jede  Abschreibung,  und  von  diesem  Stand- 
punkte aus  gäbe  es  überhaupt  keine  unzulässige  Abschreibung. "i) 

Schließlich  bedürfen  noch  der  Besprechung  die  im  Text  des  §  261 
H.G.B.  unter  Ziffer  1  vorkommenden  Ausdrücke:  ,, Börsen-  oder  Markt- 
preis" und  ,,Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis". 

Markt-  und  Börsenpreise.  Der  Marktpreis  einer  Ware  ist  der  für 
diese  Warenart  an  einem  bestimmten  Ort  zu  einer  vorher  festge- 
setzten Zeit  auf  Grund  mehr  oder  minder  zahlreicher  Umsätze  erzielte 
Durchschnittspreis . 

Als  Bilanzbewertungs-Faktoren  für  Vollkaufleute  haben  besondere 
Bedeutung  die  Börsen  (Produkten-  und  Effekten-Börsen).  Die  Börsen 
sind  beruflich  abgeschlossene,  regelmäßig  und  häufig  stattfindende 
Märkte  vertretbarer  (fungibler)  Tauschgüter,  d.  h.  solcher,  die,  un- 
abhängig von  der  effektiven  Ware,  nach  Typen  gehandelt  werden. 

Besondere  Fälle.  Findet  für  einen  Artikel  am  Bilanztage  ein 
Markt  oder  eine  Börse  nicht  statt,  so  wird  auf  die  Preise  des  dem 
Bilanztage  am  nächsten  liegenden  Börsentags  zurückzugehen  sein. 
Darf  mit  Sicherheit  vermutet  werden,  daß,  wenn  am  oder  bis  zum 
Bilanztage  noch  ein  Markt  oder  eine  Börse  stattgefunden  hätte,  die 
Preise  des  voraufgegangenen  Börsentags  nennenswerte  Änderungen 
erfahren  haben  würden,  so  sind  diese  bei  der  bilanziellen  Bewertung  im 
Rahmen  der  Bewertungs- Vorschriften  zu  berücksichtigen.  In  Frage 
kommen  für  eine  Unternehmung  die  Preise  des  Marktes,  mit  dem  sie 
eine  Ware  oder  ein  Wertpapier  normalerweise  zu  handeln  pflegt.  Ein 
Magdeburger  Bankier  zum  Beispiel  wird  also  die  Kurse  der  Ber- 
liner, nicht  etwa  die  der  Leipziger,  Hamburger  oder  Frankfurter 
Börse  zu  bilanzieren  haben. 

Briefkurse.  Beziehen  die  Börsenpreise  (Kurse)  sich  auf  bloßes 
Angebot  (B=  Brief)  oder  auf  bloße  Nachfrage  (G=  Geld),  so  können 
—  wenn  diese  Kurse  von  den  voraufgegangenen,  auf  wirklichen  Um- 
sätzen (bez.  [bz.],  bez.G.,  bez.B.)  beruhenden  Kursen  nennenswert  ab- 
weichen —  leicht  anormale  Markt-  oder  Kurswerte  zur  Bilanz  kommen. 
In  dieser  Hinsicht  ist  folgendes  zu  beachten:  bloße  Briefkurse  am 
Bilanztage  sind  für  die  Bewertung  oft  nicht  verwendbar. 2)  Be- 
sonders dann  nicht,  wenn  etwa  das  Angebot  von  der  eigenen  Gesell- 
schaft als  Verkaufs-Limitum  zu  hohem  Kurse  ausgegangen  war  und  am 


1)  Staub  S.  890—891;  Anmerkg.  6  zu  §  261. 

2)  Rehm  (S.  695)  spricht  ihnen  den  Charakter  von  Marktpreisen  überhaupt 
ab.    Dennoch    werden  sie  (besonders  für  festverzinsüche  Effekten)  oft  bilanziert. 
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Bilanztage  in  dem  Papier  kein  Geschäft  stattfand.  Dann  würde,  wenn 
die  Gesellschaft  den  von  ihr  limitierten  hohen  Kurs  bilanzieren  würde, 
eine  Überbewertung  geschaffen,  deren  Realisierung,  je  nach  der  Höhe 
des  Verkaufs-Limits,  mehr  oder  minder  fraglich  wäre.  Hiernach  läge  es, 
unter  der  Voraussetzung,  daß  am  Bilanztage  in  dem  Papier  keine  anderen 
Umsätze  geschehen,  in  der  Macht  der  Gesellschaft,  sich  zu  ihrem 
Bilanztag  für  ein  zu  dieser  Manipulation  geeignetes  Papier  einen 
hohen  Kurs  zu  schaffen.  Denn  der  zu  hohe  Kurswert  des  Papiers 
würde  amtlich  festgestellt,  die  Ursache  seines  Zustandekommens  jedoch 
aus  dem  Kurszettel  weder  für  die  Aktionäre,  noch  ohne  weiteres  für 
den  Aufsichtsrat  ersichtlich.  Aber  auch  von  andrer,  an  dem  Papier  in 
gleicher  Weise  interessierter  Seite  könnten  hohe  Verkaufs-Limita  zum 
Bilanztage  abgegeben  werden,  die  dann  von  der  Gesellschaft  für  ihre 
Bilanz  als  am  Bilanztage  amtlich  festgestellter  Kurs  Verwertung  fänden, 
ohne  daß  also  diese  Gesellschaft  selbst  am  Zustandekommen  des  Kurses 
mitgewirkt  zu  haben  brauchte.  Selbstverständlich  würde  der  sorgsam 
bilanzierende  Vorstand  einer  Aktien-Gesellschaft  einen  von  den  in 
letzter  Zeit  voraufgegangenen  Kursen  am  Bilanztage  stark  abweichenden 
Briefkurs  nicht  blindlings  bilanzieren,  sondern  unter  Berücksichtigung 
der  vorangegangenen  Kursentwicklung  einen  zu  verantwortenden 
Bilanzkurs  feststellen. 

Geldkurse.  Geringere  Gefahr  der  Überbewertung  als  die 
Briefkurse  involvieren  die  Geldkurse.  Denn  Limita  auf  Anschaffungen 
von  Effekten  wird  man  in  erster  Linie  niedrig  zu  stellen  bestrebt  sein. 
Glaubt  man  sie  aber  hoch  stellen  zu  dürfen  oder  zu  müssen,  um  vor 
weiteren  Kurssteigerungen  noch  rechtzeitig  zum  Kauf  zu  kommen, 
so  liegen  solchen  Limiten  offenbar  berechtigte  Ursachen  zugrunde,  so 
daß,  wenn  am  Bilanztage  in  dem  Papier  zufällig  keine  Umsätze 
zu  dem  Anschaffungs- Limit  stattgefunden  hätten,  die  Gesellschaft 
derartig  begründete  Geldkurse  mit  Recht  bilanzieren  würde.  Um- 
gekehrt bieten  niedrige  Anschaffungs -Limita  die  Möglichkeit,  den 
Kurs  eines  Papiers  ziam  Bilanztage  zu  drücken.  Dies  wird  \mi  so 
leichter  gelingen,  je  geringer  die  Bewegung  in  dem  Papier  zu  sein 
pflegt.  Auf  solche  Limita  hin  am  Bilanztage  festgestellte,  zu  niedrige 
Geldkurse  würden  mithin  materiell  ungerechtfertigte  Unterbewertungen 
ermöglichen. 

Der  Betonung  bedarf,  daß  demnach  bereits  mittels  eines,  auf  einen 
nur  miniinalen  Betrag  zu  beziehenden  Limits  Scheinkurse  für  die 
bilar.zielle  Bewertung  groß  er  Effekten-Posten  geschaffen  werden  können. 

Je  größer  der  Interessentenkreis  für  ein  Börseneffekt  ist,  um  so 
weniger  Aussicht  besteht  naturgemäß,  mit  anormalen  Anschaffungs- 
oder Verkaufs-Limiten  die  Kurse  im  Interesse  unlauterer  Bilanz-Be- 
wertung zu  l^eeinflussen. 
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Kursbeeinflussungeu  durch  Käufe.  Aber  nicht  allein  Brief-  oder 
Geldkurse  können  zu  solchen  Manövern  benntzt  werden;  auch  die  auf 
Grund  von  Umsätzen  festgestellten,  mit  bez.  (bz.)  oder  ,,etw.  bez."  be- 
zeichneten Kurse  können  zum  Bilanztage  beeinflußt  sein.  Man  denke 
n\ir  an  folgende  Möglichkeit :  eine  Aktien-Gesellschaft  möchte  den  großen 
Bestand  eines  Papiers  bilanziell  so  hoch  wie  möglich  bewerten  können; 
sie  läßt  zu  dem  Zweck  am  Bilanztage  eine  Anzahl  gegen  den  bisherigen 
Kurs  erhöhte  Anschaffungs-Limita  zur  Börse  geben  und  beein- 
flußt damit  den  Kurs  im  Interesse  ihres  gesamten  Besitzes  an  dem 
Papier.  Als  bilanzpolitisches,  vielfach  bekanntes  Verfahren  mag  noch 
erwähnt  werden,  daß  die  an  der  Börse  vertretenen  Bankfirmen,  be- 
sonders die  Großbanken,  durch  Interventionskäufe  die  Kurse 
nicht  selten  ,,stützen".  Daß  sie  im  Interesse  ihrer  Bestände  an 
eigenen  Effekten  weichenden  Kursen  besonders  zum  Bilanztage  vor- 
zubeugen trachten  werden,  ist  ihr  gutes  Recht;  ja,  noch  mehr  ihre 
geschäftliche  Pflicht. 

Umgehung  der  Minimal-Yorschrift  durch  Yerkaufen  und  Wieder- 
kaufen. Im  Zusammenhang  mit  den  vorstehenden  Darlegungen  ist 
noch  zu  gedenken  des  Umstands,  daß  die  Vorschrift  des  §  261  Ziff.  1 
H.G.B.  dadurch  umgangen  werden  kann,  daß  die  Gesellschaft  Effekten, 
deren  Anschaffungspreise  vor  dem  Bilanz-Termin  unter  den  Börsen- 
kursen stehen,  vor  jenem  Termin  mit  einem  hinreichend  hohen  Limit 
zum  Verkauf  und  mit  einem  zweiten  Limit  zum  Ankauf  aufgibt.  Ver- 
kauf und  Anschaffung  können  bei  gleichen  Limiten  am  selben 
Tage  geschehen.  Um  jedoch  aus  der  Transaktion  keinen  Spesen-Verlust 
zu  erleiden,  wird  man  allerdings  das  Verkaufs-Limit  um  die  aus 
Verkauf  und  Ankauf  erwachsenden  Spesen  höher  als  das  Ankaufs- 
Limit  stellen  müssen.  Damit  entfällt  u.  U.  aber  für  den  Kasse- 
Verkehr  die  Möglichkeit,  die  Anschaffung  noch  am  Tage  des 
Verkaufs  zu  erreichen.  Infolgedessen  wächst  die  Schwierigkeit,  zu 
dem  um  die  Spesen  verkürzten  Anschaffungs-Limit  vor  dem  Bilanztage 
noch  wieder  kaufen  zu  können.  Kommt  es  nicht  mehr  rechtzeitig 
zum  Kauf,  so  erscheint  die  Kurssteigerung  als  durch  den  Verkauf 
realisierte  in  der  Bilanz  der  Gesellschaft,  der  die  Transaktion  Schaden 
bringen  kann,  wenn  das  Papier  bis  zum  Dividenden-Termin  im  Kurse 
weiter  steigt,  so  daß  durch  den  verfrühten  Verkauf  infolge  vereitelten 
rechtzeitigen  Wiederankaufs  die  zweite  Realisierung  zu  weiter  ge- 
stiegenem Kiirse  ausgeschlossen  bleiben  muß.  Der  solche  Bilanzfrisur 
planende  Vorstand  einer  Aktien -Gesellschaft  wird  deshalb  nach  ein- 
gehender Prüfung  der  Sachlage  sich  klar  werden  müssen  darüber,  ob 
er  nicht  im  Interesse  der  Sicherung  des  Wiederankaufs  vor  dem 
Bilanz-Termin  Veräußerung  und  Wiederanschaffung  zu  gleichen  Limiten 
vornehmen  lassen,   mithin  die  Spesen  verlieren   soll,    um  den   bezüg- 
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liehen  Effekten-Bestand  zum  hohem  Ansehaffungskurse  bilanzieren 
zu  können. 

Durelischuitiskurse.  Den  vorstehenden  Ausführungen  über  die 
Bilanzierung  der  Markt-  oder  Börsenpreise  ist  haiiptsächlich  zweierlei 
zu  entnehmen:  erstens  können  die  Kurse  zum  Bilanztage  beeinflußt 
werden,  und  sodann  ist  es  möglich,  §  2G1  Ziff.  1  H.G.B.  zu  umgehen. 
Insofern  enthält  Artikel  656  Ziff.  3  des  Schweizerischen  Obli- 
gationenrechts eine  vorbeugend  Avirkende  Vorschrift,  als  kurs- 
habende Papiere  höchstens  zu  dem  Kurse  angesetzt  werden  dürfen,  den 
sie  durchschnittlich  in  dem  letzten  Monat  vor  dem  Bilanz- 
tage gehabt  haben.  Abgesehen  davon,  daß  jene  schweizerische  Be- 
stimmung —  im  Gegensatz  zum  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  —  die  Bilanzierung 
unrealisierter  Kursgewinne  nicht  ausschließt,^)  bedeutet  die  Vorschrift, 
statt  der  Kiirse  des  Bilanztags  die  Durehschnittskurse  des  letzten 
Monats  bilanziell  anzusetzen,  im  Vergleich  zum  Deutschen  Recht  prin- 
zipiell einen  sorgfältigem  Standpunkt.  Hierbei  darf  aber  nicht  ver- 
kannt werden  die  unter  Umständen  bedeutende  Mehrarbeit,  die  bei 
vielseitigem  Effekten-Besitz  mit  der  Berechnung  der  Durchschnitts- 
kurse verbunden  sein  kann.  Unnötig  erscheint  ferner,  solche  Durch- 
schnitts-Berechnung auch  für  das  Gros  der  Papiere  mit  stetiger 
Kursentwicklung  oder  mit  ungefähr  gleichbleibenden  Kursen  vorzu- 
schreiben. 

Gesetzes-Novolle  für  Brief-  und  Geldkurse.  Dagegen  würde  ich 
für  zweckmäßig  halten,  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  etwa  durch  fol- 
genden Zusatz  zu  ergänzen:  Reine  Brief-  oder  Geldkurse  dürfen 
nur  angesetzt  werden,  wenn  sie  nicht  höher  als  die  letzten,  auf  Grund 
von  börsenmäßigen  Umsätzen  festgestellten  Kurse  sind.  Andernfalls 
sind  diese  niedrigeren  Kurse  anzusetzen. 

Reichsgerichts-Entsclicidung  über  den  Marktpreis.  Die  vorstehen- 
den Ausführungen  über  den  Markt-  und  Börsenpreis  seien  mit  folgender 
Entscheidung  geschlossen : 

„Unter  Marktpreis  ist  derjenige  Preis  zu  verstehen,  den  der  Verkäufer 
bei  einem  Weiterverkauf  hätte  erzielen  können.  Er  bestimmt  sich  durch  den 
Durchschnittspreis,  der  sich  aus  der  Vergleichmig  einer  erheblichen  Anzahl  an 
einem  bestimmten  Orte  zu  der  maßgebenden  Zeit  über  Ware  der  betreffenden  Art 
und  Güte  geschlossenen  Kaufverträge  als  der  gemeine  Wert  einer  Ware  dieser  Art 
ergibt.  Über  die  Feststellung  des  Marktpreises  enthält  weder  das  H.G.B.  noch 
das  B.G.B.  besondere  Vorschriften.  Für  die  Feststellung  des  Marktpreises  ist  es 
unerheblich,  ob  amtliche  Preisnotierungen  stattfinden  oder  nicht.   Bestehen  aber 


1)  Kursdlfferenzcnfonds.  Beiläufig  sei  bemerkt,  daß  nach  §  33  des  öster- 
reichischen Versicherungs-Regulativs  nicht  realisierte  Kursgewinno  an 
Wertpapieren  einem  Kursdifferenzenfonds  zu  überweisen  sind,  wodurch  man 
erreicht,  daß  die  Kurserhöhung  zwar  bilanziert,  der  daraus  resultierende  Gewinn 
aber  von  der  Verteilung  zurückgehalten  wird. 
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amtliche  oder  zuverlässige  private  Einrichtungen  zur  Ermittlung  und  Feststellung 
des  Marktpreises,  so  können  derartige  Preisnotierungen  der  Regel  nach  ohne 
weiteres  als  Grmidlage  der  Entscheidung  dienen,  so  daß  derjenige,  der  sich  auf  sie 
beruft,  eines  weitern  Beweises  überhoben  ist.  Mangels  einer  besondern  Gesetzes- 
bestimmung können  sie  aber  nicht  unbedingte,  den  Beweis  ihrer  Unrichtigkeit 
für  den  gegebenen  Fall  ausschließende  Geltung  beanspruchen.  R.G.  29.  1.  09. 
Eis.  Loth.  Z.  34,  386.    Holdheim  09,  219.    Recht  09  Nr.  3317."i) 

Nunmehr  soll  über  Wesen  und  Berechnung  der  Anschaffungs-  und 
Herstellungs-Kosten  noch  näheres  gesagt  werden. 

Anschaffungs-Kosten.  Der  vom  kaufmännischen  Standpunkt 
weitaus  einfacher  zu  erfassende  Begriff  ist  derjenige  der  Anschaf- 
fungs-Kosten. Denn  es  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  daß  er  nur  bezogen 
werden  kann  auf  Ausgaben,  die  unmittelbar  für  die  Anschaffung  ge- 
schehen sind,  wobei  unter  ,, Anschaffung"  zu  verstehen  ist,  daß  die  an- 
geschafften Vermögens-Gegenstände  den  vom  Besteller  vorgeschriebenen 
Ort  erreicht  haben,  von  dem  aus  sie  weiterveräußert,  oder  wo  sie  zum 
Betriebe  gebraucht  oder    bearbeitet  oder  verarbeitet   werden  sollen. 

Demnach  bilden  die  Anschaffungs-Kosten  eines  Vermögens- 
Gegenstands  : 

1.  der  aus  der  Einkaufs-Rechnung  festzustellende  reine  Ein- 
kaufs-Betrag des  Gegenstands  (der  eigentliche  Anschaffungs- 
preis) zuzüglich  der  Kosten  für  die  Verpackung,  soweit  deren 
Betrag  bei  der  Rücksendung  nicht  wieder  vergütet  wird;  jedoch 
abzüglich  der  Rabatte,  Bonifikationen,  Skonti  u.  dgl.; 

2.  sämtliche  mit  der  Lieferung  zusammenhängende  Versiche- 
rungs-,  Zoll-,  Steuer-,  Fracht-,  Stempel-,  Rollgelder- 
und sonstige  Transport-Kosten  und  Provisionen,  soweit  sie 
vom  neuen  Eigentümer  zu  tragen,  also  nicht  etwa  zu  Lasten 
des  Lieferanten  von  ihm  verauslagt  sind. 

Bilanziell  nicht  verwertete  Kostenteile.  Obgleich  alle  diese  Kosten 
zweifellos  als  Anschaffungs-Kosten  anzusprechen  sind,  werden  sie 
dennoch  bei  der  Bewertung  des  Bilanz-Inventariums  nicht  in  gleichem 
Maße  berücksichtigt.  Besonders  gilt  dies  von  den  Frachten  und  Roll- 
geldern. Die  Kaufleute  sind  nämlich  meist  geneigt,  Fracht-  und  Roll- 
geld-Spesen zwar  in  bezug  auf  Waggons-  oder  Schiffs-Bezüge 
einer  Ware  als  relativ  bedeutende  und  sicher  festzustellende  Posten 
bilanziell  mit  zu  bewerten,  bei  Stückgütern  und  in  Sammel- 
ladung bezogenen  Gütern  hingegen  Fracht-  und  Rollgeld-Zuschläge 
außer  Ansatz  zu  lassen,  soweit  diese  Zuschläge  im  Vergleich  zum 
reinen  Fakturawert  der  einzelnen  Warenarten  weder  nennenswert, 
noch  leicht  und  sicher  feststellbar  sind,  was  besonders  auf  Kurzwaren 
zutrifft,  von  denen  oft  Dutzende  ganz  verschiedener  Arten  in  einer  Kiste 


1)  Kaufmann  X.  S.  317—318. 
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vereinigt  sind.  Hierbei  handelt  es  sieh  um  durchaus  erlaubte  Unter- 
bewertungen, die  sich  außerdem  zwischen  den  Jahren  ausgleichen, 
wenn  die  als  Stückgüter  oder  in  Sammelladungen  bezogenen  Waren  von 
Jahr  zu  Jalir  insgesamt  ungefähr  in  den  gleichen  Quantitäten  vorhanden 
sind.  Im  Vergleich  zum  Einkaufspreis  ist  der  Fortfall  der  Frachtspesen 
von  um  so  geringerer  bilanzieller  Bedeutung,  je  höher  der  spezifische 
Tauschwert  (d.  h.  der  Einkaufspreis  einer  bestimmten  Gewichts-Einheit) 
der  Stückgüter  ist. 

L'nterschiedliche  Behandlung  der  bilanziellen  Bewertung  und  der 
Verkaufs-Kalkulationen.  Ausdrücklich  sei  betont,  daß  Wertfeststel- 
lungen für  das  Bilanz-Inventarium  streng  zu  trennen  sind  von  den 
Berechnungen  der  Selbstkosten  für  die  Feststellungen  der  Ver- 
äußerung sp  reise.  Selbstverständlich  verfehlt  der  sorgfältige  Kauf- 
mann nicht,  Stückgüter-  oder  Samraelladungs-Frachten  imd  Rollgelder 
bei  der  Feststellung  der  Verkaufspreise  solcher  Waren  in  Rücksicht  zu 
ziehen.  Das  schließt  aber  keineswegs  aus,  daß  er  für  die  Inventur- 
Bewertung  —  nicht  zuletzt  auch  wohl  aus  Gründen  der  Bequemlichkeit 
und  in  Gedanken  an  den  Ausgleich  zwischen  den  Jahren  —  bei  dazu  ge- 
eigneten Waren  diese  Zuschläge  unterläßt.  Analoges  gilt  auch  für  die 
bilanzielle  Feststellung  der  noch  zu  behandelnden  Herstellungs-Kosten. 

Generalion  in  den  Anschaffungs-Kosten.  Alle  im  Vorstehenden 
aufgeführten  Elemente  der  Anschaffungs-Kosten  sind  besondere  (spe- 
zielle) Kostenteile,  die  für  ganz  bestimmte  Gegenstände  verausgabt 
sind  und  —  von  den  auf  Stückgüter  oder  Sammelladungs-Güter  ver- 
ausgabten Transport-Kosten  abgesehen  —  auf  die  dafür  in  Betracht 
kommenden  Gegenstände  Posten  für  Posten  genau  verteilt  werden 
können.  Bei  näherm  Zusehen  kann  man  sich  aber  der  Erkenntnis  nicht 
verschließen,  daß  neben  diesen  besonderen  oder  speziellen  Kosten  auch 
allgemeine  (generelle)  Kosten  (sogenannte  Generalunkosten  oder 
Generalien)  bei  der  Anschaffung  der  Gegenstände  entstanden  sind. 
Solche  allgemeinen  Kosten  sind  beispielsweise  die  Gehälter  des  Ein- 
käufers und  der  die  Bestellungen  machenden,  das  Einkaufsbuch  füh- 
renden, die  Einkaufs-Rechnungen  kontrollierenden  und  zur  Regulierung 
anweisenden  Kontoristen.  Will  man  weiter  gehen,  geliören  auch  Kosten 
für  Miete,  Feuerung,  Beleuchtung  und  sonstige  Instandhaltung  des 
Einkaufs-Kontors  zu  den  Generalien.  Diese  allgemeinen  Kosten  dürfen 
—  icli  stimme  darin  gegen  Staub  (S.  896 — 897;  Anmerkg.  21  zu  §  261) 
und  Simon  (S.  345)  mit  Schmalenbach  (Z.  f.  hw.  F.  II.  S.  166  ff.)  und 
Knappe  (S.  94)  überein  —  dem  Anschaffungswert  zugeschlagen 
werden,  ohne  daß  damit  gegen  die  Vorschrift  des  §  261  Ziff.  4  H.G.B. 
verstoßen  wird,  wonach  Verwaltungs-Kosten  nicht  als  Aktiva  bilanziert 
werden  dürfen.  Weiteres  darüber  soll  mit  den  über  die  Herstellungs- 
Kosten  folgenden  Mitteilungen  gesagt  werden. 
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Einerseits  der  im  Vergleich  zur  Gesamtsumme  aller  in  einer  Bilanz- 
Periode  umgesetzten  Anschaffungswerte  meist  nur  minimale  Gesamt- 
betrag der  vorstehend  aufgeführten  allgemeinen  Teile  der  Anschaffungs- 
Kosten,  anderseits  die  Unmöglichkeit,  sie  (nicht  sowohl  dem  Betrage, 
als  vielmehr  der  Verursachung  nach)  auf  die  einzelnen  inventarisierten 
Gegenstände  richtig  zu  verteilen,  haben  zur  Folge,  daß  man  selten 
eine  Unternehmung  antrifft,  bei  der  allgemeine  Anschaffungs-Kosten 
zur  Feststellung  der  Anschaffungswerte  für  die  Zwecke  der  Inventur- 
Bewertung  herangezogen  werden.  Vielmehr  bleibt  es  regelmäßig  bei 
der  Berechnung  allein  der  speziellen  Anschaffungs-Kosten. 

Generalien  in  den  Herst ellungs- Kosten.  Ungleich  größere 
Bedeutung  als  für  die  Berechnung  des  Anschaffungs-Kosten  haben 
die  Generalien  für  die  Feststellung  der  Herstellungs-Kosten.  Die 
Berechtigung  ihrer  bilanziellen  Verwertung  nach  dieser  Richtung  ist 
deshalb  in  der  Fachliteratur  umstritten  worden. 

Hören  wir  zunächst  einige  der  auf  diesem  Gebiet  vertretenen  An- 
sichten : 

Cosack  (S.  648,  §  118  II  Id):  „Insoweit  ein  Gesellschafts-Aktivura  mit 
seinem  Herstellungswert  in  der  Bilanz  anzusetzen  ist,  sind  auch  die  allgemeinen 
Verwaltungs-Kosten  der  Gesellschaft,  also  nicht  bloß  die  Arbeitslöluie,  sondern 
auch  z.  B.  das  Gehalt  des  Vorstands,  die  Kosten  der  Buchführung  u.  dgl.  anteihg 
dem  Wert  des  Aktivums  zuzuschreiben." 

Esser  (Z.H.R.  XXXIV.  S.  327 ff.):  „Unter  Herstellungspreis  ist  der  wirk- 
liche Selbstkostenpreis,  wie  der  Kaufmann  ihn  zu  kalkulieren  pflegt,  zu  verstehen. 
Bei  Ermittlung  desselben  müssen  demnach  nicht  bloß  die  unmittelbaren,  sondern 
auch  die  mittelbaren,  mit  der  Herstellung  in  Verbindung  stehenden  Aufwendungen 
und  Leistungen  berücksichtigt  werden." 

Knappe  (S.  9-i):  ,,Der  Erstellimgspreis  nicht  verkaufter  Ware  enthält  den- 
jenigen Teil  der  Generalimkosten,  der  für  die  Erstellmig  aufgewandt  ist.  Dies 
kann  nicht  als  Verstoß  gegen  §  261  Ziff.  4  H.G.B.  angesehen  werden.  Der  Er- 
stellungspreis ist  also  gleich:  Material -j- Lohn -]- Eabrikunkosten." 

Rehm  (S.  713):  ,,Auch  zum  Herstellungspreis  eines  Gegenstands  gehört 
bilanzrechtlich  nur,  was  auf  ihn  besonders  verwendet  wird;  also  z.  B.  Feuer- 
versicherimg,  Provisionen  für  Geldbeschaffimg,  verlorene  Zinsen  (Verzinsung  des 
in  dem  Gegenstand  angelegten  eigenen  Kapitals,  Verzinsung  des  zwecks  Her- 
stellung aufgenommenen  Kapitals),  Tantiemen,  Errichtmigs  Aufwendimgen  ledig- 
lich, wenn  sie  sich  auf  den  zu  bewertenden  Gegenstand,  nicht  auf  das  Unternehmen 
oder  die  Gesellschaft  als  Ganzes  beziehen." 

Schiff  (S.  30):  ,,Das  Gesetz  hindert  also  nicht,  den  Begriff  Herstellungspreis 
so  weit  zu  fassen,  wie  es  wirtschaftlich  vertretbar  ui:d  mit  der  Sorgfalt  des  ordent- 
lichen Geschäftsmanns  vereinbar  ist." 

Schmalenbach  (Z.  f.  hw.  F.  IL  S.  166):  ,,Nach  alledem  kann  ich  zu  keiner 
andern  Ansicht  kommen,  als  zu  der,  daß  die  Kosten  der  Verwaltimg,  soweit  sie 
Produktions-Kosten,  wenn  auch  indirekter  Art,  sind,  bei  der  Waren-Bewertimg 
zuschlagbar  sind." 

Simon  erklärt  einmal  (S.  344ff.)  die  Berücksichtigung  der  Generalunkosten 
für  unzulässig.  Ein  andermal  sagt  er  (S.  347):  ,,Im  einzelnen  wird  es  Tatfrage 
sein  mid  sorgfältige  Prüfung  der  Gesellsthafts-Organe  erheischen,  was  zu  den 
HersteUungs -Kosten  zu  rechnen  sei." 
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Staub  (S.  896;  Aiimerkg.  21  Abs.  2  zu  §  261  Ziff.  1  H.G.B.):  „So  sehr  an 
sich  anzuerkennen  ist,  daß  \Wrtschaftlich  die  Gencralunkostcn  zu  den  Herstellungs- 
Kosten  zu  zählen  und  bei  der  Berechnung  der  Verkaufspreise  zu  berücksichtigcji 
sind,  so  muß  mit  Rücksicht  auf  die  positiven  Vorschriften  des  Gesetzes  der  An- 
sicht, daß  sie  bilanzmäßig  den  Hcrstellungs-Kosten  nicht  zuzuschlagen  sind, 
entgegen  den  Ausführungen  der  G./7.  Aufl.,  zugestimmt  werden." 

Aus  diesen  Anführungen  wird  klar  erkennbar,  daß  die  Mehrheit 
der  Autoren  (im  Gegensatz  zu  Simon  und  zu  Staubs  jetzigem  Stand- 
punkt) die  Hineinrechniuig  gewisser  Teile  der  Generahmkosten  ^)  in 
die  Hcrstellungs-Kosten  für  richtig  hält.  Nur  über  den  Umfang,  in  dem 
dies  zu  geschehen  hat,  gehen  die  Ansichten  noch  auseinander. 

Daß  mit  der  Vorschrift  des  §  261  Ziff.  4  H.G.B.,  wonach  Verwal- 
tungs-Kosten nicht  als  Aktiva  in  die  Bilanz  eingesetzt  werden  dürfen, 
die  Bilanzierung  anteiliger  Generalunkosten  als  Herstellungs-Kosten 
keineswegs  ausgeschlossen  werden  sollte,  lehrt  die  Denkschrift  zum  neuen 
H.G.B.,  worin  es  (I.  145)  heißt: 

„Was  die  bestrittene  Frage  betrifft,  ob  bei  der  Berechnmig  des  Herstellungs- 
preises von  Waren  auch  ein  entsprechender  Teil  der  Generalunkosten  des  Unter: 
nehmens  mit  in  Ansatz  gebracht  werden  kann,  so  erscheint  es  nicht  angängig, 
eine  solche  Berechnungsweise  durch  ausdrückliche  Vorschrift  ohne  jede  Ein- 
schränkung zu  gestatten,  weil  alsdann  der  Vorschrift  der  Nr.  4  (des  §  261)  entgegen 
die  sämtlichen  Kosten  der  Verwaltung  auf  einem  Umwege  doch  als  Aktivum  in 
die  Bilanz  eingesetzt  Averden  könnten.  Es  muß  dem  verständigen  Ermessen  in 
jedem  einzehien  Fall  überlassen  bleiben,  inwieweit  ohne  Verletzimg  der  erwähnten 
Vorschrift  gewisse  allgemeine  Kosten  als  Bestandteil  der  Herstellungs-Kosten 
berücksichtigt  werden  können." 

Hiernach  ist  also  die  Hineinrechnung  der  Generalunkosten  in  die 
Herstellungs-Kosten  im  Gesetz  nur  deshalb  nicht  ausdrücklich  erwähnt 
worden,  weil  andernfalls  Verstöße  gegen  §  261  Ziff.  4  H.G.B.  vom  Ge- 
setzgeber befürchtet  worden  wären.  Logisch  zwingend  muß  man  mithin 
schließen:  prinzipiell  verstößt  die  Bilanzierung  von  Teilen 
der  Generalunkosten  in  den  HerstelUmgs-Kosten  nicht 
gegen  §  261  Ziff.  4  H.G.B.  Solche  Bilanzierung  ist  gestattet,  soweit 
sie  auf  Grund  verständigen  Ermessens  geschieht. 

Ausdrücklich  sei  aber  hiermit  festgestellt,  daß  als  solidere  Art 
der  Bilanzierung  anzusehen  ist  die  Methode,  die  Generalien  bei  der 
bilanziellen  Berechnung  der  Herstellungs-Kosten  außer  Ansatz 
zu  lassen,  oder  doch  nur  die  Fabrikation  besonders  belastende  allge- 
meine Kostenteile  in  die  Herstellungs-Kosten  einzurechnen.  Art  und 
Umfang  des  Betriebs,  technische  und  kaufmännische  Organisation, 
finanzielle  Position  u.  dgl.  werden  von  Fall  zu  Fall  in  Rücksicht  gezogen 
werden  müssen,  wenn  man  über  die  bilanziell  zuzuschlagenden  all- 
gemeinen Kostenteile  Beschluß  fassen  will.    Daß  dagegen   bei    der 


1)  Zuweilen    nennt   man    die    General  Unkosten   auch    Leerlaufs-Kosten 
vgl.  Grull  S.  92). 
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Kalkulation    der    Verkaufspreise    die   Generalien   im   weitesten 
Umfang  mit  zu  veranschlagen  sind,  sei  wiederholt  betont. 

Elemente  der  Üerstellungs-Kosten.  Hiernach  lasse  ich  die  nach- 
stehende Zusammenstellung  folgen  lediglich,  um  eine  Übersicht  über 
die  hauptsächlich  vorkommenden  Elemente  der  Herstellungs-Kosten 
zu  geben.  Keineswegs  aber,  um  etwa  die  darin  enthaltenen  Elemente 
der  Generalien  als  bei  der  bilanziellen  Bewertung  sämtlich  und  für  jeden 
Fall  unbedingt  zuschlagspflichtig  erklären  zu  wollen. 

Danach  zerfallen  die  Herstellungs-Kosten  in  nachstehende  Elemente : 

I.    Besondere  oder    direkte    (spezielle    oder    Einzel- )Kosten. 

Kennzeichen:   exakte    Verteilbarkeit    dieser    Kostenteile    ist 

möglich,  weil  ihr  Anteil  an  jedem  Arbeitstück 

genau  feststellbar  ist. 

Unterarten: 

a)  Material -Kosten. 
Anschaffungs-Kosten  der  Roh-  und  Hilfs- 
stoffe frei  Fabrik. 

b)  Be-  und  Verarbeitungs-Kosten. 
Produktive  Löhne  einschließlich  der  dar- 
auf entfallenden,  vom  Unternehmer  zu 
tragenden  Anteile  an  den  Versicherungs- 
Beiträgen  [,, produktive"  Löhne  sind  nur 
die  an  unmittelbar  fabrizierende,  deshalb 
regelmäßig  ,, gelernte"  Arbeiter  (Dreher, 
Schlosser,  Schmiede,  Klempner,  Tischler, 
Drechsler  usw.)  gezahlten]. 

c)  Kosten  des  Fabrikationsrechts. 
Lizenz-Gebühren.  Denn  diese  sind  auf 
jedes  fabrizierte  Stück  verteilbar.  Dagegen 
gehören  auf  eigene  patentamtliche  Schutz- 
rechte entstandene  Kosten  aus  entgegen- 
gesetztem Grunde  zu  den  allgemeinen 
Fabrikations-Kosten.  Die  Lizenzgebüh- 
ren sind  aber  nur  insoweit  zu  bilan- 
zieren, als  sie  den  Lizenzgebern  zu  Lasten 
des  Bilanzjahrs  bereits  gut  gebracht 
sind.  Andernfalls  würden  sie  dem  Bilanz- 
jahr einseitig  zugute  kommen. 

II.  Allgemeine    oder     indirekte      (generelle     oder    Gesamt-) 
Kosten  (Generalunkosten,  Generalien  oder  Regie -Kosten). 
Kennzeichen:   Verteilbarkeit  nicht  exakt,  sondern  nur  in 
Gestalt  prozentualer  Zuschläge  zu  den  be- 
sonderen Kosten  möglich. 
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Unterarten: 


a)  Fabrikbetriebs-Kosten. 

1.  Gehälter  und  andere  Bezüge  des  Betriebsleiters  und  der  tech- 
nischen Beamten  einschließlich  der  vom  Unternehmer  zu  tra- 
genden Anteile  an  den  Versicherungs-Beiträgen. 

2.  Unproduktive  Löhne  einschließlich  der  darauf  entfallenden, 
vom  Unternehmer  zu  tragenden  Anteile  an  den  Versicherungs- 
Beiträgen  [,, unproduktive"  Löhne  sind  alle  an  nicht  unmittel- 
bar fabrizierende,  deshalb  nur  teilweise  ,, gelernte"  (z.  B. 
Maschinisten  und  Heizer),  meist  ,, ungelernte"  Arbeiter  (z.  B. 
Packer  und  Transport-Arbeiter)  gezahlten]. 

3.  Durch  Arbeiter- Wohlfahrtseinrichtungen  entstandene  Kosten. 

4.  Kosten  für  Triebkraft,  Feuerung,  Beleuchtung,  Bewachung, 
Reinigung  und  sonstige  Instandhaltung  (einschließlich  der 
Reparaturen)  der  Fabrik-Anlagen.  Ebenso  solche  für  Kon- 
trolle und  etwa  erforderliche  Pflege  der  Roh-  und  Hilfsstoffe. 

5.  Für  die  Fabrik-Anlagen  und  deren  Betriebs-Gegenstände  auf- 
gewendete Feuer-,  Diebstahl-,  Haftpflicht-  und  sonstige  Ver- 
sicherungs-Prämien. 

6.  Die  Fabrik-Anlagen  betreffende  Grund-  und  Grebäude- 
Steuern. 

7.  Miete  für  die  Fabrik-Gebäude  und  technischen  Bureau-Räume. 

8.  Gehälter  einschließlich  der  von  der  Unternehmung  zu  tra- 
genden Anteile  an  den  Versicherungs-Beiträgen  für  die  im 
Einkaufs-Bureau  tätigen  Angestellten  und  deren  etwaige 
sonstige  Bezüge.  Außerdem  der  auf  das  Einkauf s-B\ireau  ent- 
fallende Miete-  und  Instandhaltungs- Anteil. 

9.  Auf  erteilten  und  durch  die  Fabrikation  verwerteten  patent- 
amtlichen Schutz  aller  Art  (nicht  also  auf  vergeblich  nach- 
gesuchten, als  absolute  Unkosten  zu  betrachtende)  entstan- 
dene Kosten  und  Gebühren.  Ferner  durch  die  Fabrikation  be- 
dingte Prozeß-  und  Reise-Unkosten. 

10.  Schuldenzinsen  auf  das  imFabrik-Betriebearbeitende Kapital. 

b)  Abnutzungs-Kosten. 
Unterschied  zu  IIa:  Nicht  Zahlung,  sondern  nur  buch- 
mäßige Abschreibung  zum  Zweck 
der  Zurückbehaltung  und  Sammlung 
für  Ersatz-Anschaffungen  später  be- 
nötigter Beträge.  Wie  bei  II  a  auch 
hier  nicht  exakte  Verteilbarkeit,  son- 
dern nur  prozentuale  Zuschläge  mög- 
lich. 
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Reguläre  oder  ordentliche  Abschreibungen  ausschließlich 

auf  die  der  Fabrikation  vmmittelbar  dienenden  Betriebs-Gegenstände 

(z.  B.  auf  Maschinen,  Werkzeuge,  Geräte,  Werkstatt-Gebäude  u.  dgl.). 

X.B.:  Füi-  die  Herstellungs- Kosten  kommen  betrieblich  oder 
außerbetrieblich  verursachte  Sonder-Abschreibungen  (vgl.  darüber  unter 
III AI  der  Ausführungen  über  die  indirekte  Bewertung)  und  freiwillige 
Abschreibungen  auf  jene  Betriebs-Gegenstände  nicht  in  Frage.  Denn 
solche  Abschreibungen  gehen  über  das  Äquivalent  für  die  durch  den 
regulären  Fabrikations-Betrieb  verursachte  Abnutzung  hinaus.  Daß 
man  solche  Abschreibungen  bei  der  Kalkulation  der  Verkaufs- 
preise mit  verrechnen  darf,  wenn  man  dennoch  konkurrenzfähig  bleibt, 
ist  eine  andre  Sache.  Von  der  bilanziellen  Berechnung  der  Her- 
stellungs-Kosten ist  dieser  Umstand  —  wie  wiederholt  hervorgehoben 
werden  möge  —  durchaus  unabhängig. 

Man  hat  als  Ursachen  für  die  Abnutzung  zu  scheiden  zwi- 
schen : 

Verschleiß  durch  den  Fabrikations-Betrieb. 
Verschleiß  infolge  natürlichen  Alterns. 

Streng  genommen  gehört  der  durch  das  Altern  bedingte  Verschleiß 
der  Fabrikations-Gegenstände  nicht  zu  den  Herstellungs-Kosten.  Wie 
leicht  einzusehen  ist,  können  beide  Ursachen  zahlenmäßig  von  einander 
aber  nicht  getrennt  werden. 

Um  die  allgemeinen  Kosten  für  die  Berechnung  der  Herstel 
lungs-Kosten  bequem  und  sicher  feststellen  zu  können,  ist  empfehlens- 
wert, sie  auf  geeigneten  Betriebs-Konten  zu  sammeln,  so  daß  die 
Saldierung  dieser  Konten  jederzeit  den  Gesamtbetrag  der  allgemeinen 
Kosten  erkennen  lehrt.  Die  Kontierung  ist  unter  Würdigung  der  je- 
weiligen Betriebs-Eigentümlichkeiten  zweckentsprechend  einzurichten. 
Wie  die  kalkulatorische  Verwertung  dieser  Ergebnisse  erfolgt,  soll  im 
II.  Teil  dieses  Abschnitts  an  der  Bewertung  der  Fabrikate  gezeigt  werden. 

Selbstkosten.  Die  Herstellungs-Kosten  sind  —  was  nachdrücklich 
betont  werden  möge  —  nicht  etwa  mit  den  Selbstkosten  identisch. 
Vielmehr  sind  die  Selbstkosten  der  weitere  Begriff,  weil  sie 
noch  sämtliche  Kosten  der  kaufmännischen  Organisation  einschließlich 
des  Vertriebs,  mit  anderen  Worten:  die  gesamten  Handeis-Betriebs- 
spesen umfassen.  Zu  den  Handels-Betriebsspesen  im  weitesten  Sinne 
gehören  auch  die  unter  den  Elementen  der  Herstellungs-Kosten  mit 
Recht  nicht  erwähnten  ordentlichen  Abschreibungen  auf  die  der  kauf- 
männischen Organisation  dienenden  Betriebs-Gegenstände.  Dagegen 
sind  freiwillige  Abschreibungen  aller  Art  als  über  die  Selbst- 
kosten hinausgehende  Faktoren  unter  den  Gewinn-Zuschlägen 
zu  verrechnen.  (Ich  lasse  nicht  unerwähnt,  daß  viele  Fabrikanten 
den  theoretisch  berechtigten,  praktisch  u.  U.  bedeutsamen  Unterschied 
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zwischen  Selbstkosten  und  Herstellungskosten  nicht  machen,  sondern 
immer  nur  von  Selbstkosten  reden.  ^) 

Nunmelu'  können  wir  sagen: 

Her  st  ellungs- Kosten  sind  gleich  der  Summe  der  Anschaffungs- 
Kosten  -|-  Be-  und  Verarbeitungs-Kosten  -j-  allgemeine  Fabrikations- 
Kosten. 

Selbstkosten  =  Herstellungs-Kosten-]-  Handelsbetriebs-Kosten. 

Zuschlags-Kompensationcn  zwischen  den  Jahren.  Nun  leuchtet 
zwar  ein,  daß  der  Erfolg  der  Bilanz-Periode  durch  das  Hineinrechnen 
der  allgemeinen  Fabrikations-Kosten  in  die  Herstellungs-Kosten  gün- 
stiger gestaltet  wird,  weil  jene,  im  Lauf  der  Betriebs-Periode  zu  Lasten 
der  Erfolgs-Rechnung  verbuchten  Kostenteile  durch  die  Übernahme 
in  die  Aktiva  zugunsten  der  Erfolgs-Rechnung  wieder  aufleben.  Das 
ändert  natürlich  nichts  an  der  oben  festgestellten  Tatsache,  wonach  die 
allgemeinen  Fabrikations-Kosten  nach  verständigem  Ermessen  bilanz- 
fähig sind.  Denn  sie  sind  nun  einmal  formal  und  materiell  von  dem 
Begriff  der  Herstellungs-Kosten  nicht  zu  scheiden.  Die  durch  die  Bi- 
lanzierung der  allgemeinen  Fabrikations-Kosten  herbeigefülirte  Ver- 
besserung des  Status  ist  aber  faktisch  nicht  so  bedeutsam,  wie  sie  dem 
ersten  Blick  erscheinen  mag.  Man  muß  nämlich  bedenken,  daß  der 
Einfluß  jener  Kosten  bei  stetiger  Entwicklung  der  davon  betroffenen 
Inventur- Vorräte  und  bei  jährlich  gleichmäßiger  Methode  der  Kosten- 
Verteilung  zwischen  den  einzelnen  Bilanz-Perioden  im  wesent- 
lichen sich    ausgleicht. 

Zusehlags-Stetigkeit.  Schließhch  steht  jedem  Unternehmer  frei, 
ob  er  die  allgemeinen  Fabrikations-Kosten  den  zu  bilanzierenden  Her- 
stellungs-Kosten voll,  oder  nur  teilweise,  oder  —  wie  es  sehr  häufig  ge- 
schieht —  überhaupt  nicht  zuschlagen  will.  Denn  §  40  H.G.B.  verbietet 
bekanntlich  auf  soliden  kaufmännischen  Erwägungen  beruhende  Unter- 
bewertung keineswegs;  und  die  Ziffer  2  des  §  261  H.G.B. ,  worunter 
Halb-  und  Fertigfabrikate  ohne  Marktpreis  fallen,  bezeichnet  den  An- 
schaffungs-  oder  Herstellungspreis  als  den  Höchstwert  für  den  Bilanz- 
ansatz, hindert  somit  ebenfalls  durchaus  nicht  die  Unterbewer- 
tung, die  mitdemFort  lassen  derallgemeinenFabrikations-Kostenausden 
Henstellungs-Kosten  gegeben  wäre.  Der  Kaufmann  mag  demnach  nach 
sachverständigem  Ermessen  entscheiden,  ob  und  in  welchem  Umfang  er 
die  Generalien  bilanzieren  will.  Wie  er  auch  entscheiden  mag:  im  Inter- 
esse vergleichbarer  Jahresergebnisse  unerläßlich  ist,  daß  er  an  dem  ein- 
mal gewählten  Prinzip  festhält,  nicht  also  etwa  nach  wirtschaftlich 
schlechten  Jahren  die  beregten  Kosten  bilanziert,  während  er  nach  guten 


1)  Vgl.  zu  diesem  Thema  auch:   Calracs  (S.  126 ff.)  und   Leitner,  Selbst- 
kcsten -Berechnung  (S.  131  ff.). 
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Jahren  darauf  verzichtet.  Bei  dieser  wandelbaren  Methode  bürden  die 
allgemeinen  Fabrikations-Kosten  allerdings  ein  willkommenes  Mittel 
sein,  die  Spannungen  zwischen  den  Bilanz-Ergebnissen  zu  mildern 
oder  aufzuheben,  wenn  gute  mit  schlechten  Jahren  wechseln.  Im  In- 
teresse stetiger  Bilanzierung  ist  außerdem  empfehlenswert,  die  für  einen 
Betrieb  aus  normalen  Jahren  heraus  als  zutreffend  festgestellte  Höhe 
des  Kosten-Zuschlags  ständig,  also  auch  für  Jahre  mit  unterdurch- 
schnittlich geringen  oder  überdurchschnittlich  hohen  Fabrikations- 
Quantitäten  anzuwenden,  weil  andernfalls  ungünstige  Jahresergebnisse 
durch  hohe  Zuschläge  verbessert,  günstige  durch  relativ  niedrige  Zu- 
schläge gedrückt  werden  würden.  Also  auch  Stetigkeit  der  Zu- 
schläge, wenn  man  sich  prinzipiell  für  Zuschläge  entschieden  hat. 

Ziischlags-Schwankungen.  Für  die  Kalkulation  der  Verkaufs- 
preise hingegen  sind  aus  der  Buchführung  sich  ergebende  Schwan- 
kungen der  Zuschläge  insoweit  zu  berücksichtigen,  als  dies  im 
Rahmen  der  Konkurrenzfähigkeit  erforderlich  oder  gestattet  ist.  Auch 
hierbei  ist  —  wie  ich  nochmals  betone  —  in  bezug  auf  die  Zuschlagsfrage 
die  Bilanz-Bewertung  von  der  Kalkulation  der  Verkaufspreise  strikte 
zu  scheiden.  Bei  dieser  sind  auch  Zuschläge  für  durchschnitt- 
liche Ausfälle  an  Debitoren  zu  berücksichtigen,  die  mit  der  Be- 
rechnung der  Herstellungs-Kosten  für  bilanzielle  Zwecke  natürlich  nicht 
das  mindeste  zu  tun  haben. 

Durchschnittliche  und  geschätzte  Herstellungs-Kosten.  Die  vor- 
stehenden Untersuchungen  über  die  Herstellungs-Kosten  ergänze  ich 
durch  einige  interessante  Gesichtspunkte  aus  Simon  (S  347 — 348): 

„Das  Gesetz  ist  hier  und  anderwärts  (bei  den  Bestimmungen  über  die  Grün- 
dung —  z.  B.  §§  191  und  320  H.G.B.  —  führt  die  gesetzliche  Vorschrift,  daß  die 
Herstellungspreise  angegeben  werden  müssen,  in  der  Praxis  zu  unerträglichen 
Ergebnissen.  Denn  die  Herstellungspreise  sind  tatsächlich  in  vielen  Fällen  nicht 
zu  ermitteln.  Die  bezüglichen  Angaben  in  den  Berichten  werden  die  Gründer  viel- 
fach kaum  verantworten  können)  offenbar  davon  ausgegangen,  man  könne  bei 
jedem  Gegenstand  in  mehr  oder  minder  einfacher  Weise  den  Herstellmigspreis 
feststellen.  Dem  ist  aber  nicht  so.  Rohstoffe  wechseln  ihren  Preis,  Löhne  ihre 
Höhe.  Im  Lauf  des  Jahrs  wird  eine  Anzahl  Fabrikate  verkauft.  Welche  Roh- 
stoffe zu  den  bei  der  Inventur  übrig  bleibenden  Fabrikaten  verwandt,  welche  Löhne 
bei  ihrer  Herstellung  gezahlt  sind,  läßt  sich  vielfach  nicht  ermitteln.''  ,,Es  würde 
geradezu  dem  Geiste  des  Gesetzes  widersprechen,  wollte  man  selbst  dann,  wenn  der 
Nachweis  des  Herstellungspreises  der  einzelnen  Inventur-Bestände  möglich  wäre, 
diesen  schlechthin  für  maßgeblich  erachten.  Nehmen  wir  an,  die  Gesellschaft  habe 
zehn  gleiche  Lokomotiven  gebaut,  von  denen  vier  je  8000, —  M  und  sechs  je 
10000, —  M  kosten.  Verkauft  die  Gesellschaft  nur  vier  Stück,  so  darf  es  nicht 
von  dem  zufälligen  Umstand,  aus  welcher  der  beiden  Kategorien  die  Lieferung 
erfolgt,  abhängen,  welcher  Herstellungspreis  für  die  verbleibenden  Lokomotiven 
bei  der  Bilanz  in  Frage  kommt." 

„Man  ^^ärd  davon  ausgehen  müssen:  Soweit  nur  ein  Durchschnitts-Her- 
stellvmgspreis  ermittelt  werden  kann,  ist  nui-  dieser  in  Betracht  zu  ziehen.  Sind 
Einzelherstellungspreise  zu  ermitteln,  ist  ein  Teil  der  Ware  aber  verkauft, 
Müller-Kalkberge,  Erfolgsrechnung.  14 
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so  muß  i;k'iclifalls  der  Duiihstluiittspreis  maßgebend  sein,  sotcui  nicht  iiach- 
wt'ifjlicli.  z.  B.  wenn  zu  einer  Zeit  im  Jahr  sämtliche  Vorräte  verkauft  waren,  die 
EinzelhersteUungspreise  nicht  nur  formell,  sondern  auch  materiell  für  die  Inventar- 
Bestände  entscheidend  sind." 

,,Ist  ein  Herstellungspreis  auch  vuiter  Berücksichtigung  vorstehender  Ge- 
sichtspunkte ziffermäßig  nicht  nachzuweisen,  so  wird  eine  Schätzung  des- 
selben eintreten  müssen." 

Getrt'unte  Kosten-Kontierung.  Dein  wäre  noch  anzufügen,  daß  die 
Ermittlung  der  Herstellungs-Kosten  und  der  Selbstkosten  besondere 
Schwierigkeiten  dann  verursacht,  wenn  in  einer  Unternehmung  ver- 
schiedenartige Fabrikationen  (z.  B.  Eisengießerei  und  Maschinen- 
Fabrikation)  vereinigt  sind,  die  mit  verschieden  hohen  indirek- 
ten Kosten  arbeiten.  Dann  ist  vor  allem  im  Interesse  richtiger 
Regiekosten-Verteilung  für  die  Kalkulationen  eine  scharfe  Scheidung 
der   Kosten-Kontierung  unerLäßlicb. 

Preise  und  Kosten.  Ich  schließe  die  Erörterungen  über  diesen  Ge- 
genstand mit  der  Bemerkung,  daß  man  statt  von  Anschaffmigs preisen 
und  Herstellungspreisen  besser  von  Anschaffungs-Kosten  mul 
Herstellungs-Kosten  spricht,  weil  die  Anschaffungs-Kosten  außer 
den  Anschaffungspreisen  selbst  noch  die  Bezugs-Spesen  enthalten,  und 
weil  die  Herstellungs-Kosten  erst  in  den  Veräußerungspreisen  Preis- 
bestandteile werden. 

Geltungs-Gebiet  von  §  261  Ziff.  2.  Während  der  Inhalt  des  §  261 
Ziff.  1  H.G.B.  nur  auf  Wertpapiere  und  Waren,  die  einen  Börsen-  oder 
Marktpreis  haben,  zu  beziehen  ist,  sind  unter  den  Ziffern  2  und  3  des- 
selben Paragraphen  Bestimmungen  vorgesehen  über  alle  übrigen,  d.  h. 
nicht  markt-  oder  börsengängigen  Vermögens-Gegenstände. 

Diese  Bestimmungen  lauten: 

Ziff.  2:  andere  Vermögens-Gegenstände  sind  höchstens  zu  dem  Anschaffungs- 
oder Herstellungspreis  anzusetzen. 

Ziff.  3:  Anlagen  und  sonstige  Gegenstände,  die  nicht  zur  Weiterveräußerung, 
vielmehr  dauernd  zum  Geschäfts-Betriebe  der  Gesellschaft  bestimmt  sind,  dürfen 
ohne  Rücksicht  auf  einen  geringern  Wert  zu  dem  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungspreis angesetzt  werden,  sofern  ein  der  Abnutzung  gleichkommender  Be- 
trag in  Abzug  gebracht,  oder  ein  ihr  entsprechender  Erneuerungsfonds  in  Ansatz 
gebracht  wird. 

Meine  Ansicht,  Ziffer  2  beziehe  sich  nicht  allein  auf  Ver- 
äußerungs- Gegenstände  ohne  Börsen-  oder  Marktpreis,  sondern 
elK-nso  auf  Betriebs-Gegenstände,  deckt  ßich  mit  folgender  Entschei- 
dung des  Reichs-Gerichts: 

„§  261  Nr.  2  bezieht  sich  auf  alle  Vermögens-Gegenstände  mit  Ausnahme 
von  Wertpapieren  und  Waren,  die  einen  Börsen-  oder  Marktpreis  haben,  nicht 
bloß  auf  Gegenstände,  die  zur  Veräußerung  bestimmt  sind,  aber  keinen  Börsen- 
oder Marktpreis  haben.  Auch  für  die  Grundstücke  und  sonstigen  sog.  stabilen 
Werte  gilt  also  der  Satz,  daß  sie  in  keinem  Fall  über  den  Betrag  des  Anschaffungs- 
oder Herstellimgspreises    hinaus  bewertet  werden  dürfen;  nur  für  die  stabilen 
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Werte  gilt  noch  die  besondre  Bestimmung  der  Nr.  3.  R.G.  Strafs.  4.  12.  1903.  E.G. 
in  Strafs.  Bd.  36  S.  436  Z.j^A.G.  Bd.  11  S.  100.  J.W.  ,1004  R.  240  2.  Holdheim 
1904  S.  192.    Recht  1904  S.  ö79."i) 

Der  Wortlaut  der  unter  Ziffer  2  angeführten  Vorschrift  ist  klar: 
der  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  ist  der  Höchstansatz,  unter  den 
aus  begründetem  Anlaß  hinabgegangen  werden  darf.  Ganz  wie  bei 
Ziffer  1  ist  auch  bei  Ziffer  2  des  §  261  H.G.B.  mit  der  Vorschrift  der 
Maximal-Bewertung  implizite  die  Unterbewertung  gestattet 
worden. 

Nicht  allein  Veräußerungs-Gegenstände,  nein,  auch  Betriebs-Gegen- 
stände ohne  Börsen-  oder  Marktpreis  dürfen  somit  zum  Anschaffungs- 
oder Herstellungspreis  oder  darunter  bewertet  werden.  Welchen  Zweck 
erfüllt  demgegenüber  nun  noch  Ziffer  3  unseres  Paragraphen? 

Auslegung  von  §  261  Ziff.  3.  Zunächst  ist  festzustellen :  während 
Ziffer  2  sich,  wie  gesagt,  auf  Veräußerungs-  und  Betriebs-Gegenstände 
bezieht,  spricht  Ziffer  3  ausschließlich  von  Betriebs-Gegen- 
ständen. Denn  nur  diese  sind  gemeint  mit  Anlagen  und  sonstigen  Ge- 
genständen, die  nicht  zur  Veräußerung,  sondern  dauernd  zum  Geschäfts- 
Betriebe  der  Gesellschaft  bestimmt  sind. 

Nach  Ziffer  3  dürfen  nun  die  Betriebs-Gegenstände  ,,ohne  Rück- 
sicht auf  einen  geringern  Wert  zu  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
preis angesetzt  werden."  Demnach  ist  nach  Ziffer  3  —  in  Überein- 
stimmung mit  Ziffer  2  —  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
preis für  Betriebs-Gegenstände  auch  hier  die  Höchstgrenze  der 
Bewertung,  Ziffer  3  insoweit  also  überflüssig. 

Der  Aktien-Gesellschaft  steht  demnach,  wenn  sie  von  jener  Höchst- 
grenze der  Bewertung  keinen  Gebrauch  machen  will,  frei,  einen  ,, ge- 
ringern Wert"  als  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  bilanziell 
anzusetzen.  Dieser  ,, geringere  Wert"  kann  zweifacher  Art  sein: 
entweder  Tauschwert  oder  Gebrauchswert.  Wie  ich  auf  S.  177 ff.  dar- 
gelegt habe,  ist  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  für  Betriebs-Gegenstände  in 
erster  Linie  maßgebend  der  buchtechnisch  zu  ermittelnde  Gebrauchs- 
wert. Jedoch  ist  der  Tauschwert  anzusetzen,  falls  dieser  aus  außer- 
ordentlichen Gründen  nennenswert  unter  den  Gebrauchsw^ert  gesunken 
ist.  Ist  der  Tauschwert  hingegen  nennenswert  über  den  Gebrauchswert 
gestiegen,  so  soll  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  zwar  auch  dann  der  Tausch- 
wert bilanziert  werden.  Jedoch  geschieht  dies  aus  Gründen  kaufmänni- 
scher Vorsicht  meist  nicht,  vielmehr  bleibt  es  in  solchen  Fällen  regel- 
mäßig bei  dem  Gebrauchswert.  Demnach  unterscheidet  in  bezug  auf 
die  der  körperlichen  Abnutzung  unterliegenden  Betriebs-Gegenstände 
§  261  Ziff.  3  H.G.B.  sich  von  §  40  Abs.  2  H.G.B.  in  folgendem:  nach 
§  261  Ziff.  3  darf  höchstens  der  Gebrauchswert  zur  Bilanz  kommen, 
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nach  §  40  Abs.  2  dagegen  der  etwa  über  diesen  hinaus  gestiegene  Tau  sc  h- 
wert.  Nach  §  261  Ziff.  3  darf  der  Gebrauchswert  aber  auch  dann  an- 
gesetzt werden,  wenn  der  Tauschwert  aus  außerordenthchem  Anlaß 
und  in  nennenswertem  Maße  unter  den  Gebrauchswert  gesunken  ist, 
nach  §  40  Abs.  2  hingegen  ist  daini  der  niedrigere  Tauschwert  zu  bilan- 
zieren. Ein  mit  100  000  M  Gebrauchswert  zu  Buch  stehendes  Grund- 
stück, dessen  Tauschwert  aus  irgend  welchen,  von  der  Abnutzung  unab- 
hängigen Gründen  auf  60  000  M  gesiuiken  ist,  darf  nach  §  261  Ziff.  3 
sonach  mit  100  000  M,  nach  §  40  Abs.  2  hingegen  mit  nur  60  000  M 
bilanziell  bewertet  werden. 

Mit  §  261  Ziff.  3  H.G.B  ist  außerdem  vorgeschrieben,  der  Anschaf- 
fungs-  oder  Herstellungspreis  dürfe  als  Höchstwert  nur  angesetzt  werden, 
,, sofern  ein  der  Abnutzung  gleichkommender  Betrag  in  Abzug  gebracht 
oder  ein  ihr  entsprechender  Erneuerungsfonds  (hieraus  folgt,  daß  kör- 
perliche Abnutzung  gemeint  ist!  Der  Verfasser)  in  Ansatz  gebracht 
wird."  Das  kann  nur  heißen:  sofern  der  Anschaffungs-  oder  Herstel- 
lungspreis durch  buchmäßige,  im  richtigen  Verhältnis  zur  Gebrauchs» 
dauer  stehende  Wertminderung  auf  den  jeweiligen  Gebrauchswert 
heruntergeschrieben  wird.  Damit  kommen  Avir  aber  auf  den  Gebrauchs- 
wert des  §40  H.G.B. 

Welche  Bedeutung  hat  hiernach  §  261  Ziff.  3  H.G.B.  als 
„Maßgabe"  des   §  40  Abs.  2  H.G.B.? 

Eine  doppelte  Bedeutung:  Erstens  soll  damit  —  wie  gesagt  — 
anheimgestellt  werden,  statt  des  Tauschwerts  aller  der  körper- 
lichen Abnutzung  unterworfenen  Betriebs-Gegenstände  deren  Ge- 
brauchswert (Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  abzüglich  Ab- 
schreibungen für  Abnutzungen)  selbst  dann  zu  wälilen,  wenn  dieser 
höher  als  der  jeweilige  Tauschwert  ist.  Zweitens  soll  gestattet  sein, 
anstatt  des  Netto-Wertansatzes  entweder  den  Brutto- 
wert in  der  Vorkolonne  der  Aktiva-Seite  anzusetzen,  davon  die 
Abschreibung,  dem  Bilanzleser  sichtbar,  in  Abzug  zu  bringen  und  den 
Xetto-Betrag  in  der  Hauptkolonne  auszuwerfen,  oder  den  Brutto- 
wert gleich  in  der  Hauptkolonne  der  Aktiva -Seite  und  dagegen 
die  Ab.schreibung  in  derjenigen  der  Passiva-Seite  anzusetzen  (in 
Ansatz  zu  bringen,  sagt  der  Gesetzgeber)  als  besondern  Bewertungs- 
Posten  in  Gestalt  eines  Erneuerungs-Kontos  (nicht  Erneuerungs- 
fonds,  wie  irrtümlich  der  Gesetzestext  lautet!). 

Gesetzlich  gestattete  Bilanz-Unwahrheit,  dagegen  geforderte 
Bilanz-Klarheit.  Einesteils  erlaubt  §261  Ziff.  3  H.G.B.  — im  Gegensatz 
zu  §  40  Abs.  2  H.G.B.  —  in  bezug  auf  alle  der  körperlichen  Abnutzung 
unterliegenden  Betriebs-Gegenstände  sonach  Überbewertung.  Andcrn- 
teils  enthält  dieselbe  Gesetzesstelle  Vorschläge  darüber,  in  welchen 
Formen  die  Ab.schreibungen  bilanztechnisch  zum  Ausdruck  gebracht 
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werden  können.  Einerseits  gestattet  Ziffer  3  des  §  261  H.G.B. 
also  Bilanz-Unwahrheit  durch  Überbewertung;  anderseits 
soll  mit  deren  auf  die  Abschreibungs-Technik  abzielen- 
den Vorschlag  auf  Bilanz-Klarheit  hingewirkt  werden. 
(Darüber,  inwieweit  Erneucrungs-Konten  zur  Bilanz-Verschleie- 
rung benutzt  werden  können,  vgl.  unter  III  D  2  der  Ausführungen 
über  die  indirekte  Bewertung.) 

Fakultativer  Charakter  dieser  Vorschriften.  §  261  Ziff.  3  H.G.B. 
enthält  keine  obligaloriselien.  sondern  nur  fakultative  Gesetzes- 
Vorschriften  [,, dürfen"  (!);  nicht:  ,, müssen"  (!)].  Deshalb  ist  nicht 
zu  verwundern,  daß  sorgsam  bilanzierende  Aktien-Gesellschaften,  Kom- 
mandit-Aktiengesellschaften  und  (nach  §  42  Ziff.  1  Ges. -Ges.)  auch  Ge- 
sellschaften m.  b.  H.  von  jener  Erlaubnis  der  Überbewertung  oft 
keinen  Gebrauch  machen. 

§  261  Ziff.  3  nur  auf  körperlicher  Abnutzung  unterliegende  Be- 
triebs-Gegenstände bezüglich.  Unter  Ziffer  3  des  §  261  H.G.B.  ist  nur 
von  Betriebs-Gegenständen,  die  der  körperlichen  Abnutzung  unter- 
liegen, die  Rede.  Wenigstens  kann  man  dem  in  dieser  Hinsicht  klaren 
Gesetzestext  keine  andre  Deutung  geben.  Als  Anlagen  dienende  Effek- 
ten ohne  Börsen-Notiz  und  Immaterialgüter  dürfen  demnach 
nicht  nach  §261  Ziff.  3,  sondern  müssen  nach  §  261  Ziff.  2  H.G.B.  bilanz- 
mäßig bewertet  werden.  Effekten  mit  Börsenpreis  sind  (von  der 
im  Rahmen  der  Au.sführungen  über  den  Wertansatz  im  einzelnen 
unter  A  II  b  2  besprochenen  Ausnahme  abgesehen),  auch  wenn  sie  als 
Anlage -Effekten  zu  gelten  haben,  dennoch  nur  nach  §  261  Ziff.  1 
H.G.B.,  nicht  aber  nach  Ziffer  3  dieses  Paragraphen  zu  bilanzieren. 
Dieser  Auffassung  entgegenstehende  Meinungen  beruhen  auf  zu  weit- 
gehender iVuslegung,  die  weder  im  Wortlaut,  noch  im  Zweck  der 
Ziffer  3  des  §  261  H.G.B.  eine  Stütze  findet.  Denn  wenn  man 
dieser  Gesetzesstelle  den  Sinn  unterlegen  wollte,  es  seien  außer  der 
Wertminderung  durch  Abnutzung  auch  sonstige,  an  Betriebs-Gegen- 
ständen mögliche  Wertminderungen  (etwa  durch  Herauskommen  ver- 
besserter Typen  bei  Maschinen,  durch  Verschlechterung  der  Verkehrs- 
lage bei  Grundstücken  u.  a.  m.)  beim  Wertansatz  zu  berücksichtigen, 
dann  käme  man  dazu,  den  niedrigem  Tauschwert  zu  bilanzieren,  also 
die  Vorschrift  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  anzuwenden.  §  261  Ziff.  3  H.G.B. 
wäre  dann  nicht  mehr  eine  ,, Maßgabe"  des  §  40  H.G.B.,  sondern  eine 
bloße  Wiederholung  und  als  solche  überflüssig.  Und  wollte  man  — 
als  Folge  solcher  zu  Aveitgehenden  Auslegung  —  zu  den  unter  §  261 
Ziff.  3  H.G.B.  fallenden  Betriebs-Gegenständen  beispielsweise  auch 
Anlage-Effekten  rechnen,  so  läge  darin  die  große  Gefahr,  daß  im 
Interesse  höherer  Bewertung  zum  Anschaffungspreis  Effekten  nach 
Belieben   als  Anlage-Effekten  aufgefaßt  werden  könnten,  .sobald  ihr 
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niedriger,  hinter  den  Anschaffungspreisen  zurückbleibender  Kursstand 
zu  solclier  Auffassung  reizt. 

Nein,  wir  müssen  nach  den  vorstehenden  Erwägungen  zu  der  be- 
gründeten Überzeugu.ng  kommen :  §  261  Ziff.  3  soll  den  Kapital-Gesell- 
schaften nur  ermöglichen,  bei  den  der  Abnutzung  im  engern  Sinne 
unterliegenden  Betriebs-Gegenständen  alle  den  Wert  beeinflussende 
Momente,  die  außerhalb  des  reinen  Gebrauchswerts  zu  suchen  sein 
könnten,  auszuschalten,  mithin  bei  der  Bilanz-Bewertung  nur  den 
reinen  Gebrauchswert  in  Betracht  zu  ziehen,  um  Wertfluktuationen, 
die  durch  andere,  von  der  körperlichen  Abnutzung  unabhängige  Ein- 
flüsse in  Gestalt  von  TauschAvert-(Verkehrswert-)Faktoren  oft  hervor- 
gerufen werden,  im  Interesse  stetiger  Bewertung  so  lange  auszuschließen, 
wie  der  Vermögens-Gegenstand  dem  Betriebe  wirklich  dient.  Hört  er 
aber  dem  Betriebe  zu  dienen  auf,  so  kommt  seine  Wertminderung  bei 
ordnimgsmäßiger  Geschäfts-  und  Buchführung  ohnehin  zum  richtigen 
zahlenmäßigen  Aviscb'uck.  Die  dieser  Auslegung  des  §  261  Ziff.  3 
H.G.B.  entgegenstehende  Ansicht  Simons  (S.  330ff.  und  403 
bis  404)  und  Passows  (S.  253),  der  sich  auf  Simon  bezieht,  ist  hier- 
nach unzutreffend.  Dagegen  sind  von  Staub  (S.  899;  Anmerkg. 
35  zu  §  261)  und  Knappe  (S.  93ff.)  in  der  vorliegenden  Frage  ver- 
ti'etene  Ansichten  als  richtig  anzuerkennen.  Eine  Mittelstellung 
nimmt  ein  Rehm  (S.  704),  der  auf  §  261  Ziff.  3  H.G.B.  zwar  —  wie 
wir  —  nur  Betriebs-Gegenstände,  an  denen  eine  Abnutzung  möglich 
ist,  bezogen  wissen,  der  aber  nicht  nur  einen  der  körperlichen  Ab- 
nutzung, vielmehr  — wie  Simon  —  auch  einen  der  sonstigen  Wert- 
minderung entsprechenden  Abzug  gestatten  will.  Irrtümlich,  weil  da- 
mit die  Bestimmungen  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  zur  Geltung  kommen 
und  §  261  Ziff.  3  insoweit  überflüssig  machen  würden. 

Zusammenfassende  Gegenüberstellung  der  Auslegungen  von  §§40 
Abs.  2  und  261  ZilL  1 — 3  H.G.B.  Unter  Zusammenfassung  aller  in 
diesem  Abschnitt  über  den  bilanziellen  Wertansatz  enthaltenen  Dar- 
legungen sage  ich  nunmehr: 

Veräußerungs-  und  Betriebs-Gegenstände  sind  nach  §  40  Abs.  2 
H.G.B.  ohne  Rücksicht  auf  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
bilanzmäßig  zum  jeweiligen  Zeitwert  (Tauschwert  oder  Gebrauchs- 
wert) anzusetzen.  Nach  soliden  Bilanz-Grundsätzen  verfahrende 
Kaufleute  bringen  jedoch  privatrechtlicli  statthafte  Unterbewertun- 
gen zur  Anwendung,  indem  sie  Veräußerungs-Gegenstände,  deren  je- 
weiliger Zeitwert  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  über- 
steigt, nur  mit  diesen  Kosten  bewerten,  indem  sie  ferner  Betriebs- 
Gegenstände  nur  mit  den  (nach  den  Ausführungen  auf  S.  177ff.  zu  er- 
mittelnden) Gebrauchswerten,  oder,  falls  ein  Gebrauchswert  —  wie 
beispielshalber  bei  Anlage-Effekten  —  nicht  in  Frage  kommt,  nur  mit 
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den  Anscliaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  bilanzieren,  sofern  de  jure 
ein  darüber  hinausgehender  Zeitwert  in  Betracht  gezogen  werden 
müßte.  Die  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  fakultative  Unterbewertung 
der  Ver.äußerungs-Gcgenstände  wird  durch  §  261  Ziff.  1  und  2  H.G.B. 
für  Kapital-Gesellschaften  dadurch  obligatorisch  gemacht,  daß 
nach  jenen  Bestimmungen  die  Anscliaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
unter  allen  Umstär.den  die  Höchstgrenze  der  BcAvertung  zu  bilden 
haben,  daß  demnach  am  Bilanztage  vorhandene  höhere  Zeitwerte  bilanz- 
mäßig auf  keinen  Fall  angesetzt  werden  dürfen.  Soweit  dagegen  der 
für  den  Bilanztag  gültige  Zeitwert  hinter  den  Anscliaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten zurückbleibt,  ist  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  der  niedi'igere 
Zeitwert  zu  bilanzieren,  da  nach  jener  Vorschrift  die  Vermögens-Gegen- 
stände zum  Zeitwert  anzusetzen  sind  und  Überbewertung  nicht  nur 
öffentlichrechtlich,  sondern  ebenso  privatrechtlich  verboten  ist.  Zu 
bemerken  ist  jedoch,  daß  bei  Betriebs-Gegenständen  der  Zeitwert  aus 
außerordentlichen  Gründen  und  in  nennenswertem  Maße  niedriger  als 
der  Gebrauchswert  sein  muß,  wenn  er  statt  dieses  Werts  bilanziert 
werden  soll.  Nun  gilt  für  §  261  H.G.B.  §  40  H.G.B.  mit  besonderen 
Maßgaben.  Nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  sind  sämtliche  Vermögens-Gegen- 
stände  zu  den  für  den  Bilanztag  gültigen  Zeitwerten  anzusetzen.  Zu 
den  Vermögens-Gegenständen  sind  nicht  zuletzt  auch  Waren  und 
Wertpapiere  mit  Markt-  oder  Börsenpreisen  zu  rechnen.  Streng  ge- 
nommen hätte  es  im  §  261  Ziff.  1  demnach  einer  besondern  Vor- 
schrift dahin,  daß  der  Markt-  oder  Bör.senpreis  zu  bilanzieren  sei, 
wenn  er  hinter  den  Anscliaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  zurück- 
bleibt, nicht  bedurft.  Denn  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  ist,  wie  gesagt, 
in  solchen  Fällen  ohnehin  der  mit  dem  niechigern  Markt-  oder  Börsen- 
preis identische  Zeitwert  bilanziell  anzusetzen.  Und  §  40  soll  nach  dem 
Wortlaut  der  Einleitung  des  §  261  für  diesen  Paragraphen  doch  in 
erster  Linie  maßgebend  sein!  Während  die  Ziffern  1  und  2  des  §  261 
H.G.B.  die  Bestimmung  des  ihnen  zugrunde  liegenden  §  40  Abs.  2 
H.G.B.  dadurch  verschärfen,  daß  sie  die  Anscliaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten als  Höchstgrenze  der  Bewertung  bezeichnen  und  in- 
folgedessen die  Verteilung  nicht  realisierter  Gewinne  ausschließen, 
impliziert  Ziffer  3  des  §261  H.G.B.  im  Vergleich  zu  §40  Abs.  2  H.G.B. 
eine  Milderung.  Denn  die  der  körperlichen  Abnutzung  oder  dem 
(durch  rechtliche  oder  sonstige  Umstände  bedingten)  Zeitablauf  unter- 
liegenden Betriebs-Gegenstände  müssen  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  zum 
Zeitwert,  d.h.  zu  dem  alle  Arten  der  in  Betracht  kommenden  Wert- 
minderungen einschließenden  Gebrauchswert  oder  zu  dem,  aus  außer- 
ordentlichen Gründen  etwa  nennenswert  niedrigem  Tauschwert  be- 
wertet Averden,  wälirend  nach  §  261  Ziff.  3  H.G.B.  erlaubt  ist,  nur 
der    körperlichen    Abnutzung    unterworfene    Beti'iebs-Gegenstände 
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zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  unter  Abzug  ausschließ- 
lich des  auf  die  körperliche  Abnutzung  entfallenden  Betrags  (was 
eben  den  Worten  des  Gesetzestextes:  ,,ohne  Rücksicht  auf  einen  ge- 
ringern Wert"  entspricht)  zum  bilanzmäßigen  Ansatz  zu  bringen. 
Diese  ^lilderung  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  durch  §  261  Ziff.  3  H.G.B.  ist 
aber  eine  n\ir  freigestellte.  Auf  sorgfältige  Bilanzierung  haltende 
Kapital-Gesellschaften  werden  immerhin  geneigt  sein,  die  der  Ab- 
nutzung unterworfenen  Betriebs-Gegenstände  nach  §  40  Abs.  2  statt 
nach  §  201  Ziff.  3  zu  bilanzieren,  wenn  die  nach  §  2G1  Ziff.  3  nur  ihnen 
erlaubten  Bilanzwerte  nennenswert  diejenigen  des  §  40  Abs.  2  über- 
steigen. 

Kürzung;  und  ErKäuzuug  von  §  261  Ziff.  1 — 3  H.G.B.  Würde 
man  nunmehr  den  Text  des  §  261  Ziff.  1,  2  und  3  unter  Wür- 
digung des  gesamten  Inhalts  dieses  Abschnitts  zusammen- 
fassend teils  kürzen,  teils  ergänzen,  hätte  er  etwa  zu 
lauten: 

§  261 :  Für  die  Aufstellung  der  Bilanz  kommen  die  Vorsclu-iften. 
des   §  40  mit  folgenden  ^laßgaben  zur  Anwendung: 

1.  Sämtliche  Vermögens-Gegenstände  dürfen  höchstens  mit  ihren 
Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  bewertet  werden. 

2.  Börsen-  oder  Marktpreise  sind  anzusetzen,  falls  sie  niedriger 
als  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  sind.  Ein  auf  reiner 
Nachfrage  oder  auf  reinem  Angebot  beruhender  Börsen-  oder  Markt- 
preis hat  nur  zum  Ansatz  zu  kommen,  wenn  er  niedriger  als  der  letzte, 
aus  abgeschlossenen  Geschäften  entstandene  Preis  ist.  Andernfalls  ist 
dieser  Preis  anzusetzen. 

3.  Der  körperlichen  Abnutzung  unterworfene  Betriebs-Gegenstände 
dürfen,  ohne  Rücksicht  auf  einen  geringern  Tauschwert,  mit  den  An- 
schaffungs- oder  Herstellungs-Kosten  bewertet  werden,  wenn  nur  ein 
jener  Abnutzung  gleichkommender  Betrag  in  Abzug  gebracht  wird. 

Sfeucrliche  und  slrafreehtlielio  Bedeutung  der  tT)er-  und  Untor- 
bewertuug.  Zum  Sclduß  zur  .steuerlichen  und  strafrechtlichen  Be- 
deutung der  über-  inid  Unterbewertuiig  und  über  geschenkte  Ver- 
mögens-Gegenstände noch  einige  Bemerkungen: 

Da  nach  §  40  H.G.B.  —  öffentlichrechtlich  genommen  —  Unter- 
bewertung ebenso  wie  Überbewertung  verboten  ist,  weil  eben  die  für 
den  Bilanztag  gültigen  richtigen  Werte  bilanziert  werden  sollen,  hat 
die  St  euer- Behörde  das  Recht  und,  weil  nach  §  14  des  preußischen 
Einkommensteuer-Gesetzes  nach  bilanzrechtlichen  Grundsätzen  zu  be- 
werten ist,  sogar  die  Pflicht,  Unt  erbe  Wertungen  nicht  passieren 
zu  lassen,  an  deren  Stelle  vielmehr  in  angemessenem  Umfang  direkte 
Wertansätze  hinauf-,  Abschreibungen  dagegen  herabzusetzen.  Dies 
hindert  natürlich  nicht,  daß  die  Bilanz-Ansätze  in  den  Büchern  bestehen 


Direkte  I5e\vertung  (Wertansätze).  217 

bleiben.    Lediglich  für  die  Zwecke  der  Steuer- Veranlagung  sind  solche 
Umrechnungen  somit  außerhalb  der  Geschäftsbücher  erforderlich. 

Nach  §  314  Ziff.  1  H.G.B.  werden  Mitglieder  des  Vorstands  oder 
des  Aufsichtsrats  oder  Liquidatoren  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr 
und  zugleich  mit  Geldstrafe  bis  zu  zwanzigtausend  Mark  bestraft, 
wenn  sie  wissentlich  den  Stand  der  Verhältnisse  der  Gesellschaft 
unwahr  darstellen  oder  verschleiern. 

Unwahre  bilanzmäßige  Darstellung  kann  in  Über-  oder 
Unterbewertung  bestehen.  Überbewertungen  können  vorgenommen 
werden,  um  leichter  Kredit  zu  erlangen,  oder  um  höhere  Dividenden, 
höhere  Kurse  und  Tantiemen  zu  erzielen.  Unterbewertungen,  um  stille 
Reserven  zu  schaffen,  um  Kapital  von  der  Gewinn-Verteilung  zurück- 
zuhalten, um  den  Kurs  zu  drücken  usw.  Geschehen  Unter be Wer- 
tungen auf  Grund  des  Statuts  oder  unanfechtbarer  Generalversamm- 
lungs-Beschlüsse, so  bleiben  Vorstand,  Aufsichtsrat  und  Liquidatoren 
straflos^). 

Nach  §§  239  Ziff.  4  und  240  Ziff.  3  K.O.  werden  Konkurs-Schuldner 
mit  Zuchthaus,  Gefängnis  oder  Geldbuße  bestraft,  wenn  ihre  Handels- 
bücher keine  Übersicht  über  den  Vermögens-Zustand  gewähren.  Reh m , 
dem  beizupflichten  ist,  erklärt  Unterbewertungen  in  Bilanzen  der 
Kapital-Gesellschaften  (Gewinnverteilungs-Bilanzen)  konkursrechtlich 
für  straflos 2),  weil  sie  im  Interesse  der  Gesellschafts-Gläubiger  liegen 
(anders  naturgemäß  in  Liquidations-Bilanzen). 

Nach  §  241  Abs.  3  Ziff.  5  werden  die  Vorstands-Mitglieder,  nach  §  249 
Abs.  3  H.G.B.  die  Aufsichtsrats-Mitglieder  der  Gesellschaft  und  den 
Gesellschafts-Gläubigern  gegenüber  solidarisch  zum  Schaden-Ersatz 
verpflichtet,  wenn,  entgegen  den  Vorschriften  des  H.G.B.  §§40  und  261, 
Verteilung  des  Gesellschafts-Vermögens  oder  eine  teilweise  Rückzahlung 
des  Grundkapitals  erfolgt,  wenn  also  gesetzwidrig  zu  hohe  Dividenden 
ausgeschüttet  werden,  was  in  erster  Linie  durch  unstatthafte  Über- 
bewertung herbeigeführt  wird. 

Bilanzpflichtigkeit  geschenkter  Yerraögens-Cjegenstände.  Ge- 
schenkte Vermögens-Gegenstände  sind  im  Interesse  wahrer  Dar- 
stellung der  Vermögenslage  nach  Maßgabe  der  von  §§  40  oder  261  H.G.B. 
gezogenen  Höchstgrenzen  zu  bewerten,  als  seien  sie  zu  normalen  (nöti- 
genfalls durch  Schätzung  zu  ermittelnden)  Preisen  käuflich  erworben 
worden.  Entgegenstehende  (z.  B.  bei  Simon,  der  jedoch  selbst 
für  die  Bilanzierung  eintritt,  S.  339  angeführte)  Ansichten  sind  irrig. 
Neuerdings  ist  auch  Passow  S.  250  und  292  flu-  die  Bilanzierung  ge- 
schenkter Gegenstände  eingetreten.    Der  buchmäßige  Platz  für  die 


1)  Vgl.  Rehm  S.  871. 

'-)  Vgl.  Rehm   S.  908—909. 
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geschenkten  Werte  ist  das  Kapital-Konto;  bei  Gewinn  verteilenden 
Kapital-Gesellschaften  das  Gewinn-  und  Verlust-Konto;  da- 
gegen fiü-  den  Fall  des  Ausschlusses  von  der  Gewinn-Verteilung  (wie 
z.  B.  bei  geschenktem  Grund  und  Boden)  ein  geeignetes  Reserve - 
Konto. 

D.  EmpHehlt  es  sieh,.  §261  mit  §40  zu  verschniclzen  ? 

Vergegenwärtigt  man  sich  die  wesentlichen  Unterschiede,  die 
zwischen  den  Bewertungs-Bestimmungen  der  §§  40  Abs.  2  H.G.B.  und 
261  Ziff.  1  und  2  H.G.B.  bestehen,  so  wird  man  die  Freiheit,  die  der 
Gesetzgeber  dem  Kaufmann  in  bezug  auf  die  Wahl  des  bilanziellen 
Wertansatzes  mit  §  40  im  Vergleich  zu  §  261  zugesteht,  nicht  verkennen 
können.  Die  Vorschriften  des  §  261  Ziff.  1  und  2  sind  zwingende  Maxi- 
mal- und  Minimal-Vorschriften. 

Notwondigkeit  der  Sondervorschriften  des  §  261  Ziff.  1  und  2  nur 
liir  A.O.  und  K.A.G.  Daß  der  Gesetzgeber  diese,  die  Bewertungsfreiheit 
einengenden  Sondervorschriften  des  §  261  Ziff.  1  und  2  nur  auf  die 
Aktien-  und  Kommandit-Aktiengesellschaften,  nicht  aber  auch  auf  die 
(ebenfalls  zu  den  Kapital-Gesellschaften  zu  rechnenden)  Gesellschaften 
mit  bescliränkter  Haftung  und  auf  die  eingetragenen  Genossenschaften 
bezog,  läßt  erkennen,  wie  wenig  er  geneigt  ist,  den  Kaufmann  in  der 
gedachten  Richtung  durch  einengende  Vorschriften  zu  bevormunden. 
Daß  .solche  bilanzrechtliclie  Bevormundung  gerade  nur  für  Aktien- 
Gesell.'^chaften  und  Kommandit-Aktiengesellschaften  stattgefunden 
hat.  ist  begreiflich,  wenn  man  bedenkt,  daß  deren  Anteile  (Aktien)  im 
Börsen- Verkehr  vielfach  unschwer  zu  Geld  gemacht  werden  können, 
wobei  der  Xeuerwerber  geschädigt  werden,  der  Veräußerer  hingegen 
am  Kurse  und  an  der  Dividende  gewinnen  würde,  wenn  die  dafür  maß- 
gebende letzte  Bilanz  Überbewertungen  enthielte,  die  später  nicht  nur 
nicht  realisiert  werden  könnten,  sondern  sich  womöglich  gar  in  Ver- 
luste wandeln  würden.  Diese  dem  Neuerwerber  von  Aktien,  wie  auch 
den  Ge.sellschafts-Gläubigern  infolge  Mindeiung  der  Liquidität,  bei 
gesetzwidriger  Überbewertung  drohenden,  durch  die  Unpersönlich- 
keit  und  Bequemlichkeit  des  Veräußerungs-Modus  noch 
verstärkten  Gefahren  entfallen,  oder  werden  doch  mindestens  bedeutend 
eingeschränkt  bei  den  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung^)  und 
bei  den  eingetragenen  Geno.ssenschaften.  Um  daran  zu  erinnern,  wie 
verhältnismäßig  schwerfällig  der  Besitzwechsel  in  den  Anteilen  dieser 
Unternehmungen  sich  gestaltet  und  in  welchem  Maße  die  Ausscheiden- 


■  ■  ( •  ! 

')  Dies  wird  übt-rsehen  in  einem  Artikel  der  Rundschau  für  G.m.b.H. 
(.Jahrgg.  1910  Nr.  6  S.  229  ff.)  über  „Die  Bewertung  der  Waren -Vorräte  in  der 
Inventur". 
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den  im  Interesse  der  Gläubiger  der  Unternehmung  verhaftet  bleiben, 
sei  an  dieser  Stelle  nur  an  §§  65 — 77  Gen. -Ges.  und  §§  15.  16,  17,  21, 
22,  23,  24,  25  Ges. -Ges.  erinnert;  besonders  auch  noch  an  §  31  Ges. -Ges., 
wonach  die  Gesellschafter  u.  a.  auf  Grund  von  Überbewertungen 
empfangene  Gewinn-Anteile  der  Gesellschaft  erstatten  müs.sen  und 
dieser  im  Interesse  der  Gesellschafts-Gläubiger  fünf  Jahre  dafür  haftbar 
bleiben. 

Interesse  an  freier  Bilanzierung.  Noch  viel  geringeres  Interesse 
daran,  den  Kaufmann  an  die  strengen  Bestimmungen  des  §  261  Ziff.  1 
und  2  H.G.B.  zu  binden,  liegt  naturgemäß  bei  Einzelunternehmungen, 
offenen  Handels-,  Kommandit -Gesellschaften  und ,, stillen" Gesellschaften 
vor.  Denn  bei  diesen  Unternehnningen  sind  die  Gläubiger-Interessen  durch 
die  persönliche  Haftung  des  Einzelkaufmanns  oder  der  Komplemen- 
tare gesichert  und  die  Möglichkeit,  neu  hinzutretende  Mitglieder  jener 
Unternehmungen  könnten  durch  bilanzielle  Überbewertung  geschädigt 
werden,  ist  nur  gering  in  Rücksicht  auf  die  verhältnismäßig  seltenen 
Änderungen  innerhalb  des  Mitglieder-Bestands  und  den  persönlichen 
Charakter  der  Beziehungen  zwischen  den  Mitgliedern.  Wohl  aber  be- 
steht gerade  bei  Personal -Gesellschaften  und  Einzelkaufleuten  oft 
ein  wesentliches  Interesse  daran,  bei  der  bilanzmäßigen  Bewertung 
nicht  an  einengende  Vorschriften  gebunden,  sondern  im  Rahmen  statt- 
hafter weiterer  Bewertungsgrenzen  frei  zu  sein.  Daß  solchen  Inter- 
essen §  40  Abs.  2  ungleich  mehr  als  §  261  Ziff.  1  und  2  entgegenkommt, 
bedarf  nach  allem  in  diesem  Abschnitt  darüber  Ausgeführten  keiner 
weitern  Begründung.  Interessen  der  gedachten  Art  können  beispiels- 
halber gegeben  sein,  wenn  es  sich  darum  handelt,  vertragliche  Be- 
stimmungen über  den  bilanzmäßigen  Wertansatz  mit  am  Reingewinn 
teilnehmenden  Angestellten  oder  stillen  Gesellschaftern  zu  treffen,  oder 
sich  mit  Erben  oder  ausscheidenden  Gesellschaftern  auseinander- 
zusetzen. In  solchen  Fällen  wird  immer  ein  Interessen-Gegensatz  be- 
stehen, weil  der  gebende  Teil  so  niedrig  wie  möglich,  der  empfangende 
so  hoch  wie  möglich  bewerten  wollen  wird.  Deshalb  werden  beide 
Teile  begrüßen,  wenn  die  gesetzlichen  Bewertungs- Vorschriften,  in 
deren  Grenzen  sie  ihren  gegenseitigen  Interessen  Geltung  schaffen  wollen, 
nicht  zu  eng  bemessen  sind.  Selbstverständlich  könnte  für  die  gedach- 
ten Zwecke  neben  der  gesetzlich  geforderten  Jahresbilanz  eine  Sonder- 
bilanz aufgestellt  werden.  Solcher  Zwang  zur  Abweichung  von  zu  eng 
gefaßten  gesetzlichen  Vorschriften  ist  aber  keinesfalls  empfehlenswert. 
Beabsichtigt  der  Kaufmann  sein  Geschäft  zu  veräußern,  so  wird  er. 
um  günstige  Erfolgszahlen  ausweisen  zu  können,  der  für  die  Bilanz- 
Bewertung  bestehenden  Höchstgrenze  vor  der  Minderbewertung  den 
Vorzug  geben  wollen.  Ebenso  auch^  wenn  er  höhern  Kredit  bean- 
sprucht,  oder   wenn  ihm   der   bisherige  gekündigt   zu    werden   droht. 
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Schließlich  besteht  nach  besonders  ungünstig  verlaufenen  Jahren  sehr 
oft  der  Wunsch,  die  durch  frühere  Minderbewertungen  geschaffenen 
stillen  Reserven  durch  zulässige  Höchstbewertungen  wieder  in  die 
Ersclieinung  treten  zu  lassen. 

Keine  Verschmelzung  beider  Paragraphen.  Aus  allen  diesen  Dar- 
legungen heraus  muß  man  zu  der  Ansicht  kommen,  daß  der  von  mancher 
Seite  [z.  B.  von  Fischer  (Grundlagen),  Weyrich  (S.  44ff.),  Gerstner 
(in  Nr.  4  der  Volkswirtschaftlichen  BUätter  XII.  S.  47)  und  vom  Ver- 
bandstage Deutscher  Bücherrevisoren  (VII.  S.  28)]  gemachte 
Vorschlag,  die  Bewertungs-Bestimmungen  des  §  261  Ziff.  1  und  2 
H.G.B.  auch  für  §  40  H.G.B.  obligatorisch  zu  machen,  also  auch  Einzel- 
kaufleute, Personal-Gesellschaften  und  G.m.b.H.  den  für  Aktien-  und 
Konunandit  -  Aktiengesellschaften  gegebenen  Sondervorschriften  zu 
unterstellen  .  .  .  daß  solcher  Vorschlag  den  vielseitigen  Interessen  der 
niciit  in  den  Bezirk  des  Aktienrechts  gehörenden  Unternelimungsformen 
entgegenstände.  Daß  Einzelkaufleute  und  persönlich  haftende  Gesell- 
schafter bei  gewöhnlicher  Sachlage  ohnehin  dazu  neigen,  die  vor- 
sichtigen Grundsätze  des  §  261  Ziff.  1  und  2  H.G.B.  bilanziell  anzu- 
wenden, mag  nochmals  betont  werden.  Treffend,  ganz  in  unserm 
Sinne,  sagt    Berliner   (S.  96): 

,,Das  H.G.B.  drückt  sich  in  seiner  allgemeinen  Bewertungsregel  des  §  40 
mit  Absicht  höchst  diplomatisch  aus:  Der  Kaufmann  soll  die  Inventur-Gegen- 
stände nach  dem  Werte  ansetzen,  der  ihm  beizulegen  ist.  Nun,  Kaufmann, 
Du  weißt,  wie  Du  mit  dieser  Vorschrift  fertig  werden  wirst!" 

Man  lasse  deshalb  den  §  40  H.G.B.  mit  der  in  seinem  zweiten  Ab- 
satz enthaltenen  allgemeinen  Bewertungs- Vorschrift  bestehen.  Man 
überlasse  dem  deutschen  Kaufmann  auch  künftig,  jene,  den  vielseitigen 
Interessen  textlich  mit  Bedacht  angepaßte  allgemeine  Bewertungs-Vor- 
schrift im  Rahmen  der  Höchst-  und  Mindestgrenzen  so  auszulegen,  wie 
kaufmännische  Sorgfalt  und  besondre  Sachlage  dies  ratsam  erscheinen 
lassen.  Die  deutsche  Kaufmannschaft  ist  unter  §  40  H.G.B.  bislier 
tüchtig  vorwärts  gekommen,  ohne  zu  Strafen  wegen  falscher  oder  ge- 
fälschter Bilanzen  in  irgendwie  bedenklichem  Umfang  Veranlassung 
gegeben  zu  haben.    So  möge  es  bleiben! 

E.  Anwendungs-Gebiete  der  §§  40  und  261  H.G.B. 

Die  im  §  40  H.G.B.  enthaltenen  Bostimnnnigen  für  die  bilanz- 
mäßige Bewertung  gelten  für  den  Voll  kauf  mann  schlechthin.  Wer  als 
Vollkaufmann  im  Sinne  der  Handels-Gesetzgebung  angesehen  werden 
muß.  ist  im  ersten  Abschnitt  des  ersten  Buchs  (§§  1 — 7)  des  Handels- 
Gesetzbuchs  dargelegt. 

Einzclkaufleute  und  Personal-Gesellschaften.  Danach  gilt  §  40 
H.G.B.    in    er.ster    Linie    für 
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Einzelkauf  leute, 

Offene  HaiHlcls-Gosollschaften, 

Koininaiulit-Gesell.scliaften, 

Stille  Gesellschaften, 

Vereine  mit  Vollkauf tnanns-Eigenschaft  (vgl.  §6  Abs.  2H.G.B.). 

A.G.  und  K.A.G.  Sodann  kommt  §  40  aber  auch  in  Frage  für 
Aktien-  und  Kommandit- Aktiengesellschaften.  Nicht  allein,  weil  nach 
§  6  Abs.  1  H.G.B.  die  ,,in  Betreff  der  Kaufleute  gegebenen  Vorschriften 
auch  auf  die  Handels-Gesellschaften  Anwendung  finden",  sondern  weil 
sich  dies  außerdem  aus  §  261  H.G.B.  ergibt,  dessen  Einzelvorschriften 
als  ,, Maßgaben"  des  §  40  H.G.B.  zu  gelten  haben. 

Für  die  Aktien-Gesellschaft  gelten  neben  §  40  H.G.B.  mithin  als 
Bilanzbewertungs-Vorschriften  noch  diejenigen  des  §  261  H.G.B.  Daß 
§  261  neben  §  40  auch  für  Kommandit -Aktiengesellschaften  anzu- 
wenden ist,  sagt  §  320  Abs.  3  H.G.B. 

Besondrer  Erwähnung  bedürfen  noch  die  mit  Spezialgesetzen 
bedachten  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  und  eingetragenen 
Genossenschaften . 

G.m.b.H.  Für  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  gelten 
nach  §  42  Ges. -Ges.  grundlegend  ebenfalls  die  Bewertungs- Vorschriften 
des  §  40  H.G.B.  Außerdem  kommen  in  Frage  die  mit  §  42  Ziff.  1  und  2 
Ges. -Ges.  gegebenen  Sondervorschriften  über  die  der  körperlichen 
Abnutzung  unterliegenden  Betriebs-Gegenstände  und  über  das  Verbot, 
Organisations-(Errichtungs-)  und  Verwaltungs-Kosten  als  Aktiva  zu 
bilanzieren.  Materiell  genommen  decken  diese  beiden  Vorschriften 
des  §  42  Ziff.  1  und  2  Ges. -Ges.  sich  genau  mit  denen  des  §  261  Ziff.  3 
und  4  H.G.B.  Vom  redaktionellen  Standpunkt  ist  zu  sagen,  daß  §  261 
Ziff.  3  H.G.B.  prägnanter  als  §  42  Ziff.  1  Ges.-Ges.  abgefaßt  ist. 
Warum  nicht  auch  §  261  Ziff.  1  und  2  H.G.B.  nach  §  42  Ges.-Ges. 
übernommen  zu  werden  brauchten,  habe  ich  auf  S.  218  begründet. 

Eingetragene  Genossenschaften.  Ob  allein  §  40  H.G.B.  oder  ergän- 
zend auch  §  261  Ziff.  1 — 4  H.G.B.  für  die  eingetragenen  Genossen- 
schaften gelten  sollen,  ist  im  Gen. -Ges.  nicht  gesagt,  vielmehr  mit 
dessen  §  7  Ziff.  3  nur  vorgeschrieben,  das  Statut  habe  ,,die  Grundsätze 
für  die  Aufstellung  und  die  Prüfung  der  Bilanz  zu  bestimmen".  Danach 
stände  den  Genossenschaften  frei,  statutarisch  zu  bestimmen,  ob  und 
gegebenenfalls  in  welchem  Umfang  bei  der  bilanziellen  Bewertung  als 
Ergänzung  des  §40  H.G.B.  die  strengeren  Vorschriften  des  §  261  Ziff.  1, 
2  und  4  H.G.B.  heranzuziehen  sind. 

Im  großen  und  ganzen  wird  man  anerkennen  müssen,  daß  die 
Genossenschaften  —  wie  die  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
—  in  bezug  auf  die  materielle  Wichtigkeit  der  bilanzmäßigen  Bewertungs- 
Grundsätze    eine     Mittelstellung    zwischen    Einzelunternehmungen 
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und  Personal-Gesellschaften  einerseits,  Aktien-  und  Kommandit-Aktien- 
gesellschaften  anderseits  einnehmen. 

§  261  für  Genossenschaften.  Bedenkt  man  aber,  daß  die  pekuniäre 
Leistungsfähigkeit  der  Genossen  regelmäßig  liinter  derjenigen  der 
Anteilseigner  bei  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung  bedeutend 
zurücksteht,  ^velchem  Umstand  besonders  deutlich  die  auf  eine  nur 
aUmäliliehe  Bildung  des  Stannnkapitals  (Geschäfts-Anteile)  abzielenden 
Erleichterungen  der  §§  7  Ziff.  2  und  19  Gen. -Ges.  Rechnung  tragen,  so 
wird  man  zustimmen  müssen  der  Ansicht,  wonach  die  den  §  40  H.G.B. 
ergänzenden  strengeren  Bestimmungen  des  §  261  Ziff.  1,  2  und  4 
H.G.B.  von  den  eingetragenen  Genossenschaften  bei  der 
bilanzmäßigen  Bewertung  anzuwenden  sind.  Und  zwar  wird  dies 
im  Interesse  der  Genossenschafts-Gläubiger  bei  Genossenschaften  mit 
beschränkter  Haftpflicht  naturgemäß  noch  mehr  als  bei  solchen  mit 
unbescliränkter  Haftung  und  unbeschränkter  Nachschußpflicht  wün- 
schenswert sein. 

Demgemäß  stimme  ich  den  nachstehenden  beiden,  für  eingetragene 
Grenossenschaften  zu  Gen. -Ges.  §  7  Ziff.  3  gefällten  Entscheidungen  zu : 

Entscheidungen  darüber.  „Waren -Vorräte,  auch  wenn  sie  einen  Marktpreis 
haben  und  dieser  höher  ist  als  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis,  dürfen 
im  Höchstbetrage  doch  nur  nach  dem  letztern  in  die  Bilanz  eingestellt  werden.  R.G. 
2.  3.05.  R.G.Str.  38,  l."i). 

„Bei  der  Ähnlichkeit  der  Verhältnisse  läßt  sich  wohl  eine  entsprechende 
Anwendung  der  für  die  Aktien -Gesellschaften  geltenden  Einzelbestimmungen  auf 
die  Bilanzen  von  Genossenschaften  vertreten  (R.G.  43,  121,  R.G.Str.  38,  2), 
mindestens  aber  kann  eine  Genossenschaft  durch  Vereinbarung  oder  Satzung  für 
ihre  Bilanzen  Bestimmungen  treffen,  die  den  aktienrechtlichen  nachgebildet  sind. 
O.L.G.  Königsberg  20.  11.08.    Pos.M.Schr.  08,  165.    Z.Bl.F.G.  9,  631."-) 

Wünschenswerte  Ergänzimg  des  Gen.-Ges.  Immerhin  würde  ich 
für  wünschenswert  halten,  im  Gen. -Ges.  wenigstens  für  Genossen- 
schaften mit  beschränkter  Haftpflicht  anzuordnen,  daß  diese  (im 
Interesse  der  Gläubiger)  nach  §  261  H.G.B.  zu  bilanzieren  haben. 

F.  Stetigkeit  des  Wertansatzes  (Bilanz-Kontinuität). 

Größere  Bedeutung  für  Betriebs-Gegcnstände.  Ohne  weiteres 
leuclilet  ein,  daß  im  allgemeinen  die  Frage,  ob  der  Wertansatz  desselben 
Vermögens-Gegenstands  von  Bilanz  zu  Bilanz  schwanken,  ob  er  ins- 
besondere gegen  früher  erhöht  werden  dürfe,  ungleich  größere  Be- 
deutung für  Betriebs-  als  für  Veräußerungs-Gegenstände 
hat.  Denn  —  abgesehen  von  Ladenhütern,  ferner  von  Waren,  die  (wie 
z.  B.  Wein)  jahrelanges  Lagern  erfordern,  auch  von  Effekten,  für  die 


')  Kaufmann   VII.  S.  SOG. 
-')  Kaufmann   X.  S.  551. 
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bessere  Kurse  abgewartet  werden  sollen  usw.  —  werden  Waren  und 
sonstige  Veräußerungs-Gegenstände,  die  in  einer  Bilanz  zur  Bewertung 
gelangt  sind,  bis  zur  nächsten  Bilanz  meist  verkauft  sein.  Soweit  ein 
bestimmter  Veräußerungs-Gegenstand  dennoch  für  mehrere  Bilanzen 
bewertet  werden  muß,  steht,  bilanzrechtlich  genommen,  nichts  im 
Wege,  ihn  später  höher  als  vordem  anzusetzen,  wenn  dies  mit  §  40  Abs.  2 
und  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  vereinbar  ist.  Und  das  kann  und  wird  es  viel- 
fach sein.  Denken  wir  nur  an  einen  Veräußerungs-Gegenstand,  dessen 
Anschaffungs-Kosten  sich  auf  100  belaufen  haben,  dessen  Markt-  oder 
Börsenpreis  an  einem  Bilanztage  93,  ein  Jahr  später  96,  noch  ein  Jahr 
später  98  beträgt.  Nach  beiden  erwähnten  Paragraphen  wird  derselbe 
Vermögens-Gegenstand,  den  gestiegenen  Marktpreisen  entsprechend, 
von  Jahr  zu  Jahr  zu  höherm  Wert  zu  bilanzieren  sein,  wenn  nicht  be- 
sondere Umstände  (etAva  Verderben,  Wahrscheinlichkeit  rückgängiger 
Konjunktur  u.  dgl.)  zur  Unterbewertung  Veranlassung  geben. 

Keine  Kontinuität  für  Veräußerungs-Gcgenstände.  Diese  Andeutung 
reicht  hin,  um  erkennen  zu  lassen,  daß  für  die  Bewertung  der  Ver- 
äuß er ungs- Gegenstände  von  einer  Pflicht  zur  Bilanz-Kontinuität 
unmöglich  gesprochen  werden  kann.  Denn  solche  Pflicht  stände 
erwiesenermaßen  im  Gegensatz  zu  den  gesetzlichen  Bewertungs-Vor- 
schriften. 

Wie  stehtes  nun  mit  der  Kontinuität  der  Bewertung  von  Betriebs- 
Gegenständen  ? 

Erlaubtes  Reaktivieren  von  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegen- 
stände. Nehmen  wir  an,  eine  nach  §  40  H.G.B.  zu  bilanzieren  verpflich- 
tete Unternehmung  habe  ihr  vor  30  Jahren  zum  Preise  von  100000  M 
gekauftes  Grundstück  bisher  auf  75000  M  abgeschrieben.  Verkehrs- 
Verbesserungen  und  damit  einhergehender  großer  wirtschaftlicher  Auf- 
schwung haben  rapide  Steigerungen  der  Grundstückswerte  zur  Folge  ge- 
habt. Das  Grundstück  wäre  für  1 25  000  M  leicht  verkäuflich .  Dann  könnte, 
ja,  sollte  nach  §  40  Abs.  2  eigentlich  der  Zeitwert  mit  125000  M  bilan- 
ziert, der  zuletzt  auf  75000  M  abgescliriebene  Wert  sonach  um  nicht 
weniger  als  50000  M  erhöht  werden,  wodurch  nicht  allein  sämtliche 
Abschreibungen  der  letzten  30  Jalire  wieder  aufgehoben  \\-urden,  son- 
dern der  ehemalige  Anschaffungspreis  sogar  noch  eine  Steigerung  um 
25 000  M  erführe.  (Daß  solche  unreahsierte  Wertsteigerung,  um  die  Er- 
folgs-Rechnung nicht  zu  verAWrren,  über  Kapital-Konto  anstatt  über  Ge- 
winn- und  Verlust-Konto  zu  buchen  wäre,  habe  ich  bereits  auf  S.  178 
betont.)  Von  irgendwelchem  Zwang  zur  Bilanz-Kontinuität  kann  auch 
in  diesem  Fall  keine  Rede  sein.  Wie  wenig  eine  grundsätzliche  Bilanz- 
Kontinuität  mit  gewissen,  im  kaufmännischen  Leben  vorkommenden 
Interessen  vereinbar  wäre,  würde  sich  im  vorliegenden  Beispiel  auch 
zeigen,  wenn  ein  Teilhaber  ein-  oder  austräte.  Im  ersten  Fall  würden  die 
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schon  vorhandenen  Gesellschafter,  im  zweiten  würde  der  ausscheidende 
Gesellschaf ter  an  der  Höherbewertuiig  des  Grundstücks  interessiert  sein. 

Aber  auch  im  Einklang  mit  §  261  Ziff.  3  H.G.B.  oder  mit  §  42 
Ziff.  1  Ges.-Ges.  sind,  Abweichungen  von  der  Bilanz-Kontinuität  denk- 
bar und  nicht  selten.  Hat  z.  B.  eine  Aktien-Gesellschaft  oder  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung  den  Bilanzwert  ihres  Geschäfts-Grund- 
stücks durch  zu  hohe  Abschreibungen  weit  unter  dessen  Tauschwert 
gedrückt,  so  ist  ihr  im  Rahmen  der  Vorschrift  der  erwähnten  beiden 
Paragraphen  erlaubt,  den  Wert  derartig  hinaufzusetzen,  daß  er  dem 
Tauschwert  gleichkommt,  falls  dieser  die  Anschaffungs-  oder  Herstel- 
lungs-Kosten abzüglich  der  Abschreibungen  für  Abnutzung  nicht  über- 
steigt. Prinzipiell  steht  demnach  auch  nichts  entgegen,  im  Bedarfsfall 
stille  Reserven,  besonders  die  in  den  pro  memoria-Posten  (Er- 
innerungs-Konten) steckenden,  durch  Höherbewertung  aufleben  zu 
lassen.  Ob  Aktien-  luid  Kommandit-Aktiengesellschaften  solche,  in  der 
Vergangenheit  zurückgehaltenen  Mehrwerte  über  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto,  oder  nur  über  ein  echtes  Reserve-Konto  in  Erscheiimng  treten 
lassen,  ist  nach  dem  Umfang  ihrer  liquiden  Mittel  zu  beurteilen.  Sind 
diese  gering,  müßte  etwa  gar  der  Bankkredit  erhöht  werden,  um  jene 
Verwandlung  stiller  Reserven  in  Dividenden  zu  ermöglichen,  so  wird 
vom  Standpunkt  sorgfältiger  Geschäftsführung  nur  die  Buchung  über 
ein  echtes  Reserve-Konto  erlaubt  sein.^) 

Bilanz-Kontinuität  als  Gesetzwidrigkeit.  Bereits  den  vorstehenden 
Darlegungen  ist  zu  entnehmen,  daß  Bilanz-Kontinuität  insoweit 
gesetzwidrig  wirken  könnte,  als  sie  die  bilanzmäßige  Feststellung  des 
wahren  Werts  der  Vermögens-Gegenstände  vereiteln  würde.  Mit  Recht 
sagt  deshalb  Knappe  (S.  67),  solche  Kontinuität  würde  auf  eine 
,, Kontinuität  der  Bilanz-Unwahrheit"  hinauslaufen.  Und 
ebenfalls  berechtigt  fügt  er  hinzu,  daß  frühere  Wertansätze  niemals 
willkürlich  umgestoßen  werden  dürfen,  selbst  wenn  solche  Willkür 
statutarisch  genehmigt  sein  würde.  Auch  Staub  (S.  891;  Anmerkg.  7 
zu  §  261)  ist  —  gegen  Simon  (S.  414),  der  das  diskontinuierliche  Hinauf- 
setzen von  Bilanzwerten  zu  Unrecht  als  unzulässig  und  ,, seh  windelhaft" 
bezeichnet  —  der  Meinung,  daß  die  spätere  Generalversammlung 
an  die  Beschlüsse  der  frühern  (von  den  Fällen  der  Willkür  ab- 
ge.sehen)  keineswegs  gebunden  sei.  Staub  sagt  an  der  zitierten 
Stelle  ganz  im  Sinne  unserer  obigen  Ausführungen: 

„Hält  die  spätere  Generalversammlung  die  Schätzung  der  vorhergehenden 
Bilanz  mit  ausreichendem  Grund  für  zu  niedrig,  aber  will  sie  die  in  der  Minder- 
bewertung liegende  versteckte  Reserve  beseitigen,  so  steht  nichts  im  Wege,  daß 
sie  die  Minderbewertung  durch  Einsetzung  des  wahren  Werts,  der  sich  natürlich 
innerhalb  der  durch  §  261  gezogenen  Grenzen  bewegen  muß,  ändert." 


')  So  auch  Berliner  S.  99. 
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Im  wesentlichen  zustimmend  äußern  sich  auch:  Rehm  (S.  790), 
Fischer  (S.  76ff.),  Passow  (S.  266)  und  Neukamp  (i.  Z.H.R. 
XLVIII.  500).  Fischer  weist  richtig  darauf  hin,  daß  ein  das  Statut 
abändernder  Beschkiß  nötig  sei,  wenn  die  Generalversammlung  durch 
statutarische  Bestimmungen  über  die  Abschreibungssätze  verhindert 
sei,  die  Absclireibungen  der  Vorjahre  durch  einfachen  Beschluß  wieder 
rückgängig  zu  machen.  Neukamp  geht  mithin  zu  weit,  wenn  er  meint, 
die  spätere  Generalversammlung  sei  an  die  Beschlüsse  der  frühern  ge- 
bunden.   ,,Eine  solche  Bindung  gibt  es  nicht  i)." 

Erwähnung  von  Reaktivierungen  im  Gescliäfts-Bericht.  Mit  den 
vorstehenden  Feststellungen  soll  durchaus  nicht  gesagt  sein,  daß  die 
Bilanzwerte  der  Betriebs-Gegenstände  in  der  kaufmännischen  Praxis 
etwa  verhältnismäßig  häufig  auf  den  frühern  Stand  erhöht  werden. 
Vielmehr  pflegen  gut  fundierte  Unternehmungen  einer  kontinuierlichen 
Bewertung  entschieden  den  Vorzug  zu  geben  und  einmal  geschaffene, 
dem  Bilanzleser  in  der  offenbaren  Unterbewertung  bestimmter  Betriebs- 
Gegenstände  häufig  erkennbar  werdende  Reserven  nur  für  den  Fall  der 
Not  durch  Höherbewertung  im  bilanzrechtlich  erlaubten  Umfang 
aufleben  zu  lassen.  Geschieht  dies,  so  wird  auf  derartige  Beeinflussungen 
der  Erfolgs-Rechnung  im  Geschäfts-Bericht  besonders  hinzu- 
weisen sein. 

Reichsgerichts-Entscheidung  darüber.  Hierfür  spricht  auch  fol- 
gende Entscheidung: 

..Auf  gutgläubiges  Handeln  kann  sich  derjenige  nicht  berufen,  der  gegenüber 
Interessenten  verschweigt,  daß  die  gleichbleibenden  Di%idenden  auf  veränderter 
Bilanzaufstellung  beruhen;  ob  ihm  hinsichtlich  der  Berechtigung  letzterer  Ände- 
rmig  Gutgläubigkeit  beizumessen  ist,  erscheint  belanglos.  Ließ  er  die  Interessenten 
in  dem  Glauben,  es  seien  die  Bilanzen  der  letzten  Jahre  nach  denselben  Grmid- 
sätzen  aufgemacht  wie  in  den  vorhergegangenen  Jahren,  während  die  Kontinuität 
der  Dividenden  nur  durch  veränderte  Bilanzaufmachung  erreicht  wurde,  so  gab 
er  ihnen  eine  unrichtige  Vorstellung.  R.G.  22.  2.  10.  Recht  10  Nr.  2298;  Z.A.G. 
17,  209;  L.Z.  10,  394. "2) 

Steuer-Entscheidungen.  Der  Standpunkt  der  die  Bilanz-Kontinuität 
fordernden  Steuerbehörde  kommt  in  folgender  Entscheidung  zum 
Ausdruck : 

„Hat  einmal  eine  Herabschreibung  auf  den  wirklichen  Wert  statt- 
gefunden, so  ist  ein  Zurückgehen  auf  den  höhern  Anschaffimgspreis  unter  Abzug 
der  jährlichen  regelmäßigen  Abnutzung  später  unzulässig,  weil  sich  dadurch  ein 
fiktiver  Gewinn  ergeben  und  zur  eventuellen  Verteilvmg  als  Dividende  bereit- 
gestellt werden  Tvürde,  was  ungesetzlich  wäre." 

Im  Zusammenhang  hiermit  noch  nachstehende,  den  Fall  nach- 
zuholender Wertherabsetzung  betreffende  Entscheidung: 


1)  Staub  S.  891;  Anmerkg.  7  zu  §  261. 

2)  Kaufmann  XI.    S.  560. 
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„Aber  auch  in  späteren  Jahren  steht  es  der  Gesellschaft  frei,  den  Wert 
der  Betriebs-Gegenstände  auf  den  niedrigem  Avirklichen  Wert  herabzuschreiben. 
Diese  Befugnis  beruht  auf  der  positiven  gesetzlichen  Vorschrift  des  §  261  Nr.  3 
H.G.B.,  und  es  kann  deshalb  nicht  in  Betracht  kommen,  ob  dabei  vielleicht  eine 
bereits  vor  der  maßgebenden  Durchschnittszeit  liegende  Wertverminderung  noch 
Berücksichtigung  findet"  (vgl.  E.  in  St.  XII.  315). 

(NB.:  Der  ,, wirkliche"  Wert  ist  der  gemeine  Wert  im  Sinne 
des  §  9  des  Ergänzungssteuer-Gesetzes  in  der  Fassung  vom  19.  Juni  1906, 
d.  h.  der  objektive  Verkaufs  wert,  unter  der  Voraussetzung  des 
Fortbestandes  des  Geschäfts.) 

II.    Der  Wertausatz  im  einzelnen. 

Bevor  über  die  direkte  Bewertung  der  einzebien  Vermögens- 
Gegenstände  gesprochen  wird,  mag  darauf  hingewiesen  werden,  daß 
die  folgenden  Darlegungen  das  außerordentlich  vielseitige  Thema  nicht 
erschöpfen,  sondern  vornehmlich  auf  die  für  die  Erfolgs-Berechiumg 
wichtigsten  Umstände  erstreckt  werden  sollen. 

Gliederung   der  Yermögens-Gegenständc.      Ich   gliedere   die   Ver- 
mögens-Gegensläiidc  für  die  Besprechung  folgendermaßen: 
A.    Tausehgüter.    (Für  Betriebszwecke  umlaufendes  Vermögen.) 

I.  Betriebsmittel. 

a)  Geld  und  Geldsurrogate: 

1.  Bargeld   (einschließlich  Coupons  und  Sorten). 

2.  Kredit -Papiere  (Wechsel,  Schecks  und  Effekten  aller  Art). 

b)  Forderungen  und  Schulden: 

1.  Debitoren  (einschließlich  Hypotheken,  Beteiligungen,  Bank-  und 
Postscheckkonto-Guthaben). 

2.  Kreditoren    (einscliließlich   Bankschulden,   eigene  Akzepte   und 
Eventual- Verbindlichkeiten). 

II.  Veräußerungs-Gegenstände. 

Zum  Umsatz  mit  Erfolg  bestimmte: 

a)  W.aren    (einschließlich  Materialien,  Halb-  und  Fertigfabrikate). 

b)  Wertpapiere  (die  oben  initer  I  a  2  als  Betriebsmittel  aufgeführten 
Kredit-Papiere:  1.  Wech.sel  uiul  2.  Effekten  aller  Art  gelten  im 
Bankbetriebe  vornehmlich  als  Veräußerungs-Gegenstände,  weil  sie 
dort  Waren-Charakter  annehmen;  ihre  Bewertung  soll  deshalb 
nicht   iDiter  I  a  2,  sondern  unter  II  b  besprochen  werden). 

B.    Gebrauchsgüter.    (Für  Betriebszwecke  gebundenes  Vermögen.) 

I.  Botriebs-Gegenstände. 

a)  Immobilien:    Grundstücke. 

b)  3Iobilien:  Maschinen.  Werkzeuge.  Werkstatt-  und  Kontor- 
Utensilien.    Fuhrpark.    Modelle.    Zeichnungen.    Entwürfe  u.  dgl. 
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IL  Immaterialgüter. 

a)  Mit    ge.setzlich  begrenztem  Zeitablauf  (Patent-,  Gebrauchsmuster-, 
Geschmacksmuster-,  Warenzeichen-,  Verhigsrechte  usw.). 

b)  Mit     vertraglich     begrenztem    oder     unbegrenztem    Zeitablauf 
(z.  B.  Geschäftswert). 

Ausdrücklich  sei  hervorgehoben,  daß  mit  den  zu  den  einzelnen 
Kategorien  gegebenen  Beispielen  kein  Anspruch  auf  Vollständigkeit  ge- 
macht wird.  Angeführt  sind  nur  die  Haupt  Vertreter  der  einzelnen 
Gütergattungen,  worauf  die  folgenden  Besprechungen  beschränkt 
werden  sollen. 

Hiernach  ist  über  die  Bewertung  im   einzelnen  zu  sagen: 

A.    Tauschgütor. 

I.  Betriebsmittel.' 

a)  Geld  und  Geldsurrogate: 

a  1)  Bargeld: 

Deutsches  Geld.  Deutsehe  Reichs-[Währungs-(Gold-),  Scheide- 
(Silber-),  Nickel-  und  Kupfer- jMünzen  sind,  ebenso  wie  Deutsche  Reichs- 
kassenscheine imd  Deutsche  Banknoten,  zum  Nennwert  zu  bilan- 
zieren. 

Ausländische  Gelder  und  Coupons.  Ausländisches  Bar-  und 
Noten-Geld  (Sorten)  ist  nach  §  40  H.G.B.  zum  Kurse  des  Bilanztags, 
nach  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  zu  demselben  Kurse,  oder  zum  Anschaffungs- 
kurse zu  bewerten,  falls  dieser  niedriger  als  jener  stand.  Das  gleiche 
gilt  für  die  Umrechnung  der  Coupons  ausländischer  Effekten,  so- 
weit ilu'  Eingang  als  gesichert  gelten  darf. 

Als   Bargeld  dürfen  außerdem  bilanziert   werden: 

Deutsche  Coupons.  Fällige  Zinsen-  und  Dividenden-Scheine 
deutscher  Wertpapiere,  wenn  deren  Einlösung  unzweifelhaft  ist. 
Soweit  sie  dies  nicht  ist,  sind  die  darauf  entfallenden  Werte  mii 
den  erforderlichen  Betrag  gekürzt  anzusetzen. 

Kassebons.  Kassebons,  die  sich  auf  Barentnahmen  beziehen, 
deren  endgültige  Verrechnung  mit  dem  Empfänger  erst  später  möglich 
ist.  Hierzu  gehören  beispielsweise  Löhne-,  Gehälter-  und  Reise- Vor- 
schüsse. Voraussetzung  für  das  Recht,  Kassebons  als  vollgültige  Kasse 
zu  bilanzieren,  ist  natürlich,  daß  die  Gegenleistung  mit  Sicherheit  er- 
wartet werden  darf .  Demnach  wäre  unzulässig,  etwa  in  bar  gewährte 
Darlehne,  die  aus  irgendeinem  Grunde  gefährdet  erscheinen,  dem 
Konto  des  Darlehns-Empfängers  zu  Lasten  der  Kasse  gutzubringen, 
um  den  Darlehns-Betrag  dann  in  Gestalt  eines  Kassebons  zum  Kasse- 
Bestand  schlagen  zu  können.  Daß  man  den  Gesamtbetrag  der  Kasse- 
ls* 
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bons  bei  ordnungsmäßiger  Kassefühnmg  iiichl  zu  großen  Umfang  an- 
nehmen lassen  wird,  ist  selbstverständlich.  Zur  guten  Ordnung  geliört 
auch,  daß  der  Text  jedes  Bons  erkennen  lasse,  wofür  der  Betrag  an 
den  Unterzeichner  verausgabt  worden  ist. 

Trausitorischc  Marken-Bilanziening.  Brief-,  Versicherungs-  und 
Stempel-Marken  jeder  Art.  Soweit  diese  Marken  nicht  ohnehin  an 
Stelle  baren  Geldes  (z.  B.  als  Wertbrief -Einlagen)  in  die  Kasse  gelegt, 
sondern  als  Bestände  der  Nebenkassen  (Porto-,  Wechselstempel- 
Kasse  usw.)  am  Ende  des  Bilanztags  inventiert  sind,  müssen  sie  zu 
Lasten  des  Kasse-Kontos  den  bezüglichen  Konten  (Unkosten-,  Porto- 
Konto  u.  dgl.)  für  den  Bilanztag  gutgebracht  und  zu  Begiini  des  Neujahrs 
unter  Umkehrung  des  Buchungssatzes  wieder  zumckgebucht  werden. 
Einlieferungsscheine.  Einlieferungsscheine  über  noch  aus- 
stehende P^isenbahn-  und  Postnachnahmen,  falls  deren  Annahme  als 
gesichert  angesehen  werden  darf.  Andernfalls  (auch  wenn  große  Be- 
träge in  Betracht  kommen)  ist  vorzuziehen,  die  ausstehenden  Beträge 
über   Debitoren- (Kontokorrent-)Konto  zu  verrechnen. 

Schecks  in  3Iarkwälirung.  Giro-  und  Postscheck-Guthaben.  Schecks 
in  fremder  Währung.  Auf  das  Inland  oder  auf  das  Ausland  in  deutscher 
Markwährung  lautende  Schecks,  soweit  ihr  Eingang  als  sicher  gelten 
darf  (nötigenfalls  mit  dem  um  den  vermutlich  zu  erwartenden  Ausfall 
gekürzten  Betrag),  rechnet  man  nicht  selten  ebenso  zum  Kasse-Bestaud, 
wie  Reichsbankgiro-  und  Postscheckkonto-Guthaben,  weil 
deren  Sicherheit  ihnen  Bargeld-Charakter  verleiht.  Dies  gilt  auch  für 
Schecks  in  fremder  Wälirüng,  die  man  zum  Tageskurse  nach  §  40 
oder  zum  niedi'igern  Anschaffungskurse  nach  §  261  Ziff.  1  unter  Ab- 
zug etwa  erforderlicher  Abschreibungen  wegen  vielleicht  zu  erwarten- 
den Regresses  bewertet.  (Obgleich  ich  Reichsbankgiro-  und  Postscheck- 
konto-Guthaben in  der  obigen  Zusammenstellung  vom  Standpunkt 
formaler  Einteilung  zu  den  Forderungen,  Schecks  zu  den  Kredit- 
Papieren  genommen  habe,  mußte  ich  diese  Vermögensteile  hier  den- 
noch zum  Bargeld  rechnen,  weil  man  sie  in  Bilanzen  von  Handels-  und 
Industrie-Betrieben  vorwiegend  zum  Kasse-Bestand  schlägt.  In  den 
Bankbilanzen  pflegte  man  Reichsbankgiro-  und  Postscheckkonto-Gut- 
haben bisher  ebenfalls  meist  mit  dem  Kasse-Bestande  zusammen  aus- 
zuweisen. Nach  dem  neuen  Bankbilanzen-Schema  sollen  Kasse,  Sorten 
und  Coupons  jedoch  künftig  eine  Gruppe  füi*  sich  bilden,  wogegen 
Reichsbankgiro-  und  Postscheckkonto-Guthaben  unter  ,, Guthaben  bei 
Noten-  und  Abrechnungs-Banken"  bilanzmäßig  zu  verrechnen  sind.) 

Kassebcstand-Kontrolle.  Nur  angedeutet  zu  werden  braucht,  daß 
der  ef  fckt  i  VC  Kasse-Bestand  mit  dem  buchmäßigen  (dem  der  Kasse- 
Grundbücher,  wie  auch  dem  des  Kasse-Hauptbuchkontos)  genau  über- 
einstimmen muß.   Wie  zu  verfahren  ist,  wenn  Differenzen  zwischen  Ist- 
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und    Sollbestand    vorliegen,    wolle   der    Leser   den    Ausführungen    auf 
S.  79ff.  entnehmen. 

Kasse-Re\isionsbücher.  Bei  großen  Kasse-Beständen  ist  emp- 
fehlenswert, Kasse-Salden-  oder  Revisionsbücher  zu  führen, 
in  denen  genau  zu  vermerken  ist,  aus  welchen  Geldsorten,  Belegen, 
Marken  usw.  der  Gesamtbestand  sich  zusammensetzt. 

a  2)   Kredit-Papiere: 

Teils  unter  „Bargeld",  teils  unter  „Veräußerungs- Gegenstände" 
besprochen.  Als  Kreditpapiere  figurieren  in  der  obigen  Übersicht  über 
die  Vermögens-Gegenstäiide :  Wechsel,  Schecks  und  Effekten  alier  Art. 
Die  Schecks  habe  ich  vorstehend  zum  Bargeld-Posten  gerechnet. 
Der  bilanzmäßige  Ansatz  der  Wechsel  und  Effekten  soll  —  wie 
ich  in  der  Übersicht  begründet  habe  —  unter  den  Veräußerungs-Gegen- 
ständen (unter  II  b)  besprochen  werden. 

b)  Forderungen  und  Schulden: 

b   1)    Debitoren: 

§  40  Abs.  3  H.G.B.  überflüssig.  Nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  sind 
alle  Vermögens-Gegenstände,  also  auch  die  Forderungen,  zu  dem  für 
den  Bilanztag  gültigen  Zeitwert  anzusetzen.  Danach  ist,  streng 
genommen,  überflüssig  die  Vorschrift  des  §  40  Abs.  3  H.G.B. , 
wonach  ,, zweifelhafte  Forderungen  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Werte 
anzusetzen,  uneinbringliche  Forderungen  abzuschreiben  sind".  Denn 
dieser  Vorschrift  muß  ohnehin  Folge  gegeben  werden,  wenn  der 
ZeitAvert  einer  Forderung   richtig  zum  Ausdruck  kommen   soll. 

Wert  ist  Buchwert.  Bewertung  nur  bei  Zweifeihaftigkeit.  Soweit 
der  Eingang  einer  Forderung  als  sicher  gelten  darf,  stimmt  ilire  Höhe 
bei  ordnungsmäßiger  Buchführung  mit  ihrem  Buchwert  überein.  Da 
der  Wertansatz  sich  dann  ohne  weiteres  mit  dem  Konto-Saldo  deckt, 
kommt  eine  eigentliche  Bewertung  nicht  in  Frage.  Von  solcher  kann 
man  demnach  nur  reden,  wenn  der  Wert  der  Forderung  zweifelhaft  ist. 

Gründe  für  Zweifelhaftigkeit.  Zweifelhaft  kann  eine  Forderung 
sein,  wenn: 

1.  sie  (nach  §§  194ff.  B.G.B.)  verjährt  ist  und  fraglich  erscheint, 
ob  der  Verjälirungs-Einwand  erhoben  werden  wird  (praktische  Be- 
deutung können  solche  Fälle  nur  erlangen,  wenn  der  Gläubiger  entweder 
im  großen  und  ganzen  ein  säumiger  Mahner  ist,  oder  wenn  er  sonst  gute 
Kunden,  die  diesen  oder  jenen  Posten  rechtzeitig  zu  bezahlen  übersehen 
haben,  aus  falscher  Rücksichtnahme  heraus  nicht  um  Zahlung  angehen 
zu  dürfen  glaubt.  Bei  geordnetem  Mahn  verfahren  wird  darauf  gehalten 
werden,  daß  eine  Forderung  vor  dem  Eintritt  der  Verjälirung  einge- 
trieben oder  doch  wenigstens  im  Interesse  späterer  Einziehbarkeit  aus- 
geklagt ist).     Bankbetriebe  werden  der  Möglichkeit  des  Differenz- 
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Eiuwands  aus  Spekulations-Geschäften  durch  bihinziellc  Jlückstel- 
lung  Rechnung  tragen  müssen; 

2.  sie  eiiigekhigt  werden  muß  und  der  Beklagte  ihren  tatsächlichen 
(wirtschafl Hellen)  oder  rechtlichen  Bestand  mit  Aussicht  auf  Erfolg 
anzufechten  scheint  [hiernach  können  Einwendungen,  die  böswillig 
oder  nur,  um  die  Entscheidung  hinauszuzögern,  erhoben  werden,  die 
Einbringlichkeit  (Bonität)  der  Forderung  als  solche  keineswegs  be- 
einträchtigen]; 

3.  das  Konto  des  Kunden  eine  schleppende  oder  immer  sclileppen- 
der  werdende  Zahlungs weise  erkennen  läßt,  und  wenn  von  Geschäfts- 
freunden oder  Auskunfteien  eingeholte  Auskünfte  den  ungünstigen 
Eindruck  bestätigen  oder  verstärken.  Selbstverständlich  muß  dann 
energisch  gegen  solchen  Kunden  vorgegangen  werden.  Fällt  jedoch 
die  Notwendigkeit  bilanzieller  Bewertung  mit  den  zu  treffenden  Maß- 
nahmen zeitlich  zusammen,  so  ist  die  Höhe  des  wahrscheinlich  zu  er- 
wartenden Ausfalls  für  die  Bilanz  nach  bestem  Wissen  zu  schätzen 
(wohl  zu  beachten  sind  die  nicht  seltenen  Fälle,  daß  gut  situierte  Schuld- 
ner nur  deshalb  Zielüberschreitungen  sich  zuschulden  kommen  lassen, 
um  mit  dem  geschuldeten  Gelde  inzwischen  vorteilhaft  zu  arbeiten, 
während  bereits  in  Zahlungs-Schwierigkeiten  steckende  Schuldner  be- 
sonders vorsichtige  Gläubiger  zum  Nachteil  allzu  säumiger  oder  nach- 
sichtiger Gläubiger  prompt  bezahlen;  in  beiden  Fällen  kann  somit  der 
Eindruck  des  Kontos  zu  falschen  Schlüssen  über  die  Bonität 
des  Schuldners  verleiten); 

4.  der  Schuldner  im  Einverständnis  mit  seinen  Gläubigern  liqui- 
diert, oder  wenn  er  in  Konkurs  geraten  ist,  ohne  daß  beidemal  die 
an  die  Gläubiger  verteilbare   Quote  schon  feststeht. 

In  allen  vorstehend  erwähnten  und  in  anderen  ähnlichen  Fällen 
ist  die  Minderung  des  Werts  der  Forderung  unter  Würdigung  aller 
hineinspielenden  Umstände,  also  streng  individuell,  vom  Kaufmann  zu 
schätzen  und  danach  zu  bilanzieren.  Regeln  lassen  sich  darüber  natur- 
gemäß  in'cht  aufstellen. 

Gründe  für  Uueiubringlichkeit.  Uneinbringlich  ist  eine  Forde- 
rung, wenn: 

1.  sie  verjährt  und  mit  Sicherheit  zu  erwarten  ist,  daß  der 
Schuldner  den  Einwand  der  Verjährung  erheben  wird; 

2.  im  Fall  der  zum  Bilanz-Termin  schwebenden  Klage  berechtigte 
Einwendungen  des  Beklagten,  Sachverständigen-Gutachten  oder  Zeugen- 
Aus.sagen  den  rechtlichen  oder  tatsächlichen  Bestand  der  Forderung 
mit  Erfolg  bereits  aufheben.  Zu  bilanzieren  ist  dann  nur  der  etwa  noch 
rmerschütterte  Rest  der  Forderung; 

3.  die  Klage  in  letzter  Instanz  abgewiesen,  oder  insoweit  sie 
abgewiesen  ist; 
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4.  der  Schuldner  zali  hi  iigsunfah  i  u  wird,  wenn  fruelitlo«  ge- 
pfändet oder  das  Konkurs- Verfahieii  infolge  Mangels  an  Masse 
abgelehnt   oder  eingestellt   wird; 

5.  der  Schuldner  verschollen  oder  ohne  greifbaren  Nachlaß  a er- 
storben ist; 

6.  der  Schuldner  im  Auslande  aus  rechtlicheji  oder  tatsächliclien 
Gründen  nicht  verfolgt  werden  kann; 

7.  der  Schuldner  den  Offenbarungseid  geleistet  oder  (wenn  auch 
in  der  offenbar  böswilhgen  Absicht,  die  Gläubiger  zu  benachteihgen) 
seine  Vermögens-Gegenstände  auf  Dritte  übertragen  hat;  derart,  daß 
ihm  die  Absicht  der  Benachteiligung  mit  rechtlich  zureichenden  Gründen 
nicht  nachgewiesen,  die  ., Schiebung"  sonach  mit  Erfolg  nicht  ange- 
fochten werden  kann; 

8.  das  Konkurs -Verfahren  beendet  oder  ein  Vergleich  oder 
Zwangsvergleich  geschlossen  ist.  Uneinbringlich  wird  dann  der  aus 
der  Konkursmasse  nicht  gedeckte  oder  der  dem  Schuldner  im  Ver- 
gleichswege erlassene  Teil  der  Forderung. 

In  einigen  der  vorgenannten  Fälle  (z.  B.  Offenbarungseid,  frucht- 
lose Pfändung,  eingestellter  oder  beendeter  Konkurs)  ist  jedoch  bekannt- 
lich nicht  ausgeschlossen  die  Möglichkeit,  früher  oder  später  dennoch 
Zahlung  vom  Schuldner  zu  erlangen. 

Durch  Sidierheiton  gedeckte  Forderungen.  Nur  kurzer  Erwähnung 
bedarf,  daß  alle  vorstehend  genannten,  den  Wert  ausstehender  Forde- 
rungen mindernden  oder  aufhebenden  Momente  insoweit  selbstver- 
ständlich ausgeschaltet  werden,  als  die  Forderungen  durch  Pfand, 
Hypothek  oder  Biü^gschaft  gedeckt  sind  und  der  Realisierung  dieser 
Sicherheiten  Bedenken  rechtlicher  oder  tatsächlicher  Art  nicht  ent- 
gegenstehen. Also  auch  bereits  verjährte  Forderungen  können 
unter  dieser  Voraussetzung  nach  §  223  B.G.B.  noch  geltend  gemacht 
werden.  Daß  die  als  Deckung  der  Forderungen  empfangenen  Sicher- 
heiten als  solche  bilanzmäßig  außer  Ansatz  zu  bleiben  haben, 
leuchtet  ohne  weiteres  ein.  Erst  die  durch  ihre  Realisierung  erlangten 
Vermögenswerte  finden  buchmäßigen  Ausdrück. 

Pfandverbiudlichkeits-Konten.  Hiernach  braucht  nur  kurz  hin- 
gewiesen zu  werden  auf  die  jedem  Sachverständigen  bekannte  Tat- 
sache, daß  aus  der  Bilanz  selbst  nicht  ersichtlich  wird,  inwieweit  Forde- 
rungen etwa  durch  Sicherheiten  von  Schuldnern  oder  anderen  Dritten 
gedeckt,  oder  inwieweit  als  Sicherheiten  für  eigene  Schulden  Teile  der 
Aktivawerte  an  die  Gläubiger  verpfändet  sind.  Will  man  —  was  im 
Interesse  der  Bilanz-Klarheit  sehr  empfehlenswert,  geschäftspolitisch 
allerdings  nicht  selten  unzweckmäßig  ist  —  Sicherheiten  bilanziell  er- 
kennbar machen,  so  kann  man  dies  vor  dem  Bilanzstrich  oder  am 
Fuße  der  Bilanz  tun.    Hat  ein  Kaufmann  eigene  Vermögens-Gegenstände 
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im  Interosse  Dritter  an  deren  Gläubiger  verpfändet,  so  dürfen  die  ver- 
pfändeten Gegenstände  bilanziell  voll  aktiviert  werden,  solange 
mit  Gewißheit  anziuiehmen  ist,  daß  eine  Beanspruchung  aus  der 
Verpfändung  nicht  stattfinden  wird.  Insoweit  dagegen  mit  solcher 
Möglichkeit  gerechnet  werden  muß,  sind  die  verpfändeten  Vermögens- 
Gegenstände  in  den  Aktiven  nach  Maßgabe  des  Risikos  niedriger  an- 
zusetzen, oder  auf  der  Passiva-Seite  ist  ein  Korrektiv-  (z.  B.  Pfand- 
verbindlichkeits-  oder  Bürgschafts-  oder  dergl.-)  Konto  zu 
bilden,  dessen  Verrechnung  unter  den  Kreditoren  vom  bilanzrechtlichen 
Standpiuikt  durchaus  statthaft  wäre,  weil  eine  Pf  and  Verbindlichkeit, 
aus  der  man  offenbar  in  Anspruch  genommen  werden  wird,  reclitlich 
und  wirtschaftlich  unbedingt  als  Schuld  anzusprechen  ist. 

Forderimgen  in  fremder  Währung.  Auf  fremde  Währung  lautende 
Fordenmgen  sind  nach  den  füi-  den  Bilanztag  gültigen  Börsenkursen 
in  die  heimische  Währung  umzurechnen. 

Zinsen  und  Provisionen.  Der  Verzinsung  oder  der  Provisionierung 
unterliegende  Forderungen  sind  einschließlich  der  füi'  den  Bilanztag 
aufgelaufenen  Zinsen  und  Provisionen  anzusetzen.  Bankguthaben 
und  Bankschulden  sind  demnach  zu  bilanzieren  auf  Grund  der  für 
den  Bilanztag  einzufordernden  Bankauszüge,  welche  die  bis  dahin  auf- 
gelaufenen Zinsen  und  etwa  entstandenen  Provisionen  enthalten.  Ebenso 
sind  Darlehnszinsen  und  von  den  Schuldnern  im  Waren-Handels- 
verkehr anerkannte  Verzugszinsen  bei  der  Bilanzierung  zu  berück- 
sichtigen, also  spätestens  per  Bilanztag  zu  buchen. 

Betagte  Forderungen.  Im  allgemeinen  läßt  der  Kaufmann  sonstige, 
wenn  auch  theoretisch  berechtigte  Zinseneinflüsse  bei  der  Bilanzieriuig 
außer  Betracht.  So  werden  beispielsweise  Forderungen,  die  erst  eine 
bestimmte  Zeit  nach  dem  Bilanztage  fällig  werden  (betagte  oder 
befristete  Forderungen),  unter  der  Voraussetzung  ihrer  unbedingten 
Einbringlichkeit  zum  Fälligkeitswert  bilanziert  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  sie  etwa  vertraglich  unverzinslich  sind,  mithin,  genau  genommen, 
per  Bilanztag  um  den,  im  Fall  vertraglicher  Verzinsung  vom  Bilanz- 
tage bis  zum  Fälligkeitstage  auflaufenden  oder  infolge  der  Zinslosigkeit 
für  diese  Zeit  verloren  gehenden  Zinsenbetrag  gekürzt  werden  müßten. 
Als  Regel  gilt  sonach  in  der  Bilanz-Praxis:  betagte  (befristete) 
Forderungen  werden  zum  Fälligkeitswert  bilanziert,  unab- 
hängig davon,  ob  sie  vertraglicher  Verzinsung  oder  Zinslosigkeit  unter- 
liegen. Rechtlich  betrachtet  besteht  jedoch  kein  Hindernis,  zinslose 
betagte  Forderungen  um  den  vom  Bilanztage  bis  zum  Fälligkeitstage 
verloren  gehenden  Zinsenbetrag  (Zwischenzins  =  interusuriuin)  zu 
kürzen,  mit  anderen  Worten:  sie  zu  diskontieren.  Demnach  bleibt 
in  der  Bilanz-Praxis  außer  Betracht  die  Tatsache,  daß  unverzinsliche 
Forderungen  sehr  verschiedene  Laufzeit  haben,  daß  mit  hin  die  in  Ver- 
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lust  geratenden  Zinsenbeträge  sehr  verschieden  hoch  sein  können,  daß 
ferner  auch  verzinsliche  Forderungen,  je  nach  der  Höhe  der  verein- 
barten Zinssätze,  für  den  Bilanztag  von  verhältnismäßig  sehr  verschie- 
denem Werte  sind. 

Forderiinas-Diskout.  Sehr  selten  begegnet  einem  in  den  ordent- 
lichen Jahresbilanzen  kaufmännischer  Unternehmungen  ein  auf  die 
Diskontierung  von  Forderungen  bezüglicher  Abzugsposten  auf  der 
Aktiva-  oder  ein  Korrektivposten  (Bewertungs-Konto)  auf  der  Passiva- 
Seite.  Wollte  man  korrekt  verfahren,  so  würden  die  am  Bilanztage  aus- 
stehenden Waren-Forderungen  nach  Maßgabe  des  darauf  gewährten 
Ziels  sämtlich  mit  Wirkung  auf  den  Bilanztag  diskontiert  werden 
müssen.  Will  man  die  Diskontierung  jedes  einzelnen  Postens  um- 
gehen, bringt  man  den  Durchschnitts-Diskont  auf  den  Debitoren- 
Gesamtbetrag  in  Ansatz.  Man  bilanziert  also,  wenn  die  Debitoren- 
Summe  auf  der  Aktiva-Seite  etwa  56312,80  M  beträgt  und  man  den 
Diskont  auf  der  Passiva-Seite  bewerten  will,  auf  dieser  Seite  etwa 
wie  folgt : 

1/2%  Diskont    auf    Debitoren   281,55  M. 

Unterliegt  die  Debitoren-Gesamtsumme  von  Bilanz  zu  Bilanz 
nicht  wesentlichen  Schwankungen,  so  verliert  die  Diskontierung  jeden 
materiellen  Einfluß  auf  den  Erfolg,  weil  dann  ein  Ausgleich  zwischen 
den   Jahren  stattfindet. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  übrigens  erwähnt,  daß  betagte  unver- 
zinsliche Forderungen  in  Konkursbilanzen  (nach  §  65  K.O.)  zu  dis- 
kontieren sind;  und  zwar  zum  gesetzlichen  Zinsfuß,  der  nach  H.G.B. 
§  352=  5  %,  nach  B.G.B.  §§  246  und  288=  4  %,  nach  W.O.  Art.  50 
und  51  =  6  %  beträgt. 

Gedacht  sei  nun  noch  der  Bilanzierung  von  Hypotheken,  des  Agios 
und  Disagios,  ferner  der  Beteiligungen  als  besonders  gearteter  Forde- 
rungen oder  Verbindlichkeiten. 

Hypotheken.  Hypotheken  können  aktiver  oder  passiver  Natur 
sein,  weil  sie  sowohl  gegebene,  wie  auch  empfangene  Darlehns-Beträge 
zu  bezeichnen  vermögen.  Die  von  Knappe  (S.  33)  vorgenommene 
Scheidung  in  Hypotheken-Konto  für  Hypotheken  -  Schulden  und 
Eigenes  Hypotheken-Konto  für  Hypotheken-Forderungen  bringt 
den  Gegensatz  zwischen  Schuld  und  Forderung  nicht  hinreichend 
zum  Ausdruck.  Soweit  Hj^potheken  niu?  als  Forderungen  oder  nur 
als  Schulden  vorkommen,  ist  solche  terminologische  Unterscheidung 
außerdem  überflüssig,  weil  das  Hypotheken-Konto  auf  der  Passiva- 
Seite  nur  Hypotheken-Schulden,  auf  der  Aktiva-Seite  nur  Hypo- 
theken-Forderungen bedeuten  kann.  Kommen  jedoch  beide  Hy- 
pothekenarten gleichzeitig  in  einem  Betriebe  vor,  so  ist  es  im 
Sinne  der  Bilanz-Klarheit  nicht  gestattet,  nur  den  Saldo  beider  Arten 
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zu  bilanzieren,  vielmehr  ist  dann  zweckmäßig  ein  Hypotheken -Forde- 
rungskonto vom  Hypotheken- Schuldenkonto  gesondert  zu  führen 
und  zu  bilanzieren.  Regelmäßig^)  deckt  der  zu  bilanzierende  Hypo- 
theken-Betrag sich  mit  dem  als  Hj^othek  ausgelieheneu  oder  empfan- 
genen Betrage.    Zwei  Ausnahmen  von  dieser  Regel  will  ich  erwähnen. 

Damno.  Nicht  selten  ist  der  empfangene  Darlehns-Betrag  kleiner 
als  der  nach  einer  bestimmten  Frist  zurückzuzahlende,  weil  vom  Nenn- 
wert des  Darlehns  von  vornherein  ein  Damno  (Abschluß-Gebühr, 
Pro\ision  od.  dgl.)  in  Abzug  gebracht  worden  ist.  Bei  einer  mit  5  % 
Damno  auf  fünf  Jahre  fest  geAvährten  Hypothek  von  50000  M  empfängt 
der  Schuldner  statt  des  Nennwerts  von  50000  M  nur  47500  M,  muß 
aber  für  den  Fall  der  Kündigung  nach  fünf  Jahren  volle  50000  M  zur 
Rückzahlung  bereit  stellen. 

Dessen  Verteilung.  Es  wäre  verfehlt,  etwa  vier  Jahre  lang  nur 
47500  M  als  Hypothekenschuld  zu  bilanzieren  und  die  2500  M  Damno 
erst  zu  Lasten  des  letzten  Jahrs  zu  verrechnen.  Ebensowenig  richtig 
wäre  der  andre  Weg,  das  gesamte  Damno  sogleich  zu  Lasten  des  ersten 
Jahrs  zu  verbuchen,  somit  von  vornherein  statt  der  empfangenen 
47500  M  die  frühstens  nach  fünf  Jaliren  zurückzuzahlenden  50000  M 
zu  bilanzieren.  Empfehlenswert  und  richtig  Märe  vielmehr  nur,  das 
Damno  von  2500  M  auf  die  fünf  Jahre  gleichmäßig  zu  verteilen, 
also  jährlich  500  M  dem  empfangenen  Darlehns-Betrage  hinzuzuschlagen, 
so  daß  der  zurückzuzahlende  Betrag  am  Ende  des  fünften  Jahrs  erreicht 
wäre.  Ganz  entsprechend  könnte  der  Darlehns geber  das  verdiente 
Damno,  falls  dies  ihm  selbst  zugute  käme,  als  Gläubiger  auf  die  einzelnen 
Jahre  verteilen,  um  zu  verhindern,  daß  der  ganze  Dannio-Betrag  dem 
ersten  oder  dem  letzten  Jahr  buchmäßig  allein  zufließt. 

Geschuldete  Hypothekenzinsen  als  Hypotheken-Zuwachs.  Außer 
dem  Fall  des  Damnos  kaim  mm  vorkommen,  daß  der  zu  bilanzierende 
Hj-potheken-Betrag  sich  mit  dem  als  Hypothek  ausgeliehenen  Betrage 
nicht  deckt,  wenn  vereinbart  ist,  daß  die  Hj'pothekenzinsen  nicht  ge- 
zahlt, sondern  dem  H3T^)otheken-Bctrage  zugeschrieben  werden  sollen ; 
oder  wenn  solche  Zuschreibung  geschieht,  weil  die  Zinsen  vom  Schuldner 
nicht  gezahlt  werden  können.  Da  nach  deutschem  Hj'pothekenrecht 
(vgl.  §§  1118  und  1119  B.G.B.)  geschuldete  HjTDothekenzin.sen  dem 
Range  nach  mit  der  Hypothek  gleichstehen,  den  im  Range  fol- 
genden HA-Jjotlieken  also  vorgehen  (übrigens  eine  für  die  Besitzer 
zweiter  Hjiiotheken  gefährliche  Berechtigung  erststelliger 
Gläubiger,     die    im     Interesse    der    Erlangung    zweitstelliger    Hypo- 


1)  Die  bezüglich  der  Hypotheken -Bewertung  bei  Terrain -Gesellschaften 
vorkoranienden  luid  bei  Hjpothekenbanken  durch  das  Hypothekenbank- 
Gesetz  bedingten  Besonderheiten  lasse  ich  unter  Bezugnahme  auf  die  oben  (S.  <)) 
mitgeteilte  Abgrenzung  des  Stoffs  außer  Betracht. 
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theken  baldraöglich  aufgehoben  werden  möge!),  ist  gegen  die  Zu- 
schreibung  geschuldeter  Hypothekenzinsen  (Hypotheken-Konto  an 
Hypothekenzinsen-Konto)  zum  ausgehehenen  Hyiiotheken-Betrage  so 
lange  nichts  einzuwenden,  als  der  Tauschwert  des  beliehenen  Objekts 
solche  Zuschreibung  unbedingt  rechtfertigt.  So  kann  es  dahin  kommen, 
daß  der  Betrag  einer  Hypothek  sowohl  in  den  Büchern  des  Gläubigers, 
wie  in  denen  des  Schuldners,  von  Jalir  zu  Jahr  auf  völlig  legaler  Grund- 
lage um  die  darauf  geschuldeten  Zinsen  wächst,  und  daß  in  gleichem 
Maße  die  im  Range  nachstehenden  Hypotheken  an  Sicherheit  einbüßen 
können,  wenn  das  beliehene  Objekt  nicht  trotzdem  noch  unbedingte 
Deckungs-Garantie  auch  für  diese  bietet.  Soweit  es  sich  am  Bilanztage 
um  noch  nicht  fällige  Hypothekenzinsen  des  gerade  noch  laufenden, 
oder  um  noch  geschuldete  des  gerade  abgelaufenen  Vierteljahrs 
handelt,  deren  Eingang  sicher  zu  erwarten  ist,  hat  transitorische 
Bilanzierung  zu  erfolgen.    (Über  diese  Ausführliches  auf  S.  96ff.) 

Ganz  ähnlich  wie  beim  Hypotheken-Damno  liegen  die  Dinge  in 
bezug  auf  das  bei  Obligationen- Anleihen  entstehende  Agio  oder  Disagio 
(nochmals  sei  betont,  daß  die  für  Pfandbrief -Emissionen  durch  das 
Hypothekenbank-Gesetz  geschaffenen  Sonderbestimmungen  nicht  zum 
Thema  gehören;  ausführliche  Erörterungen  darüber  vor  allem  bei 
Rehm  (S.  299ff.)  und  in  der  Z.f.B.  XXI.  S.  241  ff.  und  Fortsetzungen). 

Agio.  Agio  ist  gegeben,  wenn  Schuldverschreibungen  (Obligationen) 
höher  bezahlt  werden,  als  sie  später  eingelöst  za  werden  brauchen,  oder 
wenn  Gesellschafts-Anteile  über  pari  ausgegeben  werden.  Der  letzt- 
genannte Fall  der  Ausgabe  von  Gesellschafts-Anteilen  mit  Aufgeld 
(Agio),  der  füi'  Aktien-  und  Kommandit  -  Aktiengesellschaften  nach 
§  262  Ziff.  2  H.G.B.  zu  buchen  ist,  interessiert  in  diesem  Zusammen- 
hang nicht.  Hier  haben  wir  nur  mit  der  bilanziellen  Bedeutung  des 
Agios  für  die  Bewertung  der  Obligationen  zu  tun.  Da  ist  zu  sagen, 
daß  der  aus  der  Emission  erzielte  Gewinn  (Emissions-Agio)  auf  die 
Laufzeit  der  Obligationen  in  der  oben  für  das  Damno  angedeuteten 
Weise  zu  verteilen  ist. 

Dessen  Verteilung.  Diese  Verteilung  geschieht,  indem  man  außer 
dem  Nennwert  der  Obligationen  auch  den  über  die  Emissions-Kosten 
hinaus  erzielten  Agio -Betrag  auf  die  Passiva -Seite  als  besondres 
Agio-Konto  setzt,  das  als  Korrektiv-Konto  anzusprechen  ist. 
Der  auf  jedes  Jahr  der  Emissions-Periode  entfallende,  als  ^Minderung 
der  Obligationenzinsen  zu  denkende  Agio- Anteil  wird  dann  dem  Agio- 
Konto  zugunsten  des  Gewinn-  und  Verlust-Kontos  belastet,  das  Agio 
somit  bis  zum  Schluß  der  Emissions-Periode  in  anteiligen  Jahresquoten 
zur  Verteilimg  gebracht.  Da  Unterbewertung  bilanzrechtlieh  nicht  ver- 
boten ist,  steht  nichts  entgegen,  das  Emissions-Agio  als  freiwillige 
Reserve  in  der  Bilanz  unvert  eilt  stehenzulassen.   Dagegen  würde  man 
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überbewerten,  mithiii  wider  das  Bilanzrecht  verstoßen,  wollte  man 
etwa  das  Eniissions-Agiokonto  in  einem  Jahr  zugunsten  höherer  Ge- 
winn-Verteilung zu  stark  mindern  oder  gar  gleich  ganz  zur  Verteilung 
bringen,  weil  dadurch  eine  Unterbewertung  der  Passiva-Seite,  das  ist 
eben  eine  positive    Überbewertung,  herbeigeführt  werden  würde ^). 

Dem  Emissions- Agio,  als  dem  bei  der  Emission  empfangenen 
A\ifgeld,  steht  gegenüber  das  Agio  in  Gestalt  des  bei  der  Einlösung 
zu  zahlenden  Aufgeldes,  ferner  das  Disagio  als  der  bei  der  Emission 
geschehene  Abzug. 

Disagio.  Sind  Obligationen  im  Betrage  von  1  Million  Mark  zu  pari 
ausgegeben,  jedoch  nach  10  Jahren  zu  103  %  zurückzuzahlen,  so  ist  das 
Aufgeld  von  3  %=  30000 M  (der  Einfachheit  halber  bleiben  in  diesen 
Beispielen  die  Emissions-Kosten  außer  Betracht)  auf  die  10  Jahre  zu 
verteilen.  Derart,  daß  außer  dem  Obligationen-Konto  im  Nominal- 
betrage von  1  Million  auf  der  Passiva-Seite  ein  Agio-Konto 
errichtet  wird,  dem  Jalir  für  Jahr  der  aufgelaufene  Agio-Betrag  zuge- 
fülirt  wird,  so  daß  zum  Rückzahlungs-Termin  das  Agio-Konto  mit 
30000  M  dotiert  zu  Buch  steht.  Gespeist  werden  mag  das  Agio-Konto 
zu  Lasten  des  Obligationen-Zinsenkontos,  weil  anzunehmen  ist,  daß 
die  Ursache  für  das  bei  der  Rückzahlung  mit  aufzubringende  Aufgeld 
in  einem  entsprechend  niedrigem  Satz  für  die  laufende  Verzinsung 
begründet  ist.  Fand  die  Ausgabe  hingegen  zu  97  %  statt,  ist  aber  zu 
100  %  nach  10  Jahren  zurückzuzahlen,  so  ist  der  Nominalbetrag  (bei 
Einlösung  über  pari  natüi-lich  der  höhere  Rückzahlungs-Betrag)  der 
1  Million  Obligationen  zwar  wiederum  auf  der  Passiva-Seite  anzusetzen. 
Die  in  solchem  Fall  Disagio  heißenden  30000  M  (die  Emissions-Kosten 
bleiben  auch  hier  der  Einfachheit  wegen  unberücksichtigt!)  sind  jedoch 
in  diesem  Fall  als  Abzugsposten  auf  der  Aktiva-Seite  als  Disagio- 
Konto,  das  gleichfalls  ein  Korrektiv-Konto  ist,  zur  Verrechnung  zu 
bringen.  Dieses  Disagio-Konto  ist  jährlich,  wiederum  zu  Lasten  des 
Obligationen-Zinsenkontos,  für  den  auf  jedes  Jahr  entfallenden  Disagio- 
Anteil  zu  erkennen,  bis  es  zur  Zeit  der  Rückzahlung  zu  Lasten  der 
Erfolgs-Rechnungen  der  letzten  10  Jahre  aufgelöst  ist  und  demnach 
auf  der  Passiva-Seite  nur  der  zurückzuzahlende  Nennwert  der  Obli- 
gationen in  Höhe  von  1  Million  Mark  noch  offen  steht'-).  In  ihrer 
Wirkung  auf  die  Erfolgs-Rechnung  sind  das  zu  bildende  Pas- 
siva-Agiokonto und  das  abzuschreibende  Aktiva-Disagiokonto  somit 
einander  gleich 

BctciligUDgen.     Beteiligungen  bei  fremden  Unternehmungen  sind 


■)  So  auch  Rehm  (S.  322). 

2)  Über  die  Agio-  und  Disagio-Vcrteilung  enthält  Näheres  der  Artikel 
Schmalenbachs  über:  ,,Die  Vorbuchung  von  Teilschuldverschreibungen"  in 
der  Z.  f.  h«-.  F.  II.  S.  361  ff. 
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in  der  Höhe  der  jeweilig  darauf  geleisteten  Einlage  zu  bilanzieren. 
Also  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwaige  überdurchschnittliche  Verzinsung 
der  Einlage.  Wenigstens  gebietet  dies  §  261  Ziff.  2  H.G.B.  Nach  §  40 
Abs.  2  H.G.B. ,  besonders  im  Fall  einer  Auseinandersetzung  oder  son- 
stiger Abtretung  des  Beteiligungsrechts  an  einen  Dritten,  steht  natür- 
lich einer  der  erzielten  höhern  Verzinsung  entsprechenden  höhern 
Bewertung  der  Beteiligung  nichts  entgegen.  Soweit  die  Erfolgs- Aus- 
sichten der  Beteiligung  dauernd  ungünstige  sind,  oder  ihre  Sicherheit 
sonst  gefährdet  erscheint,  wird  man  ihren  Einlagewert  durch  Abschrei- 
bung mindern  oder  den  voraussichtlich  zu  erwartenden  Ausfall  in 
Reserve  stellen  müssen.  Der  aus  der  Beteihgung  fließende  Ertrag  ist 
buchtechnisch  über  die  Erfolgs-Rechnung,  also  nicht  etwa  über  das 
Beteiligungs-Konto  zu  führen.  Sonst  würden  die  aus  Beteiligungen 
empfangenen  Gewinn-Beträge  den  Betrag  der  Beteiligimg  buchmäßig 
zu  Unrecht  mindern  (Kasse  an  Beteiligung)  oder  bei  vorläufiger  bloßer 
Belastung  des  Gewinns  (Beteiligung  an  Gewinn  und  Verlust)  zu  Unrecht 
erhöhen.  Zu  buchen  wäre  vielmehr  im  ersten  Fall:  Kasse  an  Beteili- 
gungs-Ertrag, im  zweiten:  Personenkonto  der  Firma,  bei  der  die 
Beteiligung  statthat,  an  Beteiligungs-Ertrag.  Das  Beteihgungs-Ertrags- 
konto  ist  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  abzuschließen,  bei  der  Zahlung 
des  Gewinns  das  Personenkonto  der  zahlenden  Firma  zu  Lasten  der 
Kasse  zu  erkennen. 

Besonders  die  dauernden  Beteiligungen  sind  nicht  unter  den 
Waren-Debitoren,  sondern  separat  zu  bilanzieren. 

Die  Unternehmungen,  bei  denen  die  Beteiligungen  stattfinden, 
bringen  deren  Betrag,  je  nach  dem  Charakter  der  Einlage  (ob  Kom- 
mandit-Einlage,  stille  Beteiligung,  Anteil  am  Stammkapital,  gewöhn- 
liches Darlehn  od.  dgl.)  auf  den  in  Betracht  kommenden  Kapital- 
Konten  oder  unter  den  Ki'editoren  zum  buchmäßigen  Ausdi'uck. 

Auf  wichtige,  die  Beteiligung  betreffende  buchtechnische  Momente 
weist   Staub   (S.  217;  Anmerkg.  7  zu  §  40)  hin: 

„Unter  den  Passiven  ist  auch  die  Einlage  des  stillen  Gesellschafters  zu  buchen 
(Anm.  1  zu  §  39),  ebenso  auch  die  in  das  Eigentum  des  Geschäftsinhabers  über- 
gegangene Barmitgift  der  Ehefrau.  Nicht  aber  ist,  was  Kaufleute  oft  unrichtig 
buchen,  bei  einer  o.H.G.  die  Barmitgift,  die  der  eine  Gesellschafter  bei  seiner 
Verheiratung  erhält  und  in  die  Geschäftskasse  legt,  zu  den  Passiven  der  Gesell- 
schaft derart  zu  rechnen,  daß  die  Frau  dafür  erkannt  wird;  vielmehr  ist  in  solchem 
Falle  Schuldner  der  Frau  ihr  Ehemann,  während  dem  Geschäfte  gegenüber  das 
Geld  die  Erhöhung  der  Einlage  des  verheirateten  Gesellschafters  bildet,  was 
besonders  im  Konkursfall  einen  wesentlichen  Unterschied  macht.  Nur  dann 
kann  die  Frau  erkannt  werden,  wejin  sie  wirklich  Gläubigerin  werden  sollte,  wenn 
sie  etwa  das  Geld  als  Dar  lehn  der  Gesellschaft  gegeben  hat." 

Über  die  zum  Zweck  der  Beteiligung  erworbenen  Effekten  gilt 
das  in  diesem  Abschnitt  unter  II  b.Gesagte.  Dort  sind  auch  die  Kon- 
sortial- Beteiligungen  besprochen  worden. 
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Diskonlierto  Buchfordenmgen.   Diskontierte  Buchforderungen  dür 
fen  natüi-lich  nur  angesetzt  Averdeu  mit  dem  Betrag,  um  den  der  Dis- 
kont-Erlös   hinter   dem    bilanzfähigen    Buchwert    der   diskontierten 
Forderungen  zurückbleibt . 

Nach  dorn  Bilanztage  eingetretene  oder  festgestellte  Ausfälle  an 
Debitoren.  Forderungen  an  Schuldner,  die  in  der  Zeit  zwischen  dem 
Bilanztage  und  dem  Bewertungs-  oder  Bilanzfeststellungstage  zweifel- 
haft oder  uneinbringlich  geworden  sind,  sollen  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B. 
dennoch  mit  dem  ihnen  füi-  den  Bilanztag  beizulegenden,  also  höhern 
Wert  bilanziert  werden.  Bestand  die  Wertminderung  nachweislich  schon 
vor  dem  Bilanztage,  wurde  sie  jedoch  erst  nach  jenem  Tage  festgestellt, 
so  ist  sie  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  bilanziell  zu  berücksichtigen.  Das 
will  die  öffentlichrechtliche  Gesetzes- Vorschrift.  Privatrechtlich 
dürfen  (und  werden  besonders  für  den  Fall  der  Gewinn- Verteilung)  die 
Wertminderungen  an  Forderungen  bilanzieir  auch  dann  zum  Abzug 
kommen,  wenn  sie  erst  nach  dem  Bilanztage  entstanden,  aber  noch 
vor  dem  Bewertungs-  oder  Bilanzfeststellungstage  festgestellt  worden 
sind.  Denn  Unterbewertung  ist  ein  Gebot  wirtschaftlicher  Vorsicht 
und  muß  deshalb  privatrechtlich  erlaubt  sein^). 

Bauksalden.  Die  aus  Bankverbindungen  resultierenden  Konto- 
korrent-Salden aktiver  oder  passiver  Natur  sind  einschließlich  der  bis 
zum  Ende  des  Bilanztags  aufgelaufenen  Zinsen  und  Provisionen  zu 
bilanzieren,  sofern  Bankguthaben  nach  Maßgabe  der  etwa  aus  irgend- 
einem Grunde  eingetretenen  Unsicherheit  der  Forderung  nicht  abge- 
schrieben werden  müssen. 

Minderungen  von  Bankguthaben.  Gründe  für  solche  Wertminderung 
brauchen  durchaus  nicht  immer  auf  Seiten  der  Bank  zu  liegen,  können 
vielmehr  beim  Gläubiger  selbst  zu  suchen  sein,  der  bei  der  Bank  viel- 
leicht spekulativ  stark  engagiert  ist,  aus  dessen  Engagements  sich 
aber  bedeutende  Verluste  ergeben,  derentwegen  die  Bank,  weil  hin- 
reichender Einschuß  nicht  zur  Verfügung  gestellt  werden  kann,  sich 
an  dem  Guthaben  des  Gläubigers  schadlos  hält.  Daim  ist  nach  er- 
folgter Anzeige  (,, Aufgabe")  der  Bank  das  Bankguthaben  vom  Gläu- 
biger in  seinen  Bücliern  aufgabegemäß  zu   mindern. 

b  2)    Kreditoren: 

Im  Gegensatz  zum  Art.  31  des  alten  H.G.B.,  womit  die  Schulden 
als  Bilanz-Bewertungsgegenstände  nicht  besonders  genannt  waren, 
heißt  es  im  §  40  Abs.  2  des  jetzt  gültigen  H.G.B.,  daß  sämthche  Ver- 
mögens-Gegenstände und  Schulden  zum  Tageswert  zu  bilanzieren  seien. 

Betagte  Schuldon.   Demnach  gilt  das  über  die  bilanzielle  Bewertung 


1)  Vgl.  hierüber  auch  S.  188  und  191.    Außerdem  Simon  S.  318ff.    Rehm 
S.  57—58,  789.    Passow  S.  18—19. 
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der  Forderungen  Gesagte  mutatis  mutandis  aucli  für  die  Schulden.  Bei 
befristeten  (betagten)  verzinslichen  Schulden  fallen  also  Tageswert 
und  zukünftiger  Fälligkeitswert  zusammen.  Befristete  unverzinsliche 
Schulden  wären  de  jure  auf  den  Bilanztag  zu  diskontieren,  de  facto 
wird  aber  auch  bei  ihnen  regelmäßig  der  Fälligkeitswert  bilanziert. 
Dies  ist,  da  die  Wirkung  auf  Unterbewertung  hinausläuft,  privatrecht- 
lich gestattet. 

Verjährte  Schulden.  Verjährte  Schulden,  denen  man  den  Verjäh- 
rungs-Einwand  entgegensetzen  will,  dürfen  zugunsten  der  Erfolgs- 
Rechnung  abgebucht   werden. 

Einiger  besonders  gearteter  Schulden,  wie  der  aufgenommenen 
Hypotheken  und  des  Agios,  der  empfangenen  Beteiligungs-Beträge 
und  der  Bankschulden  habe  ich  bereits  bei  der  Besprechung  der  Debi- 
toren mit  gedacht.  Hier  möge  nun  noch  besprochen  werden,  wie  eigene 
Akzepte,  ferner  Eventual- Verbindlichkeiten,  wie  z.  B.  Bürgschaften,  Ge- 
fälligkeits-Akzepte und  Garantien,  bilanzmäßig  zu  behandeln  sind.  Die 
ebenfalls  zu  den  Eventual-Verbindlichkeiten  zu  zälilenden  Wechsel- 
regreß-Verbindlichkeiten sollen  im  Zusammenhang  mit  der  Behandlung 
der  Wechsel-Bewertung  Berücksichtigung  finden. 

Eigene  Akzepte.  Eigene  Akzepte,  deren  Fälligkeit  über  den  Bilanz- 
tag hinausgeht,  sind  im  strengen  Sinn  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  um  den, 
auf  die  Laufzeit  nach  dem  Bilanztage  entfallenden  Diskont  gekürzt 
zu  bilanzieren.  DieseArt  der  genauen  Bilanzierung  wird  jedoch  nur  selten 
und  zwar  meist  geübt  von  Banken  in  bezug  auf  die  am  Bilanztage  schon 
weiterdiskontierten  eigenen  Akzepte.  Im  übrigen  pflegt  man  eigene 
Akzepte,  wie  gesagt,  zum  vollen  Fälligkeit s wert  zu  bilanzieren,  sie 
mithin  überzubewerten. 

Bürgschaften.  Verbindlichkeiten  aus  Bürgschaften  sind  nur 
bedingte  oder  Eventual-Verbindlichkeiten,  solange  angenommen 
werden  darf,  daß  der  Hauptschuldner,  zu  dessen  Gunsten  gebürgt 
worden  ist,  seinen  Verpflichtungen  nachkommt,  der  Bürge  also  aus  der 
Bürgschaft  nicht  in  Anspruch  genommen  werden  wird.  Immerhin 
besteht  auch  für  den  Fall  der  vermutlichen  Nichtinanspruchnahme  aus 
der  Bürgschaft  ein  Risiko,  weil  bis  zum  Ablauf  der  Büi'gschafts- 
Laufzeit  durchaus  unvorherzusehende  Fälle  eintreten  können,  die  eine 
vermutete  Nichtinanspruchnahme  in  eine  unbedingte  Inanspruchnahme 
aus  der  Bürgschaft  verkehren. 

Demnach  ist  zum  Fortlassen  auch  der  nach  gewissenhaftem  Er- 
messen gefahrlosen  Bürgschaften  aus  der  Buchführung  und  Bilanz 
nicht  zu  raten,  sondern  füi'  die  buchhalterische  Behandlung  der  Bürg- 
schaften hat  zu  gelten: 

Deren  buchmäßige  Behandlung.  Solange  die  Bürgschaft  als  praktisch 
belanglos  angesehen  werden  darf  und  muß,  weil  an  der  Zahlungsfähig 
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keit  und  Zahlungs^\■illigkeit  des  Hauptschukliu>rs  kcinerkn  Zweifel  be- 
t^lehen,  ist  der  Bürgschafls-Betrag  als  durchlaufender,  d.  h.  als 
aktiver  und  als  passiver  Posten  zugleich  zu  behandeln  (Bürgschafts - 
Schuldnerkonto  an  Bürgschafts-Konto).  Das  Bürgschafts- 
Schuldner-Konto  ist  Personen-Konto  und  kann  den  Namen  desjenigen, 
füi'  den  gebürgt  wird,  als  Zusatz  bekommen.  Das  Büi'gscliafts-Konto 
ist  Sachkonto. 

Sobald  aber  gewiß  wird,  daß  eine  Inanspruchnahme  aus  der  Bürg- 
schaft stattfinden  werde,  ist  das  Büi'gschafts-Schuldnerkonto  um  den 
Betrag  der  vermutlichen  Inanspruchnahme  zu  Lasten  der  Erfolgs- 
Rechnung  des  Bilanzjahrs  zu  erkennen.  Der  nach  erfolgter  Deckung 
der  Inanspruchnahme  dann  auf  beiden  Konten  noch  offenstehende 
Rest  ist  durch  Umkehrung  des  ursprünglichen  Buchungssatzes  auszu- 
gleichen. Angenommen,  eine  am  16.  Mai  1910  übernommeüe  Büi'gschaft 
betrage  1000  M,  so  ist  zunächst  zu  buchen:  Bürgschafts-Schuldner- 
konto  an  Büi'gschaf ts-Konto :  für  Karl  Stark  bei  Weiß  &  Co.  bis  zum 
15.  Mai  1915  übernommene  Bürgschaft  =  1000  M.  Findet  keine  In- 
anspruchnahme statt,  so  ist  nach  Ablauf  der  Bürgschaftszeit 
zurückzubuchen:  Bürgschafts-Konto  an  Bürgschafts-Schuldner- 
konto:  durch  Zeitablauf  erledigte,  für  Karl  Stark  bei  Weiß  &  Co.  seit 
dem  16.  Mai  1910  übernommen  gewesene  Bürgschaft  =  1000  M.  Stellt 
sich  jedoch  während  oder  am  Schluß  der  Laufzeit  die  Inanspruchnahme 
aus  der  Bürgschaft  als  wahrscheinlich  oder  sicher  heraus,  und  wird  die 
Deckungspflicht  etwa  mit  50%  zutreffend  geschätzt,  so  ist  vor 
der  Zahlung  des  in  Anspruch  genommenen  Anteils,  besonders,  wenii 
die  Deckung  selbst  erst  in  die  nächste  Bilanz-Periode  fällt,  zu  buchen : 
Gewinn-  und  Verlust-(oder  sonst  geeignetes  Hilfs-)Konto  an 
Bürgschafts-Schuldnerkonto:  vermutliche  Inanspruchnahme  durch 
Weiß  &  Co.  aus  der  für  Karl  Stark  geleisteten  Bürgschaft  =  500  M. 
Der  Buchungssatz  hat  für  den  Fall  der  Bardeckung  der  Inanspruch- 
nahme zu  lauten:  Bürgscliaf ts-Konto  an  Kasse-Konto:  Deckung 
des  Bürgschafts-Anteils  füi'  Karl  Stark  =  500  M.  Die  Schlußbuchung 
zum  Zweck  des  Rest-Ausgleichs:  Bürgschafts-Konto  an  Bürg- 
schafts-Schuldnerkonto: Rückbuchung  des  anderweitig  gedeckten 
Teils  aus  der  bei  Weiß  &  Co.  füi'  Karl  Stark  übernommenen  Bürg- 
schaft =  500  M.  Ganz  analog  lauten  die  Buchungen  auch,  wenn  der 
Bürge  mit  dem  ganzen  Btügschafts-Belrage  in  Anspruch  genonunen 
wird.  Die  Rest-Ausgk'ichsbucliung  fällt  (hinn  natürlich  fort.  Rechnet 
man  mit  späterer  Deckung  durcli  Stark,  so  Buchiingssatz  etwa  :  Karl 
Stark  an  Bürgschaftsregreß-Konto.  Und  bei  Deckung  duich 
Stark:  Kasse-Konto  an  Karl  Stark  und  Bürgschaftsregreß- 
Konto  an  Gewinn-  und  Verlust-Konto. 

Bankaval.     Gewerbsmäßigen  Charakter  hat  die  Bürgschaft  im 


Direkte  Bewertung  (Wertansätze).  241 

Bankverkehr,  wo  sie  Aval  genannt  wird.  D'w  Bankunteinchnuuigen 
leisten  für  ihre  Kunden  gegenü])er  Behörden  (z.  B.  Kis('n])ahn-,  Zoll-, 
Baubehörden)  mit  bestimmten  Beträgen  Biü'gschaft  auf  bestimmte  Zeit 
gegen  vierteljährlich,  halbjährlich  oder  jährlich  fällige  Provisionen, 
deren  Höhe  nach  dem  Risiko  und  der  Bedeutung  des  Kunden  ver- 
schieden bemessen  wird.  Fiü'  die  Avale  werden  die  Kontokorrent - 
Konten,  meist  für  diesen  Zweck  eingerichtete  Separat-Konten,  der 
in  Betracht  kommenden  Kunden  belastet,  das  Avale-Hauptbuchkonto 
wird  dagegen  erkannt.  Inanspruchnahmen  und  Rückbuchungen  der 
Avale  werden  im  Sinne  der  oben  gegebenen  Beispiele  für  die  gewöhn- 
lichen Gefälligkeits-Bürgschaften  vorgenommen. 

Avale-Bilanzierung.  Um  den  Eventual-Charakter  der  Bürgschaften 
bilanzmäßig  auszudrücken,  setzt  man  die  Bürgschafts-Posten  meist 
vor  den  Strich,  und  zwar  auf  der  Aktiva-Seite  als  Büi'gschaits-Schuldner 
(Avale-Debitoren),  auf  der  Passiva-Seite  als  Büi'gschaften  (Avale).  In 
Anbetracht  des  buchtechnischen  Charakters  der  Bürgschaften  als  durch- 
laufender Posten  ist  nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  die  Bürgschafts- 
Posten  auf  beiden  Bilanz-Seiten  in  den  Haupt kolonnen  mit  zur  Ver- 
rechnimg gelangen.  In  jedem  Fall  ist  erforderlich,  die  im  Konto- 
korrent-Konto steckenden  Bürgschafts-Beträge  aus  jenem  Konto 
herauszunehmen,  um  sie  in  einem  Gesamtbetrag  als  Bürgschaf ts- 
(Avale-)Debitoren  den  Bürgschaften  (Avalen)  gegenüberstellen  zu 
können. 

Handelt  es  sich  um  Bürgschafts- Übernahmen  ohne  bestimmten 
Betrag,  so  entfällt  die  Möglichkeit  der  Kontierung.  Man  wird  sich 
dann  auf  einen  Hinweis  vor  dem  Bilanzstrich  beschränken.  Kapital- 
Gesellschaften  haben  außerdem  die  Möglichkeit,  solche  Verbindhch- 
keiten  materiell  unbestimmten  Charakters  im  Geschäfts-Bericht  zu 
erwähnen. 

Bürgschaits-Erinnerungskonten.  Bürgschafts-Beträge  bilanziell 
als  Erinnerungs-Konten,  etwa  mit  1  M,  anzusetzen,  wie  dies  zu- 
weilen geschieht,  ist  nicht  empfehlenswert,  weil  aus  solcher  Buchung 
der  Betrag  des  Eventual-Risikos  nicht  ersichtlich  wird,  und  weil  die 
oben  geschilderte  Methode  der  durchlaufenden  Kontierung  allen  An- 
sprüchen an  Wahrheit  und  Klarheit  derart  entgegenkommt,  daß  nicht 
einzusehen  ist,  warum  an  ihre  Stelle  das  Erinnerungs-Konto  treten 
soll.  Höchstens  für  Bürgschaften  unbestimmten  Betrags  käme 
dieses  Konto  in  Frage. 

Das  Avale-Anteilkonto.  Eines  besondern  Falls,  der  mir  in  meiner 
Praxis  begegnet  ist,  will  ich  hier  noch  gedenken: 

Der  Direktion  einer  bedeutenden  Bankunternehnmng  war  der  Ge- 
samtbetrag der  Avale  im  Vergleich  zijm  Eigenkapital  zu  hoch  geworden. 
Um  die  zahl  zu  verkleinern,  entschloß  man  sich,  eine  andre  Bankfirma 

Müller-Kalkberge,  Eriolgsrechnung.  16 
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an  einem  Teil  der  Avale-Verbindliehki'ilen  derart  partizipieren  z\i  lassen, 
daß  diese  jener  gegenüber  vertraglich  zur  halben  Deckung  etwa  ent- 
stehender Inanspruchnahmen  sich  verpflichtete,  wogegen  ihr  die  Hälfte 
der  GesanUprovision  gutzubringen  war,  die  auf  die  mit  übernommenen 
Bürgschaften  entfiel.  Zu  bemerken  ist  noch,  daß  die  Anteilnehmerin 
für  jedes  mögliche  Risiko  aus  den  Avalen  über  jeden  Z%\eifel  hinaus 
gut  war.  Demgemäß  war  folgendermaßen  gebucht  worden:  der  Ge- 
samtbetrag des  von  der  Anteilnehmerin  übernommenen  Avale- 
Risikos  war  dem  Avale-Konto  zugunsten  eines  Avale-An- 
teilkontos  belastet  und  das  Avale-Anteilkonto  war  unter  den 
Kreditoren  bilanziert  worden.  Demgemäß  war  aus  den  Kontokorrent- 
Debitoren  nur  der  Gesamtbetrag  des  allein  zu  tragenden  Avale-Risikos 
(nämlich  Avale-Gesamtbetrag  überhaupt  minus  überwälztes  Anteils- 
Risiko)  aiisgeschieden  mid  auf  der  Aktiva-Seite  unter  dem  Titel  ,, Avale- 
Debitoren",  in  Übereinstimmung  mit  dem  durch  die  vorgenannte 
Buchung  auf  denselben  Gesamtbetrag  gekürzten  Avale-Konto  der 
Passiva-Seite,  bilanziert  worden.  Der  von  der  Anteilnehmerin  über- 
nommene Avale-Betrag  verblieb  somit  in  den  Kontokorrent -Debitoren, 
und  als  Gegenposten  stand  jenem  Betrage  in  gleicher  Höhe  das  Avale- 
Anteilkonto  unter  den  Kontokorrent-Kreditoren  zum  Auf-gleich  gegen- 
über. Denn  Risiko  und  Forderur.g  mußten  insoweit  als  für  den  Eventual- 
fall auf  die  Anteihiehmerin  übertragen  gelten.  Da  die  Anteilnehmerin 
den  Bürgschafts-Gläubigern  gegenüber  nicht  selbständige  Bürgin  war, 
könnte  man  gegen  das  Avale- Anteilkonto  Bedenken  haben.  Materielle 
Bedeutung  könnte  solchem  Bedenken  aber  bei  der  geschilderten  Sachlage 
nicht  innewohnen.  Mit  Recht  bemerkt  auch  Staub  (S.  217;  Anmerkg. 
7  zu  §  40),  daß  Mithaftung  bei  der  Schätzung  nicht  ohne 
Einfluß   bleiben  könne. 

Gefälligkeits- Akzepte.  Wie  Bürgschaften,  können  auch  Gefällig- 
keits-Akzepte verbucht  Tind  bilanziert  werden.  Statt  Bürgschafts- 
Schuldnerkonto  kann  für  Gefälligkeits-Akzepte  die  Bezeichnung  bei- 
spielshalber lauten:  GefäHigkeits-Akzei^tkonto  (mit  Namenszusatz  des 
Ausstellers  oder  Indossanten)  oder  einfach:  Gefälligkeits-Konto  (mit 
gleichem  Zusatz).  Statt  Büigschafts- Konto  heißt  es  demgeinäß: 
Gefälligkeits -Akzeptkonto  oder  nur  Gefälligkeit s- Konto,  beidemal 
ohne  Zusatz.  Alles  über  buchmäßige  und  demzufolge  auch  über 
bilanzielle  Darstellung  der  Inanspruchnahme  aus  Bürgschaften  und 
deren  Rückbuchung  Gesagte  gilt  sinngemäß  auch  für  Gefälligkeits- 
Akzepte. 

Kautionen.  Auch  von  Angestellten,  Kunden  oder  sonstigen  Dritten 
hinterlegte  Kautionen  oder  andere  geleistete  Sicherheiten  können  nach 
Art  der  Bürgschaften  bilanziert  werden  (z.  B.:  Kautions-Depot- 
konto   an    Kautions-Depotgläubigerkonto). 
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Zu  den  Eventual-VerbiiuUichkeiten  gehören  schließlich  auch 
Garantien. 

Garantien.  Uns  interessieren  hier  nur  die  von  Fabrikanten  oder 
Lieferanten  für  gelieferte  Waren  (besonders  häufig  für  Kraft-  und  Werk- 
zeug-Maschinen, Fahrräder,  Uhren  u.  dgl.)  auf  eine  bestimmte  Zeit- 
dauer übernommene  Garantien  für  von  vornherein  nicht  erkenn- 
bare Mängel. 

Zwar  wird  die  Gesamthöhe  der  aus  den  Garantien  erwachsenden 
Unkosten  für  Montagen,  Reparaturen  und  andres  im  voraus  nicht 
genau  feststellbar  sein.  Dagegen  pflegt  man  nach  der  Erfahrung 
ungefähr  zu  Avissen,  wieviel  Kosten  der  Unternehmung  aus  den  Garan- 
tien erwachsen  werden.  Diesen  Betrag  stellt  man  zu  Lasten  der  Erfolgs- 
Rechnung  zurück  und  bilanziert  ihn  entweder  unter  den  Kreditoren 
oder  als  besondre  Reserve.  Im  Verhältnis  der  Inanspruchnahme  der 
Garantie-Verpflichtungen  füllt  man  diese  Reserve  von  Jahr  zu  Jahr  auf. 
Soweit  die  tatsächlichen  Kosten  der  Inanspruchnahmen  aus  den  Garan- 
tien hinter  der  Garantie-Rückstellung  (,, Garantiefonds")  ziurück- 
bleiben,  liegt  eine  echte  freiwillige  Reserve  vor,  während  bis  zur 
Höhe  der  tatsächlich  verausgabten  Kosten  die  Garantie-Rückstellung 
nur  eine  unechte  Reserve,  einen  walu-en  Schuldposten  oder  ein  Kor- 
rektiv-Konto darstellt,  weil  die  Waren-Debitoren  unter  den  Aktiven 
in  dem  Umfang  zu  hoch  angesetzt  sind,  wie  auf  Grund  der  Garantie- 
Verpflichtungen  Mängel  an  den  gelieferten  Gegenständen  nachträglich 
unentgeltlich  behoben  werden  müssen^). 

Bezüglich  anders  gearteter  Garantien,  die  einen  mehr  oder  weniger 
bestimmten  Schuldcharakter  nicht  erkennen  lassen,  vielmehr,  wae  Bürg- 
schaften, in  erster  Linie  nur  Event ual- Verbindlichkeiten  sind,  gelten 
die  für  Büigschaften  oben  gegebenen  Darlegungen.  Solcher  Fall  ist 
beispielshalber  in  der  bei  Hypotheken -Veräußerimgen  etwa  über- 
nommenen Ausbietungs-Garantie  gegeben. 

Agenten-Provisionen.  Zu  den  bedingten  Schulden,  die  schon 
gebucht  und  bilanziert  werden  müssen,  bevor  ihre  Höhe  genau  fest- 
steht, gehören  auch  an  Agenten  zu  zahlende  Provisionen,  soweit 
deren  Gültigkeit  und  Fälligkeit  erst  nach  erfolgter  Bezahlung  der  vom 
Agenten  verkauften  Posten  eintritt,  die  aber  trotzdem  dem  Agenten - 
Konto  bereits  nach  erfolgter  Ausführung  der  überschriebenen  Aufträge 
kreditiert  werden  müssen.  Pro\nsionen  auf  später  unbezahlt  bleibende 
Posten  sind  dem  Agenten-Konto   mithin   zum  Ausgleich  zu  belasten. 

Schulden  in  fremder  Währung.  Daß  Schulden,  ebenso  wie  Forde- 
rungeii  in  fremder  Währung  zu  den  für  den  Bilanztag  maßgebenden 
Börsenkursen  umzurechneii  sind,  ist  selbstverständlich. 


^)  Ausführlich   sind    die    Garantie-Verpflichtungen    behandelt    worden    von 
Simon  (Betrachtungen)  S.  399 ff. 
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Verschleierung  vou  Fordeniugeu  und  Schulden.  Auch  darauf 
braucht  der  solide  Kaufmann  kaum  hingewiesen  zu  werden,  daß  es 
gegen  die  Bilanz-Klarheit  verstoßen,  also  als  Bilanz -Verschleierung 
anzusehen  sein  würde,  wollte  man  Debitoren  und  Kreditoren  nicht 
auf  beiden  Bilanz-Seiten  für  sich  getrennt,  sondern  nur  die  Differenz 
der  beiden  Gesamtsummen  auf  der  in  Betracht  kommenden  Bilanz- 
Seite  zum  Ausdruck  bringen^). 

II.   Veräußerungs- Gegenstände. 

Zum  Umsatz  mit  Erfolg  bestimmte: 

a)  Waren: 

Warenarten.  Als  Veräußerungs-Gegenstände  katexochen  kann  man 

die  Waren  gliedern  in: 

1.  Käuflich   erworbene  Waren.    Diese  können  bestimmt  sein: 
zur   Veräußerung  in  unbearbeitetem  Zu.stande  (reine  Handels- 
waren =  spezifische  Tauschgüter); 

zur  Be-  oder  Verarbeitung  im  eigenen  Betriebe,  wo  sie,  je 
nach  ihrer  Stellung  im  Fabrikations-Prozeß  oder  nach  dem  Fortschritt 
der  Be-  oder  Verarbeitung,  als  Rohstoffe,  Hilfsstoffe  oder  Halbfabrikate 
anzusehen  sind. 

2.  Im  eigenen  Betriebe  zum  Zweck  der  Veräußerung  her- 
gestellte  Gegenstände  (Fertig-  oder  Ganzfabrikate). 

Das  Mittel  zur    Quantitäts-Feststellung  der  am  eigenen  Lager 


1)  Hilanzioriint''   von    Dokumente-Tratten    und    Vorschüssen.       Zu  den 

obigen  Darlegujigen  über  die  bilanzielle  Bewertung  der  Fordermigen  und  Schulden 
erwähne  ieh  noch,  daß  von  Banken  folgende  Forderungen  in  der  Bilanz  oft  als 
Vor.schüsse    auf    Waren   ausgewiesen  werden: 

Tratten,  die,  wie  aus  den  eingesandten  Dokumenten  ersichtlich,  auf  Grund 
von  Waren-Bezügen,  Waren -Verschiff  imgen,  Waren -Einlagerungen  gezogen  wer- 
den. Gleichviel,  ob  die  Dokumente  bei  der  Bank  bleiben  oder  wieder  ausge- 
liefert werden. 

Tratten,  die,  wie  aus  dem  Avis  ersichtlich,  auf  Grund  von  Waren -Bezügen 
U.SW.  gezogen  worden  sind,  auch  wenn  die  Bank  keine    Dokumente  erhält. 

Bar  Vorschüsse,  die  auf  Grund  von  Waren -Bezügen  usw.  gewährt  werden. 
Falls  solche  Vorschüs.se  nicht  über  ein  separates  Konto,  sondern  über  die  laufende 
Rechnung  gebucht  sind,  führt  die  Bank  den  Debet-Saldo  der  laufenden  Rechnung 
bis  zur  Höhe  des  gewährten  Vorschusses  als  Waren -Vorschuß  auf,  solange  die 
Dokumente  in  ihrer  Hand  sind.  Nach  geschehener  Auslieferung  der  Dokumente 
wird  der  Debet-Saldo  noch  drei  Monate  —  vom  Tage  der  Auslieferung  an  ge- 
rechnet —  bis  zur  Höhe  des  ursprünglich  gewährten  Vorschusses  abzüglich  et- 
waiger Rückzahlungen  als  Waren -Vorschuß  aufgeführt.  Nach  diesem  Termin 
er.scheint  die  Forderung  in  der  Bilanz  als   Debitor. 

Gegen  Fakt  uren -Zessionen  gewährte  Vorschüsse  gehören  nicht  unter 
die  Vorschüsse  auf  Waren  und  Waren -Verschiffungen,  sondern  unter  die  Debi- 
toren, wenn  sie  mit  vorhergegangenen  Waren -Beleihungen  nicht  im  Zusammen- 
hang stehen. 
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liegenden  Waren  ist  die  In vent iir- Aufnalnne,  deren  Ergebnissen 
etwaige  Lager-Buclifülirungon  als  Kontrollmittel  beigeordnet  sind. 
Dagegen  erfolgt  die  Bilanzierung  der  auf  fremden  Lagern  befindlichen 
Waren  auf  Grund   buchmäßiger  Unterlagen. 

Gloiehartiijc  Waron-Bostände  mit  verschieden  hohen  An- 
schaflungs-  oder  Herstellungs-Kosten.  Die  bilanzmäßige  Bewertung  der 
Waren  hat,  je  nach  der  Unternehmungsform,  bekanntlich  nach  §40  oder 
§  261  Ziff.  1  oder  2  H.G.B.  zu  geschehen.  Soweit  danach  die  Anschaf- 
f uiigs-  oder  Herstellungs-Kosten  als  die  im  Vergleich  zu  etwa  bestehenden 
Marktpreisen  niedrigeren  Kosten  gewählt  werden  oder  werden  müssen, 
ist  zu  beachten,  ob  der  in  rentierte  Bestand  größer  als  der  zuletzt 
bezogene  oder  hergestellte  Posten  ist.  Trifft  dies  zu,  so  ist  auf 
Grund  der  §§  40  Abs.  2  oder  261  Ziff.  1  oder  2  H.G.B.  zu  erwägen,  ob 
inid  inwieweit  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  des  früher 
bezogenen  oder  hergestellten  Quantums  zur  Bewertuijg  heranzuziehen 
sind,  falls  sie  sich  von  denen  des  zuletzt  bezogenen  oder  hergestellten 
Quantums  unterscheiden.  Sind  demnach  beispielsweise  am  Bilanztage 
3000  kg  einer  Ware  am  Lager,  und  lautet  die  letzte  Einkaufs-Rechnung 
über  2000  kg  zu  5  M,  die  vorletzte  über  ebenfalls  2000  kg  zu  6,50  M 
per  kg,  steht  außerdem  der  Marktpreis  am  Bilanztage  auf  7  M,  so  sind 
nach  §  261  Ziff.  1  von  den  3000  kg  2000  kg  zu  5  M  zu  bilanzieren,  wäh- 
rend die  übrigen  1000  kg  zu  6,50  M  angesetzt  werden  dürfen.  Nach 
§  40  wäre  erlaubt,  ja,  de  jure  sogar  geboten,  den  Marktpreis  von  7  M 
per  kg  für  alle  3000  kg  zugrunde  zu  legen,  wenn  man  nicht,  was  privat- 
rechtlich statthaft  wäre,  dennoch  vorsichtig  nach  §  261  Ziff.  1  zu  be- 
werten gCA^-illt  ist. 

Bewertung  von  Abteilung  zu  Abteilung  (intern)  gelieferter  Waren. 
Werden  reine  Handelswaren  oder  selbst  hergestellte  Halb-  oder  Ganz- 
fabrikate innerhalb  derselben  Unternehmung  von  einer  Filiale  oder  einer 
selbständigen  Fabrikationsstelle  an  die  andre  abgegeben,  so  entsteht 
die  Frage,  ob  solche  internen  Lieferungen  der  empfangenden  Betriebs- 
Abteilung  zu  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  oder  zu  vollen, 
den  gesamten  Vertriebskosten-  und  Gewinn-Aufschlag  einschließenden 
Verkaufspreisen  in  Rechnung  zu  setzen  sind.  Die  Beantwortung  dieser 
Frage  kann  in  doppelter  Richtvmg  erfolgen.  Nimmt  man  den  Stand- 
punkt ein,  jede  Abteilung  soll  den  bilanziellen  Betriebs-Erfolg  aus- 
weisen, als  ob  sie  eine  selbständige  Unternehmimg  sei,  so  wird  man 
die  Berechnung  der  vollen  Verkaufspreise  fordern  müssen.  Bedenkt 
man  dagegen,  daß  die  in  den  Verkaufspreisen  enthaltenen  Vertriebs- 
kosten- und  Gewinn-Aufschläge  innerhalb  derselben  Unternehmung 
nicht  realisiert  werden,  dann  wird  man  die  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten zur  Berechnung  bringen  wollen.  Diese  Kosten  bilden 
nach  §§  40  Abs.  2  und  261  Ziff.  2  H.G.B.  den  Höchstansatz,   wenn 
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^Marktpreise  nicht  vorliegen.  Gelangen  die  Anschaff ungs-  oder 
Herstellungs-Kosten  zur  Bereclimnig,  so  verzichtet  die  liefernde 
Abteilung  auf  den  internen  Gewinn;  die  empfangende  spart  ihn.  Werden 
von  der  liefernden  Abteihnig  dagegen  Verkaufspreise  in  Anrechnung 
gebracht,  so  gewinnt  diese  Abteilung  (wiederum  den  Fall  der  Markt- 
preise ausgeschaltet!)  den  Vertriebskosten-Anteil  und  den  Brutto- 
Erfolgszuschlag,  während  beide  Zuschläge  von  der  empfangenden  Ab- 
teilung zu  tragen  sind.  Für  die  Gesamtunternehmung  liegt  also  auch 
hierbei  ein  Ausgleich  der  internen  Verrechnung  vor.  Der  endgültige 
Einfluß  auf  die  Gesamtbilanz  wäre  sonach  im  Fall  der  internen  An- 
rechnung der  Verkaufspreise  derselbe  v,ne  bei  derjenigen  von  Anschaf- 
fungs-  oder  Herstellungs-Kosten:  nämlich  gleich  Null.  Anders  liegt 
aber  die  Sache,  wenn  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  am  Bilanztage  etwa 
vorhandene  höhere  ^Markt preise  in  Ansatz  gebracht  werden  dürfen, 
oder  nach  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  etwa  gegei)ene  niecbigere  angesetzt 
werden  müssen.  Dann  kann  allerdings  sowohl  das- bilanzmäßig e  Ge- 
samtergebnis der  Unternehmung,  wie  auch  das  Ergebnis  der  ein- 
zelnen Abteilungen  beeinflußt  werden  durch  die  Entscheidung  der 
Frage,  ob  für  interne  Lieferungen  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten  oder  Verkaufspreise  zu  berechnen  sind. 

Tabelle  über  den  Einfluß  von  Marktpreisen  intern  gelieferter  Waren 
auf  Gesamt-  und  Ab teilungs- Erfolg.  Das  nachstehende  Schema 
(worin  K  =  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten,  V=  Verkaufs- 
preis bedeutet)  läßt  näheres  hierüber  erkennen: 


Liefernde 
Abteilung 


5> 


5  5  I'  5  5 


Empfangende 
Abteilung 


5r'  o!  G 


S^   öl   S 


Gesamt-Un- 
ternehmung 

1,    f-^   ^  \  ll   f-t   (n 
G    ü    C     R    ®    a 


Fall  A:    Marktpreis     ...    .35 
Anschaffungs-  od.  Herstellungs- 
Kosten    40 

Verkaufspreis 50 

Höchstansatz  nach  §    40  ,   K.: 

V.: 

nach   §261    .    K.: 

V.: 

Fall  B:    Marktpreis     .    .    .    .40 

Anschaffungs-  od.  Hersteliungs- 

Kosten 40 

Verkaufspreis 50 


10 
10 


5 
15 

5 
15 
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Liefernde 
Abteilung 


Empfangende 
Abteilung 


a  &  ^  ct; 

-   3   ®    «  13   o 
pQ  *ij^  PQ  *-> 


&^ 


Gesamt-Ün- 
ternehmung 


JL     t-i     2        J,      !h     Ol 

M-3  J  W-5tl 


Höchst ansatz  nach  §  40     .    K. 

V. 
nach  §261    .   K. 
V. 
Fall  C:    Marktpreis     ...    .45 
Anschaffungs-  od.  Herstellungs- 
Kosten   40 

Verkaufspreis 50 

Höchstansatz  nach  §  40    .   K. 

V. 
„            nach  §  261    .   K. 
V. 
Fall  D:    Marktpreis    ...    .50 
Anschaffungs-  od.  Herstellungs- 
Kosten   40 

Verkaufspreis 50 

Höchstansatz  nach  §  40     ,   K. 

V. 
nach  §  261    .   K. 
V. 
Fall  E:    Marktpreis    ...    .55 
Anschaffungs-  od.  Herstellungs- 
Kosten   40 

Verkaufspreis 50 

Höchstansatz  nach  §  40     .   K. 

V. 

nach  §  261    .   K. 

V. 


10 
10 


10 
10 


10 
10 


10 
10 


—        10 


10 


10 


15 
5 


10 
10 


10        — 


15 
15 


10        — 


Hieraus  ergibt  sich  im  wesentlichen  folgendes: 

Für  das  in  erster  Linie  wichtige  bilanzielle  Gesamtergebnis 
der  Unternehmung  überwiegen  im  großen  und  ganzen  die  Gewinne, 
wenn  die  Abteilungen  für  interne,  Marktpreisen  unterliegende  Lieferun- 
gen Verkaufspreise  in  Ansatz  bringen;  und  zwar  um  so  mehr,  je  höher 
die  Marktpreise  über  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
stehen.  Sinken  die  Marktpreise  ui\ter  die  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten, so  entstehen,  ganz  gleich,  ob  nur  diese  Kosten  oder 
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höhere  Verkaufspreise  zur  internen  Berechnung  gelangt  sind,  fiü"  die 
Gesamt-Unternehmung  aiisschheßhch  Verluste.  Die  Frage,  welche 
Berechnung  fiu'  interne  Lieferungen  zu  wählen  ist,  bleibt  für  den  bilan- 
ziellen Gesaniterfolg  bedeutungslos,  solange  die  Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-Kosten  den  Marktpreisen  gleichen. 

Die  liefernde  Abteilung  gewinnt  naturgemäß  immer  den  über 
die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  hinausgehenden  Betrag, 
\\eil  dieser  für  die  Bilanz  als  aus  Umsätzen  fest  realisierter  gilt. 

Die  empfangende  Abteilung  gewinnt  bei  .strenger  Bilanzierung 
nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.,  insoweit  die  Marktpreise  über  den  Anschaffungs- 
oder Herstellungs-Kosten  oder  über  den  Verkaufspreisen  stehen.  In- 
soweit die  Marktpreise  darunter  sinken,  treten  Bewertungs- Verluste  für 
sie  ein.  Bei  der  Bilanzierung  nach  §  261  Ziff.  1  sind,  soweit  die  Markt- 
preise den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  oder  den  Verkaufs- 
preisen gleichen,  oder  sie  übersteigen,  für  die  empfangende  Abteilung 
weder  Gewinne  noch  Verluste  zu  erwarten,  weil  nach  jener  Be- 
wertungs-Vorschrift  unrealisierte  Konjunktur-Gewinne  nicht  bilanzit^rt 
werden  dürfen.  Dagegen  müssen  nach  derselben  Gesetzes-Bestimmung 
für  diese  Abteilung  Bewertungs -Verluste  entstehen,  solange  die  Markt- 
preise hinter  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  oder  hinter 
den  Verkaufspreisen  zurückbleiben.  Denn  dann  sind  die  niedrigeren 
Marktpreise  anzusetzen. 

Inwieweit  die  von  der  liefernden  Abteilung  bei  der  Berechnung 
von  Verkaufspreisen  gemachten  Um.satz-Gewinne  in  den  einzelnen 
Fällen  im  Hinblick  auf  den  Gesamterfolg  der  Unternehmung  durch 
Bewertungs -Gewinne  der  empfangenden  Abteilung  vermehrt,  oder 
durch  Bewertungs  -  Verluste  gemindert  werden,  ist  aus  der  vorstehen- 
den Tabelle  ohne  weiteres  erkennbar. 

Ycrrechnung  interner  Lieferungen  zu  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten. Xach  allen  vorstehenden  Ausfülu'ungen  zu  dieser 
Frage  wird  man  der  Ansicht  zustimmen  müssen,  daß  interne  Liefe- 
rungen zu  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  zu 
verrechnen  sind.  Die  Tatsache,  daß  ich  wiederholt  der  internen  Ver- 
rechnung von  Verkaufspreisen  begegnet  bin,  mag  rechtfertigen,  warum 
ich  auch  diesem  Thema  eine  eingehende  Würdigung  zuteil  werden  ließ. 

Konsignationslager.  In  Konsignation  gegebene  Waren  sind  zu 
den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  (nach  §  40 
Abs.  2  H.G.B.  eventuell  zu  höheren,  nach  §  261  Ziff.  1  H.G.B.  zu  nie- 
drigeren Marktpreisen)  auf  besonders,  etwa  diirch  den  Titel  ,, Waren 
in  Kommission  bei  X.  X."  gekennzeichneten  Konten  zu  verbuchen. 
Solche  Konsignationslager-Konten  sind  nicht  als  Personen-Konten, 
sondern  als  Sachkonten  anzusehen;  sie  gelten  demgemäß  auch  für  die 
Bilanz  nicht  als  Debitoren,  vielmehr  als  spezielle    Waren-Konten. 
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Und  zwar  unbedingt  zu  Recht.  Denn  die  Konsignations-Ware  ist  nicht 
Eigentum  des  Konsignatars,  sondern  des  Konsignanten  iind  bleibt  dies 
bis  zum  Verkauf  oder  bis  zur  Übernahme  auf  feste  Rechnung  durch 
den  Konsignatar  (Kommissionär). 

Leider  muß  ich  sagen,  daß  gegen  diese,  an  sich  selbstverständhchen 
Tatsachen  und  deren  buchliaherischen  Konsequenzen  öfter,  als  der 
Fernstehende  glauben  möchte,  gefehlt  wird,  indem  Konsignations- 
Ware  zu  noch  keineswegs  realisierten  Verkaufspreisen  dem  Kon- 
signatar auf  seinem  Kontokorrent-Konto  belastet  und  demgemäß  als 
Forderung  bilanziert  wird.  Damit  werden  noch  unverkaufte  Waren 
als  bereits  verkaufte  und  infolgedessen  bilanziell  Gewinne  ausgewiesen, 
die  noch  nicht  gemacht  sind;  ja,  die  später  dadurch  vereitelt  werden 
können,  daß  der  Konsignatar  die  Konsignationsw^are  zurückschickt, 
A\"obei  nebenher  sogar  noch  nennenswerte  Transportspesen- Verluste 
entstehen  können.  Dieses  buchführungs-  und  bilanzrechtlich  unerlaubte 
Buchungs-  und  Bewertungs -Verfahren  kommt  vorwiegend  dann  zur 
Anwendung,  wenn  die  bilanzmäßigen  Erfolge  oder  die  finanzielle 
Position  des  Unternehmens  zu  wünschen  übrig  lassen.  Die  Wahr- 
scheinlichkeit, auch  ungünstig  stehende  Unternehmer  aus  sich  heraus 
den  richtigen  Modus  anwenden  zu  sehen,  ist  gering,  weil,  wie  jeder  in 
diesen  Dingen  Erfahrene  weiß,  Rücksichten  und  Interessen  in  solchen 
Fällen  meist  zu  stark  sind,  um  nicht  mit  Macht  zu  einer  nach  Möglich- 
keit günstigen  bilanziellen  Darstellung  der  Rentabilität  und  der  Ver- 
mögenslage zu  drängen. 

Verkaufte,  noch  nicht  übersandte  Waren.  Zu  den  in  der  Literatur 
umstrittenen  Fragen  gehört  die,  ob  am  Bilanztage  zwar  bereits  verkaufte, 
aber  dem  Besteller  noch  nicht  ül)ersandte  Waren  zu  Anschaffungs- 
oder Herstellungs-Kosten,  oder  zu  Verkaufspreisen  zu  bewerten  sind. 
Fischer  (S.  251)  will  nur  die  Selbstkosten  zulassen.  Grull  (S.  131) 
verlangt  für  Konkurs-  und  Auseinandersetzungs-Bilanzen  die  Ver- 
kaufspreise. Knappe  (S.  41,  42,  94)  tritt  unbedingt  ein  für  die 
Bilanzierung  der  Verkavif spreise  und  zwar  in  Form  bereits  gebuchter 
Forderungen  an  die  Waren-Empfänger;  er  wendet  sich  damit  beson- 
ders gegen  Simon  (S.  352  §  92)  und  Staub  (S.  897;  Anmerkg.  23  zu 
§  261),  die  zwar  auch  der  Bilanzierung  der  Verkaufspreise  das  Wort 
reden,  sie  jedoch  nicht  als  Forderungen,  sondern  als  Waren -Bestände 
bilanziert  zu  sehen  wünschen.  Der  Ansicht  Knappes  ist  im  wesent- 
hchen  Berliner  (S.  119—120).  Passow  (S.  249—250)  hält  die  Bilan- 
zierung der  aus  abgeschlossenen,  aber  noch  nicht  ausgeführten  Liefe- 
rungs-Verträgen zu  erwartenden  Gewinne  für  statthaft.  Rehm  (S. 
253 — 255)  erklärt  bei  der  Bewertung  nach  §  40  H.G.B.  die  Bilanziermig 
zum  Verkaufspreis,  bei  der  Bewertung  nach  §  261  H.G.B.  jedoch  nur 
die  zum  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  für  zulässig. 
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Verschiedenheit  der  vorkommendeu  Fälle.  Nacli  inoiner  Ansicht 
kann  die  voiiiegende  Frage  einheitlich  überliaupt  niclit  beant- 
wortet werden,  weil  die  Antwort,  je  nach  der  Ai'l  des  Falls,  verschieden 
ausfallen  nuiß.  Demgemäß  sollen  die  verschiedenen  Möglichkeiten  hier 
eingehend  besprochen  werden. 

Einfachster  Fall:  völlige  Verrechnung  im  Bilanzjahr.  Am  ein- 
fachsten liegt  die  Frage,  wenn  die  verkavifte  Ware  bereits  zum  Bilanz - 
tage  lieferbar  und  zu  diesem  Termin  auch  angeschafft  oder  hergestellt 
ist.  Dann  kann  auf  zwiefache  Weise  verfaliren  werden.  Entweder  wird 
die  Ware  dem  Lager  entnommen  und  spätestens  am  Bilanztage  versandt 
oder,  um  sie  von  der  Inventiu"- Auf  nähme  auszuschließen,  wenigstens 
in  die  Expeditions-Räume  gebracht,  worauf  die  Rechnung  zu  schreiben 
und  danach  der  Kunde  spätestens  unter  dem  Bilanztage  zu  belasten 
ist.  Dann  kommt  die  Spannimg  zwischen  den  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten und  dem  erzielten  Verkäufspreise,  die  ebensogut 
Ge\\'inn  wie  Verlust  bedeuten  kann,  ohne  weiteres  korrekt  und  berech- 
tigt noch  im  Jahr  des  Lieferungs-Abschlusses  zvim  bilanziellen  Ausdruck. 

Risiken  bei  schwebenden  Engagements  und  deren  bilanzielle  Be- 
wertung. Anders,  jedoch  in  der  bilanzmäßigen  Wirkung  entwedei- 
gleichartig  oder  entgegengesetzt,  ist  zu  verfahren,  wenn  die  verkaufte 
Ware  erst  nach  dem  Bilanztage,  beispielsweise,  wenn  dieser  der  31.  De- 
zember ist,  frühstens  Ende  März,  geliefert  werden  darf.  In  diesem  Fall, 
der  uns  zu  der  Betrachtung  sogenannter  ,, schwebender  Engage- 
ments" führt,  sind  folgende  Fragen  zu  berücksichtigen:  ist  die 
Ware  bis  dahin  haltbar,  oder  muß  die  am  Bilanztage  lagernde  Ware 
inzwischen  verkauft  und  zur  Lieferungszeit  frische  angeschafft  werden? 
Laufen  Abschlüsse,  die  das  Eindecken  der  nach  dem  Bilanztage  etwa 
neu  anzuschaffenden  oder  neu  herzustellenden  Ware  zu  den  Kosten 
der  am  Bilanztage  lagernden  Ware  unbedingt  sicherstellen?  Bietet  der 
Besteller  oder  seine  Firma  die  erforderliche  Sicherheit  dafür,  daß  die 
Abnahme  am  Liefennigs-Termin  unbeanstandet  erfolgen  und  daß  Zah- 
lung bestimmt  geleistet  werden  wird?  Glaubt  man  diese  Fragen  nach 
gewissenhafter  Prüfung  bejahend  entscheiden  zu  können,  so  hin- 
dert nichts,  den  aus  dem  abgeschlossenen,  aber  am  Bilanztage  noch 
iniansgeführten  Lieferungs-Geschäft  resultierenden  Gewinn  oder 
Veiiust  dem  Abschlußjahr  zuzuführen.  Dies  geschieht  am  besten 
fladurch,  daß  man  die  in  dieser  Hinsicht  in  Betracht  kommenden,  in 
der  Buchvnig  textlich  genau  zu  begründenden  Gewinne  oder  Verluste 
auf  einem  transitorischen  Konto  (z.  B.  Abschluß-Ertragskonto), 
die  Gegenposten  aber  auf  dem  Waien-Konto  verbucht.  Im  folgenden 
Jahr  der  Abschluß-Ausführung  sind  die  Posten  des  auszugleichenden 
Abschluß-Ertragskontos  auf  das  Waren-Konto  zu  übertragen,  dessen 
aus   den   Abschluß-Lieferungen   stanunenden    Krfolgs-Betnige   dadurch 
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mit  Recht  kompensiert  werden,  weil  sie  schon  dem  Vorjahr  (Abschluß- 
jahr) zugeführt  worden  waren.  Sind  die  oben  von  mir  formulierten 
Fragen  dagegen  insoweit  zu  verneinen,  als  vielleicht  die  Wieder- 
anschaffung oder  Wiederhers^elhmg  der  später  zu  liefernden  Ware 
nach  dem  Bilanztage  zu  den  vor  diesem  Tage  gültigen  Kosten  fraghch, 
oder  als  die  Abnahniepfliclit  oder  Zahlungsfähigkeit  des  Kunden  nicht 
gesichert  erscheint,  so  hat  die  transitorische  Vor  wegnähme  des 
Gewinns  zugunsten  des  Abschlußjahrs  zu  unterbleiben,  um  mög- 
hcher  Überbewertung  vorzubeugen.  Hingegen  stände,  privatrechtlich 
genommen,  nichts  entgegen,  etwa  aus  steigender  Konjunktur,  im  Hin- 
blick auf  dadurch  verteuerte  Wiederanschaffung  oder  Wiederherstellung, 
drohende  Verluste  in  der  oben  dargelegten  Form  transitorischer  Buchun- 
gen zu  Lasten  des  Abschlußjahrs  vorwegzunehmen.  Öffentlichrechtlich 
wäre  nach  dem  Wortlaut  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  auch  die  transitorische 
Verlust- Buchung  nicht  statthaft,  weil  der  Verlust  ebensowenig 
wie  der  Gewinn  am  Bilanztage  feststeht.  Der  schärf ern  Bewertungs- 
Vorschrift  des  §  261  Ziff.  1  und  2  H.G.B.  hingegen  käme  die  transi- 
torische Verlust -Buchung  in  diesem  Fall  unzweifelhaft  entgegen.  Ja, 
nach  dem  Charakter  dieser  Vorschrift  muß  man,  xnngekehrt,  für  väm- 
schenswert  halten,  aus  späterer  Ausführung  von  Lieferungs-Geschäften 
sogar  mit  Sicherheit  zu  erwartende  Gewinne  nicht  transitorisch  vorweg- 
zunehmen, sondern  sie  erst  durch  die  mit  der  Lieferung  im  Nachjahr 
verbundene  Buchung  zur  Geltung  zu  bringen,  weil  nach  §  261  unreali- 
sierte  Gewinne  nicht  bilanziert  werden  dürfen.  Unrealisiert  sind  die 
beregten  Engagements-Gewinne  am  Bilanztage  aber  insofern,  als  die 
Abwicklung  der  ihnen  zugrunde  liegenden  Geschäfte  vertraglich  erst 
später  zulässig  ist.  Vorsichtige  Leiter  Dividenden  gebender  Kapital- 
Gesellschaften  würden  auch  ohne  solche  Vorschrift,  aus  rein  kauf- 
männischer Sorgfalt  heraus,  auf  die  Bilanzierung  unrealisiert  er  Engage- 
ments-Gewinne verzichten,  mögen  ihnen  diese  Zukunfts-Gewinne  noch 
so  sicher  erscheinen.  Aus  Personal-Gesellschaften  ausscheidende  Gesell- 
schafter oder  am  Gewinn  beteiligte  Angestellte  werden  dagegen  darauf 
bedacht  sein,  derartig  gesicherte  Zukunfts- Gewinne  aus  Lieferungs- 
Geschäften  bereits  zugunsten  des  Abschlußjahrs  transitorisch,  also 
bilanzmäßig  verrechnet  zu  sehen,  wobei  ihnen  §  40  Abs.  2  H.G.B. 
zur  Seite  steht,  wenn  nicht  vielleicht  ausdrückliche  Vertrags-Bestim- 
mungen solchen  Wünschen  widersprechen. 

Zu  der  buchmäßigen  und  bilanziellen  Behandlung  der  am  Bilanz- 
tage schwebenden  Engagements  ist  weiterliin  zu  sagen: 

Schwebende  Engagements  mit  vorweg  berechenbaren  Erfolgen.  Der 
aus  dem  schwebenden  Engagement  schließlich  herauswachsende  Erfolg 
ist  am  Bilanztage  keineswegs  immer  berechenbar.  Wie  a^tx  gesehen 
haben,  ist  solche  Berechnung  am  Bilanztage  wohl  möglich,  wenn  neben 
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den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  aneli  die  später  zu  er- 
zielenden Verkaufspreise  an  jenem  Tage  bereits  feststehen.  Dann  kann 
die  transitorische  Buchung  des  Engagements-Erfolgs,  soweit  sie 
bilanzrechtlich  gestattet  ist,  im  bilanziellen  Gesamterfolg  des  Abschluß- 
jahrs unmittelbar  zur  Verrechnung  gelangen. 

Sehwobendo  Engagomonts  mit  vorweg  nicht  berechenbaren  Er- 
folgen. Diesen  schwebenden  Engagements  mit  bilanziell  berechenbaren 
Erfolgen  stehen  andere  mit  bilanziell  zunächst  noch  nicht  berechenbaren 
Erfolgen  gegenüber.  Engagements  letztgenannter  Art  liegen  beispiels- 
weise immer  vor,  wenn  Konjunktur-Artikel  auf  Grund  getätigter  Ab- 
schlüsse bis  zu  einem  bestimmten,  über  den  Bilanztag  hinausgehenden 
Termin  in  größeren  Mengen  abzunehmen  sind,  ohne  daß  am  Bilanztage 
schon  feststeht,  mit  welchem  Erfolg  die  abzunehmende  Ware  Absatz 
finden  wird.  Bedenkt  man  das  in  derartig  spekulativ  gearteten  Ab- 
schlüssen ruhende  Risiko,  so  wird  man  zugeben,  daß  es  wünschensAvert 
ist,  dieses  Risiko  bilanzmäßig  erkennbar  zu  machen. 

Durchlaufende  Engagements-Posten.  Da  nun  der  aus  der  spätem 
Veräußerung  abschlußmäßig  abzunehmender  Waren  sich  ergebende 
Erfolg  am  Bilanztage,  wie  gesagt,  zahlenmäßig  nicht  feststellbar  ist, 
kann  das  Abschluß-Risiko  nur  vermöge  durchlaufender 
Posten  zur  buchhalterischen  Darstellung  kommen,  der  sich  die  bilanz- 
mäßige anschließt,  wonach  der  Anspruch  auf  Lieferung  in  den  Aktiven, 
dagegen  die  Pflicht  zur  Abnahme  mit  demselben  Betrage  in  den  Passiven 
erscheint.  Im  Einklang  mit  der  Tatsache,  daß  der  Erfolg  aus  dem 
Abschluß-Engagement  am  Bilahztage  zahleniuäßig  unberechenbar  ist, 
bleiben  die  durchlaufenden  Posten  ohne  materiellen  Einfluß  auf 
Status  und  Gesamterfolg.  Im  übrigen  können  sie  ihren  Zweck,  das  Ab- 
schluß-Risiko erkennbar  zu  machen,  nicht  erfüllen,  wenn  man  sie  auf 
beiden  Bilanz-Seiten  textlich  nur  unzureichend  begründen  oder  sie 
gar  etwa  —  was  Bilanz-Verschleierung  wäre  —  unter  den  Debitoren- 
und  Kreditoren-Summen  der  Bilanz  verrechnen  will.  Für  den  Fall 
solcher  Absichten  muß  man  demnach  auf  die  Bilanzierung  offener 
Abschluß-Risiken  verzichten.  Das  darf  man  tun.  weil  keine  bilanzrecht- 
liche Vorschrift  besteht,  die  dem  Kaufmann  vorschreibt,  unrealisierte 
und  außerdem  am  Bilanztage  noch  uiiljerechenbare  Risiken  aus  schwe- 
benden Engagements  zu  bilanzieren.  Zur  Bilanz-Veröffentlichung  ver- 
pflichtete Kapital-Gesellschaften  werden  wichtige  derartige  Engage- 
ments wenigstens  im    Geschäfts-Bericht    erwähnen. 

Engagements-Reserven.  Eine  ganz  andre  Frage  ist  die,  ob  es  nicht 
als  unbedingtes  Gelnjt  kaufmännischer  Sorgfalt  anziisehen  ist,  Ab- 
schluß-Risiken bilanziell  z\i  bewerten,  falls  am  Bilanztage  bereits 
begründeter  Anhalt  dafür  besteht,  daß  die  Konjunktur  einen  dem 
Abschluß-p]ngagement    ungünstigen    Verlauf    ninunt.     Kein    solider 
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Kaufinanu  wird  zögern,  diese  Frage  zu  bejahen.  Je  nachdem,  ob  Ab- 
nahme- oder  Liefenings-Verbindlichkeitei)  in  Betracht  konnnen,  wird 
eine  steigende  oder  eine  sinkende  Konjunktur  von  Vorteil  oder  von 
Nachteil  sein.  Nehmen  wir  an,  ein  Kaufmatni  habe  Mitte  Januar 
100  Zentner  einer  Ware  zum  Zentner-Preise  von  30  M  zu  liefern.  Am 
Bilanztage  (31.  Dezember)  hat  er  sich  noch  nicht  eingedeckt.  Der 
Marktpreis  an  jenem  Tage  stellt  sich  auf  35  M.  Die  Tendenz  des  Marktes 
neigt  iniverkennbar  nach  aufwärts.  Es  bedarf  keiner  Begründung,  daß 
der  Kaufmann  gut  tun  wird,  mindestens  (100  x  5  M=^)  500  M  für  dieses 
Anschaffungs-Risiko  in  Reserve  zu  stellen.  Ein  gleiches  würde 
er  tun,  wenn  er  die  100  Zentner  nicht  zu  liefern,  sondern  nach  dem  Bilanz- 
tage zum  Zentnerpreise  von  30  M  noch  abzunehmen  hätte,  und  wenn 
bei  ständig  sinkender  Konjunktur  der  Marktpreis  am  Bilanztage  25  M 
füi"  den  Zentner  betragen  wüixle. 

Und  die  buch-  oder  bilanztechnische  Behandlung  der  vorstehend 
besprochenen  weiteren  beiden  Möglichkeiten  des  Verlaufs  schwebender 
Engagements  ? 

Buchteehnische  Behandlung  der  Engagementsarten.  Zunächst  die 
durchlaufenden  Posten.  Deren  Buchungssatz  könnte  lauten: 
Abschluß-Lieferungskonto  an  Abschluß-Abnahmekonto:     100  Zentner 

ä  30  M  bis  Mitte  Januar  1914  abzunehmende =  3000  M.   Mit 

diesem  Betrage  erscheint  das  Abschluß-Lieferungskonto  als  Ausdruck 
des  Anspruchs  auf  Lieferung  auf  der  Aktiva-Seite,  das  Abschluß-Ab- 
nahmekonto als  derjenige  der  Verpflichtung  zur  Abnahme  auf  der 
Passiva-Seite  der  Bilanz. 

Sodann  die  Reserve.  Deren  Buchungssatz  köiuite  lauten: 
Waren-Konto  an  Abschlußverlust-Reservekonto  (folgt  Text  luid  Be- 
trag). Hier  findet  somit  —  im  Gegensatz  zu  den  durchlaufenden  Posten 
—  eine  materielle  Beeinflussung  der  Bilanz  sowie  der  Erfolgs- 
Rechnung  statt.  Der  Erfolgs-Rechnung,  weil  der  Brutto-Gewinn  auf 
dem  Waren-Konto  verkleinert  wird;  der  Bilanz,  weil  das  Abschluß- 
verlust-Reservekonto auf  der  Bilanz-Passivaseite  als  Subtrahend  wirkt. 

Zusammenfassend  sage  ich  hiernach: 

Die  Buchungs Sätze  für  die  richtige  bilanzmäßige  Verwertung 
schwebender    Engagements  können  lauten: 

1.  im  Fall  sicher  zu  realisierender,  am  Bilanztage  vorweg 
berechenbarer    Erfolge: 

Abschluß-Ertragskonto  an  Waren- Konto  (Ge\dnn), 
Waren-Konto  an  Abschluß-Ertragskonto  (Verlust); 

2.  im  Fall  am  Bilanztage  unberechenbarer  Erfolge:  Ab- 
scliluß-Lieferungskonto  an  Abschluß-Abnahmekonto   oder  umgekehrt; 

3.  im  Fall  nach  Maßgabe  der  Konjunkturaussichten  am 
Bilanztage    zu    schätzender    Verluste: 
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Waren-Konto  an  Abselilui5\erlust-Reservekonto. 

(Übrigens  wird  zweckmäßig  sein,  in  den  Buchungssätzen  den 
Worten  ,, Abschluß"  und  ,, Lieferung"  den  Namen  der  in  Frage  kommen- 
den Ware  beizufügen.)- 

Baisse-Garantie.  Unter  einer  Bedingung  schließen  Warenlieferungs- 
Abschlüsse  für  den  Käufer  jedes  Preisrisiko  aus,  während  dieses  für  den 
Verkäufer  entsprechend  verschärft  wird:  wenn  nämlich  die  Abschlüsse 
auf  Grund  der  sogenannten  ,, Baisse-Garantie"  oder  ..Baisse- 
Klausel"  zustande  kommen,  wonach  der  Verkäufer  zu  den  billigeren 
Preisen  zu  liefern  verpflichtet  ist,  sobald  die  Marktpreise  unter  die 
Abschlußpreise  sinken. 

Einfluß  des  Absatz- Risikos  auf  die  Engagements-Bewertung. 
Schwebende  Engagements  können  (wie  ich  oben  bei  den  Engagements 
mit  vorweg  berechenbaren  Erfolgen  schon  andeutete)  außer  dem  Preis - 
risiko  noch  ein  A-bsatz- Risiko  enthalten,  insofern,  als  der  zur  Abnahme 
der  eingedeckten  Ware  vertraglich  verpflichtete  Kunde  den  etwa  vom 
Vertreter  überschriebenen  Abschluß  überzeugend  anficht,  oder 
als  er  zalihmgsunfähig  wird.  In  diesen  Beziehungen  ist  die  Bewer- 
tung ,, schwebender  Engagements"  derjenigen  der  Forderungen  an 
Debitoren   verwandt. 

Zu  den  ,, schwebenden  Engagements"  gehören  in  gcAvissem  Sinne 
auch  die  Bürgschaften  und  Garantie- Verpflichtungen,  die  oben  unter 
den  Schulden  bereits  behandelt  worden  sind ;  ferner  auch  die  Effekten- 
Engagements  und  das  Wechsel- Obligo,  worüber  näheres  noch  mit- 
geteilt werden  wird. 

Besondrer  Besprechung  bedarf  noch  die  bilanzmäßige  Bewertung 
der  Roh-  und  Hilfsstoffe,  der  Halb-  und  der  Fertig-  oder  Ganzfabrikate. 

Roh-  und  Hilfsstoffe.  Für  die  Fabrikation  bestimmte,  noch  unbe- 
arbeitete Roh-  und  Hilfsstoffe  sind  nach  den  für  die  Waren  im  allge- 
meinen geltenden  bilanzrechtlichen  und  handelstechnischen  Grundsätzen 
zu  bewerten.  Vorsichtige  Fabrikanten  pflegen  Roh-  und  Hilfsstoffe 
jedoch  höchstens  mit  den  Anschaff ungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten  in  Ansatz  zu  bringen;  schon  deshalb,  weil  nach  §  40  Abs.  2 
H.G.B.  etwa  bilanzfähige,  höhere  Marktpreise  nicht  realisiert  werden 
können,  da  die  Rohstoffe  als  solche  zur  Fabrikation,  nicht  aber  zui 
Veräußerung  bestimmt  sind. 

Einen  zweckmäßigen  Vorschlag  zur  bilanziellen  Bewertung  der 
Rohstoffe  macht   Grull   (S.  127—128): 

„Die  Rohstoffe  werden  bei  ihrem  Eingang  unabhängig  von  dem  jeweils 
gezahlten  Einstandspreise  dem  Materialkonto  zu  festen,  dauernd  gleichen  Preisen 
belastet.  Die  überschießenden  Beträge  werden  einem  Au.sgleichskonto  belastet 
oder  gutgebracht,  je  nachdem  der  Eingangswert  größer  oder  kleiner  ist  als  der 
feste  Preis.  Am  Jahresschluß  wird  dann  das  prozentuale  Verhältnis  des  Saldos 
dieses  Ausgleichskon toa  zum  gesamten  Materialverkehr  ermittelt  und  benutzt, 
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um  bei  der  Kalkulation  diese  Preisschwankungen  durch  einen  Zu-  oder  Abschlag 
auf  die  Durchschnittspreise  zu  berücksichtigen.  Dies  Verfahren  bietet  vor  einer 
willkürlichen  Änderung  der  Rohstoff  preise  je  nach  dem  jeweiligen  Eingangspreis 
den  Vorteil,  daß  hierbei  auch  geringere  Schwankungen  berücksichtigt  werden, 
mid  daß  an  Stelle  der  Willkür  eine  planmäßige  Berücksichtigvmg  aller  Preis- 
schwankungen tritt.  Verfasser  möchte  nun  empfehlen,  für  die  Bewertung  der 
Inventuraufnahme  ebenfalls  diese  Grundpreise  in  Verbindung  mit  dem  Zu-  oder 
Abschlag  zu  benutzen,  soweit  sie  nicht  oberhalb  der  Marktpreise  liegen.  Dann 
kami  die  Bewertung  bereits  lange  vor  Beginn  der  Inventur  vorbereitet  werden, 
da  ja  Grundpreise  festliegen  und  die  Zu-  und  Abschläge  jeweils  auf  die  Summe 
aller  Materialwerte  oder  einzelner  Materialgruppen  berechnet  werden  können. 
Würde  man  nicht  in  dieser  Weise  vorgehen,  so  müßte  für  jeden  einzelnen  Posten 
der  wirkliche  Einkaufswert  bestimmt  werden.  Dies  ist  nicht  ganz  einfach,  wenn 
man  bedenkt,  daß  die  meisten  Preise  schwanken,  daß  ferner  meist  Nachbezüge 
schon  dann  erfolgen,  wenn  der  vorhandene  Bestand  noch  nicht  ganz  aufgebraucht 
ist.  Infolgedessen  werden  die  oben  angedeuteten  Berechnungen  notwendig  werden. 
Handelt  es  sich  um  Materialien,  welche  nicht  sehr  starken  Preisschwankungen 
ausgesetzt  sind  luid  von  denen  große  Mengen  vorhanden  sind,  so  kann  die  Be- 
rechnung des  Durchsclmittspreises  im  einzelnen  Fall  noch  angängig  sein.  Sie 
versagt  aber  überall  dort,  wo  der  Warenvorrat  aus  vielen  Materialien  besteht, 
die  nur  in  verhältnismäßig  geringen  Mengen  vorhanden  sind,  wie  z.  B.  in  allen 
Betrieben  mit  verzweigter  Fabrikation.  Hier  ist  eine  summarische  Wertermittlung 
an  Stelle  der  Einzelbewertung  vorteilhafter." 

Halbfabrikate.  Halbfabrikate  sind  unter  Würdigung  ihres  verhält - 
nismäiJigen  Anteils  an  denspäter zu  vollendenden  Ganzfabrikaten, 
mithin  nicht  etwa  im  Hinblick  auf  ihren  Veräußerungswert  an  sich,  zu 
bewerten.  Denn  dieser  würde  regelmäßig  nicht  entfernt  ausreichen, 
um  die  auf  das  Halbfabrikat  bis  zum  Bilanztage  verausgabten  Her- 
stellungs-Kosten zu  decken.  (Hieraus  folgt,  daß  die  Bewertmig  der 
Halbfabrikate  für  den  im  vorliegenden  Buche  außer  Betracht  bleibenden 
Liquidationsfall  niedriger  als  vom  Standpunkt  der  regulären 
Jahresbilanz  ausfallen  würde.) 

Die  Begriffe  ,, Halbfabrikat"  inid  ,, Ganzfabrikat"  sind  von  nur 
relativer  Bedeutung.  Denn  für  einen  Betrieb  stellt  ein  darin  fertig- 
gestelltes Produkt  sich  als  Ganzfabrikat,  für  einen  andern,  dieses  Pro- 
dukt ebenfalls  fabrizierenden,  aber  auch  noch  weiterverarbeitenden 
Betrieb  nur  als  Halbfabrikat  dar. 

Die  für  Waren  im  allgemeinen  maßgebenden  Bewertungs-Grund- 
sätze gelten  auch  für  Halb-  und  Ganzfabrikate. 

Anlaß  zu  Unterbewertungen.  Anlaß  zu  Unt  erbe  Wertungen  der 
Fabrikate  können  beispielshalber  geben:  sinkende  Konjunktur  in 
den  bezüglichen  Artikeln,  bisher  nicht  konkurrenzfähige  Fabrikations- 
Methode,  bevorstehende  Einfülirung  billiger  arbeitender  Maschinen, 
seit  dem  Beginn  der  in  Betracht  kommenden  Fabrikation  gesunkene 
Rohstoff  preise  u.  dgl. 

Durchschnitts-Bewertungen.  Wie  die  Herstellungs-Kosten  zu  er- 
mitteln sind,  habe  ich  auf  S.  203ff.  gezeigt.    Auf  S.  209  ist  auch  der 
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Berechnung  der  Durehsclniit  ts-Hei\stellungskosten  gedacht 
worden  für  den  Fall,  daß  am  Bilanztage  nicht  möglich  ist,  mit  SicJier- 
lieit  zu  erkennen,  aus  welclier  Fabrikations-Partie  bestinnnte  Inventm- 
Artikel  stammen,  falls  die  Herstellungs-Kosten  der  einzelnen  Partien 
verschieden  hocli  ausgefallen  Avaren. 

Auch  Durchschnitts-Ergebnisse  einzelner  Kostenteile 
wird  man  zur  Berechnung  der  Herstellungs-Kosten  heranziehen  müssen. 
So  kann  es  vorkommen,  daß  mit  verschiedenen  Kosten  angeschaffte  oder 
hergestellte  Rohstoffe  derselben  Ai't  zur  Herstellmig  einer  bestimmten 
Fabrikations-Partie  Verwendung  finden,  oder  daß  bei  der  Herstellung 
derselben  Partie  Fabrikate  Lehrlinge,  halb  und  voll  qualifizierte  Arbeiter 
durcheinander  beschäftigt  waren.  Im  ersten  Fall  sind  die  be-  oder  ver- 
arbeiteten Materialien-Mengen  nach  Maßgabe  ihrer  verschiedenen  Aii- 
schaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten,  im  zweiten  die  Lohnstunden 
nach  Maßgabe  der  sehr  verschiedenen  Lohnhölie  auf  die  zu  bilanzieren- 
den Fabrikate  wenigstens  annähernd  richtig  zu  verteilen. 

Überbewertungen.  Voraiissetzung  für  die  richtige  BeAvertung  der 
Fabrikate  ist  eine  ordnungsmäßige  Vor-  und  Nachkalkulatioii. 
Die  Kalkulation  ist  so  zu  organisieren,  daß  sie  nicht  allein  die  Herstel- 
lungs-Kosten der  Ganzfabrikate,  sondern  ebenso  auch  diejenigen  der 
Halbfabrikate,  also  der  Fabrikation  in  jedem  Stadium,  zu  ermitteln 
ermöglicht.  Die  Herstellungs-Kosten  eines  Halbfabrikats  unabhängig 
von  einer  speziellen  Kalkulation,  lediglich  durch  Subtraktion  der 
Kosten  aller  bis  zur  Herstellung  des  Ganzfabrikats  noch  aufzuwendenden 
Arbeiten  und  Materialien  von!  Verkaufspreise  des  Ganzfabrikats,  be- 
rechnen zu  wollen  [wie  Simon  (S.  3G2)  vorschlägt],  wüi'de  zur  Über- 
bewertung des  Halbfabrikats  führen.  Denn  dann  würde  der  im 
Verkaufspreise  steckende  Gewinn-Aufschlag  für  das  Ganzfabrikat 
bereits  im  Bilanzwert  des  Halbfabrikats  zum  Ausdruck  konnnen;  und 
dies,  obgleich  jener  Gewinn  doch  noch  nicht  realisiert  ist.  Simon  sagt 
allerdings  im  Anschluß  an  jenen  Vorschlag  in  bezug  auf  die  Kalkulation 
der  Fertigfabrikate,  ,,daß  selbstverständlich  die  Herstellungspreise  den 
Höchstbetrag  des  Wertansatzes  bilden."  Dieser  Zusatz  ist  nur  eine 
Wiederholung  der  für  A.G.  und  K.A.G.  mit  §  261  Ziff.  1  und  2  für  die 
bilanzielle  Bewertung  gegebenen  Maximal-Vorschrift ;  er  setzt  die  Mög- 
lichkeit richtiger  Berechnung  der  Herstellungs-Kosten  voraus,  läßt 
aber  die  Frage  offen,  in  welche  Beziehung  diese  Bemerkung  Simons 
zu  .seinem  Vorschlag  zu  bringen  ist,  wonach  der  bilanzmäßige  Wert- 
ansatz für  Halbfabrikate  von  den  Verkaufspreisen  für  Ganzfabrikate 
abzuleiten   sein  soll. 

Jtegie-Zusehläge.  Wie  aus  meinen  Darlegungen  über  die  Berech- 
nung der  Herstellungs-Kosten  (vgl.  S.  205)  hervorgeht,  zerfallen  diese 
Kosten    in    besondere    und    allgemeine    Kostentcile.     Regelmäßig 
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werden  diese  Kostenteile  kalkulatorisch  so  verwertet,  daß  die  Her- 
stelhings-Kosten  berechnet  werden  durch  die  Addition  der  besonderen 
Kosten  inid  eines,  im  Verhältnis  zu  den  produktiven  Löhnen  prozentual 
auszudrückenden  Zuschlags,  der  groß  genug  sein  muß,  um  sämtliche 
allgemeine  Kosten  (Generalien)  zu  decken. 

Demnach  sind  die  Herstellungs-Kosten  gleichzusetzen  den  be- 
sonderen Kosten  zuzüglich  des  Generalien-(Regie-)Zuschlags  auf 
die  produktiven  Löhne. 

Verscliiedene  Zusclilags-Grimdlagen.  Hierzu  sei  ergänzend  bemerkt, 
daß  der  Regie-Zuschlag  in  manchen,  mit  nur  geringem  Lohnaufwand 
arbeitenden  Betrieben  nicht  auf  die  Löhne,  sondern  auf  die  Gewichts- 
einheiten der  Materialien,  in  anderen  Unternehmungen  auf  die 
Materialien  werte  bezogen  wird.  Zuweilen  verteilt  man  die  Zuschläge, 
ihrer  Beziehung  zu  Materialien  oder  Löhnen  entsprechend,  auf  diese 
beiden  Kostengruppen. 

Ohne  weiteres  ist  klar,  daß  jener  Regie-Zuschlag  für  eine  neu  ge- 
gründete Fabrikations-Unternehmung  von  vornherein  nicht  bekannt 
sein  kann,  sondern  für  die  Vorkalkulationen  vorerst  auf  Grund  von 
Schätzungen  oder  nach  etwa  aus  der  Branche  vorliegenden  Erfahrungen 
zur  Anwendung  gebracht  werden  muß.  Es  ergibt  sich  weiterhin  von 
selbst  die  Xotwendigkeit,  auf  Grund  der  jährhchen  Bilanz-Ergebnisse 
zu  prüfen,  inwieweit  der  zunächst  angenommene  Prozentsatz  für  den 
Regie -Zuschlag  richtig  oder  falsch  ist. 

Buchmäßige  3Iaterialieii-  und  LohnkontroUe.  Die  Buchhaltung  ist 
derart  zu  organisieren,  daß  sie  die  Entnahme  aller  zur  Xachkalkulation 
erforderlichen  Daten  mühelos  ermöglicht.  Außerdem  ist  darauf  hin- 
zuv^irken,  daß  auch  für  die  Vorkalkulationen  zwischen  diesen  und  der 
Buchhaltung  feste  Beziehu.ngen  insofern  bestehen,  als  die  Beträge  der 
für  die  Fabrikation  verbrauchten  Materialien  und  produktiven  Löhne 
durch  die  Buchhaltung  nicht  allein  auf  den  Materialien-  und  Lohn- 
Hauptbuchkonten  in  der  üblichen  Weise  für  die  Bilanz  und  die  Erfolgs- 
Rechnung  gesammelt,  vielmehr  auch  daraufhin  kontrolliert  werden, 
ob  die  auf  den  erwähnten  Hauptbuch-Konten  sich  herausstellenden 
Materialien-  und  Lohn- Beträge  durch  die  Verkaufs-Rechnungen 
auch  wirklich  zu  Lastender  Waren-Empfänger  zur  Weiterberechnung 
gelangt  sind.  Diese  Kontrolle  ist  leicht  durchführbar,  wenn  man  dafür 
sorgt,  daß  von  den  der  Xachkalkulation  zugrunde  liegenden  Kommis- 
sions-Zetteln in  zwei  besonderen  Spalten  des  Ausgangs-(Verkauf  s-) 
Buchs  jedem  Lieferungs-Posten  der  Betrag  des  darauf  verausgabten 
produktiven  Lohns  und  derjenige  des  verwendeten  Materials  beigesetzt 
werden.  Atich  für  die  Kundschaft  avisgeführte  Reparaturen  sind  in 
derselben  Weise  zu  kontrollieren.  Entsprechend  auch  die  für  den  Be- 
trieb in  eigener  Regie  hergestellten  Werkzeuge  und  Utensilien  und  die 
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für  die  etwa  bestehende  Versuchs-Station  verausgabten  produk- 
tiven   Löhne   und  verbraucliten  Materialien. 

Insoweit  die  Gesanitsunnne  aller  füi-  Materialien  luid  produktive 
Löhne  kontrolhnäßig  derartig  festgestellten  Beträge  für  den  Bilanztag 
hinter  den  Aufwand-Salden  der  in  Betracht  kommenden  Hauptbuch- 
Konten  ziu'ückbleibt,  ist  —  gewissenhafte  Fühi-ung  der  Materialien- 
inid  Lohn-Konten,  wie  aiichder  Kontrolle  vorausgesetzt  —  anzunehmen, 
daß  im  Wertbetrage  des  Unterschieds  Material-Ausschuß,  Diebstahl 
und  andere  Verlust-Ursachen  vorliegen  müssen,  zu  denen  in  mehr  oder 
minder  zalilreichen  Fällen  auch  ein  zu  niedriger  Material-  oder  Lohn- 
Ansatz  in  den  Verkaufs-Rechnungen  gehören  kann. 

Nachprüfung  kalkulierter  Regie-Zuschläge  auf  bilanzmäßiger  Grund- 
lage. Aiif  Grund  der  bilanziellen  Ergebnisse  ist  nun  zu  prüfen,  ob 
der  für  die  Kalkulationen  angenommene  Regie-Zuschlag  richtig, 
oder  inwieweit  er  falsch  ist. 

Nehmen  wir  an,  in  einer  Fabrikations-Untemehmung  sei  bisher 
mit  100  %  Regie-Zuschlag  zu  den  produktiven  Löhnen  gerechnet 
worden.  Die  Erfolgs-Rechnung  ergibt  für  die  zuschlagsfähigen  all- 
gemeinen Fabrikations-Kosten  (vgl.  S.  205ff.)  diese  (hier  ganz  rund 
angenommenen)  Zahlen: 

Fabrikbetriebs-Kosten 98000  M, 

Abnutzungs-Kosten       22000  M. 

Diesen  120000  M,  für  diesen  Fall  beispielsweise  als  zuschlagsfähig 
zu  denkenden^)  Generalien  stehen  80000  M  produktive  Löhne 
gegenüber.  Danach  würde  ein  Regie-Zuschlag  von  150  %  für  die  Kal- 
kulationen erforderlich  gewesen  sein.  Es  ist  aber  mit  nur  100  %  Zu- 
schlag kalkuliert  worden.  Mithin  sind  40000  M  Generalien  bei  der 
Berechnung  der  Her s t eil ungs- Kosten  ungedeckt  geblieben.  Bei 
der  Berechnung  der  Verkaufspreise  waren  den  Herstellungs-Kosten 
zugeschlagen  worden  zur  Deckung  der  Handels-Betriebsspesen  und  der 
Ausfälle  an  Dubiosen  zusammen  ebenfalls  40000  M  in  Gestalt  von 
weiteren  50  %  Aufschlag  und  dem  sich  hiernach  ergebenden  Betrage 
noch  11  %  (auf  Hundert!)  zur  Deckung  des  mit  10%  angestrebten 
Reinerlöses.  Der  Gesamtumsatz  belief  sich  auf  rund  400000  M.  Wäre 
der  100  prozentige  Regie-Zuschlag  zutreffend  gewesen,  so  hätten  — 
die  Richtigkeit  der  40000  M,  d.  h.  des  im  Verhältnis  zu  den  produktiven 
Löhnen  mit  50  %  geschätzten  Aufschlags  für  Handels-Betriebsspesen 
und  Dubiosen-Ausfälle,  ebenfalls  vorausgesetzt  —  10  %  von  400000  M 
=^^  40000  M  netto  erübrigt  sein  müssen.    Da  aber  der  Regie-Zuscldag 


')  Daß  der  Kreis  der  für  die  bilanzielle  Bewertung  zusehiagsfähigen 
Generalien  —  im  Gegensatz  zum  Zuschlagsumfang  für  kalkulatorische  Zwecke 
—  meist  zu  begrenzen   ist,  sei  nochmals  betont. 
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um  40000  M  zu  klein  war,  hatte  dieses  Manko  den  erwarteten  Gewinn 
gerade  aufgezehrt,  so  daß  die  Jahres-Rcchnung  ungefähr  gerade  nur 
balancierte,  anstatt  einen  Reinüberschuß  von  40000  M  auszuweisen. 
Sofern  nachweislich  besondere  Ursachen  die  Notwendigkeit  weiterer 
erheblicher  Erhöhung  des  Regie-Zuschlags  nicht  herbeigeführt  hätten, 
wäre  dieser  für  die  Berechnung  der  H er stellungs- Kosten  künftig 
statt  mit  100  %  mit  150  %  zu  veranschlagen  gewesen.  Von  sehr  ernster 
Bedeutung  ist  hierbei  natürlich  die  Frage,  ob  die  Unternehmung  bei 
erhöhten  Regie-Zuschlägen  noch  konkurrenzfähig  bleibt,  oder  ob, 
soweit  dies  nicht  der  Fall  ist,  die  technische  und  kaufmännische  Organi- 
sation hinreichend  verbilligt  zu  werden  vermag. 

Her  stellungs- Kosten,  nicht  Selbstkosten  als  bilanzmäßige  Zu- 
schlagsgrundlagen. Der  Erwähnung  bedarf,  daß  die  meisten  Fabrikan- 
ten bei  den  Kalkulationen  die  Her  stellungs -Kosten  von  den  Selbst- 
kosten (über  den  Unterschied  vgl.  S.  207  bis  208)  nicht  trennen,  sondern 
den  Regie-Zuschlag  auf  die  Selbstkosten  beziehen,  denen  sie  dann  nur 
noch  den  Zuschlag  für  den  angestrebten  Nettogewinn  hinzuzufügen 
haben.  Im  vorstehenden  Beispiel  wäre  demnach  zunächst  mit  einem 
Regie -Gesamt  Zuschlag  von  150  %  gerechnet  worden,  an  dessen  Stelle 
ein  solcher  von  200  %  als  zutreffend  erkannt  worden  wäre.  Für  die 
Bilanz-Bewertung  sind  aber  nicht  die  Selbstkosten,  son- 
dern höchstens  die  Herstellungs-Kosten  zugrunde  zu  legen. 

Ganzfabrikate.  Die  für  die  bilanzielle  Bewertung  in  Ansatz  zu 
bringenden  Herstellungs-Kosten  der  Ganzfabrikate  sind  unter  Hin- 
einrechnung des  als  richtig  erkannten  Regie-Zuschlags  zu  berechnen. 
Im  Interesse  stetiger  bilanzmäßiger  Bewertung  ist  empfehlenswert,  an 
dem  einmal  als  zutreffend  erkannten  Regie-Zuschlag  festzuhalten, 
seine  Höhe  also  nicht  etwa  je  nach  den  Jahres-Ergebnissen  zu  wechseln, 
oder  womöglich  einmal  mit  Zuschlägen,  ein  andermal  ohne  diese  zu 
bilanzieren.  Über  die  Wirkungen  solcher  Schwankungen  habe  ich  bereits 
gelegentlich  der  Untersuchung  der  Herstellungs-Kosten  gesprochen. 
Daß  dagegen  aus  erklärlichen  Gründen  vermutlich  dauernde  Ver- 
änderungen der  Regie-Zuschläge  nicht  nur  rein  kalkulatorisch, 
sondern  ebenfalls  bilanzmäßig  zu  berücksichtigen  sein  werden,  ist 
selbstverständlich. 

Verschiedene  Regie-Zuschläge  für  Halb-  und  Ganzfabrikate. 
Wälirend  man  bei  der  bilanziellen  Bewertung  der  Ganzfabrikate  den 
Regie-Zuschlag  durchweg  in  gleicher  Weise  zur  Anrechnung  bringen 
wird,  ist  bei  der  Bewertung  der  Halbfabrikate  nicht  selten  ein  nie- 
drigerer Zuschlag  am  Platze.  Besonders  dann,  wenn  das  halb- 
fertige Produkt  am  Bilanztage  den  Fabrikations-Prozeß  erst  zu 
passieren  begonnen  hatte;  oder  weim  der  Anteil  der  auf  das  Halb- 
fabrikat bis  zum  Bilanztage  verausgabten  produktiven  Löhne  im  Ver- 
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gleich  zum  Materialwert  so  bedeuteiul  ist,  daß  der  volle  Regie-Zuschlag 
zu  einem  unverliältnismäßig  hohen  Bilanzwert  führen  würde.  Der 
bilanziellen  Bewertung  der  Halbfabrikate  ist  deshalb  besondre  Auf- 
merksamkeit zuzuwenden,  und  es  wird  bei  komplizierten  Verhältnissen 
oft  zweckmäßig  sein,  jene  Bewertung  in  erster  Linie  vorzunehmen, 
solange  der  jeweilige  Stand  der  Ai'beiten  an  den  Halbfabrikaten  für  den 
Bilanztag  noch  sicher  festgestellt  werden  kann.  Am  besten  gleich  bei 
der  Inventur-Aufnahme,  falls  dies  diu'chführbar  ist.  Man  erleichtert 
sich  die  Arbeit  des  Bewertens  der  Halbfabrikate  wesentlich,  wenn 
man  die  noch  niclit  allzu  weit  vorgeschrittenen  Arbeits- 
stücke ohne  Regie-Zuschläge  bilanziert,  was  vom  Standpunkt 
solider  Bilanz-Grundsätze  nur  empfehlenswert  ist. 

Halbfertige  Bauausführungen.  Besondrer  Würdigung  bedürfen 
noch  diejenigen  halbfertigen  Arbeiten,  die  —  wie  beispielsweise 
große  Gebäude-,  Brücken-,  Schiffs-Bauten.  Maschinen-,  Docks-Anlagen 
u.  dgl.  —  sich  über  mehrere  Bilanz-Perioden  erstrecken.  In 
solchen  Fällen  ist,  besonders  bei  Kapital-Gesellschaften  im  Interesse 
gerechter  Erfolgs- Verteilung,  der  auf  jedes  Jahr  der  fortsclireitendcn 
Bauausführung  entfallende  Anteil  am  später  mit  Sicherheit  zu  er- 
wartenden Gesamterfolg  in  der  Bilanz  jedes  Jahrs  auch  ansatzfähig. 
Wollte  man  nur  den  jeweilig  aufgelaufenen  Herstellungspreis  bilan- 
zieren, so  würde  der  gesamte  Erfolg  erst  dem  letzten  Jahr  der  Arbeit- 
Periode  zufallen.  Da  Unterbewertung  privatrechtlich  statthaft  ist, 
dürfte  man  diesen  Weg  wohl  einschlagen.  Wählt  man  aber  den  andern 
der  gerechten  Erfolgs-Vefteilung,  so  muß  man  die  auf  die 
einzelnen  Jahre  entfallenden  Erfolgs-Anteile  jedenfalls  sehr  vorsichtig 
berechnen.  Buchhaiterisclie  Durchführung  entweder  durch  Belastung 
des  Auftraggebers  oder  transitorisch  nach  Art  der  schwebenden  En- 
gagements (vgl.  S.  250ff.).  Etwa  drohende  Verluste  wird  man  natür- 
lich anteilig  vorweg  bilanzieren,  um  Überbewertung  zu  vermeiden. 
In  der  Z.  f.  hw.  F.  IV.  S.  564  und  V.  S.  108ff.  steht  solcher  Fall  zur 
Diskussion.  Die  dort  geäußerten  Meinungen  lassen  auch  einiges  über 
die  Technik  der  Feststellung  des  Erfolgs-Anteils  erkennen,  worauf  im 
Rahmen  dieser  Ausführungen  nicht  eingegangen  werden  kann. 

Im  Anschluß  hieran  bemerke  ich,  daß  die  Besteller  sich  über 
mehrere  Bilanz-Perioden  hinziehender  Bau-Ausführungen  die  bis  zu 
jedem  Bilanz-Termin  aufgelaufenen  Rechnuiigs-Beträge  vom  Liefe- 
ranten einzufordern  haben,  um  in  ihren  Bilanzen  den  jeweiligen  Stand 
der  Bau- Ausführung  ersichtlich  zu  machen.  Beim  Empfang  der  Teil- 
rechnung ist  zu  buchen:  Neubau-(oder  etwa  Speicher-Neubau-  oder 
flgl.-)Konto  an  X.  N.  (Name  des  Bauausführenden).  Zahlungen  an  die 
den  Bau  ausführende  Firma  sind  demnach  zu  buchen:  N.  N.  an  Kasse- 
(Bank-  oder  dgI.-)Konto. 
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Reparaiiireii.  Im  -wesentlichen  gilt  das  über  die  bilanzielle  Be- 
wertung der  Halbfabrikate  Gesagte  auch  für  fremde  Gegenstände, 
die  zum  Zweck  der  Reparatur  zur  Zeit  der  Inventuraufnahme  in 
den  Werkstätten  liegen  und  teilweise  oder  ganz  wiederhergestellt  sind. 
Bei  nicht  nennenswertem  Bestand  an  solchen  Arbeitstücken  wird  man 
der  Einfachheit  halber  die  für  die  Reparaturen  bis  zum  Bilanztage 
entstandenen  Ausgaben  für  Lölnie  und  Materialien  außer  Ansatz  lassen, 
statt  sie  transitorisch  zu  bilanzieren.  Besonders,  wenn  diese  Werte 
von  Jahr  zu  Jahr  ungefähr  die  gleichen  sind.  Nicht  zuletzt  wird  man 
darauf  zu  achten  haben,  daß  Reparaturstücke  fremden  Eigentums 
nicht  als   eigene   inventiert  werden. 

Abschreibungs-Politik  als  Bewertimgs-Faktor.  Von  bedeutsamem 
Einfluß  auf  die  Kalkulation  ist  die  Abschreibungs-Politik.  Denn  eine 
Industrie-Unternehmung  wird  ceteris  paribus  um  so  konkurrenzfähiger 
sein,  je  niedriger  ihre  Anlagen  zu  Buche  stehen,  weil  dementsprechend 
niedriger  auch  ihre  Selbstkosten  lauten.  Das  gleiche  gilt  auch  für  die 
zur  Bilanz-Bewertung  heranzuziehenden  Herstellungs-Kosten.  Wäh- 
rend nun,  selbst  wenn  die  Anlagewerte  völlig  abgeschrieben  sind,  nichts 
im  Wege  steht,  in  die  Selbstkosten-Berechnung  dennoch  normale 
Abschreibungs-Beträge  hineinzurechnen,  falls  die  Konkurrenzfähigkeit 
trotzdem  gewahrt  bleibt,  ist  solches  Verfahren  bei  der  Berechnung  der 
Herstellungs-Kosten  für  die  Bilanz -Bewertung  nicht  anwendbar, 
weil  andernfalls  Kosten  als  Aktiva  bilanziert  werden  würden,  die  der 
Erfolgs-Rechnung  des  Bilanzjahrs  nicht  belastet  sind.  Auch  in  dieser 
Beziehung  ^vird  der  von  mir  wiederholt  hervorgehobene  wesentliche 
Unterschied  zwischen  der  bilanzmäßigen  Bewertung  und  der  rein 
kalkulatorischen   Preisberechnung  offenbar. 

In  gewissem  Sinne  kann  man  von  Herstellungs-Kosten  auch  reden 
bei  Waren,  die  —  wie  z.  B.  Hölzer  und  Weine  —  einer  bestimmten 
Pflege  und  mehr  oder  minder  langen  Lagerung  bedürfen,  um  in  Ge- 
brauchs- und  Tauschwert  den  Höhepunkt  zu  erreichen. 

Zinsen  und  Konservierungs-Kosten  als  Wertzuschläge.  Im  großen 
und  ganzen  steht  außer  Zweifel,  daß  aus  qualitativen  Gründen  längerer 
Lagerung  bedürftige  Waren  an  Gebrauchswert  und  damit  auch  an 
Tauschwert  nicht  bloß  in  dem  Maße  gewinnen,  wie  die  Lagerung  Zinsen- 
Verluste  und  Pflege-Kosten  herbeiführt,  sondern  daß  die  Wertsteige- 
rungen regelmäßig  über  die  Zinsen- Verluste  und  Pflege-Kosten  hinaus- 
gehen, weil  andernfalls  das  wirtschaftliche  Interesse  an  dem  Aitikel  für 
den  Unternehmer  notwendigerweise  entfallen  müßte.  Man  wird  hier- 
nach zustimmen  der  Ansicht,  daß  die  bei  der  Lagerung  auflaufenden 
(wenn  auch  bei  hinreichendem  eigenen  Kapital  nicht  verausgabten, 
sondern  nur  entgangenen)  Zinsen^ rein  kalkulatorisch  und  bilanziell 
unbedingt    zu    den     Herstellungs-Kosten     derartiger    Waren     zu 
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rechnen  sind,  soweit  in  Sonderfällen  nielit  zu  erwarten  ist,  daß  die 
Zinsen-Zuschläge  im  Handel  nicht  hereinbiingbare.  weil  zu  hohe  Preise 
zur  Folge  haben.  Mit  unserer  bilanzrechtlichen  Auffassung  der  Her- 
stellungs-Kosten wäre  außerdem  sehr  wohl  vereinbar,  außer  den  Zinsen 
auch  die  Kosten  der  Lagerung  und  Pflege  wenigstens  dann 
zur  bilanziellen  Bewertung  mit  heranzuziehen,  wenn  die  Waren  dadui'ch 
nicht  in  unstatthaftem  Umfang  verteuert  werden.  Gewiß  steht,  bilanz- 
rechtlich genommen,  nichts  entgegen,  auf  jeden  Zinsen-  und  Lagerpflege- 
Zuschlag  zu  verzichten,  somit  unterzubewerten  und  die  gesamte,  im 
spätem  Erlöse  zum  Ausdruck  kommende  Zinsen-  und  Pflegekosten-Ver- 
gütung dem  Jahr  der  Veräußerung  zugute  kommen  zu  lassen.  Dagegen 
wird  man  diese  Zuschläge  immer  dann  geltend  machen,  wenn  man  die 
Verkaufspreise  kalkuliert  oder  das  Lager  mit  dem  Geschäft  verkauft. 

Hier  nur  die  Mitteilung  einiger  voneinander  abweichenden  Be- 
wertungs-Methoden, denen  ich  im  Wein -Großhandel  begegnet  bin: 

ZiusenauJschlags-3Iethode.  Den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten  junger  Weine  werden,  wenn  sie  qualitativ  hinreichend  ge- 
winnen, mehrere  Jahre  hindurch  Zinsen  zugeschlagen.  Liegen 
Weine  —  besonders  solche  besserer  Qualität  —  schon  Jahre  lang  auf 
Lager,  so  unterläßt  man  nach  einer  gewissen,  von  Fall  zu  Fall  festzu- 
stellenden Zeit  den  weitern  Zinsenzuschlag,  um  die  Weine  nicht  zu  teuer 
werden  zu  lassen.  Ja,  es  kommt  vor,  daß  man  Werte  alter  Weine,  die  zu 
hoch  zu  Buche  stehen,  bis  auf  die  später  noch  zu  erzielenden  Verkavifs- 
preise  abschreiben  muß.  Solche  Absclu"eibungen  können  sich  mitunter 
schon  nach  dem  Verlauf  des  ersten  Besitz jahrs  erforderlich  machen,  wenn 
die  Weine  sich  infolge  irgendwelcher  Verhältnisse  nicht  gut  probieren,  oder 
wenn  sie  —  wie  nicht  selten  die  Weißweine  —  leicht  trübe   werden. 

Abschätzungs-Meihode.  Die  Bestände  werden  abgekostet  und  da- 
nach eingeschätzt.  Denn  bekanntlich  gibt  es  Jahrgänge,  die  sich  auf 
der  Flasche  wesentlich  besser,  als  vermutet  werden  konnte,  entwickeln, 
während  andere,  vielleicht  sogar  mit  höheren  Kosten  angeschaffte 
oder  hergestellte  Weine  in  der  Entwicklung  zurückbleiben,  also  be- 
rechtigte Erwartungen  nicht  erfüllen.  Weine,  die  auf  der  Flasche 
stark  gelitten  haben,  vielleicht  sauer  geworden  sind,  scheiden  aus,  so- 
fern sie  nicht  mehr  umgearbeitet  werden  können.  Daß  die  Ab- 
schätzungs-Methode, so  sehr  sie  zur  Ermittlung  biianzwahrer  Werte 
geeignet  sein  kann,  die  Kontinuität  der  Bilanz-Ansätze  stark  zu 
stören  vermag,  liegt  in  ihrem  Wesen  begründet. 

b)    Wertpapiere: 

Wir  beschäftigen  uns  in  diesem  Zusammenhang  imr  mit  Wechseln 
und  Effekten  als  den  für  das  kaufmännische  Leben  wichtigsten  beiden 
Alten  der  Wertpapiere. 
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1.    Wechsel. 

Uns  interessieren  hier  nur  die  im  Wege  regulärer  Geschäfts-Um- 
sätze ins  Portefeuille  gelangenden  Wechsel.  Büi'gschafts- Wechsel  aller 
Axt  und  Gefälligkeits-Akzepte,  die  unter  I  b  2  bereits  behandelt  sind, 
scheiden  hier  aus  der  Betrachtung, 

Bestaud-KoutroUe.  Bevor  mit  der  Wechsel-Bewertung  begonnen 
wird,  hat  man  sich  zu  überzeugen,  ob  der  Gesamtbetrag  der  Summen 
aller  im  Portefeuille  liegenden  Wechsel  sich  mit  demjenigen  der  aus 
dem  Wechsel-Skontro  ausgezogenen  Wechselsummen  oder  mit  dem 
Saldo  des  Wechsel-Kontos  im  Hauptbuch  deckt,  sofern  dieses  als  Nenn- 
wert-Kontrollkonto geführt  wird  (vgl.  hierzu  die  kontentheoretischen 
Ausführungen  auf  S.  26ff.). 

Tratten.  Auf  die  Kundschaft  gezogene,  von  dieser  aber  noch  nicht 
akzeptierte  Wechsel  (Tratten),  die  am  Schluß  des  Bilanztags  noch 
im  Portefeuille  liegen,  dürfen  natürlich  nur  dann  als  Wechsel  in- 
ventarisiert werden,  wenn  sie  dem  Wechsel-(oder  Tratten-)Konto  zu- 
gunsten des  Kontokorrent-(oder  Kunden-)Kontos  bereits  belastet 
sind,  weil  andernfalls  ihre  Beträge  einmal  als  Forderungen,  ein  andermal 
als  Wechsel  (Tratten)  unter  den  Aktiven  erscheinen  wüi'den,  was  bei 
dojDpelter  Buchhaltung  allerdings  nur  vermöge  einer  eingeschalteten 
Fehlbuchung  zu  einer  formell  stimmenden  Bilanz  führen  könnte. 

Wechsel  als  Liquiditäts-Faktoren.  IVIittelst  der  Umwandlung  von 
Kontokorrent-Buchforderungen  in  Wechsel-Forderungen  die  Liqui- 
dität des  bilanzmäßig  ausgewiesenen  Vermögens  zu  erhöhen,  ist  ein 
durchaus  erlaubtes  Beginnen  unter  der  Bedingung,  daß  die  zu  den 
Wechseln  gerechneten  (noch  unakzeptierten)  Tratten  auch  auf  wirk- 
lich zahlungsfähige  Kunden  gezogen  sind,  und  daß  diese  ihre  Bereit- 
willigkeit, zu  akzeptieren,  entweder  schon  mitgeteilt  haben,  oder  daß 
nach  früheren  Erfahrungen  an  deren  Einverständnis  mit  der  Tras- 
sierung wenigstens  nicht  gezweifelt  zu  werden  braucht. 

Oft  begegnet  man  der  uneingeschränkt  ausgesprochenen  Ansicht, 
die  zu  bilanzierenden  Wechsel -Bestände  seien  per  Bilanztag  zu 
diskontieren.  Diese  Ansicht  trifft,  bilanzrechtlich  angesehen, 
wohl  zu,  weil  danach  der  für  den  Bilanztag  maßgebende  Wert  anzu- 
setzen ist,  dieser  bei  Wechseln  aber  gleichsteht  der  um  den  Diskont  für 
die  Zeit  vom  Bilanztage  bis  zum  Verfalltage  geküi'zten  Wechselsvnnme. 

Ungerechtfertigte  bilanzmäßige  Wechsel-Diskontierungen.  Vom 
Standpunkt  der  E  r  f  o  1  g  s  -  Rechnung  ist  jene  Ansicht  aber  einzuschränken , 
weil  der  Diskont  eine  ungerechtfertigte  Belastung  des  Bilanzjahrs 
immer  dann  darstellt,  wenn  die  Wechsel  den  Gebern  ,,per  Verfall", 
also  mit  den  ungekürzten  Nennbeträgen,  gutgebracht  worden  waren. 
Denn  dann  werden  dem  Bilanzjahr  im  Nachjahr  erst  auflaufende  Dis- 
kont-Beträge angelastet,  die  bei  der  Hereinnahme  der  Wechsel  den 


264  Bewertung. 

Gebern  zugunsten  des  Bilanzjahrs  nicht  in  Abzug  gebracht  worden  sind. 
Beninach  muß  als  richtig  anerkaimt  werden  das  im  Waren-Handel 
vielfach  geübte  Verfahren,  wonach  von  der  Kuntlschaft  akzeptierte,  den 
Akzeptanten  mit  den  vollen  Wechselsummen  per  Verfall  gutgebrachte 
Wechsel  (Kunden -Akzepte)  mit  den  gleichfalls  ungekürzten  Nenn- 
werten bilanziert  werden.  Besonders  dann,  wenn  diese  Wechsel  nur 
zur  Sicherung  der  mit  dem  Wechsel- Verfall  zusammenfallenden  Fällig- 
keit der  Forderung  gezogen  sind  und  deshalb  bis  zu  dem  Fälligkeits- 
Termin  im  Portefeuille  des  Ausstellers  verbleiben  (übrigens  gibt  es 
noch  immer  Leute,  die  ihr  Akzept  dem  Lieferanten  nur  unter  einer 
derartigen ,  wechselrechtlich  allerdings  unverbindlichen  Verpflichtung 
erteilen). 

>^otweu(lige  derartige  Diskontierimgoii.  Dagegen  ist  die  bilanzielle 
Wechsel -Diskontierung  notwendig,  wenn  die  Wechsel  bei  der 
Hereinnahme  bereits  diskontiert  worden'  sind  und  voraussichtlich, 
je  nach  den  geldlichen  Bedürfnissen  oder  der  Entwicklung  der  Diskont- 
Scätze,  früher  oder  später  weiterdiskontiert  (rediskontiert)  werden 
sollen.  Würden  die  Wechsel  bei  solcher  Sachlage  etwa  mit  den  vollen 
Xennbeträgen  bilanziert  werden,  so  würde  von  den  bei  der  Herein- 
nahme gemachten  Diskont- Abzügen  der  auf  die  Zeit  vom  Bilanztage 
bis  zum  Verfalltage  entfallende  Teil  dem  Nachjahr  zugunsten  des  Bilar  z- 
jahrs  belastet  werden.  Das  wäre  aber  bilanzrechtlich  unzulässige  Über- 
bewertung in  reinster  Form. 

Naturgemäß  hat  die  bilanzmäßige  Wechsel-Diskontierung  hiernach 
Hauptbedeutung  für  den  das  Diskont -Geschäft  gewerbsmäßig  be- 
t  reibenden  Bank  verkehr. 

Diskontsatz  vom  Anschaffiings-  oder  vom  Bilanztage.  Der 
bilanzrechtlichen  Vorschrift  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  wird  entsprochen, 
wenn  die  zu  bilanzierenden  Wechsel-Bestände  nach  Maßgabe  der  am 
Bilanztage  gültigen  Bankrate  diskontiert  werden.  Im  Sinne  des 
§  261  Ziff.  1  H.G.B.  wäre  dagegen  der  Diskontierung  der  Anschaffungs- 
Diskontsatz  (Hereinnahme-Diskontsatz)  zugrunde  zu  legen,  falls  dieser 
höher  als  der  am  Bilanztage  maßgebende  Satz  ist,  weil  andernfalls  der 
auf  die  Zeit  vom  Bilanztage  bis  zum  Verfalltage  entfallende  Teil  des 
Hereinnahme -Diskontbetrags  einen  unrealisierten  Gewinn  für  das 
Bilanzjahr  einschließen  würde.  Diese  für  A.G.en  und  K.A.G.en  be- 
kanntlich bestehende  Vorschrift  wird  in  der  Praxis  der  Wechsel- 
Bilanzierung  jedoch  meist  nicht  beachtet.  Vielmehr  wird  der  bilan- 
ziellen Diskontierung  de  facto  der  am  Bilanztage  gültige  Diskontsatz 
zugrunde  gelegt. 

Devisen.  Devisen  sind  zu  den  nach  §§  40  oder  261  H.G.B.  in  Be- 
tracht kommenden  Devisen-Kursen  nach  den  Grundsätzen  der  Devisen- 
Rechnimg  zu  diskontieren. 
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Wechsel-Gruppierung  für  das  Inventar.  In  großen  Bankbetrieben 
pflegt  man  die  Markweclisel  für  die  bilanzielle  Bewertung  zu  gruppieren 
nach  der  Größe  der  Beträge,  nach  der  banktechnischen  Bedeutung  der 
Wechselplätze  und  nach  der  Art  des  in  Ansatz  zu  bringenden  Diskonts 
(Banksatz,  Privatsatz). 

Etwa  so : 

Auswärtige  Bankplätze  unter  600  M;  von  600  bis  3000  M, 
fällig  Januar  bis  März  einschließlich;  über  3000  M,  ebenso  fällig.  Der 
Betrag  von  3000  M  ^Adrd  als  Trennungsgrenze  angenommen,  weil 
Abschnitte  über  3000  M  mit  mindestens  56tägiger  Laufzeit  Verwendung 
als  Privatdiskonten  finden  können,  sofern  ihre  Qualität  sie  hierfür 
geeignet  erscheinen  läßt. 

Nebenplätze. 

PlatzAvechsel.  Unterabteilungen  wie  bei  der  ersten  Gruppe  nach 
Größe  der  Abschnitte  und  Fälligkeits-Monat. 

Berlin. 

Große  Diskonten.  (Beträge  von  mindestens  5000  M  oder  noch 
höherm  Minimum.  Auch  hierbei  wird  als  Gesichtspunkt  für  die  Grup- 
pierung die  Verwendbarkeit  als  Privatdiskonten  in  Frage  kommen.) 

Die  Prima-Bankakzepte  sind  in  der  vorstehenden  Gruppe  ent- 
halten. Bei  großen  Banken  wird  eine  besondre  Gruppe:  ,, Prima  Bank- 
akzepte" eingerichtet  werden. 

Eigene  Ziehungen.  Diese  Art  der  Wechsel  wird  bekanntlich 
stark  angegriffen,  obwohl  sie  das  Schuld  Verhältnis  natürlicher  darstellt, 
als  dies  die  jetzt  gebräuchliche  Art  der  Trassierung  des  schuldenden 
Kunden  auf  die  Bank  tut.  (Diese  Ansicht  vertritt  mit  Recht  auch 
Georg  Bernhard  im  „Plutus"  VIII.  S.  165.) 

Prüfung  der  Wechsel-Qualität.  Selbstverständlich  müssen  sämt- 
liche Wechsel  daraufhin  geprüft  werden,  ob  die  Unterschriften 
etwaiger  Vorgiranten  und  der  Akzeptanten  volle  Sicherheit  der  Ein- 
lösung verbürgen.  Soweit  dies  nicht  zutrifft,  sind  die  in  Frage  kom- 
menden W^echsel  wie  zweifelhafte  oder  gegebenenfalls  uneinbringliche 
Forderungen  zu  behandeln. 

Giro-Obligo.  Das  Moment  der  Unsicherheit  von  Wechsel-Forde- 
rungen führt  uns  zu  der  umstrittenen  Frage  nach  der  Pflicht  zur  Bilan- 
zierung der  Giro- Verbindlichkeiten  (des  sogenannten  Giro-Obligos)  aus 
den  bis  zum   Bilanztage  weiterbegebenen  Wechseln. 

Arten  der  Obligo-Bilanzierung.  Wie  ich  schon  sagte,  ist  die  Be- 
wertung notleidend  gewordener  oder  vermutlich  notleidend  werdender 
Wechsel  übereinstimmend  mit  derjenigen  uneinbringlicher  oder  zweifel- 
hafter Forderungen  vorzunehmen.  Dies  gilt  nun  nicht  bloß  für  die  am 
Bilanztage  im    Portefeuille  ruhenden,  sondern  ebenso  für  die  bis  zu 
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diesem  Tage  weiterbegebenen,  aber  noch  nicht  eingelösten  Wechsel- 
Danach  ist  in  Abzug  zu  bringen  der  Betrag,  um  den  die  Kosten 
der  Regreß -Verbindlichkeiten  gegen  die  Nachmänner  (Indossatare) 
die  Deckungen  aus  dem  Regreßrecht  gegen  die  Vormänner  (Indos- 
santen, Aussteller  und  Akzeptanten)  für  den  Bilanztag  vermutlich  über- 
steigen oder  zu  übersteigen  drohen.  Im  Interesse  der  Bilanz -Klar- 
heit ist  ratsam,  die  Giro-Verbindlichkeit  auf  der  Passiva-Seite  der 
Bilanz  durch  ein  besondres,  eine  unechte  Reserve  darstellendes  Korrek- 
tiv-Konto zu  keinizeichnen.  Dieses  Konto,  das  außer  dem  Giro-Obligo 
auf  weiterbegebene  Wechsel  auch  Abschreibiuigen  auf  die  am  Bilanz- 
tage noch  im  Portefeuille  ruhenden,  auf  der  Aktiva-Seite  voll  bilan- 
zierten Wechsel  enthalten  kann,  bringt  man  auf  der  Passiva-Seite  als 
solches,  etwa  mit  der  Bezeichnung:  Wechsel-Obligokonto,  Giro- 
Obligokonto,  Regreßpflicht -Reservekonto  oder  ähnlich  zum  An- 
satz. Wer  solche  eindeutige  Klarheit  mit  seinen  geschäftlichen  Inter- 
essen nicht  vereinbaren  zu  können  glaubt,  wird  das  Gjro-Obligo  vielleicht 
einem  bereits  bestehenden  Delkredere-  oder  Dubiosen-Konto  hinzu- 
fügen,das  Wechsel-Obligo  sonach  mit  den  Rückstellungen  auf  Forde- 
rungen an  Debitoren  verschmelzen. 

Zahlenmäßig  feststehendes  Giro-Obligo.  Nicht  richtig  wäre,  das 
vermutliche  oder  schon  feststehende  Giro-Obligo  aus  weiterbegebenen 
Wechseln  unmittelbar  auf  der  Aktiva -Seite  der  Bilanz  auszuweisen, 
indem  man  seinen  Betrag  vor  dem  Strich  von  dem  Gesamtbetrag  des 
Wechsel-Bestands  absetzen  und  nur  den  sich  danach  herausstellenden 
Unterschieds-Betrag  in  der  Hauptkolonne  bilanzieren  würde.  Denn 
bei  diesem  Verfahren  würden  die  vermutlichen  Obligo- Verluste  aus 
weiterbegebenen  Wechseln  mit  dem  Bilanzwert  der  noch  im  Porte- 
feuille ruhenden  Wechsel  verquickt  werden.  Deshalb  sind  solche  Ver- 
luste auf  der  Passiva- Seite  besonders  zu  bewerten.  Dagegen  sind  von 
dem  Nennbetrag  des  Wechsel-Bestands  auf  der  Aktiva-Seite  die  auf 
diesen  Bestand  zu  erwartenden  Verluste  in  der  Vorkolonne  in  Abzug 
zu  bringen,  wenn  man  sie  nicht,  wie  oben  schon  angedeutet  wurde, 
auf  dem  passiven  Korrektiv-Konto  mit  ausweisen  will.  Sowohl  der 
auf  das  Portefeuille  entfallende  Ausfall-Betrag,  wie  auch  der  aus 
weiterbegebenen  Wechseln  zu  erwartende  Verlust -Betrag  ist  zu  Lasten 
der  Erfolgs-Rechnung  des    Bilanzjahrs  zu   verbuchen, 

Eventual-Giroobligo.  Von  den  für  den  Bilanztag  zahlenmäßig 
bereits  feststehenden  oder  doch  annähernd  zu  schätzenden  Ver- 
lusten aus  dem  Giro-Obligo  streng  zu  scheiden  ist  das  in  den  weiter- 
begebenen Wechseln  am  Bilanztage  umlaufende  Giro-Obligo  als 
solches,  das  gleichzusetzen  ist  dem  Gesamtbetrage  der  bis  zum  Ende 
des  Bilanztags  weiterbegebenen,  bis  dahin  nicht  eingelösten  Wechsel 
überhaupt,  das   somit  nur   als    Evfn  tu  ;il- Verbindlichkeit   anzusehen 
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ist.  Da  aus  diesem  Eventual-Giroobligo  eine  materielle  Beeinflussung 
der  Bilanz  nicht  erfolgen  kann,  Meil  der  Regreßpflicht  gegen  die 
Xachmänner  (Indossatare)  das  Regreßrecht  gegen  die  Vormänner  (In- 
dossanten, Aussteller  und  Akzeptanten)  in  gleicher  Höhe  gegenüber- 
steht, so  kommt  — ganz  wie  bei  den  sonstigen,  auf  S.  240 ff.  und  S.  252 
besprochenen  Eventual- Verbindlichkeiten  —  für  die  buchhalterische  und 
bilanzielle  Darstellung  des  Eventual-Giroobligos  in  erster  Linie  die 
Methode  der  durchlaufenden  Posten  in  Frage.  Nachdem  der  Gesamt- 
betrag der  bis  zum  Ende  des  Bilanztags  weiterbegebenen,  bis  dahin 
noch  nicht  eingelösten  Wechsel  an  der  Hand  des  Wechsel-Skontros 
oder  des  Wechsel-Kopierbuchs  festgestellt  ist,  wird  diese  Summe  einem 
Regreßrecht -(Vor  männer-  oder  dgl.-)  Konto  belastet,  einem  Regreß- 
pflicht- (Xachmänner-  oder  dgl.-)  Konto  gutgebracht.  Will  man 
diese  Konten  nicht  in  den  Hauptkolonnen  der  beiden  Bilanz-Seiten  er- 
scheinen lassen,  so  kann  man  dies  vor  dem  Bilanzstrich  oder  am  Fuß 
der  Bilanz  tun.  Irgendwelche  materielle  Beeinflussung  der  Bilanz 
bleibt  bei  jeder  Alt  von  Darstellung  des  Eventual-Giroobligos  mithin 
außer  Betracht. 

Zusammenfassende  Buchung.  Jedoch  ist  es  möglich,  das  Even- 
tual-Giroobligo mit  den  für  den  Bilanztag  feststellbaren  oder  zu 
schätzenden  Verlusten  aus  dem  Giro-Obligo  buchmäßig  zu  ver- 
schmelzen dadurch,  daß  man  auf  der  Passiva-Seite  den  Betrag  des 
gesamten  Obligos  (Regreßpflicht  gegen  die  Nachmänner),  auf  der 
Aktiva-Seite  dagegen  nur  den  aus  dem  Regreß  gegen  die  Vor  männer 
zu  erwartenden  Deckungs-Betrag  bilanziert,  während  man  den  in  Aus- 
sicht stehenden  Verlust  aus  dem  Obligo  zu  Lasten  der  Erfolgs-Rech- 
nung des  Bilanzjahrs  fort  bucht.    Buchungssatz: 

ZAvei  Schuldner 

an  Nachmämier-Konto: 


Vormänner-Konto, 

aus  dem  Regreßrecht  zu  erwartende  Deckung 

des  regreßpflichtigen  Betrags     M, 

Gewinn-  und  Verlust -Konto  (oder  geeignetes  Unter- 
konto), 

zu  erwartender  Verlust  aus  der  Regreßpflicht 
zufolge  mangelnder  Deckung  durch  die  Vor- 
männer     j\I 

Die  bilanzielle  Wirkung  wäre  dann  dieselbe,  als  wäre  erstens  das 
Eventual-Giroobligo  links  und  rechts,  zweitens  rechts  niu-  der  aus 
dem  Giro-Obligo  zu  erwartende  Verlust -Betrag  gebucht  und  bilanziert 
worden. 


268  Bewertung. 

Bilauziiuklare  Darstellung.  Mit  dem  Wesen  der  Bilanz-Klarheit 
unvereinbar  ist  der  von  Weyricli  (S.  80)  gemachte  Vorschlag,  das 
Eventual-Giroobligo  zu  bilanzieren,  indem  man  den  Betrag  der  weiter- 
begebenen, am  Bilanztage  aber  noch  nicht  verfallenen  Wechsel  dem 
Wechsel-Portefeuillebestande  zuschlägt,  dagegen  den  Betrag  der  davon 
an  die  Ki'editoren  gegebenen  Wechsel  den  Bilanz-Kreditoren  und  den 
der  im  Bankverkehr  diskontierten  den  Bankschulden  zuschlägt  oder 
vom  Bankguthaben  absetzt.  Denn  dadurch  würden  dem  Bilanzleser 
Wechsel-Bestände,  Kreditoren  und  eventuell  Debitoren  (Bank- 
guthaben) vorgefülirt,  die  in  solchen  Beträgen  tatsächlich  nicht 
bestehen,  soweit  die  Wechsel  von  den  Vormännern  eingelöst  wer- 
den. Daß  dies  aber  in  der  weitaus  überwiegenden  Melirzahl  der  Fälle 
geschieht,  wird  niemand  bestreiten  Avollen.  Bei  mittleren  und  großen 
Bankunternehmungen  würde  das  Eventual-Giroobligo  enorme  Summen 
betragen,  die  Wechselbestand,  Kreditoren  und  eventuell  Debitoren  un- 
verhältnismäßig stark  beeinflussen  würden.  Faßt  man  den  Weyrich- 
schen  Vorschlag  jedoch  dahin  auf,  das  Eventual-Giroobligo  sei  auf 
beiden  Bilanz-Seiten  neben  dem  Bestände,  den  Debitoren  und  Kredi- 
toren gesondert  anzugeben,  dann  würde  jener  Vorschlag  mit  der  be- 
reits  bekannten  Methode  der  durchlaufenden  Posten  identisch  sein. 

Vorschlag  zur  Eventualobligo-Bilanzierung.  Dagegen  könnte  man 
das  Eventual-Giroobligo  derart  bilanzieren,  daß  manauf  der  xlktiva- 
Seite  vor  dem  Strich  den  Gesamtbetrag  aller  am  Schluß  des  Bilaiiztags 
im  Portefeuille  vorhandenen  zuzüglich  desjenigen  der  bis  zum  Bilanz- 
tage weiter  begebenen,  bis  dahin  noch  nicht  eingelösten  Wechsel,  also 
zuzüglich  des  Eventual-Giroobligos,  angibt  und,  ebenfalls  vor  dem  Strich, 
den  Gesamtbetrag  der  letztgenannten  Wechsel  davon  abzieht,  um  in 
der  Hauptkolonne  der  Bilanz,  wie  üblich  und  richtig,  nur  den  Gesamt- 
betrag der  Portefeuille- Wechsel  zum  Ansatz  zu  bringen.     Etwa  so: 

Wechsel-Portefeuille-Bestand 
einschließlich   des    Eventual-Giroobli- 
gos aus  weiterbegebenen  (rediskontier- 
ten) Wechseln 

12125319,67  M  j 
•/.Eventual-Giroobligo  als  solches  8500000,—  ,,  ! 
Wechsel-Bestand    allein    ....     3625319,67  M      3625319,67  M. 

Unmöglichkeit  genauer  Obligo-Feststellung.  Folgt  man  diesem  Vor- 
schlag, so  kann  man  auf  die  immerhin  leicht  irreführenden  durchlaufen- 
den Posten  verzichten,  läßt  Wechsel-Bestand,  Kreditoren  und  even- 
tuell Debitoren  unberührt  und  genügt  den  Erfordernissen  einer 
bilanzklaren   Darstellung  in  jeder  Beziehung. 

In  der  vorstehenden  Darstellung  habe  ich  das  Eventual-Giroobligo 
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absichtlich  mit  einer  runden  Zahl  angegeben,  um  anzudeuten,  daß 
dessen  genaue  Feststellung  für  einen  bestimmten  Tag  nicht  möglich 
ist.  Denn  man  muß  bedenken,  daß  neben  den,  nach  den  Wechsel-Neben- 
büchern als  für  den  Bilanztag  noch  umlaufend  ausgewiesenen  Wechseln 
noch  andere,  nach  jenen  Nebenbüchern  bereits  als  eingelöst  zu  denkende 
tatsächlich  noch  umlaufen  oder  bereits  auf  dem  Regreßwege  sein  können. 
Um  diesen  Umstand  zu  berücksichtigen,  A^ird  ein  das  buchmäßig  fest- 
gestellte Eventual-Giroobhgo  abrundender  Zuschlag  immer  ange- 
bracht sein.  Das  Verhältnis  zwischen  dem  Betrage  des  Portefeuille-Be- 
stands und  dem  des  Eventual-Giroobligos  wird  natürlich,  je  nach  den 
Geldmarkt- Verhältnissen,  der  Liquidität  des  Unternehmens  und  anderen 
Umständen,  sehr  schwanken  und  oft  das  Vielfache  des  Portefeuille- 
Bestands  betragen.  Der  Vollständigkeit  halber  sei  noch  erwähnt,  daß 
am  Bilanztage  bereits  zu  vermutende  oder  etwa  feststehende  Verluste 
aus  dem  Giro-Obligo,  ungeachtet  der  Tatsache  etwaiger  bilanzieller  Dar- 
stellung des  Eventual-Giroobligos,  in  der  oben  besprochenen  Weise  zu 
Lasten  der  Erfolgs-Rechnung  des  Bilanzjahrs  natürlich  zu  verbuchen  sind. 

Bei  der  fachwissenschaftlichen  Erörterung  der  Frage,  ob  und  ge- 
gebenenenfalls  wie  das  Giro-Obligo  bilanziell  darzustellen  sei^),  ist  der 
Unterschied  zwischen  dem  Event  ual-Giroobligo  als  solchem  und  den 
vermutlichen  oder  feststehenden  Verlusten  aus  dem  Giro-Obligo 
meist  nicht  zur  Geltung  gebracht  worden.  Daß  am  Bilanztage  bereits 
zu  vermutende  oder  bekannte  Verluste  aus  dem  Giro-Obligo  zu  Lasten 
des  Bilanzjahrs  gebucht  oder  in  Reserve  gestellt  werden  müssen,  bedarf 
nach  dem  vorstehend  darüber  Mitgeteilten  keiner  Begründung  mein". 
Geteilte  Meinungen  bestehen  dagegen  bezüglich  der  Frage  nach  der 
Bilanzierung  der  von  mir  Eventual-Giroobligo  genannten  bedingten 
Verbindlichkeiten  aus  weiterbegebenen  Wechseln.  Von  besondrer  Be- 
deutung ist   die  Entscheidung  dieser  Frage  für  den  Bankverkehr. 

Bankpolitische  Bedenken.  Im  großen  und  ganzen  muß  man  zugeben, 
daß  ein  Zwang  ziu"  Bilanzierung  des  Eventual-Giroobligos  von  den  zur 
öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  Bankunternehmungen 
jedenfalls  peinlich  empfunden  werden  A^ürde.  Nicht  allein  der  dadurch 
verm-sachten  Mehrarbeit  wegen,  vielmelu-  vor  allem  deshalb,  weil  die  Ver- 
öffentlichung des  Eventual-Giroobligos  leicht  zu  falschen  Schlüs- 
sen über  die  Solidität  einer  Bankunternehmung  führen  könnte. 
Ich  stehe  in  dieser  Hinsicht  ganz  auf  Simons  Standpunkt,  der  in  seinen 
..Betrachtungen"   (S.  395)  sagt: 


*)  Vgl.  über  diese  Frage:  Simon  ,, Bilanzen"  S.  183  und  ,, Betrach- 
tungen" S.  390ff.  Rehm  S.  230— 232,  788.  Stern,  Buchhaltungs-Lexikon 
S.  226.  Reisch  und  Kreibig  S.  239—240.  Passow  S.  205—206.  Beigel  in 
Z.  f.  B.,  1903  Nr.  8  S.  170  ff. 
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„Wahrscheinlich  wird  sich,  wenn  der  Betrag  der  Qiroverbindlichkeiten  ver- 
öffenthcht  wird,  herausstellen,  daß  die  großen  Banken  verhältnismäßig  weniger 
Wechsel  weitergeben  als  die  kleinen.  Dies  sieht  man  bereits  bei  der  Vergleichung 
der  Abschlüsse  der  Notenbanken.  Ist  dies  aber  der  Fall,  so  kann  die  Veröffent- 
lichung der  Ziffern  der  weiterbegebenen  Wechsel  in  gewissem  Umfange  dem 
Kredit  der  kleineren  Banken  schaden  und  den  Zulauf  zu  den  großen  Banken  ver- 
mehren. Es  liegt  im  öffentlichen  Interesse,  daß  eine  solche  Benachteiligung  der 
kleineren  Banken  nach  Möglichkeit  vermieden  wird.  Wenn  jene  Ziffern  in  der 
liilanz  zur  Erscheinung  treten,  so  werden  Personen,  die  den  Geschäftsgang  nicht 
kennen,  die  Tragweite  leicht  überschätzen.  Es  genügt  auch  völlig  den  Zwecken 
einer  Klarstellung  des  Standes  der  Verhältnisse  der  Gesellschaft  in  diesem  Punkte, 
wenn  sich  —  wie  bei  den  Genossenschaften  —  die  Angabe  im  Geschäftsbericht 
findet;  dort  können  auch  alsbald  die  erforderlichen  Erläuterungen  darüber  ge- 
macht werden,  ob  es  sich  um  sog.  Primadiskonten,  Handelswechsel  usw.  handelt, 
damit  aus  den  Ziffern  keine  zu  weitgehenden  Schlüsse  gezogen  werden. 

Wenn  wir  hiernach  auch  jene  Angaben  zur  Beurteilung  einer  Aktiengesell- 
schaft für  erforderlich  halten,  so  muß  doch  vor  der  Annahme  gewarnt  werden,  daß 
man  allzuviel  Belehrung  aus  denselben  ziehen  wird.  Zunächst  bleibt  die  Beurtei- 
lung der  Zahlungsfähigkeit  der  Vormänner  der  Kenntnis  des  Publikums  ver- 
schlossen; und  doch  kommt  es  am  Ende  der  Dinge  nur  auf  diese  an.  Außerdem 
vermögen  nicht  viele  aus  den  Ziffern  die  richtigen  Schlüsse  zu  ziehen." 

„Dies  darf  uns  aber  nicht  davon  abhalten,  die  Wahrheit  über  den  Umfang 
der  in  Rede  stehenden  Verbindlichkeiten  für  die  Geschäftsberichte  zu  verlangen." 

Treffend  sagt  auch  Thorwart  in  Nr.  113  der  Frankfurter 
Zeitung  vom  23.  April  1905: 

,,In  Deutschland  war  es  besonders  der  Zusammenbruch  der  Leipziger  Bank, 
der  das  Verlangen  nach  Offenlegung  der  Giro-Verpflichtungen  laut  werden  ließ. 
Exners  Verteidiger,  Justizrat  Dr.  von  Gordon,  warf  damals  in  der  „Deutschen 
Juristenzeitung"  die  Frage  auf:  ,,ob  sich  nicht  ein  System  der  doppelten  Buch- 
führung ermöglichen  läßt,  einerseits  die  Mithaft  von  Zweitschuldnern  und 
andererseits  die  eigenen  Regress-Verbindlichkeitcn  namentlich  aus  den 
kursierenden  Wechseln  übersichtlich  in  den  Büchern  selbst  zum  Ausdruck  zu 
bringen?"  Buchhalterisch  gewiß;  nur  darf  man  dabei  einige  Momente  nicht 
außer  Augen  lassen.  Naturgemäß  sind  es  die  kleineren  und  mittleren  Bankinstitute 
in  der  Provinz,  die  mehr  Wechselgiro-Kredite  in  Anspruch  nehmen  als  die  großen 
Banken  an  den  Börsenplätzen,  weil  diese  bei  plötzlich  eintretender  Geldknappheit 
sich  mit  Leichtigkeit  die  benötigten  Mittel  auf  kurze  Zeit  und  selbst  von  Tag  zu 
Tag  anderweitig  leihen  können,  ohne  sich  an  die  Reichsbank  zu  wenden.  Jene 
werden  es  daher  als  eine  Härte  empfinden,  wenn  sie  ihre  Giro-Verbindlichkeiten 
und  zumal  am  Jahresende,  d.  h.  gerade  an  einem  Zeitpunkt  angeben  sollen,  an 
welchem  sie  diese  in  besonderer  Höhe  angehäuft  haben  werden.  Dadurch  werden 
ihre  Giro-Verbindlichkeiten,  prozentual  mit  Aktien -Kapital  und  den  sonstigen 
Verpflichtungen  verglichen,  viel  erheblicher  erscheinen  als  bei  den  großen  Banken. 
Man  müßte  also  wohl  von  vornherein  über  den  Maßstab  einverstanden  sein,  den 
man  an  jene  Angaben  legen  will.  Vielleicht  käme  man  über  das  Bedenken  schon 
weg,  wenn  man  die  Giro-Verbindlichkeiten  je  nach  ihrer  Laufzeit 
scheiden  wird,  also  in  die  innerhalb  zehn  Tage,  innerhalb  zwanzig  Tage  und  in 
später  fällige.  Eine  besondere  Kategorie  von  Giro-Verpflichtungen  erwächst  ferner 
aus  den  zum  Zweck  des  Arbitrage-Verkehrs  angekauften  und  verkauften  Auslands- 
Wcchseln.  Es  werden  endlich  auch  recht  ansehnliche  Wechsel -Summen  weiter 
giriert,  nicht  um  sich  Geld  zu  machen,  sondern  aus  Ankäufen  im  Auftrage  Dritter. 
Alles  dies  verbietet,  die  Giro-Verliindlichkeiten   sämtlich  über  einen  Kamm  zu 
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scheren.  Nmi  könnte  man  daran  denken,  sie,  sofern  sie  aus  Prima-Diskonten  her- 
rühren, gesondert  von  denen  aus  Geschäftswechsehi  aufzuführen.  Aber  diese 
Trennung  wird  doch  immer  wieder  in  der  Hand  derjenigen  Personen  liegen,  welche 
die  Angaben  selbst  machen.  Ganz  abgesehen  davon,  daß  der  Begriff  ,, Prima- 
Diskonten"  nicht  überall  der  gleiche  ist.  Man  sieht,  daß  die  Frage  noch  einer 
ausfülu-lichcren  Behandlung  bedarf,  bevor  man  eine  alle  Teile  befriedigende 
Form  gefunden  haben  wird,  die  geeignet  ist,  um  in  die  Praxis  übergeführt  zu 
werden." 

Umfang  der  praktisclien  Bedeutung  der  Frage.  Ich  halte  die  Frage 
nach  der  bilanziellen  Offenlegung  des  Eventnal-Giroobligos  nicht  für 
so  erheblich  praktisch  wichtig,  wie  sie  dem  ersten  Blick  scheinen  mag. 
Denn  im  allgemeinen  kann  man  sagen,  daß  solide  geleitete  Bankunter- 
Tiehmungen  (und  diese  sind  doch  wohl  unstreitig  in  der  weitaus  über- 
wiegenden Mehi'zahl)  beim  Wechsel-Diskontgeschäft  sehr  ernsthafte  Vor- 
sicht zu  üben  und  regelmäßig  über  gesetzliche  und  freiwillige  offene  und 
versteckte  (stille,  innere)  Reserven  zu  verfügen  pflegen  in  einem  Umfang, 
dem  gegenüber  bei  vorsichtiger  Diskontierung  etwa  aus  dem  Giro-Obligo 
erwachsende  Verluste  nicht  bedeutsam  werden  können.  Dagegen  lelirt 
die  Erfahrung  immer  von  neuem,  daß  leicht  und  krankhaft  spekulativ 
veranlagte  Geschäftsleiter  ihre  Praktiken  trotz  der  besten  Gesetzes- 
Vorschriften  zu  verbergen  wissen,  wobei  sie  nicht  davor  zurückschrecken, 
mit  voller  Absicht  dagegen  zu  verstoßen,  wenn  sie  dies  im  angeblichen 
Geschäfts-Interesse  notwendig  oder  nützlich  dünkt.  Und  selbst,  wenn 
das  Eventual-Giroobligo  wenigstens  annähernd  richtig  ermittelt  wird 
oder  zu  werden  vermag,  können  die  absoluten  Zahlen  keinen  irgendwie 
sichern  Maßstab  zur  Beurteilung  der  darin  vielleicht  latenten  Ver- 
lust-Risiken bieten.  Denn  in  erster  Reihe  ist  für  solche  Beurteilung  die 
beimDiskont-Geschäft  beobachtete  Vorsicht  entscheidend.  Das  Eventual- 
Giroobligo  eines  gut  geleiteten  Bankunternehmens  kann  bei  einem  Be- 
trage von  vielen  Älillionen  ganz  oder  nahezu  verlustfrei  bleiben,  das- 
jenige eines  leichtfertig  geführten  Bankbetriebs  kann  schon  bei  weit 
niedrigeren  Beträgen  sehr  erhebliche    Verluste  zur  Folge  haben. 

Ungerechte  Wirkung  etwaiger  Zwangsvorschriften.  Schließlich  wür- 
den Zwangsvorschriften  auch  insofern  ungerecht  wirken,  als  sie  für  alle, 
zur  Bilanz- Veröffentlichung  nicht  verpflichteten  Bankgeschäfte  ohne 
praktische  Konsequenzen  blieben.  Mit  Recht  hat  man  deshalb  unter- 
lassen, mit  dem  neuen  Bankbilanzen-Schema  auf  die  Bekanntgabe  des 
Eventual-Giroobligos  zu  dringen^). 

Obligo-Yeröffentlichung  bei  Noten-  und  Genossenschaftsbanken.  Nur 
die  Notenbanken  haben  nach  §  8  des  Bankgesetzes  vom  14.  März  1875 
die  Pflicht,  in  ihren  Jahresbilanzen  und  wöchentlichen  Veröffentlichungen 
,,die  aus  weiterbegebenen  im  Inlande  zahlbaren  Wechseln  entsprungenen 


^)  Vgl.  die  dieses  Schema  betreffenden  Ausführimgen    Georg    Bernhards 
im  „Plutus"  VIII.    S.  163ff. 
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eventuellen  Verbindlichkeiten  ersichtlich  zu  niaclien".  Auf  eine  gleiche 
Veröffentlichung  wirken  bei  Kredit -Genossenschaften  die  Ge- 
nossenschafts-Verbände.^) 

Obligo-Erwähniiiig  iui  Geschäfts-Bericbt.  Wie  ich  oben  schon  an- 
gedeutet habe,  könnte  man  als  ausreichend  ansehen,  wenn  Angaben 
über  das  Eventual-Giroobhgo  im  Geschäfts-Bericht  genuxcht  werden 
A\-ürden.  Da  die  zahlenmäßige  Höhe  des  gesamten  Eventual-Giro- 
obligos,  wie  ich  im  vorstehenden  bereits  hervorhob,  nur  bei  genavier 
Kenntnis  der  Geschäft sfülu"ung  einigermaßen  richtig  gewüi'digt  werden 
kann,  könnte  man  auf  die  Mitteilung  jener  (regelmäßig  kaum  auch 
nur  annähernd  zutreffenden)  Zahl  verzichten  und  sich  daran  genügen 
lassen,  wenn  Vorstand  und  Aufsichtsrat  im  Bericht  ausdrücklich  be- 
stätigen würden,  daß  sie  das  Eventual-Giroobligo  gewissenhaft  geprüft 
und  für  daraus  mögliche  Verluste  nach  Maßgabe  des  Prüfungs-Ergeb- 
nisses bilanzielle  Vorsorge  getroffen  hätten.' 

2.  Effekten. 

Bewertimgs-Vorsclirifteii.  Wie  für  Waren,  gelten  auch  für  Effekten 
die  Bewertungs-Vorscliriften  des  §  40  Abs.  2  H.G.B.  oder  des  §  261 
Ziff.  1  oder  2  H.G.B.  —  Je  nachdem,  ob  A.G.  oder  K.A.G.  oder  eine 
andre  Unternehmungsform  vorliegt,  und  ob  es  sich  um  börsenmäßig 
notierte  oder  unnotierte  Effektenwerte  handelt. 

Besonders  rein  zeigt  der  Warencharakter  der  Effekten  sich  im 
Bankverkehr,  wo  sie  vorwiegend  zum  Zweck  der  Gewinn-Erzielung 
angeschafft  und  veräußert  werden. 

Wertpapiere  als  Betriebs-Gegenstände.  Jedoch  muß  darauf  hin- 
gewiesen werden,  daß  Wertpapiere  in  gewissen  Fällen  nicht  Ver- 
äußerungs-Gegenstände zu  sein  brauchen,  sondern  den  Charakter  von 
Betriebs-Gegenständen  haben  können,  weil  sie  von  vornherein  nit)ht 
zu  nur  vorübergehendem  Besitz,  sondern  als  dauernde  Anlage 
erworben  worden  sind.  Solche  Anlage  kann  beispielshalber  vorliegen, 
wenn  eine  Gesellschaft  Aktien  eines  anderji  Unternehmens  erwirbt,  um 
sich  Sitz  und  Stimme  in  dessen  Aufsichtsrat  zu  erwirken.  Oder  wenn 
Effekten  zur  Deckung  von  Reserve-  oder  Wohifahrts-Konten  ange- 
schafft, oder  wenn  sie  als  Kautions-Effekten  hinterlegt  sind  (bei  der 
Deckung  von  Reservefonds  aber  spielt  das  Veräußerungs-Moment  in- 
sofern hinein,  als  die  zu  solchem  Zweck  angeschafften  Effekten  u.  U. 
realisiert  werden  müssen). 

In  allen  solchen  und  ähnlichen  Fällen  der  Anlage  von  börsengängigen 
Effekten  reicht  die  Tatsaclie  melir  oder  weniger  längerer  Bindung  des 


•)  Auch  in  einem,  während  der  Drucklegung  dieser  Ausführungen  dem 
Reichstag  unterbreiteten  Antrag  der  Abgeordneten  Dr.  Faßbender,  Irl,  Jaeger 
und  Wallenborn  wird  solche  Forderung  erhoben. 
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Gesellscliafts-Vermögens  deniiocli  nicht  aus.  um  solche  Effekten  von 
der  Bewertiings- Vorschrift  (h's  §  2(51  Ziff.  1  H.(J.B.  freizumachen,  sie 
also  etwa  ein  für  allemal  zum  Anschaffungspreise  zu  l)ewerten.  Nur  in 
einem  Fall  winde  ich  die  Bewertung  von  Anlage-Effekten  zum 
Anschaf f ungsj)reise  (unter  Berücksichtigung  von  Wertminderungen 
irgendwelcher  Art  durch  Abschreibungen)  für  erlaubt  halten:  werni 
nämlich  eine  Unternehmung  die  meisten  Anteile  einer  andern  Gesell- 
schaft käuflich  erMdrbt  mit  dem  Recht,  deren  Betrieb  künftig  selbst  zu 
führen,  und  wenn  der  dadurch  gewomiene  Anteil  am  Gesamtwert  des 
letztgenannten  Unternehmens  tatsächlich  so  bedeutend  ist,  daß  die 
ErAverberin  der  Anteile  zum  größten  Teil  als  Eigentümerin  der  andern 
Unternehmung  gelten  kann,  wenn  mithin  der  Kreis  der  sonst  noch  vor- 
handenen Anteils-Besitzer  und  der  Gesamtwert  deren  Anteile  zu  klein  ist, 
um  eine  hinreichende  Beeinflussung  des  Börsenkurses  der  Anteile  zu 
ermöglichen.  Allerdings  wird  es  in  solchem  Fall  Pflicht  der  Gesellschaft 
sein,  etwa  unter  ihrer  eigenen  Geschäftsführung  eingetretene  Wert- 
minderungen des  von  ihr  geleiteten  Unternehmens  bei  dem  Wertansatz 
der  Anteile  mit  aller  Sorgfalt  zu  berücksichtigen.  Auf  diese  Weise 
können  Wertminderungen  bilanziell  schneller  und  sicherer  als  im 
Börsenkurse  des  offenen  Marktes  zur  Geltung  kommen.  Denn  daß 
Kurse  keineswegs  selten  lügen,  weiß  jeder  Erfahrene.  (Vgl.  zu 
vorstehendem:  R.O.H.G.  XXV.  308  ff .  Simon  S.  330  ff.  Berliner 
S.  166—167.) 

Für  Staatspapiere  geforderte  Sondervorschriftcu.  In  neuerer  Zeit 
ist  mehrfach  [z.  B.  im  ..Bank  -  Archiv"  vom  15.  Juli  1910  und 
15.  Sept.  1910;  außerdem  auch  schon  im  Organ  des  Deutschen  Spar- 
kassen-Verbands ,,Die  Sparkasse"  Xr.  428  (Hannover),  Jahrg.  1900 
Nr.  1,  von  Berliner]  vorgeschlagen  worden,  im  Interesse  bessern 
Kursstandes  der  Deutschen  Reichs-  und  Staatsanleihen  Be- 
stände in  diesen  Effekten  ein  für  allemal  zum  Anschaffungs- 
preise zu  bilanzieren,  die  Wirksamkeit  der  Vorschrift  des  §  261 
Ziff.  1  H.G.B.  sonach  insoweit  einzuschränken,  um  nicht  nur  den 
Sparkassen  und  Versicherungs-Gesellschaften  die  Anlage  ihrer  Mittel  in 
solchen  Anleihen  zu  erleichtern,  sondern  auch  den  Weg  ftir  eine  andre 
Zwangsvorschrift  zu  ebnen,  wonach  Indu.strie- Aktiengesellschaften  ,,zur 
Anlage  ihrer  ordentlichen  Reservefonds  in  Buchschuldverschrei- 
bungen des  Reichs  und  der  Bundesstaaten  zu  verpflichten  seien".  Wie 
Simon  (S.  332)  mitteilt,  bewertet  ,,die  Bank  von  Frankreich  alle  Staats- 
renten, die  zum  dauernden  Besitze  bestimmt  sind,  stets  zum  Einkaufs- 
preise, mag  der  Tageskurs  höher  oder  niedriger  sein.  Sie  geht  hierbei 
davon  aus,  daß  die  Renten  für  sie  nicht  als  Veräußerungs-Gegenstände, 
sondern  als  Geldanlagen  in  Betracht  kommen,  deren  Bedeutung  lediglich 
in  der  Verzinsung  ihres  Kapitals  zu  finden  ist." 

Müller-Kalkberge,  Erfolgsrechnung.  18 
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üiirehsclinillskursi'.  Wie  bei  Fabrikaten  (vgl.  darüber  S.  209bLs210), 
kann  aueh  bei  Effekten,  die  im  Lauf  der  letzten  Bilanz-Periode  zu  ver- 
;?chiedenen  Kursen  angeschafft,  bis  zun»  Bilanztage  jedoch  teilweise 
schon  veräußert  sind,  die  Feststellung  des  Erwerbspreises  sachgemäßer 
Ermittlung  bedürfen.  A\ich  zu  dieser  Frage  kann  man  nicht  besser  tun, 
als  Simons  treffende  Beispiele  (vgl.  dort  S.  340 — 341)  im  Wortlaut  an- 
zuführen : 

„Hat  fiiu'  Bank  100  Aktien  am  1.  Februar  zu  400  und  100  Stück  am  1.  April 
zu  425  gekauft,  dagegen  100  Stück  am  1.  März  zu  410  verkauft,  so  wird  als  Erweibs- 
preis  der  verbleibenden  100  Stück  425  angesehen  werden  dürfen,  da  die  ersten 
100  Stück  bereits  nachweislich  veräußert  waren,  als  die  zweiten  100  Stück  gekauft 
wurden.  Hat  dagegen  der  Verkauf  von  100  Stück  nicht  am  1.  ]\Iärz.  sondern 
erst  am  1.  Mai  stattgefunden,  so  ist  es  nicht  der  Willkür  der  Bank  anheimgestelit, 
ob  sie  die  ersten  oder  die  zweiten  100  Stück  als  die  verkauften  ansehen  will.  Es 
läßt  sich  nur  feststellen,  daß  200  Stück  zum  Durchsclmittskurs  von  412'/o  erworben 
sind,  und  dieser  Durchschnittskurs  muß  als  der  Erwerbspreis  betrachtet  werden. 

Unerheblich  ist  es,  ob  etwa  die  Bank  in  dem  letzten  Fall  die  ersten  und  die 
zweiten  100  Stück  in  zwei  getrennten  Paketen  aufbewahrt  und  zur  Ablieferung 
bei  dem  Verkauf  das  erste  Paket  benutzt  hat.  Bei  Feststellung  des  Gegenstands, 
für  welchen  der  Erwerbspreis  berechnet  wird,  kommt  es  überhaupt  nicht  auf  die 
Spezies,  sondern  auf  das  Genus  an. 

Die  gesetzliche  Vorschrift  würde  bei  jeder  andern  Auslegung  illusoiisch  ge- 
macht werden  können.  In  vielen  Fällen  erwirbt  derjenige,  der  bilanzmäßig  als 
Eigentümer  anzusehen  ist,  überhaupt  niemals  das  juristische  Eigentum  an  einer 
bestimmten  Spezies." 

„Sind  100  Aktien  am  1.  Februar  zu  400  gekauft,  50  am  1.  März  zu  425  ver- 
kauft, 200  am  1.  April  zu  450  gekauft,  so  wüide  der  Erwerbspreis  der  übrig  blei- 
Ijenden  250  Stück  im  Durchschnitt  440  betragen,  während  in  der  Gewmn-  und 
Verlustrechnung  der  bei  dem  Verkaufe  der  am  1.  März  verkauften  50  Stück  er- 
zielte Gewinn  von  50  x  25  =  1250  verzeichnet  werden  müßte." 

Den  auf  S.  197 bis 200  über  die  bilanzielle  Effekten-Bewertung  bereits 
gemachten  Mitteilungen  ist  zur  Vervollständigung  noch  hinzuzufügen : 

Mittolkurso  und  letzte  Kurse.  Zur  Bewertung  ist  der  an  dem 
bilanzrecht  lieb  jnaßgebenden  Börsentage  festgestellte  Einheitskurs  be- 
ziehungsweise der  den  Umsätzen  zugrunde  gelegte  Mittelkurs  heran- 
zuziehen. Haben  Umsätze  zu  verschiedenen  Kursen  stattgefunden, 
.so  kommt  nur  der  letzte  Kurs,  nicht  aber  etwa  ein  Durchschnittskurs 
in  Betracht. 

Kost-  und  Scheingeschäfte.  Kostgeschäfte  und  reine  Schein - 
geschäfte,  die  vorgenommen  werden  in  der  Absicht,  der  Vorschrift  des 
§  201  Ziff.  1  H.G.B.  entgegen  zum  Bilanztage  einen  höhern  Kurs  zu 
erzielen,  müssen  verständlicherweise  vom  bilanzrechtlichen  Standpunkt 
als  nicht  geschehen  angesehen  werden.  Anschaidiche  Beispiele  für  solche 
Fälle  bringt  wiederum  Simon  (S.  341 — 343): 

„In  kaufmänni.schen  Kreisen  ist  die  Behauptung  aufgestellt  worden,  es  sei 
eine  zulässige  Umgehung  des  Gesetzes,  wenn  eine  Bank  die  ihr  gehörigen  Effekten 
reportiere,  d.  h.  dieselben  etwa  per  ultimo  November  verkaufe  und  per  ultima 
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Dezember  wieder  zurückkaufe  und  dann  den  an  letzterem  Zeitpunkt  gezahlten 
Kaufpreis  in  die  Bilanz  einstelle.  Wenn  die  Ansicht  richtig  wäre,  so  wäre  die 
Gesetzesvorschrift  in  den  Wind  gegeben.  Aber  eben  weil  anzunehmen  ist,  daß  ein 
Gesetz  etwas  sachlich  Erhebliches  wolle  und  nach  seinem  Zweck  ausgelegt  werden 
muß,  kann  die  Ansicht  nicht  für  richtig  erachtet  werden. 

Unter  dem  Anschaffungspreis  ist  nicht  der  Kaufpreis  zu  verstehen,  sondern 
diejenigen  Beträge,  welche  für  den  Erwerb  aufgewandt  werden  mußten:  also  das 
wahre  für  den  Erwerb  eines  Vermögensobjekts  liingegebene  wirtschaftliche  Äqui- 
valent. Hatte  eine  Bank  100  Aktien  mit  400  gekauft,  reportiert  dieselben  am 
Ultimo  November  auf  einen  Monat  zum  Ultimo-Liquidationskurs,  welcher  450 
betragen  mag,  glatt,  d.  h.  ohne  Zahhing  eines  Reports  oder  Deports,  so  bezahlt 
sie  für  die  ihr  am  Ultimo  Dezember  abgelieferten  100  Aktien  zwar  einen  Kaufpreis 
von  450,  die  Aktien  kosten  aber  nicht  450,  sondern  nur  400. 

Eine  zulässige  Umgehung  des  Gesetzes  würde  es  allerdings  sein,  wenn  die 
Bank  100  Stück  Aktien  zu  450  verkauft  und  demnächst  wieder  zu  gleichem  oder 
höherem  Kurse  zurückkauft.  Es  ist  aber  notwendig,  daß  die  Bank  in  solchem  Fall, 
wenn  auch  nur  kurze  Zeit,  die  Gefahr  trägt,  die  Aktien  nicht  zu  demselben  Kurse 
zurückzuerwerben.  Es  würde  z.  B.  zulässig  sein,  daß  die  Bank  an  einem  Börsen- 
tage um  1  Uhr  die  Aktien  zu  450  verkauft  und  um  1  •  2  Uhr  den  gleichen  Betrag 
Aktien  zu  450  kauft,  um  letzteren  Kurs  als  Anschaffungspreis  anzusehen.  Im 
Einzelfall  wird  untersucht  werden  müssen,  ob  die  Bank  die  gedachte  Gefahr  in 
der  Tat  eine  Zeitlang  getragen  oder  ob  sie  sich  etwa  bereits  vorher  gesichert 
hat,  die  Aktien  wieder  zu  dem  Verkaufskurse  zurückzuerhalten.  Im  letzteren 
Fall  w'ürde  nur  ein  Scheinmanöver  vorliegen,  welches  unter  Umständen  nach 
H.G.B.  §  314  Ziff.  1  als  strafbar  anzusehen  sein  möchte. 

Eme  zulässige  Umgehung  ist  es,  wenn  die  Gesellschaft,  welche  Preußische 
Sprozentige  konsolidierte  Anleihe  zu  83  ";„  gekauft  hat,  dieselbe  zum  Kurse  von 
100  "/o  verkauft  und  dafür  3prozentige  Deutsche  Reichsanleihe  zum  Kurse  von 
100  ^/q  kauft.  In  diesem  Fall  kann  sie  den  auf  die  Preußische  Anleihe  erzielten 
Gewinn  von  17  "/o  als  solchen  in  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  einstellen;  der 
Kaufpreis  der  Reichsanleihe  ist  100  "  q.  Tatsächlich  wird  es  der  Gesellschaft 
gleichgültig  sein,  ob  sie  Reichsanleihe  oder  Preußische  Anleihe  besitzt,  imd  auch 
der  Kurswert  ist  ungefähr  derselbe.  Derartige  Realisiermigen  zu  Bilanzzwecken 
kommen  in  der  Praxis  vor." 

Sodann  ist  noch  zu  beachten,  daß  reportierte  Effekten  von  der 
Bank,  die  jene  Papiere  hereingenommen  hat,  nicht  etwa  nach  den  Be- 
wertungs-Vorschriften füi'  Veräußerungs-Gegenstände,  sondern  nach 
Maßgabe  des  abgeschlossenen  Kostgeschäfts  zu  bilanzieren  sind. 
Obgleich  die  reportierten  Effekten  rechtlich  zu  den  eigenen  Effekten 
der  Hereinnehmerin  gehören,  wird  der  vorstehend  erwähnte  Bewertungs- 
Unterschied  bilanztechnisch  dadurch  ersichtlich  gemacht,  daß  man  die 
von  vornherein  für  eigene  Rechnung  angeschafften  von  den  als  Reports 
hereingenommenen  Effekten  ausdrücklich  getrennt  ausweist.  So  auch 
nach  dem  neuen  Bankbilanzen-Schema. 

Schwebende  Effekten-Geschäfte.  Das  auf  S.  250  bis  254  über  die  Ver- 
buchung  und  Bilanzierung  schwebender  Waren-Engagements  Gesagte 
gilt  sinngemäß  auch  für  Effekten -Transaktionen,  die  am  Bilanz- 
tage noch  unerledigt  sind.  Danach  dürfen  Erfolgs-Spannungen  aus  über 
den  Bilanztag  hinaus  für  ein  bestimmtes  Effekt  abgeschlossenen  Käufen 
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und  Verkäufen  naeh  den  oIhmi  dargelegten  Gesichtspunkten  v(>rbviclit 
und  bilanziert  werden.  Jenen  Darlegungen  füge  ich  in  bezug  auf 
Kffekten-(Jeschä.fte  ergänzend  hinzu  :  Ist  ein  Effekt  j)er  ultimo 
Januar  l')i;}  zu  148  gekauft,  beträgt  der  am  31.  Dezenibei'  H)12  (dem 
Bihmztage)  per  ultimo  Januar  1913  iu)tierte  Kurs  für  dieses  Pa])i(>r  da- 
gegen n\n'  143.  so  hat  nach  §  201  Ziff.  1  H.(!.B.  der  Kurs  des  Bilanztags 
zum  bilanzmäßigen  Ansatz  zu  kommen,  weil  er  niediiger  als  der  Ende 
Jaiuiar  1913  effektiv  werdende  Anschaffungskms  ist.  Würde  der 
Kurs  für  Ende  Januar  1913  am  Bilanztage  aber  vielleicht  153  betragen, 
so  wäre  nach  der  beregten  Gesetzes- Vorschrift  der  niedrigere  An- 
schaffungskurs zu  bilanzieren. 

Unnotiorle  En'ektoiiwerte.  Effekten  ohne  ßörsennotiz  (u  nnotierte 
Werte)  dürfen  nach  §261  Ziff. 2  H.G.B.  höchstens  zum  Anschaffungs- 
preise bilanziert  werden.  Nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  jedoch  zum  höhern 
Wert,  falls  einwandfrei  (etwa  durch  Bankgeschäfte,  die  den  Vertriel) 
solcher  Effekten  als  Spezialität  pflegen)  nachweisbar  ist,  daß  die  be- 
züglichen Papiere  in  letzter  Zeit  zu  höheren  Kursen  umgesetzt  worden 
sind,  und  wenn  die  Bilanzen  oder  sonstige  Rentabilitäts-Momente  jene 
Kurssteigerungen  a\if  Grund  der  Kapitalisierimg  des  Ertrags  recht- 
fertigen. Sonst  wird  man  geneigt  sein,  unnotierte  Effekten  eher  unter 
den  An  sc  haffungs- Kosten  zu  bewerten. 

Die  Ständige  Kommission  des  Zentral  Verbands  des  Deutschen 
Bank-  und  Bankiergew'erbes  für  Angelegenheiten  des  Handels  in 
amtlich  nicht  notierten  Werten  hat  aus  Anlaß  eines  vor  ihre  Schieds- 
kommission gebrachten  Streitfalls  zm*  Vermeidung  künftiger  Unklar- 
heiten und  Meinungsverschiedenheiten  folgenden  Beschluß  gefaßt :  In 
den  von  der  Kommission  festgestellten  Usancen  vom  11.  Dezember  1912 
wird  unter  D.  Allgemeine  Bestimmungen  hinter  §  28  folgender  §  28a 
eingerückt:  ,, Offerten  und  Gebote  oder  Aufträge  in  amtlich  nicht 
notierten  Werten,  die  bis  auf  Widerruf  erteilt  sind,  erlöschen  im  Zweifel 
mit  Monatsende;  es  sei  denn,  daß  bei  der  Bestätigung  zum  Ausdruck 
gebracht  ist,  daß  die  Offerte,  das  Gebot  oder  der  Auftrag  bis  zum  aus- 
drücklichen Widerruf  und  niclil  mu-  bis  /.um  .Monatsende  in  Nota  ge- 
nommen  wf)r(len  sei.'" 

lU'ichsscIiuldbiieh-Eintragungeii.  Ganz  wie  die  Effekten  sind  bilan- 
ziell zu  bewerten  die  (auf  Grund  eingereichter  Schuldverschreibungen 
oder  barer  Einzahhmgen  der  vom  Reichskanzler  festzusetzenden  Kauf- 
preise) in  das  Reichsscluddbuch  eingetragenen  Forderungen.  Mit  der 
Eintragung  übernimmt  die  Reichsschulden- Verwaltung  die  Verpflich- 
tung, Schuldverschreibungen  im  Nennbetrage  der  Forderung  des  Ein- 
reichers zurückzugeben.  Da  hiernach  Rückvergütung  in  bar  nicht 
gefordert  werden  kann,  verbleibt  das  Kursrisiko  dem  Staatsgläubiger, 
der  als  Vollkaufmann  demnach  die  handelsgesetzlichen  Bewertungs- 
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Vorschrifteil  aiuli  tiii'  Schuld  buch -Eintragungen  zu  befolgen  hat. 
(Vgl.  §§1.2  1111(1  S  des  Reichsschuldbuch-Gesetzes  vom  31.  Mai  1910.) 

Ausgelosle  KllVklcn.  Ausgeloste  oder  sonstwie  gekündigte  Effekten 
haben  aufgehört,  Effekten  zu  sein.  An  ihre  Stelle  ist  ein  Forderungs- 
recht nach  Maßgabe  des  Rückzahlungskurses  getreten.  Bilanzielle 
Höchstbewertung  deshalb  zum  Rückzahlungskurse  abzüglich 
des  bis  zum  Fälligkeitstage  auflaufenden  Diskonts.  Natürlich  nur  bei 
unbedingter  Sicherheit  des  Eingangs.  So  auch  für  A.G.en  und  K.A.G.en, 
weil  §  261  Ziff.  1  und  2  H.G.B.  nicht  mehr  in  Frage  kommen.  Denn  um 
zur  Veräußerung  bestimmte  Effekten  handelt  es  sich  nicht  mehr.  (Dieser 
Ansicht  ist  auch  Berliner  S.  128.) 

Lombardierte  und  Kautious-Effekteii.  Verpfändete  (lo m bar d i  e r  t  e) 
Effekten  sind  wie  eigene  zu  bewerten.  Will  man  die  Tatsache  der 
Verpfändung  bilanzmäßig  kennzeichnen,  so  kann  man  - —  wie  auch 
Berliner  richtig  (S.  127)  vorschlägt  —  in  der  Vorkolonne  der  Aktiva- 
Seite  (vor  dem  Strich)  den  gesamten  eigenen  Effekten-Bestand  angeben, 
davon  das  Lombard-Darlehn  absetzen  und  in  der  Hauptkolonne  den 
noch  unverpfändeten  Effekten-Bestand  ausweisen.  Für  die  Pa.ssiva- 
Seite  kommt  das  Lombard-Darlehn  danach  nicht  mehr  in  Frage.  Dann 
ist  die  Bilanz  klar  und  auch  nicht  unwahr. 

In  der  Weise: 

Effekten 750000  M  | 

:    Lombard-Darlehn       200000  ,. 


Unbeliehener  Effekten-Bestand   .    .       550000  M 


550000  M. 


Der  Pfand-Gläubiger  braucht  die  empfangene  Sicherheit  höchstens 
durch  textlichen  Hinweis  in  der  Bilanz  zi;  kennzeichnen  (Pf  and - 
gedeckte  Forderungen). 

Kau tions- Effekten,  die  bekanntlich  ebenfalls  wie  eigene  zu 
bewerten  sind,  pflegt  man  in  der  Bilanz  als  gesonderten  Posten  erkennbar 
zu  machen. 

Geschenkte  eieene  Aktien.  ..Ge.sehcukte  eigene  Aktien  sind  an  sich 
als  Aktiva  zu  buchen.  Werden  die  Aktien  von  der  Gesellschaft  vernichtet,  so  sind, 
sofern  es  sich  um  vollbezahlte  Inhaber-Aktien  handelt,  die  Aktienrechte  unter- 
gegangen. In  einem  solchen  Fall  hielt  sich  die  Aktien-Brauerei  Kils  Colosseum  in 
München  berechtigt,  den  Betrag  der  vernichteten  Aktien  ohne  weiteres  vom 
Aktien-Kapital  abzuschreiben.  Die  Zulässigkeit  hängt  davon  ab,  ob  man  annimmt, 
daß  durch  jenen  Vorgang  eine  Herabsetzung  des  Grundkapitals  eingetreten  ist  — 
eine  Annahme,  die  allerdings  nicht  unbedenklich  erscheint. '■') 

Erworbene  eigene  Aktien.  „Hat  die  A.G.  eigene  Aktien  erworben,  um 
sie  als  Eigentümerin  zu  besitzen,  nicht  um  sie  zu  vernichten,  so  können  dieselben 
nicht  bloß  in  die  B.  eingestellt  werden,  sondern  sie  müssen  es,  sofern  sie  emen 
Wert,  d.  h.  einen  Verkehrs-,  einen  Handelswert  haben.  Sie  zählen  zum  „Bestand 
an  Wertpapieren". 


')  Simon  S.  220. 
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„Da  nach  Vorsteheiuk-in  aucli  der  gegen  den  Wunsch  des  Gesetzgebers  er- 
folgende Erwerb  nicht  ungültig  ist,  so  ist  auch  nicht  ungültig  das  Behalten  solcher- 
art erworbener  eigener  Aktien.  Es  bleibt  nur  dann  die  Schadensersatzpflicht  von 
Vorstand  und  Aufsichtsrat  bestehen.  Denn  diese  sind  nach  H.CB.  §§  241  bzw.  249 
schadensersatzpflichtig  gegenüber  der  Gesellschaft  eventuell  auch  den  Gläubigern, 
wenn  ..entgegen  den  Vorschriften  des  H.(i.B.  eigene  Aktien  der  Gesellschaft  er- 
worben werden"'. 

„Soweit  der  Erwerb  eigener  Aktien  erlaubt  ist,  also  im  außerordentlichen 
Geschäftsbetrieb  (Zwangsvollstreckung)  oder  außerhalb  desselben  (Schenkung, 
Vermächtnis),  entfällt  diese  Schadensersatzpflicht.  —  Das  Ges. -Ges.  stellt  für 
den  Erwerb  eigener  Geschäfts -Anteile  eine  andere  Voraussetzung.  Ein 
solcher  ist  unbedingt  verboten  hinsichtlich  nicht  voll  einbezahltcr  Geschäftsanteile; 
bezüglich  voll  cinl)czahlter  ist  er  erlaubt,  soweit  der  Erwerb  aus  dem  über  den 
Betrag  des  Stammkapitals  hinaus  vorhandenen  Vermögen  erfolgt;  soweit  also 
auch  im  ordentlichen  Geschäfts -Betrieb  (Ges. -Ges.  §  33).  Die  Geschäftsführer 
sind  der  Gesellschaft  schadensersatzpflichtig,  wenn  diesen  Vorschriften  zuwider 
eigene  Geschäfts-Anteile  erworben  werden  (Ges. -Ges.  §  43  Abs.  3)."^) 

Unbegebeiic  Aktion.  Unbegebene  Aktien  sind  nielit  bilanz- 
fähig^).  Denn  sie  sind,  da  ein  Begebungs-Vertrag  (Zeichnung)  über 
sie  noch  nicht  vorliegt,  ungültige  Urkunden  ohne  irgendwelchen  Ver- 
mögenswert. Möge  es  sich  iim  das  Aktien-Kapital  bei  Neugründungen 
oder  um  dessen  spätere  Erhöhungen  handeln:  zu  buchen  ist  immer 
frühstens  mit  der  Zeichnung  (Begebung)  der  Aktien  (vgl.  §§  189,  190, 
200,  280,  281,  284,  285,  287,  320  H.G.B.). 

Konsortial-Beteiligiiugen.  Für  die  bilanzielle  Bewertung  von  Kon- 
sortial-Beteiligungen  ist  grundlegend  der  Saldo  des  Konsortial-Kontos. 
Diesen  bildet  in  erster  Linie  der  auf  die  Beteiligung  bis  zum  Ende  des 
Bilaiiztags  geleistete  oder  auch  nur  eingeforderte  Betrag  (Einschuß). 
Erscheint  die  Konsortial-Beteiligung  schon  am  Bilanztage  als  verlust- 
bringendes Engagement,  so  ist  der  Einschuß  durch  Abschreibung,  deren 
Höhe  man  etwa  auch  nach  Befragung  der  das  Konsortium  leitenden 
Fiiina  ungefähr  schätzen  kann,  im  Werte  zu  mindern.  Um  die  konten- 
mäßige Übereinstimuuuig  mit  der  Konsortialleiterin  zu  wahren,  setze 
man  die  Abschreibung  auf  der  Passiva-Seite  als  Korrektiv-Konto 
ein,  lasse  also  das  Konsortial-Konto  selbst  mit  dem  Buchsaldo  brutto 
bestehen.  Dagegen  sind  am  Bilanztage  bereits  zu  vermutende  Gewinne 
aus  dem  Konsortial-Geschäft  als  zahlenmäßig  noch  nicht  festgestellte 
unbewertet  zu  lassen.  Der  Einschuß  ist  während  der  bestehenden 
Konsortial-Verbindung  von  etwa  vorweg  ausgeschütteten  Konsortial- 
Gewinnen  getrennt  zu  halten,  diese  sind  also  zugunsten  der  Erfolgs- 
Kechnung  des  Ausschüttungsjahrs  vom  Konsortial-Konto  herunter- 
zimehmen.  Kapital-Rückzahlungen  aus  dem  Konsortial-Geschäft 
mindern  natürlich  den  Kitisclniß.  Zieht  man  vor,  vorweg  ausgeschüttete 
Konsortial-Gewinne  auf  (Icm    Kunsoi-t  ial-Koiito    ;ils    die  Einschußhöhe 


')  Rehm   S.  468—470. 

-)  So  auch  Simon  S.  210— 211.    K.hm  S.  382—383.    Knappe  S.  70—71. 
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mindernde  Posten  stehen,  sie  mithin  dem  Entsteluingsjalu-  niclit  zugute 
kommen  zu  lassen,  so  entsteht  dadurch  bis  zur  endgültigen  Auflösung 
luid  Abrechnung  des  Konsortiums  eine  stille   Reserve. 

Stüekzinson.  Als  bekannt  darf  vorausgesetzt  werden,  daß  die  auf 
festverzinsliche  Effekten  bis  zum  Bilanztage  aufgelaufenen  Stück- 
zinsen den  Effektenwerten  hinzuzurechnen  sind.  Jedoch  hindert 
nichts,  die  Stückzinsen  in  der  Bilanz  neben  den  Effekten  getrennt  aus- 
zuweisen. Daß  seit  dem  1.  Januar  1913  Dividenden-Effekten  ohne 
Stückzinsen  gehandelt   werden,  will  icli  nicht  unerwähnt  lassen. 

B.  Clebrauchsgiiter. 
I.  Botriebs-Gegenständo. 
Bedeutung  des  Buchwerts  für  (Jebrauchsgüter.  Regelmäßig  bilan- 
ziert man  die  Betriebs-Gegenstände  mit  ihren  Buchwerten,  die  sich 
aus  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  abzüglich  der  Ab- 
sehreibungen ergeben.  Inwieweit,  unabhängig  von  diesen  fundamental 
wirksamen  Wertfaktoren,  andere  außerordentliche  Änderungen  des 
Tausch-  oder  des  Gebrauchswerts  bilanziell  berücksichtigt  werden 
dürfen  oder  müssen,  ist  im  allgemeinen  auf  S.  177  ff.  l>ereits  besprochen 
worden.  Wo  es  nötig  erscheint,  wird  bei  den  folgenden  Betrachtungen 
darauf  zurückgegriffen  werden. 

a)  Immobilien: 

Grundstücke : 

Getrennte  Immobilien-Kontierung.  Auf  den  Grundstücks-Konten 
von  Handels-,  Fabrik-  und  Bank-Unternehmungen  (Bergwerks-Be- 
triebe und  die  ihre  Grundstücke  als  Veräußerungs- Gegenstände  be- 
trachtenden Terrain-Gesellschaften  gehören  nicht  zum  Thema  dieses 
Buchs)  gelangen  zwei  toto  genere  verschiedene  Vermögens  -  Gegen- 
stände zur  Verbuchung:  der  in  seinem  Gebrauchswert  meist  unzer- 
störbare Grund  und  Boden  und  die  darauf  errichteten,  an  Ge- 
brauchswert allmählich  einbüßenden  Gebäude.  Schon  im  Interesse 
korrekter  Abschreibungen  auf  Gebäude  wird  die  Errichtung  ge- 
sonderter Konten  für  Grund  und  Boden  einerseits,  für  Gebäude  ander- 
seits vielfach  empfehlenswert  sein. 

Immobilien-Erfolgs- und  Bestaud-Kontierung.  Unbedingt  zweckmäßig 
ist  außerdem,  die  für  Instandhaltung  und  Verwaltung  des  Grundstücks 
verausgabten  Beträge  auf  der  einen,  die  Einnahmen  aus  dem  Grundstück 
auf  der  andern  Seite  mittelst  eines  von  den  Bestand-Konten  unab- 
hängigen Grundstücks -Ertragskontos  (Griindstücks- Verwaltu  ngs- 
oder  Adrainistrations-Kontos  oder  dgl.)  zur  Verrechnung  zu  bringen. 

Beispiele  für  Folgen  gemischter  Kontierung.  Gegen  dieses  Grund- 
erfordernis übersichtlicher  buchhalterischer  Darstellung  der  Bestand- 
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\iiul  Erfolgs-Bewegiuig  wird  leider  noch  sehr  häufig  gefehlt.  Jii  buch- 
haltungstechiiisch  nicht  hinreichend  geschiüten  Köpfen  richtet  die  Ver- 
misehung  dov  Bestand-  und  Erfolgs-Eleniente  auf  einem  Konto  leicht 
bedenkliche  Verwirrung  an.  So  hat  der  Verfasser  sogar  in  ansehn- 
lichen Unternehnnihgen  wiederholt  feststellen  können,  daß  die  für 
Bilanzzwecke  unerläßliche  Treniuuig  der  Bestand-  und  Erfolgs-Posten 
durch  Abbuchen  wenigstens  des  Saldos  der  letztgenannten  Posten  vom 
CJrundstücks-  oder  Gebäude-Bestandkonto  auf  ein  besonderes  Grund- 
stücks- Erfolgskonto  nicht  stattgefunden  hatte.  Vielmehr  war  der  avis 
der  Grundstücks-Verwaltung  sich  ergebende  Saldo  auf  dem  Bestand- 
Konto  als  Bestandwert -Element  mit  verrechnet  worden.  In  einem 
Fall  war  der  sich  infolge  Überschusses  der  Ausgaben  über  die  Einnahmen 
aus  der  Verwaltung  herausstellende  Verlust-  (Debet-)  Saldo  gleichzeitig 
als  Abschreibung  auf  den  Gebäudewert  betrachtet  und  als  solche  dem 
Gewinn-  und  Verlust-Konto  zugunsten  des' Gebäude-Kontos  belastet 
worden.  Also  eine  absolute  Verschiebung  der  Begriffe  tmd  als  deren 
Folge  eine  zu  günstige  Gestaltung  der  Erfolgs-Rechnung  um  die  Ab- 
sclireibung.  der  fälschlich  das  Ertrags-Defizit  aus  der  Grundstücks- 
Verwaltung  gleichgesetzt    worden   warl 

Immobilien-Bewertungs-diniudsätzo.  Für  die  l)ilanzielle  Bewertung 
der  Grundstücke  gilt  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  vornehmlich  der  auf 
S.  177ff.  charakterisierte  Gebrauchswert.  Änderungen  des  Tausch- 
werts sind  nach  §  40.  öffentlichrechtlich  genommen,  zu  bilanzieren. 
Einerlei,  ob  die  jeweilige  Höhe  des  buchmäßigen  Gebrauchswerts 
durch  die  Tauschwert-Änderungen  über-  oder  unterschritten  wird.  Für 
die  Zwecke  gewöluilicher  Jahresljilanzen  wird  man  von  der  privat- 
rechtlich  statthaften  l'nterbewentung  nu'ist  Gebrauch  machen,  in- 
dem man  Erhöhungen  des  Tauschwerts  von  Grundstücken  über  deren 
jeweiligen  (iebraiuhswert  hinaus  bilanziell  unbeachtet  läßt.  Soweit 
der  buchmäßige  Gebrauchswert  nach  Maßgabe  der  Tauschwert -Ände - 
I  u  nge  n  verändert  wird,  sind  die  Gegenposten  der  bezüglichen  Buchungen 
direkt  über  Kapi  t  al -Konto  zu  führen,  um  die  Erfolgs-Rechnung  niclit 
mit  Wertelementen  zu  verquicken,  die  vom  Betriebs-Erfolg  der  Unter- 
nehmung unabhängig  sind.  Nach  §  261  Ziff.  3  H.G.B.  und  §  42  Ziff.  1 
Ges. -Ges.  bilden  die  An.schaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  die  Höchst- 
grenze für  die  Bewertung  auch  der  Grimdstücke  samt  Gebäuden.  Dai- 
über  hinausgehende  Tau.schwert-Änderungen  dürfen  nach  jenen  beiden 
Vorschriften  somit  nicht  gebucht,  noch  demgemäß  bilanziert  werden. 
Die  Grundstücke  der  als  A.G..  K.A.G.  oder  G.m.b.H.  organisierten  Un- 
ternehnmngen  stehen  deshalb  oft  viel  zu  niedrig  zu  Buch  und  sind  dann 
Hauptquellen  für  zuweilen  ganz  enorme  stille  Reserven.  Nach  §  261 
Ziff.  3  H.(;.B.  und  §  42  Ziff.  1  Ges. -Ges.  brauciien  aber  auch  Tausch- 
wert-Änderungen,    die    den    jeweiligen     biu-limäßigcn    (iclu-aucliswert 


Direkte  l?e\vertung  (Wertansätze).  281 

unterschreiten,  nicht  gebucht  und  bilanziert  zu  werden.  Der  A.G., 
K.A.G.  und  G.m.b.H.  sind  demnach  im  Interesse  stetiger  Bilan- 
zierungen auch  Überbewertungen  von  Grundstücken  erlaubt  (vgl.  die 
Ausführunocn  v.n  §  261  Ziff.  W  auf  S.  211  ff.). 

Berechnung  der  Ininiobilien-Anschallungs-  und  llerslellungs-Koslon, 
Den  Anschaffungs-Kosten  eines  Grundstücks  dürfen  die  Erwerbs- 
Unkosten  (Stempel-,  Umsatzsteuer-,  Notariats-  und  Gericlits-Kosten, 
Agenten-Provisionen  usw.)  zugeschlagen  werden.  Zu  den  Herstcl- 
lungs-Kosten  gehören  die  durch  Verwendung  im  eigenen  Betriebe  an- 
gestellter Arl)eitskräfte  und  eigener  Gespanne  entstandenen  Baiikosten. 

Zinsen  als  Immobilien-Kosten.  Auch  Bauzinsen  und  für  die  Zeit 
vom  Erwerb  des  Grundstücks  bis  zu  seiner  Bebauung  auf  den  An- 
schaffungspreis gezahlte  Zinsen  sind  zuschlagsfähig,  soweit  dadurch 
keine  Überbewertung  des  Grundstücks  herbeigeführt  wird.  Prinzipiell 
stände  nichts  entgegen,  dem  (Trundstücks-Anschaffungspreise  Zinsen 
sogar  dann  zuzuschreiben,  wenn  jener  Preis  aus  eigenen  Mitteln  voll 
bezahlt,  für  die  demnach  nur  rechnungsmäßigen  Zinsen  statt  des 
Kasse-Kontos  mithin  das  Zinsenkonto  zu  erkennen  wäre.  Kapital- 
Gesellschaften  werden  solche  Buchung  im  Hinblick  auf  die  andernfalls 
mögliche  Verteilung  der  nur  rechnungsmäßigen  Zinsen  als  Gewinn 
nicht  vornehmen.  Wiederholt  muß  jedoch  betont  werden,  daß  die  Zu- 
schlagsfähigkeit der  Zinsen  ganz  und  gar  abhängt  von  dem  zwischen 
dem  Anschaffungspreise  und  dem  Tauschwert  (Verkehrswert)  des  Grund- 
stücks herrschenden  Verhältnis.  Nur  bei  hinreichend  niedrigen  Anschaf- 
fungs-  oder  Herstellungs-Kosten  ist  der  Zinsenzuschlag  buchführungs- 
und  bilanzrechtlich  statthaft. 

Verbesserungen,  Erweiterungen  und  Ergänzungen.  Verbesserungen 
(Kanalisation,  Lichtanlage.  Pflasterung,  Heizanlage,  Schaufenster- 
Ausbau  usw.)  sind  ebenso  wie  Erweiterungen  und  Ergänzungen  (Anbau 
neuer  Räume,  Herausbrechen  eines  Erkers  oder  Balkons,  Verbindungs- 
bau zwischen  schon  bestehenden  Baulichkeiten,  Errichtung  notwen- 
diger Nebengebäude,  z.  B.  eines  Wagen-Schuppens,  eines  Kühlhauses 
oder  dgl.)  dem  Grundstücks-  oder  Gebäude-Konto  als  Mehrung  des 
B e s t a n d w e r t s  zuzuschreiben . 

Unterscheidung  dieser  Kostengruppen.  Meist  wird  die  Frage,  ob 
Reparaturen,  oder  ob  Verbesserungen,  Erweiterungen  oder  Ergän- 
zungen vorliegen,  leicht  zu  entscheiden  sein.  Denn  im  Wesen  der  Ver- 
besserungen, Erweiterungen  oder  Ergänzungen  liegt,  daß  dadurch  neue, 
d.  h.  vorher  nicht  vorhanden  gewesene,  selbständige  Gebrauchs- 
werte geschaffen  werden.  Dagegen  liegen  Reparaturen  vor,  wenn 
durch  x4bnutzung  oder  natürliches  Altern  geminderte,  also  bereits  be- 
stehende oder  doch  vorhanden  gewesene  Gebrauchswerte  ganz  oder 
wenigstens  teilweise  wieder  hergestellt  (erneuert)  werden. 
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Veiquickung  von  Koparatur  und  Verbesserung.  Zuweilen  erscheinen 
Verbesserung  und  Reparatur  in  einer  Leistung  vereinigt.  Einige  Bei- 
spiele: Das  Haus  bedarf  neuen  Anstrichs.  Um  jedoch  eine  für  längere 
Zeit  haltbare  und  hübschere  Fassade  zu  erhalten,  entschließt  der  Be- 
sitzer sich,  statt  der  Anstrieli-Ernenening  den  modernen  Spritzputz  zu 
Mahlen.  Eine  schwammig  gewordene  Balkendecke  ist  gründlich  zu 
erneuern.  Um  den  Schwamm  ein  für  allemal  auszumerzen  und  gleich- 
zeitig nach  oben  und  unten  den  Schall  mehr  abzudämpfen,  soll  an 
Stelle  der  Balkendecke  eine  völlig  massive  (Beton-)  Decke  gelegt  wer- 
den. In  beiden  Fällen  wird  mit  der  Reparatur  eine  Verbesserung  ver- 
einigt. In  welchen  Fällen  und  inwieweit  man  Reparaturen  auf  den 
Bestand-Konten  verbuchen  darf,  soll  bei  Besprechung  der  Abschrei- 
bungen unter  III  A3  gezeigt  werden. 

Umbau-Kosten  als  Wertzuwachs.  Umbau-Kosten  sind  dem  Be- 
standwert nur  zuzuschlagen,  wenn  der  Umbau  eine  den  Grundstücks- 
Ertrag   erhöhende    Verbesserung  des  Gebäudes  zur  Folge  hat. 

Gesonderte  Bilanzierung  von  Grundstücks-Zubehör.  Mit  den  Ge- 
bäuden baulich  fest  verbundene  Anlagen  (z.  B.  Stahlkanunern,  ein- 
gemauerte Bücherschränke,  Aufzüge,  Maschinen  u.  a.)  sind  —  un- 
geachtet ihrer,  nach  §§  97,  98,  1120  B.G.B.  rechtlich  gegebenen  Zu- 
gehörigkeit zum  Grundstück  —  bilanziell  dennoch  gesondert  an- 
zusetzen, weil  sie  aus  nah  liegenden  wirtschaftlichen  und  technischen 
Gründen  mehr  oder  weniger  weit  höherer  Abschreibungen  bedürfen  als 
die  Gebäude,  mit  denen  sie  verbunden  sind. 

Wenn  die  Feststellung  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
eines  Grundstücks  in  Normalfällen  auch  keinerlei  Schwierigkeiten  zu 
machen  pflegt,  so  können  doch  Zweifel  über  die  Höhe  der  zu  buchenden 
lind  danach  zu  bilanzierenden  Anscliaffungs-Kosten  entstehen,  wenn 
das  Grundstück  in  der  Zwangsversteigerung  erworben  werden  mußte, 
um  etwa  auf  dem  Objekt  ruhende  Hypotheken-Forderungen  zu  retten. 

BeAvertung  in  der  Zwangsversteigening  erworbener  Grundstücke. 
Xehmen  wir  beispielshalber  an,  ein  Kaufmann  habe  zur  Deckung  seiner, 
gegen  einen  Kunden  aus  Waren-Lieferungen  bestehenden  Ansprüche  in 
Höhe  von  4678,90  M  auf  dessen  Grundstück  eine  Hypothek  von  5000  M 
eintragen  lassen,  nachdem  die  zur  Abrundung  des  Betrags  fehlenden 
321,10  M  vom  Gläubiger  an  den  Kunden  in  bar  geleistet  worden  waren. 
Die-  Hypothek  von  5000  M  ist  eine  zweitstellige;  eine  erste  in  Höhe  von 
1(»()(»(>  .M  geht  ihr  vor.  Der  zweite  Gläubiger  ,, läuft  also  mit  15000  M 
aus",  wie  man  zu  sagen  pflegt.  Das  Grundstück  kommt  zur  Zwangs- 
versteigerung (wird  subhastiert).  Der  erste  Gläubiger  bietet  seine 
Hypothek  heraus.  Um  das  Grundstück  im  Interesse  niedriger  Stempel- 
kosten zu  einem  niedrigen  Zuschlag  zu  erwerben,  bietet  der  zweite 
Gläubiger  zunächst  mii-  lOftO  M  niehr  als  der  erste.    Da  niemand  dar- 
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Über  liinaus  bietet,  \\\n\  dvn\  zweiten  Gläubiger  zu  11000  M  der  Zu- 
sclilag  erteilt.  Wie  teuer  ist  dem  Erwerber  lum  das  erworbene  Uriind- 
stüek  geworden?  Die  Antwort  kann  verschieden  lauten.  Je  nachdem, 
ob  man  die  Frage  Nom  formellen  oder  vom  materiellen  Standpunkt  aus 
entscheidet.  Vom  formellen,  dem  Stempelfiskus  gegenüber  maß- 
gebenden Standiiunkt  kostet  das  Grundstück  11000  M  (nämlich  die 
10000  M  übernommene  oder  vielleicht  zurückzuzahlende  erste  Hypothek 
und  die  1000  M  Mehrgebot  des  zweiten  Gläubigers)  zuzüglich  der  Er- 
Merbskosten.  Vom  materiellen,  für  die  Buclihaltung  zunächst  maß- 
gebenden Standpunkt  jedoch  beträgt  der  Erwerbspreis  (10000  M  erste 
-r-  5000  M  zweite  Hypothek  =)  15000  M  zuzüglich  der  Erwerbskosten. 
[Buchungssätze:  Grundstücks-Konto  an  Hypotheken-Konto, 
für  Verwandlung  der  Hypotheken-Forderung  in  Grundstücks-Erwerbs- 
wert ;  ferner  nochmals:  Grundstücks-Konto  an  Hypotheken- 
Konto,  für  übernommene  erste  Hypotheken-Schuld;  und  schließlich: 
Grundstücks-Konto  an  Kasse-  (oder  Bank-)  Konto,  für  Grund- 
stücks-Erwerbsunkosten.]  Mit  diesem  Resultat  decken  sich  im  wesent- 
lichen auch  die  Ansichten  von  Rehm  (S.  707)  und  Simon  (S.  348). 
Dagegen  ist  Passow  (S.  135)  der  Meinung,  in  erster  Linie  sei  das  bei 
der  Subhastation  erworbene  Grundstück  nur  mit  dem  formellen  Er- 
werbspreis zu  bewerten.  Höchstens  könne  man  das  ersteigerte  Grund- 
stück abschätzen  und  mit  dem  Schätziingswert  bilanzieren,  falls  §  261 
H.G.B.  nicht  entgegenstehe.  Denn  weil  den  Hypotheken-Gläubiger 
niemand  überboten  habe,  sei  anzunehmen,  daß  der  Wert  des  Grundstücks 
über  den  formellen  Erwerbspreis  nicht  hinausgehe.  Dieser  Meinung 
Passows  ist  aus  doppelten  Gründen  nicht  beizupflichten.  Erstens 
nämlich  darf  allein  aus  der  Tatsache,  daß  den  zweiten  Hypotheken- 
GläTibiger  niemand  überboten  hat,  objektiv  und  unbedingt  keineswegsge- 
schlossen Averden.  das  Grundstück  sei  den  Betrag  der  zweiten  Hypothek 
nur  in  Höhe  des  darauf  entfallenen  Gebots  wert.  Denn  geeignete  Reflek- 
tanten, die  mehr  bieten  würden,  brauchen  von  der  Subhastation  nicht 
erfahren  zu  haben,  oder  von  der  Sachlage  unterrichtete  Interessenten 
wissen  genau,  daß  ihr  Bieten  zwecklos  wäre,  weil  der  zweite  Hypotheken- 
Gläubiger  bis  zur  vollen  Höhe  seiner  Forderung,  ja,  sogar  noch  darüber 
hinaus,  mitbietet.  ZMeitens  bestände  gerade  bei  der  Bewertung  nach 
§  261  Ziff.  3  H.G.B.  und  nach  §  42  Ziff.  1  Ges.-Ges.  kein  Hindernis, 
die  Anschaffungs-Kosten,  d.  h.  die  gesamte  Hypotheken-Forderung 
zuzüglich  der  Erwerbs-Unkosten,  im  vorliegenden  Fall  somit  15000  M 
-\-  Erwerbs-Unkosten,  als  Grundstückswert  zu  bilanzieren;  selbst  wenn 
dieser  Wert  den  wahren  Tausch\Aert  übersteigen  würde.  Denn  nach  den 
genannten  beiden  Bewertungs-Vorschriften  dürfen  die  xA.nschaffungs- 
Kosten  ,,ohne  Rücksicht  auf  einen  geringem  Wert"  bilanzmäßig  an- 
gesetzt werden.     Jedoch  etwas  andres,  soliden  Kaufleuten  allerdings 
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dlnu' weiteres  Selbst verstäiidliclu's  hebt  Passow  mit  Recht  heivoi'.  indem 
er  darauf  hinweist,  (hiß  man  (his  ersteigerte  (irundstüek  vielleieht  auf 
eirund  vorzunelnnentler  Abschätzvmg  bihinzieren  könne.  Diesen  Weg 
wird  man  zweifellos  einzuschlagen  haben,  wenn  begründete  Vermutung 
(hifür  besteht,  daß  der  die  gesamte  Hypotheken-Fordeiung  einschließende 
materielle  Erwerbspreis  ül)er  den  nach  §  40  Abs.  2  H.G.B.  geforderten 
Zeitwert  offenbar  hinausgeht.  Nochmals  sei  betont,  daß  man  nach 
§  2G1  Ziff.  3  H.G.B.  und  nach  §  42  Ziff.  1  Ges. -Ges.  aueli  hierzu  nicht 
verpflichtet  wäre. 

Methoden  der  Ininiobilieu-Wertermittluiig;.  Wie  ist  nun  der  Wert 
bebauter  Grundstücke,  die  für  unser  Thema  nur  in  Frage  kommen, 
richtig  zu  ermitteln? 

Eine  ganz  rohe,  verhältnismäßig  oberflächliche  Methode  der 
Wertermittlung,  die  bei  mangelhaftem  Berechnungs-Material  oft  an- 
gewendet wird,  ist  folgende:  Der  gesamte  Mietwert  des  Grundstücks 
wird  zu  einem  Satze  von  6%,  der  alle  Reparatur-,  Instandhaltungs- 
und Verwaltungs-Kosten  einschließt,  kapitalisiert,  was  einer  Multi- 
plikation mit  (100:6  =)  16%  gleichkommt.  Ein  Grundstück  mit 
3000  M  Mietwert  \\'ürde  hiernach  50000  M  wert  sein.  Diese  gewiß  ein- 
fache Methode  krankt  hauptsächlich  an  zwei  Übelständen:  sie  nimmt 
nicht  Rücksicht  auf  die  Baukosten,  noch  auf  die  durch  Alter  und 
Xutzungszweck  der  Gebäude,  sowie  durch  die  Verschiedenheit  der  Lage 
bedingte  Mannigfaltigkeit  der  Höhe  von  Reparatur-,  Instandhaltungs- 
und Verwaltungs-Kosten  einschließlich  der  Abgaben  und  etwaiger 
Lasten.  Dies  geschieht  dagegeii,  wenn  man  der  Berechnung  die  von 
Bausachverständigen  meist  angewendete  Schätzungs-Methode  zu- 
grunde legt.  Nach  dieser  Methode  addiert  man  zunächst  die  Beträge 
des  Bodenwerts  und  des  Gebäude-  oder  Bauwerts  (als  solchen  sieht 
jnan  gegebenenfalls  den  Feuerkassewert  an).  Sodann  bringt  man  von 
dem  Mieten-Gesamtertrag  (Bruttoertrag)  die  oben  erwähnten  Unkosten 
in  Abzug  und  kapitalisiert  die  Differenz  (Mieten-Nettoertrag) 
mit  5%.  Das  Mittel  aus  der  Summe  der  zuerst  addierten  beiden 
Posten  und  dem  Ergebnis  der  Kapitalisierung  ist  als  Tauschwert  des 
(Grundstücks  anzusehen.  Zuweilen  weicht  man  von  diesei-  Methode 
insofern  ab,  als  man  den  mit  20  kapitalisierten  Bruttoertrag  dem 
Boden-  und  Gebäudewert  zuschlägt  und  von  dem  arithmetischen  Mittel 
«lieser  Beträge  als  L'nkosten-Prozente  mit  20  kapitalisierte  10%  des 
Miete -Nettoertrags  in  Abzug  bringt.  Hierin  liegt  ein  Widerspruch 
insofern,  als  der  Abzug  um  so  kleiner,  der  Schlußwert  mithin  um  so 
größer  wird,  je  niedriger  der  Mieten-Nettoertrag  ausfällt. 

Bei  10000  M  Boden  wert,  70000  M  Bau  wert,  40(X»  M  Mieten- 
Hiut  toertrag  und  500  M  Gesa  mt  Unkosten  pro  Jahr  würde  sonach 
zu   rechnen  sein: 
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Xach  dem  erstgenannten  Verfalucii: 

Bodenwert lODOO  M 

Bauwert 70000  ,, 

80000  M 

Mieten-J^ruttoertrag      .    .   4000  M 
;    Gesanitunkosten   .    .    .     500  ,, 

Mieten-Nettoertrag    .    .    .   3500ll^  20  (5%)  =  700000   ^ 

15000Ö  äT 

Tauschwert  (150000  M  :  2  -=) 75000  M. 

Nacli  dem  zuletzt  beschriebenen  Verfahren: 

Bodenwert 10000  M 

Bauwert 70000  „ 

^0000  M 

-f    20f acher   Miete-Bruttoertrag  (20x4000  M):     80000,,       . 

leo'ÖOO  M  :2  = 
Mittel :  80000  :\I 

^    10  %  des  Miete-Nettoertrags  von  3500  M  = 

350  M.     Dies  x  20  = 7000  ,.. 

Tauschwert 73000  M. 

Also   im    Vergleich   zur   ersten   Methode  2000  M  weniger. 

Mängel  schematischer  Unkosten-Veranschlagung  füi-  die  Immobilieu- 
Werterniittlung.  Hierzu  muß  noch  erwähnt  werden,  daß  die  Unkosten 
oft  mit  15%  des  Mieten-Bruttoertrags  veranschlagt  werden.  Solchem 
Schematismus  ist  jedoch  die  nach  Möglichkeit  individuelle  Feststellung 
der  Unkosten  vorzuziehen.  Mit  dieser  wird  auch  der  Unterschied  in 
der  Qualität  der  Bauart  zum  wünschenswerten  Ausdruck  gebracht. 
Denn  die  Reparatur-Kosten  werden  naturgemäß  um  so  geringer  aus- 
fallen, je  solider  die  Bauart  ist.  Würde  es  sich  im  erstgenannten  Beispiel 
um  ein  altes,  baufälliges  oder  leicht  gebautes  Haus  handeln,  dessen 
Erhaltungs-  und  Verwaltungskosten  jährlich  statt  auf  500  M  auf 
vielleicht  1000  M  zu  veranschlagen  wären,  so  würde  sich  ein  um 
[(500  M  X  20) :  2=]  5000  M  geringerer  Tauschwert  ergeben.  Dies  käme 
bei  schematischer  Unkosten-Berechnung  nicht  zur  Geltung.  Die  Gesamt- 
unkosten in  ein  schematisch  festgelegtes  Prozent- Verhältnis  zum  Mieten- 
Bruttoertrag  zu  setzen,  ist  außerdem  bedenklich,  weil  der  Unkosten- 
Faktor  vom  Ertrags -Faktor  sehr  unabhängig  sein  kann.  So  können 
und  werden  aus  neuen,  solide  gebauten,  deshalb  nur  niedrige  Erhaltungs- 
Kosten  erfordernden  Gebäuden  in  verkehrsreichen  Gegenden  hohe 
Bureau-  und  Laden-Mieten  erzielt  werden,  während  alte,  baufällige 
und  demgemäß  hohe  Erhaltungskosten  verursachende  Geschäftshäuser 
in  weniger  belebten  Straßen  oder  auf  dem  Lande  im  Vergleich  zu  den 
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vorteilhafter  gelegenen  Gebiüulen  nur  geringe  Mieten  erbringen.  Bei 
schemat isolier  Berechnimg  der  Unkosten  nach  Maßgabe  des  Mieten- 
Bruttoertrags  bürden  liiernach  auf  die  neuen  Gebäude  hohe,  auf  die 
alten  baufälligen  dagegen  i\nr  niedrige  Erhaltiings-Kosten  entfallen. 
Schließlich  Avürde  der  beregte  Schematismus  bei  der  Unkosten-Berech- 
nung die  notwendige  Berücksichtigung  etwa  bestehender  besonderer 
Lasten  vereiteln. 

Lage  und  Bau-Qualität.  Daß  der  Bodenwert  unter  Würdigung  der 
örtlichen  Verhältnisse  im  allgemeinen  und  der  Lage  des  Bodens  im 
besondern  zu  schätzen  ist,  leuchtet  ein.  Ebenso,  daß  die  Herstellungs- 
Kosten,  in  denen  Qualität  und  Ausstattung  des  Baues,  sowie  Konjunk- 
turen des  Baumarkts  zur  Geltung  kommen,  als  Grundlage  für  die  Er- 
mittlung des  Bauwerts  angesehen  werden  müssen,  wenn  sie  mit  diesem 
nicht  gar  identisch  sind. 

Ermittluug  des  Verkehrs werts  von  Fabrik-  und  Speicher-Ge- 
bäuden. Will  man  bei  der  Ermittlung  des  Verkehrs  werts  (Tauschwerts) 
von  Fabrik-  und  Speie  her -Gebäuden  sicher  gehen,  so  kann  man 
statt  des,  bei  der  ihnen  zugedachten  Verwendung  anzunehmenden 
Mietwerts  deren  Mietwert  vom  Standpunkt  gewöhnlicher  Wohnge- 
bäude in  Anschlag  bringen,  wobei  man  sich  jene  Gebäude  zu  Wohn- 
häusern umgebaut  denkt.  Man  bringt  dann  in  der  Taxe  den  nach 
solchem  Umbau  anzunehmenden  Bauwert  in  Ansatz  und  kapitalisiert 
die  Wohnungs-Mieten  nach  Abzug  der  Unkosten.  Ein  Beispiel  in 
runden  Zahlen :  ein  noch  neuer,  massiver,  völlig  unterkellerter  Speicher, 
der  neben  anderen  Gebäuden  auf  einem  großen  Geschäfts-Grundstück 
steht,  habe  50000  M  gekostet;  er  liegt  derart  günstig,  daß  sein  Umbau 
leicht  vermietbare  Wohnungen  ergeben  würde.  Nach  einem  solchen 
Umbau  würde  der  Bauwert  des  dann  erstandenen  Wohngebäudes  sich 
auf  6U000  M  belaufen.  Die  aus  den  Wohnungen  zu  erzielenden  IVIieten 
werden  auf  1600  M,  die  Gesamtunkosten  auf  400  M  pro  Jahr  geschätzt. 
Dann   wäre  der  Verkehrs  wert  des  Speichers  gegenüber  einem  Bau- 

^ .    60000M-f  [(1600M-/.  400M)X20J       ,„,,^  ,, 

wert  von  50000  M  mit ^-^ ^=  42000  M 

2 

anzunehmen. 

b)  Mobilien: 

Als  Bilanz-Ansatz  für  Mobilien  kommt  vorwiegend  der  buch- 
mäßig zu  ermittelnde,  auf  S.  177  ff .  von  mir  charakterisierte  Ge- 
brauchswert in  Frage.    Im  einzelnen  ist  zu  sagen: 

Maschinen: 

Anschailungs-Kosten.  Zu  den  Anschaffungs-Kosten  sind  auch 
die  für  Transport,  etwaige  Fundamentierung  und  Montage  verausgabten 
Beträge  zu  rechnen.   Nach  den  Grundsätzen  vorsichtiger  Bilanziening 
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wird  man  diese  Nebenkosten  schneller  als  den  Maschinenpreis 
selbst  abzuschreiben  trachten.  Für  den  eigenen  Gebrauch  selbst  her- 
gestellte Maschinen  sind  dem  Maschinen-Konto  mit  den  sorgfältig  zu 
ermittelnden  Herstellungs-Kosten  (vgl.  darüber  S.  203 ff.)  zu  belasten. 

Maschinen-Invontaricn.  Nicht  immer  liegen  die  Fabrikations- 
verhältnisse so  einfach,  daß  man  auf  dem  Maschinen-Konto  mit  sum- 
marischen Abschreibungen  auskommt.  Werden  beispielsweise  gewisse 
Mascliinen  im  Betriebe  schneller  als  andere  verbraucht,  oder  dioht  ihnen 
überdurchschnittliche  Gefahr  der  Entwertung  durch  Erfindungen  besserer 
Typen,  so  \^ird  man  einigermaßen  zutreffende  Abschreibungen  nur 
individuell,  nicht  aber  summarisch  vom  Saldo  des  Maschinen-Kontos 
vornehmen  können.  Die  Möglichkeit  individueller  Behandlving  der 
Maschinen  werte  ist  nur  gegeben,  wenn  man  für  jede  Maschine,  oder 
doch  wenigstens  für  die  den  gleichen  Bewertungsmomenten  unter- 
liegenden Maschinengruppen,  im  Hauptbiich  besondere  Konten  führt, 
oder  wenn  man,  falls  nur  ein  Maschinen-Hauptbuchkonto  besteht, 
ein  Maschinen -Inventar  Verzeichnis  anlegt,  aus  dem  Alter,  An- 
schaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten,  Zugänge,  Abgänge,  ordentliche 
und  außerordentliche  Abschreibungen,  somit  auch  der  jeweilige  Buch- 
wert, jeder  einzelnen  Maschine,  unmittelbar  ablesbar  sind.  Auch 
Vermerke  über  Zeit  und  Umfang  von  Reparaturen  können  im  Maschinen- 
Inventarium  zu  jeder  Maschine  gemacht  werden.  Zweckmäßig  wird 
man  das  Maschinen-Inventarverzeichnis  tabellarisch  einrichten. 
Derart,  daß  man  die  einzelnen  Maschinen  untereinander,  die  dazu  ge- 
hörigen Werte- und  Abschreibungs-Spalten  für  die  einzelnen  Jahre  neben- 
einander anordnet.  Im  übrigen  ergibt  die  Anlage  des  Verzeichnisses 
sich  von  Fall  zu  Fall  ohne  weiteres  aus  den  Bedürfnissen  des  Betriebs. 
Die  Gesamtsumme  der  dem  Verzeichnis  für  jedes  Betriebsjahr  zu  ent- 
nehmenden Abschreibungen  ist  auf  dem  Maschinen-Konto  (gegebenen- 
falls auf  dem  Erneuerungs-Konto)  zur  bilanziellen  Verrechnung  zu 
bringen,  so  daß  der  Gesamtbetrag  der  aus  dem  Maschinen-Inventarium 
für  den  Bilanztag  feststellbaren  Einzelwerte  gleich  sein  muß  dem  Saldo 
des  Maschinen-Kontos  (gegebenenfalls  minus  Saldo  des  Emeuerungs- 
Kontos).  Jede  Maschine  oder  bestimmte  Maschinen-Gruppen  im  Haupt- 
buch besonders  zu  kontieren,  würde  bei  großen  Industrie-Betrieben 
kaum  durchführbar  sein ;  für  diese  ist  deshalb  zu  empfehlen  die  Führung 
von  Maschinen-Inventarien,  deren  Inhalt  gleichzeitig  die  Kontrolle 
der  Richtigkeit  des  Hauptbuchkonto-Saldos  ermöglicht. 

Werkzeuge: 

In  bezug  auf  die  bilanzielle  Bewertung  besonders  hervorzuheben 
sind  die  Werkzeuge  und  das  ihnen  gleichzustellende  Maschin en - 
Zubehör.      Denn    gerade    das    Werkzeuge-Konto    wird    bilanzmäßig 
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oft    ganz    falscli    behandelt.     Drei    Hauptarten   der  Verbiichung  und 
Bilanzierung  sollen  hier  angeführt   werden. 

Kein  buchinäüige  BeAvertuiig.  Sehr  htäufig  verfährt  man  einfach 
so,  daß  man  von  .  dem  sich  für  den  Bilanztag  ergebenden  Brutto- 
Saldo  des  Werkzeuge-Kontos  die  als  ausreichend  angesehene  Ab- 
schreibung in  Abzug  bringt.  Dieses  Verfahren  verbindet  aber  mit 
dem  Vorteil  der  Bequemlichkeit  den  Nachteil ,  daß  der  durch 
Bruch  und  Abnutzung  herbeigeführte  Fa])iikations -Verschleiß 
oder  sonstige  Abgang  der  Werkzeuge  nicht  besonders  festgestellt 
wird,  so  daß  infolgedessen  ganz  ungewiß  bleibt,  ob  die  Abschrei- 
bung jenen  Betriebs-Aufwand  tatsächlich  wenigstens  annähernd 
richtig  mit  zum  Abzug  bringt.  Nach  längerer  oder  kürzerer  Frist 
kann  dann  passieren,  daß  der  Werkzeuge -Kontosaldo  ein  nur 
noch  illusorischer  ist.  Um  ganz  sicher  zu  gehen,  wählen  gut  ren- 
tierende Unternehmungen  bei  dieser  einfachen  Methode  den  Weg  der 
Unterbewertung,  indem  sie  den  Werkzeuge-Kontosaldo  bei  jeder  Bilan- 
zierung bis  auf  einen  bloßen  Erinnerungs-Betrag  (meist  1  M)  abschreiben, 
jeder  Betriebs-Periode  somit  den  Gesamtwert  der  während  ihres  Verlaufs 
bezogenen  oder  hergestellten  Werkzeuge  belasten;  unabhängig  davon, 
wieviele  dieser  Werkzeuge  am  Schluß  der  Betriebs-Periode  noch  vor- 
handen und  inwieweit  sie  noch  gebrauchsfähig  sind. 

Bewertung  nach  Werkzeugo-Inventarien.  Dagegen  verfällt  man  in 
das  andre  Extrem  sorgfältigster  Bilanzierung,  wenn  man  sämtliche 
bezogenen  oder  selbst  hergestellten  Werkzeuge  neben  deren  Ver- 
biichung auf  dem  Hauptbuch-Konto  in  einem  besondern  Ver- 
zeichnis inventarisiert.  Das  Werkzeuge-Inventarium  gliedert  man, 
je  nach  der  Zahl  der  vorkommenden  Werkzeugarten,  mehr  oder  weniger 
gruppenweise  und  innerhalb  der  Gruppen  ordnet  man  alphabetisch. 
Diese  Inventar-Liste,  für  deren  Anlage  im  wesentlichen  das  oben  über 
die  Maschinen-Inventarisierung  Gesagte  gilt,  muß  von  dem  dafür  ver- 
antwortlichen Kontoristen  periodisch  (monatlich,  viertel-  oder  halb- 
jährlich, je  nach  dem  Umfang  des  Werkzeuge-Bestands)  in  den  Werk- 
stätten dahin  berichtigt  werden,  daß  zu  jeder  Werkzeugart  notiert  wird, 
inwieweit  der  listenmäßige  Bestand  infolge  Verschleißes  oder  sonstigen 
Verlustes  zu  verkleinern  ist.  Die  so  festgestellten  Verluste  sind  vom  Kon- 
toristen in  der  Spalte  ,, Abgang"  zu  notieren.  Da  vor  der  ,,Abgang"- 
Spalte  die  ,,Zugang"-Spalte  zur  Aufnahme  der  Neuanschaffungen  oder 
Neuherstellungen  von  Werkzeugen  und  vor  dieser  die  Spalte  für  den 
voraufgegangenen  Bestand  angebracht  ist,  so  ist  aus  der  Inventar-Liste 
der  jeweilige  Bestand  leicht  feststellbar;  und  zwar  nicht  nur  der  Stück- 
zahl, sondern  ebenso  dem  Werte  nach.  Denn  alle  Siialten  werden  doppelt , 
als  Mengen-  \in<l  als  Wert- Verrechnungs«palten,  geführt.  Da 
die  listenmäßig  festgestellten  Beträge  für  Abgänge  dem  Werkzeuge- 


Direkte   liewiTtiin^'  (\\'ertaiisätze).  289 

Konto  im  HiUi|)t  l)\ieli  zu  Lasten  (\ri  K  it'o  I  L!;s  -  Ifeelumn^  iles  .l'ilaii/,- 
jalirs  giitziibriiigen  sind,  nuiß  der  Saldo  dieses  Kontos  mit  dem  Gesamt- 
wert der  letzten  Bestand-8i)alte  in  der  Imcntar-Liste  übereinstimmen. 
Die  darauf  in  der  Liste  vorzunehniende  summarische  Abschreibung 
wird  in  gleicher  Hölie  auch  auf  dem  Werkzeug{>-Konto  gebucht.  Eine 
Verteilung  dei'  summarischen  Abschreibung  auf  die  einzelnen  Werk- 
zeugwerte findet  in  der  Liste  nicht  statt.  Vielmehr  erseheinen  die 
einzelnen  Werkzeuge  dort  Jahr  für  Jahr  von  neuem  mit  ihren  An- 
schaffungs-  oder  Herstelhings-Kosten.  Im  Rahmen  dieses  Buchs  kann 
auf  die  Liventarisierung  von  Werkzeugen  näher  nicht  eingegangen 
werden.  Ein  Muster  solcher  Liste  ist  z.  B.  in  der  Z.  f.  hw.  F.  VI. 
S.  428 — 429  gegeben.  Text  und  Ergänzung  dazu  ebenda  S.  427 — 431 
und  525—532. 

Beweitimg  aiiJ  Grund  besondrer  Werkzenge-Inventuraulfnahnie. 
Ein  dritter  Weg.  die  Werkzeuge-Bestände  zu  liilanzieren.  ist  insofern 
gangbar,  als  man  auf  die  ziemlich  bedeutende  Arbeit  der  Durchführung 
^•on  Inventar-Listen  verzichtet,  den  Abgang  jedoch  dennoch  ermittelt 
und  —  wie  beim  vorgenannten  Inventarisierungs-Verfahren  —  auch 
gesondert  verbucht.  Dies  wird  erreicht,  indem  man  das  Werkzeuge- 
Konto  im  Hauptbuch  zunächst,  wie  bei  den  vorerwähnten  beiden  Me- 
tjioden,  für  die  Anschaffungs-Kosten  bezogener  oder  für  die  Her- 
stellungs-Kosten selbstgefertigter  Werkzeuge  laufend  belastet.  Für  den 
Bilanztag  ist  nun  der  gesamte  vorhandene  eigene  Werkzeuge-Bestand 
aufzunehmen,  und  die  einzelnen  Stücke  sind  unter  Berücksichtigung 
ihres  Verschleißes  zu  bewerten,  \\obei  von  den  Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-Kosten  auszugehen  ist.  Bei  richtiger  Aufnahme  und  Be- 
wertung muß  der  Gesamtwert  des  inventierten  Werkzeuge-Bestands 
nicht  nur  um  die  reguläre  Abschreibung  kleiner  als  der  noch  unge- 
kürzte Saldo  des  Werkzeuge-Kontos  im  Hauptbuch  sein,  sondern  er 
muß  außerdem  noch  um  den  Betrag  des  (durch  Verschleiß,  Diebstahl 
u.  dgl.  herbeigeführten)  Abgangs  hinter  diesem  Saldo  zurückbleiben. 
Angenommen,  der  ungekürzte  Hauptbuch-Saldo  beziffere  sich  für  den 
Bilanztag  auf  2560,30  M,  die  den  Abgang  berücksichtigende  Bewertung 
der  aufgenommenen  Werkzeuge  ergebe  einen  Gesamtwert  von  1215.70  M. 
so  wäre  im  Vergleich  zu  den  auf  dem  Werkzeuge-Konto  l)elasteten  vollen 
Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  der  käuflich  bezogenen  oder 
selbst  hergestellten  Werkzeuge  w^ährend  der  letzten  Bilanz-Periode  eine 
Wertminderung  von  (2560,30  M  .  .  1215,70  M=)  1344,61)  M  eingetreten. 
Diese  Wertminderung  würde  teils  den  Abgang  durch  Verschleiß, 
Diebstahl  u.  dgl.,  teils  die  ordentliche  bilanzielle  Abschreibung  auf 
den  Werkzeuge-Bestand  einschließen.  Da  die  Abschreibung  korrekt  erst 
nach  dem  Abzug  des  Abgangs  vom  Brutto- Buchwert  zu  berechnen, 
der  Anteil  des  Abgangs  an  der  Wertminderung  von  1344.60  M  aber  zu- 
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nächst  iinlu-kaniit  ist,  so  ergibt  sieh  (20  %  Abschreibung  angenommen) 
nachstehende  C41eicluing,  in  dei-  x  die  Höhe  des  zii  ennittclnden  Abgangs 
bedeutet : 

(2560,30  ./.  x)  .  2ü 


X  =  (2560.30  ./.  1215.70)  ./. 
X  =  1344,60   ./ 


100 


1344,60 


2560,30  ./.  X 
5 

X 


512.06 


1344,60  ./.  512,06 


832,54 


o 


Probe 


832.54  .  5 

X   := 

4 
X  =  1040,70. 
Brut  to-Bueh  wert 


2560,30 


./.  Abgang 1040,70 


1519,60 
./.  20%  Abschreibung 303,90 

Restweit  = 1215,70. 

Demnach    wäre    zu    buchen  (hier  leichter  Übersicht  halber  in 
einem  Buchungssatz  dargestellt): 
Drei  Schuldner 
an    Werkzeuge-Konto: 

Fabrikations-Konto, 

durch  die  Fabrikation  pro  1912  verursachter  Werk- 
zeuge-Abgang   1040,70  IVI 

Gewinn-    und    Verlust-Konto, 

Abschreibung  auf  den  Werkzeuge-Bestand  juo  1912:       303.90  ,, 

B 11  ;inz- Konto, 

Werkzeuge-Bilanzwert  pro  Ende  1912 1215,70  ,, 

2500,30  M. 

Mit  diesen  Buchungen  winde  das  Werkzeuge-Konto  bilanzieren. 
Die  Erfolgs-Rechnung  des  Bilanzjahrs  hätte  über  Fabrikations-Konto 
den  Abgang  im  Betrage  von  1040,70  M,  ferner  direkt  über  Gewinn- 
und  Verlust-Konto  die  ordentliche  Abschreibung  von  303,90  M  belastet 
erhalten.  Der  als  Ergebnis  der  Werkzeuge-Aufnahme  verbleibende 
Invonturwert  in  Höhe  von  1215,70  AT  würfle  auf  dem  Werkzeuge-Konto 
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für  das  folgende  Jahr  vorgetragen  werden.  In  dei'  Bilanz  gesondert  an- 
zusetzender ,, Zugang"  von  Werkzeugen  ist  aus  der  Sollseite  des 
Werkzeuge-Kontos  für  jedes  Jahr  leicht  feststellbar. 

Kritik  dieser  3IetIiodeu.  Diese  letztgenannte  Methode  der  Werk- 
zeuge-Bilanzierung bietet  im  Vergleich  zu  der  an  zweiter  Stelle  ge- 
schilderten Inventarisierung  den  Vorteil,  daß  die  sehr  zeitraubende, 
praktisch  nur  bei  außerordentlicher  Energie  und  Gewissenhaftigkeit 
durchführbare InventarisierungderWerkzeuge  bei  der  letztgenainiten 
Methode  fortfällt.  Gewiß  bietet  eine  wirklich  sorgfältig  durchgeführte 
Inventarisierung  der  Werkzeuge  bei  deren  Inventur- Aufnahme  die  Mög- 
lichkeit, Verschleiß  und  Abgang  zu  kontrollieren.  Es  darf  aber  nicht 
übersehen  werden,  daß,  wenn  der  Kontorist  die  Inventar-Liste  nicht 
unbedingt  zuverlässig  angelegt  und  in  diesem  Sinne  ständig  ergänzt  hat, 
am  Jahresschluß  vorhandene  Differenzen  zwischen  der  Liste  und  den 
Ergebnissen  der  Werkzeuge-Aufnahme  bei  mangelnder  Möglichkeit  der 
Aufklärung  eben  als  gegeben  anerkannt  werden  müssen,  wenn  mehr 
oder  minder  ernste  Spannungen  zwischen  den  Meistern  v;nd  Arbeitern 
einerseits,  dem  Listenführer  oder  der  Betriebsleitung  anderseits  ver- 
mieden werden  sollen.  Die  Inventar-Liste  muß  dann  den  Ergebnissen 
der  Inventur- Auf  nähme  für  den  Bilanztag  doch  angepaßt  werden.  In- 
soweit wird  der  Nutzen  der  Liste  also  aufgehoben.  Daß  die  Liste  bei 
\delleicht  Tausenden  von  Werkzeugen  außerdem  nur  mit  bedeutendem 
Arbeitsaufwand  herstellbar  und  auf  dem  laufenden  zu  erhalten  ist,  wird 
zugegeben  werden  müssen.  Unter  der  selbstverständlichen  Voraus- 
setzung, daß  Verwaltung  der  Werkzeuge-Stube,  Arbeiter-Kontrolle  und 
Inventur-Aufnahme  der  Werkzeuge  (bei  der  im  übrigen  nicht  kleinlich 
zu  verfahren  ist)  zuverlässig  sind,  wird  man  sich  mit  der  letztgenannten 
Bewertungs-Methode,  die  schließlich  die  der  Inventarisierungs- 
Methode  gleichen  Resultate  liefert,  ohne  deren  Mehrarbeit  zu 
bedingen,  wohl  begnügen  können. 

Werkstatt-  und  Kontor-Utensilien: 

(jeringere  Bedeutung  von  Zahl  und  Abgang.  Im  Gegensatz  zu  den 
Werkzeugen  handelt  es  sich  bei  den  Utensilien  nicht  um  einen  ver- 
hältnismäßig schnellen,  sondern  um  einen  regelmäßig  über  viele  Jahre 
sich  erstreckenden  Verschleiß.  Der  ,, Abgang",  dem  für  die  bilanzielle 
Bewertung  der  Werkzeuge  erhebliche  Bedeutung  beizumessen  ist, 
spielt  deshalb  bei  Utensilien  keine  nennenswerte  Rolle.  Außerdem 
ist  die  Zahl  der  Utensilien  im  Vergleich  zu  derjenigen  aller  im 
Gebrauch  befindlichen  Werkzeuge  meist  weit  weniger  groß.  Schließ- 
lich geht  der  Verschleiß  der  Utensilien  in  Gestalt  einer  auf  Grund 
der  Erfahrung  feststehenden  Abnutzung  vor  sich,  während  bei  den 
Werkzeugen,    je    nach    Art    der    Behandlung    und    der    Inanspruch- 
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nahnu'.  sowif  nat-li  der  Bcschaffcnlicit  des  Workztnigstahls,  mit 
sehr  verscliiecU'u  scliucllcni  Vcrhiaucli  (mUt  gai-  mit  Biuch  geirohiiet 
werden  nuiß. 

Nur  textliche  Autiiiihiiie.  Trotzdem  stände  niclits  im  Wege,  für 
die  bilanzmäßige  Bewertung  der  Utensilien  aller  Art  eine  der  drei 
vorstehend  dargelegten  Methoden  zu  wählen.  Es  ist  jedoch  emp- 
fehlenswert, für  die  Utensilien-Bewertung  einen  Mittelweg  zu  be- 
nutzen. Dieser  Mittelweg  ist  ein  solcher  insofern,  als  auf  die  Auf- 
nahme jedes  einzelnen  Utensiliunis  zwar  nicht  verzichtet  wird,  diese 
Aufnahme  aber  eine  nur  textliche,  d.  h.  der  Bew^ertung  nicht  zu  unter- 
werfende ist.  In  der  Weise:  das  Kontoi'-  (oder  Werkstätten-)  Uten- 
silien-Konto wird  mit  den  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten  der 
bezogenen  oder  selbst  hergestellten  Utensilien  belastet.  Jeder  hinzu- 
kommende Gegenstand  wird  auch  dem  im  Kontor  zu  führenden  Uten- 
.^ilien- Verzeichnis  zugeschrieben.  Das  Utensilien- Verzeichnis  wird 
nur  textlich,  also  ohne  Preise,  geführt.  Für  den  Schluß  jeder  Bilanz- 
Periode  sind  die  dann  vorhandenen  Utensilien  in  den  Werkstätten  und 
im  Kontor  durch  die  dafür  verantMortlichen  Meister  und  Bureau- 
Angestellten  von  neuem,  ebenfalls  nur  textlich,  aufzunehmen.  Diese 
Aufnahmen  sind  mit  dem  vom  Geschäftsleiter  aufzubewahrenden, 
nach  den  Utensilien-Konten  textlich  stets  auf  dem  laufenden  zu  erhal- 
tenden Haupt  Verzeichnis  zu  vergleichen.  Stehen  sämtliche  im 
Hauptverzeichnis  enthaltenen  Gegenstände  auch  in  den  Inventur-Auf- 
nahmen der  Utensilien,  so  ist  damit  gleichzeitig  der  Beweis  erbracht,  daß 
sämtliche  effektiv  vorhandene  Utensilien  auch  wirklich  auf  dem  Uten- 
silien-Konto verbucht  sind,  weil  das  Hauptverzeichnis  nach  diesem 
Konto  angelegt  und  vervollständigt  ist.  Weist  die  Inventur- Auf  nähme 
der  Utensilien  mehr  oder  weniger  Gegenstände  als  das  Hauptverzeichnis 
aus,  so  sind  die  Abweichungen  aufzuklären  und  dem  Utensilien- 
Konto  versehentlich  etwa  nicht  belastete,  selbst  hergestellte  Utensilien 
unter  dem  Bilanztage  zugunsten  des  Fabrikations-Kontos  noch  nach- 
zubelasten,  dagegen  zerbrochene  oder  sonst  unbrauchbar  gewordene, 
ferner  abhanden  gekommene,  vielleicht  gestohlene  Utensilien  dem 
Utensilien-Konto  zu  Lasten  des  Betriebs-  oder  Handln ngs-Unkosten- 
kontos  gutzuschreiben.  Das  Hauptverzeichnis  der  Utensilien  ist  nach 
geschehener  Bilanzierung  im  Einklang  mit  dem  Utensilien-Konto  fort- 
laufend zu  ergänzen.  Die  textlichen  Inventur- Aufnahmen  sind  zu 
jeder  Bilanz  als  unbedingt  selbständige  Kontrollmittel  füi'  Haupt- 
verzeichnis und  Hauptbuch-Konto  von  neuem  herzustellen  und  in  der 
vorstehend   aiifredciitcieii   Weise  zu   verwerten. 

Utensiiieii-Absclireibungeu.  Die  Abschreibung  auf  Utensihen- 
Konto  geschieht  summarisch.  Der  Abschreibungssatz  ist  zu  bestimmen 
unter  Würdigung  der  durch.'-chnittliehen  fiebrauelis-Dauer  und  des  An- 
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teils  ü  l)i'i(l  II  rc  lisc  li  II  i  t  t  1  i  (•  li  scimcll  \  cihraiichliarcr  L'KMisilicii  am 
Utensilicji-Cicsamt  w  ert . 

Fuhrpark: 

Teile  des  Fuhrparks.  Hierzu  weidni  sämtliche,  t'iii-  den  Fulir- 
l)etiiel)  in  eigener  Regie  verwendete  Vermögens-Gegenstände  gerech- 
net. Das  sind  neben  den  Wagen  und  deren  Zubehör  (Planen, 
Decken,  Schrotleitern  u.  dgl.)  die  Pferde,  die  für  diese  vorhandenen 
Geschirre  und  Futter-Utensilien.  Wenn  Atitomobile  dem  Geschäfts- 
ßetrieb  dienen,  diese  nebst  deren  Zubehör.  Für  geschäftliche  Touren 
und  für  Repräsentationszwecke  benutzte  Kutschwagen  sind  zu  den  Ver- 
mögens-Gegenständen  des  Betriebs  zu  rechnen,  auch  wenn  sie  teil- 
weise privaten  Zwecken  des  Unternehmers  dienstbar  gemacht  werden. 

Deren  Koiitieriing.  Sämtliche  zum  Fuhrpark  gehörigen  Vermögens- 
(Jegenstände  bucht  man  oft  auf  nur  einem  (Fuhrpark-.  Fuhrwerks-, 
(iespann-,  Pferde-  und  Wagen-Konto  oder  ähnlich  genannten)  Konto. 
Manchmal  trennt  man  im  Hinblick  auf  die  für  totes  und  lebendes 
Inventar  verschieden  hoch  zu  bemessenden  Abschreibungen  das  Konto 
in  ein  Pferde-  und  ein  Wagen-Konto.  Das  oben  erwähnte  Fuhrpark-Zu- 
behör verrechnet  man  nicht  selten  zusammen  mit  sonstigen  Utensilien 
auf  einem  Utensilien- Konto.  Gegenständen  besonders  hohen  W'erts, 
wie  z.  B.  Automobilen,  errichtet  man  regelmäßig  besondere  Konten. 

Crespann-Uiiterhaltuiigskonto.  Von  den  der  Verbuchung  von  Fuhr- 
parks-Gegenständen dienenden  Bestand-Konten  sind  getrennt  zu  halten 
die  zur  Verrechnung  der  Unterhaltung  des  Fidu'parks  (Futter.  Benzin, 
Auto-.  Wagen-  und  Geschirr-Reparaturen  und  dgl.)  erforderliehen  Er- 
folgs-Konten (Fuhrwerks-  oder  Gespann-Unterhaltungskonto). 
Wo  die  Bestand-  und  Erfolgs -Elemente  dennoch  auf  nur  einem 
Konto  zur  Verbuchung  kommen,  ist  zur  Bilanz  die  Abbuchung  der 
Erfolgs-Elemente  zu  Lasten  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  vor- 
zunehmen. Höchstens  für  die  transitorische  Bilanzierung  bestimmte 
Futter- Vorräte,  die  bei  der  Verrechnung  über  Gespann-Unterhaltungs- 
konto auf  diesem  vorzutragen  wären,  dürfen  auf  dem  Bestand-Konto 
verbleiben  und  dort  mit  vorgetragen  werden  (im  übrigen  sei  auf  das 
über  die  Verquickung  der  Bestand-  und  Erfolgs-Rechnung  bezüglich 
der  Grundstücke  auf  S.  279  bis  280  Gesagte  verwiesen). 

Inventarisierung.  Für  die  Inventarisierung  der  Fuhrparks-Uten- 
silien gelten  die  in  bezug  auf  die  Werkstätten-  und  Kf)ntor-Utensilien 
gemachten  Mitteilungen. 

Modelle.     Zeichnungen.    Entwürfe  u.  dgl.: 

Neigung  zur  pro  memoria-Bilanzierung.  Die  für  diese  Dinge  ent- 
standenen Kosten  werden  bei  gut  hindierten  Unternehmungen  oft 
sogleich   zu    Lasten   der  Erfolgs-Rechnung  des  Entstehungsjahrs  ver- 
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bucht;  sie  ersc'liciiu'u  infolgedessen  iiiclil  in  drv  Bilanz,  odvr  \vei(l(>n 
dort  höclistens  als  ErinnenmgH-Konli  mit  1.  -  M  angesetzt.  Soweit 
^lodelle.  Entwürfe  usw.  auch  im  Lauf  dci-  folgenden  Betriebs-Periodeu 
noch  Verwendung  finden,  ist  erlaubt,  die  darauf  entstandenen  Kosten 
zu  aktivieren  und  von  Jahr  zu  Jahr  anteilig  abzuschreiben.  Im  Fall 
der  Wertlosigkeit  jener  Gegenstände  für  spätere  Jahre  deren  Kosten 
diesen  Jahren  dennoch  ganz  oder  teilweise  anz\dasten,  was  besonders 
bei  schlecht  geleiteten  Unternehmungen  nicht  selten  geschieht,  muß  als 
Überbewertung  und   deshalb   als   gesetzwidrig    bezeichnet    AAerden. 


Bilaiizmäßisje  .Vufteiluufi  zu  Pauschalpreisen  übcrnoinmeiuT  Beiriobs- 
(xegeustäiide.  Zuweilen  werden  (besonders  bei  Gesellschafts-Cründungen) 
die  Betriebs-Gegenstände  zu  einem  Pauschalpreise  vom  Vorbesitzer 
übernommen.  Es  bedarf  kaum  besondern  Hinweises,  daß  der  Pauschal- 
preis nach  Maßgabe  gewissenhafter  Schätzungen  auf  die  Konten  der 
in  der  Eröffnungs-Bilanz  auszuweisenden  einzelnen  Betriebs-Gegen- 
stände zu  verteilen  ist.  Schon  im  Hinblick  auf  die  sehr  verschiedene 
Höhe  der  für  die  verschiedenen  Betriebs-Gegenstände  in  Betracht 
kommenden  Absclueil)ungs-Prozente  ist  dies  geboten.  Besonders 
verwerflich  ist  deshalb  die  Gewohnheit,  bei  jener  Verteilung  das 
Grundstücks -Konto  über  Gebühi'  zu  l)elasten. 

n.  Iiiiiuaterialgüter. 

Begriff  der  Immaterialgüter.  Unter  Immaterialgütern  verstehe  ich 
Betriebsrechte  und  sonstige  im  Betriebe  wirksame  Vermögenswerte 
von  nicht    körperlicher  Greifbarkeit  (ideelle  Werte). 

Beispiele.  Zu  den  Betriebsrechten  gehören  beispielsweise:  Kon- 
zessionen; Patent-,  Musterschutz-,  Marken-  und  Verlagsrechte.  Als 
sonstige  im  Betriebe  gebundene  Vermögenswerte  von  nicht  körperlicher 
Greifbarkeit  sind  anzusehen:  Ruf  der  Firma  und  damit  verbundener 
bestimmter  Umfang  des  Kredits,  der  Kundschaft,  des  Umsatzes;  Aus- 
dehnungsfähigkeit ;  öffentliche  Auszeichnungen  (etwa  Medaillen,  Di- 
}jlome  und  Hoflieferanten-Titel);  Geschäfts-  und  Fabrikations-(Jeheim- 
Jiisse;  Organisation  u.  a.  m.  Alle  diese  Eigenschaften  fasse  ich  im  fol- 
genden zusammen  als  ..Geschäftswert". 

Einteilung  der  Iminaterialfiiiler.  Zeil  lieh  licnonunen  können  die 
Innnaterialgüter  sein: 

a)  von  gesetzlich  begrenztem  Zeitablauf  (im  folgenileu  zu  be- 
sprechende Beispiele:  Patent-,  Gebrauchsmuster-,  Geschmacksmuster-, 
Warenzeichen-  und  Verlagsreehte): 

b)  von  vertraglich  begrenztem  oder  \inbegrenzlem  Zeitablauf 
(im  folgenden  zu  besprechendes  Beispiel:  Geschäftswert). 

Über  die  vorerwälmicn  P>cis|)icl<-  ist   zu  sagen: 
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Patent-,  Gebrauchsmuster-,  (ieschmaeksmustci-  iiiid  Warenzeichen- 
rechte  : 

Grundsätzliches.  Grundsatz  ist  liier,  originär  crworWcnc  Scliiitz- 
rechte  höchstens  mit  den  dafür  verausgabten  Kosten  zu  bilanzieren. 
Dagegen  Averden  derivativ  erworbene  Sclnitzrcchte  dieser  Art  mit 
dem  Erwerbspreis  bilanziert. 

Abzuschreibende  Schutzunkosteu.  Die  Schutzunkosten  sind  so- 
gleich voll  abzuschreiben,  wenn  sich  nach  erfolgter  Anmeldung  des 
Schutzanspruchs  herausstellt,  daß  (wie  z.  B.  sehr  oft  im  Vorprüfungs- 
Verfahren  bei  Patent -Anmeldungen)  die  Erfindmig  infolge  mangelnder 
Neuheit  oder  (\\ae  nicht  selten  bei  Patent-  und  Gebrauchsmuster-An- 
meldungen) im  Sinne  des  Patent-  oder  Gebrauchsmusterschutz-Gesetzes 
überhaupt  nicht  sclmtzfähig  ist,  oder  wenn  bereits  erteilte  Schutzrechte 
wegen  mangelnder  Neuheit  mit  Erfolg  angefochten  worden  sind.  Die 
Abschreibung  etwa  transitorisch  vorgetragener  S  c  h  u  t  z  u  n k  o s  t  e  n  hat  zu 
geschehen,  sobald  man  zu  der  Überzeugung  gelangt  oder  objektiv  ge- 
langen muß,  daß  dem  Recht  die  gewerbliche  Verwertbarkeit  aus  irgend- 
welchen, nicht  voraussehbaren  Gründen  mangelt. 

Aktivierbare  Schutzunkosten.  Beim  Anmeldungs-  und  Erteilungs- 
verfahren entstandene  Schutzunkosten  sind,  ebenso  wie  die  periodisch 
fälligen  Schutzgebühren,  einem  dafür  zu  errichtenden  Erfolgs -Konto 
(Patentunkosten-  oder  dgl.- Konto)  zu  belasten.  Erweist  das  Schutz- 
recht sich  rechtlich  und  wirtschaftlich  als  lebensfähig,  so  steht  nichts 
im  Wege,  die  für  seine  Erlangung  verausgabten  Kosten  aus  der  Erfolgs- 
Rechnung  herauszunehmen  und  sie  auf  ein  Bestand-  (Vermögensteil-) 
Konto  (Patent-,  Gebrauchsnmster-,  W^arenzeichen-  oder  dgl.- Konto)  zu 
übertragen.  Zu  den  dergestalt  aktivierbaren  und  nach  Maßgabe  der 
Gebrauchsdauer  sukzessive  abzuschreibenden  Schutzkosten  gehören 
außer  den  Anmeldungs-,  Prüfungs-  und  Erteilungs-Kosten 
die  gesamten  Versuchs-Kosten  einschließlich  der  Modelle -Kosten, 
Reise -Kosten  u.  a.  Dagegen  sind,  wie  gesagt,  die  nach  der  Erteilung 
des  Schutzrechts  periodisch  fällig  werdenden  Schutzgebühren  zu 
Lasten  der  Erfolgs-Rechnung  des  Zahlungsjalu's  zu  verbuchen,  also  vom 
Buchwert  des  Schutzrechts  unbedingt  getrennt  zu  halten.  Daß  deri- 
vativ erworbene  Schutzrechte  mit  ihrem  Erwerbspreis  auf  einem 
Bestand-  (Patent-  oder  dgl.-)  Konto,  nicht  dagegen  auf  einem  Erfolgs- 
(Unkosten-)  Konto  zu  verbuchen  sind,  wenn  man  den  Erwerbspreis 
aus  triftigen  Gründen  nicht  sogleich  abschreiben  zu  sollen  glaubt,. be- 
darf nach  dem  darüber  Gesagten  nicht  näherer  Ausführung. 

Fälle  der  Bilanzierung  des  Veräußerungswerts  lür  originär  erworbene 
Schutzrechte.  Als  lebensfähig  unbedingt  erwiesene,  nicht  dagegen 
bloß  dafür  ,, gehaltene"  Schutzrechte  kann  man  auch  im  Fall  des 
originären  Erwerbs  mit  über  die  Selbstkosten  etwa  hinausgehenden 
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Vei'äu  Lmtu  ngs  werten  Itilaii/.icrcii.  wenn  /..  B.  Auscinaiulci'sctzungen 
mit  Ci('st.'lls(.'liaftt'ni  iider  Miterbcn  dies  wünseheiiswert  erseheinen  lassen. 
Xaeh  §  40  Ahs.  2  H.(i.B.  würde  man  zu  solchem  Ansatz  olmehin  J)e- 
reehtigt  sein,  da  der  Zeitwert  jenes  Paragraphen  dem  jeweiligen  Ver- 
äußerungswcrt  entspricht').  Allein  aus(hünden  der  Vorsicht  j)flegt  man 
originär  erworbene  Betriebsrechte  dennoch  höchstens  mit  den  Selbst- 
kosten zn  bilanzieren,  auch  wenn  der  Zeitwert  über  diese  hinausgeht. 
Nur  nach  §2()1  Ziff.  2  H.G.B.  bilanzierende  Kapital-Ciescllschaften  sind  an 
die  Höchstgrenze  der  Anschaffungs-  oder  Herstclhings-Kosten  gebunden. 

Yerlagsrochte : 

.Vrtcii.  Hierbei  ist  zu  unterscheiden  zwischen  in  sich  geschlossenen 
Einzelwerken  oder  Sammelwerken  bestimmter  Autoren  und  perio- 
disch erscheinenden  Zeitschriften.  Zeitungen.  Kalendern.  Adreß- 
büchern u.  dgl. 

Verlafrs-Konten.  BiuhmiiLiig  kommen  die  für  ilie  V^erlagsrechte 
von  Einzel-  und  Sa  m  meU\(M'ken  an  deren  Autoren  gezahlten  Hono- 
rare auf  dafür  errichteten  Sonderkonten  zum  Ausdruck. 

Deren  Inhalt  und  Aufbau.  Diese  Verlags-Konten  sind  in  ihren 
materiellen  Ergebnissen  wesensverwandt  mit  den  Fabrikations-Konten 
der  Fabrik-Buchhaltung.  Denn  wie  diese  werden  auch  die  einzelnen  Ver- 
lags-Konten zunächst  belastet  für  sämtliche  Herstellungs-Kosten 
(Autoren-Honorare.  Papier-  und  Druckkosten.  Buchl)inderei-  imd  etwaige 
sonstige  Ausstattungs-Kosten.  Ausgaben  für  Propaganda  u.  a.).  die  dem 
Verleger  für  die  Auflage  des  Werks  entstanden  sind.  Ist  das  Autoren- 
Honorar  gleich  für  das  Verlagsrecht  mehrerei-  oder  sämtlicher  in  Frage 
kommenden  Auflagen  \ orausV^ezahlt  worden,  so  sind  bei  dei'  Nach- 
kalkulation der  Herstellungs-Kosten  auf  Grund  des  Verlags-Kontos 
(Division  dessen  buchmäßigen  Gesamtaufwand-Betrags  zuzüglich  des 
Generalunkosten -Anteils  durch  die  Zahl  der  Exemplare  dei-  A\if- 
lage)  die  vorw  egbezahlten  Honorar-Beträge  vom  Gesamtaufwand  zu 
subtrahieren.  Dabei  k(')nnen  sich  Schwierigkeiten  insofern  ergeben, 
als  man  unbedingte  Sicherheit  dafür,  daß  so  und  so  \iele  Auflagen 
tatsächlich  nötig  werden,  regelmäßig  nicht  haben  wird.  Erscheint 
etwa  schon  die  zweite  Auflage  fraglich,  wird  man  gut  tnn.  den  gesamten 
Honorar-Betrag  nicht  allein  der  Nachkalkidation  mit  zugiimde  zu  legen, 
sondern  ihn  auch  auf  dem  Verlags-Konto  ungekürzt  stehen  zu  lassen. 
Insoweit  das  Autor-Honorar  hingegen  als  \()rausbezahlt  gelten  darf,  über- 
trägt man  es  zugunsten  des  Verlags-Kontos  ins  Soll  eines  Honorar- Vor- 
tragskontos .  zu  dessen  (iunsten  dei;nit  die  nächste  Auflage  enl  fallende 
.\nteil   seinerzeit    ins  Soll    de>    \'erlags-Kontos    zurückidx'i't i'an;('n    wird. 


*)   So  im  wesentlicheil  auch   Pxriincr  (S.  l.'}4)  und  Passow  (S.   17H).    Da^ 
gegen    z.  B.   Fischer   (S.   SStt.)  und    SiiiMin    (S.    KiS). 
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Dem  Verlags-Konto  gutgeschrieben  werden  die  aus  dem  Verkauf 
des  Werks  resultierenden  Umsatz-Beträge.  Gutgeschrieben  wird  jedem 
Verlags-Konto  ferner  als  Abschhiß-Posten  der  Gesamtwert  des  am  Bilauz- 
tage  von  dem  Werk  noch  vorhandenen  Bestands.  Je  ungünstiger  der 
Absatz  sich  vermutlich  weiterhin  gestalten  wird,  um  so  tiefer  wird  der 
bilanzielle  Wert  jedes  Exem})h\rs  unter  den  Herstellungs-Kosten  an- 
zusetzen sein,  um  diese  dadurch  zu  Lasten  der  Erfolgs-Rechnung  zur 
Abschreibung  zu  bringen.  Der  Fabrikationskon to-(Miarakter  der 
Verlags-Konten  ist  nach  allem  erwiesen. 

Buchmäßiger  Charakter  dos  Verlagsrechts.  Hiernach  stellt  das  durch 
die  Autoren-Honorare  erworbene  Verlagsrecht  an  Einzel-  und  Sammel- 
werken sich  buchmäßig  als  Element  der  Aufwand-Seite  des  Ver- 
lags-Kontos dar.  Als  vorausbezahlter  Kostenteil  wird  der  für  das  Ver- 
lagsrecht bezahlte  Betrag  buchmäßig  zur  Erfolgs-Ermittlung  mit  heran- 
gezogen. Je  schneller  jener  Kostenteil  sich  im  Reinerfolg  des  Verlags- 
zweigs ersetzt,  um  so  höher  wird  der  latente  Mehrwert  des  Verlags- 
rechts über  das  für  dieses  gezahlte  Autor-Honorar  zu  veranschlagen  sein 
und  umgekehrt. 

Schwierigkeiten  selbständiger  Bewertung  latenter  Yerlagsrechte. 
Den  latenten  Wert  des  Verlagsrechts  an  Einzel-  und  Sammelwerken 
als  selbständigen  Posten  buchmäßig  und  bilanziell  mit  einiger  Sicher- 
heit zum  Ausdruck  zu  bringen,  ist  oft  nicht  möglich.  Möglich  ist  eine 
einigermaßen  sichere  Bewertung  des  latenten  Verlagsrechts  aus  verschie- 
denen Gründen  nur.  wenn  die  Zeit,  während  deren  auch  künftig  bisherige 
gute  Absatz-Resultate  zu  erwarten  sind,  mit  einiger  Sicherheit  vor- 
ausbestimmbar ist.  Das  trifft  aber —  abgesehen  vielleicht  von  ver- 
hä,ltnismäßig  wenigen,  dauernd  begehrten  einzigartigen  Büchern  wissen- 
schaftlichen oder  künstlerischen  Inhalts  —  für  die  meisten  Werke  nicht 
zu.  Man  denke  nur  daran,  wie  schnell  oft  die  Wirkung  mit  geschickter 
Reklame  lancierter  Romane  u.  dgl.  verpufft  und  die  zuerst  ..fieber- 
hafte'' Nachfrage  völliger  Interesselosigkeit  weicht;  wie  oft  alteinge- 
führte Schulbücher  plötzlich  nach  anderen  pädagogischen  Gesichts- 
punkten bearbeiteten  Büchern  weichen  müssen;  wie  schnell  Schriften 
politischen  oder  wissenschaftliclien  Inhalts   veralten  usw. 

Bestände-Bewertung  als  Verlagsreehte-Bewertung.  Aus  allen  diesen 
Gründen  kann  —  von  den  vorstehend  angedeuteten  relativ  wenigen 
Ausnahmen  abgesehen  —  eine  selbständige  Bewertung  und  Bilan- 
zierung der  an  Einzel-  und  Sammelwerken  für  ein  Verlags-Unternehmen 
bestehenden  Verlagsrechte  nicht  in  Frage  kommen.  Im  Fall  eines  Ver- 
kaufs oder  einer  Auseinandersetzting  mit  Gesellschaftern  oder  Miterben 
wird  man  in  allen  solchen  Fällen  darauf  angewiesen  sein,  den  Wert  oder 
Unwert  der  einzelnen  Verlagsrechte  durch  die  sorgsam  zu  erwägende 
Bewertung  der  vorhandenen  fertigen  und  halbfertigen  Bücher-  Best  ände 
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zuzüglich    der   etwa    vorausbezahlten   Autoren-Honorare   zum   preis - 
mäßigen  Ausdruck  zu  bringen. 

Ganz  anders  liegen  die  Dinge  bei  periodisch  erscheinenden  Zeit- 
schriften. Zeitungen,  Kalendern,  Adreßbüchern  u.  dgl. 

Wcscnszüge  des  Zoitsehrifteu-  u.  dgl.-  Verlags.  In  solchen  Fällen 
kann  von  Verlagsrechten  in  dem  für  Einzel-  und  Sammelwerke 
erörterten  Sinne  nicht  gesprochen  werden.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
liegt  darin,  daß  der  Verleger  bei  Einzel-  und  Sammelwerken  auf  Qualität 
und  Richtung  des  geistigen  Schaffens  der  Autoren  naturgemäß  nicht 
den  Einfluß  haben  kann,  oder  ausüben  will,  den  er  für  periodisch  in 
seinem  Verlage  erscheinende  Zeitungen  oder  Zeitschriften  zur  Geltung 
bringt,  indem  er  für  diese  nur  Beiträge  aufnimmt  oder  durch  seinen 
Redakteur  aufnehmen  läßt,  die  den  Zwecken  der  Zeitschrift,  Zeitung 
u.  dgl.  unbedingt  förderlich  sind,  weil  sie  ihnen  nicht  allein  in  bezug 
auf  das  literarische  Niveau,  sondern  ebenso  etwa  auch  in  der  Tendenz 
entsprechen.  Ein  weiterer,  daraus  folgender  Unterschied  ist  dieser: 
bei  Einzel-  und  Sammelwerken  ist  —  je  nach  dem  Thema  —  ein  Über- 
holen durch  Ai'beiten  anderer  Autoren  zu  befürchten,  bevor  das  eigene 
Werk  durch  eine  neue  Auflage  in  solcher  Weise  gefördert  werden  konnte, 
falls  es  zu  einer  weitern  Auflage  überhaupt  kommt.  Bei  periodisch 
erscheinenden  Zeitschriften  usw.  hängt  es  dagegen  ganz  von  der  Fähig- 
keit des  Verlegers  ab,  den  Inhalt  seiner  Zeitschrift  durch  sorgsame  Aus- 
A\ahl  der  Mitarbeiter  den  Fortschritten  ihres  Gebiets  ständig  anzu- 
passen und  sie  dadurch  und  durch  geeignete  Ausstattung,  angenehm  les- 
baren Druck,  wirksame  Reklame  und  trotzdem  billigen  Bezugspreis  in 
immer  weitere  Leserkreise  dringen  zu  lassen. 

Geschäfts  wert  für  Zeitschriften-  und  dgl.-  Verlags-Unternch- 
mungcn.  Man  ersieht  daraus,  daß  der  in  einem  Zeitschriften-,  Zeitungs- 
oder dgl.-  Verlag  latente  Wert  in  erster  Reihe  der  Geschäfts- 
tüchtigkeit des  Verlags-Unternehmers  zu  danken  ist.  Diesem  per- 
sönlichen Moment  gesellt  sich  das  pekuniäre,  in  den  Organisa- 
tions-Kosten begründete.  Die  Gesamtheit  beider  Momente  umschließt 
den  sogenannten  Geschäftswert.  Demnach  gelten  für  den  Verlags- 
wert eines  Zeitschriften-,  Zeitungs-,  Kalender-  oder  dgl.-  Unterneh- 
mens die  für  den  Geschäftswert  folgenden  Ausführungen.  Bemerkt 
sei  (in  Übereinstimmung  mit  Fischer  S.  104)  nur  noch,  daß  der  Er- 
werber eines  derartigen  Verlags -Unternehmens  die  für  dessen  Ge- 
.schäftswert  bezahlte  Sunnne  als  Geschäfts-  oder  Firma-  (statt  dessen 
etwa  Name  des  Verlags-Objekts)  Erwerbskonto,  nicht  dagegen  als 
Verlagsrechte  -  Konto  zu  bilanzieren  hat,  weil  Verlagsrechte  im 
Sinne  des  Urheberrechts,  wie  bei  Einzel-  und  Sammelwerken,  für 
Zeitschriften-,  Zeitungs-  und  ähnliche  Unternehmungen  als  solche, 
d.  h.  als  geschlossene  Wirtschaftskörper,  uicjit  in  Frage  kommen. 
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(jeschäftswei't : 

Originäre  Entstehung.  Als  Jiewxrtuiigs-Grundsatz  für  Im- 
materialgüter gilt,  wie  wir  gesehen  haben,  höchstens  die  Anschaffung.s- 
oder  Herstellungs-Kosten  zum  Ansatz  zu  bringen.  Danach  dürfen 
nur  gegen  speziellen  Entgelt  erworbene  Immaterialgüter  bilan- 
ziert werden.  Darunter  fällt  beispielsw-eise  nicht  der  originär  ent- 
standene Geschäftswert,  weil  dieser  sich  auf  Grund  einer  mehr  oder 
ininder  langen,  sehr  verschieden  tüchtigen  Geschäftsführung  und  son- 
stiger Einflüsse  (Geschäftslage  u.  dgl.)  entwickeln  kann,  ohne  daß  die 
dafür  entstandenen  Gesamt  kosten  feststellbar  sind. 

Derivativer  Erwerb.  Dies  trifft  aber  eben  nur  zu,  solange  der  Ge- 
schäftswert ,,in  erster  Hand",  d.  h.  im  Besitz  dessen  ist,  der  ihn 
geschaffen  hat.  Nach  erfolgtem  Übergang  der  Unternehmung  an  Dritte 
auf  Grund  käuflichen  Erwerbs  ist  der  Erwerber  selbstverständlich 
nicht  gehindert,  den  für  den  Geschäftswert  bezahlten  Erwerbspreis 
als  Aktivposten  in  die  Eröffnungs-Bilanz  zu  setzen. 

Gründe    für   Bilanzierung   originär  entstandenen  Geschät'tswerts. 

Zuweilen  kommt  dennoch  vor,  daß  der  Geschäftswert  auch  als  originär 
entstandener  Vermögenswert  (in  erster  Hand)  bewertet  und  bilanziert 
wird.  Dies  kann  gerechtfertigt  sein,  wenn  etwa  im  Hinblick  auf  den 
geplanten  Verkauf  des  Geschäfts,  auf  eine  Auseinandersetzung  mit  Ge- 
sellschaftern, oder  auf  eine  spätere  Abfindung  von  Miterben  die  Bilanz 
auch  in  cüeser  Richtung  ein  vollständiges  Bild  geben  soll.  Dagegen 
läuft  solche  Bilanzierung  auf  bloße  St  euer -Hinterziehung  hinaus, 
wenn  der  originär  entstandene  Geschäftswert  lediglich  gebucht  und 
bilanziert  wird,  um  mittelst  darauf  beabsichtigter  Abschreib\ingen  künf- 
tig den  Reinerfolg  der  Unternelimung  zu  kürzen. 

Kontierung  originär  entstandenen  GescliäJtswerts.  Simon  (S.  168) 
irrt  mit  der  Annahme,  der  originäre  Geschäftswert  sei  buchmäßig 
nicht  darstellbar,  vielmehr  nur  der  derivative  (käuflich  erworbene). 
]\Iit  Recht  hält  Rehm  (S.  190  B.  2)  Simon  entgegen,  daß  solche  Buchung 
durchaus  möglich  sei.  Nicht  beizustimmen  ist  dagegen  der  Ansicht 
Rehms,  das  Gewinn-  und  Verlust-Konto  sei  der  für  den  Gegen- 
posten gewiesene  Platz.  Solche  Buchung  wäre  vom  steuertechnischen 
Standpunkt  nicht  empfehlenswert,  weil  der  gesamt«  Geschäftswert  als 
Gewinn  des  Buchungsjahrs  ausgewiesen  werden  würde;  sie  wäre  ferner 
bedenklich  für  Gewinnverteilungs-Bilanzen,  weil  sie  dazu  reizen 
könnte,  den  Gesamtbetrag  des  Geschäftswerts  als  Erfolg  des  Buchungs- 
jahrs zur  Verteilung  zu  bringen.  Um  diese  Wirkungen  ausziischließen, 
ist  der  originär  entstandene  Geschäftswert  bei  Einzelunternehmungen 
und  Personal-Gesellschaften  auf  den  Kapital -Konten,  bei  Ge^^•inn  ver- 
teilenden Kapital-Gesellschaften  auf  Reserve-Konten  zu  buchen.  Will 
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man  die  Wirkung  des  originiir  cntstandeniMi  ( u'.-i'iiäflswnts  am-li  auf 
Kapital  oder  allgemeine  Reserven  verhindern,  so  bleibt  nur  übrig, 
ihn  als  durchlaufenden  Posten  (etwa:  (Jesehäftswert-Konto  an  Ge- 
sehäftswert -Reservekonto)  zu  buchen  und  zu  bilanzieren.  Das  Ge- 
schäftswert-Reservekonto hätte  in  diesem  Fall  nicht  den  Charakter 
einer  echten  Reserve,  sondern  nur  den  eines  Kompensations-Kontos. 

Berocliuimg  originär  entslandeiieu  (ioschältswerts.  Von  Interesse 
i.st  in  diesem  Zusammenhang  noch  die  Erörterung  der  Grundsätze,  nach 
denen  man  den  originär  entstandenen  Geschäftswert  zu  berechnen 
hat.  Vorauszuschicken  ist.  daß  Grundsätze  in  dieser  Beziehung  praktisch 
kaum  befolgt  werden.  Vielmehr  dominieren  noch  immer  roheSchätzungen, 
die  nicht  selten  an  Willkür  grenzen,  indem  entweder  die  Kapitalisierung 
einiger  Reingewinne  ohne  deren  buchmäßige  Nachprüfung  als  ausreichend 
angesehen,  oder  etwa  gar  nur  der  letzte  Reingewinn  oder  der  Durchschnitt 
mehrerer  Reingewiiuie  als  Geschäftswert  selbst  betrachtet  wird. 

Was  in  diesem  Zusammenhang  unter  ,, Geschäftswert"  verstanden 
werden  soll,  habe  ich  oben  schon  dargelegt.  Danach  ist  der  originär  ent- 
standene Geschäftswert  der  zahlenmäßige  Ausdruck  für  alle  latenten 
Vermögenswerte  von  nicht  körperlicher  Greifbarkeit,  die  infolge  feh- 
lender Erkennbarkeit  dafür  aufgewendeten  speziellen  Entgelts  ohne 
weiteres  zur  Buchung  und  Bilanzierung  keine  Veranlassung  geben. 
Demnach  kann  der  durcli  den  originär  entstandenen  Geschäftswert 
repräsentierte  Mehrwert  der  Unternehmung  als  Ganzes  nur  im  Wege 
einer  besondern  Rechnung  ermittelt  werden. 

Die  Rentabilität  als  Berechnungs-Grundlagc.  Bei  dieser  Rechnung 
ist  au.szugehen  von  der  Rentabilität  der  Unternehmung.  Denn  ein 
(Jeschäftswert  wird  für  den  Käufer  der  Unternehmung  nur  vorhanden 
sein,  insoweit  deren  bisherige  Betriebs-Erfolge  über  die  Verzinsiing  des 
erforderlichen  Kapitals  und  die  Vergütung  für  die  eigene  Arbeitskraft 
hinausgehen,  soweit  mithin  ein  Unternehmer-Gewinn  [Betriebs-Rein- 
erfolg  ./.  (Kapital-Rente  -j-  Arbeits-Rente)]  nachhaltig  erzielbar  zu 
sein  .scheint.  Zum  Zweck  der  Berechnung  des  Geschäftswerts  ist  der 
Unternehmer-Gewinn  zu  kapitalisieren. 

Kapitalisierter  Unternehmer-Gewinn.  Sonach  ist  der  original- 
erworbene  Geschäfts  wer  t  gleich  dem  kapitalisierten  Unter- 
nehmer-Gewinn. 

Kapitalisiernngs-Faktoren.  Für  eine  derartige  Berechnung  sind  die 
buchmäßig  ausgewiesenen  Reinerfolge  nur  verwertbar,  wenn  sie 

1.  ausschließlich  den  Betriebs-Erfolg  angehende  Posten  ein- 
schließen; 

2.  hervorgegangen  sind  aus  einer  Geschäftsführung,  die  unter  den- 
selben materiellen  und  persönlichen  Bedingungen  vom Geschäfts- 
käiifer  fortgesetzt   werden  kann. 
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Beide  Voraussetzungen  werden  bei  Einzclwnici  nehnningeii  k;iuin 
jemals  völlig  erfüllt  sein. 

So  wird  mittelst  einer  Bücher-Revision  nicht  selten  festgestellt 
werden,  daß  irreguläre  Erfolge  und  solche  aus  privater  Kapital- 
Bewegung  unter  den  regidären  Betriebs-Erfolgen  verrechnet,  daß  die 
Abschreibungen  zu  hoch  oder  zu  niedrig  l)ilanziert  sind  u.  dgl.  m. 
Die  Organisation  wird  dem  Nachfolger  vielleicht  verteuert,  weil  ihm 
nicht  —  wie  etwa  dem  Gründer  —  billige  Arbeitskräfte  aus  der  eigenen 
Familie  zur  Verfügung  stehen,  weil  er  Miete  zahlen  muß,  die  der  Vor- 
gänger nicht  oder  nicht  in  dem  Maße  zu  entrichten  hatte  usw. 

Berechnungsbeispiel.     Wählen  wir  ein  praktisches  Beispiel: 

Der  originär  entstandene  Geschäftswert  eines  Detailgeschäfts  ist 
festzustellen.  Die  Bücher  w'cisen  als  Reingewinne  für  die  letzten  fünf 
Jahre  folgende  Zahlen  aus: 

1.  =  12318,00  M 

2.  =  11205.70  .. 

3.  =  13466,95  „ 

4.  =     9318,10  „ 

5.  =  10877,85  „ 
zusammen:  57187,20  M. 

Korrektur-Posten.  Bei  der  Bücherprüfung  stellt  sich  heraus,  daß 
nachstehende  Korrekturen  vorzunehmen  sind: 

Zugunsten  Zuschläge     Abzüge 

des  zweiten  Jahrs: 

—  618.20  M  über     Unkosten-Konto     gebuchte 

Steuern    auf     Privat-Einkommen 
und  Vermögen  — 
des  vierten  Jahrs: 

—  1285,90    .,  Unterschlagung  des  Kassierers  — 

des  fünften  Jahrs: 

—  376.20    .,  nicht  gebuchter  Betrag  der  Waren- 

Entnahmen   für   den    Privat-Ver- 
brauch  — . 


2280,30  M  2280,30  M 

Zu  Lasten 

des  dritten  Jahrs: 
—  1800, —  M  über   Waren-Konto    verbuchter 

Lotterie-Gewinn  —  1800, —  M 

228C^30"M 
./.1800,—  „ 
Korrektur-Zuschlag:         480.30  M. 
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Der  richtiggestellte  Gewinn-Gesamtbetrag  für  alle  fünf  Jahre 
l)i>Uuift  sich  demnach  auf  (57187,20  M  -]-  480,30  M  =)  57  667,50  M, 
woraus  ein  jährlicher  Durchschnitts-Reinerfolg  von  (57667,50  M  :  5  =) 
11533,50  M  resultiert. 

Dieser  durchschnittliche  Betriebs-Erfolg  bedarf  vom  Stand- 
punkt des  Käufers  noch  weiterer   Korrekturen: 

Zunächst  ist  nämlich  zu  bedenken,  daß  der  bisherige  Inhaber  dem 
Unkosten-Konto  keine  Geschäfts-Miete  belastet  hat,  weil  die  Ge- 
schäftsräume in  dessen  eigenem  Hause  liegen.  Der  Geschäfts-Käufer 
hat  mit  dem  Verkäufer,  als  dem  Hausbesitzer,  für  die  nächsten  zehn 
Jahre  eine  Jahresmiete  von  1500  M  vereinbart.^) 

Sodann  hatte  der  Verkäufer  seine  vor  zehn  Jahren  erneute  und  er- 
gänzte Geschäfts-Einrichtung  in  den  ersten  fünf  Jahren  auf  1  M 
abgeschrieben,  so  daß  auf  die  der  Berechnung  zugrunde  gelegte  fünf- 
jährige Periode  keine  Abschreibung  mehr  entfallen  ist.  Der  Käufer 
soll  für  diese  Einrichtung  3000  M  bezahlen  und  rechnet  deshalb  eine 
jährliche  lOprozentige  konstante  Abschreibung  von  300  M  zu  Lasten 
seiner  Erfolgs-Rechnung. 

Außerdem  hatte  die  Ehefrau  des  Verkäufers  diesem  die  Kassiererin 
und  Buchhalterin  ersetzt.  Dem  Käufer  steht  für  diesen  Posten  keine 
unentgeltliche  Unterstützung  zur  Verfügung;  er  bei-echnet  die  dafür 
entstehenden  Ausgaben  auf  jährlich  1200  M. 

Der  Käufer  hat  demnach  von  dem  oben  berechneten  Durchschnitts- 
Gewinn  von   11533,50  M 

in  Abziig  zu  bringen  für: 

Geschäfts-Miete 1500,—  M 

Abschreibungen  auf  Utensilien  .    .    .       300, —    ,, 

Kassiererin-Gehalt 1200,—   „    3000,—  „ 

Demnach  verbleiben 8533,50  M. 

Von  diesem  Reinerfolgrest  setzt  der  Käufer  noch  ab: 
4  %  Zinsen  auf  den  bilanziellen  Gesamt- 
wert    der     übernommenen     Aktiva,     der 


\l  Anteil  von  Orundstücks-Üborprcisen  am  Geschäftswert.  Werden  Ge- 
schäfts-Cirundstücke  käuflich  mit  übernommen,  so  wird  man  gut  tun,  den  viel- 
leicht für  hesonders  vorteilhafte  Lage  gezahlten  Mehrpreis  vom  Grundstücks- 
prei.se  zu  trennen  und  dem  Geschäftswert  hitizuzuschlagen,  falls  die  Ge- 
bäude ausschließlich  für  eine  besondre  Betriebstätigkeit  hergestellt  sind  und 
oiine  l)edeutende  Kosten  zu  Wohnzwecken  nicht  umgebaut  werden  können, 
oder  wenn  die  Besonderheit  der  Lage  nicht  allgemeiner  Natur,  sondern  gerade 
nur  für  den  in  Frage  kommenden  Betrie})szweig  von  Bedeutung  ist.  Auf  diese 
Weise  kann  der  für  nur  bedingte  V^erhältnis.se  gewährte  Melirpreis  auf  dem 
Geschäft.swert-Konto  ungleich  schneller  als  auf  dem  Grund.stück.s-Konto  zur 
Abschreibung  gebracht   werden. 
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Übertrag :  8533,50  M 

36507,80  M  betrügt,  jcdocli  im  Hinblick  auf 
einen  sich  aus  den  letzten  fünf  Bilanzen  mit 
rund  40000  M  ergebenden  Durchschnittswert 
in  dieser  Höhe  verzinst  gedacht  Averden  soll. 
4x40000  M  1600,—  M 


100 

(Bemerkung:  Vielfach  wird  daneben 
noch  ein  weiteres  Betriebs -Kapital  in 
Rechnung  zu  setzen  sein.) 

Die  Vergütung  für  die  eigene  Arbeits- 
kraft, die  der  Käufer  in  Höhe  des  in  seiner 
letzten  Stellung  bezogenen  Gehalts  be- 
wertet, mit 4800,—   ,,  6400,— 


Rechnungsmäßiger      Unternehmer-Gewinn:         2133,50  M. 

Kapitalisierungs- Zinsfuß.  Wie  hoch  ist  dieser  Unternehmer- 
Gewinn  nun  zu  kapitalisieren? 

Auf  diese  Frage  ist  eine  einheitliche  Antwort  nicht  möglich. 
Wie  leicht  erklärlich  ist,  deshalb  nicht,  weil  dabei  ganz  verschieden- 
artige Momente  zur  Geltung  kommen  müssen. 

Diesen  beeinflussende  Momente.  So  ist  in  erster  Linie  von  Wichtig- 
keit, wie  der  Käufer  die  eigene  Tüchtigkeit  beurteilt.  In  welcher 
Zeit  er  glaubt,  ein  mindestens  ebenso  florierendes  Geschäft  aus  eigener 
Kraft  schaffen  zu  können.  Neben  diesem  sitbjektiven  Moment  wird 
ein  sachverständiger  Käufer  auch  objektive  erw^ägen.  Beispiels- 
weise: in  welchem  Verhältnis  Betriebs-Kapitalien,  Umsätze  und  Brutto- 
Gewinne  während  der  einzelnen  Jahre  zueinander  gestanden  haben,  und 
welche  Schlüsse  daraus  für  die  Zukunft  ableitbar  sind;  wie  die  Kon- 
kurrenzverhältnisse sich  gestaltet  haben  und  vermutlich  gestalten  wer- 
den ;  ob  etwa  Arbeiter-  oder  Beamten-Konsumvereine  in  Sicht  sind ;  aus 
welchen  Berufsschichten  die  Kundschaft  sich  zusammensetzt ;  wie  weit 
der  Kundenkreis  örtlich  sich  aiisdehnt;  wie  die  wirtschaftliche  Zukunft 
der  Gegend  beurteilt  wird  u.  dgl.  m.  - — 

Nehmen  wir  an,  der  Käufer  würde  nach  allem  zu  dem  vom  Verkäufer 
gebilligten  Schluß  kommen,  diesem  als  Geschäftswert  den  Unternehmer - 
gewinn  für  fünf  Jahre  zu  vergüten,  so  wird  dieser  Wert  bei  20prozentiger 
Kapitalisierung  des  Unternehmer-Gewinns  auf  (5  ><  2133,50  M  =) 
10667,50  oder  rund  10500  M  von  den  Parteien  festgesetzt  werden.  Der 
Käufer  zahlt  dann  entweder  während  der  nächsten  fünf  Jahre  pro  Jahr 
den  fünften  Teil  des  Gesamtbetrags,  oder  er  bezahlt  sofort  den  ganzen 
Betrag  unter  Abzug  der  auf  die  fünf  Jahre  entfallenden  Zinsen  und 
Zinseszinsen . 
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Mit  cloM  VDititeheiulen  Ausfülirungen  bezwecke  ich  lediglich  die  Dar- 
stellung prinzipieller  Gesichtspmikte,  nach  denen  man  bei  der  Be- 
rechnung des  Geschäftswerts  nou  Einzelunternehnuingen  zweckmäßig 
verfahren  kann. 

Bedingtheit  der  Berochuungs-Ergebnisse.  Der  Leser  wird  die  Über- 
zeugung gewonnen  haben,  daß  die  Fülle  der  rechnerisch  zu  verwertenden 
Einflüsse  jede  formalistische  Berechnungsweise  ausschließt.  Kann  es 
doch  sogar  vorkommen,  daß  ein  vom  Standpunkt  eines  Käufers  für 
eine  Unternehmung  berechneter  Geschäftswert  vom  Standpunkt  eines 
andern  Käufers,  der  etwa  seine  Ai'beitskraft  höher  bewertet,  nicht 
mehr  in  jener  Höhe  oder  vielleicht  überhaupt  nicht  mehr  vorhanden  ist ! 

Besonderheiten  der  Geschäftswert-Berechnung  bei  Handels-Gesell- 
schai'ten.  Teilweise  anders  wird  man  verfahren,  wenn  der  Geschäfts- 
wert gesellschaftlich  organisierter  l'^nter nehmungen  zu  berechnen 
ist,  was  beispielsweise  not\\endig  werden  kann,  wenn  ein  Teilhaber  seinen 
Anteil  verkaufen  uill.  oder  wemi  die  Gesellschaft  mit  einer  andern  Unter- 
nehmung verschmolzen   (fusioniert)  werden  soll. 

Bei  der  Berechnung  des  Geschäftswerts  von  Handels-Gesellschaften 
wird  man  zu  beachten  haben,  ob  die  Rentabilität  der  Unternehmung 
von  persönlichen  Eigenschaften  der  Teilhaber  mehr  oder  minder  ab- 
hängig ist,  wie  dies  bei  den  Personal-GeseUschaften  (Off.Hges.  und 
Komm. -Ges.)  als  Regel  gelten  kann;  oder  ob  —  was  besonders  bei  den 
Kapital-Gesellschaften  (A.G.,  K.A.G.  und  G.m.b.H.)  bemerkenswert 
ist  — das  kapitalistische  Moment  überwiegt,  das  persönliche  hin- 
gegen zurücktritt. 

Als  praktische  Folge  dieser  Verschiedenheit  ergibt  sich,  daß  man 
bei  der  Berechnung  des  Geschäftswerts  von  Personal -Gesellschaften 
meist  gut  daran  tun  wird,  die  oben  für  die  Einzelunternehmung  ent- 
wickelten Berechnungsgrundsätze  anzuwenden. 

Dagegen  wird  man  den  Ge.schäftswert  von  Kapital-Gesellschaften 
im  allgemeinen  großzügiger  berechnen  müssen.  Nicht  allein,  weil  oben 
für  die  Einzelunternehmung  beispielsweise  in  die  Berechiuing  gezogene 
individuelle  Besonderheiten  bei  Kapital-Gesellschaften  natur- 
gemäß seltener  vorkommen,  sondern  außerdem  auch,  weil  jene  Be- 
sonderheiten im  Vergleich  zur  absoluten  Größe  der  Reingewinne  einiger- 
maßen bedeutender  Kapital-Gesellschaften  meist  kaum  nennenswert 
sind.  Wo  die  Erfolgs -Analyse  ausnahmsweise  das  Gegenteil  erweist, 
müssen  die  Reingewinnzahlen  in  der  für  die  Einzelunternehmung  oben 
dargelegten  Weise  allerdings  auch  bei  Kapital-Gesellsehaften  rekti- 
fiziert werden. 

Selbständige  Veranschlagung  der  Eigenkapitalien.  Außerdem  er- 
scheint angesichts  der  Höhe  der  Eigenkapitalien  mittlerer  und  großer 
Kapital-Gesellschaften  unbedingt  angezeigt,  bei  der  Berechnung  deren 
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Geschäftswerts  die  Beträge  der  Eigen kapitalicn  neben  den  Rein- 
gewinnzahlen als  selbständige  Größen  in  Anschlag  zu  bringen, 
sie  mithin  nicht  (wie  es  oben  bei  der  ßerochining  des  Goschäftswerts 
voTi  Einzelunternehmungen  geschehen  ist)  nur  (luich  Al)/.ug  ihrer  Zins- 
quote vom  Gesamtgewimi  vor  der  Gewimi-Kapitalisicrung  zu  verwerten. 

Man  erreicht  die  selbständige  Veranschlagung  der  Eigenkapitalien, 
indem  man  für  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  den  Durchschnitt 
der  eigenen  Kapital-Beträge  zieht,  diese  Durchschnittszahl  zu 
der  aiis  den  Gewinn-Beträgen  derselben  Jahre  resultierenden,  kapita- 
lisierten Durchschnitts-Gewinnzahl  hinzufügt  und  schließlich  die  Summe 
beider  Durchschnittszahlen  durch  zwei  dividiert.  Der  daraus  sich  er- 
gebende Quotient  ist  dann  der  Gesamtwert  der  Unternehmung,  von 
dem  man  den  Betrag  deren  zuletzt  festgestellten  Eigenkapitals  zu  sub- 
trahieren hat,  um  den  jeweiligen  Geschäftswert  zu  erhalten. 

Berechnungs-Beispiel.  Ein  praktisches  Beispiel  in  runden  Zahlen: 
das  Eigenkapital  (eingezahltes  Aktien-  oder  Stammkapital  zuzüglich 
sämtlicher  echten  Reserven)  betrage  für  die  letzten  drei  oder  etwa  fünf 
Jahre  im  Durchschnitt  rund  578600  M  (die  längere  Periode  wird  man  für 
die  Durchschnitts-Berechnung  wählen,  falls  die  Kapitalzahlen,  vor  allem 
aber  auch  die  Gewinnzahlen,  für  die  einzelnen  Jahre  bemerkenswert 
voneinander  abweichen).  Der  Durchschnitt  der  nötigenfalls  zu  rekti- 
fizierenden Gewinn  zahlen  belaufe  sich  für  dieselben  Jahre  auf  rund 
113336  M.  Dieser  Durchschnitts-Gewinn  muß  kapitalisiert  werden.  Zu 
welchem  Zinsfuß?  Die  Antwort  wird  von  Fall  zu  Fall  sehr  ver- 
schieden lauten.  Der  Zinsfuß  wird  um  so  niedriger,  der  Kapitali- 
sierungsfaktor mithin  um  so  höher  angenommeii  werden  müssen,  je 
stetiger  die  Unternehmung  sich  entwickelt  hat,  je  günstiger  ihre  Ren- 
tabilitätsaussichten bewertet  werden,  je  kapitalkräftiger  und  von  be- 
stimmten Persönlichkeiten  unabhängiger  sie  ist.  Nicht  zuletzt  wird  auch 
die  Tatsache  etwaiger  Börsenfähigkeit  der  Anteile  als  Vorteil  anzu- 
sehen und  demgemäß  bei  der  Feststellung  des  Kapitalisierungs-Zins- 
fußes zu  berücksichtigen  sein. 

Nehmen  wir  an,  die  vorstehend  genannten  beiden  Zahlen  seien  auf 
eine  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung  zu  beziehen.  Die 
Eigenkapitals-  und  Gewinn-Bewegung  gehe  seit  der  Gründung  der  Ge- 
sellschaft langsam  aber  stetig  aufwärts.  Von  besonderen  persönlichen 
Eigenschaften  der  Geschäftsführer  und  des  Personals  ist  der  Erfolg  nicht 
irgendwie  abhängig.  Die  Konkurrenz  hat  die  aufsteigende  Entwicklung 
der  Gesellschaft  bisher  nicht  erschwert.  Immerhin  muß  bei  der  noch 
überdurchschnittlich  gesunden  Lage  der  Branche  mit  vermehrter  Kon- 
kurrenz naturgemäß  gerechnet  werden.  Unter  Würdigung  dieser, 
im  großen  und  ganzen  guten  Rentabilitätsaussichten  glaubt 
der  Erwerber  von  Geschäfts-Anteilen  der  Gesellschaftsich 
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nül  einer  Risiko  prä  iii  ie  in  Höhe  des  landesüblichen  Zins- 
fußes begnügen  zu  dürfen.  Das  würde  eine  zu  fordernde 
Gesamt  Verzinsung  von  (4%  --[-4%  =)  8%  ergeben.  Danach 
wäre  der  Durchsc.hnit ts-Reingewinn  mit  (100  :  8  =)  \2^/^7ai 
kapitalisieren.  Resultat:  113336  M>  121/2  =  1416700  M.  Zu 
diesem  Betrag  des  kapitalisierten  Durchschnitts-Reingewinns  wäre  der- 
jenige des  Durchschnitls-Eigenkapitals  zu  addieren  und  die  Summe 
duieli  zwei  zu  dividieren: 
578600  M 
-1-  1416700    „ 

1995300  M  V2  =  997650  M. 
Diesem  Veräußerungs-Gesamtwert  aller  Stammariteile  von  997650M 
möge  zur  Zeit  ihrer  vorstehend  skizzierten  Bewertung  ein  l)ilanziuäßiges 
Gesellschaftsvermögen  von  589400  M  gegentVbergestanden  haben .  Dieses 
Vermögen    setze   sich    zusammen    aus    500000    M    Stammkapital    und 
89400  M  echten  (und  zwar  offen  bilanzierten)  Reterven.     Der    reine 
Geschäftswert    als    solcher    würde    für    alle    Stammein  lagen 
sonach    (997650  M  .  .   589400  M  =)  408250  M  betragen.     :\Iithin 
würden  als   Zuschlag  für  den    Geschäftswert  auf  je    1000  M  Stannn- 
einlage  bei  der  Veräußerung  (408250  M  :  500  =)  816,50  M  entfallen. 
Demnach    würden    pro    1000  M  Nennwert    jedes    Stamm- 
anteils   vom    neuen    Anteilseigner    bezahlt    Averden   müssen: 
1000,—  M  für  den  Nennwert, 
''-—  816,50    ,,     ..       ,,     reinen  Geschäftswert. 


Insgesamt:      1816,50  M. 

Diese  Gesamtvergütung  würde  einem  Kurswert  von  181,65  % 
entsprechen,  woran  der  Geschäftswert  mit  81,65  %  beteiligt  wäre. 

Kapitalisierungs-Zinsfiiß.  Nach  allem  darf  behauptet  werden,  daß 
bei  der  vorstehend  geschiklerten  Methode  der  Berechnung  des  Geschäfts- 
werts Rentabilität  und  Eigenkapital  der  Unternehmung  gleichermaßen 
gewürdigt  werden  können.  Die  Schwierigkeit  liegt  aber  auch 
hier  in  der  zutreffenden  Bestimmung  des  Zinsfußes,  auf 
Grund  dessen  die  Reingewinn-Durchschnittszahl  zu  kapi- 
talisieren ist.  Der  oben  gewählte  Kapitalisierungs-Zinsfuß  von  8  % 
wird  für  die  Anteile  nicht  börsenfähiger  Kapital-Gesellschaften  oft  als 
zu  niedrig  erachtet  werden.  Nicht  selten  wird  man  geneigt  sein,  das 
Kapital-Risiko  erheblich  höher  zu  bewerten.  Kapitalisierurgen  zu 
10  %  mit  10,  121/2  %  mit  8,  I6-/3  %  mit  6,  20  %  mit  5,  25  %  mit  4, 
33^  %  "i't  3  usw.  kommen,  je  nach  (Xi^r  Branclie  und  den  bei  der  Unter- 
nehmung vorliandenen  besonderen  Verliäitni.-sen,  häiifig  ziu' Anwendung. 

Börscnfählirkeit.  Auf  der  Hand  liegt,  daß  der  Kapitalisierungs- 
Zinsfuß  durch  flen  Erwerber  der  Anteile  nach  Kräften  besonders  dann 
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erhöht,  der  Geschäftswert  demzufolge  gedrückt  wird,  wvuu  der  Ver- 
äußerer die  Anteile  unbedingt  zu  Geld  machen  muß,  und  wenn  zu  be- 
fürchten ist,  daß  andere  kapitalstarke  Interessenten  dem  Kauf  der 
Anteile  nicht  geneigt  sein  werden.  Demgegenüber  werden  besonders 
deutlich  erkennbar  die  den  Aktien  und  Kommandit-Anteilen  geeigneter 
Gesellschaften  durch  die  Börsenfähigkeit  ermöglichten  Vor- 
teile: Konzentration  von  Angebot  und  Nachfrage  und  Unpersönhch- 
keit  der  Umsätze.  Diese  gerechtere  Preisbildimg  hat  denn  auch  zur 
Folge,  daß  an  der  Börse  eingeführte  Gesellschafts-Anteile  unter  sonst 
gleichen  Rentabilitätsverhältnissen  nicht  nur  schneller,  sondern  auch 
zu  verhältnismäßig  höheren  Kursen  abgesetzt  werden  können,  als  die 
nicht  börsenfähigen  Anteile  der  kleinen  Aktien-Gesellschaften  und  der 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung.  Außerdem  darf  nicht  ver- 
schwiegen werden,  daß  gerade  der  außerbörsliche  Umsatz  nicht  börsen- 
fähiger Aktien  und  Geschäfts-Anteile  leider  häufig  auf  Kosten  kapital- 
kräftiger Unerfahrenheit  geschieht,  die  skrupellosen  Veräußerern  er- 
möglicht, ihre  Anteile  zu  geradezu  phantastische  Geschäftswerte  ein- 
schließenden Kursen  an  den  Mann  zu  bringen. 

Beziehung  „stiller"  Reserven  zum  Geschäft swert.  Bei  der  Be- 
rechnung des  Geschäftswerts  können  5,stille"  oder  ,, ver- 
steckte" Reserven   eine   bedeutende    Rolle    spielen. 

Wie  sind  nachweisbar  vorhandene  stille  oder  versteckte  Reserven 
bei  der  Berechnung  des  Geschäftswerts  (nach  der  oben  für  Kapital- 
Gesellschaften  dargelegten,  hier  in  Betracht  kommenden  Methode  der 
Kombination  von  Eigenkapital  und  Gewinn-Kapitalisierung)  zu  be- 
handeln ? 

Bei  der  Beantwortung  dieser  Frage  muß  von  verschie- 
denen Voraussetzungen  ausgegangen  werden.  Sind  die  stillen 
oder  versteckten  Reserven  nämlich  zu  Lasten  keines  der  zur  Durch- 
schnitts-Berechnung  heranzuziehenden  Reingewinne,  sondern  schon 
früher  gebildet  (versteckt)  worden,  oder  sind  sie,  vniabhängig  von  der 
Erfolgs-Rechnung,  durch  allmählichen,  buchmäßig  noch  nicht  er- 
faßten (stillen)  Wertzuwachs  entstanden,  so  kommen  sie  für  die 
Kapitalisierung  des  Durchschnitts-Reirgewinns,  in  dem  sie  demgemäß 
nicht  enthalten  sein  können,  auch  nicht  in  Frage.  Dagegen  müssen 
nachweisbare  stille  oder  versteckte  Reserven  den  der  Durchschnitts- 
Berechnung  zugrunde  zu  legenden  Reingewinnen  hinzugeschlagen 
werden,  soweit  sie  zu  Lasten  dieser  Reingewinne  dincli  Unterbewertung 
gebildet  (versteckt)  worden  sind.  Jedoch  unter  der  selbstverständlichen 
Voraussetzung,  daß  diese  versteckten  Reserven  in  einem  der  zur  Durch- 
schnitts-Berechnung verwerteten  Reir  gewinne  nicht  bereits  wieder  auf- 
gelebt, d.  h.  durch  Normal-  oder  gar  Überbewertung  in  sichtbaren 
Gewinn  verwandelt  worden  sind. 

20* 
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Werden  in  so  genauen  Feststellungen  der  zu  Lasten  der  Rein- 
gewinne gebildeten  versteckten  Reserven  schon  oft  sehr  große,  wenn 
nicht  womöglich  unüberwindliche  Schwierigkeiten  liegen,  so  wird  dies 
niclit  weniger  in  bexug  auf  die  Feststellung  des  Verhältnisses  der  stillen 
oder  versteckten  Reserven  zu  den  Eigenkapitalien  der  Fall  sein.  Denn 
wenn  man  genau  verfahren  A\ill.  nniß  man  für  jedes  der  für  die  Durch- 
schnitts-Berechniuig  der  P^igenkapitalien  in  Betracht  zu  ziehenden 
Jahre  den  Gesamtwert  der  am  Sclduß  jedes  dieser  Jahre  vorhandenen 
stillen  oder  versteckten  Reserven  ermitteln  und  ihre  Beträge  der  Durch- 
schnitts-Berechmmg  mit  zugrunde  legen. 

Um  den  angedeuteten  Schwierigkeiten  aus  dem  Wege 
zu  gehen,  wird  man  sich  darauf  beschränken,  den  Gesamt- 
betrag der  bestmöglich  geschätzten  oder  durch  eine  be- 
zügliche Sonderbilanz  ermittelten  stillen  oder  versteckten 
Reserven  dem  Geschäftswert  als  selbständige  Größe  hinzu- 
zuschlagen. Den  Gesamtwert  der  Kapital-Gesellschaft  repräsentieren 
dann  folgende  Faktoren:  der  Nennwert  des  Aktien-  oder  Stamm- 
kapitals, die  echten  offenen  Reserven,  die  stillen  oder  versteckten  Re- 
serven und  der  Geschäftswert.  Wer  auf  diese  Faktoren  hin  die  börsen- 
mäßig notierten  Aktienkurse  unter  die  Lupe  nimmt,  vermag,  wenn  er 
auf  Grund  der  Dividenden  und  der  gesamten  Eigenkapitalien  die  Ge- 
schäftswerte berechnet,  wenigstens  annähernd  festzustellen,  welche 
stillen  oder  versteckten  Reserven  die  Börse  bei  den  verschiedenen  Ge- 
sellschaften vermutet.  Daß  bei  solchen  Berechnungen  der  Kapitali- 
sierungs -Faktor  sicii  nicht  zuletzt  auch  nach  der  Branche  vnid  nach  der 
allgemeinen  Wirtschaftslage  zu  richten  hat.  bedarf  nur  der  Andeutung. 

Einfluß  bilanzmäßiger  Verluste  auf  den  Geschäftswert.  Hierzu  sei 
noch  bemerkt,  daß  bei  der  Berechnung  des  Geschäftswerts  im  Normal- 
fall steigende  oder  doch  wenigstens  stetige  Gewinne  vorauszu- 
setzen .sind.  Allerdings  nicht  ohne  Ausnahme.  Denn  etwa  vorgekom- 
mene besonders  niedrige  Gewinne  oder  gar  Verluste  werden  einen  Ge- 
schäftswert nur  ausschließen,  wenn  sie  bereits  zur  ständigen  Er- 
scheinung geworden  sind,  oder  doch  zu  solcher  zu  werden  drohen. 
Besonders  auch  dann,  wenn  sie  im  Niedergang  der  Branche  be- 
gründet sind.  Dagegen  -wird  eine  jähe  Unterbrechung  sonst  guter  Ge- 
winne durch  einen  bilanzmäßigen  Verlust  als  bedenklich  nicht  an- 
gesehen zu  werden  brauchen,  wenn  jener  Verlust  durch  besondere 
Ursachen  außerordentlicher  Natur  (etwa  durch  unerwartet  große  Aus- 
fälle an  Debitoren)  herV)eigeführt  ist.  Demnach  ^vird  über  den  Einfluß 
vorgekommener  bilanzmäßiger  Verluste  auf  die  Berechnung  des  Ge- 
schäftswerts nur  von  Fall  zu  Fall  unter  Würdigung  aller  in  Betracht 
kommenden  Umstände  entschieden  werden  können. 

In  diesem  Zusammenhang  sei  noch  auf  die  den  Verhältnissen  bei 
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Aktieii-GeisellscluifU'ii  angepaßten  Berechnungen  Sclnna  lenbatlis  und 
die  von  diesem  daran  geknüpften  Diskussionen  mit  Fritz  und  Tgalirt 
(Z.f.hw.F.  VI.  S.  480  ff.,  VII.  S.  39  ff.,  132  ff.,  3(3!)  ff.)  verAdesen,  wo 
die  bei  der  Umwandlung  einer  Einzeluntemehmung  in  eine  Aktien- 
Gesellschaft  für  die  Berechnung  des  GesehäftsAverts  sich  ergebenden 
Besonderheiten  erörtert  sind.  Der  ErAvähnung  bedarf  außerdem  der 
Vortrag  Berliners  vor  dem  achten  Verbandstage  des  Verbands  Deut- 
scher Bücher-Revisoren  (VIII.  S.  34  ff.)  über  , .Vergütung  für  den  Wert 
des  Geschäfts  bei  dessen  Übergang  in  andere  Hände".  Leser,  die  Inter- 
esse an  konkreter  Behandlung  der  Berechnung  des  Geschäftswerts 
eines  Buchverlags  haben,  seien  auf  das  im  Literatur- Verzeichnis  dieses 
Buchs  genannte  Werk  von  Uhl  (S.    297  bis  308)  verwiesen. 

Keine  Verteilung  des  Geschäftswerts  auf  Betriebs-Gegenstände. 
Nicht  selten,  besonders  bei  Umwandlungen  von  Einzeluntemehmungen 
in  Aktien-Gesellschaften  oder  Gesellschaften  mit  beschiänkter  Haftung, 
werden  für  den  Geschäftswert  und  andere  Immaterialgüter  dem  Vor- 
besitzer gewährte  Vergütungen  in  der  Eröffnungs-Bilanz  und  infolge- 
dessen auch  in  den  folgenden  Jahresschluß-Bilanzen  nicht  gesondert 
bilanziert,  sondern  anderen,  materiell  greifbaren  Werten  zu- 
geschlagen. Als  besonders  geeignete  Lastobjekte  werden  in  solchen 
Fällen  \-ielfach  die  Konten  für  Grund  und  Boden  oder  für  Gebäude 
(Grundstücks-Konten)  angesehen.  Auf  diese  werden  die  Immaterial- 
güterwerte  mehr  oder  weniger  willkürlich  verteilt.  Es  bedarf  keiner 
Begründung,  daß  solcher  Modus  an  Bilanzfälschung  grenzen  kami. 

Materielle  Folgen  solcher  unerlaubten  Verteilung.  Materielle  Be- 
deutung konnnt  solchem  Verfahren  außerdem  insofern  zu,  als  die 
Abschreibungen  auf  Griindstücks-Konten  bekanntlich  regelmäßig 
nicht  entfernt  die  prozentuale  Höhe  erreichen,  die  den  Abschreilningen 
auf   Immaterialgüter  zugrunde  zu  legen  wäre. 

Ich  stimme  deshalb  zu  der  Resolution,  die  auf  dem  achten  Ver- 
bandstage des  Verbandes  Deutscher  Bücher-Revisoren  im  September 
1912  im  Anschluß  an  den  oben  schon  erwähnten  Vortrag  Berliners  an- 
genommen worden  ist,  wonach  der  für  ein  erworbenes  Geschäft  vergütete 
besondre  Geschäftswert  nicht  dem  Werte  anderer  Vermögensstücke 
zugeschlagen  werden,  sondern  als  besondrer  Posten  in  der  Bilanz  er- 
scheinen soll. 
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Begriff  der  Abschreibung.  In  der  Sprache  des  Kaufmanns  bedeutet 
Abschreibung  die  buchmäßige  Min4erung  des  Wertes  von  Teilen  des 
Geschäfts- Vermögens . 
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DtTon  Wirkuiis;.  Die  kaufmännische  Absclueibimg  läuft  soiiiit  auf 
einen  rechnungsmäßigen  Wertabziig  hinaus.  Dieser  Wertabzug  wirkft 
in  doppelter  Riclitung:  a\if  die  Vermögens-Rechnung  durch  Wert- 
minderung und  auf  die  Erf  olgs-Rechiuuig  durch  Kürzung  des  Gewinns 
oder  Mehrung  des  Verlustes.  Als  praktische  Folge  der  Wirkung  des 
Wertabzugs  auf  die  Erfolgs-Rechnung  zeigt  sich  bei  Gewinn  ver- 
teilenden Kapital-Gesellschaften  und  Genossenschaften  nach  Maßgabe 
der  die  Abschi-eibung  bedingenden  Wertminderung  Zurückbehaltung 
von  Vermögensteilen  (Barvermögen)  zum  Zweck  wirtschaftlicher 
Stärkung  der  Unternehmung. 

Absohrcibuiigs-Objekte.    Die  in  diesem  Zusamiiicnhaiig  zu  erörtern- 
den Abschreibungen  sind  zu  beziehen  auf^) : 
I.  Verä,ußerungs- Gegenstände. 
II.  Forderungen. 

III.  Betriebs-Gegenstäntie  (nur  körpej'lich  greifbaee). 

IV.  Immaterialgüter. 

I.  Absclireibungen  auf  A'eräußerimgs-(xegenstände. 

Als  Haupt  Vertreter  der  Veräußerungs-Gegenstände  sollen  die 
Waren  in  Betracht  gezogen  werden. 

Individuelle  Abschreibungen  auf  Waren.  Bei  der  Waren-Bewertung 
ist  im  einzelnen  manclieriei  wert  mindernden  Umständen  Rechnung 
zu  tragen.  Zu  deren  wichtigsten  sind  zu  zählen:  Beschädigung  oder 
sonstige  Fehlerhaftigkeit  (insbesondere  Unansehnlichkeit).  Verderben, 
Leckage,  Schwund.  Verdunsten  und  verwandte  Ursachen.  In  allen 
die«sen  Fällen  sind  die  Wertminderungen  an  bestimmten  Warenstückeii 
qualitativ  oder  quantitativ  schon  äu  ßerlich  erkennbar.  Der  Kaufmann 
bringt  deswegen  solche  qualitativen  oder  quantitativen  Wertminde- 
rungen gleich  dadurch  zum  bilanzmäßigen  Ausdruck,  daß  er  die  davon 
betroffenen  Waren  um  den  zu  schätzenden  Betrag  der  Wertminderung 
niedriger  bewertet .  Die  Abschreibungen  geschehen  sonach  i  n  d  i  \'  i  d  u  e  1 1 , 
ohne  jedoch  als  solche  selbständig  erkennbar  z»i  werden.  Wenigstens  ist 
dies  die  Regel. 

Summarische  Abschreibungen  auf  Waren  und  Rohstoffe.  Dagegen 
kommen  summarische  und  als  solche  l)ilanztechnisch  meist  selb- 
ständig erkennbar  werdende  Abschreibungen  an  Waren  in  Frage, 
wenn  ganze  Waren-Gruppen  oder  Waren-Lager  von  allgemein  auf  sie 
Avirkenden  Entwertungen  getroffen  werden.  Ursachen  für  Entwertungen 
soiclier  Art  sind  z    B.: 


*)  Abschreibungen  auf  S  übst  an/ -Verl  US  te  bei  Bergwerkengehören  nicht 
zum  Thema  dieses  Buch.s  (vgl.  über  die  Abgrenzung  des  Stoffs  S.  (5).  Ab- 
schreibungen auf  Damno,  Agio,  Disagio  und  t  ransit  orische  Vortrag.s- 
Posten  sind  S.  2:^4  fT.  und   S.  ilfjfV.  bereits  besprochen. 
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1.  in  l)t'/.ug  auf  Ix-st  i  ni  in  t  c  Warcn-CJrii  ppc  ii :  Saison-Ablauf, 
Modewechsel.  Herauskoniiniii  hillitrerer,  qualitati\  niciit  schlechtcicr 
Typen  usw. ; 

2.  in  bezng  auf  ganze  Waren-Lagei':  mangelnder  Al)satz  als  Folge 
fehlender  geeigneter  Käuferschichten.  /.unchimMidc  \^-isclileclit(>rung 
der  allgemeinen  Geschäftslage  u.  dgl.  — 

Auch  auf  Rohstoffe,  die  infolge  Wechsels  in  <lcj'  Fal)rikations- 
Methode  an  Gebrauchswert  für  den  Betrieb  verlieren,  ferner  als  bilanz- 
mäßiger Ausdruck  durch  zu  großes  Lager  hervorgerufener  Zinsen - 
Verluste  können  summarische  Abschreibungen  vom  Warenlager- 
Gesamtwert  in  Al)zug  gebracht  werden.  Selbstverständlich  wären  auch 
individuelle  Abscln-eibungen  an  jedem  einzelnen  Stück  möglich.  Bei 
Entwertungs-Ursachen  so  allgemeiner  Natur  wird  man  sich  jene  Mehr- 
arbeit jedoch  niclit  machen  und  deswegen  der  summarischen  Ab- 
schreibinig  den  Vorzug  geben. 

DarsteIIiings-3Iethoden  der  summarischen  Abschreibungen.  Statt 
des  Abzugs  auf  der  Aktiva-Seite  kann  man  die  summarische  Abschrei- 
bung auch  durch  ein  Korrektiv-Konto  auf  der  Passiva-Seite  zum 
bilanziellen  Ausdruck  bringen. 

Deren  Feststellungs-3Iethoden.  Setzt  man  die  summarische  Ab- 
schreibung nicht  in  .selbständigen  (absoluten)  Beträgen  fest,  sondern 
bestimmt  man  sie  nach  Prozentsätzen  (relativ)  vom  Warenlager-  oder 
Warengruppen -Bruttowert,  so  ist  darauf  zu  achten,  daß  der  Prozent- 
satz nicht  alle  Jahre  der  gleiche  bleiben  darf,  wenn  entweder  der  Brutto- 
wert des  Waren -Lagers  oder  der  Waren-Gruppen  sich  nennenswert 
geändert  hat,  oder  wenn  die  Ursachen  für  die  summarische  Abschreibung 
deren  Vergrößerung  oder  Verkleinerung  bedingen.  Insoweit  man  nach 
festen  Prozentsätzen  (schema tisch)  abschreibt,  wird  man,  je  nach 
der  Gestaltung  vorstehend  genauTiter  beider  Momente,  in  einem  Jahr 
zugunsten  des  folgenden  entweder  unterbewerten  (eine  ., stille  Reserve" 
schaffen),  oder  zu  des  folgenden  Jahrs  Lasten  überbewerten,  wenn 
nicht  Lager-Bruttowert  und  Abschreibungs-Ursachen  zufällig  un- 
verändert geblieben  sind.  Deshalb  ist  zu  empfehlen  statt  der  An- 
wendung feststehender  prozentualer  Abzüge  die  gesonderte  Ermitt- 
lung der  etwa  erforderlichen  sunnnarischen  Abschreibung  von  Jahr 
zu  Jahr. 

Effekten-Korrektivkonten.  Auch  auf  Effekten- Bestände  wird 
zuweilen  summarisch  abgeschrieben.  Ist  für  solche  summarische  Ab- 
schreibung der  Modus  des  Korrektiv-Kontos  auf  der  Passiva -Seite  ge- 
wählt worden,  so  begegiiet  man  dafür  Bezeichnungen  wie  Effekten- 
Delkrederekonto,  Effekten-Kursreservekonto  oder  verwandten 
Konten-Xamen. 
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II,  AhschiTibungeu  auf  Fordeiuiigou. 

Abschreibuugs-l'rsat'hon.  Aus  zweierlei  Gründen  können  Forderungen 
hilanzielK'r  WtTtniindming  bedürftig  werden:  entweder  bei  drohender 
Zweifelhaft igkeit  oder  infolge  eingetretener  Uneinbringlichkeit. 
Dies  steht  im  Ehiklang  mit  der  (streng  genommen  überflüssigen,  weil  in 
§40  Abs.  2  implizite  bereits  ausgesprochenen)  Vorschrift  des  §  40  Abs.  3 
H.G.B..  wonach  zweifelhafte  Forderiingen  nach  ihrem  Mahrschciii - 
liclien  Werte  anzusetzen,  uneinbringliche  abzuschreiben  sind. 

Rückstelluni'"  und  Abschroibung.  Buch-  und  bilanztechnisch  Avird 
Zweifelhaft  igkeit  durcli  Rückstellung  des  vermutlich  uneinbringlich 
werdenden  Betrags,  Uneinbringlichkeit  dagegen  durch  endgültige  Ab- 
schreibung zur  Geltung  gebracht.  Die  Wirkimg  auf  die  Erfolgs-Rech- 
imng  ist  beidemal  die  gleiche.  Beidemal  handelt  es  sich  um  Kürzungen 
des  Reinerfolgs  (Minderungen  des  positiven^  Mehrungen  des  negativen) 
der  Unternehmung. 

Zur  Besprechung  kommen  folgende  Fälle,  über  deren  Ursachen  ich 
Näheres  auf  S.  229  bis  231  ausgeführt   habe: 

A.   Abschroibungeu  im  Abschreibuugisjahr  uneinbringlich 
gewordener  Forderungen. 

Wird  eine  Forderung  im  Lauf  eines  Geschäftsjahrs  uneiuluinglich, 
ohne  in  einem  Vorjahr  Anlaß  zur  Zweifelhaftigkeit  gegeben  zu  haben, 
so  ist  sie  zu  Lasten  des  Verlust jahrs  sogleich  entlgültig  abzuschreiben. 

Einzel- Abschreibungen.  Derartige  Abschreibungen  können  durch- 
geführt werden  unmittelbar  zu  Lasten  der  Erfolgs-Rechnung  (etwa  :  Un- 
kosten-Konto  an  Kontokorrent-Konto,  Abschreibung  des  Debet-Saldos 
Hermann  Hinze).  Dieser  Weg  ist  nicht  empfehlenswert,  weil  dabei  der  Be- 
trag der  abgeschriebeiu'n  Fordenmg  in  der  Erfolgs-Rechnung  nicht  geson- 
dert bilanziert,  mithin  als  solcher  auch  nicht  ohne  weiteres  erkennbar  wird. 

Saniuu'l-Abschreibungsniethode:  das  Delkredere-  (l)ubio-)  Konto  als 
Erfolgs-Konto.  Das  Ziel,  die  Al)schreibungen  auf  uneinbringliche  For- 
derungen in  der  Erfolgs-Rechnung  gesondert  aiiszuweisen.  wird  da- 
gegen erreicht,  wenn  man  die  abzuschreibenden  Posten  auf  einem  be- 
sondern Konto  sa  m  m  e  1 1  und  dessen  Saldo  am  Jahresschluß  auf  Gewinn- 
und  Verlust-Konto  überträgt.  Auf  diese  Weise  kommt  in  der  Erfolgs- 
Rechnung  nicht  allein  der  Gesamtbetrag  der  Abschreibungen  als  selb- 
ständiger Posten  zum  Ausdruck,  sondern  außerdem  gestattet  das 
eingeschaltete  Sammelkonto  jederzeit  die  Feststellung,  welche  Konten 
und  mit  welchen  Beträgen  an  den  Abschreibungen  jedes  Jahrs  beteiligt 
waren.  Solches  Sammelkonto  für  Verluste  an  Debitoren  nennt  man 
meist  Dubio-Konto.  Auch  Bezeichnungen  wie:  Delkredere-Konto, 
Insolventen-Konto.  Ausfälle-Konto  u.  a.  k(unmen  vor. 
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B.  Rückstellungen  auf  Dubiosen  bei  geschlossenen 
Debitoren -Konten. 

Werden  Forderungen  zweifelhaft  (dubios),  so  kann  man  solche 
Konten  entweder  schließen,  ihre  Salden  mithin  auf  ein  Sonderkonto 
(Delkredere-  oder  Diibiosen-Konto)  übertragen  luid  dort  durch 
Rückstellungen  oder  Abschreibungen  mindern ;  oder  man  kann  die 
dubiosen  Konten  offen  lassen. 

Komplement-Charakter  des  Delkredere-Aktivkontos.  Schließt  man 
die  Konten,  so  überninnnt  das  Delkredere-Konto  die  Salden  der  zu 
schließenden  Konten.  DasDelkredere-Konto  tritt  dann  in  der  Bilanz 
als  Komplement  des  Debitoren -Kontos  in  Erscheintmg;  also  als 
aktives  Bestand-  (Vermögensteil-)  Konto. 

Buchungs-Beispiel.  Angenommen.  Otto  Olbrich  schulde  713,80  M; 
er  gerate  in  Konkurs ;  der  Konkurs-Verwalter  stelle  40  %  Deckung  in 
Aussicht.  Dann  schließen  wir  zunächst  das  Konto  Olbrich  und 
übertragen  dessen  Saldo  auf  Delkredere-  (Dubiosen-  oder  dgl.-) 
Konto  durch  die  Buchung:  Delkredere-Konto  an  Debitoren-  (Konto- 
korrent-) Konto,  Übertrag  des  Debet-Saldos  Otto  Olbrich  =  713,80  M. 
Sodann  buchen  Avir,  da  40  %  ,,in  der  Masse  liegen"  sollen,  (100  %  ./. 
40  %  =)  60  %  Rückstellung  auf  voraussichtlichen  Ausfall :  Gewinn- 
und  Verlust-Konto  an  Delkredere -Konto,  Rückstellung  auf  60  %  Ausfall 
am  Konto  Otto  Olbrich  =  428,28  M.  Danach  erscheint  als  vermutlich 
einbringlicher  Olbrich-Saldo  auf  dem  Bilanz-Konto  ein  Delkredere- 
konto-Betrag von  (713,80  M  ./.  428,28  M  =)  285,52  M. 

Zusammenfassung  der  Abbuchungen.  Regelmäßig  wird  es  sich  in 
der  Praxis  nattirlich  um  mehr  oder  minder  zahlreiche  dubiose  Konten 
handeln,  die  durch  das  Delkredere-Konto  zu  schließen  tnid  zu  über- 
nehmen sind.  Schließung  und  Übernahme  können  jedesmal  erfolgen, 
sobald  die  Zweifelhaftigkeit  bekannt  wird.  Gewiß  hindert  nichts,  die 
Tatsache  der  Zweifelhaftigkeit  ziuiächst  auf  den  Debitoren-Konten  zu 
vermerken  und  die  Übernahme  der  dubiosen  Salden  auf  Delkredere- 
Konto  erst  zum  Bücherabschluß  mit  einer  zusammenfassenden  Buchung 
zu  bewirken.  Unbedingt  empfehlenswert  ist  das  letztgenannte  Ver- 
fahren der  Zusammenfassung  für  die  Abbuchung  der  Rück- 
stellungs-Beträge vom  Delkredere -Konto  auf  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto,  weil  die  Inanspruchnahme  dieses  Kontos  durchweg  fast  nur 
zum  Zweck  des  Bücherabschlusses  geschieht.  Inzwischen  notiert  man 
die  Höhe  der  zum  Jahresschluß  auszuführenden  Rückstellungen  auf  den 
Kontenköpfen  oder  (für  den  Fall  bereits  geschehener  Kontenschließung) 
auf  dem  Delkredere-Konto  hinter  den  Namen  oder  Beträgen  der  dubiosen 
Schuldner. 

Abbuchungs-t'berschüsse.  Kehren  wir  nun  zum  Fall  Otto  Olbrich 
zurück,  und  nehmen  wir  Aveiterhin  an.  der  Konkurs-Verwalter  habe  die 
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Quote  mit  -40  "^  zu  niedrig  geschützt;  das  Verfahren  sei  Mitte  des 
nächsten  Jahrs  viehnelir  mit  einer  Gesamtausschüttung  von  50  % 
beendet  \\orden  (von  Abschhigs-Dividenden  sei  der  Einfachheit  halber 
hier  abgesehen;  nur  die  Schhißverteilung  komme  als  Regulierung  in 
Betracht).  Es  seien  statt  der  nur  erwarteten  285.52  M  also  71.38  M  mehr, 
oder  insgesamt  356,90  M  auf  unsere  Forderung  entfallen.  Daini  wäre 
zu  buchen  gewesen : 

Kasse-  (Bank-  oder  dgl.-)  Konto 
an  zwei  Gläubiger: 


—  Gesamtquote    aus    dem     Konkurse     Otto 
Olbrich  — 

„    Delkredere-Konto 285,52  M, 

,.    Unkosten-Konto 71,38  ,,. 

Damit  käme  der  Fall  Olbrich  auf  dem  Delkredere-Konto  zum  Aus- 
gleich und  der  Erfolgs-Reclinung  des  Nachjahrs  würden  über  Unkosten- 
konto-Haben  zufließen  71,38  M,  um  die  der  Reinerfolg  des  Vorjahrs 
infolge  der  zu  hoch  angenommenen  Rückstellung  zu  Unrecht  gekürzt 
worden  war. 

Stille  Reserven  aus  Abbuchiings-Überscliüssen.  Würde  man  das 
unerwartete  Plus  von  71.38  M  nicht  über  ein  Erfolgs-Konto,  sondern 
über  Delkredere -Konto  verbuchen,  so  könnte  man  den  Betrag  dort 
für  andere  Rückstellungen  mit  heranziehen.  Täte  man  dies  nicht, 
blieben  die  71,38  M  auf  dem  Delkredere-Konto  demnach  unverrechnet, 
so  ^vürden  sie  dort  eine  stille  Reserve  bilden.  Wer  das  hier  in  Rede 
stehende  Delkredere-Konto  mit  stillen  Reserven  bewußt  nicht  zu  ver- 
quicken wünscht  (uid)ewußte  stille  Reserven  sind  bei  dem  für  die  Rück- 
stellungen meist  nur  möglichen  Schätzungsmodus  unvermeidbar),  muß 
demnach  die  Abbuchung  unerwarteter  Überschüsse  aus  Rückstellungen 
über  ein  Erfolgs-Konto  laufen  lassen. 

Abbuchun};s-3Iankos.  Stellt  sich  dagegen  statt  des  Überschusses 
ein  Manko  heraus,  weil  die  Rückstellung  sich  als  zu  klein  bemessen 
erweist,  wären  beispielsweise  im  obigen  Fall  Olbrich  statt  50  %  nur 
25  %  zur  Verteilung  gekommen,  so  würden  die  zu  wenig  zurückgestellten 
(75%  ./.  60%  =)  15%  zweckmäßig  der  Erfolgs-Rechnung  anzu- 
lasten gewesen  sein,  um  die  auf  dem  Delkredere-Konto  sonst  noch  be- 
stehenden Rückstellungen  bewußt  nicht  zu  mindern;  es  sei  denn,  daß 
man  von  deren  zu  hcjhen  Vx'ranschlagung  überzeugt  sein  durfte. 

Nachteile  des  Delkredere- Akt ivkontos.  Bei  der  vorstehend  ge- 
schilderten Verwendung  des  Delkredere-Kontos  als  aktives  Bilanz-Konto 
wird  jenes  Konto  seiner  eigentlichen  Aufgabe,  die  Rückstellungen  auf 
dubiose  Fordenuigen  auszuweisen,  nur  unvollkommen  gerecht.  Denn 
ohne  weiteres  läßt  dasaktive  Dclkredcic-Konlo  in  <U'r  Bilanz  immer  mir 
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(li'ti  jeweiligen  Gesamt -Nettosaldo  der  du  hioscii  lM)iilcnmgeii  er- 
kennen. Die  jenen  Xettosaldo  herl)eifülirendcn  Ivückstclluiigen  eines 
Jahrs  erscheinen  dagegen  im  Soll  der  Erfolgs-Kechiuuig  dieses  Jahrs. 
Der  Gesamtbetrag  aller  bis  zu  einem  bestimmten  Bilanztermin  nach  dem 
Abzng  der  Eingänge  verbleibenden  Rückstelliuigen  auf  Dubiosen  kann 
demnach  nur  durch  Auszüge  aus  den  Erfolgs-Rechnungen  ermittelt 
werden.  Erst  durch  den  Zuschlag  des  Rückstellungs-Gesamtbetrags  zu 
den  Debitoren-  und  Delkrederekonto-Salden  ist  außerdem  der  Brutto - 
Gesamtsaldo  aller  Forderungen  feststellbar.  Zu  diesen  Nachteilen 
treten  noch  andere:  der  einbringliclie  Forderungs-Gesamtbetrag 
kommt  teils  auf  dem  Debitoren-Konto,  teils  auf  dem  Delkredere- 
Konto  zum  Ausdruck,  und  die  dubiosen  Debitoren-Konten  müssen  ge- 
schlossen werden,  um  jene  nicht  einmal  wünschenswerte  Wirkung 
herbeizuführen. 

Vorteile  des  Delkredere-Passivkontos.  Alle  diese  Nachteile  werden 
vermieden,  wenn  man  das  Delkredere -Konto  als  passives  Bilanz- 
(Korrektur-)  Konto  führt  und  es  damit  dienstbar  macht  der  ihm  in 
erster  Linie  zukommenden  Funktion,  als  reines  Rückstellungs-Konto 
wirksam  zu  werden. 


C.  Rückstellungen  auf  Dubiosen  bei  offenen  Debitoren- 
Konten. 

Korrektiv-Charakter  des  Delkredere-Passivkontos.  Läßt  man  im 
Interesse  ungestörter  Übersicht  über  den  Gesamtwert  aller  Forderungen 
an  Debitoren  deren  Konten  in  den  Kontokorrentbüchern  auch  bei  ein- 
getretener ZAveifelhaftigkeit  offen,  so  entfällt  die  Möglichkeit ,  die  Rück- 
stellungen auf  dubiose  Forderungen  von  der  Aktiva -Bilanzseite  un- 
mittelbar in  Abzug  zu  bringen .  Infolgedessen  l^ekommt  das  D  e  1  k  r  e  d  e  r e  - 
Konto  dann  als  reines  Abzugs-  (Korrektiv-)  Konto  Passivcharakter. 

Bnchteehnische  Bildung  des  Delki-edere-Passivkontos.  Die  auf  sol- 
chem Delkredere-  (Dubiosen-)  Passivkonto  zu  verbuchenden  Rück- 
stellungen auf  Dubiosen  geschehen  mittelst  des  Buchungssatzes:  Ge- 
winn- und  Verlust-Konto  an  Delkredere-Konto.  Die  mate- 
rielle Wirkung  auf  die  Erfolgs-Rechnung  ist  hier  die  gleiche  wie  bei  der 
unter  B  bescliriebenen  Verwendung  des  Delkredere -Kontos  als  aktives 
Bilanz-Konto.  Denn  bei  der  dort  auf  713,80  M  Forderung  an  Otto 
Olbrich  vorgenommenen  Rückstellung  von  428,28  M  hat  ebenfalls  ge- 
bucht werden  müssen:  Gewinn-  und  Verlust-Konto  an  Delkredere- 
Konto.  Die  in  jenem  Fall  voraufgegangene  Buchung:  Delkredere -Konto 
an  Debitoren-  (Kontokorrent-)  Konto  Olbrich  bedeutet  nur  eine  rein 
kontenmäßige  Verschiebung  des  Brutto-Saldos  Olbrich,  bleibt  sonach 
auf  die  Erfolgs-Rechnung  ohne  Einfluß. 
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Dessen  Wirkung  auf  die  Bilanz-Klarheit.  Dagegen  ist  die  Wirkung 
auf  die  Bilanz-Klarheit  eine  verschiedene,  "weil  aus  dem  Delkredere- 
Passivkonto  der  Gesamtbetrag  aller  Rückstellungen  auf  Debitoren 
jederzeit  ohne  weiteres  voll  ablesbar  ist,  während  der  Debitoren- 
Gesamtsaldo  auf  der  Bilanz-Aktivaseite  brutto  erscheint.  Beide  Vor- 
teile entfallen  bei  der  Verwendung  des  Delkredere -Kontos  als  Aktiv- 
konto, was  unter  B  näher  ausgeführt  ist. 

Aufbau  des  Delkredore-Passivkontos.  Folgende  Posten  setzen  das 
Delkredere-Passivkonto  zusammen : 

Im  Haben:  Sämtliche  für  dubiose  Debitoren-Konten  in  Betracht 
kommenden  Rückstellungen  einschließlich  der  nach- 
träglich zur  Aiiffüllung  als  unzureichend  erkannter  Rück- 
stelliuigen  benötigten  Beträge  (Gewinn-  und  Verlust- 
Konto  an   Delkredere-Konto). 

Im  Soll:  a.    Die    zur    definitiven     Abschreibung    auf    den 

dubiosen    Debitoren-Konten    benötigten    Rückstellungs- 
Beträge  (Delkredere-Konto  an  Debitoren-Konto). 

b.  Abbuchungen  der  nachträglich  als  nicht  erfor- 
derlich erwiesenen  Rückstellungs- Überschüsse  (Del- 
kredere-Konto an  Gewinn-  und  Verlust-Konto). 

Tabellarische  Spezifikation  der  Delkredere-Kontoposten.     Um  den 

Überblick  über  die  dubiosen  Debitoren-Konten  und  die   Prüfung  der 
Zusammensetzung  des  Delkredere-Kontos  bequem  und  sicher  zu  ge- 
stalten, schafft  man  sich  bei  einigermaßen  umfangreichem  Delkredere- 
Verkehr  zweckmäßig  eine  tabellarische  Übersicht. 
Etwa  so: 


ZuRiinsten 

Zu  Lasten 

Zu  Kuiiten- 

von  1913  ab- 

von  1913 

Neue  Kück- 

Delkredere- 

J)otieriiiit; 

Schlieüun- 

ziilnichende 

nachzuho- 

stellungen 

Kontosaldo 

Ende  1912 

gen  1913 

Kückstel- 

liiiigs-t'ber- 

schüsse 

lende  Kiick- 

pro  1913 

Ende  1913 

benötigt 

stellungen 

MaxMaliler 

256,80 

Wilhelm  Wald 

170J5 

Karl  Kraft 

84,60 

Max   .Mahler 

196,80 

60,00 

WilhelmWald 

200,00 

29,85 

Karl  Kraft 

84,60 

Hfnn.  Heiei- 

53,00 

Emil  Erike 

98,40 

Otto  Orth 

171,10 

322,50 

Nutzen  solcher  Tabelle, 
nehmen : 


Aus  der  vorstehenden  Tabelle  ist  zu  ent- 
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Das  Delkredere-Konto  ist  mit  Ende  1912  gebildet  worden  durch  Zu- 
weisungen auf  die  in  1912  dnbios  gewordenen  Konten  Mahler,  Wald  und 
Kraft.  Im  Lauf  von  1913  hat  sich  herausgestellt,  daß  auf  Konto  Mahler 
60.—  M  mehr,  auf  Konto  Wald  29,85  M  weniger,  als  1912  vermutet 
worden  war,  eingegangen  sind.  Dagegen  hat  die  für  das  Konto  Kraft 
in  Höhe  von  84,60  M  Ende  1912  gemachte  Rückstellung  sich  als  richtig 
bemessen  erwiesen. 

Demnach  wäre  für  Ende  1913  zu  buchen  gewesen  für: 

Mahler: 

Delkredere-Konto  an  Debitoren-Konto:  in  Anspruch  ge- 
genommene Rückstellung      196,80  M. 

Delkredere-Konto  an  Gewinn-  und  Verlust -Konto:  Rück- 
buchung des  nicht  beanspruchten  Teils  der  Rück- 
stellung             60, —   ,,  . 

Damit  wäre  die  Ende  1912  fiü-  Mahler  vorgesehene  Rückstellung 

von  256,80  M  auf  dem  Delkredere -Konto  beglichen  und  das  Konto 

Mahler  geschlossen. 

Wald: 

Delkredere -Konto  an  Debitoren-Konto:  in  Anspruch  ge- 
nommene Rückstellung      200. —  M. 

Gewiini-  und  Verlust-Konto  an  Delkredere-Konto:  nach- 
träglich nötig  gewordene  weitere  Rückstellung     .    .    .       29,85    ,,. 
Auch  das  Konto  Wald  ist  nunmehr,  in  Übereinstimmung  mit  den 

Delkredere-Buchungen,  geschlossen . 

Kraft: 
Delkredere-Konto  an  Debitoren-Konto:  in  Anspruch  ge- 
nommene Rückstellung 84,60  M. 

Kontoschluß  wie  bei  Mahler  und  Wald. 

Außerdem  wäre  für  die  neuen  Rückstellungen  auf  den  Konten 
Hei  er,  Enke  und  Orth  zu  buchen  gewesen: 
Gewinn-  und  Verlust-Konto  an  Delkredere-Konto:  Rück- 
stellungen pro  1913 322.50  M. 

(Selbstverständlich  würden  auch  die  vorstehenden.  Mahler,  Wald  und 
Kraft  angehenden  Buchungen  im  Grundbv:ch  nach  Buchungssätzen  zu- 
sammengefaßt werden.) 

Das  Delkredere-Konto  würde  dann  (unter  Fortlassung  der  Grund- 
bücher-Seitenangaben) für  Ende  1913  aussehen:  (Siehe  nächste  Seite.) 
Addiert  man  die  erste,  vierte  und  fünfte  Spalte  der  Tabelle,  und 
subtrahiert  man  von  deren  Gesamtbetrag  die  Gesamtsummen  der  zwei- 
ten und  dritten  Spalte,  so  muß  sich  der  pro  Ende  1913  mit  322,50  M 
kontomäßig  nachgewiesene  Haben-Saldo  ergeben.     Ein  Blick  auf  die 
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Soll 

Delkred 

?.re-K()n1 

o                               Halx'n 

liU-2 

1!»12 

Dezbr.  31. 

An  Saldo    ....  511.55  M 

Dezbr.  31. 

Per  (icwinn-  u.  Ver- 
lust-Kto.,Rück- 
stelliuigen     pro 

1913 

1912 511,55  M 

511,55  M 

511,55  M 

1013 

Dezbr.  31. 

An  Gewinn-  u.  Ver- 

Januar    1. 

Per  Saklo  -Vortrag   51 1.55  M 

lust-Kto.,Rück- 

Dezbr.  31. 

„   Gewinn- u.Ver- 

.stellungs- Über- 

lust-Kto.,Rück- 

schuß  aus  1912  60,00  M 

stellgs.  -  Manko 

„       31. 

.,  Debitoren -Kto., 

aus  1912  .    .    .    29,85  „ 

aus  1912  bean- 

..      31. 

„    Gewinn-  u.  Ver- 

spruchte  Rück- 

lust-Kto., Neu- 

stellungen     .    .  481.40  „ 

Rückstellungen 

„       31. 

„   Saldo    ....  322,50  „ 

pro  1913  .    .    .  322,50  „ 

863,90  M 

,                        863790 M 

Tabelle  lehrt  die  Richtigkeit.  Der  Saldo  wird  nun  in  der  letzten  Spalte 
der  Tabelle  vermerkt.  Zu  seiner  Zahl  sind  die  Ergebnisse  der  Spalten 
des  folgenden  Jahrs  in  Beziehung  zu  setzen.  Und  so  fort.  Die  Spalten 
jedes  Jahrs  geben  dann  immer  eine  spezifizierte  Übersicht  über 
die  Zusammensetzung  der  auf  dem  Delkredere-Konto  summarisch  ver- 
buchten Posten  und  erleichtern  die  Kontrolle  der  dubiosen  Debitoren- 
Konten. 

Echte  Reserven  auf  dem  Delkrcdcre-rassivkouto.  Bei  strikter  Durch- 
führung des  vorstehend  geschilderten  Delkredere-Passivkontcs  behält 
dieses  ständig  den  Charakter  eines  Korrektiv-Kontos,  also  einer  so- 
genannten unechten  Reserve.  Denn  es  ist  immer  nur  Subtrahend  des 
Debitoren-Kontos  der  Aktiva-Seite.  Dieser  Zustand  ändert  sich  jedoch, 
wetni  man  nicht  beanspruchte  Rückstellungs-Beträge  (z.  B.  oben  Rück- 
stellungs-Uberschuß  im  Fall  Mahler)  im  Haben  des  Delkredere-Kontos 
stehen  läßt,  anstatt  sie  abzubuchen.  Bei  diesem  Verfahren  erhält  das 
Delkredere-Konto  neben  seinem  Korrektiv-Charakter  denjenigen  einer 
echten  Reserve.  Dieser  Fall  führt  uns  zur  Besprechung  der  echten 
Debitoren-Reserven. 

D.  Echte  Debitoren-Reserven. 

Wesoii  der  echten  Reserven.  Als  ,,echt"  ist  (wie  jede  Reserve) 
auch  eine  Debitoren-Reserve  anzusprechen,  wenn  sie  aus  dem  Rein- 
gewinn, mithin  ohne  Rücksicht  auf  die  Zweifelhaftigkeit  bestimmter 
Forderungen,  gebildet  wird.  Dabei  ist  an  sich  selbstverständliche  Vor- 
aussetzung, flaß  in  bezug  auf  als  zweifelhaft  bereits  erkannte  Debi- 
toren-Konten die  erforderlichen  Rückstellungen  vorweg  vorgenommen 
worden  sind.    Denn  vordem  gibt  es  keinen  Reingewinn. 
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In  Rücksielit  auf  diesen,  auch  niateriell  bedeutsamen  fundamentalen 
Unterscliied  zwischen  ecliten  und  unechten  Reserven  für  Verluste  an 
Debitoren  muß  eine  scharfe  Scheichmg  der  Regriffe  gefordert  werden. 
Gegen  diese  Forderung  wird  in  der  Bilanz-Praxis  leider  noch  immer 
vielfach  gefehlt . 

Selioidung  der  Bezoiehnungen  für  Delkredere-Konton.    So  begegnen 
für    Delkredere -Rück Stellungen    beispielsweise    folgende    Bezeich- 
lunigen :  Delkredere  -Reserve,  Delkredere  fo  n  d  s ,  Delkredere-  Reserve- 
fonds.    Dubiosen -Reserve,     Kontokorrent-Reserve,     Spezial-Re- 
serve,  Debitoren-Reserve,  Debitoren-Rücklage,  Zweifelhafte  For- 
derungen, Unsichere  Außenstände,  Verlust -Reserve  usw.   Mit  Sicher- 
heit ist  meist  nicht  erkennbar,  ob  eine  echte  Reserve  oder  eine  unechte 
in  Form  eines  Korrektiv-Kontos  gemeint  ist.    Für  die  Beurteilung  der 
finanziellen  Position  einer  Unternehmung  und  der  Qualität  ihrer  Debi- 
toren ist  unzweideutige  Erkennbarkeit  aber  unerläßlich.  Deshalb  wäre 
eine  prinzipielle  (nötigenfalls  bilanzrechtliche)  Festlegung  der  Begriffe 
sehr  wünschenswert.    Vor  allem  wird  angebracht  sein,  den  Reserve - 
Begriff  von   den  Delkredere -Korrektivkonten   ein   für  allemal  ge- 
trennt zu  halten.     Dagegen  ist  dessen  Verwendung  ratsam  für  echte 
Debitoren -Reserven,   wobei   er  zuweilen    durch   den  Zusatz   ..Fonds" 
als  echte  Reserve  noch    besonders  gekennzeichnet  Avird.    Demgemäß 
wäre  dem    ..Delkredere"-  (oder  Dubiosen-)  Konto  als  dem  Korrektiv- 
Konto  das  Delkredere-  (oder  Dubiosen-)  Reservefondskonto  gegenüber- 
zustellen.    Wem  diese  Bezeichnung  zu  lang  erscheint,  mag  entweder 
Delkrederereserve -Konto  oder  Delkrederefonds -Konto  ^)  sagen.  Wir 
wählen  die  Bezeichnung   ,, Delkrederereserve-Konto",  Aveil  mit  dem 
,, Fonds" -Begriff  regelmäßig  der  Gedanke  an  eine  ,, Anlage"  der  Reserve 
in  Effekten  oder  dgl.  verbunden  wird,  und  weil  Laien   gewöhnt  sind, 
einen   ,,  Fonds"    auf  der  Aktiva -Seite   der  Bilanz   zu  suchen.     Auf 
jeden  Fall  haben  die  Begriffe  ,, Reserve"  und  ,, Fonds"  aus  der  Korrektiv- 
konto-Benennmig    fortzubleiben.    Außerdem  ist   die   echte  Debitoren- 
Reserve    zweckmäßig    im   Zusammenhang   mit   den   sonstigen    echten 
Reserve-Konten  oder  doch  im  unmittelbaren  Anschluß  daran  zu  bilan- 
zieren, um  ihre  Verwandtschaft  mit  diesen  Bilanzposten  anzudeuten. 

Dotierung  des  Delkrederereserve-Kontos.  Die  Dotierung  des  Delkre- 
derereserve-Kontos geschieht  zu  Lasten  der  Erfolgs-Rechnung  (Ge  winn- 
und   Verlust-Konto  an  Delkrederereserve-Konto). 


1)  So  auch  Belohlawek  in  der  Z.  f.  B.  X.  S.  173ff.  und  Schmalenbach 
in  der  Z.  f.  hw.  F.  II.  S.  895.  Dagegen  Beigel  in  der  Z.  f.  B.  XXIII.  S.  21. 
ßeigel  übersieht  aber,  daß  echte  Delkredere-Reserven  von  unechten 
(nur  Bewertungs-Korrekturen  darstellenden  Delkredere-Posten)  nicht  geschie- 
den werden,  wenn  man  beide  Postenarten,  wie  ßeigel  will,  gemeinsam  über 
Delkredere-Konto  ausweist. 
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Bomossungsgrundlagen  für  die  Dotiorung.  Als  Bemessungsgrund- 
lage für  die  Höhe  der  Dotierung  des  Delkrederereserve-Kontos  dienen  in 
der  kaufmännischen  Praxis  vornehmlich:  der  Gesamtbetrag  der  je- 
weiligen bilanzmäßigen  Außenstände,  oder  der  Umsatz  der  letzten 
Bilanz-Periode,  oder  der  Reingewinn  der  Unternehnumg.  Nicht  selten 
wird  willkürlich  dotiert ;  oder  das  Delkrederereserve -Konto  wird  Jahre 
hindurch  auf  derselben  Höhe  erhalten.  Wonach  man  die  echte  Del- 
kredere-Reserve auch  bemessen  mag:  immer  Avird  man  die  pekuniäre 
Qualität  der  Kundschaft  und  die  allgemeine  Wirtschaftslage  zu  berück- 
sichtigen haben. 

Buehungs-Beispiel  für  das  Delkredororoserve-Konto.  Ein  Beispiel: 
Das  Delkrederereserve  -  Konto  soll  prinzipiell  auf  5  %'  der  letzten 
bilanzmäßigen  Außenstä-nde  gehalten  werden.  Diese  beliefen  sich  zur 
Zeit  der  ersten  Dotierung  (Ende  1910)  auf  rund  40000  M.  Sonach  sind 
2000  M  zu  reservieren.  Ende  1911  sind  1300  M  zur  Deckung  in  diesem 
Jahr  eingetretener  Verluste  an  Dubiosen  vom  Delkrederereserve-Konto 
henmterzunehmen.  Die  Außenstände  haben  Ende  1911  insgesamt  rund 
48000  M  betragen.  Demnach  sind  für  Ende  1911  [2400  M  ./.  (2000  M  ./. 
1300  M)  =]  1700  M  aufs  neue  zurückzustellen.  Dann  sieht  das  Delkre- 
derereserve-Konto so  aus: 

Delkrederereserve -Konto 


19  lU 

1910 

Dezbr. 

31. 

An  Saldo    .... 

.2000M 

Dezbr.  31.  Per  Gewinn-  u.  Ver- 

- 

1911 

lust-Kto.     .    . 

2000  M 

1911 

Dezbr. 

31. 

An  Debitoren-Kto. 

.  1300M 

Januar    1.  Per  Saldovortrag  . 

.  2000 M 

31. 

„    Saldo  .... 

.  2400  ., 

Dezbr.  31.    „     Gewinn- u.  Ver- 

lust-Kto.     .    . 

1700  „ 

3700  M 

3700  M 

usw. 

Analog  ist  bei  den  anderen  prozentualen  Bemessungs-Methoden  zu 
verfahren . 

Zusammenwirken  von  Delkredere-  und  Delkrederereserve-Konten. 
Führt  man  neben  dem  Delkredere reserve- Konto,  als  dem  echten  Re- 
serve-Konto, ein  Delkredere-  (Korrektiv-)  Konto,  so  kann  man  beide 
Konten  zueinander  in  Beziehung  treten  las.sen,  indem  man  das  Dekredere- 
Konto  nach  Maßgabe  dessen  Bedarfs  aus  dem  Delkrederereservc-Konto 
auffüllt  (Delkrederereserve-Kontoan  Delkredere-Konto).  Auch 
die  vom  Delkredere -(Korrektiv-)  Konto  etwa  fortzubuchenden  Rück- 
stcllungs-Überschüs.se  kaim  man  dann  dem  Delkrederereserve-Konto 
an.statt  dem  Gewinn-  und  Verlust-Konto  gutschreiben. 

Steuer-Entscheidung  über  Abschreibungen  auf  Dubiosen.  Mit  folgender 
Oberverwaltungs-Gerichtsentscheidung  sei  dieser  Abschnitt  geschlossen : 
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„Eine  bei  den  ausstehenden  Forderungen  vorgenommene  Abschreibung  kann, 
nicht  ohne  weiteres  deshalb  für  unzulässig  erachtet  werden,  weil  die  Verluste, 
die  den  Grund  für-  die  Abschreibung  abgegeben  haben,  aus  früheren  als  den  für 
die  Durchschnitts-Berechnung  des  Einkommens  aus  Handel  und  Gewerbe  maß- 
gebenden Jahren  herrühren.  Eine  im  Verhältnis  zu  dem  Gesamtbetrage  der 
Forderungen  auffallend  hohe  Abschreibung  begründet  die  Vermutung,  daß  die- 
selbe eine  außerordentliche,  unzulässige  sei"  (E.  in  St.  III.    92). 

III.  Abschreibungen  auf  Betriebs-Cregenstände. 
A.    A  1 1  g  e  ni  eine  s. 
1.  Wesen  und  Arten. 

Unterschiede  zwischen  Abschreibungen  auf  Forderungen  und  auf 
Betriebs-Gegenstände.  Zwischen  den  Abschreibungen  auf  Fordoriuigen 
und  denjenigen  auf  Betriebs-Gegenstände^)  bestehen  wesentliche  Unter- 
.schiede. 

jVIit  den  Abschreibungen  auf  Forderungen  bringt  man  Verluste 
auf  vermögensrechtliche  Ansprüche  gegen  Schuldner  der  Unter- 
nehmung zum  buchmäßigen  Ausdruck;  sie  beruhen  mithin  auf  außer- 
halb der  Unternehminig  wirksamen  Ursachen.  Diese  Verluste  sind 
sowohl  in  bezug  auf  Höhe  und  Zeit  des  Eintritts,  wie  auch  auf  die  Namen 
der  zahlungsunfähig  werdenden  Schuldner  unregelmäßiger  luid  deshalb 
im  voraus  nicht  bestimmbarer  Natur. 

Anders  die  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände.  Diese 
sind  als  buchmäßiger  Ausdruck  für  die  durch  den  Betrieb  herbei- 
geführten Vi^ertminderungen  an  den  im  Betriebe  gebundenen  Gebrauchs- 
gütern rein  interner  Natur;  ihre  Ursachen  sind  nicht  in  rechtlichen, 
sondern  in  technischen  Vorgängen  begründet.  Diese  Abschreibungen 
werden  deshalb  regelmäßig  nach  Maßgabe  der  Verwertbarkeit  der  Be- 
triebs-Gegenstände  für  die  Unternehmung  periodisch  berechnet  und 
sind  insoweit  meist  auch  im  voraus  bestimmbar. 

Entwertungs-Ursachen.  Die  Entwertung  der  Betriebs-Gegenstände 
herbeiführende  Hauptursachen  gruppiere  ich  Avie  folgt : 

Normale  betriebliche  Abnutzung  [Folge:  reguläre  (ordent- 
liche) Abschi'eibung  für  die  dadurch  herbeigeführte  Gebrauchs-  und 
Tauschw^ert-Minderung] . 

Verschleiß    durch   natürliches  Altern  (mindert  meist  mehr 


^)  Als  Batriebs-Gegenstände  sind  hierbei  nur  der  körperlichen  Abnutzimg 
unterliegende  Gebrauchsgüter  gedacht.  Anlage -Effekten  (vgl.  S.  272  bis  273) 
kommen  in  diesem  Zusammenhang  als  Betriebs-Gegenstände  demnach  nicht  in 
Betracht.  Die  im  weitern  Sinne  auch  zu  den  Betriebs-Gegenständen  zu  rechnen- 
den Immaterialgüter  werden,  unabhängig  von  den  körperlichen  Betriebs-Gegen- 
ständen, als  selbständige   Gruppe  behandelt. 

-Müller-Kalkberge,  Erfolgsrechniing.  21 
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tlou  Tauschwert  als  ck-n  Cu'hraiuhswoit  und  wiid  mit  der  vorstolieud 
begründeten  regu hären  Abschreibung  erfaßt). 

Anormaler  betrieblicher  Verschleiß  und  sonstige  anor- 
male betriebliche  Entwertungs-Ursachen;  beispielsweise  durch 
Bruch,  Feuerschaden,  Änderung  der  Fabrikations-Methode  oder  dgl. 
(Folge:  außerordentliche  oder  Sonder-Absclireibung  für  die  dadurch 
verursachte  Ciebrauchs-  und  Tauschwert-Minderung). 

Außerbetrieblich  entstandene  Entwertungs-Ursachen ; 
z.  B.  Veralten  maschineller  Konstruktionen  infolge  anderweitig  erfun- 
dener Verbesserungen,  Verschlechterung  der  Grundstückslage  durch 
Verkehrsverschiebung,  Konjunktur-  und  Modewechsel  usw.  (Folge: 
Sonder -Abschreibung  für  die  dadurch  hervorgerufene  Tauschwert- 
Minderiuig). 

Reguläre  und  Sonder-Abschreibuugen.  Demnach  scheide  ich 
zwischen  regulären  und  Sonder- A])schreibungen,  wobei  auf  Grund 
der  vorstehenden  Gruppierung  ausdrücklich  betont  sei,  daß  auch  die 
Sonder- Abschreiburgen  echte  Abschreibungen  sind  und  als  solche 
—  im  Gegensatz  zu  den  aus  dem  Reingewinn  zu  bildenden  echten 
Reserven  —  vorgenommen  werden  müssen,  bevor  von  einem  Rein- 
erfolg der  Unternehmung  gesprochen  werden  darf.  Inwieweit  außer- 
betrieblich entstandene  Entwertungen  bilanzrechtlich  berücksichtigt 
werden  müssen  oder  dürfen,  ist  auf  S.  178ff.  dargelegt  worden. 

Zum  Wesen  der  Sonder- Abschreibungen  gehört,  daß  sie  einen  be- 
stimmten Betriebs-Gegenstand  meist  nur  einmal,  nämlich  nach  erfolgtem 
Eintritt  anormaler  betrieblicher  oder  außerbetrieblicher  Entwertungen, 
treffen,  und  daß  ihre  Höhe  nach  Maßgabe  jener  Entwertungen  zahlen- 
mäßig genau  feststellbar  ist  oder  doch  annähernd  geschätzt  werden 
kann. 

Zuweilen  entstehen  übrigens  auch  Sonder- Abschreibungen,  weil  zu 
Lasten  eines  bestimmten  Jahrs  früher  unterlassene  Abschreibungen 
nachgeholt  werden  müssen,  oder  weil  infolge  andauernd  ungünstige!- 
Rentabilität  der  Unternehmung  Abschreibungen  vorweggenommen 
werden,  um  die  Erfolgs-Rechnungen  künftiger  Jahre  im  Interesse  gün- 
stigerer Ergebnisse  zu  entlasten.  Im  letztgenannten  Fall  bekommt  die 
Sonder- Abschreibung  den  Charakter  einer  echten  Reserve,  soweit  und 
solange  sie  vorweggenommene  Abschreibungen  einschließt. 

Im  Oegensatz  zur  Sonder-Abschreibung  ist  die  auf  einen  Betriebs- 
Gegenstand  zu  beziehende  reguläre  Abschreibung  im  Normalfall  keine 
einmalige,  vielmehr  eine  während  der  Gesamtdauer  der  betrieblichen 
Ausnutzung  des  Gegen.stands  von  Bilanz-Periode  zu  Bilanz-Periode  zu 
wiederholende.  Xach  wie  verschiedenen  Beme^sungs-Grundlagen 
dabei  verfahren  werden  kann,  wird  unter  B  gezeigt  werden. 
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2.  Abschrcibungs-Hölie. 
a.  Im  :>i-olioii  und  ganzoii. 

Manniglaltiskcit  der  Ahschrcibiings-Faklorcn.  Fiii  die  Höhe  der 
legiilären  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegejistäiuh'  NoniehniHch  be- 
stimmend ist  die  für  einen  Betrieb  vermutheh  zu  erwartende  Nutzungs- 
oder Gebrauchsdauer  des  Gegenstands.  Nach  Maßgabe  der  Schätzung 
dieser  Dauer  ist  die  Höhe  der  jährlichen  regulären  Abschreibungen  in 
erster  Linie  zu  bemessen.  Versuche,  die  Hölie  der  regulären  Jahres- 
abschreibungen für  bestimmte  Betriebs-Gegenstände  prozentual  all- 
gemeingültig festzulegen,  können  nur  führen  zu  Du rchschnitts- 
üder  zu  Grenz-Resultaten,  die  im  großen  und  ganzen  zwar  mehr  oder 
minder  oft  zur  praktischen  Anwendung  kommen,  die  jedoch  den  Eigen- 
arten der  Branche  oder  des  Betriebs  naturgemäß  nicht  gerecht  werden 
können,  eben  weil  sie  nur  Durchschnitts-Ergebnisse  allgemeiner  Beob- 
achtungen sind  oder  auf  Grund  solcher  Beobachtungen  Höchst-  und 
Mindestgrenzen  angeben,  innerhalb  deren  der  individuellen  Bemessung 
weiter  Spielraum  gelassen  ist.  In  der  Tat  können  die  bei  der  Bemessung 
der  Höhe  regulärer  Abschreibungs-Prozentsätze  in  Rechnung  zu  ziehen- 
den indi^^duellen  Momente  von  derart  verschiedener  Bedeutung  sein, 
daß  man  kaum  zwei  Betriebe  finden  wird,  die  hierbei  in  jeder  Beziehung 
ganz  gleichen  Verhältnissen  unterworfen  sind. 

Wichtigkeit  für  Gosellschafts-Yerträge.  Daß  aus  diesem  Grunde 
sorgfältige  Bestimmungen  über  die  Abschreibungs-Höhe  in  jedem 
Gesellschafts- Vertrage  getroffen  werden  sollten,  leuchtet  ein. 

b.  Im  einzelnen. 

irebäude.  So  sind  bei  der  Bemessung  von  Abschreibungen  auf  Ge- 
bäudewerte zu  beachten:  der  Verwendungszweck  (Fabrik-,  Speicher-, 
Wohn-Gebäude) ;  die  Art  der  Bauausführung  (ob  massiver,  Fachwerk- 
oder  Holzbau);  die  Qualität  des  verwendeten  Baumaterials;  mit  der  in 
den  Gebäuden  betriebenen  Produktion  verbundene,  dem  Mauerwerk 
schädliche  Einflüsse  {vrie  Feuchtigkeit,  ätzende  Dämpfe,  Erschütte- 
rungen u.  dgl.);  Witterungs-Einflüsse  usw.  In  einem  Fall  können  1  %, 
im  andern  10  %  Abschreibung  vom  Neuwert  nicht  zu  hoch  bemessen 
sein.  So  findet  man  \'ielfach  vom  Neuwert  der  Wohngebäude  1  %,  der 
Fabrik-  und  Speicher-Gebäude  2  bis  4  %,  der  Schuppen  10  %  oder  mehr 
abgeschrieben.  Selbstverständlich  sind  dies  nur  ganz  rohe,  von  Fall  zu 
Fall  u.  U.  wesentlich  abzuändernde  Durchschnittssätze. 

Umbau-Kosten  als  Yorhist-Posten.  In  welcher  Weise  man  Abschrei- 
bungen, die  durch  Änderungen  des  Verwendungszwecks  (Gebrauchs - 
Wechsel)  und  damit  verbundene  baujiche  Veränderungen  des  Gebäudes 
bedingt  sind,  durch  bilanzmäßigen  Ansatz  des  nach  der  Veränderung 
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zu  t'iuartiMulon  \Vrkehrswcrts  vorweg  zum  Ausdruck  In-ingen  kann, 
ist  auf  S.  286  gezeigt,  wo  für  einen  Speicher  dessen  Verkehrswert 
als  Wohnhaus  berechnet  ist.  Soweit  die  aus  dem  Gebrauchswechsel 
des  Gebäudes  resultierenden  Abschreibungen  nicht  vorweggenommen 
sind,  wird  man  die  durch  den  Gebrauchswechsel  Aerursachten  Umbau - 
Kosten  meist  nicht  als  Wertzuwachs,  sondern,  um  Überbewertung 
solcher  Gebäude  zu  viM'hindern.  als  Unkosten  behandeln.  Ebenfalls 
als  Unkosten  wird  man  buchen  alle  unbedeutenden  Umbauten  (wie 
Herausnehmen  oder  Umstellen  von  Wänden),  die  keine  den  Gebäude- 
Ertrag  erhöhende  Verbesserung  zur  Folge  haben. 

Baulic'likcKon  auf  i2:oi)achtelem  Boden  uiul  I^nibau  lajoinietcter  Räume. 
Kosten  der  auf  gepachtetem  Grund  und  Boden  erricliteten  Gebäude 
11.  dgl.  sind  innerhalb  der  Pachtzeit  bis  auf  den  Altmaterial  wert  ab- 
züglich der  Abbruchs-Kosten  abzuschreiben,  falls  man  nach  dem 
Ablauf  der  Pachtzeit  zum  Abbruch  der  Gebäude  verj^f lichtet  ist.  Ist 
man  dagegen  verpflichtet,  die  errichteten  Baulichkeiten  stehen  zu  lassen, 
so  hat  man  die  gesamten  Baukosten  innerhalb  der  Pachtzeit  ab- 
zuschreiben. Ist  man  zum  Abbruch  berechtigt,  aber  nicht  verpflichtet, 
so  wird  man  ebenfalls  die  gesamten  Baukosten  innerhalb  der  Pachtzeit 
abschreiben,  Avenn  die  Abbruchskosten  den  Altmaterialwert  vermutlicli 
übersteigen,  den  Abbruch  mithin  unrentabel  machen  würden.  Analoges 
gilt  für  Umbau -Kosten,  die  durch  Verwandlung  gemieteter  Räume  in 
geeignete  Geschäftsräume  entstanden  sind.  In  allen  diesen  Fällen 
handelt  es  sich  um  transitorische  Aktivierung  der  Kosten  und 
deren  Abschreibung  innerhalb  der  Miet-  oder  Pachtperiode.  Wird  der 
Pacht-  oder  Mietvertrag  über  die  ursiDrünglich  vereinbarte  Zeit  hinaus 
verlängert,  so  kommen  die  zu  Lasten  der  ersten  Vertrags-Dauer  abge- 
schriebenen Kosten  der  folgenden  Periode  negativ  zugute,  weil  diese 
daran  nicht  mehr  zu  tragen  hat. 

Bebautor  Boden.  Keiner  Begründimg  bedarf,  daß  bebauter  Boden 
als  solcher  infolge  seiner  Unzerstörbarkeit  nicht  Gegenstand  regu- 
lärer Abschreibungen  sein  kann.  Dagegen  können  Sonder -Abschrei- 
ungen für  den  Fall  von  Minderungen  des  Boden-Verkehrswerts  in 
Frage  kommen.  Dann  wird  die  Boden-Entwertung  regelmäßig  auch 
im  geminderten  Mietwert  der  Gebäude,  mithin  im  gesunkenen  Ver- 
kehrswert des  gesamten  Grundstücks  erkennbar. 

Pflaster-  und  Woffo-Koston.  Im  Zusammenhang  mit  dem  Boden 
können  Absehreibungen  auch  insofern  vorkommen,  als  für  die  Herrich- 
tung des  Bodens  beispielsweise  verausgabte  Pflaster-  oder  Wegekosten 
der  Abschreibung  unterworfen  werden  können.  Jedoch  trifft  die 
Abschreibung  dann  nicht  den  Bodenwert  als  solchen,  sondern  den 
zur  Erhöhung  seines  Gebrauchswerts  entstandenen  Materialien-  und 
Löhne- Auf  wand . 
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Abiauiii-  und  soiislii»«»  Rc^uliorungs-Ko.stcii.  Auf  die  Erfolgs- 
Keehnung  wie  Abschreibungen  wirkende  Unkosten-Buchungen  können 
in  bezug  auf  den  bebauten  Boden  vorkommen,  wenn  beispielsweise 
dessen  Verschlammung,  Versandung  oder  dgl.  eintritt,  oder  wenn 
die  industrielle  Benutzinig  des  Crundstücks  etwa  Schlacken-An- 
häufung zur  Folge  hat.  Dann  sind  als  Unkosten  zu  buchen  die  Kosten, 
die  zur  Beseitigung  solcher,  die  Benutzung  des  davon  betroffenen 
Bodens  vereitelnden  Hindernisse  verausgabt  werden  müssen.  Diese 
Kosten  sind  a])er  trotz  ihrer  gleichartigen  Wirkung  auf  die  Erfolgs- 
Rechnung  keine  Abschreibungen  auf  den  Bodenwert,  weil  die 
volle  Gebrauchsfähigkeit  des  Bodens  durch  die  Beseitigung  der  ge- 
namiten  Hindernisse  wiederhergestellt  wird. 

Maschinen.  Besondre  Aufmerksamkeit  erfordert  die  zutreffende 
Bemessung  der  Höhe  von  Abschreibungen  auf  Maschinen. 

Sonderstelhing  der  Si)ezial-3Iaschin('n.  Einheitliche  Abschreibungs- 
Prozentsätze  sind  bei  Maschinen  nur  zu  verantworten,  soweit  es  sich 
um  gleichartige  Typen  und  um  dieselbe  Art  der  Betriebsausnutzung 
handelt.  Das  wird  für  sämtliche  Betriebs-Maschinen  meist  in  nur  ein- 
fachen und  kleinen  oder  in  hochsiDczialisierten  Betrieben  zutreffen. 
Wo  dagegen  neben  konstruktiv  bereits  gut  durchgebildeten  normalen 
Werkzeug-Maschinen  von  allgemeiner  Anwendbarkeit  (wie  etwa  ge- 
wöhnlichen Drehbänken  und  Bohrmaschinen)  Spezialmaschinen  von 
oft  sehr'  begrenzter  Verwertbarkeit  im  Betriebe  arbeiten,  muß  man  statt 
der  summarischen  Abschreibungs-Methode  sich  der  individuellen  be- 
dienen. Man  stellt  dann  die  Abschreibungs-Beträge  für  die  einzelnen 
Maschinen  fest  und  setzt  deren  Gesamtbetrag  zum  Gesamtwert  aller 
Maschinen  in  Beziehung.  Die  Abschreibungssätze  sind  für  Spezial- 
maschinen um  so  höher  zu  bemessen,  je  größer  die  Gefahr  ihrer  Über- 
holung durch  neue  Tj'pen  erscheint,  oder  je  kürzer  ihre  Verwertbarkeit 
für  den  Betrieb  eingeschätzt  Averden  muß.  In  letztgedachter  Hinsicht 
können  hohe  Abschreibungen  erforderlich  werden,  wenn  die  durch  die 
Spezialmaschinen  hergestellten  Gegenstände  sich  schnell  ..überleben" 
und  infolgedessen  ,, auf  gegeben"  werden  müssen;  oder  wemi  die  Spezial- 
maschine  nur  für  die  einmalige  Herstellung  eines  besonders  wichtigen 
Gegenstands  (beispielsweise  bei  Neuerungen  an  Geschützen)  zur  Be- 
nutzung gekommen  ist  und  für  die  Zukunft  womöglich  jeden  Gebrauchs- 
wert eingebüßt  hat ;  oder  wenn  schließlich  Änderungen  der  Fabrikations- 
Methode  die  Spezialmaschinen  überflüssig  machen.  Aus  allen  diesen 
Entwertungs-Möglichkeiten  folgt  die  Notwendigkeit,  für  derartige  Fälle 
Sonder -Abschreibungen  vorzunehmen.  Im  Gegensatz  zu  normalen 
Maschinen-Typen,  bei  denen  man  mit  regulären  Abschreibungen  aus- 
zukommen pflegt. 

Kraft-  und  Werkzeug-Maschinen.   Alle  vorgenannten  Entwertungs- 
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Ursac'lieii  bestehen  iiaturgeinäl.i  in  unglek-h  höherni  Maße  für  Werk- 
zeug-Maschiiun  als  für  Kraftmaschinen,  woraus  die  verschiedene  Be- 
messung der  Al)schreil)ungssätze  auch  bezüglich  dieser  beiden  Maschi- 
nen-CJruppen  herzuleiten  ist.  Bei  Kraftmaschinen- Anlagen  wird 
zwischen  Abschreibinigen  auf  Dampfmaschinen  und  dazu  gehörigen 
Kessel -Anlagen  einerseits,  auf  Motoren  und  Transmissionen 
anderseits  zu  unterscheiden  sein.  Jene  \\er(len  regelmäßig  niedriger. 
diese  höherer  Abschreibungen  bedürfen. 

Deren  Behaiidliinjr  und  Ausnutzung  als  Abschreibungstaktoren. 
Von  nicht  zu  miterschätzendem  Einfluß  auf  die  Höhe  der  für  Maschinen 
vorzunehmenden  Abschreibungen  ist  die  Art  ihrer  Behandlung  (Be- 
dienung und  Instandhaltung). 

Last  but  not  least  ist  für  die  Höhe  der  regulären  Abschreibung 
entscheidend,  ob  die  Maschinen  ausschließlich  für  den  Tagbetrieb 
oder  auch  für  den  Nachtbetrieb  dienstbar  gemacht  werden,  oder 
ob  mu-  periodischer  (Saison-)  Betrieb  (wie  bei  Zucker-Fabriken 
und  Brennereien)  vorliegt.  Je  kürzer  die  (Jebrauchs-Dauer  innerhalb 
einer  Bilanz-Periode,  um  so  niedriger  normalerweise  auch  der  Abschrei- 
bungssatz. Dementsprechend  sind  auch  Reserve-  und  sonstige  unter- 
durchschnittlich selten  gebrauchte  Maschinen  mit  niedrigeren  Abschrei- 
Ijungen  im  Werte  zu  mindern. 

Spannungen  zwischen  den  Abschreibungssätzen.  Nach  allem  kann 
nicht  überraschen,  daß  die  Abschreibungssätze  für  Maschinen  sich  im 
großen  und  ganzen  zwischen  5%  und  3()'\,  vom  Neuwert  bewegen, 
also  eine  Gesamtspannung  von  25%  erkennen  lassen.  Natürlich  kön- 
nen besondere  Verhältnisse  noch  größere  Spannungen  bedingen. 

Werkzeuge.  Im  wesentlichen  gilt  das  über  die  Abschreibungs- 
Faktoren  für  Maschinen  Gesagte  auch  fiir  Werkzeuge.  Jedoch  mit 
der  Einschränkung,  daß  individuelle  Abschreibungen  infolge  der 
meist  sehr  bedeutenden  Anzahl  betrieblich  benutzter  Werkzeuge  nicht 
leicht  durchführbar  sind.  Man  begnügt  sich  deshalb  mit  summarischen 
Abschreibungen,  wobei  man  nur  bedingt  verwertbare,  leicht  veraltende 
oder  sehr  empfindliche  Spezial Werkzeuge  mit  höheren  Sätzen  heran- 
zieht. Die  für  Werkzeuge  bilanzierten  Durchschnitts- Abschreibungen 
schwanken  demzufolge  außerordentlich.  Die  am  meisten  zu  beobach- 
tenden Sätze  liegen  zwischen  10  und  50%.  Drei  Möglichkeiten.  Ab- 
schreibungen auf  Werkzeuge  bilanzmäßig  zu  Ix'wirken.  habe  ich  auf 
S.  288ff.  dargestellt. 

Instandhaltiings-Mefhode.  Dem  ist  noch  hinzuzufügen,  daß  man 
hin  inid  wieder  Abschreibungen  auf  den  urs[)rünglichen  Weikzeugc- 
Bestandwert  überhaupt  unterläßt  oder  sie  nur  sehr  beschei<lcn  bemißt, 
dagegen  aber  sämtliche,  für  die  Instandhaltung  und  Ergänzung  des 
Werkzeuge-Bestands  entstandenen  Kosten  zu  [.asten  der  Anschaffungs- 
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jähre  sogleich  der  Erfolgs-Rechnung  (Betriebskosten-  oder  Falnikations- 
Konto)   im  ganzen   l^mfange  zur  Last   schreibt. 

IJedcutuiiii  richtiger  Ahs(*lireilmnj;s-Verh'iliinu  liir  ^lascliincii  iiikI 
Wcrkzeniie.  Eine  nach  Möglichkeit  zutieffende  W'rteilung  der  Ab- 
schreibungen über  die  einzelnen  Bilanz-Perioden  ist  gerade  für  Ma- 
schinen und  Werkzeuge  wichtig.  Denn  diese  Betriebs-Gegenstände 
haben  (im  Gegensatz  zu  den  nur  passiv  })eteiligten  Werkgeräteni)  und 
Utensilien)  an  der  Fabrikation  inimittelbar  aktiven  (be-  oder  ver- 
arbeitenden^))  Anteil.  Außerdem  sind  die  Maschinen  am  Gesamtwert 
der  Betriebs-Gegenstände  mid  demgemäß  auch  an  den  auf  diese  ent- 
fallenden (iesamt-Abschreibungen  meist  hervorragend  beteiligt. 

3Iobili('ii  und  Utensilien.  Für  Mol)ilien.  Utensilien  u.  dgl. 
würden  sich  bei  individueller  Bemessinig  der  Abschreibungssätze 
sehr  verschiedene  Ergebnisse  herausstellen.  In  Rücksicht  auf  die 
regelmäßig  bedeiitende  Stückzahl  dieser  Betriebs-Gegenstände  bedient 
man  sich  deshalb  auch  hierbei  der  summarischen  Abschreibungs- 
Methode. 

Deren  buchmäßige  Zusammenfassung.  Um  die  außerordentliche 
Verschiedenheit  der  Xutzungs-Dauer  der  initer  Mobilien.  Utensilien  und 
dgl.  begriffenen  Betriebs-Gegenstände  für  die  Bemessung  der  Abschrei- 
bungen wenigstens  einigermaßen  abzuschwächen,  gruppiert  man  jene 
Gegenstände  nach  Ort  und  Art  ihrer  Verwendung  beispielshalber  in: 
Kontor- Utensilien .  Werkstätten-  Utensilien.  Fabrik-  Einriebt ung, 
Fuhrwerk  usw.  In  bezug  auf  Höhe  der  Anschaffungs-  oder  Herstel- 
lungs-Kosten. Gebundenheit  an  die  Örtlichkeit,  Gefahr  des  Veraltens 
u.  dgl.  besonders  bemerkenswerte  Vermögensteile  (z.  B.  Automobile, 
Beleuchtungs-Anlagen.  Schaufenster-Einrichtungen)  wird  man 
im  Rahmen  der  für  sie  in  Frage  kommenden  Gruppe  auf  den  für  diese 
anzunehmenden  Durchschnitts-Abschreibungssatz  gebührend  einwir- 
ken lassen,  wenn  man  jene  Vermögens-Gegenstände  nicht  gesondert 
bilanziert  und  abschreibt. 

3Iodelle.  Wo.  wie  bei  Modellen,  große  Gefahr  der  Entwertung 
sich  mit  relativ  bedeutenden  Kosten  paart,  bilanziert  man  gesondert 
und  schreibt  nach  Lage  der  Sache  mehr  oder  weniger  überdurchschnitt- 
hch  schnell  ab. 

Verschiedene  Bemessung  der  Absclireihuneen  auf  ^lobilien,  Utensilien 
nnd  Modelle.  Bei  der  großen  Mannigfaltigkeit  der  Verhältnisse  lassen  sich 
Maximal-  und  Minimalgrenzen  oder  Durchschnittssätze  für  Abschrei- 
bungen auf  Mobilien.  L^'tensilien  und  dgl.  kaum  angeben.  Höchstens 
kann  man  sagen,  daß  Neigung  zum  Durchschnittssatze  von  10°o  besteht. 


^)  und  2)  Vgl.  über  diese  Unterscheidungen  des  Verfassers  Buch:  Hand- 
werkzeug und  Handwerksmaschine.  Ein  wirtschaftswissenschaft- 
licher   Vergleich   (1906)  S.   14öff.,  164ff. 
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(Jroßeiiiul  rentable  Uiiteinehiuungen  pflegen  gewisse  Gruppen  dieser  Be- 
triebs-(iegonst;uule  (uiit  Vorliebe  Kontor-Utensilien  und  der  Repräsen- 
tation dienende  Eiiuichtungs- Gegenstände)  sehnell,  wenn  nicht  gar 
gleich  zu  Lasten  des  Anschaffungsjahrs,  auf  1  Mk.  abzuschreiben. 
Kleine  und  billige  Utensilien  werden  oft  sogleich  über  Unkosten- 
Konten  verrechnet.  Doch  auch  kostspielige  Betriebs -(Jegenstände 
schreibt  man,  ohne  sie  in  der  Bilanz  erst  sichtbar  werden  zu  lassen, 
über  Unkosten-Konto  zu  Lasten  des  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
jahrs ab.  Und  zwar  geschieht  dies  nicht  selten  aus  steuerpoliti- 
schen Gründen.  Zur  Anwendung  kommt  solches  Verfahren  zuweilen 
bei  Holzmodellen. 

Die  AbschreihnuKs-Höhe  hetretiende  Kdchsgerichts-  und  Ober- 
verwaltungs^erichts-Entseheidungon.  Im  Anschluß  an  die  vorstehenden 
Ausfühi'ungen  sind  folgende  Entscheidungen  von  Interesse: 

„Über  den  infolge  der  Abnutzung  gemäß  H.G.B.  §  261  Nr.  3  abzu-schrt-iben- 
den  Betrag  entscheidet  die  Generalversaiumlung  oder  der  Gesellschafts-Vertrag. 
Wenn  in  grundsätzlicher  Anerkennung  der  Vorschrift  des  §  261  Nr.  3  die  Abschrei- 
bungen zu  gering  vorgenommen  werden,  also  die  Vermögensstücke  zu  hoch  be- 
wertet werden,  so  liegt  darin  keine  Verletzung  eines  Rechtsgrundsatzes.  Eine 
Anfechtung  eines  solchen  Generalversammlungs-Bcschlusses  kann  daher  —  z.  B. 
bei  Festsetzung  übermäßiger  Abschreibungen  (R.G.  32,  52;  40,  33;  43,  127;  64, 
258;  68,  263)  —  lediglich  dann  zugelassen  werden,  wenn  eine  Arglist  nachzuweisen 
ist,  oder  weim  die  Bilanz  als  eine  willkürliche,  nach  kaufmännischen  Grundsätzen 
offenbar  irrtümliche  erscheint.  R.G.  15.  10.09.  Recht  09  Nr.  3851;  D.J.Z.  09, 
1498;  Bank-Archiv  9,  201;  J.W.  09,  733;  Z.A.G.  17,  103;  R.G.  72,  33;  Hans.  G.Z. 
10,  28  Hptbl.;  L.Z.  10,  139."') 

„Maßgebend  für  die  Beurteilung  sind  nicht  die  von  den  Gesellschatts -Vor- 
ständen entworfenen,  sondern  die  von  den  Generalversammlungen  festge- 
stellten Bilanzen.  Abschreibungen,  die  erst  von  den  letzteren  beschlossen  werden, 
sind  daher,  falls  sie  überhaupt  zulässig  sind,  bei  der  Veranlagung  zu  berücksich- 
tigen." (E.  in  St.  IX.  242.) 

„Für  die  Bemessung  der  Abschrcibungspiozente  in  bestimmter  Höhe  gibt 
es  keine  allgemehi  gültigen  Grundsätze,  und  wenn  die  Berufungskommission  sich 
selbst  bestimmte  Sätze  gebildet  hat,  so  darf  sie  sich  hierauf  als  auf  allgemein  be- 
stehende Grundsätze  zur  Rechtfertigung  der  Versagung  höherer  Abschreibungen 
nicht  beziehen.  Für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Abschreibungen  kommt  es  viel- 
mehr ausschließlich  auf  die  individuellen  Verhältnisse  des  einzelnen  Hauses  an, 
insbesondere  auf  seine  Beschaffenheit  und  Standdauer,  sein  Alter  und  die  lie- 
sonderen,  den  Substanzverbrauch  Ijeschleunigenden  oder  aufschielx-nden  Um- 
stände". (U.  XI.  0.  28  vom  31.  Mai  1902;  vgl.  E.  in  St.  IX.  90.)  „Insbesondere 
gibt  es  keine  allgemeine  Regel  für  die  Bemessung  der  Abnutzungsquote  auf  ^  ,  %. 
Da  ein  solcher  Satz  bei  gleichmäßiger  Anwendung  eine  Standdauer  der  Gebäude 
von  400  Jahren  voraussetzt,  so  könnte  es  sich  höchstens  um  einen  seltenen 
Ausnahmefall  handeln,  und  die  tatsächlichen  Voraus.setzungen  hierfür  würden 
von  der  Steuerbehörde  darzutun  sein".   (U.  XIII.  d.  141  vom  3.  April  1901.) 

„Die  Abschreibung  bei  Gebäuden  hat  die  Bedeutung  der  Aussonderung  der 

1)  Kaufmann    XI.    S.   !)2. 
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in  dem  Ertrage  enthaltenen,  der  fortschreitenden  Abnutzung  infolge  natürlicher 
Vorgänge  entsprechenden  Aufwendung  aus  der  Substanz  der  Quelle:  Steigen 
und  Fallen  des  Wertes  der  Gebäude  oder  Grundstücke  infolge  wirtschaftlicher 
(Verkehrs-)  Vorgänge  berührt  die  Zulässigkeit  und  Höhe  der  Abschreibungen 
nicht;  derartige  Vorgänge  betreffen  aussehließlieh  das  Vermögen,  nicht  den  Ertrag". 
(U.  XIII.  b.  191  vom  8.  November  1900.) 

„Die  Wertminderungen  der  Anlagen  infolge  des  Betriebs  werden 
durch  die  Abschreibungen  ausgeglichen.  Dagegen  berühren  die  nicht  als 
unmittelbare  Folge  des  Betriebs  erscheinenden  Änderungen  in  den  Werten 
des  Anlage -Kapitals  nur  das  Vermögen.  Dies  gilt  sowohl  für  den  Verlust, 
als  auch  für  den  Zuwachs  an  Werten  des  Anlagekapitals.  Der  Verlust  darf 
als  Minderung  des  Ertrags  nur^  soweit  in  Betracht  kommen,  als  die  Vermögens- 
Substanz  infolge  der  bestimmungsmäßigen  Verwendung  der  Anlagen  im  Betriebe 
eine  Wertverminderung  erfahren  hat;  dies  geschieht  mittelst  der  Abschreibungen. 
Der  Zuwachs  muß  dagegen  bei  Berechnung  des  Ertrags  ganz  unberücksichtigt 
bleiben  (vgl.  Fuisting  IV.  §§  69ff.).  Dies  wird  auch  in  der  handelsrechtlichen 
Literatur  anerkannt  (Rehm   §  159.    Reisch    und    Kreibig   I.    S.  291)." 

„Jedem  Kaufmann  sind  die  Eigenarten  seines  Geschäfts  und  die  Voraus- 
setzungen für  die  richtige  Bemessung  prozentualer  Abschi'eibungen  selbst  am 
besten  bekannt,  imd  da  er  handelsrechtlich  zur  Ansetzung  der  richtigen  Werte 
in  Inventar  und  Bilanz  verpflichtet  ist,  so  dürfen  die  Steuer-Behörden  den  von 
ihm  für  angemessen  erachteten  Prozentsatz  nicht  nach  freiem  Belieben,  sondern 
nur  nach  vorheriger  Untersuchung  und  Verhandlung  auf  Grrmd  bestimmter 
Tatsachen  herabsetzen.  Die  Berufungs-Kommission  muß  die  von  ihr  im  Wider- 
spruch mit  dem  Steuerpflichtigen  bewirkte  Herabsetzung  unter  Würdigung  seines 
Vorbringens  imd  Angabe  der  von  ihr  für  maßgebend  erachteten  Tatsachen  be- 
gründen". (E.  in  St.  VIII.   80.) 

,,Die  Bilanz  ist  nicht  mangelhaft,  wenn  in  ihr  Angaben  über  die  Höhe  der 
Abschreibungen  fehlen.  Biberfeld  in  Zeitschi',  f.  d.  ges.  Aktienwesen  Bd.  12 
S.  12ff.    Ebenso  Handelsr.  R.  Bd.  2  S.  68  zu  §  260." i) 

Echte  Abschreibimgen  und  echte  Reserven.  Wie  bereits  hervor- 
gehoben ist,  sind  reguläre  imd  Sonder- Abschreibungen  echte  Abschrei- 
bungen, soweit  ihnen  die  oben  mitgeteilten  Ursachen  (betriebhche 
Normal- Abnutzung,  Alters- Verschleiß,  anormale  betriebliche  und  außer- 
betriebliche Entwertung)  zugrunde  liegen;  als  solche  sind  sie  reine  Ver- 
lust-Posten, jedoch  trotzdem,  wie  die  vorstehenden  Entscheidungen 
teilweise  erkennen  lassen,  steuerlich  im  ganzen  Umfang  nicht  abzugs- 
fähig. Soweit  die  regulären  und  Sonder- Abschreibungen  dagegen  nach- 
weislich noch  nicht  realisierte  Verlust-Elemente  (Verlust-Möglich- 
keiten) einschließen,  sind  sie  echte  (,, stille"'  oder  ..versteckte")  Reser- 
ven und   werden  als  solche  steuerlich  nicht  ..passiert". 

Gründe  iür  zu  hohe  Abschreibungen.  Regelmäßig  geschehen  zu 
hohe  Abschreibungen  (Unterbewertungen)  im  Interesse  wirtschaft- 
licher Stärkung  der  Unternehmung.  Besonders  bei  Gewinn  verteilen- 
den Kapital-Gesellschaften  haben  derartig  begründete  zu  hohe  Ab- 
schreibungen  unmittelbar   geld  Wirtschaft  liehe    Bedeutung,    weil 
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nach  Maßtrahe  ihres  Uinfangs  Bargeld,  BankguthalxMi  oder  dgl.  von  der 
Verteilung  an  die  CJesellschafter  zurückgehalten  ^\■ird.  Nicht  immer 
aber  ist  die  Ursache  zu  liolier  Abschreibungen  Vorsorge  für  die  Zukunft, 
also  ein  Zeichen  solidci-  Geschäftsführung.  So  liegen  ungünstige 
Symptome  vor.  wenn  zu  hohe  Abschreibungen  vorgenommen  werden, 
\\v'i\  genügend  flüssige  Mittel  zur  Dividenden-Auszahlung  fehlen,  und 
weil  deshalb  ein  kleinerer  Reingewinn  ausgewiesen  oder  weil  infolge 
bisiieriger  schlechter  Erfolgs-Resultate  für  deren  künftige  Besserung 
insm'heim   vorgesorgt  werden  soll. 

3.  Reparaturen  als  Absehreibungs-Faktoren. 

Reparatur-Begriff,  über  das  Wesen  der  Reparatur  (als  Gegensatz 
zur  Verbesserung.  Er\\"eiterung  und  Ergänzung)  ist  auf  S.  281  bis  282 
schon  gesprochen  Morden. 

Reparatur-Kosten  als  unuiittelbare  Firfolgs-Posten.  Im  allgemeinen 
neigt  die  l)uchhalterische  Praxis  dazu.  Reparatur-Kosten  zu  Lasten 
des  Reparaturjahrs  über  Unkosten-Konto  zu  verbuchen.  Dieser 
Buchungsmodus  ist  unbedenklich  für  unbedeutende,  im  Vergleich  zum 
Gesamtwert  des  reparierten  Objekts  billige  Reparaturen.  Dagegen 
kann  die  Verbuchung  bedeutender  Reparatur-Kosten  zu  Lasten  der 
Erfolgs-Rechnung  des  Reparaturjahrs  zu  ungerechter  Erfolgs- Ver- 
teilung führen. 

Keparatur-Kosteu  als  abzuschreibende  Bestaud-Posteu.  Angenom- 
men der  Anstrich  eines  großstädtischen  Geschäftshauses  koste  tausend 
Mark.  Die  Xutzungs-Dauer  des  Anstrichs  werde  nach  der  Erfahrung 
auf  fünf  Jahre  veranschlagt.  Würde  man  die  gesamten  Anstrich-Kosten 
dem  Reparaturjahr  über  Unkosten-  (Hausertrags-)  Konto  belasten, 
so  ^\'ürde  dieses  für  den  Kosten-Anteil  der  folgenden  vier  bis  fünf  Jahre 
zu  deren  Gunsten  vorweg  getroffen.  Solche  Wirkung  ist,  besonders  für 
den  Fall  der  Gewinn- Beteiligung  oder  der  gesellschaftlichen  Erfolgs- 
Verteilung,  nicht  wünschenswert.  Richtig  wäre  vielmehr,  dem  Repara- 
turjahr nur  den  auf  ihn  entfallendenKosten-An  teil  von  (1000  M  :  5^=) 
200  M  zu  belasten,  oder  dieses  Jahr  etwa  ganz  frei  zu  lassen  und 
die  Reparatur-Kosten  transitorisch  erst  auf  die  folgenden  fünf  Jahre 
zu  verteilen,  falls  der  Anstrich  erst  gegen  Ende  des  Reparaturjahrs 
stattfand.  Steuerlich  sind  die  Reparatur -Kosten  jedoch  trotzdem 
bereits  für  das  Entstehungsjahr  voll  abzugsfähig. 

Deren  buebrnäUige  Darstellung.  Zwei  Möglichkeiten,  die  Anstrich- 
Kosten  auf  die  Erfolgs-Rechnuiigcn  der  in  Frage  kommenden  Jahre 
richtig  zu  verteilen,  sind  buchtechnisch  gegeben.  Entweder  bucht  man 
die  tausend  Mark  zu  Lasten  des  Gebäude-Kontos  uufl  bringt  die  auf 
jedes  Jahr  der  Anstrich-Xutzungsdauer  entfallenfle    Kosten- Abschrei- 
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wert  zum  hilanzniäüigeu  Ausdruck;  oder  inau  bucht  zu  Lasten  des 
Reparatur-Kontos.  l)elastet  von  diesem  aus  die  Erfolgs-Kechnung  des 
Reparaturjahrs  mit  dem  auf  dieses  entfallenden  Kosten-Anteil  luid 
trägt  den  auf  dem  Rej)aratur-Konto  danach  verbleibenden  Kosten- 
Betrag  transitorisch  vor,  um  anteilige  Abschreibung  und  Vortrag 
Avährend  der  Nutzungs-Dauer  Jahr  für  Jahr  bis  zur  völhgen  Abschrei- 
bung zu  wiederholen. 

(lesiclitspiinkle  tiir  Heparaturkosteii-Abschroibiingen.  Oft  (z.  B. 
nicht  selten  bei  Reparaturen  an  Maschinen)  ist  nicht  möglich,  die 
Xutzungs-Dauer  der  Reparatur  annähernd  zu  bestimmen.  Dann  werden 
bei  sich  zur  Buchung  auf  dem  Bestand-Konto  eignenden  größeren 
Reparaturen  die  Abschreibungen  auf  den  Bestandwert  derart 
zu  erhöhen  sein,  daß  die  Reparatur-Kosten  mindestens  mit  abgeschrie- 
ben sind,  wenn  der  Wert  des  von  der  Reparatur  betroffenen  Betriebs- 
Gegenstands  auf  Xull  oder  doch  auf  den  Altmaterialwert  herunter- 
geschrieben ist.  Denn  andernfalls  wäre  der  Rest  der  Reparatur-Kosten 
noch  unabgeschrieben,  obgleich  der  C4egenstand  zufolge  der  darauf  zu 
Ende  geführten  Abschreibungen  buchmäßig  als  bereits  verschlissen  dar- 
gestellt wird.  Reicht  die  Nutzungs-Dauer  der  Reparatur  vermutlich 
nicht  bis  zur  völligen  Abschreibung  des  Bestandwerts,  ist  vielmehr 
mit  zu  wiederholender  Reparatur  zu  rechnen,  so  hat  man  diesem  Uiti- 
stand  bei  Verbuchung  der  Reparatur-Kosten  auf  dem  Bestand-Konto 
dadurch  Rechnung  zu  tragen,  daß  man  den  jährlichen  Reparaturkosten- 
Anteil  an  der  Bestandwert-Abschreibung  eher  zu  hoch  als  zu  niedrig  be- 
mißt, weil  sonst  Überbewertung  des  Betriebs-Gegenstands  die  Folge  wäre. 

Bringt  man  prinzipiell  alle,  also  auch  die  unbedeutenden  Repara- 
tur-Kosten auf  die  Bestand-Konten  der  reparierten  Betriebs-Gegen- 
stände, so  sind  die  darauf  vorzunehmenden  Abschreibungen  selbst- 
verständlich um  jene  Kosten  zu  erhöhen. 

Yorteih'  der  Ueparatur-Bestandkontierunff.  Jedenfalls  bietet  die 
Verbuchung  einigermaßen  bedeutender  Reparaturen  auf  den  Bestand- 
Konten  der  davon  betroffenen  Betriebs-Gegenstände  oder  ihre  tran- 
sitorische  Behandlung  auf  einem  besondern  Reparatur-  (Instandhal- 
tungs-  oder  Erhaltungs-)  Konto  im  Vergleich  zur  unmittelbaren  Fort- 
buchung zu  Lasten  der  Erfolgs-Rechnung  des  Reparatur jahrs  den 
Vorteil  gerechter  Kosten-Verteilung;  daneben  aber  außerdem 
den  andern  leichter  Übersicht  über  die  an  bestimmten  Betriebs- 
Gegenständen  vorgekommenen  größeren  Reparaturen.  Denn  aus 
dem  allgemeinen  Betriebsunkosten-Konto  müßten  solche  Posten  erst 
besonders  herausgesucht  werden. 

Reparatur-Roservokonton.  Von  praktischer  Bedeutung  ist  der  Ge- 
danke,   daß    Reparaturen   regelmäßig   ziu'ückzuführen   sind   auf   Ver- 
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schleiß  des  Betriebs-Gegenstands  dunh  Leistungen,  die  bereit«  frü- 
heren Jahren  zugute  gekommen  sind.  Als  praktisch  berechtigte 
Folge  dieses  Gedankens  sind  anzusehen  Reparatiir-Reservekonten. 
Diese  Konten  pflegt,  man  zu  Lasten  eines  Jahrs  um  so  höher  zu  dotieren, 
je  stärker  bestimmte,  reparaturbedürftig  werdende  Betriebs-Gegen- 
stände in  jenem  Jahr  durch  die  Fabrikation  beansprucht  Morden  sind. 
Später  entstehende  Reparatur-Kosten  werden  dann  zu  Lasten  des 
Reparatur-Reservekontos  beglichen.  Auf  diese  Weise  köimen  bei  sach- 
gemäßer Reserve-Bemessung  auch  die  Jahre,  während  derer  noch  neue 
Betriebs-Gegenstände  wenig  oder  gar  nicht  reparaturbedürftig  sind, 
an  den  s]);ltcr  entstehenden  Reparatur-Kosten  beteiligt  werden. 

Deren  buchmäßige  Behandlung.  Für  die  Methode  der  Reparatur- 
Reserven  kommen  folgende  Buchungen  in  Betracht: 

L  für  Bildung  und  fortlaufende  Dotierung  der  Reparatiu'-Reserve : 
Fabrikations-  (oder  verwandtes)  Konto  an  Reparatur-Reserve- 
konto; 

2.  für  die  Inanspruchnahme  der  Reserve  als  Gegenposten  der  effek- 
tiven Reparatiur-Kosten :  Reparatur -Reservekonto  an  Kasse- 
(Lieferanten-  oder  dgl.-)  Konto;  je  nachdem,  ob  die  Reparatur-Kosten 
über  das  Konto  des  Reparateurs  geführt  oder,  nach  erfolgter  Bezahlung 
unter  Ausschaltung  jenes  Kontos,  zugunsten  der  Kasse  (Bank  oder  dgl.) 
direkt   gebucht   werden. 

Roparatur-Reservokonten  als  antizipierte  Unkosten-  und  als  echte 
Reserve-Konten.  In  Anbetracht  der  Tatsache,  daß  Reparaturen  nach. 
der  Erfahrung  sicher  zu  erwarten  sind,  kann  die  Reparatur-Reserve 
an  sich  iiicht  als  echte  Reserve,  sondern  muß  als  antizipierter  Unkosten- 
Posten  gelten.  Echte,  mithin  steuerlich  nicht  abzugsfähige  Reserve 
wird  die  Reparatur-Reserve  insofern,  als  ihre  Höhe  über  den  Kosten- 
Betrag  der  zu  ihi-en  Lasten  vermutlich  zu  erwartenden  Rei)araturen 
hinausgeht.  Praktisch  wird  diese  Grenze  meist  ungewiß  sein.  Auch 
wenn  man  Reparatur-Kosten  im  Sinne  der  obigen  Darlegungen  über 
Unkosten-  oder  über  Bestand-Konten  führt,  steht  nichts  im  Wege, 
daneben  Reparatur-Reserven  (die  dann  echte  Reserven  sind)  für  außer- 
ordentliche Fälle  zu  bilden.  Man  wird  dies  zweckmäßig  tun  zu  Lasten 
der  Jahre,  die  bei  besonders  intensiver  Inanspruchnahme  gewisser  Be- 
triebs-Gegenstände entsprechend  günstige  Betriebs-Ergebnisse  ge- 
liefert haben. 

Eine  .solcher  echten  Reparatur-Reserve  ähnliche  Wirkung 
wird  erzielt,  wenn  man  die  reguläre  Abschreibung  auf  den  Bestand- 
wert des  reparierten  Betriebs-Gegenstands,  selbst  im  Fall  bedeutender 
Reparatur-Kosten,  unverändert  hoch  bilanziert,  obgleich  diese  Kosten 
sogleich  zu  Lasten  der  Erfolgs-Rechnung  des  Reparaturjahrs  voll  ab- 
geschrieben worden  sind. 
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Wesen  und  Gesetzwidrigkeit  der  Instandhaltungs-Methode.  Schließ- 
lich ist  noch  zu  gedenken  der  zuweilen  praktisch  verwirklichten  An- 
sicht. Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände  könnten  unterbleiben, 
wenn  diese  Gegenstände  stets  in  gleicher  Betriebsfähigkeit  erhalten 
und  alle  zu  diesem  Zweck  entstehenden  Reparatur-.  Ergänzungs- 
und Erneuerungs-Kosten  (Instandhaltungs-Kosten)  den  Er- 
folgs-Rechnungen der  Kostenjahre  voll  belastet  werden.  Diese  Ansicht 
ist.  theoretisch  genommen,  plausibel;  praktisch  angesehen,  ist  sie  da- 
gegen nicht  haltbar.  Denn  neben  dem  Umstand  sehr  ungleicher  Ver- 
teilung der  Instandhaltungs-Kosten  über  die  Erfolgs-Rechnungen  der 
einzelnen  Jahre  fällt  gegen  sie  vor  allem  ins  Gewicht,  daß  schon  infolge 
unaufhaltsam  fortschreitenden  natürlichen  Alterns  eine  dauernde  volle 
Betriebsfähigkeit  der  Betriebs-Gegenstände  nicht  zu  erreichen  ist,  und 
daß  außerdem  außerbetriebliche  Entwertungsursachen  (Über- 
holen durch  neue  Konstruktionen,  Konjunktur-,  Mode-Einflüsse  u.  dgl.) 
bei  dieser  Methode  nicht  zur  Geltung  gebracht  werden  können. 
Allein  der  Gedanke  an  das  natürliche  Altern  schließt  die  Vorstellung  aus. 
ein  trotz  ständiger  Instandhaltung  dennoch  verschleißender  Betriebs- 
Gegenstand  könne  mit  seinen  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten 
zu  Recht  ununterbrochen  voll  zu  Buch  stehen  dürfen.  Diese,  die  Ab- 
schreibungen vniterlassende  Instandhaltungs-]\Iethode  nuiß  demnach 
als  unzureichend  und  gesetzlich    unzulässig  bezeichnet  werden. 

4.  Zinsen  als  Abschreibungs-Faktor. 

Grundlegendes.  Zuweilen  begegnet  man  der  Ansicht,  bei  der  Be- 
rechnung der  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände  seien  Zinsen 
und  Zinseszinsen  mit  in  Anschlag  zu  bringen.  Denn  die  Abschreibung 
diene  dazu,  Teile  des  Rohertrags  der  Unternehmung  bei  dieser  zurück- 
zuhalten, um  die  so  gebundenen  Beträge  zur  Instandhaltung  und  spätem 
Neuanschaffung  des  Betriebs-Gegenstands  verwenden  zu  können.  Da 
nun  zurückgelegte  (gesparte)  Gelder  Zinsen  und  Zinseszinsen  zu  bringen 
pflegen,  so  sei  dieser  Umstand  auch  bei  der  Berechnung  der  Abschrei- 
bungen zu  berücksichtigen.  Die  reinen  Abschreibungen  seien  deshalb 
für  die  einzelnen  Jahre  so  zu  verkleinern,  daß  sie  —  trotz  des  Zuschlags 
der  (jährhch  nach  Maßgabe  der  voraufgegangenen  Gesamtabschrei- 
bungen in  stetiger  Proportion  zunehmenden)  Zinsen  und  Zinseszinsen  — 
am  Schluß  der  Nutzungs-Dauer  des  Gegenstands  dennoch  übrig  lassen 
den  Restwert,  der  sich  auch  bei  der  gewöhnlichen  Art  jährlich  gleich- 
bleibender Absehreibungen  vom  Neuwert  ohne  Zinsenzuschläge  er- 
geben würde. 

Reine  Abschreibung  und  Zinsenzusehläge.  Mithin  ist  die  Zinsen 
und  Zinseszinsen  einschließende  Gesamt-Abschreibung  zu  trennen  in 
die  reine  Abschreibung  als  solche  und  in  die  Zinsen-  und  Zinseszinsen- 
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zuschlage.  Die  Gesaintsuinmc  aller  während  der  Xntzungs-Dauer  vor- 
zunehniendeii  reinen  Absehrei  l)u  nticn  miil.)  um  den  Gesamtbetrag 
sämtlicher  während  dieser  Dauer  geschehenden  Zinsenzuschläge  klei- 
ner als  die  Gesamtsumme  aller  Mährend  derselben  Zeit  andernfalls 
nötigen  zinslosen  Abschreibungen  vom  Neuwert  sein.  Denn: 
reine  Abschreibungen  ■  •  Zinsenzuschläge  =  zinslose  Abschreibungen 
vom  Neuwert. 

Rcehiicrische  Konsequenzen.  Da  nun  die  Zinsen-  und  Zinseszinsen- 
zu.schläge  von  Jahr  zu  Jahr  in  stetigem  Verhältnis  zu  den.  eben  durch 
diese  Zuschläge  gesteigerten  Gesamt- Abschreibungen  wachsen,  die 
reine  Abschreibung  jedoch  immer  die  gleiche  bleibt,  so  ist  ohne  wei- 
teres klar,  daß  die  zu  verzinsende  reine  Abschreibimg  zuzüglich  der 
Zinsenzuschläge,  also  die  verzinste  Gesamt- Abschreibung,  im  Vergleich 
zur  zinslosen  Abschreibung  vom  Neuwert  zuerst  hinter  dieser  zurück- 
bleibt, ihr  bei  abgelaufener  halber  Nutzungs-Dauer  ungefähr  gleicht, 
sie  von  da  an  infolge  der  stets  ziuiehmenden  Ziiisenzuschläge  jedoch 
ständig  mehr  übertrifft,  um  den  aus  der  ersten  Hälfte  der  Nutzungs- 
Dauer  resultierenden  Rückstand  bis  zu  deren  Ablauf  vollständig  aus- 
zugleichen. Auf  die  Berechnungsweise  und  deren  Ergebnisse  kann 
hier  näher  nicht  eingegangen  werden.  Es  sei  verwiesen  auf  Schiff 
(S.  63  ff.),  der  dieser  Frage  eingehende  Beachtung  geschenkt  hat.  und 
auf  die  bezügliche  Auseinandersetzung  Schiff-Passow-Beck  in  der 
Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  III.  S.  275  ff.,  345  ff.,  IV.  S.  385  ff.  —  Nm-  soviel  sei 
noch  erwähnt,  daß  die  reine,  zu  verzinsende  Abschreibung  zu  berechnen 
ist  nach  folgender  Formel,  in  der  A  =  Abschreibung,  N  =  Neuwert 
(Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten),  R=  Restwert  (Altnu\te- 
rialwert),  z=l'yo  cles  Zinsfußes,  n  =  die  Zahl  der  Nutzungsjahre 
bedeutet : 

(N  ./.  R)  •  z 


A  = 


(l  +  z)V/.l 


Yortoil.  der  VerzinsungsOIothode.  Zugunsten  der  Verzinsung  von 
Abschreibungen  muß  gesagt  werden,  daß  sie  ein  geeignetes  Mittel  ist, 
die  Tat.sache  des  während  der  ersten  Nutzungsjahre  regelmäßig  gerin- 
gern Verbrauchs  der  Betriebs-Gegenstände  rechnungsmäßig  zum  Aus- 
druck zu  bringen.  Infolgedessen  würde  die  Verzinsung  der  Abschrei- 
bungen besonders  in  Verbindung  mit  der  unter  B  2  dieses  Abschnitts 
noch  zu  besprechenden  degressiven  Abschreibungs-Methode  nütz- 
lich wirken,  weil  bei  dieser  die  Abschreibungen  mit  den  Jahren  ständig 
sinken,  welcher  Umstanrl  eben  durch  die  Verzinsung  der  Abschreibungs- 
Quoten  in  der  oben  dargelegten  Weise  zum  Teil  kompensiert  werden 
würde.  Die  zu  solcher  Berechnung  erforderliche  Formel  würde 
aber  noch  wesentlich    koinplizierter  als  die   vorstehende  werden. 
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(iegengrüiuic  und  .NiK-litcilc.  Im  übrigen  aber  ist  gegen  die  Ver- 
zinsung der  Abschreibungen  zu  sagen:  die  Zinsen  und  Zinseszinsen  der 
reinen  Abschreibungs-Betriige  neben  diesen  Beträgen  selbst  bilanziell 
(entweder  als  gesonderte  Passiv])osten  oder  mit  den  reinen  Abschrei- 
bungen zusammen  in  einem  Posten)  auszuweisen,  würde  der  wirklichen 
Sachlage  nur  entsprechen,  wenn  die  Abschreibungen  (wie  oft  bei 
konzessionierten  Bahnen)  tatsächlich  in  Effekten-  oder  sonst  ge- 
eigneten zinsbringenden  Anlagen  verkörpert  wären.  Solche  Voraus- 
setzung ist  bei  kaufmännischen  Unternehmungen  jedoch  nur  sehr  sel- 
ten erfüllt.  Bei  Einzelunternehmiuigen  und  Personal-Gesellschaften 
zweifellos  noch  ungleich  seltener,  als  bei  Kapital-Gesellschaften.  Bei 
Kapital-Gesellschaften  läge,  auch  w^enn  die  zinsbringende  Anlage  der 
Abschreibungen  als  effektiver  Erneuerungsfonds  nicht  vorliegt,  eine 
(wenn  auch  nur  schwache)  Rechtfertigimg  der  Abschreibungs- Verzin- 
sung wenigstens  darin,  daß  die  Abschreibungen  als  von  der  Gewinn- 
Verteilung  ausgeschlossene  Posten  die  Liquidität  des  Unternehmens 
kräftigen  und  insoweit  den  Betriebs-Erfolg  mehren,  wobei  man  die 
Erfolgsmehrung  als  Zinsgewinn  ansprechen  mag.  Allerdings  ist  solche 
Erfolgsmehrung  zahlenmäßig  mit  Sicherheit  kaum  jemals  feststellbar. 

Gegen  die  Verzinsung  der  Abschreibungen  ist  außerdem  anzu- 
führen, daß  sie  —  logisch  genommen  —  nur  anwendbar  ist,  wenn 
mindestens  die  zu  verzinsenden  Abschreibungen  verdient  sind. 
Das  ist  aber  bekanntermaßen  keineswegs  immer  der  Fall.  Gegen  die 
Verzinsungs-Methode  spricht  ferner,  daß  der  überwiegenden  Mehi'zahl 
der  Kaufleute  und  kaufmännischen  Angestellten  die  Berechnung  der 
Abschreibung  nach  der  dazu  notwendigen  (oben  mitgeteilten)  Formel, 
die  im  Interesse  genauer  Resultate  oft  siebenstelUge  Logarithmen  er- 
fordert, als  umständliches  und  gekünsteltes  Verfahren  unsympathisch 
sein  würde;  und  daß  schließhch  die  Höhe  des  in  Ansatz  zu  bringenden 
Zinsfußes  nicht  immer  zutreffend  bestimmbar  wäre. 

Für  die  kaufmännische  Praxis  kann  ich  der  Verzinsung  der  Ab- 
schreibungen nach  allem  darüber  Ausgeführten  kein  günstiges  Pro- 
gnostikon  stellen. 

5.  Kontinuität  der  Abschreibungen. 

Hierüber  ist  mit  den  Ausführungen  über  die  direkte  Bewertung 
auf  S.  222  bis  226  bereits  gesprochen  worden. 

B.  Bemessungs-Grundlagen. 

Anschaffungs-  oder  Horstolhmgs-Kosten  als  Ausgangspunkt.  Aus- 
gangspunkt für  die  buchmäßigen  Minderungen  der  Werte  (Abschrei- 
bungen) von  Betriebs-Gegenständen.  sind  deren  Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-Kosten. 


3o()  Bewertung. 

AbscliiTibungcn  tiii-  «hisAiisehaffuiigsjahr.  Nonnalcnvcise  geschehen 
die  Abschreibungen  im  fnteresse  richtiger  Erfolgs-Ermitthing  für  jede 
Bilanz-Periode  gesondert.  Dabei  wird  iii  der  Bilanz-Praxis  meist  nicht 
beachtet,  Avann  der  abzuschreibende  Betriel)s-Gegenstand  im  Lauf  der 
Abschreibungs-Periode  angeschafft  oder  in  welchem  Maße  er  für  diese 
bereits  ausgenutzt  oder  abgenutzt  worden  ist.  Regelmäßig  wird  vom 
Wert  des  neu  angeschafften  oder  hergestellten  Betriebs-Gegenstands 
a\ich  schon  zu  Lasten  des  Anschaffungs-  oder  Herstellungsjahrs  der 
auf  eine  volle  Bilanz-Periode  entfallende  Betrag  abgeschrieben;  unab- 
hängig davon,  ob  Anschaffung  oder  Herstellung  bereits  zu  Beginn,  oder 
erst  gegen  Mitte  oder  Ende  der  Periode  vollendet  waren.  Zuweilen  läßt 
man  dagegen  das  Anschaffungs-  oder  Herstellungsjahr  abschreibungs- 
frei. Beide  Methoden  sind,  prinzipiell  genommen,  falsch.  Richtig  ist, 
die  Erfolgs-Rechnung  des  Anschaffungs-  oder  Herstellungsjahrs  nur 
nach  Maßgabe  der  darauf  entfallenden  Besitz-  oder  Benvitzungs- 
Dauer  mit  Abschreibungen  zu  belasten.  Nur  bei  überdurchschnitt- 
lich starker  Ausnutzung  schon  im  Anschaffungs-  oder  Herstell ungs jähr 
könnte,  genau  genommen,  die  Abschreibungs- Quote  für  ein  ganzes 
Geschäftsjahr  berechtigt  sein,  obgleich  der  Betriebs-Gegenstand  erst 
im  Lauf  dieser  Periode  gebrauchsfertiger  Teil  des  Geschäfts- Vermögens 
geworden  ist.  Dagegen  dürfte  das  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
jahr, streng  genommen,  von  der  Abschreibung  gänzlich  überhaupt  nicht 
freigelassen  werden;  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Betriebs-Gegenstand 
erst  am  Schluß  der  Betriebs-Periode  Besitzteil  der  Unternehmung  ge- 
worden wäre,  weil  eine  Minderung  des  Verkehrswerts  des  Gegenstands 
bekanntermaßen  fast  immer  schon  durch  die  Tatsache  seiner  Aufstel- 
lung im  Betriebe  gegeben  zu  sein  pflegt.  Vom  rein  praktischen  Stand- 
punkt wird  man  sich  daran  genügen  lassen  können,  wenn  die  dem  An- 
schaffungs- oder  Herstellungsjahr  anzulastenden  Abschreibungen  auf 
Betriebs-Gegenstände  unter  Würdigung  der  Dauer  oder  auch  der  In- 
tensität der  Inanspruchnahme  wenigstens  einigermaßen  zutreffend 
normiert  werden. 

Stcuor-Ent Scheidung  darüber.  Hierzu  ist  von  Interesse  nach- 
stehende Entscheidung  des  Preußischen  Oberverwaltungs-Gerichts: 

„Bei  Nouanlagen  und  Neuanschaffungen  von  Betriebs-Gegen- 
Btänden  im  Lauf  eines  Geschäftsjahrs  kommt  es  darauf  an,  welches  Verfahren 
die  GeselLschaft  dabei  einschlägt.  Macht  sie  von  dem  ihr  nach  §  2G1  Nr.  3  H.G.B. 
zustehenden  Recht  Gebrauch,  den  höhern  Anschaffungspreis  einzustellen  und 
davon  einen  der  Abnutzung  gleichkommenden  Betrag  abzuziehen,  so  ist  die  Höhe 
der  Abnutzungsfjuote  nach  dem  Zeitraum,  innerhalb  dessen  der  Gegenstand  in 
dem  Geschäftsjahr  dem  Betriebe  gewidmet  gewesen  ist,  zu  bemessen. 

Wählt  die  Gesellschaft  die  Einstellung  des  wirklichen  Wertes,  der  niedriger 
ist  als  der  Anschaffungspreis,  so  kann  im  ersten  Betriebsjahr  unbedingt  der 
Wert  von  Betriebs-Gegenständen  auf  den  wirklichen  Wert  heriuitergeschrieben 
werden.    Die  Differenz  zwischen  dem  Anschaffungspreise  und  dem  wirklichen 
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Werte  ist  effektiver  Verlust  der  Gesellschaft,  den  sie  dadurch  berücksichtigen 
kann,  daß  sie  entweder  den  wirklichen  Wert  von  vornherein  als  Zugang  im  Ak- 
tivum  einstellt  oder  den  Anschaffungspreis,  vermindert  durch  eine  der  Differenz 
zwischen  Anschaffungspreis  und  wirklichem  Werte  gleichkommende  Abschreibung. 
Hierbei  wird  im  allgemeinen  davon  auszugehen  sein,  daß  die  Vermutung  dafür 
spricht,  daß  der  Anschaffungspreis  den  wirklichen  Wert  darstellt,  und  daher 
die  Beweislast  für  einen  geringern  wirklichen  Wert  der  Gesellschaft  im  vollen 
Umfange  zufällt"  (vgl.  E.  in  St.  XII.  :U5). 

Arten  der  Boiiiessuugs-Oriiiidlagen.  Als  Beniessiings-Onindlagen 
für  die  regulären  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände  nenne  ich: 

1.  Anschaffinigs-  oder  Herstellungs-Kosten  (konstante  Abschrei- 
bung). 

2.  JeweiUge  Buchwerte  (degressive  Abschreibung). 

3.  BetriebHche  Ausnutzung. 

4.  Gewinn  der  Unternehmung. 

5.  Rentabilität  des  Betriebs-Gegenstands. 

Die  nach  1  und  2  bemessenen  Abschreibungen  könnte  man  pro- 
zentuale, die  nach  3,  4  und  5  bemessenen  proportionierte  nennen 
Im  einzelnen  ist  darüber  zu  sagen: 

1.  Konstante  Abschreibungen. 

Als  nächstliegende  Methode,  reguläre  Abschreibungen  zu  be- 
rechnen, ist  unzweifelhaft  anzusehen  diejenige,  wonach  der  auf  die  ge- 
samte Nutzungs-  (Gebrauchs-)  Dauer  des  Gegenstands  entfallende 
Entwertungs-Betrag  durch  die  Zahl  der  Nutzungsjahre  geteilt  wird. 

Formeln  für  Quoten  und  jeweilige  Restwerte.  Demnach  ist  bei  der 
Annahme  folgender  Zeichen:  N  =  Neuwert  (Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten), R  =  Rest  wert  (Altmaterialwert  oder  sonstiger  Alt- 
wert), n  =  Anzahl  der  Nutzungsjahre,  die  jährlich  vorzunehmende 
reguläre  Abschreibung  (A): 

N-/.  R 


Der  jeweilige  Gesamtbetrag  der  vom  Neuwert  geschehenen 
regulären  Abschreibungen  (At)  ist,  wenn  t  die  Zahl  der  bereits  abge- 
laufenen Abschreibungs jähre   bedeutet: 

^^^_(N-/.R).t^ 
n 
Setzt  man  den  am  Schluß  irgend  eines  der  Abschreibungs  jähre  vor- 
handenen Buchwert  =  B,  so  ist: 

B  =  N  •/.  ^l^l^hl  oder  B  =  N  •/.  At  . 
n 

Bei  3000  M  Neuwert,  200  M  Restwert  und  zehnjähriger  Nut- 
zungs-Dauer beträgt  die  jährlich  vorzunehmende  reguläre  Abschreibung 
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initlun  (;{i)ii(»  M  /.  200  M):  10  =  280  :\1.  Bei  jcährlich  (auch  vom  Au- 
schaffungsjahi)  in  dieser  Höhe  durchgeführten  Abschreibungen  steht 
der  Betriebs-Ciegenstand  —  wie  im  Gegenstaz  zur  degressiven  Abschrei- 
l)ung  unter  2  zahleiuuäßig  noch  erwiesen  werden  wird  —  für  das  Ende 
des  zehnten  (als  letzten  angenommenen)  Nutzungsjahrs  mit  noch  200  M 
Rest  wert  zu  Buch.  Nicht  selten  verzichtet  man  auf  Berücksichtigung 
des  Rest\\crts.  wenn  man  seinen  Betrag  zur  Deckung  der  Ab- 
bruchs- oder  dgl.-  Kosten  verwenden  zu  müssen  glaubt. 

Selbstverständlich  ist  vorausgesetzt,  daß  nicht  etwa  Sonder-Ab- 
schi'cibinigen  infolge  anormaler  betrieblicher  oder  außerbetrieblicher 
Entwertungen  schnellere  Herabschreibung  auf  den  Restwert  herbei- 
geführt haben,  oder  daß  nicht  gar  Teile  des  Reingewinns  in  Gestalt 
von  echten  Reserven  zu  außerordentlichen  Wertminderungen  benutzt 
worden  sind. 

Vorteil  konstanter  Abschreibungen.  Unverkennbar  liegt  der  Haujjt- 
vorteil  der  Abschreibungen  vom  Neuwert  in  den  für  alle  Jahre  der 
Nutzungs-Dauer  gleich  l)leibenden  Abschreibungs-Beträgen,  weshalb 
die  Bezeichnung  ..konstante"  Abschreil)ung  für  diesen  Modus  kenn- 
zeichnend ist.  Dieser  Vorteil  ist  im  Hinblick  auf  die  gleichmäßige 
Belastung  der  Erfolgs-Rechnungen  aller  Nutzungsjahre 
hoch  zu  veranschlagen  und  rechtfertigt  den  Wvmsch,  der  konstanten 
Abschreibung  in  der  Bilanz-Praxis,  wo  irgend  angebracht,  den  Vorzug 
vor  anderen  A])schreibungs-Methoflen  zu  geben. 

tberbe Wertung  der  Zugänge.  Allerdings  können  konstante  Ab- 
schreibimgen  zu  Überbewertungen  führen,  sobald  sie  auf  Konto-Zu- 
gangswerte (..Zugänge")  bezogen  werden,  deren  Nutzungs-Dauer 
hinter  derjenigen  der  sonst  auf  dem  Konto  gebuchten  Neuwerte  zu- 
rückbleibt. Um  solchen  Überbewertungen  vorzubeugen,  hat  man  für 
derartige  Zugänge  einen  deren  N u t z u n g s - D a u e r  a n g e ]) a ß t e n  Pro- 
zentsatz für  die  konstante  Al)schreibung  zur  Anwendung  z\i  bringen, 
worüber  initer  C  noch  Näheres  ausgeführt  werden  wird.  Diese  Unbe- 
quemlichkeit ändert  nichts  an  der  prinzipiellen  Bedeutung,  die  der 
kon.stanten  Ab.schreibungs-Methode  als  gerechtem  Erfolgs- Verteilungs- 
faktor zukommt.  Denn  eine  alle  Mannigfaltigkeiten  der  Wertbewe- 
gungen auf  den  Konten  der  Betriebs-Gegenstände  berücksichtigende 
Abschreibvnigs-Methode  gibt  es  nicht  und  kann  es  eben  wegen  der  zahl- 
reichen, jeder  F'ormel  spottenden  Sonder-Ursachen  für  die  Entwertung 
nicht  geben. 

Angebliche  Mängel  konstanter  Abschreibungen.  Nicht  stichhaltig 
sind  auch  andere,  der  konstanten  Absehreibimgs-Methode  vielfach  zu- 
geschriebene Nachteile:  Das  Zurückgehen  auf  die  Anschaffungs- 
oder Herstellungs-Kosten  sei  umständlich  imd  zeitraubend,  weil 
dazu  häufiges  Nachschlagen  in  abgelegten  Geschäftsbüchern  erforderlich 
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sei.  Aul.k'idem  sL'ien  für  den  Bilanzleser  degressive  Absehreibungen 
leichter  als  konstante  verständlich,  weil  bei  der  degressiven  Abschrei- 
bung der  Abschreibimgs-Betrag  ohne  weiteres  als  nach  dem  dabei  ver- 
merkten Prozentsatz  berechnet  erkennbar  sei,  während  die  konstante 
Abschreibung,  die  trotz  sinkender  Buchwerte  immer  gleiche  Ab- 
schreibungs-Quoten bei  gleichen  Prozentsätzen  aufweise,  in  dieser 
Hinsicht  naturgemäß  irritiere.  Beide  Bedenken  sind  praktisch 
gegenstandslos.  Denn  die  konstante  Abschreibungs-Quote  als  solche 
ist  Jahr  für  Jahi-  auf  dem  Konto  des  Betriebs-Gegenstands  ersichthch, 
und  soweit  sie  mit  Sonder-Abschreibungen  oder  mit  echten  Reserve- 
Beträgen  verquickt  ist,  wird  man  im  eigenen  Interesse  im  Inventarium 
oder  auf  dem  Konto  vor  der  Linie  kurz  andeuten,  welcher  Betrag  der 
Gesamt- Abschreibung  als  konstanter  zu  gelten  hat.  In  der  Bilanz 
kann  Mißdeutungen  der  bei  konstanten  Abschi-eibungen  angegebenen 
Prozentsätze  dadurch  vorgebeugt  werden,  daß  man  den  Betrag  des 
Neuwerts,  auf  den  die  konstante  Abschreibung  sich  bezieht,  in  der  Vor- 
kolonne auf  der  Abzugszeile  mit  angibt.  Außerdem  ist  (mindestens 
für  die  Buchführung,  falls  geschäftliche  Interessen  dies  für  die  Bilanz 
verbieten)  empfehlenswert,  die  reguläre  konstante  Abschreibung  von 
etwa  vorgenommenen  Sonder-Abschreibungen  und  bezüglichen  echten 
Reserven  getrennt  zu  buchen  und  auszuweisen,  wie  es  (mit  dem 
Zusatz:  ,, Extra'" -Abschreibung)  nicht  .selten  geschieht. 

2.  Degressive  Abschreibungen. 

Wesen  degressiver  Abschreibungen.  Obgleich  für  reguläre  Ab- 
schreibungen kaum  einfacher  verfahi'en  werden  kami,  als  jährlich 
konstant  bleibende  Beträge  in  Abzug  zu  bringen,  lehrt  dennoch  die 
Erfahrung,  daß  der  andern  prozentualen  Methode  der  Abschreibungen 
vom  jeweiligen  Restwert  vom  Kaufmann  der  Vorzug  gegeben  wird. 
Schon  flüchtige  Betrachtung  des  Wesens  der  Abschreibung  vom  Rest- 
wert lehrt,  daß  die  derart  berechneten  Abschreibungs-Quoten  von 
Jahr  zu  Jahr  im  prozentualen  Verhältnis  zur  Verkleinerung  der  Rest- 
werte abnehmen  müssen.  Im  Gegensatz  zm^  konstanten  Abschrei- 
bung vom  Neuwert  ist  die  Abschreibung  vom  jeweiligen  Restwert 
mithin  eine  degressive. 

Folgen  abnehmender  Quoten.  Die  beständige  Abnahme  degressiv 
berechneter  Absehreibungs- Quoten  hat  zwei,  praktisch  sehr  bedeutsame 
Folgen.  Erstens  wird  dadurch  unmöglich  gemacht,  einen  bestimmten 
Betrag  mit  dem  bei  konstanter  Abschreibung  in  Betracht  kommenden 
Prozentsatz  innerhalb  derselben  Zeit  vne  bei  dieser  auch  nur 
armähernd  abzuschreiben;  sodann  werden  die  Erfolgs-Rechnungen 
voraufgegangener  Jahre  zugunsten  späterer  vnigleich  stärker  be- 
lastet. 

22* 
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Deshalb  Notwendigkeit  liöherer  Prozentsätze.  Aus  der  erstge- 
nannten Folge  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  bei  degressiver  Abschrei- 
bungs-Methode den  Berechnungen  wesenthch  höhere  Prozentsätze 
als  bei  konstanter  Methode  zugrunde  zu  legen,  um  bei  jener  Methode 
innerhalb  derselben  Zeit  zu  gleichen  Restwerten  "wie  bei  dieser  zu  kom- 
men. Von  der  durch  degressive  Abschreibungen  herbeigeführten,  außer- 
ordentlich ungleichen  Beeinflussung  der  Erfolgs-Rechniangen  ganz 
abgesehen,  darf  der  Kaufmann  demnach  nicht  einfach  fragen:  kon- 
stante oder  degressive  Abschreibung?  Sondern  die  Frage  muß 
dahin  gestellt  werden:  konstante  Abschreibung  auf  Grund  eines,  durch 
das  Verhältnis  der  Gesamt-Entwertung  zur  gesamten  Xutzungs-Dauer 
bedingten  Prozentsatzes,  oder  degressive  Abschreibung  auf 
Grund  eines  derartig  erhöhten  Prozentsatzes,  daß  dieselbe 
buchmäßige  Gesamt-Entwertung  im  selben  Zeitraum  wie  bei  der  kon- 
stanten Abschreibung  erreicht  whxl? 

Formeln  für  Prozentsätze  konstanter  und  degressiver  Abschrei- 
bungen. Die  uns  (von  S.  337)  bekannte  Formel  für  die  Berechnung  der 
absoluten  Jahresquoten    konstanter  Abschreibungen   (A)   lautet: 

n 
Daraus  folgt  für  den  Prozentsatz  konstanter  Abschreibungen  (Pk) : 

P  k  =  -^  oder  — ~- —  . 
^^  N 

100 

Dagegen  ist  der  für  zureichende  degressive  Abschreibungen  im 
Einzelfall  anzuwendende  Prozentsatz  (Pd)  mittelst  nachstehender 
Formel  zu  berechnen: 


Pd=ioo-  17 


■Vi)- 


Bei  3000  M  Neuwert,  200  M  Restwert  und  zehnjähriger  Nutzungs- 
Dauer  hatte  sich  (vgl.  S.  338)  eine  jährliche  konstante  Abschreibungs- 
Quote  von  280  M  ergeben.  Das  entspricht  nach  der  mittleren  der  vor- 
stehenden drei  Formeln  einem  konstanten  Abschreibungssatze  von: 

i^-i?^_9r^     V-9VV 

.3000     —  •^••^■^•■-  /o  — y/a/o- 

Dieselben  Zahlen  für  Neuwert,  Restwert  und  Nutzungs-Dauer 
auf  die  degressive  Abschreibung  bezogen,  würden  nach  der  letzt- 
genannten der  vorstehenden  Formeln  eine  jährliche  prozentuale  Min- 
derung des  jeweilen  Restwerts  in  Höhe  von  annähernd  24  %  (im 
Interesse  bequemer  Rechnung  rund  25%)  bedingen,  um  zum  gleichen 
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Resultat  wie  die  jähi'lich  mir  9^/^  %  betragende  konstante  Absehrei- 
bung zu  führen. 

Tabellarisclic  Lbersiclit  über  dio  Entwicklung  konstanter  und 
degressiver  Quoten.  Um  die  Einflüsse  der  prozentualen  Abschreibungs- 
Methoden  auf  die  Bewertung  vergleichend  zu  zeigen,  berechne  ich  in 
bezug  auf  das  oben  erwähnte  Beispiel  (3000  M  Neuwert,  200  M  Rest- 
wert,  10  Jahre  Nutzung)  die  Abschreibungen  als 

konstante  mit  9V3  %  Jahressatz; 

degressive    ,,    9V3  %,  also  zu  niedrigem  Jahressatz; 

degressive  ,,  25  %,  dem  für  die  gesamte  Nutzungs-Dauer  9V3  %- 
iger  konstanter  Abschreibung  entsprechenden  Jahressatz. 

Resultate : 


Oi/jO/oige  konstante 
Abschreibungen 


fii/sVoige  degressive 
Abschreibungen 


ib^/^ige  degressive 
Abschreibungen 


Neuwert : 
1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 


9. 

10. 

Restwert : 


3000 

•/.  280 


3000 


2720   — 

7.  280   — 

2440   — 

•/.  280   — 

2160   — 

■/.  280  j  — 

1880   — 

•  .  280   — 

1600  i  — 

•/.  280  !  — 

1320   — 

•/.  280   — 

1040 

— 

•/.  280 

— 

760  '    — 

•  .  280  ,    — 

480  1  — 

•/.  280   — 

7.  280 

1  — 

2720 

1  — 

/.  253 

85 

2466 

!  15 

•  .  230 

;  15 

2236 

1  _ 

•/.  208 

70 

2027 

'    30 

•/.  189 

'  20 

1838 

10 

•/.  171 

55 

1666 

55 

•;.  155 

1  55 

1511 

1  _ 

1 

.  141 

05 

1369 

1  95 

•  .  127 

1  85 

1242 

!  10 

•'.  115 

!  95 

3000 
.  750 


2250 

— 

•  .  562 

50 

1687 

50 

•;.  421 

90 

1265 

60 

•/.  316 

40 

949 

20 

•  .  237 

30 

711 

90 

•/.  178 

— 

533 

90 

.  133 

50 

400 

40 

10 

300 

30 

■  .  75 

10 

225 

20 

■'.  56 

30 

200        — 


1126 


15 


168        90 


Hiernach  ergibt  den  Restwert  von  200  M  nur  die  9^/3  Vo^g^  ^<^^" 
stante  Abschreibung;  die  25  %ige  degressive  führt  dagegen  zu  nur 
168,90  M,  während  die  9^/3  %ige  degi;^essive  einen  Rest  von  nicht  we- 
niger als  1126,15  M  übrig  läßt. 
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(iofalircii  dejriTssiv«'!-  Absohieibuniicii  mit  zu  iiicdrigt'u  Satz«'» 
der  konstanten  Methode.  Mit  dem  letztgonannttii  Resultat  ist 
die  Ciewohnheit.  für  konstante  Abschreibungen  gültige  Prozentsätze 
ohne  weiteres  auch  für  degressive  anzuw  enden ,  als  in  hohem 
Maße  bedenklich  erwiesen.  Denn  anstatt  am  Ende  des  zehnten, 
als  letzten  geschätzten  Xutzungsjahrs  bei  200  M  Restwert  ange- 
kommen zu  sein,  sieht  man  sich  noch  einem  Buchwert  von  1 126. 15  M 
gegenüber!  Bedenkt  man  außerdem,  daß  der  auf  die  jeweiligen  Buch- 
werte bezogene  Satz  von  9^/3%  zu  kontinuierlich  sinkenden  (im  Bei- 
spiel schon  innerhalb  der  zehn  Jahre  von  280  M  auf  115.95  M  ge- 
sunkenen) Abschreibungs- Quoten  fülu't.  so  kann  man  leicht  selbst  er- 
messen. wi.e  lange  es  dauert,  bis  der  (im  Beispiel  nach  zehnjähriger 
Xutzungs-Dauer  mit  200  M  angenommene)  Restwert  endlich  erreicht 
wird. 

Diese  von  Cirund  aus  völlig  verfehlte  Abschreibungs-Methode  kann 
nur  anwenden,  wer  über  ihre  Wirkungen  nicht  nachdenkt.  Die  Wir- 
kungen sind  nun  aber  nicht  allein  rechnerischer,  sondern  in  sehr  erheb- 
lichem Maße  auch  wirtschaftlicher  Natur.  Man  denke  nur  an  die 
der  Unternehmung  daraus  erwachsenden  steuerlichen  Nachteile; 
an  die  bei  der  Gewinn-Beteiligung  einzelner  oder  bei  der  gesellschaft- 
lichen Gewinn- Verteilung  notwendigerweise  sich  aus  solcher  Abschrei- 
bungs-Methode ergebende  Auszahlung  in  Wirklichkeit  nicht  verdienter 
Beträge,  die  bei  hochwertigen  Betriebs-Anlagen  früher  oder  später  zu 
einer  katastrojihal  endenden  SchAvächung  der  Liquidität  des 
Unternehmens  führen  können.  Denn  tatsächlich  werden  in  allen  solchen 
Fällen  die  zur  Erneuerung  der  Betriebs-Gegenstände  notwendigen 
flüssigen  Mittel  dem  laufenden  Betriebe  großenteils  entzogen,  anstatt 
von  der  Gewinn-Verteilung  ausgeschlossen  und  dem  Betriebe  zum 
Zweck  der  Erneuerung  erhalten  zu  Averden. 

Daneben  aber  vollzieht  sich  meist  eine  gänzliche  Entwertung 
der  buchmäßigen  Kontier ung  aller  von  solcher  verfehlten  Ab- 
schreibungs-Methode betroffenen  Betriebs-Gegenstände.  Jeder  Er- 
fahrene kennt  den  Gang  dieser  Entwicklung:  infolge  der  viel  zu  niedrigen 
Abschreibungssätze  wird  die  Überbewertung  des  Betriebs-Gegenstands 
von  Jahr  zu  Jahr  größer.  Erneuerungen.  Ergänzungen  usw.  nehmen 
an  dem  verfehlten  Abschreibungs-Modus  teil.  Ersatz  wird  gebucht 
und  in  gleicher  Weise  abgeschrieben,  während  der  ersetzte  Gegenstand 
dem  bezüglichen  Konto  im  günstigsten  Fall  zum  erlösten  Restwert 
gutgebracht  wird;  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  oder  inwieweit  der  auf 
diesen  Gegenstanrl  entfallende  buchmäßige  Restwert  über  den  Erlös 
noch  hinausgeht,  inwieweit  also  auf  dem  Konto  eine  Überbewertung 
eines  aus  dem  Betriebe  geschiedenen  Gegenstands  bestehen  bleibt. 
Das  sind  die  Fälle,  die  schli<'(.)li(h  gebieterisch  zwingen,  die  Abschrei- 
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bungssündc'ii  der  Voi'jahi'c  duich  (oft  cxoihitaiit  liolic)  ..Ivxtra"- 
Ab.sehreibiiugeii  wettzuniacheu.  woraus  dann  unerwartete  Unter- 
bilanzen resultieren,  die  zu  den  voraufgegangenen  ..Reingewinnen" 
gar    selt.sam    kontrastieren. 

Degressive  Abschreibuiiscn  mit  hiiireicheinl  criiöliten  Sätzen. 
Im  Vergleich  zu  der  vorstehend  beleuchteten  degressiven  Abschrei- 
bungs-Methode, bei  der  verfehlterweise  die  Prozentsätze  der  konstanten 
Methode  zur  Anwendung  gel)i'acht  werden,  ist  die  degressive  Ab- 
sehreibungs-Methode  mit  hinreichend  erhöhten  Prozentsätzen  weit 
eher  am  Platze.  Insofern,  als  bei  dieser  Methode  der  Betriebs-Gegen- 
stand während  der  präsumtiven  Xutzungs- Dauer  wenigstens  an- 
nähernd auf  den  zu  erwartenden  Restwert  abgeschrieben  werden 
kann.  Daß  im  obigen  Beispiel  sich  statt  200  M  nur  168.90  M  Rest- 
wert ergeben.  liegt  an  der.  im  Interesse  bequemern  Rechnens  von  mir 
vorgenommenen  Abrundung  auf  25  Vo-  Da  sich  nach  der  oben  für 
diese  Art  degressiver  Abschreibung  mitgeteilten  Formel  fast  immer 
Prozentsätze  mit  Bruchteilen  herausstellen,  diese  jedoch  von  jedem 
Praktiker  auf  volle  Prozente  abgerundet  zu  werden  pflegen,  so  wird 
eine  Abschreibung  auf  den  genauen  Betrag  des  präsumtiven  Rest- 
werts mittels  dieser  Methode  nicht  erreicht.  Dieser  Umstand  ist 
aber  praktisch  belanglos,  weil  dadurch  schließlich  entstehende  relativ 
unbedeutende  Über-  oder  Unterbewertungen  ohne  Schwierigkeiten 
zum  Ausgleich  mit  verrechnet  werden  können. 

Deren  stark  abnehnu'nde  Belastung  der  yutzungsjalire.  Ein  be- 
denklicher Xachteil  der  degressiven  Abschreibungs-Methode  mit  er- 
höhten Prozentsätzen  wird,  wie  ein  Blick  auf  die  obige  Zusammen- 
stellung lehrt,  herbeigeführt  durch  die  im  Wesen  degressiver  Ab- 
schreibungen überhaupt  begründete  per petuier liehe  Verkleine- 
rung der  Abs ch reib ungs- Quoten.  Diese  Verkleinerung  macht 
sich  naturgemäß  um  so  mehr  bemerkbar,  je  höher  der  Abschreibungs- 
Prozentsatz  ist.  So  zeigt  sich  bei  der  auf  25  °o  erhöhten  degressiven 
Abschreibung  auf  3000  M  Neuwert  für  das  erste  Jahr  der  Nutzungs- 
Dauer  eine  Quote  von  750  M.  für  das  zehnte  hingegen  nur  eine  solche 
von  56.30  M.  während  die  für  die  konstante  Absehreibung  Avährend 
der  gesamten  Nutzungs-Dauer  gleichbleibende  Quote  von  280  M  bei 
der  25  %igen  degressiven  Abschreibung  zwischen  der  von  316,40  M 
für  das  vierte  und  der  andern  von  237.30  M  für  das  fünfte  Nutzungsjahr 
zu  denken  ist. 

Der  darin  liegende  Widerspruch.  Diese  rapid  abnehmende  Belastung 
der  Erfolgs-Rechnungen  der  einzelnen  Nutzungsjahre  durch  die  degres- 
siven Abschreibungen  steht  im  Widerspruch  zu  dem  Regelfall  ungefähr 
gleicher  Ausnutzung  der  Betriebs-GegQustände  während  der  Nutzungs- 
jahre;  sie  bewirkt  außerdem  eine  vollkommen  umgekehrte    buch- 
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mäßige  Darstellung  tler  wirt.schaft  liehen  Tatsache,  wonach 
viele  Betriebs-Gegenstäiule  (z.  B.  Maschinen,  die  zunächst  nicht  nur 
nicht  abgenutzt,  sondern  durch  allmähliches  Einlaufen  sogar  immer 
leistungsfähiger  "werden)  während  der  ersten  Nutzungsjahre  kaum 
merklich,  jedenfalls  nicht  entfernt  in  dem  Maße,  wie  in  den  s])äteren 
Jalu'en,  verbraucht  luid  deshalb  abschreibungsbedürftig  werden. 
Dieser  Widerspruch  wird  vielfach  allerdings  dadurch  gemildert, 
daß  ein  mehr  oder  minder  großer  Teil  der  anfänglich  zu  hohen  Ab- 
schreibungs-Quoten zweckmäßig  angesehen  werden  kann  als  Amor- 
tisation der  Montage-Kosten,  soweit  diese  über  Bestand-Konto 
verbucht  sind. 

Stille  Roserveu  als  Folgen  der  erliöhteu  Sätze.  Demnach  ist  fest- 
zustellen, daß  degressive  Abschreibungen  mit  im  Vergleich  zu  kon- 
stanten erhöhten  Prozentsätzen  besonders  während  der  ersten 
Xutzimgsjahre  mehr  oder  minder  erhebliche  stille  Reserven  zur 
Folge  haben. 

Nutzainveiidung  daraus.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  kcinnen 
die  auf  erhöhten  Prozentsätzen  beruhenden  degressiven  Abschreibungen 
im  Gegensatz  zu  konstanten  Abschreibungen  besonders  dann  nütz- 
lich wirken,  wenn  mit  anormalen  betrieblichen  oder  mit  außer- 
betrieblichen Entwertungen  gerechnet  und  solchen  Möglichkeiten  durch 
beschleunigte  Abschreibungen  begegnet  werden  muß. 

Verzinsung  als  Kompensation  der  Quoten-Abnahme.  Den  Nach- 
teil der  durch  die  letzt  besprochene  Art  degressiver  Abschreibungen 
bewirkten,  ständig  abnehmenden  Belastung  der  einander  folgenden  Er- 
folgs-Rechnungen kann  man  durch  die  auf  S.  333  bis  335  geschilderte 
Verzinsung  der  degressiven  Abschreibungen  teilweise  aufheben. 
Die  auf  S.  340  angeführte  Formel  für  degressive  Abschreibungen,  die 
für  den  praktischen  Gebrauch  ohnehin  schon  zu  kompliziert  ist,  A\ürde 
in  Verbindung  mit  der  Zinsen-  und  Zinseszinsen-Rechnung  aber  der- 
artig verwickelt,  daß  sie  —  wie  Schiff  S.  07  mit  Recht  bemerkt  — 
keine  Aussicht  auf  Berücksichtigung  hätte. 

Nachteiliger  FiufJuü  des  Restwerts  auf  den  degressiven  Abschrei- 
bangssatz.  Schließlich  liegt  ein  bemerkenswerter  weiterer  Nachteil 
degressiver  Abschreibungen  der  letztbesprochenen  Art  darin,  daß  die 
Höhe  des  anzuwendenden  Prozentsatzes  durch  den  Betrag  des  für  den 
Schluß  der  Nutzungs-Dauer  angenommenen  Restwerts  außerordentlich 
stark  beeinflußt  wird.  Hierfür  folgende  Beispiele  (deren  Zahlen  vgl.  bei 
Schiff  S.  46,  der  nach  Blum  zitiert): 

Beispiele  daJür.  Ein  (Jebäude  im  Neuwert  von  20  000  M  soll  in 
125  Jahren  auf  14(»(»  .M  abgeschrieben  sein.  Dann  sind  jährlich  abzu- 
schreiben bei  konstanter  Abschreibung  =  0,745  %,  bei  degressiver 
=  2,1  %.      Wird   dagegen    völlige   Abschreibung    (ohne    Restwert    bis 
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auf  0)  beabsichtigt,  so  kommen  jährlich  in  Fiairc  für  die  konstante  Ab- 
schreibung =  0.8  %,  für  die  degressive  dagegen  7,()  %.  Also  eine  Ver- 
größerung der  Gesamt-Abschreibung  um  1400  M  hat,  auf  125  Jahre 
verteilt,  bei  der  konstanten  Methode  eine  Steigerung  des  Satzes  von  nur 
{0.745  %  auf  0.8  %  =)  0.055  %,  bei  der  degressiven  dagegen  eine  solche 
von  (2,1  %  auf  7.6  %  =)  5  V.,  %,  sonacli  eine  im  Vergleich  zur  kon- 
stanten Abschreibung  genau  lOOfache  Steigerung,  zur  Folge! 
Man  vergegenwärtige  sich  hiernach  die  Verschiedenheit  der  Abschrei- 
bungs-Quoten in  beiden  Fällen  und  für  beide  Methoden! 

Wesen  und  Nutzen  der  Absehreibungjs-Tabellen.  Hat  man,  wie  dies 
regelmäßig  geschieht,  auf  einem  Anlage-Konto  (z.  B.  Maschinen-Konto, 
Utensilien-Konto)  mehrere  Betriebs-Gegenstände  verAvandter  Art  zu- 
sammen verbucht  und  nach  einheithchem  Prozentsatz  abgeschrieben, 
so  wird  die  Ermitthmg  des  jeweiligen  Werts  eines  bestimmten  Gegen- 
stands keine  Schwierigkeiten  machen,  falls  nur  nach  der  konstanten 
Methode  abgeschrieben  worden  ist.  Denn  dann  braucht  nur  der  Neu- 
wert des  Gegenstands  festgestellt  und  die  Gesamtsumme  der  anteilig 
darauf  entfallenen,  jährlich  gleich  großen  Abschreibungs- Quoten 
bis  zum  in  Frage  kommenden  Nutzungsjahr  subtrahiert  zu  werden, 
um  zum  jeweiligen  Wert  zu  gelangen.  Wesentlich  mehr  Zeit  -würde 
solche  Wertermittlung  bei  degressiver  Abschreibungs-Methode  bean- 
spruchen, weil  man  in  diesem  Fall  gezwungen  wäre,  vom  Neuwert 
des  einzelnen  Gegenstands  ausgehend.  Abschreibung  und  verbleibenden 
Wert  Jahr  für  Jahr  in  Form  der  oben  für  zehn  Jahre  gegebenen  Auf- 
stellung gesondert  zu  berechnen.  Solcher  u.U.  sehr  zeitraubenden 
Arbeit  kann  man  vorbeugen,  indem  man  Tabellen  benutzt.  Jede 
Tabelle  ist  für  einen  bestimmten,  auf  die  degressive  Abschreibung 
zu  beziehenden  Prozentsatz  berechnet.  Ausgegangen  wird  bei  der 
Berechnung  von  100  M  Neuwert.  Die  Tabelle  läßt  mithin  sofort  er- 
kennen, mit  Avelchem  Betrage  100  M  Neuwert  bei  degressiver  Abschrei- 
bung nach  dem  der  Tabelle  zugrunde  liegenden  Prozentsatz  in  einem 
bestimmten  Nutzungsjahr  noch  zu  Buch  stehend  gedacht  werden 
müssen.  Von  der  100- Einheit  aus  ist  der  jeweilige  Buchwert  irgend 
eines  degressiv  behandelten  Neuwerts  dann  durch  Multiplikation 
(1  %  des  Neuwerts  mal  Tabellen  -  Betrag)  leicht  feststellbar.  Ob- 
gleich die  Anlage  der  Tabelle  sich  im  Bedarfsfall  von  selbst  ergibt, 
will  ich  nicht  unerwähnt  lassen,  daß  in  Sterns  Buchhaltungs-Lexikon 
(S.  84  der  erscheinenden  II.  Aufl.)  und  in  der  Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  IV.  S.  10 
von  C.  M.  Lewin  dargestellte  Muster  derartiger  Tabellen  zu  finden  sind. 
Die  Tabellen  können  für  große  Betriebe  beispielsweise  dann  nützlich 
wirken,  wenn  festzustellen  ist,  welche  Restwerte  entfallen  auf  be- 
stimmte, mit  anderen  auf  einem  Konto  zusammen  verbuchte  und  ab- 
geschriebene Betriebs-Gegenstände,  die  aus  dem  Betriebe  ausscheiden 
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sollen,    und   welche   Beträge   für   solche   (Jegenstände   denuiach   unter 
Würdigung  des  Erlöses  als  Abgang  zu  verbuchen  sind. 

Notwciidiirkeit  vertraglicher  Bcstiinniungen  über  anzuwendende 
AI)schreilMini;s->Ielhuden.  Im  Hinblick  auf  die  zwischen  der  degressiven 
inid  der  konstanten  Abschreibinigs-Methode  bestehenden  wesentlichen 
Unterschiede  ist  empfehlenswert,  in  Geseilschafts-Verträgen  und 
Statuten  stets  eindeutig  und  ausdrücklich  zu  bestimmen,  ob  die  für 
Betriebs-Gegenstände  festgelegten  Abschreibungs-Prozentsätze  für  kon- 
stante oder  für  degressive  Abschreibungen  gelten  sollen.  Wo  nicht 
die  oben  angeführten  besonderen  Gründe  die  degressive  Methode  aus- 
nahmsweise empfehlenswert  erscheinen  lassen,  sollte  man  immer  der 
konstanten    den    Vorzug   geben. 

3.  Abschreibungen  nach  Maßgabe  der  betrieblichen   Ausnutzung. 

Richtig  gehandhabt,  kann  diese  Abschreibungs-Methode  den  wirt- 
schaftlichen Verlauf  der  Entwertung  besonder«  zutreffend  dar- 
stellen. 

In  bezug  auf  den  während  der  Nutzungs-Dauer  abzuschreibenden 
Gesamtbetrag  unterscheidet  die  Abschreibung  nach  Maßgabe  der  be- 
trieblichen Ausnutzung  sich  naturgemäß  nicht  von  den  oben  besprochenen 
prozentualen  Abschreibungen.  Denn  auch  bei  der  in  Rede  stehenden 
Methode  ist  N  ■/.  R   während   n  Jahre   abzuschreiben. 

Voraussetzungen  für  Anwendbarkeit  dieser  Methode.  Daraus 
köiuien  sich  aber  zwei  Xotweiidigkeiten  ergeben.  Entweder:  man 
muß  das  mit  Hilfe  des  Betriebs-Gegenstands  überhaupt  hervorbring- 
bare Gesamtquantum  des  in  Frage  kommenden  Veräußerungs- 
Gegenstands  von  vornherein  wenigstens  einigermaßen  zutreffend  schät- 
zen, also  beispielsweise  vorweg  wissen,  wieviele  Stücke  eines  Massen- 
Artikels  von  einer  zu  dessen  Pressung  dienenden  Stanze  ungefähr  her- 
vorgebracht werden  können,  bevor  völliger  Verschleiß  der  Stanze 
anzunehmen  .sein  wird.  Oder:  man  muß,  wie  bei  den  prozentualen 
Abschreibungen,  von  einer  präsumtiven  Nutzungs-Dauer  ausgehen, 
diese  aber  kürzen  oder  verlängern;  je  nachdem,  ob,  im  Vergleich  zu 
den  der  präsumtiven  Xutzungs-Dauer  zugrunde  gelegten  Zahlen  für 
Arbeits-Tage  und  Stunden,  länger  oder  kürzer  gear})eitet  worden  ist. 

Unterschiede  im  A'ergieich  zu  prozentualen  Abschreibungen.  Ein 
wesentlicher  Unterschied  zwischen  prozentualen  und  nach  Maßgabe 
der  betrieblichen  Ausiuitzung  proportionierten  Abschreibungen 
besteht  .somit  darin; 

Bei  den  prozentualen  Abschreibungen  wird  der  sich  aus  dem  Neu- 
wert unfl  dem  präsumtiven  letzten  Restwert  ergebende  Gesamtbetrag 
der  Entwertung  auf  sämtliche  Nutzungsjahre  prozentual  verteilt. 
Die  Verteilung  der  Gesamt-Entwertung  wird  denniach  von  einer  be- 
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stimmten  Nutzungs-Daucr  abhängig.  Und  /.war  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  jene  Nutzungs-Dauer  (hii'ch  ül)er(buehsehiiittliehe  ])etriebliche  Aus- 
nutzung des  Betriebs-Gegenstands  in  bestimmten  Jahien  verkürzt  oder 
ob  sie  durch  imterdurchschnittHche  verlängert  wird,  ol)  die  pro- 
zentualen Abschrei))ungen  sonach  infolge  beschleunigten  oder  ver- 
zögerten Total-Verschleißes  zu  Überbewertungen  oder  zu  Unterbe- 
wertungen führen.  Zu  Überbewertungen,  weil  der  präsumtive  Rest- 
wert buchmäßig  noch  nicht  erreicht  ist.  obgleich  der  Betriebs-Gegen- 
stand für  den  Betrieb  l>ereits  als  unbrauchbar  angesehen  werden  muß 
und  nur  noch  Altmaterialwert  hat.  der  außerdem  nicht  selten  noch  durch 
Al)bruch-.  Demontage-  u.  dgl.-  Kosten  aufgezehrt  werden  wird.  Zu 
Unt  erbe  Wertungen,  weil  Abschreibung  bis  auf  den  präsumtiven  Rest- 
wert buchmäßig  schon  stattgefunden  hat,  obgleich  der  Betriebs-Gegen- 
stand dem  Betriebe  noch  mehr  oder  minder  lange  zu  dienen  vermag. 

Dagegen  können  bei  der  Abschreibung  nach  Maßgabe  der  betrieb- 
lichen Ausnutzung  Über-  oder  Unterbewertungen  eher  vermieden 
werden,  wenn  es  gelingt,  entweder  die  gesamte  Produktionsfähigkeit 
des  Betriebs-Gegenstands  nach  der  Erfahrung  vorweg  zu  bestimmen, 
oder  seine  Xutzungs-Gesamtdauer  auf  der  Grundlage  einer  bestimmten 
Zahl  jährlicher  Arbeitsstunden  im  voraus  zutreffend  zu  schätzen. 
In  beiden  Fällen  ist  die  für  die  Abschreibung  letzten  Endes  wirksame 
Xutzungs-Gesamtdauer  —  im  Gegensatz  zu  den  prozentualen 
Abschreibungen  — -keine  im  voraus  feststehende,  vielmehr  eine, 
vom  produzierten  Quantum  oder  von  der  Zahl  wirklich  geleisteter 
Arbeitsstunden  abhängige  Größe. 

Quantitative  und  zeitliche  Bemessung  der  Ansnutzungs-Quoteu. 
Hiernach  kann  die  Abschreibung  nach  Maßgabe  der  betrieblichen  Aus- 
nutzung vorkommen  als: 

Abschreibmig  im  Verhältnis  zum  Anteil  des  Betriebs-Gegenstands 
au  der  Produktion    (quantitative  Bemessung); 

Abschreibung  nach  dem  Verhältnis  der  für  die  präsumtive 
Xutzungs-Gesamtdauer  angenonnnenen  jährlichen  Nutzungsstunden 
zur  wirklichen  Zahl  der  jährlichen  Nutzungsstunden  (zeitliche 
Bemessung). 

Zahlenmäßige  Beispiele  tiir  derartige  Bemessungen.  Beispiel  für 
die  quantitative  Bemessung:  eine  Stanze  bleibt  voraussichtlich 
für  die  Herstellung  rund  einer  Million  Exemplare  eines  Artikels  brauch- 
bar. Entfällt  dann  auf  ein  Geschäftsjahr  die  Fabrikation  von  etwa 
75  000  Stück,  so  sind 

/lOOOOOONI         „.      _, 
75  000    :  =  7^.,  % 

V     100     ; 1 

vom  Anschaffungswert  der  Stanze  .zu  Lasten  dieses  Betriebsjahrs 
abzuschreiben. 
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Beisj)iel  für  ilio  zeitliche  Bemessung:    einer  Maschine  wird  unter 

der   Voraussetzung  einer  jährHch  300  Arbeitstage  zu  je   10   Stunden 

betragenden    Inanspruchnahme    eine    zwanzigjährige    Nutzungs-Dauer 

zugemessen.    Dann  ist  die  Gesamt-Entwertung  dieser  Maschine  in   be- 

zug    auf    (20X300X10=^)    60  000    Arbeitsstunden    abzuschreiben. 

Bei    einer    jährhchen    Ausnutzung    von    1200   Stunden  sind    demnach 

/1200X100      \^^,     ,...,,.,         . 

=    2  %.    bei  emer  lähriichen  Ausnutzung  Aon  etwa   5-400 

\    60  000  /      '°  •" 

Stunden    dagegen  [ =  |  9%  allein  für  die  betriebliche  Aus- 

V    60  000  J 

nutzung   (also    unabhängig  vom  Verschleiß  durch    natürliches  Altern) 

abzusclu'eiben.     (Eine  an    sich    interessante,    für    die    kaufmännische 

Praxis     aber     Mohl     zu     subtil     ausgestaltete    Art    der    Berechnung 

von   Abschreibungen    nach   der   faktischen   Inanspruchnahme    schlägt 

Ingenieur  West  in  ..Technik  und  Wirtschaft"  III.  Heft  6  vor.) 

Vorteile  und  Bedingtheiten  der  Abschreibungen  nach  Älaßgabe  der 
Ausnutzung.  Hiernach  wird  zugegeben  werden  müssen,  daß  die  Abschrei- 
bungen nach  Maßgabe  der  betrieblichen  Ausnutzung  der  Betriebs- 
Gegenstände  dem  wirtschaftlichen  Verlauf  der  Entwertung  in  geradezu 
vorbildlicher  Weise  gerecht  zu  werden  vermögen,  wenn  quantitative 
oder  zeitliche  Bemessung  im  voraus  möglich  sind.  Jedoch 
eben  immer  nur  unter  dieser  Voraussetzung.  Ist  diese  Voraussetzung 
erfüllt,  so  gewährleistet  diese  Abschreibungs-Methode  am  besten  nicht 
allein  eine  zutreffende  Bemessung  der  Nutzungs-Dauer,  sondern 
ebenso  auch  eine  absolut  gerechte  Verteilung  der  Abschreibimgs- 
Quoten  über  die  einzelnen  Geschäftsjahre.  Nur  kurzer  Erwähnung 
bedarf,  daß  auch  mit  dieser  Methode  Sonder-Abschreil)ungen  gepaart, 
die  regulären  Abschreibungen  also  beschleunigt  werden  müssen,  in- 
soweit anormale  betriebliche  oder  gar  außerbetriebliche  Entwertungen 
dies  bedingen.  Ausdrücklich  möge  betont  werden,  daß  an  Stelle  der 
Abschreibungen  nach  Maßgabe  der  betrieblichen  Ausnutzmig  als 
Aequivalent  für  das  natürliche  Altern  der  Abschreibungs- 
Gegenstände  zureichende  andere  Abschreibungen  vorzunehmen  sind 
für  Jahre,  in  denen  der  Betrieb  etwa  geruht  und  infolgedessen  zu 
Ab.schreibungen  nach  Maßgabe  der  betrieblichen  Ausnutzung  keine 
Veranlassung  gegeben  hat. 

Als  bedeutendstes  Beispiel  der  quantitativen  Bemessung  von  Ab- 
schreibungen nach  Maßgabe  der  betrieblichen  Ausnutzung  ist  die  Ab- 
.schreibung  auf  Substanz-Verluste  (Verbrauch  der  Bodenschätze) 
hauptsächlich  bei  Bergwerken  anzusehen.  Im  übrigen  können  Ali- 
schreibungen nach  Maßgabe  der  betrieblichen  Ausnutzung  natur- 
gemäß nur  auf  aktiv  wirkende  Betriebs-Gegenstände  (Maschinen), 
hingegen  nicht  auf  passiv  dienstbare  Geräte  und  Utensilien  bezogen 
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werden.  Denn  bei  diesen  Gegenständen  ist  weder  quantitative,  noch 
zeitliche  Bemessung  der  Abschreibungs- Quoten  im  Sinne  obiger  Dar- 
legungen möglich. 

Deren  Anwendungsgebh^t.  Demnach  ist  diese  Art  Abschreibung 
von  Bedeutung  nur  für  die  Urprodiiktion  und  die  industrielle 
Stoff  Veredlung,  nicht  aber  auch  für  reine  Handels-  und  Bank- 
Unternehmungen.  Angewendet  werden  sollte  sie  nur,  wenn  hinreichende 
spezielle  Erfahrung  genaue  quantitative  oder  zeitliche  Bemessung  der 
Abschreibungen  ermöglicht,  und  wenn  dem  Betriebe  durch  Konjunktur- 
Schwankungen  eine  ebenmäßig  schwankende  Ausnutzung  der  bezüg- 
lichen Betriebs-Gegenstände  auferlegt  wird. 

4.  Abschreibungen  nach  Maßgabe  des  Gewinns  der  Unternehmung. 

Absehreibungen  „aus"  dem  Gewinn.   Sehr  oft  liest  man  in  der  Er- 

folgsverteilungs-Übersicht  der  Geschäfts-Berichte  von  Industrie-  und 
Bank-Unternehmungen,  der  so  oder  so  hohe  ,, Gewinn"  (zuweilen 
sogar:  ,, Reingewinn"!)  solle  zu  ,, Abschreibungen"  ,, Verwendimg 
finden"  (,,für  Abschreibungen  zurückgestellt  werden"  oder  ähnliche 
Wendungen). 

Wirtschaftliche  und  bilanzrechtliche  Unhaltbarkeit  dieser  Ge- 
wohnheit. Dieser  leider  sehr  verbreitete  Modus  kann  nicht  genug  be- 
kämpft werden,  weil  mit  ihm  nicht  allein  das  Wesen  des  Reingewinns 
(Netto-Gewdnns),  sondern  ebenso  dasjenige  der  Abschreibungen 
verkannt  wird.  Denn  Reingewinn  kann  nicht  vorhanden  sein,  bevor 
nicht  sämtliche  notwendigen  (echten)  Abschreibungen  durchgeführt 
sind.  Infolgedessen  können  aus  dem  Reingewinn  nur  echte  Reserven 
(unechte  Abschreibungen)  gebildet  werden.  Vor  der  Verbuchung  echter 
Abschreibungen  kann  somit  nur  von  Rohgewinn  (Brutto-Gewinn)  ge- 
sprochen werden. 

Schon  vom  rein  praktischen  Gesichtspunkt  aus  betrachtet,  wird 
man  kaum  behaupten  wollen,  daß  es  empfehlenswert  sei,  in  der  Vertei- 
lungs-Übersicht vom  Rohgewinn  auszugehen,  um  dann  (wie  nicht  selten 
bei  Industrie-Unternehmungen)  den  zunächst  hoffnungsfreudigen  Ak- 
tionär bei  näherer  Prüfung  zu  der  Erkenntnis  kommen  zu  lassen,  daß 
jener  .,Gewinn"  vom  Standpunkt  des  Aktionär- Portemonnaies  nur 
ein  Phantom  bedeutet,  das  nach  der  Durchführung  der  bilanzrecht- 
lich notwendigen  Abschreibungen  von  einem  (oft  recht  stark)  ernüch- 
ternden Wirklichkeitsbild  abgelöst  wird. 

Doch  auch  gesetzwidrig  ist  solche  Art,  den  Gewinn  auszuweisen. 
Wenigstens  nach  §  261  Ziff.  6  H.G.B.  für  A.G.'en  und  K.A.G.'en.  sowie 
nach  §  42  Ziff.  5  Ges. -Ges.  für  G.'en  m.b.H.  Mit  beiden  Vorschriften 
wird  gefordert,  daß  ..der  aus  der  Vergleichung  sämtlicher  Aktiva  und 
sämtlicher  Passiva  sich  ergebende  Gewinn  oder  Verlust   am  Schlüsse 
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der  Bilanz  besonders  angegeben  werde."  Da  die  Aktiva  aber  zu 
hoch  dargestellt  sind,  solange  die  Werte  der  Betriebs-Gegenstände 
ohne  Abschreibungen,  also  brutto,  bilanziert  sin<l,  muß  als  Gesetz- 
widrigkeit bezeichnet  werden,  die  Abschreibungen  erst  in  der  fJrfolgs- 
Verteilung  vom  Rohgewinn  zu  kürzen  (im  Fall  eines  Rohverlustes 
diesem  zuzuschlagen),  anstatt  sie  bereits  im  Rahmen  der  Bilanz  zum 
Abzug  zu  bringen  und  demgemäß  schon  mit  dieser  den  Reinerfolg  im 
Sinne  der  Gesetzes- Vorschrift  auszuweisen. 

Bezügliche  Steuor-Eiitscheiduiigeu.  Der  steuerliche  Standjnuikt 
zu  der  vorstehend  behandelten  Frage  kommt  (nach  Fuisting  S.  290 
und  278)  mit  folgenden  Entscheidungen  des  Preußischen  Oberverwal- 
tungs-Gerichts treffend  zum  Ausdruck: 

„Überschüsse  können  nicht  zu  Abschreibungen  verwendet  werden;  erst 
nach  Abrechnung  der  letzteren  sind  Überschüsse  vorhanden"  (E.  in  St.  VII.  154). 

,,Wenn  eine  Aktien-Gesellschaft  einen  Teil  ihres  bilanzmäßigen  Gewinns 
zu  Absclireibungen  verwendet,  so  liegt  hierin  das  Anerkenntnis,  daß  die  >'er- 
mögensstücke  bilanzmäßig  bewertet  waren  und  der  zu  den  sogenannten  Abschrei- 
bungen verwendete  Teil  des  Gewinns  in  Wirklichkeit  die  Bildung  eines  Reserve- 
fonds darstellt'-  (vgl.  E.  in  St.  VII.  156;  XI.  266). 

Abschreibungen  „nach  Maßgabe"  des  (Gewinns.  Von  der  Abschrei- 
bung ,,aus"  dem  Gewinn  ist  zu  scheiden  die  Abschreibung  ..nach  Maß- 
gabe" des  Gewinns.  Nur  mit  dieser  letztgenannten  haben  wir  hier  zu 
tun;  nur  bei  ihr  ist  der  Gewinn  in  erster  Linie  als  Bemessungs-Grundlage 
anzusehen.  Dagegen  handelt  es  sich  bei  der  sogenannten  Abschrei})ung 
,,aus"  dem  Gewinn  weniger  um  die  Frage  nach  der  Bemessung  der 
Abschreibungs-Höhe,  als  vielmehr  um  diejenige  nach  der  bilanztech- 
nischen Darstellung  der  Abschreibung.  Teils,  um  auf  ihre  Gesetzwidrig- 
keit und  Unhaltbarkeit  hinzuweisen,  teils,  um  sie  als  von  der  Abschrei- 
bung ,,nach  Maßgabe"  des  Gewinns  gesonderten  Begriff  schärfer, 
als  gewöhnlich  geschieht,  zu  scheiden,  habe  ich  die  sogenannte  Ab- 
schreibung ..aus"  dem  Gewinn  in  diesem  Zusammenhang  mit  erörtert. 

Deren  Anfechtbarkeit  vom  wirlschalUichen  Standpunkt,  über 
die  Abschreibung  ..nach  Maßgabe"  des  Gewinns  ist  vorweg  zu  be- 
merken, daß  sie  aus  mancherlei  Gründen  anfechtbar  ist. 

Prinzipiell  ist  gegen  diese  Ab.schreibungs-Methode  festzustellen, 
flaß  der  aus  einer  Betriebs-Periode  resultierende  Gewinn  mit  den  für  die 
Abschreibungen  auf  Betriebs -Gegenstände  maßgebenden  Faktoren 
ursächlich  keineswegs  zusammenzuhängen  braucht.  Man  denke  nur 
an  den  Einfluß  von  Konjunkturen,  an  verschärfte  Konkurrenzkämpfe, 
an  Verluste  bei  Debitoren  u.  a.  m.,  um  sich  bewußt  zu  werden,  in  wie 
großem  Umfang  der  Betiiel)s-Erfolg  einer  Unternebinung  von  der 
Inanspruchnahme  der  Betriebs-Gegenstände  unabhängig  sein  kann. 
Die  sich  auf  solchem  Mißverhältnis  zwischen  Abschreibungs-Ursache 
und   Bemessungs-Grundlage  aufbauende  Abschreibungs-Methode   nniß 
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iiotwendigervvei.se  zu  Wirtschaft  lieh  uiid  hilauzrcelitlich  «ilcichcnnaljeii 
unhaltbaren  Ergelniissen  führen.  Man  vergegenwärtige  sich  nur,  (hiß 
(jicwinnjahre  mit  mehr  oder  minder  hohen  regulären  Absehreibungen 
belastet,  Verlust] ahre  dagegen  von  Abschreibungen  gänzlich  frei 
gehalten  werden  müßten  und  stelle  sieh  danach  vor  die  Überbewertung, 
die  sich  bei  mehreren  aufeinanderfolgenden  Verlust] ahren  herausstellen 
würde,  und  die  dann  sisätcr  zu  Lasten  etwaiger  Gewinnjahre  in  be- 
schleunigtem  Tempo   wettgemacht   werden   müßte! 

Ebenso  vom  liandels-  und  stoiierreclitlielieii  Standpunkt.  Hiernach 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  die  Abschreibungs-Methode  ,,nach 
Maßgabe"  des  Gewinns  zu  den  Vorschriften  der  §§40  Abs.  2,  261  Ziff.  3 
H.G.B.  und  §42  Ziff.  1  Ges. -Ges.  in  Widerspruch  steht.  Unbe- 
dingter Gegner  dieser  Methode  ist  natürlich  in  erster  Linie  die  Steuer- 
Behörde,  die  bei  der  Nachholung  der  für  Verlustjahre  unterlassenen 
Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände  zu  Lasten  der  Gewinnjahre 
oft  emj^findlich  geschädigt  werden  könnte. 

Stille  Reserven  nach  Maßgabe  des  Gewinns.  Kann  sonach  der 
bilanzmäßige  Rohgewinn  einer  Unternehmung  als  geeignete  Be- 
messungs-Grundlage für  reguläre  Abschreibungen  nicht  anerkannt 
werden,  so  darf  doch  nicht  unbemerkt  bleiben,  daß  die  Höhe 
des  nach  der  Durchführung  aller  notwendigen  Abschreibungen  ver- 
bleibenden Reingewinns  sehr  wohl  entscheidend  zu  werden  ver- 
mag für  die  Frage,  ob  und  in  w^elchem  Umfang  außer  den  not- 
Avendigen  echten  (ordentlichen)  Abschreibungen  noch  unechte 
(außerordentliche)  Abschreibungen  in  Gestalt  stiller  (versteckter) 
Reserven  vorgenommen  w^erden  sollen.  Besonders  bei  Gewinn  ver- 
teilenden Kapital-Gesellschaften  werden  zu  Lasten  überdurchschnitt- 
lich hoher  Reingewinne  oft  stille  Reserven  ..gelegt",  die  wieder  auf- 
leben, wenn  etwa  eintretende  weniger  günstige  Ergebnisse  im  Interesse 
stabiler  Dividenden  dazu  Veranlassung  geben.  Diese  Reservebildung  ist 
ihrem  Wesen  nach  regelmäßig  eine  geheime  ..stille";  sie  wird  meist  durch 
die  bilanzielle  L^nterbewertung  gCAAdsser  Vermögens-Gegenstände  schon 
vorweggenommen  und  ist  demnach  mit  dem  vor  der  Öffentlichkeit 
ausgewdesenen  bilanzmäßigen  Reingewinn  schon  zum  Ausdruck  ge- 
bracht, in  diesem  ..versteckt".  Welche  Vermögensteile  im  Interesse 
stiller  Reserven  unterbewertet  werden  sollen,  bestimmt  bei  Kapital- 
Gesellschaften  der  Vorstand  mit  oder  (wie  nicht  selten)  ohne  Wissen 
des  Aufsichtsrats.  Welchen  Umfang  solche  Unterbewertungen  zu 
Lasten  eines  Geschäftsjahrs  annehmen  sollen,  richtet  sich  überwiegend 
nach  dem  Verhältnis  des  bei  normaler  Bewertung  für  jenes  Jahr  zu  er- 
wartenden Reingewmns  zu  dem  in  Rücksicht  auf  bisherige  Dividenden 
anzustrebenden.  Objekte  derartiger  stiller  Reserven  sind  bei  Industrie- 
Unternehmungen     vornehmlich    Fabrikations-Vorräte    und     Betriebs- 
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Gegenstände:  jene  im  Normalfall  nur  mit  Wirkung  von  einer  Betriebs- 
Periode  zur  folgenden,  diese  mit  auf  Jahre  hinaus  reichenden  Wirkungen. 
Bei  Bankimternehmimgen  eignen  sich  vorzugsweise  eigene  Effekten 
und  Beteiligungen  zur  Bildung  weitreichender,  oft  sehr  bedeutender 
stiller  Reserven.  Daß  auch  ]\Iobilien  und  Immobilien  bei  Bankunter- 
nehmungen in  hohem  Maße  Träger  stiller  Reserven  sind,  lassen  viele 
Bankbilanzen  ohne  weiteres  erkennen.  Die  letztgenannten  Bilanz- 
Posten  stehen  infolge  ihrer  leichten  Vergleichbarkeit  mit  den  bezüg- 
lichen Posten  der  Vorperioden  unauffälliger  Reaktivierung  stiller  Re- 
serven im  Bedarfsfall  entgegen.  Dagegen  können  Reaktivierungen 
in  Effekten  oder  Beteiligungen  ruhender  stiller  Reserven  nach  außen 
eher  verschleiert  werden. 

Hiernach  muß  die  Bildung  stiller  Reserven  nach  Maßgabe  des 
Ge^vinns  als  mit  den  Grundsätzen  soUder  Bilanz-Politik  durchaus 
vereinbar,  die  Bemessung  von  Abschreibungen  nach  derselben 
Grundlage  hingegen  als  wrtsc haftlich  und  bilanzrechtlich  unhaltbar 
bezeichnet  werden. 

5.  Abschreibungen  nach  Maßgabe  der  Rentabilität  des  Betriebs- 

Gegenstands. 

Deren  Objekte.  Für  diese  Abschreibungsart  können,  wie  leicht 
einzusehen  ist,  nur  der  Be-  oder  Verarbeitung  aktiv  dienende  Be- 
triebs-Gegenstände in  Betracht  kommen.  Solche  Betriebs-Gegenstände 
sind  Maschinen  und  Werkzeuge.  W^erkzeuge  eignen  sich  jedoch  kaum 
für  diese  Abschreibungs-Methode,  weil  ihre  Betriebs-Rentabilität  zahlen- 
mäßig nicht  feststellbar  zu  sein  pflegt.  Dagegen  sind  die  Betriebs- 
Leistungen  von  Maschinen,  insbesondere  von  Werkzeug-^Iaschinen,  der- 
artigen Berechnungen  zugänglich.  Über  die  Berechnung  der  Renta- 
bilität von  Maschinen  im  allgemeinen  enthält  wertvolle  Gesichts- 
punkte ein  von  Prof.  Dr.  Andreas  Voigt  (Frankfurt a/Main)  vor  dem 
Frankfurter  Bezirks-Verein  Deutscher  Ingenieure  am  16.  Mai  190(3 
(vgl.  die  bezügliche  Mitteilung  dieses  Vereins)  gehaltener  Vortrag  über: 
,,Die  Rentabilität  einer  Maschine,  insbesondere  die  Frage,  wann 
eine  alte  Maschine  durch  eine  solche  neuerer  Konstruktion  zu  ersetzen 
ist."  Wie  man  die  Betriebs-Rentabilität  von  Hilfsmaschinen  zu  berech- 
nen vermag,  habe  ich  in  meinem  (S.  327  zitierten)  Buch  über  ..Hand- 
werkzeug   und    Handwerksmaschine"  gezeigt. 

Zu  der  hin  und  wieder  vorkommenden  Bemessung  der  Abschrei- 
bungen auf  Maschinen  nach  deren  Betriebs-Rentabilität  führt  den  Fa- 
brikanten die  Erwägung,  daß  die  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
Kosten  einer  Maschine  abzuschreiben  seien  zu  Lasten  derjenigen  Be- 
triebszeit, innerhalb  deren  jene  Kosten  durch  die  Benutzung  der  Ma- 
schine nachweislich  verdient  worden  sind. 
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Voraussetzungen  dieser  Methode.  Hiernach  kann  diese  Abschrei- 
bruigs-Methode  nur  am  Platze  sein,  wo  die  Maschine  für  den  Betrieb  gerade 
wertlos  wird,  nachdem  ihre  Anschaffungs-  oder  Herstelhings-Kosten 
durch  sie  verdient  sind.  Diese  Voraussetzung  kann  zufälHg  erfüllt  sein  bei 
Maschinen,  die  der  Gefahr  der  Überholung  durch  bessere  Typen  in  be- 
sonders hohem  Maße  ausgesetzt  sind ;  oder  bei  solchen,  die  unvermutet 
schneller  Entwertung  durch  Wechsel  der  Fabrikations-Methode, 
,. Aufgabe"  des  Artikels  u.  dgl.  unterliegen  können.  In  allen  diesen 
Fällen  werden  durch  die  in  Rede  stehende  Methode  berechtigte  Sonder- 
Abschreibungen  vorweggenommen. 

Unterbewertungen  als  Folge  dieser  3Iethode.  Solche  Fälle  sind 
aber  nur  Ausnahmefälle.  Im  großen  und  ganzen  werden  Maschinen 
dem  Betriebe  naturgemäß  wesentlich  über  den  Zeitpunkt  der  Amor- 
tisation ihrer  Kosten  durch  eigene  Rentabilität  hinaus  dienstbar  bleiben. 
Denn  andernfalls  könnte  kein  Fabrikant  an  der  Benutzung  von  Ma- 
schinen wirtschaftliches  (kaufmämiisches)  Interesse  haben.  Insoweit 
nun  der  Gebrauchswert  einer  Maschine  eine  längere  Nutzungs-Dauer 
ermöglicht,  als  die  Zeitspanne  beträgt,  innerhalb  deren  die  Maschine 
sich  bezahlt  macht,  muß  die  Methode  der  Abschreibung  nach  der  Ren- 
tabilität der  Maschine  früher  oder  später  zu  Unterbewertungen  führen. 
Diese  Unterbewertungen  können  in  größtem  Umfang,  nämlich  in  Ge- 
stalt völliger  Abschreibung  der  Anschaffungs-  oder  Her- 
stellungs-Kosten u.  U.  sogar  schon  für  das  erste  Betriebsjahr , 
gegeben  sein.  So  habe  ich  in  meinem  oben  (S.  327)  erw^ähnten  Buche 
für  eine  gi'ößere  Zahl  von  Hilfsm aschinen  auf  Grund  besonderer 
Versuche  erwiesen,  daß  diese  Maschinen  sich  im  Vergleich  zu  der 
Leistungsfähigkeit  der  ihnen  voraufgegangenen  (teilweise  noch  heute 
neben  ihnen  bestehen  gebliebenen)  HaiKh^erkzeuge  schon  nach 
wenigen  Wochen  oder  Monaten  bezahlt  machen  können,  wäh- 
rend sie  im  Betriebe  als  technisch  vollwertige  Hilfsmittel  Jahre  oder 
Jahrzehnte    hindurch    verwendbar  bleiben. 

Steuerliehe  Unzulässigkeit.  Nach  allem  zeigt  die  Abschreibung  nach 
Maßgabe  der  Rentabilität  der  Maschinen  sich  unter  den  erwähnten 
Voraussetzungen  nur  berechtigt  in  den  oben  angedeuteten  Fä,llen  be- 
sonders gebotener  Avdrtschaftlicher  Vorsorge.  Im  übrigen  führt  diese 
Methode  zu  oft  geradezu  enormen  Unterbewertungen,  die  von 
der  St  euer -Behörde  natürlich  nicht  ..passiert"  werden  können. 
An  sich  sind  Unterbewertungen  privat  rechtlich  jedoch  bekanntlich 
erlaubt. 

LedigHch  der  Vollständigkeit  wegen  mag  noch  erwähnt  werden, 
daß  nicht  zulässig  wäre,  aus  der  Abschreibungs-Methode  nach  Maßgabe 
der  Rentabilität  ein  Recht  auf  Abschreib vnigsfrei hei t  für  als  unren- 
tabel   erwiesene    Maschinen    herzuleiten.     Denn    solches    Unterlassen 
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notwendiger    Al)sehreibinigen    würde    Überbewertung    bedeuten    und 
deslialb  öflentlichrechtlich  und  privatrechtlich  unstattliaft  sein. 


V  (' r  seh  ied  one  Absolin'ibunijs-MellHMlen  iniierlialb  derselben 
Uulernehniunii'.  Aus  allen  beziigliehen  voistelientlen  Ausl'üln'inigen  wird 
verständlieh,  dal.^  innerhalb  derselben  Unternehmung  bei  den  Ab- 
sehreibungen auf  die  verschiedenen  Betriebs-Gegenstände  von  ver- 
schiedenen Beniessungs-Grundlagen  ausgegangen  werden  kann.  So 
kami  zweckmäßig  sein,  der  Gefahr  anormaler  betrieblicher  oder  außer- 
betriel)licher  Entwertung  ausgesetzte  Maschinen  durch  degressive 
Abschreibungen  mit  hinreichend  erhöhten  Prozentsätzen  gleich 
zu  Lasten  der  ersten  Betriebsjahre  überdurchschnittlich  stark  im 
Werte  zu  mindern.  Andere  Maschinen  werden  bei  besonders  inten- 
siver betriel)lieher  Ausnutzung  vielleicht  im  Verhältnis  zu  dieser 
mit  Abschreibungen  belegt.  Die  Werte  in  nur  .begrenztem  Umfang 
ausnutzbarer,  von  vornherein  rentabler  Maschinen  glaubt  man  etwa 
nach  Maßgabe  ihrer  Rentabilität  für  den  Betrieb  recht  schnell  ab- 
schreiben zu  sollen.  Die  Abschreibungen  für  die  sonstigen  Betriebs- 
Gegenstänfle  bemißt  man  dann  wohl  nach  der  konstanten  Methode. 

Prinzipienlüses  Absehreiben.  Nicht  wenige  Unternehmer  befolgen 
in  der  Abschreibungs-Politik  überhaupt  keine  feststehenden  Grund- 
sätze, sondern  lassen  sich  im  Augenblick  der  Bemessung  der  Ab- 
schreibungs-Höhe von  irgendwelchen,  ihnen  gerade  besonders  wichtig 
erscheinenden  Interessen  leiten.  Solche  Interessen  können  beispiels- 
weise darin  liegen,  am  Gewinn  beteiligte  Dritte  durch  einen  sich  etwa 
herausstellenden,  zu  hohen  Gewinn  nicht  zu  verwöhnen  und  deshalb 
die  Abschreibungs- Quoten  für  geeignete  Betriebs-Gegenstände  zu  er- 
höhen, soweit  diese  Wirkung  nicht  schon  bei  der  direkten  Bewertung 
der  Bestände  erreicht  ist.  Umgekehrt  wird  dann  bei  ungünstigen 
Betriebs-Ergebnissen  verfahren,  um  die  Interessenten  gegen  die  Ren- 
tabilität des  Geschäfts  nicht  mißtrauisch  zu  machen.  Oft  greifen  gleich- 
artige Erwägungen  auch  der  Steuer- Behörde  gegenüber  Platz,  um  dieser 
nach  Möglichkeit  keine  Gelegenheit  zu  Beanstandungen  des  deklarierten 
Betriebs-Erfolgs  zu  geben  und  damit  die  Frage  der  Vorlegung  der  (Je- 
schäftsbücher  ein  für  allemal  auszuschließen.  Vornehmlich  die  Werte 
der  Mobilien  und  Utensilien  reiner  Handels-Unternehnnmgen  werden 
oft  mehr  oder  minder  willkürlich  abgeschrieben.  Bei  gut  fundierten 
Unternehmungen  besteht  im  großen  und  ganzen  die  Neigung,  diese 
Gegenstände  so  bald  wie  möglich  auf  einen  bloßen  Erinnerungs- 
Betrag  abzuschreiben,  obgleich  der  Gebrauchswert  gerade  dieser  Ob- 
jekte dem  Betriebe  am  längsten  erhalten  zu  bleiben  pflegt.  Derartige 
prinzipienlose  (.so  auch  von  Schmalenbach  in  der  Z.  f.  hw.  F.  III.  S.  88 
genannte)     Abschreibungen     kommen    in    der    geschäftlichen    Praxis 
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in  großem  Umfang  zur  Anwciulung.  Trotz  ihrer  scheinbaren  Willkür 
beruhen  sie  dennoch  auf  geschäftspolitischen  Erwägungen;  wie  denn 
in  bezug  auf  bilanzielle  Abschreibungen  überhau]it  kaum  etwas  ohne 
zureichenden  (Jrund  geschieht. 

Ganz  allgemein  gesprochen  kann  man  sagen,  daß  bei  gut  geleiteten, 
rentablen  Betrieben  das  Abschreibvmgs-Prinzip  in  beschleunigter 
Erreichung  des  Restwerts  erblickt  werden  wird,  daß  dagegen  bei  minder 
gut  geleiteten,  unrentablen  Unternehmungen  prinzipielle  Neigung 
zu  unzureichenden  Abschreibungen  zu  bestehen  pflegt;  ganz 
gleich,  nach  welcher  Abschreibungs-Methode  diese  Neigung  am  besten 
zu  verwii'klichen  ist.  Der  Betriebs-Erfolg  wird  eben  von  der  Höhe  der 
Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände  ebenso  beeinflußt,  wie  er 
diese  selbst  beeinflußt.  Um  Mißverständnissen  vorzubeugen:  nicht 
soll  hiermit  gesagt  sein,  daß  die  Bemessung  der  Abschreib vuigen  etwa 
immer  unmittelbar  nach  Maßgabe  des  Betriebs-Erfolgs  geschehe; 
vielmehr  ist  dies  meist  (zuweilen  vielleicht  mehr  oder  minder  unbe- 
wußt) nur  mittelbar  insofern  der  Fall,  als  die  Prozentsätze  bei 
prozentualen,  oder  die  Quoten  bei  proportionierten  x\bschreibungen 
von  der  Rentabilität  der  Unternehmung  unverkennbar  ab- 
hängig sind. 

Abnuidung  der  Quoten.  Schließlich  sei  noch  bemerkt.  (lai.i  man 
die  (besonders  bei  prozentualer  Bemessung  meist  auf  krumme  Zahlen 
lautenden)  Abschreibungs- Quoten  nach  Maßgabe  der  zu  kürzenden 
Buchwerte  im  Interesse  der  Erlangung  runder  Bilanzwerte  in  erfor- 
derlichem Umfang  zu  erhöhen  oder  herabzusetzen  pflegt.  So  wird 
man,  wenn  10%  von  46567,90 M  abzuschreiben  sind,  oft  nicht  4656,79  M, 
sondern  etAva  4656,90  M  oder  4667.90  M  oder  gar  4567,90  M  ab- 
schi-eiben;  je  nachdem,  wie  weit  die  Abrundung  des  RcstAverts  gehen 
soU. 

C.    Zugang  und  Abgang. 

,,Zu  gange"  kommen  als  Wertzuwachs -Posten  im  Soll  der  Be- 
stand (Vermögensteil-)  Konten,  ,, Abgänge"  dagegen  als  Wertmin- 
derungs-Posten in  deren  Haben  zum  buchmäßigen  Ausdruck. 

Was  in  den  Bilanzen  (besonders  der  industriellen  Unterneh- 
mungen) unter  der  Bezeichnung  ,,Zugang"  oder  ,, Zuwachs"  erscheint, 
kann  sehr  verschiedenen  Charakters  sein. 

Betriebs-Erweiterungen  als  Zugangs-Posten.  Am  nächsten  liegt 
der  Gedanke,  unter  ,,Zugang"  zu  verstehen  Neuanschaffungen 
von  Betriebs-Gegenständen,  die  vordem  in  der  Unternehmung  durch 
ein  andres  Exemplar  noch  nicht  vertreten  waren,  oder  die  - —  falls 
dies  doch  schon  der  Fall  war  —  den  oder  die  Vorgänger  nicht  ersetzen, 
sondern  sich  mit  ihnen  in  die  offenbar  ständig  wachsende  Inanspruch- 
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nähme  teilen  sollen,  die  mithin  nicht  Ersatz,  sondern  Erweiterung 
bedeuten.  In  bezug  auf  die  an  den  Erweiterungen  vorzunehmenden 
Abschreibungen  ist  nur  zu  sagen,  daß  sie  auf  den  neu  angeschafften 
(oder  etwa  im  eigenen  Betriebe  hergestellten)  (Gegenstand  nach  Maßgabe 
der  für  ihn  in  Betracht  kommenden  Bemessungs-Grundlage  selbständig 
durchzuführen  sind,  was  nicht  hindert,  sie  zii  buchen  und  bilanziell 
auszuweisen  im  Verein  mit  sonstigen  Abschreibungen,  die  auf  die 
demselben  Konto  belasteten  Gegenstände  entfallen. 

Ersatz  als  Zii£:angs-Posteii.  Weniger  einfach  liegt  die  iVbschreibungs- 
frage.  wenn  der  Zugang  für  den  Betrieb  nicht  Erweiterung  (ab- 
solute Neuanschaffung),  sondern  nur  Ersatz  (relative  Neuanschaf- 
fung) bedeutet. 

Dabei  vorkommende  Fälle.  Ist  der  neu  angeschaffte  oder  herge- 
stellte Betriebs-Gegenstand  nur  als  Ersatz  eines  an  seiner  Stelle  vorher 
betrieblich  ausgenutzten,  nunmehr  ausrangierten  Exemplars  anzu- 
sehen, so  dürfen  die  Anschaffungs-  oder  Herötellungs-Kosten 
des  Ersatzstücks  dem  in  Betracht  kommenden  Bestand-Konto  in 
voller  Höhe  nur  angelastet  werden,  wenn  der  für  das  auszurangie- 
rende Stück  auf  dem  Konto  noch  vorhandene  Restwert  voll  abge- 
schrieben ist.  Andernfalls  würde  der  Konto-Saldo  zu  hoch  sein.  Denn 
für  das  Konto  maßgebend  sind  an  Stelle  des  ausrangierten  Gegen- 
stands im  Moment  der  Neueinstellung  des  Ersatzstücks  höchstens 
dessen  Anschaffungs-  oder  Herstellungs-Kosten.  Nun  sind  verschiedene 
Fälle  von  praktischer  Bedeutung  in  Betracht  zu  ziehen.  Am  einfachsten 
hegt  die  Sache,  wenn  der  auszurangierende  Gegenstand  bei  seinem  Ver- 
kauf einen  Erlös  bringt,  der  gerade  au.sreicht.  die  Abbruchs-  oder  De- 
montage-Kosten und  den  noch  zu  Buch  stehenden  Restwert  zu  decken. 
Der  erlöste  Betrag  ist  dann  in  den  Restwert  und  die  Abbruchs- 
oder Demontage-Kosten  zu  zerlegen.  Der  den  letztgenannten 
Kosten  entsprechende  Betrag  ist  dem  Erfolgs-Konto,  dem  jene  Kosten 
vorher  belastet  worden  sind,  gutzubringen;  für  den  auf  den  Altwert 
entfallenden  Erlös-Betrag  ist  das  Konto  des  ausrangierten  Gegenstands 
zum  Ausgleich  des  darauf  noch  stehenden  Restwerts  zu  erkennen. 
Der  gesamt«  Erlös-Betrag  ist  (Barzahlung  angenommen)  dem  Kasse- 
Konto  zu  belasten.  Geht  der  Erlös  aus  dem  Altwert  über  Abbruchs- 
oder Demontage-Kosten  und  buchmäßigen  Restwert  hinaus,  so  ist  der 
überschießende  Erlös-Betrag  dem  Fabrikations-  (Unkosten-. 
Betriebskosten-  oder  dgl.-)  Konto  gutzubringen.  Eine  statt  dessen 
auf  dem  Be.stand-Konto  erfolgende  Gutschrift  auch  jenes  Erlös-Über- 
schu.sses  würde  in.soweit  eine  Unterbewertung  dieses  Kontos  zur  Folge 
haben.  Dagegen  würde  de.s.sen  Überbewertung  eintreten,  wenn  und 
insoweit  infolge  unzureichenden  Erlöses  nur  ein  Teil  des  buchmäßigen 
Restwerts  auf  dem  Bestand-Konto  zur  Abschreibung  käme.  In  solchem 
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Fall  ist  der  im  Soll  des  Bestand-Kontos  offen  bleibende  Rest  des  Rest- 
werts diesem  Konto  zu  J^asten  der  Erfolgs-Rechnimg  (Fabrikat ions-, 
Betriebskosten- odei' ilirl-  Konto)  des.Talirs  der  Ausrangierun<f  zum  Aus- 
gleich gutzubringen. 

Üborbowortungcn  diiieh  zu  l  incclit  offen  bleibende  Restwerte. 
Unbedingt  verwerflich  ist  dagegen  die  vielfach  geübte  Methode.  Neu- 
werte von  Ersatz-Gegenständen  dem  Bestand-Konto  zu  belasten  ohne 
Rücksicht  auf  den  auf  dem  Konto  nach  der  Gutschrift  des  Erlös- 
Anteils  aus  dem  Altwert  noch  offen  bleibenden  Rest  wert  des  aus- 
rangierten Gegenstands.  Die  dadurch  herbeigeführten  Über- 
bewertungen können  bei  häufigem  (etwa  auch  durch  schnelles  Veralten 
von  Maschinen-Konstruktionen  beschleunigten)  Ersatz  großen  Umfang 
amiehmen  und  den  Konto-Saldo  dadurch  zu  einem  gesetzwidrigen 
Element  der  Bilanz  werden  lassen. 

Instandhaltungs-Kosten  als  Zugangs-Posten.  Am  schwierigsten 
zu  beantworten  ist  die  Frage  nach  der  buchmäßigen  Behandlung  der 
Zugänge  auf  den  Konten  der  Betriebs-Gegenstände,  wenn  diese  Zu- 
gänge nicht  zum  Zweck  der  Betriebs-Erweiterung  oder  als  Ersatz 
angeschaffte  oder  hergestellte  komplette  Gegenstände,  sondern  nur 
Verbesserungen  mid  Ergänzimgen  oder  sonstige  Instandhaltungs- 
Kosten  betreffen.  Im  großen  und  ganzen  neigen  solide  Unternehmer 
dazu,  solche  Kosten  sogleich  zu  Lasten  des  Entstehungsjahrs  voll  ab- 
zubuchen. Xichtsdestoweniger  kann  aber  in  Fällen  verhältnismäßig 
bedeutender  derartiger  Ausgaben  oder  nennenswerter  Erhöhung 
der  präsumtiven  Nutzungs- Dauer  des  Gegenstandes  im  Interesse  ge- 
rechter Erfolgs- Verteilung  sehr  wohl  angebracht  sein,  sie  über  Bestand- 
Konto  laufen  imd  dort  zm-  periodischen  Abschreibmig  kommen  zu 
lassen,  oder  sie  —  was  materiell  auf  dasselbe  hinausläuft  —  transi- 
torisch  zu  behandeln.  Im  wesentlichen  gilt  für  solche  Fälle  das  auf 
S.  330  bis  333  über  die  buchmäßige  und  bilanzielle  Behandlung  von 
Reparatur -Kosten  Gesagte.  Jenen  Ausführungen  sei  in  diesem  Zu- 
sammenhang noch  ein  zahlenmäßiges  Beispiel  für  den  Einfluß  über 
durchschnittlicher  Verbesserungen  auf  Buchwerte  und  Abschreibungen 
hinzugefügt.  Das  Bei.spiel  entstammt  einem  in  der  Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  II. 
S.  193  ff.  veröffenthchten  Aufsatz  Lew  ins,  der  es  der  Langhans- 
schen  Broschüre  über:  ,,Die  Privat-Feuerassekuranz  und  das  Reichs- 
versicherungs-Gesetz"   entnommen  hat. 

In  jenem  Beispiel  handelt  es  sich  um  folgendes: 

Eine  Dampfmaschine,  deren  Neuwert  22  000  M  beträgt,  und  deren 
Altmaterialwert  mit  1000  M  angenommen  wird,  Avährend  ihre  Nutzungs- 
Dauer  auf  35  Jahre  zu  schätzen  ist,  erleidet  nach  15  Jahren  eine  außer- 
ordentHche  Verbesserung  dadurch,  daß  ihr  Zylinder  neu  ausgebohrt 
und  die  Steuerung  durch  eine  neue  verbesserten  Systems  ersetzt  wird, 
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■was  eiiio  W'ertcrhühuug  von  (3L»Uü  M  zur  Folge  hat  und  die  Nutzungs- 
Dauer  voraussichtlich  auf  50  Jahre  verlängert. 

Wie  viel  ist  die  MaschiiK^  nun  l)eis])iels\veise  nach  dem  27.  Lebens- 
jahre wert? 

Xaeli  15  Jahren,  gerade  \or  der  großen  Reparatur,  war  ihr  Wert 

35  •/.  15    , 

21  000  M ~ h  1000  M  =  13  000  M. 

35 

Infolge  der  bedeutenden  Erneuerung  inid  Verbesserung  erhöhte 
sich  dann  im  16.  Dienstjahre,  nach  Durchführinig  der  angeführten  Ar- 
beiten, ihr  Wert  auf  19  000  M,  und  ihre  fernere  Gebrauchsfähigkeit 
dauerte  danach  voraussichtlich  nochmals  35  Jahre  bis  zum  vollendeten 
50.  Xutzungsjahr.  in  welchem  Zeitraum  18  000  M  (19  000,— M  minus 
1000, —  M  Erlös)  der  gänzlichen  Abnutziuig  anheimfallen.  Nach  dem 
27.  Lebensjahr,  also  12  Jahre  nach  der  Erneuerung,  ist  dann  ihr  Wert: 

35  •/.  12    , 

=  18  000  M  •  — i- \-  1000  M  = 

35 

12  828  M  (rund), 

während,    wenn    die   Erneuerung    nicht   stattgehabt  hätte,    der  Wert 

nur  sein  Mürde : 

35-/.  27    , 

=  21  000  M  .    —j- h  1000  M  =  5800  M. 

35 

Aus  den  vorstehenden  Darlegungen  über  den  ,. Zugang"  zu  den 
Konten  der  Betriebs-Gegenstände  läßt  sich  über  den  auf  diesen  Konten 
vorkommenden  ..Abgang"  entnehmen: 

Ursachen  der  Ab^an^s-Posten.  Abgangs-Posten  auf  den  in  Rede 
stehenden  Bestand-Konten  können  verursacht  werden  durch  die  vor- 
stehend besprochenen  Abbuchungen  der  Rest  werte  ausrangierter 
Betriebs-Gegenstände  oder  durch  Abbuchungen  zunächst  auf  Bestand- 
Konten  verbuchter  Instandhai tungs- Kosten  aller  Art,  die  infolge 
ihres  unbedeutenden  Betrags  oder  auch  ihrer  Bedeutungslosigkeit 
für  die  Nutzungs-Dauer  des  davon  betroffenen  ( iegenstands  der  Erfolgs- 
Rechnung  des  Entstehiuigsjahrs  voll  ziu"  Last  zu  schreiben  sind,  und 
die  beim  Bücher -Abschluß  deshalb  im  Haben  des  Bestand-Kontos 
als  Abgang  erscheinen.  Schließlich  können  Abgangs-Buchungen  sich 
auch  beziehen  auf  bedeutende,  des  Zugangs-  (Bestand-)  Charakters 
fähige  Instandhaltungs-Kosten,  die  vorerst  auf  dem  Bestand-Konto 
des  Betriebs-Gegenstands  verbucht,  von  dort  jedoch  im  Interesse  bes- 
serer Übersicht  auf  ein  transitorisches  Konto  (z.  B.  Maschinen-Er- 
haltungskonto) übertragen  werden  sollen.  Man  darf  annehmen,  daß 
ein  bedeutendes  Kontingent  der  in  Industrie-Bilanzen  auf  den  Konten 
der  Betriebs-Gegenstände  erscheinenden  Abgänge  von  den  Abbuchungen 
der  auf  jenen  Konten  verbuchten  Instandhaltungs-Kosten  gestellt  wird. 
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VorsehIcioHc  .\l)j;anss|)()sl('ii.  AUetdings  l)est('ht  fiii' diese,  wie  auch 
für  (He  anderen  beiden  Arten  der  Abgänge  die  Mügliclikeit,  sie  in  der 
Bilanz  nicht  sichtbar  werden  zu  lassen,  indem  man  die  Zugänge, 
die  dann  allerdings  mindestens  die  Höhe  der  Abgänge  ericiehen  müssen, 
um  die  den  Abgängen  entsprechenden  Beträge  kleiner  ausweist.  Zu 
empfehlen  ist  dies  jedoch  nicht,  weil  dadurch  die  Vermögens-  und 
Kosten-Bewegung  auf  den  Konlcu  der  Betriebs-Gegenstände  ver- 
schleiert wird. 

Bilanzinäl{is'<'r  Xorinal- Ausweis  v(m  Zugang,  .Vbgang  und  Al>- 
schreilmng.  Normalerweise  ist  der  bilanzmäßige  Ausweis  der  Bewegungen 
auf  den  Konten  der  Betriebs-Gegenstände  sr»  darzustellen: 

Buchwert  aus  1912 M 

-|-  Zugang  1913 ,, 

M 

■/.  Abgang  1913      „ 

M 

•/.  Abschreibung „ 

Buchwert  Ende  1913 M. 

Vbweichondp  Darstelliuigsarten.  Doch  nicht  selten  kann  man  Ab- 
Aveichungen  von  dieser,  aus  dem  Wesen  der  Zugänge,  Abgänge  und 
Abschreibungen  folgenden  Anordnung  beobachten.  So  erscheint  bei- 
spielsweise, wenn  nur  Zugang  und  Abschreibung  in  Frage  kommen, 
die  Abschreibung  zuerst  als  Abzugs-Posten  des  Vorjahrs-Saldos; 
und  der  Zugang  wird  demgemäß  erst  dem  verbleibenden  Differenz- 
Betrag  zugeschlagen.  Das  kann  einigermaßen  gerechtfertigt  sein,  falls 
der  Zugang  sich  bezieht  auf  Erweiterungs-Anschaffungen,  die  erst 
im  folgenden  Jahr  voll  betriebsfähig  werden.  Zuweilen  wird  auch,  wenn 
neben  dem  Zugang  noch  Abgang  in  Frage  kommt,  die  Abschreibung 
dennoch  vorweggenommen,  so  daß  dann  die  Anordnung  ist:  Vor- 
jähriger Buchwert  •/.  Abschreibung  -|-  Zugang  ■/.  Abgang.  Hiernach 
müßte  man  annehmen,  der  Zugang  umschließe  in  Höhe  des  Abgangs 
Instandhaltungs-Kosten,  die  von  der  Bestand- Abschreibung  un- 
abhängig zu  halten  sind  und  demzufolge  durch  die  Abgangs-Buchung 
dem  Soll  der  Erfolgs-Rechnung  zugeführt  werden  sollen.  Für  den  über 
den  Abgang  hinausgehenden  Betrag  des  abschreibungslosen  Zugangs 
wäre  dann  gültig  die  bei  der  voraufgegangenen  Abweichinig  bereits 
geäußerte  Vermutung,  es  könne  sich  handeln  um  Erweiterungs- 
Anschaffungen,  die  erst  im  folgenden  Jahr  voll  betriebsfähig  werden. 
Mit  Sicherheit  zu  beurteilen,  ob  normwidrige  bilanzmäßige  Anord- 
nungen der  Zugänge,  Abgänge  und  Abschreibungen  durch  die  Verhält- 
nisse tatsächlich  gerechtfertigt  sind,  'oder  ob  sie  mittelst  zu  niedriger 


:5(j0  Bewertung. 

Abschreibungen  etwa  Überbewertungen  kaschieren  sollen  (was 
manchmal  auch  durch  Zusammenfassung  von  Abschreibung  und  Ab- 
gang in  einer  Zahl  erreicht  wird),  ist  nicht  auf  Crund  der  Bilanz, 
vielmehr  nur  durch  IMiifuiig  der  zugrunde  liegenden  Vorgänge  möglich. 

D.     B  ilaiiztet'lniisclic    Darst  clluni'    der   Ahscineibungcn. 

Zwei  Ilauptartcn.  In  der  Hauptsache  sind  zwei  Arten  l)ilanz- 
technischer  Darstellung  der  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände 
zu  unterscheiden:  unmittelbare  Wertabzüge  auf  der  Aktiva -Seite  und 
mittelbare  durch  Korrektiv-Konten  auf  der  Passiva -Seite.  Über 
beide  Wege  ist  im  einzelnen  zu  sagen : 

1.    Unmittelbare  Werfabzüge  auf  der  Aktiva-Seite. 

Angenommen,  die  Maschinen  einer  Industrie-Unternehmung  sind 
aus  dem  Vorjahr  ins  abgelaufene  letzte  Geschäftsjahr  in  einer  Gesamt- 
wert-Höhe von  123  000  M  übernommen  worden.  Die  Abschreibung 
soll  nach  degressiver  Methode  20  %  betragen  (Zugänge  und  Abgänge 
mögen  für  das  letzte  Geschäftsjahr  nicht  in  Frage  kommen).  Dann 
beläuft  die  Abschreibungs- Quote  für  das  Ende  des  letzten  Geschäfts- 
jahrs sich  auf  24  600  .AI.  wodurch  der  Buchwert  auf  (123  000  M.. 
24  600M=)  98  400  M  sinkt. 

Nur  Nettowert-Ausweis  in  der  Bilanz.  Am  einfachsten  wäre 
der  bilanzmäßige  Ausweis  dann  dadurch  zu  gestalten,  daß  es  auf  der 
Aktiva-Seite  in  beziig  auf  den  vorliegenden  Posten  nur  heißen  würde: 

Maschinen  98  400,—  M. 

Hieraus  vermag  der  Bilanzleser  ohne  weiteres  weder  den  Vor- 
jahrswert, noch  die  darauf  vorgenommene  Abschreibung  zu  erkennen. 
Die  Abschreibung  braucht  auch  aus  dem  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto  (Erfolgs- Ausweis)  nicht  feststellbar  zu  sein,  wenn  sie  nämlich 
vom  Maschinen-Konto  nicht  direkt  auf  jenes  Konto,  sondern  vorerst 
auf  eines  seiner  Unterkonten  (etwa  auf  Fabrikations-Konto,  Betriebs- 
kosten-Konto oder  dgl.)  übertragen  wurde,  so  daß  sie  im  Erfolgs- Aus- 
weis nicht  als  gesonderter  Posten  erscheint,  sondern  im  Saldo  des 
PMolgs-Unterkontos  enthalten  ist. 

Dieses  abgekürzte  Verfahren  kommt  oft  selbst  dann  zur  Anwen- 
dung, wenn  Zugänge  und  Abgänge  zu  berücksichtigen  sind.  Die.se 
Wertbewegungen  sind  dann,  wie  die  Abschreibungen,  als  in  dem  bilanz- 
mäßig ausgewiesenen  Nettowert  (Restwert)  bereits  verrechnet  zu  deidvcn. 

Individuelle  oder  siinwnarische  Darstellung  im  ErJolgs-Ausweis. 
Soweit  man  bei  dieser  sehr  verschwiegenen  Art  der  Bilanzierung  von 
Betriebs-Gegenständen  die  Abschreibungen  in  der  Gewinn-  und  Verlust- 
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Rechnung  ausweist,  geschieht  dies  nicht  immer  individuell,  also  derart, 
daß  zu  jedem  Nettowert  der  in  der  Bilanz  angeführten  Betriebs-Ge- 
genstände im  Erfolgs-Ausweis  auch  die  darauf  in  Abzug  gebrachte 
Abschreibung  erkennbar  wird;  sondern  gar  nicht  selten  erscheint 
im  Erfolgs- Ausweis  eine  nur  summarische  Abschreibung  auf  sämt- 
liche bilanzierten  Betriebs-Gegenstände.  Damit  weiß  ein  dem  Unter- 
nehmen fernstehender  Bilanzlescr  nattirgemäß  nicht  viel  anzufangen, 
weil  ihm  für  die  Aufteilung  des  summarischen  Abschreibungs-Postens 
auf  die  bilanzierten  Werte  der  einzelnen  Betriebs-Gegenstände  der 
sichere  Maßstab  fehlt. 

Summarische  Darstolluug  in  (Ut  Bilanz.  Zuweilen  bringt  man 
das  summarische  Verfahren  nicht  allein  in  der  Gewann-  und  Verlust- 
Rechnung,  sondern  auch  in  der  Bilanz  zur  Anwendung.  So  sind  sämt- 
hche  Betriebs  -  Gegenstände  in  der  Bilanz  einer  industriellen  Unter- 
nehmung zum  31.  Dezember  1912  wie  folgt  ausgewiesen: 

Anlage -Konto: 
Wert  der  Gesamt-Anlage   laut   Kaufvertrags   vom 

17.  September   1872:  2  250  000,— M 

Gesamte  Neubauten  und  Neuanschaffungen  zu  den 

Selbstkosten  bis  Ende  1911:  9  200  703,38., 

Desgleichen  pro  1912:  319  789,87,, 

Hierzu  das  in  voriger  Jahresbilanz  besonders  geführte 

Haus-Konto  Gr.:  40  000,—  ,, 


11  810  493,25  M 


•  / .  Abschreibungen : 
bis  Ende  1911 :  5  516  643,33  M 

desgl.  pro  1912:  600000,—  ,,  6116643,33 


5  693  849,92M. 


Im  Soll  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  ist  die  summarische 
Abschreibung  auf  Anlagen  mit  600  000  M  als  besondrer  Posten  auf- 
geführt. 

Normal-Ausweis  iu  der  Bilanz.  Dieser  in  jeder  Hinsicht  sum- 
marischen Art  der  Bilanzierung  stelle  ich  die  normale  Methode  des 
bilanzmäßigen  Ausweises  der  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände 
gegenüber.  Danach  Avürden  die  oben  bei  20  %  Abschreibung  mit 
123  000  M  Vortragswert  und  98  400  M  Schluß  wert  angenommenen 
Maschinen  so  darzustellen  sein: 

Maschinen  : 
Buchwert  am   1 . 1.  1 9 1 2 :  1 23  000 ,—  M 

•/.  Abschreibung  für  1912:  -     24  600,—  ,,     98  400,— M. 
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Vorteile  diosor  Ausweis-Methode.  Diese  Art  der  Darstellung  ist 
klar  und  zeigt  ohne  weiteres  alles,  was  man  normalerweise  verlangen 
kann,  schon  in  der  Bilanz:  den  Restwert  aus  dem  Vorjahr,  die  letzt- 
jährige Abschreibung  und  den  Vortragswert  für  das  folgende  Jahr. 
Infolgedessen  kann  dem  Bilanzleser  gleichgültig  sein,  ob  die  Abschrei- 
bungen bei  dieser  Ausweis-Methode  in  der  Gewinn-  und  Verlust-Rech- 
nung individuell  oder  nur  summarisch  erkennbar  gemacht  werden, 
oder  ob  sie  dort  etwa  überhaupt  nicht  gesondert  erscheinen,  weil  sie 
vorweg  zu  Lasten  von  Unterkonten  des  Gewinn-  und  Verlust-Kontos 
(Fabrikations-.  Betriebskosten-  oder  dgl.-  Konto)  verbucht,  also  im 
Erfolgs- Ausweis  in  deren  Salden  versteckt  sind. 

Normal-Ausweis  in  tabellarischer  Anordnung.  Manche  Bilanzen 
zeigen  eine  tabellarische  Anordnung.  In  deren  Rahmen  würde  der  vor- 
stehend beschriebene  Xornial-Ausweis  der  Abschreibungen  auf  Be- 
triebs-Gegenstände folgendes  Aussehen  haben  (von  Zugängen,  denen 
eine  Sonderspalte  eingeräumt  werden  könnte,  abgesehen): 


Buchwert  am  Abschreibungen        ,,    ^  ,      „.„ 

81.  XII.  i;m        !  für  1912  I  Vortrag  nach  1913 

M  M  .M 


Maschinen    . 


123  000.—  24  600,—  98  400,- 


usw.  (In  der  letzten,  hier  zahlenfreien  Kolonne  wird  nur  der  Ge- 
samtbetrag der  Buchwerte  sämtlicher  bilanzierten  Betriebs-Gegen- 
stände ausgeworfen.) 

Aulschlußreichste  Ausweismethode.  Als  die  vollständigste, 
über  das  Xormalmaß  bilanzieller  Klarheit  hinausgehende  Art  bilanz- 
technischer Darstellung  der  Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände 
ist  die  im  nachstehenden  Beisj)iel  veranschaulichte  zu  betrachten. 
Das  Beispiel  entstammt  der  Bilanz  einer  Portland-Zementfabrik  (siehe 
nächste  Seite) : 

2.  Mittelbare  Wertabzügc  auf  der  Passiva-Seito. 

Bezügliche  Gesetzes-Bestimmungen.  Nach  §§261  Ziff.  3  H.(J.B. 
und  42  Ziff.  1  Ges.-Ges.  ist  den  A.G.'en,  K.A.G.'en  und  G.'en  m.b.H. 
gestattet.  Betriebs-Gegenstände  in  der  Bilanz  mit  den  Anschaffungs- 
oder Herstellungs-Kosten  ,, anzusetzen",  sofern  ein  der  Abinitzung 
ent.sprechender   ,, Erneuerungsfonds  in  Ansatz  gebracht  wird." 

Deren  irritierende  .Vusdrucksweise.  Diese  Ausdrucksweise  ist 
in  mehrfacher  Beziehung  ungliicklich  gewählt.  Denn  weder  wird  durch 
die  sprachliche  Gegenüberstellung  von  ,, ansetzen"  und  in  ..An- 
satz bringen"  die  bilanzmäßige  Gegenüberstellung  der  Anschaf- 
fungs-   oder   Herstellungs-Kosten   einerseits,   des    ..Erneuerungsfonds" 
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Bisherige  Buch- 
werte und  Zugänge 
aus  19  la 
.M 

Abschreibungen 
M 

Jetzige  Buch- 
werte 

M              I't. 

1. 

(Iriiudst  üeks-K( 
bis  1912    .    .     . 

nto 

174  522.87 

4  240,46 

178  763,33 

()()  789.()() 

4  703,67 

71  493,33 

427  343.63 

38  925,78 

107  270 

888  081 

652  400 

181  024 
95  311 

in    1912    .    .    . 

Bauten -Konten 
bis  1912    .    .    . 

— 

II. 

1  257  431,74 
96  918.67 
1^54  350 ,4f 

in    1912    .    .    . 

Maschinen-Kont( 
bis  1912    .     .     . 

D 

466  269,41 

654  912,55 

76  511,62 

731  424,17 

229  275,57 

21  091,23 

250  366,80 

— 

III. 

1  259  963,07 

123  861,10 

1  383  824,17 

429  275,57 

2  115,83 

431  391,40 

in    1912    .     .     . 

IV. 

Drehofenanlage 
bis  1912    .    .    . 

-Konto 

— 

in    1912    .     .    . 

Neubau -Konto 

60 

V. 

96 

anderseits  deutlich  bezeichnet;  noch  ist  der  Begriff  ..Erneuerungs- 
f  onds"  mit  dem  hierbei  in  Frage  kommenden  Charakter  eines  Abzugs- 
(Passiv-)Postens  vereinbar.  Daß  er  den  ..Erneuerungsfonds"  aber 
als  Passiv -Posten  verstanden  wissen  will,  sagt  der  Gesetzgeber  in 
§§  261  Ziff.  5  H.G.B.  und  42  Ziff.  4  Ges.-Ges.  auscbiicklich  mit  der 
Vorschrift,  der  ..Betrag  eines  jeden  Erneuerungsfonds  sei  unter  die 
Passiva  aufzunehmen." 

Aktiv-Charakter  des  Erneiierungsfonds.  Ein  Erneuerungsfonds 
ist  nur  vorhanden,  wenn  und  insoweit  die  für  die  Erneuerung  von 
den  bezüglichen  Aktiva  werten  rechnungsmäßig  gekürzten  Beträge 
in  bestimmten,  dem  Zweck  verzinslicher  Anlage  dienenden  Ak- 
tivawerten gebunden  sind.  Solche  Bindung  ist  für  die  meisten 
privatwirtschaftlichen  Unternehmungen  nicht  empfehlenswert,  weil 
dadurch  Betriebs- Vermögen  festgelegt  wird,  dessen  unmittelbare  Ver- 
wendung für  betriebliche  Zwecke  regelmäßig  rentabler  zu  sein  pflegt. 

Erneuenmgs-  und  Erneuerungsreserve-Konto.  Ist  der  Begriff  ,. Er- 
neuerungsfonds" demnach  zutreffend  nur  zu  beziehen  auf  Ak- 
tivawerte, die  als  verzinsliche  Anlage  der  zum  Zweck  der  Erneuerung 
zinlickgestellten   Beträge   dienen,    so   folgt   daraus,    daß   jener   Begriff 
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nicht  auth  iliese  Beträge  als  solche  zu  kennzeichnen  vermag.  Vielmehr 
ist  anuebracht,  aus  der  kontomiißi gen  Benennung  dieser,  als  passive 
Wertkorrekturen  wirkenden  Erneuerungs-Beträge  den  „Fonds  '- 
Begriff  ein  für  allemal  herauszulassen,  das  Konto  für  diese  Beträge 
somit  einfach  P^rneuerungs- Konto  zu  nennen.  Dies  gilt,  soweit 
die  Erneuerungs- Beträge  echte  Abschreibungen  sind  und  als  solche, 
bilanztechiiisch  genommen,  Wertabzugs-(Korrektur-)  Posten  der  Pas- 
siva-Seite bedeuten.  Hingegen  ist  die  Konto-Bezeichnung:  Erneue- 
rungsreserve-Konto oder  Erneuerungsfonds-Konto  (vgl.  über 
die  Bevorzugung  des  „Reserve "-Begriffs  gegenüber  dem  „Fonds"- 
Begriff  S.  319)  am  Platze,  Avenn  und  soweit  die  Erneuerungs- Beträge 
nicht  mehr  echte  A  b  s  c  h  r  e  i  b  u  n  g  e  n ,  s  o  n  d  e  r  n  bereits  echte  Reserven 
einschließen.    Praktisch  wird  diese  Grenze  allerdings  oft  unsicher  sein. 

Verwandtschaft  der  Emouenings-  mit  den  Delkredere-Konten. 
Hiernach  ist  übrigens  die  Analogie  des  Erneuerungs  -  Kontos  mit 
dem  Delkredere-Konto  und  des  Erneuerungsreserve-Kontos  mit  dem 
Delkrederereserve-Konto  (vgl.  S.  315  bis  321)  imverkennbar.  Jedoch 
sei  bemerkt,  daß  Delkredere-Konten  —  im  Gegensatz  zu  Erneue- 
rungs-Konten der  §§  261  Ziff.  3  H.G.B.  und  42  Ziff.  1  Ges.-Ges.  —  ge- 
setzlich nicht  sanktioniert  sind.  Dennoch  wird  man  auch  diesen 
Konten  ihre  Existenzberechtigung  aus  praktischen  Gründen  nicht 
absprechen  wollen.  [Rehm  (S.  52)  hebt,  formellrechtlich  berechtigt, 
hervor,  das  Delki-edere-Konto  widerspreche  der  Vorschrift  des  §  40 
H.G.B. ,  weil  ein  Wertansatz  nur  auf  einer  Bilanz-Seite  geschehen, 
ein  Korrektiv-Konto  auf  der  Gegenseite  deshalb  nach  §  40  H.GB. 
nicht  in  Frage  kommen  könne.  Materielle  Bedeutung  kommt  diesem 
Widerspruch  jedoch  nicht  zu.] 

Gesetzliche  Erneuerungs-Konteu  nur  Abmitzungs-Aequivalente. 
Für  den  ..Erneuerungsfonds"  der  §§  2()1  H.G.B.  und  42  Ges.-Ges. 
folgt  aus  jenen  Gesetzes-Vorschriften  als  wesentliches  Merkmal,  daß 
er  nur  als  Aequivalent  für  einen  der  Abnutzung  der  Betriebs-Gegen- 
stände gleichkommenden  Betrag   ,,in  Ansatz  gebracht"   werden  soll. 

Unhaltbarkeit  dieser  Beschränkung.  Diese  gesetzliche  Beschrän- 
kung ist  praktisch  unhaltbar.  Erstens,  weil  als  Entwertungsursachen 
für  Betriebs-Gegenstände  außer  der  durch  normale  inid  anormale 
betriebliche  Ausnutzung,  wie  auch  durch  natürliches  Altem  herbei- 
geführten Abnutzung  noch  andere  betriebliche  und  außerbe- 
triebliche Entwertungsursachen  (vgl.  darüber  S.  322)  vorkommen, 
diese  aber  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  mit  dem  , .Erneuerungsfonds" 
nicht  verquickt  werden  dürfen,  sondern  auf  der  Aktiva-Seite  als 
sozusagen  ..gewöhnliche"  Abschreibungen  den  gesetzlichen  ..Er- 
neuerungsfonds" der  Passiva-Seite  zu  ergänzen  hätten.  Zweitens, 
weil  das  Aequivalent  der   ..Abnutzung"   naturgemäß   nur  eine  echte 
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Abschreil)ung.  nieniiils  dagegen  eine  echte  Reserve  sein  kann.  Denn 
die  echte  Reserve  kann  sich  nur  auf  erst  in  der  Zukunft  vieiieicht  zu 
erwartende,  nicht  jedoch  auf  bereits  geschehene  Abnutzung  beziehen. 
Der  gesetzliche  „Erneuerungsfonds"  könnte  somit  nur  auf 
einem  Erneuerungs-Konto,  niemals  hingegen  auf  einem  Erneuerungs- 
reserve-Konto zur  Darstellung  kommen.  In  der  Bilanz-Praxis  wären 
demnach  neben  den  Erneuerungs-Konten  gegebenenfalls  noch  gewöhn- 
liche Abschreibungen  in  Gestalt  unmittelbarer  VVertabzüge  auf 
der  Aktiva-Seite  und  im  Fall  echter  Erneuerungs-Reserven  noch 
besondere  Erneuerungsreserve-Konten  erforderlich. 

Praktische  Ausgestaltung  der  Erneuerungs-Konten.  Derartige 
Umständlichkeiten  vermeidet  man  in  der  Praxis  der  Bilanzierung. 
Man  verfährt  da  meist  in  der  Weise,  daß  man,  wenn  für  Abschreibungen 
auf  Betriebs-Gegenstände  ein  Erneuerungs-Konto  besteht,  dieses 
Konto  nicht  allein  mit  Rückstellungen  für  geschehene  Abnutzungen 
aller  Art,  sondern  außerdem  mit  solchen  für  alle  möglichen  anderen  be- 
trieblichen und  außerbetrieblichen  Entwertungen  dotiert.  Dabei  stellt 
man  oft  über  die  geschehenen  Entwertungen  hinaus  noch  Beträge  für  viel- 
leicht erst  zu  erwartende  Entwertungen  irgend  welcher  Art  vorweg 
zurück,  wodurch  das  Erneuerungs-Konto  insoweit  gleichzeitig  Erneue- 
rungsreserve-Konto wird,  mithin  ,, gemischten"  Charakter  bekommt. 

An  einigen  Beispielen  seien  buchmäßige  Bildung  und  Ver\^"endung 
des  Erneuerungs-Kontos  erläutert. 

Bildung  und  Verwendung  der  Erneuerungs-Konten.  Angenommen, 
wir  wollen  unsere,  mit  168  000  M  zu  Buch  stehenden  Maschinen  künftig 
durch  10  ^oigö  konstante  Jahresabschreibungen  über  Erneuerungs- 
Konto  im  Werte  mindern.  Dann  ist  dieses  Konto  zunächst  durch 
folgende  Buchung  zu  bilden:  Gewinn-  und  Verlust-Konto  an 
M  a  s  c  h  i  n  e  n  -E  r  n  e  u  e  r  u  n  g  s  k  o  n  t  o  :  10  %  Rückstellung  auf  168  000  M 
Maschinen  =  16  800  M. 

Beide  Posten  erscheinen  in  der  Bilanz  : 
Maschinen  168  000, —  M.    -     Maschinen-Erneuerungskonto  16  800, —  M. 

Im  Soll  der  Gewinn-  und  Verlust -Rechnimg  steht:  an  Ma- 
schinen-Erneuerungskonto =  16  800, —  M. 

Am  Ende  des  nächsten  Jahrs  ist  vorstehende  Buchung  zu  wieder- 
holen.   Danach  lauten  die  beiden  bezüglichen  Bilanz-Posten: 
Maschinen  168  000,^  M.    ^   Maschinen-Erneuerungskonto  33  600. —  M. 

Im  folgenden  Jahr  wird  eine  (unter  Berücksichtigung  der  früheren 
lunnittelbaren  und  der  letztjährigen  mittelbaren  Abschreibungen  über 
Erneuerungs-Konto)  noch  mit  14  250  M  zu  Buch  stehende  Maschine 
mit  9  300  M  Erlös  verkauft  und  durch  eine  neue  verbesserten  Systems 
mit  19  000  M  Kosten- Auf  wand  ersetzt.  Daraus  ergeben  sich  zur  Zeit 
der  Maschinen- Auswechslung  folgende  Buchvuigen: 
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Maschine  11 -Konto   an  X.  X.  (Maschinen-Liefe- 
ranten),   Gutschrift    für   geHeferte   Maschine    .     19  000. —  M. 
Kasse-Konto     an    Maschinen-Konto,    Bar- 
erlös aus  dem  Verkauf  der  alten  Maschine       .       9  300. —  M. 
Erneuerungs-Konto  an  Maschinen-Konto, 
Abbuchung  des  Erlös-Mankos  aus  dem  Verkauf 
der  alten  Maschine  (14250,— M  •/.  9300,—  M  =)      4  950,—  M. 
Zur   Deckung   des    Erlös-Mankos   wird    dem    Erneuerungs-Konto 
gutgebracht  ein  Betrag  von  rund  5000  M  und  als  10  %ige  Abschreibung 
für  das  in  Frage  kommende  Jahr  (weil  Auswechslung  erst  zum  Jahres- 
ende, der  Einfachheit  halber  noch  von  168  000  M)  der  bekannte  Betrag 
von  16  800  M.  sonach  ein  Gesamtbetrag  von  21  800  M,  zu  Lasten  des 
Gewimi-  und  Verlust-Kontos. 

Danach  zeigt  die   Bilanz    in  bezug  auf  beide  Posten  folgendes 
Aussehen : 


Maschinen  : 

Erneuerungs 

;-Konto  : 

Vorjähriger  Brut- 

Vorjähriger    Sal- 

to-Buchwert: 

168  000,- 

-M 

do: 
-\-  Diesjährige 

33  600,- 

-M 

+  Zugang: 

19  000,- 

-„      1 

Zuführung : 

21  800,- 

~  >• 

187  000,- 

-M 

55  400,- 

-M 

•  .  Abgang : 

14  250,- 

5> 

•/.  Erlös-Manko: 

4  950,- 

~ )' 

172  750,- 

-M.    1 

50  450,- 

-M. 

Demnach  beträgt  der  Buchwert  der  Maschine  nunmehr  (172  750  M 
50  450M=)  122  300  M.    Probe  auf  die  Richtigkeit: 
168  000.—  M  Brutto-Buchwert. 
-\-     19  000,—  „    Neuanschaffung. 

187000,— äT 

(9300  M  Erlös  aus  alter  Maschine  -f-  4  950  M 

abgebuchtes   Erlös-Manko.) 
Bisherige  Rückstellungen. 

(16800  M  reguläre  -\-  5000  M  Sonder-Rück- 
stellung.) 

Kürzung   der  Gesamt-Rückstellung  um  das 
Erlös-Manko. 


■;'. 

14  250,- 

?» 

•/. 

172  750, 
33  600,- 

-M 

139  150,- 
21  800,- 

-M 

+ 

1 17  350, 
4  950,- 

—  M 

122  300,- 

—  M. 

Wie  oben 
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LbcrlM'Wcrtiiiij;  (liircli  lalsclic  V('r\v('ii(luii|H  des  Ijiiciirrungs-Koiitüs. 
Nicht  selten  wird  gegen  diese  richtige  Art  der  Verwendung  des 
Erneuerungs-Kontos  verstoßen.  Dadurch,  daß  man,  unbekümmert 
um  den  Restwert  des  ausrangierten  Gegenstands  und  den  aus  dessen 
Veräußerung  fheßenden  Erlös,  die  Anschaffungs-Kosten  des 
neuen  Gegenstands  dem  Maschinen-Konto  zu  Lasten  des 
Erneuerungs-Kontos  gutschreibt.  Wirkung:  diese  Buchung 
hebt  die  Zugangs-Belastung  des  Neuwerts  auf  dem  Maschinen-Konto 
auf,  mindert  in  entsprechender  Höhe  aber  auch  die  Rückstellung  auf 
dem  Erneuerungs- Konto;  sie  wirkt  deshalb  auf  den  endgültigen 
Netto -Buchsaldo  dahin,  daß  neben  dem  neu  hinzugekommenen 
Anschaffungswert  auch  der  Restwert  des  ausrangierten  Gegen- 
stands voll  belastet  bleibt.  Im  vorstehenden  Beisj)iel  mirde  sich 
aus  dieser  verfehlten  Buchungsweise  eine  Überbewertung  in  Höhe 
des  Erlös-Mankos  von  4950, —  M  auf  dem  Maschinen-Konto  ergeben, 
Avie  der  Leser  leicht  nachprüfen  kann.  Die  Ursache  liegt  eben 
darin,  daß  die  Belastung  des  Neuwerts  auf  dem  Erneuerungs-Konto 
und  dessen  Gutschrift  auf  dem  Maschinen-Konto  nur  Spiegelfech- 
terei ist,  weil  die  materielle  Wirkung  dieser  Buchung  in  sich 
selbst  aufgehoben  wird. 

Dessen  Verwendung  nur  bei  Ersatz-Anschaffungen.  Wie  schon 
der  Name  andeutet,  sollte  das  Erneuerungs-Konto  nur  in  Anspruch 
genommen  werden  durch  Erfolgs-Posten,  die  sich  (wie  z.  B.  oben 
das  Erlös-Manko)  gelegentlich  des  Ersatzes  (der  Erneuerung)  ergeben. 
Ganz  berechtigt  fordert  hiernach  Simon  (S.  399),  das  Erneuerungs- 
Konto  sollte  niemals  herabgesetzt  werden,  solange  der  zu  bewertende 
Gegenstand  in  den  Aktiven  stehe. 

Verfehlte  Verwendung  bei  Ergänzungen  und  Erweiterungen.  Gegen 
diese  Grundforderung  wird  in  der  Bilanz-Praxis  oft  gefehlt,  indem 
auch  Ergänzungs-  oder  Erweiterungs- Anschaffungen,  die  keine  Außer- 
dienststellung anderer  Gegenstände  zur  Folge  haben,  dem  Erneuerungs- 
Konto,  nicht  dagegen  dem  Konto  des  bezüglichen  Betriebs-Gegenstands 
belastet  werden.  Hätten  wir  im  obigen  Fall  die  neue  Maschine  im  An- 
schaffungswert von  19  000  M  zur  Erweiterung  des  Betriebs  eingestellt, 
ohne  an  ihrer  Statt  eine  andre  Maschine  auszurangieren,  so  wären  die 
19  000  M  nicht  dem  Emeuerungs-Konto,  sondern  natürlich  dem  Ma- 
schinen-Konto zu  belasten  gewesen..  Wer  hingegen  die  19  000  M  dem 
Erneuerungs-Konto  belastet,  kommt  zwar  im  Hinblick  auf  den  Netto- 
Saldo  des  Maschinen-Kontos  zum  selben  Resultat,  weil  die  Abschrei- 
bung auf  dem  Erneuerungs-Konto  zu  L^nrecht  um  denselben  Betrag 
gemindert  wird,  um  den  der  Brutto-Saldo  auf  dem  Maschinen-Konto 
infolgedessen  zu  niedrig  erscheint.  '  Trotzdem  ist  solche  Buchung 
falsch.  Denn  die  Kosten  einer  reinen  Erweiterungs  -Neuanschaffung 


;-{()8  Bewertung. 

goliöien  als  Entgelt  für  den  dem  Betriebs- Venuügen  zugewachsenen 
Gegenstand  auf  das  in  Betracht  kommende  Best  and -Konto,  dürfen 
dagegen,  schon  ihrem  Wesen  nach,  nicht  zur  Minderung  der  für  Er- 
neuerungen vorgesehenen  RücksteUungs- Betrüge  verwendet  w^erden. 

Aullösung  von  Ernouorungs-Konton.  Die  Auflösung  des  Erneuerungs- 
Kontos  zugunsten  der  unmittelbaren  (gewöhnlichen)  Abschreibungs- 
Methode  geschieht  entweder  durch  Ausschüttung  des  Erneuerungs- 
konto-Saldos ins  Haben  der  in  Betracht  kommenden  Betriebsanlage- 
Konten,  oder  durch  Ausgleich  des  Erneucrungs-Kontos  zugunsten  des 
(Jewinn-  und  Verlust-Kontos  und  Neuvornahme  entsprechend  hoher 
unmittelbarer  Abschreibungen  auf  den  Betriebsanlage-Konten  zu  Lasten 
des  Gewinn-  und  Verlust-Kontos.  Der  letztgenannte  Weg  ist 
der  umständlichere.  Nichtsdestoweniger  scheint  er  bevorzugt  zu 
werden,  um  die  Auflösung  des  ErneuerungS7Kontos  im  Erfolgs- Ausweis 
klar  hervortreten  zu   lassen. 

Verschiedene  Stellung  der  Erneuorungs-Konten  zur  Bilanz-Klarheit. 
Vom  Standpunkt  der  Bilanz-Klarheit  angesehen,  müssen  Erneuerungs- 
Konten  verschieden  beurteilt  werden.  Zunächst  spricht  zugunsten 
dieser  Konten,  daß  sie  dem  Bilanzleser  ermöglichen,  die  Brutto-Buch- 
werte  der  Betriebs-Gegenstände  aus  der  Aktiva-Seite  der  Bilanz  und  die 
Gesamtsumme  der  bisher  aufgelaufenen  Abschreibungen  aus 
deren  Passiva-Seite  ohne  weiteres  abzulesen.  Jeweiliger  und  ur- 
sprünglicher Buchwert  der  Betriebs-Gegenstände  sind  somit  aus 
der  Bilanz  klar  ersichtlich.  Auf  S.  362  und  363  habe  ich  gezeigt,  daß  dieses 
Ziel  auch  bei  unmittelbaren  Abschreibungen  auf  der  Aktiva-Seite  durch 
tabellarische  Anordnung  erreichbar  ist.  Während  nun  die  unmittel- 
bare Abschreibung  auf  der  Aktiva-Seite  regelmäßig  individuell, 
d.  h.  zu  jeder  in  der  Bilanz  erscheinenden  Kategorie  von  Betriebs- 
(Tcgenständen  gesondert,  geschieht,  werden  die  Abschreibungen  bei 
mittelbarer  Buchungs-Methode  oft  auf  luu'  einem  Erneuerungs- 
Konto  zusammengefaßt.  Mit  solchem  summarischen  Ausweis  wird 
dem  Bilanzleser  die  Verteilung  der  gesamten  Erneuervmgs-Rück- 
stellung auf  die  einzelnen  Brutto-Buchwerte  der  Betriebs-Gegenstände 
natürlich  unmöglich  gemacht. 

Individuelle  l'>neuerungs-Konten  —  ein  gesetzliches  Erfordernis. 
Jedenfall.s  wäre  wünschenswert,  die  Vorschrift  der  §§  201  Ziff.  3  H.G.B. 
und  42  Ziff.  1  Ges. -Ges.  zu  erweitern  durch  den  Zusatz,  daß  die  Er- 
neuerungs-Konten nicht  summarisch  geführt  werden  dürfen,  sondern 
nach  Kategorien  der  Betriebs-Gegenstände  von  einander  zu 
scheiden  sind. 

Verschiedene  Benennung  der  Erneuerungs-Kont<'n.  Erwähnt  sei 
noch,  daß  Erneuerungs-Konten  sehr  verschieden  benannt  werden.  So 
begegnen     u.  a.     folgende     Bezeichnungen:     Erneuerungs-Konto,     Er- 
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neueruiigsfoncls -Konto,    Abschici  huiii^^s-Kojito.    Ariiortisations- 
Konto,    Abnutzungs-Konto,    Ersatz-Konto    usw. 

Steuor-Eiitschcldunjjon  über  „Ernouornnffst'onds".  Schließlich  noch 
zwei  Entscheidungen  i\vs  l'i-eußischen  ()l)er\('i\\altuiig.s-( Jeriehts  über 
die  steuerliche  Behandhing  von  Erneuerungs-,. Fonds': 

,,Sind  in  der  liilanz  Absflircibungen  vorweggeiioiiimcn,  daneben  aber  auch 
Rücklagen  in  einen  Erneuennigsfünds  bewirkt,  so  bedarf  es  aHenial  einer  speziellen 
Erörterung  und  Feststellung,  ob  und  inwieweit  dureh  die  Absehieibungs- Quoten 
und  durch  die  auf  Erneuerungsfonds  überwiesenen  Beträge  zusammen  die  be- 
treffenden Objekte  unter  ihrem  wirklichen  Werte,  der  ihnen  zur  Zeit  der  Bilanz- 
ziehung beizulegen  ist,  zu  Buche  stehen.  Nur  die  darüber  hinausgehenden  Ab- 
schreibungen und  Überweisungen  sind  als  den  steuerpflichtigen  Überschüssen 
entnommene  Rücklagen  im  Sinne  des  §  16  anzusehen  und  der  Besteuerung  unter- 
worfen" (E.  in  St.  VI.  190;  VII.  333ff.). 

,, Diejenigen  Beträge  der  Überschüsse,  die  einem  Erneuerungsfonds  zum 
Zweck  des  Ersatzes  von  daraus  bestrittenen  Betriebs-Kosten  überwiesen  werden, 
sind  nicht  steuerpflichtig"  (E.  in  St.  IX.  247). 


ly.  Absclut'ibuiigeu  aut  Immaterialgüter. 

A.  Bei  gesetzlich  begrenztem  Zeitablauf. 

Als  Avichtigste  Vertreter  der  Immaterialgüter  mit  gesetzlich  be- 
grenztem Zeitablauf  seien  im  Hinblick  auf  die  Abschreibungsfrage 
Patent-,  Gebrauchsmuster-  und  Verlagsrechte  besprochen. 

An  sich  können  die  zur  Erlangung  eines  Patentrechts  (vgl.  S.  295.) 
aufgewendeten  Kosten  (nicht  also  die  jährlich  fälligen  Gebühren, 
die  zu  Lasten  des  Entstehungsjahrs  sogleich  voU  abzuschreiben  sind!) 
über  die  gesetzliche  Schutzdauer  verteilt,  somit  transitorisch  vor- 
getragen werden. 

(xFÜnde  für  schnelles  Abschreiben  von  Patent-  und  Gebrauchsmuster- 
rechten.  Hierbei  darf  jedoch  nicht  übersehen  werden,  daß  die  weitaus 
größte  Zahl  aller  für  Deutschland  erteilten  Patentrechte  die  (hier  15 
Jalu'e  betragende)  Schutzdauer  nicht  entfernt  durchlebt.  Vielmehr 
haben  unsere,  besonders  im  Vergleich  zu  den  englischen  und  ameri- 
kanischen Verhältnissen  viel  zu  hohen  Gebühren  zur  Folge,  daß  für 
Deutschland  erteilte  Patentrechte  durchschnittlich  luigefähr  fünf 
Jahre  nach  der  Anmeldung  verfallen,  weil  dann  nicht  mehr  oder 
noch  nicht  lohnt,  die  ständig  wachsenden  Patentgebühren  weiter  zu 
bezahlen.  Außer  der,  die  Nutzungs-Dauer  des  Schutzrechts  stark 
emschränkenden  Gebühren- Kalamität,  mit  der  übrigens  in  nicht 
mehr  ferner  Zeit  durch  Änderung  des  Patent-Gesetzes  aufgeräumt 
werden  soll,  drohen  einem  Patent  weitere  Gefahren  durch  berechtigte 
Nichtigkeits-Klagen  der  Konkurrenz  oder  sonstiger  Interessenten; 
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nicht  zuletzt  aiuli  (luii'li  t' hi'ihol  u  n  ij;  tk-s  ])atciitierten  Gegenstands 
(liu'ch  bessere  Kifindunj^en. 

Ans  allen  diesen  und  im  Einzelfall  noch  anderen  denkbaren  Gründen 
sollte  man  für  lebensfähige  Patentrechte  bestehende  Buchwerte  inner- 
halb der  ersten  fünf  Jahre  der  Schutzfrist  abzuschreiben  bemüht  sein. 
Offenbar  nicht  lebensfähige  Patentrechte  sind  nach  Maßgabe  der  Er- 
kenntnis ihrer  wirtschaftlichen  Wertlosigkeit  entsprechend  früher 
abzuschreiben.  Das  gilt  auch  für  etwa  zu  hohen  Preisen  derivativ 
erworbene  Patentrechte.  Denn  wenn  deren  Rentabilität  dem  für  sie 
gezahlten  Preise  entspricht,  verträgt  das  Objekt  auch  die  beschleunigte 
Abschreibung:  steht  diese  zu  der  Rentabilität  im  Widerspruch,  so  ist 
das  beschleunigte  Verfahren  erst  recht  angebracht,  weil  dann  bewiesen 
ist,  daß  dem  Betriebsrecht  ein  zu  hoher  wirtschaftlicher  Wert  bei- 
gelegt worden  ist.  Besonders  Gewinn  verteilende  Kapital-Ge- 
sell.schaften  müssen  in  solchen  Fällen  energisch  abschreiben,  um 
zum  Fehler  des  zu  teuern  Erwerbs  des  Rechts  nicht  noch  den  der 
Schwächung  ihrer  Liquidität  durch  Verteilung  unverdienter  Dividen- 
den zu  fügen. 

Das  über  die  Abschreibungen  auf  Patente  Gesagte  gilt  auch  für 
CJebrauchsmuster.  Jedoch  mit  der  Einschränkung,  daß  diese  Schutz- 
rechte im  Vergleich  zu  Patentrechten  meist  nur  untergeordnete  ma- 
terielle Bedeutung  haben.  Denn  ihre  sowohl  originären,  wie  derivativen 
Erwerbs-Kosten  sind  regelmäßig  bescheiden;  sie  dürfen  dies  auch  nur 
.sein ;  nicht  allein  im  Hinblick  auf  die  nur  sechs  Jahre  währende  Schutz- 
frist, sondern  vor  allem  auch  unter  Würdigung  der  Tatsache,  daß  ein 
Gebrauchsmusterschutz  infolge  der  fehlenden  Vorprüfung  auf  Xeuheit 
der  Erfindung  der  Gefahr  berechtigter  Anfechtung  weit  mehr  als  ein 
Patentschutz  au.sgesetzt  ist.  Deshalb  wird  man  die  beim  Erwerb  des 
Gebrauchsmusterschutzes  entstandenen  Ausgaben  mit  besondrer 
Beschleunigung  abzuschreiben  haben;  auch  wenn  hohe  Versuchs- 
und Modelle-Kosten  entstanden  sind. 

Abschreibungen  auf  Verlagsreehte.  Auch  die  Nutzungs-Dauer  von 
Verlagsrechten  (vgl.  über  deren  Bewertung  S.  296  bis  298ff.)  pflegt  nur 
verhältnismäßig  selten  sich  mit  der  gesetzlichen  (hier  30  Jahre  be- 
tragenden) Schutzdauer  zu  decken.  Soweit  es  sich  um  Werke  mit  einer 
vermutlich  derartig  lange  währenden  und  immer  wenigstens  normal 
bleibenden  Absatzfähigkeit  handelt,  mag  man  die  für  den  Erwerb  solcher 
Verlag.srechte  verausgabten  Kosten  auf  die  Schutzdauer  verteilen. 
Soweit  man  sonst  für  den  Erwerb  von  Verlagsrechten  entstandene 
Kosten  transitorisch  vorträgt,  hat  man  sie  mindestens  im  Rahmen 
der  voraussichtlichen  Nutzungs-Dauer  abzuschreiben,  wobei  et- 
waigem Rückgang  der  Zugkraft  Rechnung  zu  tragen  ist. 
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B.  Bei  vertraglich  begrenztem  oder  unbegrenztem  Zeit- 
ablau  L 

Hierunter  bespreche  ich  die  Frage  nach  den  Abschreibungen  vom 
(S.  299  bis  309  erörterten)  Geschäftswert. 

Kein    Abschreiben    oripnär    entstandener    Oeschäitswerte.     Dabei 

ist  ohne  weiteres  klar,  daß  diese  Frage  für  den  originär  entstandenen 
Geschäftswert  von  keiner  Bedeutung  sein  kann.  Denn  wollte  man  die 
Berechtigung  von  Abschreibungen  auf  den  Geschäfts  wert  in  erster 
Hand  zugestehen,  so  könnte  mancher  auf  den  Gedanken  kommen, 
flugs  den  Wert  seiner  Firma.  Kundschaft  u.  dgl.  zu  bilanzieren,  um 
diesen  Wert  zur  Quelle  für  Abschreibungen  im  Interesse  ver- 
minderter Steuerpflichten  zu  machen  und  ihn  zu  gleichem  Zweck 
immer  wieder  aufleben  zu  lassen,  sobald  er  heruntergeschrieben  ist. 
(Einem  ähnlich  gearteten  Fall  bin  ich  begegnet.) 

Abschreibungen  auf  derivativ  erworbene  Geschäfts  werte.  Dagegen 
wird  man  die  Berechtigiuig  von  Abschreibungen  auf  den  derivativ 
erworbenen  Geschäftswert  zugestehen  müssen.  Und  zwar  zunächst 
ohne  jeden  Zweifel  bei  vertraglich  begrenzter  Nutzungs-Dauer. 
Denn  wenn  der  Erwerber  einer  Unternehmung  deren  Firma  nur  eine 
vertraglich  bestimmte  Zeit  hindurch  benutzen  darf  (vielleicht  auch 
nicht  länger  benutzen  will),  wird  man  ihm  nicht  verwehren  können, 
den  dafür  besonders  vergüteten  Geschäftswert  innerhalb  dieser  Zeit 
zur  Abschreibung  zu  bringen.  Doch  auch  beim  Erwerb  des  Geschäfts- 
Averts  mit  unbegrenzter  Xutzungs-Dauer  muß  dessen  allmähliche 
Abschreibung  als  berechtigt  anerkannt  werden,  wenn  man  den  Stand- 
punkt einnimmt,  daß  dieser  W^ert  an  sich,  je  nach  der  Stärke  seiner 
wirtschaftlichen  Kraftäußerung  nach  außen,  früher  oder  später  zu 
existieren  aufhören  würde,  wenn  der  Erwerber  nicht  bemüht  wäre,  ihn 
durch  geschäftliche  Tüchtigkeit  ständig  zu  erhalten,  oder  ihn  durch 
Ausdehnung  des  Abnehmerkreises,  Stärkung  des  Kredits  u.  dgl.  wo- 
möglich noch  zu  steigern.  Der  Zeitpunkt,  bis  zu  dem  die  Abschreibung 
erfolgt  sein  müßte,  kann  von  sehr  subjektiven  Erwägungen  bestimmt 
sein.  So  kann  der  Nachfolger  den  Geschäftswert  abschreiben  wollen 
innerhalb  der  Zeit,  während  deren  er  nach  seiner  Ansicht  das  Geschäft 
im  Fall  der  Neugründung  zu  der  bei  der  käuflichen  Übernahme  vor- 
handen gewesenen  Rentabilität  und  Beständigkeit  gebracht  haben  A\-ürde. 
Mit  Recht  sagt  Berliner  (S.  139),  die  Abschreibung  auf  den  Geschäfts- 
wert ergebe  sich  auch,  wenn  man  ihn  als  eine  dem  Vorbesitzer  gewährte 
Gewinn-Beteiligung  auffasse.  Dann  wird  man  —  im  Fall  der  Bezahlung 
des  gesamten  Geschäftswerts  schon  bei  der  Geschäfts-Übernahme  — 
seinen  Betrag  etwa  innerhalb  des  vorstehend  begründeten  Zeitraums 
abschreiben  wollen.  Bezahlt  man  den  Geschäftswert  in  einer  bestimmten 
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Anzahl  Jahi'esraten.  so  wird  man  diese  Raten-Beträge  der  Erfolgs- 
Rechnung  zugunsten  des  Cieschäftswert-Kontos  belasten,  sie  auf  diese 
mithin  wie  Abschreibungen  wirken  lassen.  Bei  diesem  Verfahren 
kommt  zui-  (Geltung  der  Gedanke,  daß  der  Nachfolger  bilanzmäßigen 
Reingewinn  erst  erzielt  hat.  nachdem  dem  Vorbesitzer  die  für  die  Über- 
lassung des  (leschäftswerts  jeweilig  fällige  Rate  bezahlt  worden  ist. 

Reichsgerichts-  und  Obervonvaltungsgcrichts-Entschoidungen  dar- 
über. Folgende  Steuer-  und  Reichsgerichts-Entschcidungen  sind  zu 
dem  vorstehend  besprochenen  Thema  von  Interesse: 

„Abschreibungen  können  überhaupt  nur  auf  die  nach  den  handelsrecht- 
lichen Vor.schriften  in  den  Bilanzen  aufzuführenden  Aktivposten  des  gewerblichen 
Vermögens  erfolgen.  Hierzu  gehören  aber  nur  materielle  wirtschaftliche  Güter, 
jedoch  weder  das  Recht  der  Firma,  noch  rein  tatsächliche  Verhältnisse,  wie  Kund- 
schaft u.  dgl.,  welche  der  .selbständigen  Veräußerung  und  der  Bewertung  nach 
einem  objektiven  oder  gemeinen  Werte  entzogen  sind.  Selbst  unter  dem  Gesichts- 
pmikt  von  Abschreibungen  würden  daher  die  jährlichen  Abtragungen  für  die 
Überlassung  der  Firma  und  der  Kundschaft  nicht  zugelassen  Averden  können  (U. 
XII.. b.  85  vom  7.  Februar  1901).  Dagegen  sind  immaterielle  Rechte  und  Gegen- 
stände, wie  Firma,  Kundschaft  usw.,  bei  entgeltlicher  Erwerbung  bilanzfähig 
und  deshalb  auch  Gegenstand  zulässiger  Abschreibungen  (E.  in  St.  XI.  422)." 
(Vgl.  Fuisting  S.  241.) 

Diese  Ausführungen  des  Preußischen  Oberverwaltungs-Gerichts 
widersprechen  einander.  Denn  am  Schluß  des  voranstehenden  Urteils 
wird  gesagt,  daß  .selbst  Abschreibungen  auf  überlassene  Geschäfts- 
werte, womit  entgeltlicher  oder  unentgeltlicher  Erwerb  gemeint  sein 
kann,  steuerlich  nicht  abzugsfähig  sind.  Mit  der  dem  Urteil  folgen- 
den Entscheidung  dagegen  wird  die  Zulässigkeit  von  Abschreibungen 
auf  entgeltlich  erworbene  Geschäftswerte  für  statthaft  erklärt. 
Die  letztgenannte  Aussicht  ist  richtig.  Unterm  28.  II.  07  hat  ferner 
dasselbe  Gericht  (nach  Kaufmann  IX.  S.  32)  ausgesprochen,  daß  der 
Geschäfts  wert  sogar  bei  unentgeltlichem  Erwerb  sowohl  handeis-. 
Avie  auch  steuerrechtlich  bilanzfähig  und    abschreibungsfähig   sei. 

,, Nicht  allein  körperliche  Sachen,  sondern  überhaupt  alle  Objekte,  welche 
einen  Gegenstand  des  Rechtsverkehrs  bilden,  sind  in  die  Bilanz  aufzunehmen. 
Auch  ein  Firnienwert  kann  an  sich  bei  der  Bilanzaufstellung  in  Frage  kommen, 
ebenso  können  Abschreibungen  auf  rein  wirtschaftliche  Werte,  insbesondere  einen 
Firmenwert,  zulässig  sein;  im  Einzelfall  sind  die  Umstände  entscheidend.  Ist  die 
Firma  nicht  gegen  Entgelt  erworben,  so  ist  die  Einsetzung  eines  Firmenwertes 
als  Akti\Tim  allerdings  ausgeschlossen;  aber  auch  beim  entgeltlichen  Erwerb  dart 
nur.  insoweit  ein  nachweisbarer  Betrag  für  die  Firma  angelegt  .ist,  mit  einem 
Firmenwert  gerechnet  werden.  Was  die  Zulässigkeit  einer  Abschreibung  angeht, 
80  ist  beim  Firmenwert  von  vornherein  nicht  anziuiehmen,  daß  überhaupt  eine 
Wertminderung  stattfindet.  Braunschw.  Vcrwaltung.sgeriehtshof  19.  2.  1902. 
Braun.schw.  Z.  Bd.  49  Beil.  S.  57."') 

Hierbei    wird    verkannt,    daß   auch   ein    unentgeltlich    erwor- 


1)  Kaufmann   III.    S.  35—36. 


Iiuliri-ktt'   Hewcrtuii«.'  i  W'criabzüge).  :{7.> 

bener  Finiuiweit  au  sich  als  Akti\\iiu  (-lurcliaus  bilanzfahig  sein  kann, 
soweit  er  als  solcher  schätzbar  ist.  Außerdem  ist  unzutreffend  die 
Behauptung,  es  sei  beim  Firmawert  von  vornheiein  nicht  anzunehmen, 
daß  überhaupt  eine  Wert mi  nderung  stattfindet.  Denn  ganz  abgesehen 
von  der  oben  schon  gemachten  Bemerkung,  daß  ein  vom  Vorbesitzer 
übernommener  Geschäfts-(Firma-)  Wert  an  sich  allmählich  verschwindet, 
wenn  nichts  für  seine  Erhaltung  getan  wird,  passiert  nicht  allzu  selten, 
daß  solcher  Wert  infolge  mangelnder  Geschäftstüchtigkeit  des  Nach- 
folgers oder  sonstiger  ungünstiger  Umstände  (verschärfte  Konkurrenz, 
Verkehrs-.  Bedarfsverschiebung  usw.)  oft  in  überraschend  kurzer 
Zeit  teilweise  oder  gar  ganz  verschwindet. 

,, Willkürliche  Abschreibungen  an  dem  einmal  angenommenen  Werte  der 
Firma  sind  insoweit  unzulässig,  als  es  sich  um  Feststellung  des  Reingewinns 
Dritten  gegenüber  handelt,  die  nicht  als  Inhaber  an  der  Firma  beteiligt  sind. 
R.G.  9.  7.  1901.    J.W.  1901  S.  653i-.">) 

,,Bei  Handel-  und  Gewerbetreibenden,  deren  Buchführung  den  Vorschriften 
des  H.G.B.  entspricht,  gehören  auch  sog.  ideelle  Werte,  falls  sie  entgeltlich  erworben 
smd,  zu  den  Aktiven  der  Bilanz.  Jährliche  Abschreibungen  auf  diese  Aktivposten 
sind  aber  steuerrechtlich  nur  dann  zulässig,  wenn  eine  allmähliche  Wertverminde- 
rung derselben  denkbar  ist  (was  z.  B.  bei  dem  Amtsblattcharakter  einer  Zeitschrift 
im  Zweifel  ausgeschlossen  sein  wird).  Andernfalls  sind  Abschreibungen  als  steuer- 
pflichtige Reservestellmigen  zu  behandeln.  Sachs.  O.V.G.  25.  4.  04.  D.J.Z.  05, 
1070."-) 


1)  Kaufmann   IL   S.  28—29. 
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IV.  Kapitel. 

Erfolgs  -  \  erteihiiig. 


Die  Erfolgs-Verteilung  kann  zur  Ursache  haben: 

Reine  Gewinn -Beteiligung  ohne  Kapital-Risiko.  (Regel  beim 
conimis  Interesse.) 

Gewinn-  iind  Verlust-Beteiligung  mit  vertraglieh  statthaftem 
Ausschluß  der  Verlust-Beteiligung.  Kapital-Risiko  auf  eine 
bestimmte  Einlage  beschränkt.  (..Stiller'"  Gesellschafter.) 

Gewinn-  und  Verlust -Beteiligung  vertraglich  nicht  ausschheß- 
bar.  Risiko  auf  eine  bestimmte  Einlage  (einschließlich  etwaiger  Nach- 
schüsse bei  der  G.m.b.H.)  beschränkt.  (Kommanditisten,  Aktio- 
näre,  G.m.b.H. -Gesellschafter.  Genos.sen   bei  Genossenschaften  m.b.H.) 

Gewinn-  und  Verlust-Beteiligung  vertraglich  nicht  aus- 
schließbar. Kapital-Risiko  infolge  der  persönlichen  (solidarischen) 
Haftung  nur  durch  absolute  Zahlungsunfähigkeit  begrenzt. 
(Persönlich  haftende  Gesellschafter  der  Offenen  Handelsgesellschaften, 
der  Komraandit-  und  der  Kommandit-Aktiengesellschaften,  Genossen 
bei  Genos.senschaften   m.u.H,  und  m.  u.  Xachschußpf licht.) 


A.  GeAvinii-Boteili^uii^  dos  cominis  iiiteresse. 

Nur  Provisions-Anteil  gcsctzlicli  irfrcjicU.  Im  !5<)5H.G.B.  heißt  es: 
I.«t  bff]iin(.'cn,  daß  der  Handlunj.'s'.'eliilfe  für  Oeschäfte,  die  von  iluii 
pc^clilo.s.sen  oder  vermittelt  werden,  Provi.sion  erhalten  solle,  so  finden  die  für  die 
Handlungs-Apenten  geltenden  Vorsehriften  des  i;  HS  und  §  91  Satz  1  Anwendung. 
Die  Vorschrift  des  §  65  H.G.B.  bezieht  sich  nicht  auf  dei\  Anteil 
des  Handlungsgehilfen  am  hier  allein  interessiereiulen  bilanzmäßigen 
Ciesamtgewinn  rler  Unternehmung,  sondern  kommt  für  ihn  nur  in 
Frage,  soweit  er  Provisions-Gehilfe  und  als  solcher  dem  Agenten  gleich- 
zuachten  ist.  Insofern  ist  §  65  H.G.B.  übrigens  unvollständig,  als 
darin  nicht  gedacht  ist  der  Möglichkeit,  daß  der  Handlungsgehilfe 
für  einen  räumlich  abgegrenzten  Bezirk  angestellt  sein    und  dann  — 
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wie  der  Bezirks-Agent  nach  §S!)  H.G.B. —  Provisions-.Anspiiiclie  auch 

in   bezug    auf  direkte   Geschäfte    (vgl.   darüber  8.  153)    ha})en   kann. 

(lerielits-Entschcidung    über  Unterscliiod    zwischen  Provision    und 

Tantieme.     Im    Zusammenhang   hiermit   sei    (nach    Kaufmann    XII. 

S.  3lJ)  folgende  Entscheidung  angeführt : 

„Unter  Tantieme  vensteht  man  den  Anspruch  auf  einen  Teil  des  Rein- 
gewinns, wobei  die  Berechnung  des  Reingewinns  nach  den  Grundsätzen  der  Gesell- 
schaften erfolgt  (R.O.H.G.  17,  276;  Staub  H.G.B.  yai  §  65  Anm.  4).  Bezieht  der 
Angestellte  keine  Vergütung  von  dem  Reingewinn  der  von  ihm  verwalteten  Unter- 
nehmungen, sondern  nur  von  dem  In.seraten -Umsatz,  erhält  er  ferner  nicht  nur 
für  die  Inseraten -Aufträge,  die  er  selbst  vermittelt  hat,  sondern  für  alle  bei  ihm 
eingegangenen  Aufträge  die  Vergütung,  so  ist  er  dem  Handimigs-Agenten  nach 
H.G.B.  §  89  gleichgestellt,  der  für  einen  bestimmten  Bezirk  bestellt  ist  und  auch 
für  Geschäfte,  die  in  dem  Bezirk  ohne  seine  Mitwirkung  geschlossen  sind,  seine 
Vergütung  erhält.  Diese  Vergütung  ist  nicht  Tantieme,  sondern  Provision,  wonm- 
ter  man  einen  Anteil  am  Geschäfts-Gewinn  versteht,  und  zwar  entweder  an  dem 
Gewinne  des  einzelnen  Geschäfts  oder  an  einer  Reihe  von  Geschäften,  die  zu 
einem  bestimmten  Geschäftskreise  gehören.  Eine  Umsatz -Tantieme  gibt  es  be- 
grifflich nicht.    K.G.  Charlottenburg  13.  1.  11.    (Nicht  veröffentlicht.)" 

Die  Rechtsprechung  als  cominis-Tantienierecht.  Wenn  auch  über 
den  oft  vorkommenden  Fall  der  Beteiligung  des  Handlungsgehilfen 
am  bilanzmäßigen  Geschäfts-Gewinn  (commis  interesse)  besondere 
gesetzliche  Bestimmungen  nicht  vorliegen,  so  hat  doch  die  Rechtsprechung 
dieser  Art  Gewinn-Beteiligung  bereits  eine  beachtenswerte  (irinidlage 
gegeben.  Bevor  ich  die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Ent- 
scheidungen mitteile,  sei  über  die  rechtliche  Stellung  des  commis  in- 
teresse noch  gesagt :  ' 

Tantieme  als  alleiniges  oder  als  Neben-Einkommen.  Die  Gewinn- 
Beteiligung  (Tantieme)  des  commis  interesse  bildet  entweder  dessen 
alleiniges  Einkommen  aus  der  Geschäfts-Tätigkeit,  oder  ist  nur  als 
Zuschlag  zu  seinem  festen  Gehalt  anzusehen. 

Tantieme  als  (liäubiger-Anspruch  in  gesellschaftliciier  Form.  ()l)- 
gleich  in  Rücksicht  auf  den  Ausschluß  des  Kapital-Risikos  keine  ge- 
sellschaftliche Beteiligung  des  commis  interesse  gegeben  ist,  nimmt  dieser 
am  tantiemepflichtigen  Reingewinn  dennoch  wie  ein  Handels-Gesell- 
schafter  teil.  Jedoch  muß,  wie  auch  Staub  (S.  805)  in  Anmerkg.  4 
zu  §  65  bemerkt,  sein  Tantieme-Anspruch  selbst  als  reiner  Gläubiger- 
Anspruch,  nicht  dagegen  als  gesellschaftlicher  Anspruch  angesehen  wer- 
den, weil  der  commis  interesse  eben  kein  Handels-Gesellschafter  ist. 
Deshalb  kann  dem  commis  interesse  gegenüber  weder  die  nach  §  121 
Abs.  1  H.G.B.  an  sich  gestattete  Verzinsung  der  Kapital-Anteile  der 
Gesellschafter,  noch  das  Verbot  des  §  122  Abs.  1  H.G.B.  in  Betracht 
kommen,  wonach  das  Recht  ai:f  Tantieme-Auszahlung  ruhen  müßte, 
soweit  diese  Auszahlung  dem  Geschäft  zum  offenbaren  Schaden  gereichen 
Avürde.   In  der  Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  IV.  (S.  100  bis  101)  meint  zwar  Rehm, 
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Einzelkaufleiite  und  Gesellschafter  der  Personal-Gesellschaften  seien  be- 
rechtigt, zu  Lasten  des  comniis  interesse  die  Kapitalzinsen  vom  Geschäfts- 
gewhni  in  Abzug  zu  bringen  und  demnach  nur  den  um  jene  Beträge 
gekürzten  Reingewinn  der  Tantieme-Berechnung  zugrunde  zu  legen. 
Rehm  gibt  aber  selbst  zu.  daß  für  Aktien-Gesellschaften  (also  auch  für 
die  sonstigen  Kapital -Gesellschaften)  solche  Benachteiligung  der  tan- 
tiemeberechtigten Angestellten  nicht  stattfinde.  Denn  dort  gilt  der  bilanz- 
mäßig ausgewiesene,  um  Kajiitalzinsen  bekanntlich  nicht  gekürzte  Ge- 
winn als  Reingewinn  der  Unternehmung.  Mit  Recht  würde  der  commis 
interesse  gegen  die  Kürzung  seiner  Tantieme-Ansprüche  durch  Abzug 
der  Kapitalzinsen  vom  bilanzmäßigen  Reingewinn  geltend  machen 
können,  daß  die  Tantieme-Berechnung  von  dem  ungekürzten  Be- 
triebs-Erfolg  der  Unternehmung  vorzunehmen  sei.  Denniach  muß  ich 
die  unbedingte  Berechtigung  der  Kapital- Verzinsung  zu  Lasten 
des  commis  interesse  verneinen.  Will  man  dennoch  darauf  be- 
stehen, so  Avird  man  dies  mit  dem  Genainiten  vorher  ausdrücklich 
vereinbaren   müssen,  was  denn  auch  nicht   selten   geschieht. 

Vcreiubarungen  über  Anteil  an  irregulären  Erfolgen.  Dringend 
zu  raten  ist  ferner,  mit  dem  commis  interesse  von  vornherein  darüber 
einig  zu  Averden,  o-b  oder  inAvieweit  er  auch  an  irregulären  GeAvinnen 
teilnehmen,  oder  inAvicAveit  er  etAva  ÜTeguläre  Verluste  gegen  sich 
gelten  lassen  soll  (vgl.  über  solche  Posten  S.  53ff.).  Zwar  Avird  ohne 
Aveiteres  anzunehmen  sein,  daß  nur  die  den  Geschäfts-Betrieb  als  solchen 
angehenden  Vermögens- V^orgängc  für  und  Avider  den  GcAvinn-Anspruch 
des  Angestellten  wirken  (vgl.  darüber  auch  die  letzte  der  nachstehenden 
Gerichts-Entscheidungen).  Trotzdem  Avircl  man  für  alle  Fälle  gut  daran 
tun.  derartige  Vereinbarungen  ausdrücklich  zu  treffen,  um 
späteren  Streitfragen  nach  Möglichkeit  A'orzubeugen. 

Ausschluß  des  coinniis  interesse  von  der  Oeschättsfühning.  Als  An- 
gestellter hat  der  commis  interes.se  keinen  Einfluß  auf  geschäftspolitische 
Maßnahmen  des  CJeschäftsinhabers;  selbst  dann  nicht.  AA^enn  diese 
den  tantiemepf lichtigen  Reingewinn  schmälern.  So  steht  dem  Prinzipal 
frei,  Teilhaber  oder  Darlehen  für  geschäftliche  ZAvecke  gegen  Ge- 
Avinn- Beteiligung  oder  feste  Verzinsung  zuungunsten  der  Tantieme 
des  commis  interesse  aufzunehmen;  ebenso  kann  er  aus  eigenen 
privaten  Mitteln  Einlagen  machen  und  damit  die  Geschäfts-Renta- 
bilität A-erAvässern ;  er  kann  den  Betrieb  einschränken,  kaim 
risikoreiche  Geschäfte  eingehen  u.  dgl.  m.  —  Alles  bis  zu  dem 
Umfang,  der  die  Maßnahmen  nicht  als  absichtliche  Benachteiligimgen 
des  commis  interesse  erkeimen  läßt.  Pri Aat-Entnahm^n  darf  der 
Prinzipal,  um  den  buchmäßigen  ReingcAvimi  nicht  zu  Unrecht  zu 
drücken,  nicht  •Ictii  rnkosten-Konto,  muß  sie  vielmehr  den)  Pri- 
A'at-Konto   belasten.      Dies    ist    übrigens     auch    im    Intciesse   unge- 
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störter  Übersicht  über  die  Rentabilität  und  im  Sinne  des  Steuer- 
rechts geboten. 

bilanzmäßiger  Jahrcsfjewinn  als  fJniiullae;«'  für  die  Tanlieme-Be- 
rechnung-  auch  bei  Eintritt  oder  Ausscheiden  während  des  Bilanzjahrs. 
Wenn  nicht  andres  ausgemacht  ist,  wird  der  Jahresgewinn  Grundlage 
für  die  Tantieme-Berechnung  auch  für  den  Fall,  daß  der  commis  interesse 
erst  im  Lauf  des  CJeschäftsjahrs  eingetreten  ist,  oder  daß  er  seine  Stel- 
lung bereits  vor  dessen  Beendigung  aufgegeben  hat  (so  auch  Staub;  An- 
merkg.  6  zu  §65  und  CosackS.  107).  Angenommen,  eine  zum  30.  Juni 
aufgestellte  Zwischenbilanz  habe  16  000  M  Reingewann,  die  Jahresbilanz 
für  das  ganze  Geschäftsjahr  dagegen  50  000  M  ergeben.  Der  commis 
interesse  sei  am  1.  Juli  eingetreten.  Die  Tantieme  betrage  10  % 
des  Reingewinns.  Dann  beläuft  für  jenes  halbe  Jahr  der  Tantieme- 
Anspruch  sich  auf  10  "o  ^'on =  2500  M.  nicht  also  etwa  auf 

10  %  von  (50  000  M  •/.  16  000  M)  34  000  M  =  3400  M.  Dasselbe  würde 
gelten,  wenn  der  Anteilsberechtigte  am  30.  Juni  aus  dem  Geschäfte 
geschieden  wäre,  obgleich  auf  das  erste  Halbjahr  nach  Maßgabe 
der  Zwischenbilanz  nur  10%  von  16  000  M  =  1600  M  entfallen 
Avürden.  Der  Ausgeschiedene  käme  demnach  verhältnismäßig  gut, 
der  Eingetretene  dementsprechend  schlecht  fort.  Würden  Aus- 
und  Eintritt t  schon  zum  31.  März  beziehungsweise  1.  April  ge- 
schehen, und  würde  der  Zwdschengewimi  von  16  000  M  schon  für 
diesen  Termin,  für  das  ganze  Jahr  jedoch  wieder  der  Gewann  von 
50  000  M  gültig  sein,  so  würde  sich  als  Tantieme  für  den  Aus- 
geschiedenen   10%  von   =  1250  M,    für    den  Eingetretenen 
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10%  von =  3  /oO  M    ergeben    haben.       In    dem    l^all 
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wäre  der  Eingetretene  nicht  nur  absolut,  sondern  auch  relativ 
besser  als  der  Ausgeschiedene  daran.  Im  Fall  des  Ausscheidens  vor 
dem  Jahresende  oder  vor  der  Berechnung  des  Reingewinns  muß  der 
Ausgeschiedene  auf  die  Tantieme-Zahlung  natürlich  bis  zur  bilanz- 
mäßigen Feststellung  der  Gewinnzahl  warten.  Diese  Feststellung  darf 
aber  nicht  absichtlich  verschleppt   werden. 

Tantiemo-Entschädigiing  hei  vorzeitigem  Geschäfts- Verkauf,  aber 
kein  Anteil  an  dem  dabei  erzielten  Gewinn.  Verkauft  der  Prinzipal  das 
Geschäft  während  des  Geschäftsjahrs  oder  gibt  er  es  in  dieser  Zeit  auf, 
so  hat  er  dem  commis  interesse  auf  die  noch  rückständige  Vertrags- 
Dauer  eine  Tantieme -Entschädigung  zu  gewähren.  Diese  Ent- 
schädigung wird  zu  bemessen  sein  nach  dem  Reingewinn,  der  während 
der  in  Frage  kommenden  Zeit  nach  der  bisherigen   Erfahrung  ver- 
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mutluli  vrnlicnt  worden  wiuv.  Für  soleheii  Fall  \()ii  vornherein 
Tantieme  auf  die  rückständige  Vertrags-Dauer  vertraglieh  auszuschlie- 
ßen, oder  sie  doch  auf  ein  Maximum  zu  beschränken,  kann  sehr 
empfehlenswert  sein.  Daß  der  commis  interesse  übrigens  an  dem  beim 
Geschäfts-Verkauf  etwa  erzielten  Gewinn,  als  einem  nicht  betrieblich 
erwirtschafteten  Ertrage,  keinen  Anteil  hat.  liegt  auf  dei-  Hand. 

Keine  Tantieme  von  nicht  aiisgelührten,  durch  den  cuinmis  in- 
teresse verinittelton  Goschätten.  Falls  keine  anderslautende  Vereinba- 
rung entgegensteht,  hat  der  commis  interesse  auf  Gewinne  aus  von  ihm 
vermittelten  Geschäften  nur  Ansinnich,  wenn  deren  Ausführung  zwang- 
los noch  möglich  ist  im  Lauf  des  Geschäftsjahrs,  während  dessen  er 
seine  Stellung  aufgibt;  wenn  jene  Gewinne  somit  in  der  für  die  letzte 
Tantieme-Berechnung  in  Frage  kommenden  Jahresbilanz  noch  mit  zur 
Verrechnung  gelangt  sind. 

Folge  vorbehaltloser  Tantieme-Annahme.  Vorbehaltlose  Annahme 
der  Tantieme  nach  erfolgter  Kenntnis  der  Bilanz  iiimmt  dem  commis 
interesse  die  Möglichkeit  späterer  Anfechtung  (so  auch  Staub;  An- 
merkg.  0  zu  §  G5). 

Tantieme- Verjährung.  Nach  §196  Ziff.  8  B.G.B.  verjährt  der  Tan- 
tieme-Anspruch in  zwei  Jahren. 

(ieriehts-Entseheidungen  über  «len  commis  interesse. 

Recht  auf  Tantieme  nach  deren  wiederholter  Gewähruiin'.  „Durch 
die  fünf  Jahre  lang  regelmäßig  erfolgte  Zahlung  der  Tantieme  ist  der  Tantieme- 
bezug ein  vertrag.smäßiger  geworden,  auch  wenn  sie  vertraglich  nicht  zugestanden 
ist.  In  solchem  Fall  muß  die  Gewährung  der  Tantieme  als  stillschweigend  ver- 
einbart gelten.  K.G.  Breslau  24.  5.  11.  Gew.G.  17,  65;  Z.A.G.  19,  77;  H.K.  Op- 
pcln  12,  24.  Ebenso:  K.G.  Lichtenberg  23.  3.  11.  Gew.G.  17.  16."  (Kauf- 
mann XIII.   S.  20.) 

,,Der  im  Lauf  des  Jahrs  ausscheidende  Angestellte  hat  einen  Anspruch  auf 
anteilige  Zahlung  der  Jahresgratifikation  auch  daim,  wenn  sie  vorher  nicht 
vereinbart,  aber  mehrere  Jahre  lang  regelmäßig  gezahlt  ist.  Bezüglich  der  Ab- 
schlußgratifikation kommt  es  darauf  an,  ob  sie  im  einzelnen  Fall  sich  als  eine 
Vergütung  für  die  Leistungen  während  des  gesamten  Geschäftsjahrs  darstellt 
oder  ausschließlich  für  die  besonderen  Arbeiten  bei  Feststellung  des  Jahresab- 
schlus.ses  und  d(*r  Bilanz  gewährt  wird.  K.G.  Posen  16.  4.  09.  Gew.G.  16.  316." 
(Kaufmann  XII.  S.  30.) 

..Eine  Tantieme,  die  der  Aufsichtsrat  einer  Akticn-C^cscllscliatl  ilncn 
kaufmännischen  Beamten  aussetzt,  ist  keine  freiwillige  Zuwendmig,  sondern  be- 
gründet einen  klagbaren  Anspruch,  wenn  sie,  ohne  daß  die  Höhe  selbst  bi-stinnnt 
ist,  durchsehiiittjieh  '  .,  bis  '  ,  des  Grundgehalts  ausmacht.  Bei  einci  solchen 
außergewöhnlichen  Höhe  der  Tantieme  kann  es  sich  kaum  noch  um  einen  Neben- 
bezug, sondern  nur  um  einen  Teil  der  Vergütung  handeln  (vgl.  auch  Staub.  8.  Aufl. 
Anm.  34  zu  §  59,  §282  Anm.  33  Abs.  6,  §  65  Anm.  4)."    (Kaufmann  XII.  S.  29—30.) 

Tantieme  pro  rata  temporis.  ..Ein  allgemeiner  Gesehäftsgebrauch,  daß 
dann,  wenn  in  einem  langjährigen  Uienstvertrage  dem  Angestellten  neben  dem 
Gehalt  eine  jährliche  Extra-Gratifikation  von  bestimmter  Höhe  fest  zugesagt 
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ist,  die  Extra -Gratifikation  immer  iiui'  für  das  vollendete  Dienst  jalu'  zu  gewähren 
ist,  hingegen  bei  vorzeitiger  Endigung  des  Dienstverhältnisses  im  Laufe  eines 
Vertragsjahrs  für  dieses  Vertragsjahr  überhaupt  wegfällt  und  nieht  ])ro  rata 
temporis  zu  gewähren  ist,  besteht  nieht.  Kaufmaimsch.  Berlin.  Sjicd.-  u. 
Schiff. -Ztg.  11,  191."    (Kaufmann  XII.  S.  30.) 

Umfang  der  Freiheit  des  Prinzipals  in  der  Bilanzlerunj?  und  (ie- 
sclläftsführung.  ,,Ein  commis  interesse  kann  die  Tantiemen  von  abgeschriebenen, 
aber  nachträglieh  eingegangenen  Forderungen  nicht  nachfordern.  Die  Feststellung 
der  Höhe  der  Abschreibung  steht  dem  Prinzipal  ausschließlich  zu;  nur  bei  offen- 
barer Unbilligkeit.  Willkür  oder  Böswilligkeit  des  Prinzipals  könnte  der  am  Ge- 
winn beteiligte  Kommis  die  Höhe  der  Abschreibung  anfechten.  O.L.G.  Hamburg 
2.  2.  1901.    R.O.L.G.  1901  S.  248."    (Kaufmann  I.  S.  11.) 

,,Dem  am  Gewinn  beteiligten  Angestellten  steht  ein  Anspruch  airf  Aufteilung 
der  Geschäfts-Bilanz  zu.  Gegen  die  vom  Prinzipal  für  sein  Geschäft  aufgestellte 
Bilanz  stehen  ihm  Einwendungen  nur  insoweit  zu,  als  er  eine  Nichtübereinstimmung 
mit  den  Handelsbüchern  oder  eine  auf  Unredlichkeit  oder  grobem  Verschulden 
beruhende  Unrichtigkeit  der  Bilanz  zu  behaupten  in  der  Lage  ist.  Im  übrigen 
ändert  die  Beteiligung  am  Gewinn  an  der  Natur  des  Dienstverhältnisses  nichts, 
er  kann  also  nicht  Maßnahmen  seines  Prinzipals  hinsichtlich  der  Leitung  und 
Handhabung  des  Geschäfts  beanstanden  und  nicht  geltend  machen,  daß  der 
Prinzipal  durch  eine  den  Geschäftsverhältnissen  nicht  entsprechende  Geschäfts- 
führung den  sonst  zu  erzielenden  Gewinn  verringert  habe.  O.L.G.  Hamburg 
17.  2.  05.    R.O.L.G.  10,  248."    (Kaufmann  VI.  S.  35.) 

,,Der  Reingewinn,  an  dem  der  Kläger  nach  dem  Vertrage  mit  5  ",  ^  beteiligt 
ist,  besteht  in  dem  Nettogewinn,  der  nach  den  Grundsätzen,  die  für  die  Gesell- 
schaften gelten,  berechnet  wird  (R.O.L.G.  17,  276).  Für  die  Tantieme  ist  danach 
die  nach  kaufmännischen  Grundsätzen  aufgestellte  Bilanz  des  betreffenden  Jahrs 
maßgebend  (H.G.B.  §  120).  Nach  H.G.B.  §  40  sind  zweifelhafte  Forderungen  in 
der  Bilanz  nach  ihrem  wahrscheinlichen  Werte  anzusetzen,  uneinbringliche  Forde- 
rungen abzuschreiben.  Diese  Abzüge  und  Abschreibungen  muß  der  am  Gewinn 
beteiligte  Handlungsgehilfe  so  lange  gegen  sich  gelten  lassen,  als  nicht  offenbare 
Unbilligkeit,  Willkür  oder  Böswilligkeit  des  Prinzipals  zugrunde  liegen.  Bei  der 
Ansetzung  der  Werte  sowohl  auf  der  Aktiv-,  wie  auf  der  Passivseite  muß  dem 
Prinzipal  ein  gewisser  Spielraum  gelassen  werden ;  seinem  billigen  Ermessen  unter- 
liegt zunächst  die  Beurteilung.  Nur  festgestellte  offenbare  Unbilligkeit,  Willkür 
oder  Böswilligkeit  des  Prinzipals  können  zu  einer  Änderung  der  Gewinn-Berech- 
nung durch  den  Richter  führen.  Ist  der  Handlungsgehilfe  nicht  am  Reingewinn 
des  ganzen  Geschäfts,  sondern  nur  an  einer  Zweigabteilung  beteiligt,  so  hängt  es 
von  der  Auslegung  des  Anstellungs-Vertrags  ab,  ob  und  inwieweit  Abschreibungen 
(Reserven  für  erwartete  Verluste)  in  die  Sonderbilanz  der  Zweigabteilung  aufzu- 
i~hmeir  sind. '  R.G.  7.  12.  09.  L.Z.  10,  213;  Recht  10  Nr.  383;  Bmk- Archiv  9, 
172."    (Kaufmann  XL  S.  30—31.) 

Bilanz-Kontrollrecht  des  commis  interess6.  „Dem  conimis  interesse  steht 
ein  Anspruch  auf  Rechnungslegung  nicht  zu,  wohl  aber  hat  er  ein  Recht  auf  Vor- 
legung der  Bilanz  und  Einsichtnahme  der  Geschäftsbücher  zum  Zweck  der  Nach- 
prüfung dieser  Bilanz  (vgl.  R.O.H.G.  Bd.  1  Nr.  58.    Bd.  17  Nr.  59.    Bd.  19  Nr.  41). 

Die  Kosten  der  Bilanzziehung  nat  aber  der  Prinzipal  zu  tragen,  und  hieran 
ändert  der  Umstand  nichts,  daß  es  zu  den  dienstlichen  Obliegenheiten  des  commis 
interesse  gehört  hätte,  die  zur  Anfertigimg  der  Bilanz  nötigen  Arbeiten  zu  ver 
richten.  K.G.  24.  11.  1900.  R.O.L.G.  Bd.  1  S.  94.  Seuff.  A.  Bd.  56  S.  282.  A.  f. 
gew.  R.  Bd.  2  S.  286."    (Kaufmann  IL  S:  37.) 

,,Das  zwischen  einem  sogenannten  commis  interesse  und  dem  Geschäftsherrn 
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bostt'hoiule  Reehtsverhi\ltni.s  ist,  sowt'it  es  die  Beteiligung  am  Geschät'ts-CJewinn 
betrifft,  naeli  den  Grundsät/.en  von  der  Gesellsehaft  zu  beurteilen  und  danach  der 
Gewinn  zu  bereeluu-n.  Ueslialb  ist  nach  den  insoweit  best<»henden  Gesellschatts- 
pfliehten  und  nach  den  lüeraus  sich  ergebenden  Grundsätzen  von  Treu  und  Glauben 
mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssittc  der  Gescliäftsherr  verpflichtet,  dem  Hand- 
lungsgehilfen die  ^löglichkeit  zu  geben,  sich  über  die  Höhe  der  ihm  zustehenden 
Tantieme  zu  vergewissern;  hierzu  gehört  mindestens,  daß  er  ihm  nicht  nur  eine 
Bilanz  vorlegt,  sondern  aucli  die  Einsicht  in  seine  Geschäftsbücher  und  seine  Ge- 
schäftspapiere gewährt,  soweit  dies  zur  Prüfung  der  Richtigkeit  des  Ergebnisses 
der  Bilanz  erforderlich  ist  (R.Ü.H.G.  Bd.  1  S.  195,  Bd.  17  S.  27(5.  Bolze  Bd.  4 
Nr.  677,  Bd.  10  Nr.  226.  J.W.  1894  S.  317'\  R.O.L.G.  Bd.  2  S.  94.  Seuft.  A. 
Bd.  3  Folge  1  S.  282). 

Diesem  Anspruch  steht  weder  entgegen,  daß  der  commis  interesse  ein  Kon- 
kurrenz-Geschäft gegründet  oder  sich  sonst  vertragswidrig  verhalten  hat,  noch 
daß  die  Tantieme  geringfügig  ist.  O.L.G.  Dresden  29.  10.  1901.  Sachs.  A.  Bd.  11 
S.  745. '•    (Kaufmann  III.  S.  45—46.) 

„Der  am  Reingewinn  beteiligte  Handlungsgehilfe  hat  einen  Anspruch  auf 
Mitteilung  der  Reingewinn-Berechnung,  soweit  sein  Tantieme-Anspruch  davon 
abhängt.  Der  Umfang  dieser  Mitteilungspflicht  ist  aus  ihrem  Zweck  zu  bestimmen. 
Der  Handlungsgehilfe  soll  in  den  Stand  gesetzt  werden,  seine  Ansprüche  auf  Tan- 
tieme zu  prüfen  und  geltend  zu  machen.  Dem  entspricht  es,  wenn  iluu  eine  Ab- 
schrift der  summarischen  Zusammen-  und  Gegenüberstellmig  des  Aktiv-  und 
Passivbestandes  mitgeteilt  wird,  aus  deren  Vergleichmig  sich  die  Gewimiziffer 
ergibt.  In  dieser  Zusammenstellung  hat  er  die  Unterlage  für  die  Prüfung,  ob  der 
Prinzipal  bei  der  Aufmachung  der  Gewinn -Bereclumng  vertragstreu  verfahren  ist. 
Dem  Handlungs-Gehilfen  zwar  den  Anspruch  auf  Vorlegmig,  nicht  aber  den  auf 
Abschrift  dieser  Zusammenstellung  zu  gewähren,  dafür  besteht  kein  ausreichender 
Grund.  Der  billige  Ausgleich  der  Interessen  des  Prinzipals  und  des  Gehilfen  er- 
fordert vielmehr,  auch  den  Anspruch  auf  Abschrifterteilmig  zuzulassen.  Der 
Prinzipal  wird  dadurch  nicht  neinieiiswert  beschwert  und  dem  Handlungsgehilfen 
wird  die  Prüfung  sachgemäß  erleichtert.  R.G.  7.  12.  09;  L.Z.  10,  212;  Bank- 
Archiv  9,  172."    (Kaufmann  XI.  S.  30.) 

,,Der  commis  interesse  darf  die  Handelsbücher  nur  in  Person  einsehen; 
einen  Sachverständigen  darf  er  nur  insoweit  zuziehen,  als  er  ohne  dessen  Hilfe 
seinen  Anteil  nicht  festzustellen  vermag  (R.G.  Bd.  25  S.  88).  Die  Stellung  eines 
Gehilfen,  dem  ein  Gewinn -Anteil  eingeräumt  ist,  beruht  auf  dem  besondern  Ver- 
trauen des  Geschäftsherrn  zu  seiner  Person,  auf  der  Annahme,  er  werde  mit  den 
aus  der  Einsicht  der  Geschäftsbücher  erlangten  Kenntnissen  keinen  Mißbrauch 
treiben.  Es  ist  deshalb  als  Vertragsabsicht  anzusehen,  daß  der  Geschäftsherr  im 
allgemeinen  die  Einsicht  nur  ihm  und  nicht  dritten  Personen  gestatten  will.  O.L.G. 
Posen  7.  12.  1903.  R.O.L.G.  Bd.  8  S.  35.  Recht  1904  S.  256.  Z.A.G.  Bd.  11  S.  161. 
Pos.  M.  Sehr.  ic»03  S.  192  (hier  als  13.  11.  1903  zitiert)."  (Kaufmaim  V.  S.  53—54.) 

Dessen  Bilanz-Anfechtiinsrsreoht.  .,Der  auf  Tantieme  angestellte  Hand- 
lung.sgehilfe  kann  die  Bilanz  des  Prinzipals  nur  dann  anfechten,  wenn  Arglist, 
offenbare  Unbilligkeit  oder  .schrankenlose  Willkür  in  der  Wertansetzung  vorliegt 
(Staub  §  65  Anm.  8).  Dagegen  ist  die  Behauptung,  daß  der  Prinzipal  .sein  Ver- 
mögen objektiv  unrichtig  abgeschätzt  habe,  unerheblich.  K.G.  23.  4.  1902.  Bl. 
f.R.i.  B.d.K.  1903  S.  6."    (Kaufmann  IV.  S.  43.) 

Schließlich   ist  von  Interesse  noch   folgende   Entscheidimg: 
„Der  Ingenieur  K.  war  als  technischer  Leiter  in  einer^Fabrik  mit  einem  festen 
Gehalt  und  einer  steigenden  Tantieme  vom  Reingewinn,  sobald  derselbe  100000  M 
übersteigt,   engagiert.     Die  Jahresbilanz   für   1909  schloß   mit  einem   Geschäfts- 
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Gewinn  von  etwa  250000  M.  Hiervon  verlangte  K.  10  "  ,,  als  seine  Tantieme.  Die 
Geschäfts-Inhaberin  behauptete  dagegen,  im  Jahre  1!)()'J  st^i  mit  Verlust  gearbeitet, 
der  bilanzmäßige  Gesehäftsgewinn  erkläre  sich  daraus,  daß  die  Lagerbestände, 
die  sich  seit  dem  Jahre  1904  nicht  wesentlich  und  seit  dem  Eintritt  des  K.  in  das 
Geschäft  gar  nicht  vergrößert  hätten,  im  Geschäftsjahr  1{X)9  genau  aVjgeschätzt 
worden  seien,  wodurch  das  Lagerkonto,  das  bisher  nur  oberflächlich  taxiert  worden 
sei,  einen  Wertzuwachs  von  350000  M  erhalten  habe.  Dem  K.  stehe  aber  nur 
am  Betriebs-Gewinn  Tantieme  zu.  Der  Klage  wurde  vom  Landgericht  Hagen 
stattgegeben.  Dagegen  wies  das  Oberlandesgericht  Hamm  die  Klage  ab. 
Derselben  Ansicht  war  das  Reichsgericht,   dessen  3.  Zivilsenat  ausführte: 

In  Übereinstimmung  mit  der  herrschenden  Ansicht  nimmt  das  Berufungs- 
Gericht  an,  daß,  wenn  dem  Angestellten  vom  Prinzipal  Anteil  am  Gewinn  zuge- 
sichert ist,  der  durch  den  eigentlichen  Betrieb  erzielte  Geschäfts-Gewinn  und  nicht 
der  bilanzmäßige  Vermögens-Gewinn  in  Frage  kommt.  Mit  Recht !  Denn  in  der 
Zusicherung  des  Anteils  am  Gewinn  soll  der  Angestellte  zu  einer  besondern  An- 
spannung seiner  Kräfte  ■\^eranlaßt  werden.  Der  Erfolg  seiner  Tätigkeit  aber  besteht 
in  dem  Betriebs-Ergebnis.  Dagegen  beeinflussen  den  Vermögens-Gewinn  und 
Vcrmögens-Verlust  eine  Reihe  von  Umständen,  auf  die  der  Angestellte  keinen 
Einfluß  auszuüben  vermag.  Selbstverständlich  nimmt  der  tantiemeberechtigte 
Angestellte,  wenn  er  es  sich  hat  gefallen  lassen,  daß  in  früheren  Geschäftsjahren 
stille  Reserven  gebildet  wurden,  bei  dem  Gewinn-Anteil  späterer  Jahre  an  den 
wieder  in  die  Erscheinung  tretenden  stillen  Reserven  teil.  Denn  es  untersteht 
der  freien  Vereinbarung  der  Parteien,  ob  ein  Teil  des  Gewinns  nicht  sofort  verteilt, 
sondern  für  künftige  Jahre  aufgespart  werden  und  erst  später  zur  Verteilung  ge- 
langen soll.  L^m  eine  derartige  stille  Reserve,  an  der  der  Kläger  Anteil  hätte, 
handelt  es  sich  hier  überhaupt  nicht.  Auch  den  §  120  des  Handelsgesetzbuchs 
kann  der  Kläger  nicht  für  seine  Ansicht  ins  Feld  führen.  Denn  er  schreibt  nur  vor, 
daß  die  Jahresbilanz  die  Grundlage  für  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  bildet. 
Daraus  folgt  aber  keineswegs,  daß  der  Saldo  dieser  Rechnung  unter  allen  Um- 
ständen denjenigen  Gewinn  darstellt,  von  dem  dem  Angestellten  Tantieme  zusteht. 
Vielmehr  bildet  die  Bilanz  nur  die  Grundlage,  aus  der  der  Betriebsgewinn  ermittelt 
werden  kann."  (Urteil  vom  4.  Februar  1913.  Aktenzeichen:  III.  333/12.)  (Der 
,,Berlmer  Abendpost"  entnommen.) 


B.  Erfolgs-Beteiliguiig  des  stillen  Gesellschafters. 

Ob  jemand  an  der  Unternehmung  eines  andern  niu'  alsDarlehns- 
G laubiger  oder  als  stiller  Gesellschafter  beteiligt  ist.  erscheint  zu- 
Meilen zweifelhaft. 

Unterschiede  zwischen  Darlehn  und  stilh'r  Beteihgung.  So  wäre 
als  Fehlschluß  anzusehen,  wollte  man  allein  aus  der  Tatsache,  daß 
entweder  feste  Verzinsung  im  Verein  mit  Anteil  am  Gewinn,  oder  daß 
nur  Gewinn-Anteil  als  Vergütung  für  die  Kapital-Hergabe  bestimmt 
ist,  folgern,  ein  Darlehn  könne  nicht  in  Frage  kommen.  Denn  die 
Gewinn -Beteiligung  neben  oder  statt  der  festen  Verzinsung 
steht  nicht  im  Widerspruch  zum  Darlehns -Charakter  eines  für 
wirtschaftliche  Zwecke  geliehenen  Kapitals.  Dagegen  liegt  meist 
(jedoch   nicht    immer  und  unbedingt!)   ein  Darlehn  vor,   wenn  nur 
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feste  Verzinsung  vereinbart,  Gewinn-  und  Verlust-Beteiligung  aber 
ausgeschlossen  ist.  Nach  §  336  Abs.  2  H.G.B.  kann  außerdem  die 
Gewinn-Beteiligung  des  stillen  Gesellschafters  ül)erhauj)t  nicht  aus- 
geschlossen werden.  Im  übrigen  wird  man  den  Kapital-Gläubiger 
als  stillen  Gesellschafter  um  so  mehr  anzu.sehen  haben,  je  melu' 
Kontrollrechte  ihm  vom  schuldenden  Unternehmer  in  bezug  auf 
dessen  Geschäft  eingeräumt  sind.  In  nicht  letzter  Linie  sind  zugunsten 
eines  stillen  Gesellschaftsverhältnisses  zu  veranschlagen:  bezügliche  ver- 
tragliche Bestimmungen  oder  sonstige  darauf  gerichtete  Willens- 
äußerungen, die  etwa  aus  der  Buchhaltung,  der  Korrespondenz  oder 
aus  geschäftlichen  Vorgängen  irgend  welcher  Art  erkennbar  werden. 

Gericlils-Entschcidungeu  darübor.  Nachstehende  Gerichts-Ent- 
scheidungen mögen  die  Frage  nach  dem  Wesen  des  stillen  Gesell- 
schafts Verhältnisses  weiter  beleuchten: 

,, Die  Frage,  ob  jemand  im  Verhältnis  zu  dem  Geschäft  eines  andern  stiller 
Gesellschafter  oder  nur  Darlehns-Gläubiger  sei,  ist  unter  Umständen 
schwierig  zu  entscheiden.  Denn  das  von  Lehmann-Ring  (H.G.B.  §  335  Bern.  II) 
hervorgehobene  Unterscheidungs-]\Ierkmal,  wonach  es  darauf  ankommen  soll,  ob 
das  Geld  von  dem  Geber  als  Gläubiger  gezahlt  ist  oder  nicht,  wird  in  den  meisten 
Fällen  und  so  auch  hier  gerade  den  Streitpunkt  bilden.  Ebenso  kann  der  Um- 
stand, inwieweit  eine  vereinbarte  Gewinn-Beteiligung  auf  ein  stilles  Gesellschafts- 
Verhältnis  oder  nur  auf  ein  partiarisches  Darlehn  schließen  läßt,  im  vorliegenden 
Fall  nicht  von  Bedeutung  sein,  da  unbestrittenermaßen  über  eine  solche  Gewinn - 
Beteiligung  keine  ausdrückliche  Abrede  getroffen  ist.  Anderseits  steht  aber  nicht 
etwa  eine  Beschränkung  der  Vereinbarung  auf  Verzinsung  des  Kapitals  der  An- 
nahme eines  stillen  Gesellschaftsverhältnisses  von  vornherein  entgegen.  Denn  der 
Beklagte  hat  nicht  behaupten  können,  daß  eine  solche  Vereinbarung  oder  über- 
haupt eine  Vereinbarung  über  Verzinsung  und  Rückzahlung  des  Kapitals  ge- 
troffen sei.  Als  bedeutsames,  wenn  auch  keineswegs  entscheidendes  Anzeichen 
für  ein  stilles  Gesellschaftsverhältnis  (vgl.  R.G.  57,  176)  ist  dagegen  der  Umstand 
anzusehen,  daß  der  Beklagte  selbst  die  vom  Kläger  hergegebenen  Gelder  in  seinen 
Büchern  regelmäßig  nicht  als  Darlehn  oder  in  ähnlicher  Weise,  sondern  als  ,, ein- 
gezahltes Kapital"  oder  sogar  als  ,, Einlage"  bezeichnet  hat.  Von  Belang  sind 
ferner  die  Geschäftsbriefe  des  Beklagten,  in  denen  er  von  ,, unseren  Außenständen", 
,,un.serm  Kredit",  ,,unserm  Kapital"  und  ,,un.seren  Gewinnchancen"  spricht. 
Nach  der  Beweisaufnahme  war  auch  dem  Kläger  ein  weitgehendes  Kontrollrecht 
eingeräumt,  indem  ihm  wöchentlich  genaue  Geschäfts -Berichte  zugesandt  sind, 
die  er  mit  Prüfungs-Bemerkungen  zurückgeschickt  hat.  Zu  wichtigeren  Ge- 
schäften ist  seine  Genehmigung  eingeholt;  wo  sie  versagt  i.st,  sind  die  Geschäfte 
unterh)lieben.  Alle  diese  Umstände  sprechen  in  ihrer  Gesamtheit  gegen  die  An- 
nahme eines  partiari.schen  Darlehns  und  für  eine  stille  Gesellschaft.  O.L.G.  Braun - 
schweig  12.  12.  10.    Seuff.  A.  66,  285."    (Vgl.  Kaufmann  XII.  S.  111—112.) 

„Durch  die  Bestimmung  in  einem  Vertrage,  daß  jemand  als  stiller  Gesell- 
schafter mit  einem  Kapital  in  eine  Firma  eintritt,  wird  nicht  ausgeschlossen,  daß 
es  sich  lediglich  um  ein  Darlehnsverhältnis  handelt.  Ein  Ge.sellschaftsver- 
hältnis  kann  nicht  angenommen  werden,  wenn  nicht  eine  Gewinn-Beteiligung 
als  solche  besteht.  R.G.  8.  7. 19<J4.  Recht  1904  S.  485."   (Vgl.  Kaufmann  V.  S.  119.) 

Dafür,  daß  anderseits  eine  Gewinn-Beteiligung  allein  eine  stille 
Gesellschaft  noch  nicht  bedingt: 
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„Die  Beteiligung  bei  dem  Handels-Geweibe  eines  andern  mit  einer  Einlage 
gegen  einen  Gewinn-Anteil  macht  das  Abkommen  nicht  zu  einem  Gesellschal'ts- 
Vertrage;  sie  gibt  nur  dem  Geschäft  das  Gepräge  des  sogenannten  partiarischen 
Darlehn s  (R.G.  Bd.  20  S.  IBS,  Bd.  31  S.  33.  Crome,  Partiarische  Rechtsge- 
schäfte §  54  S.  374ff.).  UM.  11.  3.  UMJ4.  J.W.  1904  S.  197  «.  Recht  1904  S.  282." 
(Vgl.  Kaufmann  V.  S.  119.) 

„Eine  stille  Gesellschaft  kann  angesichts  der  Bedingungen  einer  Geldhingabe 
auch  vorliegen,  wenn  sich  der  Vertrag  nicht  als  Gesellschafts-Vertrag  bezeichnet. 

Der  Umstand,  daß  der  Vertrag  sich  nicht  selbst  als  Gesellschafts-Vertrag 
bezeichnet,  steht  einer  derartigen  Annahme  nicht  entgegen.  Daß  aber  die  Parteien 
anscheinend  eine  stille  Gesellschaft  haben  errichten  wollen,  darauf  deutet  schon 
der  Umstand  hin,  daß  das  Darlehn  dem  Kläger  nicht  schlechthin,  sondern  ,,für" 
ein  zu  gründendes  Möbel-  und  Antiquitäten -Geschäft,  d.  h.  also  als  ,, Einlage" 
in  dieses  Geschäft,  gewährt  werden  soll.  Für  diese  Aimahme  spricht  ferner,  daß 
der  Kläger  die  Verpflichtung  übernommen  hat,  äen  Sohn  der  Frau  M.  in  sein 
Geschäft  aufzunehmen ;  daß  Frau  M.  nicht  etwa  bloß  eine  Verzinsung  des  Darlehns 
mit  5%,  sondern  auch  eine  Gewinn-Beteiligung  bis  zu  15%  erhält;  daß  ihr  eine 
Kontrolle  über  den  Geschäfts-Betrieb  durch  einen  Bücherre\'isor  eingeräumt  ist, 
und  daß  sie  endlich  das  Recht  hat,  sich  jederzeit  von  dem  Gang  und  Stand  des 
Geschäfts  persönlich  zu  überzeugen,  sowie  daß  sie  Anspruch  auf  Erteilung  einer 
Abschrift  der  jähi'lichen  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  der  Bilanz  hat.  Da- 
durch sind  der  Frau  M.  vertraglich  noch  weitergehende  Rechte  eingeräumt,  als 
das  Gesetz  im  §  338  dem  stillen  Gesellschafter  gewährt.  R.O.  19.  2.  12.  Recht  12. 
Nr.  1542."    (Vgl.  Kaufmann  XIII.  S.  59—60.) 

,,Der  Kläger,  der  bei  dem  Beklagten  bis  Ende  1904  tätig  war,  hat  im  Sommer 
1904  zur  Bezahlung  von  Schulden  des  Geschäfts  500  M  aufgewendet.  Er  will 
dadurch  Darlehn  dem  Beklagten  gewährt  haben,  deren  Rückzahlung  dieser  bei 
Auflösung  ihrer  Geschäftsverbindmig  ausdrücklich  versprochen  habe,  wurde  je- 
doch abgewiesen.  Der  vom  L.G.  geforderte  Nachweis  des  Inhalts  des  zwischen 
den  Parteien  geschlossenen  Gesellschafts-Vertrags  ist  für  die  Begründung  der 
Klage  nicht  ausreichend.  Der  Kläger  hat  zu  beweisen,  daß  er  mit  seinen  Zahlungen 
darlehnsweise  geschäftliche  Vorschüsse  geleistet  habe,  und  er  kann,  da  die  Absicht 
einer  unentgeltlichen  Zuwendung  nicht  in  Frage  kommt,  nach  Lage  der  Sache 
diesen  Beweis  indirekt  dadurch  führen,  daß  er  dartut,  er  habe  mit  jenen  Zahlungen 
eine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllen  wollen  und  nicht  erfüllt,  und  er  habe  auch  in 
dem  Fall,  daß  er  sich  zur  Einbringung  einer  Kapital-Einlage  nicht  verbunden 
hatte,  auch  nicht  zu  dem  Zweck  die  Zahlungen  geleistet,  um  sich  dessenungeachtet 
mit  den  gezahlten  Beiträgen  als  stiller  Gesellschafter  an  dem  Geschäfte  des  Be- 
klagten zu  beteiligen.  Daß  in  den  Zahlungen  nicht  die  Leistung  einer  Kapital- 
Einlage  zu  erblicken  ist,  kann  nicht  bereits  aus  dem  Fehlen  einer  Verpflichtung 
des  Klägers  zu  solcher  Einlage  gefolgert  werden.  Denn  auch  ohne  diese  Ver- 
pfhchtung  konnten  die  Parteien  die  gezahlten  Beiträge  als  eine  Geschäfts-Einlage 
des  Klägers  betrachten,  nämlich  in  der  Erwartung  und  Voraussetzung,  daß  dem- 
nächst in  Hinsicht  der  Einlage  eine  bindende  Vereinbarung  getroffen  werden 
und  an  die  Stelle  des  bestehenden  vorläufigen  Abkommens  ein  auf  die  Dauer 
berechneter  endgültiger  Gesellschafts-Vertrag  treten  wüixle,  welchenfalls  diese 
vorschußweise  geleistete  Einlage  auf  die  dann  vom  Kläger  wirklich  geschuldete 
zu  verrechnen  war.  Diese  Voraussetzung  ist  zwar  nicht  verwirklicht  worden.  Da- 
durch hat  aber  die  Einlage,  wenn  sie  ursprünglich  überhaupt  als  solche  gewollt 
war,  diese  Eigenschaft  nicht  wieder  eingebüßt,  so  daß  dem  Kläger  ein  Anspruch 
aus  ungerechtfertigter  Bereicherung  erwachsen  wäre.  Diese  Rechtsfolge  konnte 
vielmehr  nur  dann  eintreten,  wenn  die  Parteien  die  genannte  Voraussetzung  zum 
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Inhalt  des  über  die  Leistung  der  Einlage  unter  ihnen  zustande  gekommenen 
Vertrags  erhoben  hatten;  dergestalt,  daß  sie  eine  Bedingung  für  die  Kapital- 
BetiMligung  dos  Klägers  überhaupt  bildete  (R.G.  62,  267;  66,  132;  R.O.L.G.  2, 
383).  Hierfür  liegt  aber  nichts  vor.  Es  kommt  daher  lediglich  darauf  an,  daß  eine 
Kapital-Einlage  nicht  gewollt  ist.  O.L.G.  Braunschweig  12.  2.  09.  R.O.L.G. 
20,  213."    (Vgl.  Kaufmann  XI.  S.  102—103.) 

,, Gewinn-Beteiligung  macht  ein  Darlehnsverhältnis  noch  nicht  zu  einer 
stillen  Gesellschaft.  K.G.  27.  10.  09.  R.O.L.G.  19,  390;  Recht  10  Nr.  386."  (Vgl. 
Kaufmann  XI.  S.  102.) 

..Stellt  sich  die  Einräumung  eines  Gewinn -Anteils  als  Gegenleistung  für  die 
in  der  Vergangenheit  liegenden  Leistungen  |des  Gewinn -Berechtigten  dar,  bei 
denen  es  sich  für  diesen  nicht  um  Erreichung  eines  Gesellschaftszwecks  handelte, 
so  ist  mangels  einer  Vermögens-Einlage  eine  stille  Gesellschaft  nicht  vorhanden. 
Zwischen  den  Parteien  besteht  dann  ein  durch  einen  gegenseitigen  Vertrag  eigener 
Art  begründetes  Rechtsverhältnis,  für  dessen  Auflösung  lediglich  der  Vertrag 
maßgebend  ist.  R.G.  30.  10.  07.  Sachs.  Arch.  Rpfl.  08,  84.  Z.A.G.  15,  160.  L.Z. 
08,  158."    (Vgl.  Kaufmann  IX.  S.  156.) 

,,Wird  bei  der  Gründung  einer  Handelsgesellschaft  einem  Dritten  für  ein 
der  Gesellschaft  zur  Verfügung  gestelltes  Verfahren  und  die  von  ihm  versprochene 
weitere  Unterstützmig  der  Gesellschaft  ein  Anteil  am  Gewinn  bis  zu  einer  gewissen 
Höhe  versprochen,  so  kann  darin  der  Abschluß  eines  Gesellschafts-Vertrags  (stille 
Gesellschaft  der  A.D.H.G.B.)  liegen,  insbesondere  gewährt  der  Dritte  mit  seinen 
Leistmigen  der  Gesellschaft  wirtschaftliche  Güter,  che  im  Verkehr  einer  Bewertung 
unterliegen  und  deshalb  zur  Bewirkmig  einer  Einlage  geeignet  sind  (R.G.  8.  2.  05. 
Holdheim  14,  214.  A.  A.  Staub  14  zu  335).  O.L.G.  Dresden  8.  11.  06.  Sachs. 
O.L.G.  28,  193."    (Vgl.  Kaufmann  IX.  S.  156.) 

„Die  Einlage  des  stillen  Gesellschafters  kann  auch  in  dem  Versprechen  von 
Diensten  und  in  der  Erwirkung  eines  von  Dritten  zu  gewährenden  Darlehns  oder 
einer  von  Dritten  zu  übernehmenden  Bürgschaft  bestehen.  R.G.  8.  2.  05.  Hold- 
heim  05,  214.    Z.A.G.   12,  283.    Recht  05,  622."  (Vgl.  Kaufmann  VI.  S.  91.) 

Die  Eifolgs-BeteiIig:uiig  des  Stillon  betreifendc  Gcsctzos-yorscliriitcii. 
Ist  nun  eine  stille  Gesellschaft  gegeben,  so  kommen  für  die  Erfolgs-Be- 
teiligung des  stillen  Gesellschafters  (,, Stillen")  die  §§  336  bis  338 
H.G.B.  in  Betracht. 

§336  H.G.B. : 

Ist  der  Anteil  des  stillen  Gesellschafters  am  Gewinn  und  Verlust  nicht  be- 
stimmt, so  gilt  ein  den  Umständen  nach  angemes.sener  Anteil  als  bedungen. 

Im  Gesellschafts- Vertrage  kann  bestimmt  werden,  daß  der  stille  Gesellschaf  ter 
nicht  am  Verluste  beteiligt  sein  soll;  seine  Beteiligung  am  Gewinne  kann  nicht 
ausgeschlossen  werden. 

Daß  weder  über  die  Höhe  der  Beteiligung  des  Stillen  am  Gewinn, 
noch  am  Verlust  Bestimmungen  getroffen  sind,  ist  äußerst  selten. 
Liegt  solcher  Fall  vor,  so  wird  bei  der  Erfolgs- Verteilung  zu  berück- 
sichtigen sein  das  Verhältnis  des  in  der  Unternehmung  arbeitenden 
eigenen  Kapitals  des  ])ersönlich  haftenden  Geschäfts-Inhabers  (Kom- 
plementars) zu  der  Einlage  des  Stillen,  ferner  der  Wert  der  Arbeitskraft 
des  Komplementars  u.a.m. 

Arten  der  Betcilifiung.  liegel  ist  vielmehr,  daß  Gesoll.schafts- 
Verträge  oder  ähnliche  Abmachungen  wenigstens  die   Frage  nach  der 
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Höhe  der  Gewinn- Beteiligung  beantworten.  Diese  wird  in  ver- 
schiedener Weise  geregelt.  Überwiegend  wird  als  Maßstab  ein  be- 
stimmter Prozentsatz  des  bilanzmäßigen  Reingewinns  festgesetzt. 
Manchmal  wird  ein  Maxi  mal -Betrag  vereinbart.  Zuweilen  auch  ein 
Minimal-Betrag,  womit  die  Beteiligung  des  Stillen  am  Verlust  dann 
implicite  verneint  ist.  Ist  solche  Mindestgrenze  nicht  festgesetzt, 
so  schließt  die  Tatsache  der  Gewinn-Beteiligung  allein  und  ohne  weiteres 
die  Verlust-Beteiligung  nicht  aus,  weil  nach  §  722  Abs.  2  B.G.B.  eine 
nur  den  Anteil  am  Gewinn  oder  am  Verlust  betreffende  Bestimmung 
im  Z"\veifel  für  Gewinn  und  Verlust  zu  gelten  hätte.  Soll  der  Stille  am 
Verlust  nicht  teilnehmen,  ist  demnach  —  um  Streitfragen  vor- 
zubeugen —  unbedingt  empfehlenswert,  dies  ausdrücklich  schriftlich, 
und  zwar  (nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes)  im  Gesellschaft s- 
Vertrage,  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Nicht  immer  bezieht  die 
Gewinn-Beteiligung  sich  nur  auf  den  l)ilanzmäßigen  GcAvinn,  sondern 
ab  und  zu  bildet  deren  Grundlage  eine  feste  Verzinsung,  zu  der 
der  überschießende  Gewinn- Anteil  sich  als  schwankendes  Element 
gesellt. 

§  337  H.G.B.: 

Am  Schlüsse  jedes  Geschäftsjahrs  wird  der  Gewinn  und  Verlust  berechnet 
und  der  auf  den  stillen  Gesellschafter  fallende  Gewinn  ihm  ausbezahlt. 

Der  stille  Gesellschafter  nimmt  an  dem  Verluste  nur  bis  zum  Betrage  seiner 
eingezahlten  oder  rückständigen  Einlage  teil.  Er  ist  nicht  verpflichtet,  den  be- 
zogenen Gewinn  wegen  späterer  Verluste  zurückzuzahlen;  jedoch  wird,  solange 
seine  Einlage  durch  Verlust  vermindert  ist,  der  jährliche  Gewinn  zur  Deckung 
des  Verlustes  verwendet. 

Der  Gewinn,  der  von  dem  stillen  Gesellschafter  nicht  erhoben  wird,  vermehrt 
dessen  Einlage  nicht,  sofern  nicht  ein  Andres  vereinbart  ist. 

Frist  für  die  Erfolgs -Feststellung  und  bezügliche  Klagerechte 
des  Stiiien.  Der  Ausdruck:  .,am  Schlüsse"  ist  schief.  Gemeint  ist: 
,,für  den  Schluß"  jedes  Geschäftsjahrs.  Der  Stille  hat  Anspruch  darauf, 
den  Betrag  des  bilanzmäßigen  Erfolgs  für  jedes  Jahr  so  schnell  fest- 
gestellt zu  sehen,  wie  dies  bei  ordnungsmäßiger  Geschäftsführung 
möglich  ist.  Je  nach  dem  Umfang,  der  Vielseitigkeit  und  der  sonstigen 
Art  des  Geschäfts  wird  die  dem  Komplementär  für  die  Erfolgs-Fest- 
stellung zu  gewährende  Frist  verschieden  zu  bemessen  und  nur 
von  Fall  zu  Fall  zutreffend  bestimmbar  sein.  Läßt  der  Komplementär 
diese  Frist  verstreichen,  ohne  dem  Stillen  die  fällige  Bilanz  vorzuliegen 
und  (falls  Gewinn-Auszahlung  vertraglich  nicht  ausgeschlossen  ist) 
den  sich  für  diesen  daraus  etwa  ergebenden  Gewinn  auszuzahlen,  so 
kann  der  Stille  auf  die  ihm  mit  §  338  H.G.B.  zuegstandene  Rechnungs- 
legung klagen.  Die  Klage  kann  statt  dessen  gleich  auf  die  Aus- 
zahlung des  Gewinn-Anteils  gerichtet  werden,  wenn  dieser  vom  Stillen 
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selbst  zahlenmäßig  festgestellt  zu  werden  vermag;  sei  es.  weil  einfache 
Verliältnisse  dies  ermöglichen,  oder  weil  der  Stille  an  der  Geschäfts- 
führung tätigen  Anteil  hat. 

(Jewinii-Auszahhiiig  und  nicht  ausgezahlte  (iewinn-Anteile.  Der 
auf  den  Stillen  entfallende  Gewinn-Anteil  ist  ihm  auszuzahlen,  mithin 
nicht  nur  buchmäßig  gutzuschreiben.  So  will  es  nach  §  337  Abs.  1 
H.G.B.  der  Gesetzgeber.  Dieser  gesetzgeberische  Wille  kann  aber  vom 
Parteiwillen  durchbrochen  werden,  indem  der  Stille  seinen  Gewinn- 
Anteil  nicht  erhebt.  Auch  diese  Möglichkeit  ist  gesetzlieh  berücksichtigt. 
Denn  mit  §  337  Abs.  3  ist  bestimmt,  daß  vom  Stillen  nicht  erhobene 
(ihm  nicht  ausbezahlte)  Gewinne  seine  Einlage  nicht  vermehren. 
Jedoch  auch  diese  Bestimmung  ist  nur  dispositives  (kein  zwingendes) 
Recht,  weil  entgegenstehende  Vereinbarungen  gültig  sein  sollen.  Dem- 
nach können  Komplementär  und  Stiller  dahin  einig  werden,  daß  von\ 
Letztgenannten  nicht  abgehobene  Gewinn-Anteile  ihm  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Gesellschafter  auf  seinem  Einlage-(Kapital-)Konto,  nicht  da- 
gegen als  einem  einfachen  Buchgläubiger  auf  einem  gewöhnlichen  Dar- 
lehns- (Kontokorrent-)  Konto  gutgebracht  werden.  (Vgl.  über  die 
Stellung  vom  Stillen  nicht  erhobener  Gewinn-Anteile  im  Konkurs 
die  bezügliche  Gerichts -Entscheidung  auf  S.  394.)  Im  Fall  der 
buchhalterischen  Behandlung  als  Darlehn  würd^  es  sich,  wenn  an- 
dere Bestimmimgen  nicht  getroffen  sind,  nur  handeln  um.  feste 
Verzinsung  nach  §  352  H.G.B.  (5  %)  oder  nach  §§  246  und  288 
Abs.  1  B.G.B.  (4  %);  je  nachdem,  ob  der  Stille  sich  als  Kaufmann 
(gleichgültig,  ob  als  Voll-  oder  Minderkaufmann)  oder  als  Privat- 
mann beteiligt.  Dagegen  würden  nicht  erhobene  Gewinn-Anteile 
für  den  Stillen  nach  Maßgabe  der  Vereinbarungen  über  seine  Ge- 
winn-Beteiligung rentieren,  falls  sie  als  Kapital-Einlagen  an- 
gesehen werden  sollen.  Der  zwischen  der  Normal-Verzinsung  und  der  Ge- 
winn-Beteiligung regelmäßig  vorhandene  materielle  Unterschied  läßt 
sehr  ratsam  erscheinen,  auch  die  Frage,  ob  vom  Stillen  nicht  erhobene 
Gewinn- Anteile  zu  dessen  Gunsten  als  bloßes  Dar  lehn  oder  als  Zuwachs 
zur  Kapital-Einlage  behandelt  werden  sollen,  von  vornherein  ver- 
traglich klarzustellen.  Aber  noch  aus  einem  andern  Grunde  ist 
solche  Klarstellung  notwendig:  sollen  nämlich,  im  Sinne  des  §  337  Abs.  3 
H.G.B.,  vom  Stillen  nicht  aVjgehobene  Gewinn-Anteile  dessen  Kapital- 
Einlage  nicht  vermehren,  sondern  als  bloße  Darlehns-Forderungen 
gelten,  .so  darf  der  Komplementär  deren  spätere  Auszahhmg  an  den 
Stillen  auch  dann  nicht  verweigern,  wenn  dessen  Kapital-Einlage  in- 
zwischen durch  Verluste  vermindert  worden  ist.  Besteht  jedoch  die 
Abmachung,  daß  vom  Stillen  nicht  erhobene  Gewinn- Anteile  seiner 
Kapital-Einlage  zugerechnet  werden  sollen,  so  dürfen  derartig  verrech- 
nete Gewinn-Anteile  diesem  nach  §  337  Abs.  2  Satz  2  H.G.B.  später  auf 
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keinen  Fall  herausgezahlt  werden,  solange  seine  vertraglich  festgesetzte 
Einlage  inzwischen  durch  Verluste  vermindert  ist.  Demi  da  jährliche  Ge- 
wimie  nach  jener  Gesetzesstelle  zur  Deckung  der  Verluste  verwendet, 
mit  anderen  Worten:  zugunsten  des  Kapitaleinlage-Kontos  verbucht 
werden  müssen,  sind  dieser  Vorschrift  auch  aus  früheren  Jahren  noch 
unerhobene,  dem  Kapitaleinlage-Konto  des  »Stillen  gutgeschriebene  Ge- 
winn-Anteile unterworfen. 

Beispiel  für  vorschiedono  Stellung  iindVerworfunj?  nicht  ausgezahlter 
Gewinn-Anteile.  Beispiel  in  runden  Zahlen:  Vertragliche  Höhe 
der  Einlage  des  Stillen  =  25  000  M.  Bis  Ende  1910  insgesamt  uner- 
hobene Gewinn- Anteile  =  8000  M,  die  die  Einlage  nicht  vermehren 
sollen  und  deshalb  über  ein  Darlehns-(Kontokorrent-)Konto  des  Stillen 
verbucht  sind.  Pro  1910  stellt  sich  für  den  Stillen  ein  Verlust-Anteil 
von  4500  M  heraus;  pro  1911  ein  Gewinn-Anteil  von  3200  M.  Diese 
3200  M  kann  der  Stille  weder  erheben,  noch  seinem  Darlehns-Konto 
gutbringen  lassen.  Denn  nach  §  337  Abs.  2  Satz  2  H.G.B.  sind  die 
3200  M  seinem  Kapitaleinlage-Konto  zur  Minderung  des 
Verlustes  gutzuschreiben.  Die  Einlage  von  25  000  M,  die  durch 
den  Verlust  auf  (25  000  M  • '.4500  M  =)  20  500  M  gesunken  war,  erholt 
sich  nun  auf  (20  500  M  -f  3200  M  =)  23  700  M  pro  Ende  1911.  Hierauf 
vereinbaren  Komplementär  und  Stiller,  daß  von  nun  an  sich  ergebende 
Gewinn-Anteile  des  Stillen  dessen  Kapital-Einlage  bis  auf  Widerruf  eines 
oder  beider  Interessenten  zugerechnet  werden  sollen.  Die  auf  dem 
Darlehns-Konto  stehenden  8000  M  sollen  dort  bis  auf  w^eiteres  ver- 
bleiben. Pro  1912  wird  für  den  Stillen  ein  Gewinn- Anteil  von  3000  M 
festgestellt,  wodurch  dessen  Kapital-Einlage  über  den  vertraglich  fest- 
gesetzten Betrag  von  25  000  M  hinaus  auf  26  700  M  anwcächst.  Pro 
1913  entfällt  auf  diesen  Einlage-Betrag  ein  Verlust -Anteil  von 
800  M.  Der  Stille  will  hierauf  seine  über  die  Einlage  von  25  000  M 
hinausgehenden  Ansprüche  gegen  den  Komplementär  zu  Geld  machen, 
soweit  dieser  zur  Herauszahlung  verpflichtet  ist.  In  erster  Linie  hat 
der  Komplementär  dann  nach  den  vorstehenden  Ausführungen  zu 
zahlen  die  auf  dem  Darlehns-Konto  stehenden  8000  M  unerhobene 
Gewinn- Anteile  samt  aufgelaufenen  Zinsen.  Dies  hat  ohne  Rücksicht 
auf  den  Stand  des  Kapitaleinlage-Kontos  zu  geschehen.  Sodann  hat 
der  Stille  den  über  den  Einlage-Betrag  von  25  000  M  hinausgehenden 
Haben-Saldobetrag  seines  Kapital-Kontos  zu  fordern,  weil  dieses  Plus 
als  Kapital-Einlage  nur  bis  zum  Widerruf  eines  oder  beider  Interes- 
senten angesehen  werden  sollte.  Das  Plus  beläuft  sich  auf  [(23  700  M  -j- 
3000  M  ■/.  800  M)  -j.  25  000  M  =]  900  M.  Insgesamt  hat  der  Stille 
im  Jahre  1914  demnach  Anspruch  auf  sofortige  Herauszah- 
lung von  (8000  M  -^  900  M  =)  8900  M  samt  Zinsen.  Diesen  Betrag 
muß  der  Komplementär  anschaffen ;  .selbst  wenn  ihm  dies  nur  mit  ,ge- 
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schäftlichen  oder  jirivaten  Opfern  möglich  wäre;  es  sei  denn,  daß  der 
Stille  seinen  Auszahlungs-Anspruch  Vorlauf iu  mildert,  um  nicht  etwa 
durch  geschäftliche  Zwangs-Realisationcu  auch  seine  Einlage  von 
25  (>()0  M   zu  gefährden. 

Gewinii-Bereclmuiigf  für  stille  Beteilii^iingon  bei  Personal-Gesell- 
schaften.  Im  Gegensatz  zur  Off.  Hges.  und  zur  Komm. -Ges.,  bei 
denen  (nach  §§  121  Abs.  1  und  168  Abs.  1  H.G.B.)  jedem  Gesellschaf- 
ter vom  Jahresgewinn  zunächst  ein  Anteil  in  Höhe  von  4  %  seines 
Kapital-Anteils  oder  bei  unzureichendem  Gewinn  ein  entsprechend 
niedrigerer  Anteil  zusteht,  ist  im  Recht  der  stillen  Gesellschaft  von 
solcher  Art  der  Berechnung  der  Gewinn-Anteile  nicht  die  Rede.  Dieser 
Unterschied  ist  an  sich  allerdings  gleichgültig;  er  erlangt  jedoch  mate- 
rielle Bedeutung  für  den  Fall,  daß  jemand  an  einer  Off.  Hges.  oder  an 
einer  Komm. -Ges.  als  stiller  Gesellschafter  teilnimmt.  Denn  dann 
hat  der  Stille  Anspruch  auf  Berechnung  seines  Anteils  von 
dem  durch  Zinsenabzüge  der  Gesellschafter  noch  nicht 
gekürzten  Gesamtgewinn  der  Unternehmung,  und  erst  nach 
der  Vorwegnahme  des  dem  Stillen  zukommenden  Gewinn-Anteils  sind 
die  Gesellschafter  der  Off.  Hges.  oder  der  Komm. -Ges.  berechtigt, 
ihre  Anteile  vom  danach  verbliebenen  Gewinn  zu  berechnen.  Jedoch 
steht  nichts  entgegen,  im  vorliegenden  Fall  mit  dem  Stillen  zu  ver- 
einbaren, daß  auch  er  sich  dem  für  die  persönlich  haftenden  Gesell- 
schafter und  Kommanditisten  gültigen  Modus  der  Erfolgs- Verteilung 
unterwirft.  Damit  entfällt  dann  die  Notwendigkeit,  für  den  Stillen 
eine  gesonderte  Gewinn-Berechnung  vorweg  durchzuführen.  Natür- 
lich kann  auch  der  Geschäfts-Inhaber  bei  der  Einzel-Unternehmung 
in  bezug  auf  sein  Geschäfts- Vermögen  solche  Vorweg  Verzinsung  mit 
dem  Stillen  vereinliaren.  Ein  geschäftsgewandter  stiller  Gesellschafter 
wird  jenem  Verteilungs-Modus  aber  nur  zustimmen,  wenn  Rentabi- 
lität der  Unternehmung  und  absolute,  wie  auch  relative  Höhe  aller  in 
Betracht  kommenden  Kapital-Einlagen  ihm  für  seine  Beteiligung  nicht 
zu  ungünstige  Aussichten  eröffnen. 

VjTcinbariinjjcn  über  Enlnahinon.  Über  die  im  Lauf  des  Geschäfts- 
jahrs etwa  geschehenden  Barentnahmen  des  Komplementars  oder  des 
Stillen  schweigt  das  Recht  über  die  stille  Gesellschaft.  Deshalb 
liegt  im  Interesse  der  Parteien,  über  den  Umfang  solcher  Entnahmen 
durch  den  Komplementär  oder  auch  durch  den  Stilleu  und  außerdem  über 
deren  Verzinsung  vertragliche  Vereinbarungen  zu  treffen.  Hierzu  sei 
(nach  Kaufniami  X.  S.  105)  folgende  bezügliche  Auffa.ssung mitgeteilt: 

..Es  ist  nicht  handelsüblich,  daß,  wenn  bei  einer  .stillen  Ge.sellschaft  verein- 
bart ist,  es  solle  sowohl  der  stille,  als  auch  der  andre  Gesellschafter  am  Schlu-sse 
eines  jeden  Monats  für  Privatzweeke  .300  M  aus  der  Gesellschaftskasse  entnehmen, 
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diese  Entnahme  nur  dann  erfolgen  darf,  wenn  ein  monatlicher  Geschäfts-Gewinn 
von  mindestens  600  M  erzielt  worden  ist.  Handelsgebrauch  ohne  nähere  Angabe. 
Sped.  u.  Schiff.Ztg.  09,  197." 

Ebenso  über  Gehalts -Vergütung;.  Besondrer  Abmachung  bedarf 
es  ferner,  wenn  der  Koniplenicntar  zu  Lasten  der  Erfolgs-Kechnung 
etwa  eine  Vergütimg  für  seine  dem  Geschäft  gewidmete  Arbeit 
beansprucht.  Fehlt  solche  ausdrückliche  Bestimmung  im  Gesellschaf ts- 
Vertrage.  so  kann  der  Komplementär  solchen  Anspruch  nicht  geltend 
machen,   weil  er  nicht  handelsüblich  ist. 

Yariationeu  der  Yerlust-Beteiligung.  Nach  §  337  Abs.  2  Satz  1 
H.G.B.  ..nimmt  der  Stille  an  dem  Verluste  nur  bis  zum  Be- 
trage seiner  eingezahlten  oder  [gemeint  ist  statt  „oder"  offenbar: 
,,und"  (!)  Der  Verfasser]  rückständigen  Einlage  teil."  Diese  Gesetzes- 
Vorschrift  ist  eine  zwingende  Maximal-Vorschrift.  Darüber  hin- 
ausgehende vertragliche  Vereinbarungen  wären  somit  nichtig.  Da- 
gegen kann  der  Verlust- Anteil  des  Stillen  beliebig  herabgesetzt, 
ja,  nach  §  336  Abs.  2  H.G.B.  kann  seine  Beteiligung  am  Verlust  be- 
kanntlich gänzlich  ausgeschlossen  werden. 

Notwendigkeit  vertraglicher  Bestimniimgeu  für  den  Fall  die  Einlage 
übersteigender  Verluste.  Ist  der  Stille  am  Verlust  bis  zum  Betrage 
seiner  eingezahlten  und  etwa  noch  rückständigen  Einlage  beteiligt, 
so  kann  zweifelhaft  sein,  ob  dies  dahin  zu  verstehen  ist,  daß  ihm  Ver- 
lust-Anteile eben  nur  bis  zur  Höhe  der  bedungenen  Einlage  belastet 
werden  dürfen,  daß  mithin  ein  Passiv-  (Debet-)  Saldo  auf  seinem 
Kapital-Konto  durch  Belastung  von  Verlust-Anteilen 
ausgeschlossen  sein  soll;  oder  ob  damit  gemeint  ist,  daß  der  Stille 
bei  der  Auseinandersetzung  oder  im  Konkurse  zwar  ebenfalls  nur  bis 
zur  Höhe  seiner  eingezahlten  und  etwa  noch  rückständigen  Einlage 
für  Verluste  der  Gesellschaft  hafte,  für  Verlust- Anteile  jedoch 
dennoch  über  den  beregten  Einlage-Betrag  hinaus  zu  be- 
lasten sei,  so  daß  durch  spätere  Gutschriften  von  Gewinn- Anteilen 
erst  diese  Mehrbelastungen  auszugleichen  sind,  bevor  weitere  Gewinn- 
Gutschriften  dem  Xeu-Heranwachsen  der  durch  Verluste  aufgezehrten 
Einlage  zugute  kommen  dürfen.  Xach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes 
wird  man  geneigt  sein,  das  erste  anzunehmen.  Will  man  dem  Stillen 
dem  Komjjlementar  gegenüber  jedoch  kerne  Vorzugsstellung  einräumen, 
Avlrd  man  das  zweite  für  richtig  halten.  Staub  (vgl.  Anmerkg.  6  zu 
§  337  im  Zusammenhang  mit  Anmerkg.  4  zu  §  169,  wo  auch  die  zu- 
stimmenden und  die  auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkt  stehen- 
den Kommentatoren  genannt  sind)  hält  diese  Gleichstellung  des  Stillen 
mit  dem  Komplementär  für  richtig.  Dieser  Ansicht  kann  man,  als 
der  gerechtern,   sich  anschließen.    Immerhin  wird  sehr  ratsam  sein. 
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auch  dieser,  praktisch  u.  U.  recht  bedeutsamen  Frage  durch  vertrag- 
liche Vereinbarung  von  vornhcMviii  den  streitigen  Charakter  zu 
nehmen. 

Pflicht  zur  Ih'raü.sjiabo  zu  hidicr  (jicwimi-Anlelic.  Nach  §  337  Abs.  2 
Satz  2  ist  der  Stille  ..nicht  verpflichtet,  den  bezogenen  Gewinn  wegen 
späterer  Verluste  zurückzuzahlen.''  Während  aber  der  Aktionär  (nach 
§217  Abs.  1  Satz  2  H.CJ.B.)  in  keinem  Fall  zurückzuzahlen  verpflichtet 
ist.  was  er  in  gutem  Glauben  als  Gewinn-Anteil  oder  als  Zinsen  bezogen 
hat.  ist  für  den  Stillen  die  Herausgabepflicht  anerkannt,  wenn  der 
Komj)lementar  sich  bei  der  Gewimi-Feststellung  zu  seinem  Nach- 
teil geirrt  hat. 

Reichsgcrichts-Eiitscheiduüg  darüber.  Darüber  folgende  Reichs- 
gerichts-Entscheidung : 

..Die  jährliche  Gewinn-Veiteihing  ist  keine  provisorische,  sondern  eine  end- 
gültige, die  eine  fällige  Forderung  des  stillen  Gesellschafters  gegen  den  Geschäfts- 
Inhaber  begründet,  die  durch  den  spätem  Gang  der  Geschäfte  nicht  mehr  beein- 
flußt wird.  Hat  freilich  der  Geschäfts-Inhaber  bei  der  Bilanzziehung  und  der  Ge- 
winn-Berechnung sich  in  einem  Irrtum  befunden,  insofern  er  ein  Aktivum  als 
noch  bestehend  annahm,  während  dieses  in  dem  Zeitpunkt,  für  den  die  Bilanz 
gezogen  wurde,  bereits  untergegangen  war,  so  kann  er  die  Herausgäbe  desjenigen 
Betrags  fordern,  um  den  nach  entdecktem  Irrtum  der  dem  stillen  Gesellschafter 
zustehende  Gewirm-Anteil  sich  mindert.  Anders  würde  die  Sache  nur  liegen, 
wenn  Geschäfts-Inhaber  und  stiller  Gesellschafter  darüber  einverstanden  waren, 
daß  die  von  ersterm  aufgestellten  Gewinn-Berechnungen  nicht  endgültige,  sondern 
nur  provisorische  sein  sollten,  die  je  nach  dem  Ergebnis  der  weitern  Geschäfts- 
entwicklung späterer  Berichtigung  unterworfen  blieben;  alsdann  würde  der  nicht 
erhobene  Gewinn  für  spätere  Verluste  haften.  Das  gedachte  Einverständnis  der 
Parteien  kann  auch  stillschweigend  getroffen  werden.  R.G.  20.  .3.  1901.  R.G. 
Bd.  48.   S.  77.   Z.f.A.  Bd.  9.  S.  138."   (Vgl.  Kaufmann  III.  8.  102.) 

Schließlich   kommt   noch  in   Betracht   §338   H.G.B.: 

Der  stille  Gesellschafter  ist  berechtigt,  die  al).schriftliche  Mitteilung  der 
jährlichen  Bilanz  zu  verlangen  und  ihre  Richtigkeit  unter  Einsicht  der  Büchei' 
und  Papiere  zu  prüfen. 

Die  im  §  716  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  dem  von  der  Geschäftsführung 
ausgeschlossenen  Gesellschafter  eingeräumten  weiteren  Rechte  stehen  dem  stillen 
Gesellschafter  nicht  zu. 

Auf  Antrag  des  stülen  Gesellschafters  kann  das  Gericht,  wenn  wichtige 
Gründe  vorliegen,  die  Mitteüung  einer  Bilanz  oder  sonstiger  Aufklärungen  sowie 
die  Vorlegung  der  Bücher  und  Papiere  jederzeit  anordnen. 

Im  Zusammenhang  hiermit  §716  B.G.B.: 

Ein  Ge.sellschaft€r  kann,  auch  wenn  er  von  der  Geschäftsführung  ausge- 
schlossen ist,  sich  von  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  persönlich  unterrichten, 
die  Geschäftsbücher  und  die  Papiere  der  Gesellschaft  einsehen  und  sich  aus  ihnen 
eine  Übersicht  über  den  Stand  des  Gesellschaftsvermögens  anfertigen. 

Eine  dieses  Recht  ausschließende  oder  beschränkende  Vereinbarung  steht 
der  Geltendmachung  des  Rechtes  nicht  entgegen,  wenn  Grund  zu  der  Annahme 
unredlicher  Geschäftsführung  besteht. 
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Roffuläro  Koiilrollreclile  des  Stillen.  Hiernach  ist  doni  (Gesellschaf- 
ter des  Bürgcrlifheu  Rechts  ein  weitcrgreifeiules  Koutrolh-echt  als  dem 
Stillen  eingeräumt.  Der  Erstgenannte  darf  die  Bilanz  auf  Grund  der 
Geschäfts})ücher  und  Papiere  der  Gesellschaft  selbst  aufstellen;  sein 
Kontrollrecht  hat  somit  einen  ausgesprochen  aktiven  Charakter. 
Anders  der  Stille.  Der  hat  nur  Anspruch  auf  abschrift liehe  Mit- 
teilung der  jährlichen  Bilanz  (also  nicht  auf  deren  Herausgabe  im  Ori- 
ginal!) und  muß  sich  darauf  beschränken,  ihre  Richtigkeit  unter  Ein- 
sicht der  Bücher  und  Papiere  zu  prüfen;  sein  Kontrollrecht  ist  mithin 
mehr  passiver  Xatur.  Der  Gesellschafter  des  Bürgerlichen  Rechts 
darf  sich  von  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  i^ersönlich  unter- 
richten.   Dem  Stillen  hingegen  ist  dies  versagt. 

Deren  vertrajsliche  Erweiteriinja;.  Will  der  Stille  weitergehende 
Kontrollrechte  für  sich  erwirken,  so  muß  er  mit  dem  Komplementär 
vertragliche   Bestimmungen   darüber   treffen. 

Gesetzliche  Erweiterung  bei  wichtigen  Gründen.  Aber  auch 
wenn  derartige  Bestimmungen  fehlen,  kann  der  Stille  weitere  Kontroll- 
rechte sich  beim  Vorliegen  wichtiger  Gründe  dadurch  verschaffen, 
daß  er  (nach  Abs.  3  des  §  338  H.G.B.)  beim  Gericht  beantragt,  es  möge 
Mitteilung  einer  Bilanz.  Vorlegung  der  Bücher  und  Papiere  oder  sonstige 
Aufklärungen  vom  Komplementär  verlangen.  Und  zwar  kann.  Avorauf 
besondrer  Nachdruck  zu  legen  ist.  der  Stille  unter  der  gedachten  Vor- 
aussetzung (Vorliegen  wichtiger  Gründe)  solche  Anträge  jederzeit 
stellen.  Er  kann  somit,  unabhängig  von  der  ordentlichen  Jahresbilanz, 
außerordentliche  (Zwischen-)  Bilanzen  zu  irgend  einer  Zeit  im 
Geschäftsjahr  einfordern  lassen.  Er  kann  außerdem  die  ,, sonstigen 
Aufklärungen"  nach  Maßgabe  seiner  wichtigen  Gründe  anwachsen 
lassen  zu  einem  Umfang,  der  schließlich  einer  Kontrolle  der  gesamten 
Geschäftsführung  gleichkommt.  Jedoch  ist  immer  zu  beachten,  daß 
solche  Erweiterung  des  Kontrollrechts,  wenn  nicht  vertragliche 
Abmachungen  darüber  vorliegen,  dem  Stillen  eben  nur  für  den  Fall 
wichtiger  Gründe  und  nur  mit  Hilfe  des  Gerichts  gestattet  und  er- 
möglicht ist.  Solche  wichtigen  Gründe  können  sein:  Weigerung  des 
Komplementars.  dem  Stillen  die  ihm  nach  §  338  Abs.  I  zustehenden 
und  die  darüber  etwa  hinausgehenden  vertraglichen  Kontrollrechte 
zu  gewähren,  Ordnungswidrigkeit  der  Buchführung  des  Geschäfts, 
Unrichtigkeit  der  Bilanzierung  des  Komplementars.  Mißtrauen 
gegen  dessen  Geschäftsführung,  Bedenklichkeit  der  finanziellen 
Lage  der  Unternehmung  u.  dgl.  Der  beim  zuständigen  Amtsgericht 
zu  stellende  Antrag  ist  nur  bei  bestehender  Gesellschaft  statthaft; 
nach  deren  Auflösung  muß  der  Stille  klagen. 

Kontrollrechte  des  Stillen  auch  bei  dessen  vertragswidrigem  Ver- 
halten.     Die   Kontrollrechte    nach    §-338  Abs.    1    H.G.B.    stehen  dem 
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StilliMi  auch  (laiin  zu.  wenn  er  irgend  welche,  ihm  vertraglieh  obliegende 
Pi'lieliten  nieht  erfüllt  hat  (so  auch  Staub;  Aninerkg.  3  zu  §338).  Dies 
gilt  aueh  für  vertraglich  vereinbarte  Kontrollrechte  des  Stillen,  so- 
fern dabei  nieht  zur  Bedingung  gemacht  ist.  daß  diese  Rechte  ruhen 
sollen,  solange  der  Stille  seinerseits  mit  der  Erfüllung  ihm  vertraglich 
auferlegter  Pflichten  im  Verzuge  ist.  Hat  der  Stille  von  den  ihm  zu- 
stehenden Kontrollrechten  selten  oder  überhaupt  noch  nicht  CJe- 
brauch  gemacht,  so  schließt  dies  keineswegs  aus.  daß  er  sich  ihrer  später 
von  neuem  oder  zum  ersten  Mal  bedient. 

Vertraglielio  Einsehräiikunia;  der  Kontrollrechte.  Sind  die  gesetz- 
lichen Kontrollrechte  des  Stillen  vertraglich  eingeschränkt  worden, 
so  kann  er  auf  jene  nur  zurückgreifen,  wenn  er  nachzuweisen  vermag, 
daß  er  durch  unredliche  Geschäftsführung  des  Komplementars 
geschädigt  ist. 

Auspruch  des  Stilh'ii  aui'  ordnungsmäßige  Biichnilirung.  Ohne 
weiteres  folgt  aus  §338  H.G.B.,  daß  der  Stille  dem  Komplementär 
gegenüber  Anspruch  hat  auf  ordnungsmäßige  Buchführung  im  Sinne 
der  Vorschriften  der  5; §  38  ff.  H.CJ.B. 

Stille  bei  niinderkautniänniseheu  L  nternehnuingcn.  Nun  ist  mit 
§4  Abs.  2  H.G.B.  implicite  ausgesprochen,  daß  auch  Minderkauf- 
leute einen  stillen  Gesellschafter  an  ihrem  Geschäfts-Betriebe  teilnehmen 
lassen  können. 

Reichsgerichts-Entschoidung-  darüber.  Als  Ergänzung  hierzu  fol- 
gende   Reichsgerichts-Entscheidung : 

„Auch  ein  Minderkaiifniann  kann  durdi  den  Gebrauch  einer  Firma,  welche 
sein  nachweislich  bestehendes  Gesellschaftsverhältnis  andeutet,  nach  außen  hin 
erkennbar  machen,  daß  ein  Teilnehmer  hinter  ihm  steht,  für  den  er  mitkontra- 
hieren will.  Namentliche  Bezeichnung  desselben  ist  nicht  notwendig.  R.G.  8.  2. 
1901.    J.W.  1901  S.  164."    (Vgl.  Kaufmann  I.  S.  30-31.) 

Buchtühnings-Anspriich  bei  solcher  Beteiligung.  Minderkauf- 
leute sind  aber  nach  §4  Abs.  1  H.G.B.  zur  ordnungsmäßigen  Buch- 
führung und  Bilanzierung  nicht  verpflichtet.  Der  an  einem  minder- 
kaufmännischen Betriebe  teilnehnuiHle  Stille  wird  demnach  gut  daran 
tun,  wenn  er  mit  dem  Komplementär  einen  Mindestumfang  der  Buch- 
führungspfücht  und  des  Erfolgs-Xachweises  vereinbart.  Wenigstens 
wild  die  Buchführung  so  zu  organisieren  sein,  dal.)  sie  mit  Sicherheit 
sj)ezialisierte  Auszüge  über  Einnahmen  und  Ausgaben  ernuiglicht. 
Von  wie  bedingtem  Wert  die  Krfolgs-Ermittlung  nach  Einnahmen 
und  Ausgaben  jedoch  sein  kann,  habe  ich  auf  S.  9  bis  13  gezeigt.  Im 
Interesse  des  an  einer  minderkaufmännisch  geführten  Unternehmung 
beteiligten  Stillen  wird  deshalb  liegen,  auch  dort  die  Erfolgs-Ermitt- 
lung auf  bilanzmäßiger  Grundlage  zur  Bedingung  zu  machen  und 
sich    weitreichenden    Kinfluß   auf  deien   Zustandekommen  zu   sichern. 

Cierichts-Kntscheidungen   über  Kontrollrechte  des  Stillen.    Schließ- 
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lieh  sind  nachstehende  (Jeriehts-Entscheidniiucii  ühvv  die  Kontroll- 
rechte des  Stillen  noch  von  Interesse: 

„An  und  für  sich  ist  es  Sache  des  Geschäfts-Inhabeis,  die  liilanz  und  die 
Beieehnuno-  von  Gewinn  und  Vedust  aufzumaehen,  und  folglich  auch,  die  buch- 
fühiungstechnisehen  Giinidsätze  für  diese  Aufstellung  zu  bestimmen.  Der  stille 
Gesellschafter  liat  das  Reelit  der  Prüfung;  soweit  er  die  Bilanz  xmd  die  Gewinn- 
Berechnung  nicht  beanstandet,  ist  sie  für  das  Gesellschaftsverhältnis  maßgel)end 
und  insbesondere  auch  gegen  den  Geschäfts-Tnhaber  entselieidend.  K.dl. .'}.  .'5.  1!)()4. 
Holdheim  1904  S.  159.    Z.f.A.  Bd.  11  S.  261."    (Vgl.  Kaufmann  V.  S.  119-120.) 

,,Der  stille  Gesellschafter  darf  die  Einsicht  der  Gesellschaftsbücher  nur  dann 
verlangen,  wenn  er  tatsächlich  ein  Interesse  daran  hat,  und  wenn  nicht  seit  seinem 
Ausscheiden  eine  unverhältnismäßig  lange  Zeit  verflossen  ist,  so  daß  ein  still- 
schweigender Verzicht  (Unzutreffend!  D.V.)  anzunehmen  ist.  Abgesehen  von 
dieser  Einschränkung  ist  er  aber  auch  nach  seinem  Ausscheiden  zur  Bücher- 
einsicht befugt.  Mangels  besonderer  gesetzlicher  Vorschriften  ist  nach  der  Natur 
der  Sache  zu  entscheiden,  daß  sämtliche  Beteiligte  bis  zur  endgültigen  Auseinander- 
setzung berechtigt  sind,  die  Bücher,  soweit  sie  das  gegenseitige  Verhältnis  be- 
treffen, also  für  die  Zeit  des  Bestehens  der  Gesellschaft,  einzusehen  und  zu  be- 
nutzen, da  ihnen  die  Mittel  und  Grundlagen  für  die  Auseinandersetzung  zugäng- 
lich sein  und  bleiben  müssen  (R.G.  15,  82).  O.L.G.  Marienwerder  1.  12.  06.  Recht 
07,  980.    R.O.L.G.  14,  459."    (Vgl.  Kaufmann  IX.  S.  157.) 

,,Der  stille  Gesellschafter  kann  zur  Büchereinsicht  einen  Sachverständigen 
zuziehen.  K.G.  6.  11.  09.  R.O.L.G.  19,  390;  Recht  10  Nr.  387."  (Vgl.  Kauf- 
mann XI.  S.  103.) 

.,Der  Kläger  als  stiller  Gesellschafter  konnte  bei  Auflösung  der  GeseUschaft 
von  den  bisherigen  Teilhabern  der  offenen  Handelsgesellschaft  Rechnungslegung 
über  den  Bestand  seiner  Einlage  verlangen.  Er  war  aber  auch  berechtigt,  wie  er 
es  getan  hat,  die  Rechnung  aufzustellen.  Diese  AufsteUung  entspricht  dem  In- 
halt der  Bücher  der  frühern  Gesellschaft,  und  es  kann,  namentlich  auch  mit  Rück- 
sicht auf  die  Rechnungsiiflicht  des  Beklagten,  nicht  als  rechtlich  unzutreffend 
erachtet  werden,  wenn  das  O.L.G.  ausführt,  daß  dem  Beklagten  gegenüber  jener 
Berechnung  der  Beweis  der  Minderung  oder  Aufzehrung  der  Einlage  obgelegen 
habe.    R.G.  9.  4.  07.    L.Z.  07,  428."    (Vgl.  Kaufmann  VIIL  S.  114.) 

Sonstige,  das  Recht  des  stillen  Gesellschafters  betreffende  Ent- 
scheidungen sind  beispielsweise: 

Reichsgerichts-Entscheidungen  über  wucherische  Beteiligungen  des 
Stillen.  ,,Daß  der  stille  Gesellschafter  an  dem  Verluste  nicht  teilnimmt,  daß  er 
am  Gewinn  mit  60%  beteiligt  wird,  erscheint  nicht  als  ein  im  auffälligen  Miß- 
verhältnis zu  seiner  Leistung  stehender  Vorteil,  wenn  gleichzeitig  dem  Geschäfts- 
Inhaber  für  seine  Arbeit  ein  als  Geschäfts-Unkosten  zu  behandelnder  fester  Bezug 
für  das  Jahr  zugesichert  wird.  Im  übrigen  ist  der  Gesamt-Inhalt  des  Vertrags 
in  Berücksichtigung  zu  ziehen,  insbesondere,  daß  das  Kapital  ohne  jede  Sicherheit 
gewährt  und  nur  mit  4%  zu  verzinsen  ist.  Auch  das  Recht,  das  Geschäft  jeder 
Zeit  mit  Firma  käuflich  zu  übernehmen,  ist  um  deswillen  unbedenklich,  weil 
kein  fester  Preis  bestimmt,  vielmehr  der  sich  aus  den  Büchern  ergebende  Preis 
vorgesehen  ist.  R.G.  6.  10.  06.  L.Z.  07,  54.  Z.A.G.  15,  166."  (Vgl.  Kaufmann 
VIIL  S.  113.) 

,,Wenn  ein  stiller  Gesellschafter  bei  seiner  Beteiligimg  sich  außer  der  üblichen 
Verzinsung  seiner  Kapital-Einlage  auch  noch  einen  und  zwar  unverhältnismäßig 
hohen  jährlichen  ^Mindest-GewinnanteU  —  für  12000  M  Einlage  einen  Mindest- 
Gewinnanteil  von  2500  M   —   zusichern  läßt,  so  ist  darin  ein  wucherisches  Ge- 
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schäft  zu  erblicken.  Daß  der  Gesellschafter  durch  die  Beteiligung  ein  Risiko  ein- 
geht, ändert  hieran  nichts.  R.G.  0.  ö.  09.  Recht  09  Nr.  1S.S9.  Bank- Archiv  9,  9." 
(Vgl.  Kaufmann  X.  S.  105.) 

(«orit'hts-KntscIieidnnsi'  über  Bohan(llull^'  vom  Stillen  nicht  erhobeuer 
Gewinn-Anteile  im  Kcuikiirs.  .,i>as  Recht  des  stillen  Ciesellschafters  auf  den 
ihm  vertragsmäßig  gebührenden,  bisher  noch  nicht  erhobenen  Gewinn  unterliegt 
der  gleichen  Beschiänkung  wie  seine  Einlage  im  Konkurse  des  Komplementars ; 
er  hat  daher  insoweit  nur  einen  Anspruch  als  Konkurs-Gläubiger.  Auch  diesen  An- 
.spruch  hat  der  stille  Gesellschafter  aber  nur,  wenn  er  bereits  zur  Zeit  der  Konkurs- 
Er(')ffnung  begründet  gewesen  ist;  dies  ist  nicht  der  Fall,  wenn  erst  der  Konkurs- 
Wnwalter  tlurch  Verwertung  des  in  Frage  kommenden  Vermögensstücks  den  s.  Z. 
bei  Gründung  der  stillen  Gesellschaft  in  Aussicht  genommenen  Gewinn  erzielt 
hat ;  dieser  Verkauf  ist  lediglich  für  Rechnung  der  Konkursmasse  erfolgt ;  die 
stille  Gesellschaft  war  durch  die  Eröffnung  des  Konkurses  bereits  aufgelöst. 
O.L.G.  Dre-sden  29.  11.  1900.  A.  d.  O.L.G.  Dr.  Bd.  23  S.  322.  Z.f.A.  Bd.  9  S.  236." 
(Vgl.  Kaufmann  III.  S.  103.) 

Kammoraeriohts-Kntselieidung  über  AnsschluU  des  Stillen  von  der 
Beteilisjung'  am  Erlös  ans  dem  ()ieschälts-\  erkauf.  ,,Der  Erlös  aus  dem  Ver- 
kauf des  Geschäfts  ist  kein  Betriebs-Gewinn,  der  dem  stillen  Gesellschafter  mit 
zukäme.    K.G.  15.  11.  1900.    D.J.Z.  1901  S.  50."    (Vgl.  Kaufmann  I.  8.  31.) 

Entscheidungen  über  steuerliche  Behandlung'  des  Stillen.  ,,Nur  der 
dem  stillen  (Gesellschafter  nach  §  337  Abs.  1  H.G.B.  auszuzahlende  Gewinn 
ist  ihm  anzurechnen."  Der  frühere  Rechtsgrundsatz,  daß  der  Verlust  eines  stillen 
Gesellschafters  einen  nicht  abzugsfähigen  Kapital- Verlust  bilde  (E.  in  St.  VII. 
174).  also  auch  der  zur  Deckung  des  Verlustes  bis  zur  Höhe  seiner  Einlage  ver- 
wendete Gewinn  (§  337  Abs.  2  H.G.B.)  ihm  als  Eigentum  anzurechnen  sei,  ist 
verlassen  worden: 

,,Der  dort  (E.  in  St.  VII.  174)  aufgestellte  Rechtsgrundsatz  läßt  sich  nach 
erneuter  Prüfung  nicht  aufrecht  erhalten.  Schon  nach  der  altern  Rechtsprechung 
gilt  für  die  Berücksichtigung  voji  Verlusten  aus  Quellen  des  Kapital -Ver- 
mögens der  allgemeine  Grundsatz:  ,,Ein  Geschäft,  das  bei  günstigem  Verlauf 
mit  seinen  Ergebnissen  das  Gesamt-Einkommen  (nicht  das  Vermögen)  stei- 
gert, muß  bei  ungünstigem  Ausfall  auch  das  Einkommen  beeinflussen  und  darf 
nicht  etwa  als  Vermögens-Minderung  ausgeschieden  werden"  (E.  in  St.  III.  52). 
Wenn  aus  diesem  Grundsätze  die  Abzugsfähigkeit  eines  bei  Spekulations-Geschäften 
erlittenen  Verlustes  hergeleitet  wird,  so  muß  die  gleiche  Schlußfolgerung  für  die 
Quelle  der  stillen  Gesellschaft  gezogen  werden.  Ebenso  wie  der  Gewinn-Anteil 
des  stillen  Gesellschafters  als  Einkommen  gilt,  muß  auch  ein  Verlust  aus  dieser 
Quelle  zunächst  als  Minderung  des  quellenmäßigen  Ertrags  und  weiter,  sofern 
sich  ein  Fehlbetrag  ergibt,  als  Abzug  vom  Roheiid<ommen  berücksichtigt  werden 
(U.  XI.  c.  202  vom  6.  April  1905)."    (Vgl.  Fuisting  S.  171-172.) 


C.  Erfolgs-^>^t('ilung  bei  der  Offenen   Handels- 
Gesellsehaft. 

Gesetzliehe  Vorsehrilten.  Gesetzlich  ist  die  Krfolgs-Verteihing  bei 
der  Off.  Hge.s.  durch  die  §§  120—122  H.G.B.  geregelt.  Diese  Vorschrif- 
ten lauten: 
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§  120:  Am  Schlüsse  jedes  Geschäftsjahrs  wird  auf  Grund  der  Bilanz  der 
Gewinn  oder  der  Verlust  des  Jahrs  erniittelt  und  für  jeden  (Jesellschafter  sein 
Anteil  daran  berechnet. 

Der  einem  Gesellschafter  zukommende  Gewinn  wird  dem  Kapital-Anteile 
des  Gesellschafters  zugeschrieben ;  der  auf  einen  Gesellschafter  entfallende  Verlust, 
sowie  das  während  des  Geschäftsjahrs  auf  den  Kapital-Anteil  entnommene  Geld 
wird  davon  abgeschrieben. 

§121:  Von  dem  Jahresgewinne  gebührt  jedem  Gesellschafter  zunächst  ein 
Anteil  in  Höhe  von  vier  vom  Hundert  seines  Kapital-Anteils.  Reicht  der  Jahres- 
gewinn hierzu  nicht  aus,  so  bestimmen  sich  die  Anteile  nach  einem  entsprechend 
niedrigem  Satze. 

Bei  der  Berechnung  des  nach  Absatz  1  einem  Gesellschafter  zukommenden 
Gewinn-Anteils  werden  Leistungen,  die  der  Gesellschafter  im  Laufe  des  Geschäfts- 
jahrs als  Einlage  gemacht  hat,  nach  dem  Verhältnisse  der  seit  der  Leistung  ab- 
gelaufenen Zeit  berücksichtigt.  Hat  der  Gesellschafter  im  Laufe  des  Geschäfts- 
jahrs Geld  auf  seinen  Kapital -Anteil  entnommen,  so  werden  die  entnommenen 
Beträge  nach  dem  Verhältnis  der  bis  zur  Entnahme  abgelaufenen  Zeit  berück- 
sichtigt. 

Derjenige  Teil  des  Jahresgewinns,  der  die  nach  den  Absätzen  1,  2  zu  berech- 
nenden Gewinn-Anteile  übersteigt,  sowie  der  Verlust  eines  Geschäftsjahrs  wird 
unter  die  Gesellschafter  nach  Köpfen  verteilt. 

§  122:  Jeder  Gesellschafter  ist  berechtigt,  aus  der  Gesellschaftskasse  Geld 
bis  zum  Betrage  von  vier  vom  Hundert  seines  für  das  letzte  Geschäftsjahr  fest- 
gestellten Kapital-Anteils  zu  seinen  Lasten  zu  erheben  und,  soweit  es  nicht  zum 
offenbaren  Schaden  der  Gesellschaft  gereicht,  auch  die  Auszahlung  seines  den 
bezeichneten  Betrag  übersteigenden  Anteils  am  Gewinne  des  letzten  Jahrs  zu 
verlangen. 

Im  übrigen  ist  ein  Gesellschafter  nicht  befugt,  ohne  Einwilligung  der  anderen 
Gesellschafter  seinen  Kapital- Anteil  zu  vermindern. 

Daß  diesen  Bestimmungen  vertragliche  Vereinbarungen 
vorgehen,  sagt  §109  H.G.B.: 

Das  Rechtsverhältnis  der  Gesellschafter  unter  einander  richtet  sich  zu- 
nächst nach  dem  Gesellschafts-Vertrage;  die  Vorschriften  der  §§  110  bis  122  finden 
nur  insoweit  Anwendung,  als  nicht  durch  den  Gesellschafts-Vertrag  ein  andres 
bestimmt  ist. 

Selbstverständlicher  Inhalt  des  §  120  H.G.B.  Der  Inhalt  des  §  120 
H.G.B.  enthält,  handelstechniseh  angesehen,  nur  Selbstverständ- 
lichkeiten. Denn  nach  §4  Abs.  2  H.G.B.  kann  die  Off.  Hges.  nur 
auf  der  Grundlage  eines  voUkaufniännischen  Betriebs  begründet  wer- 
den. Daraus  ergibt  sich  ohne  weiteres  die  gesetzliche  Forderung  auf 
ordnungsmäßige  Buchführung  im  Sinne  der  §§  38  ff .  H.G.B.  Daß 
Gewinn  oder  Verlust  auf  Grund  der  Bilanz  (mittelst  der  Erfolgs-Berech- 
nung) zu  ermitteln  sind,  und  daß  diese  Ermittlungen  für  den  Schluß 
jedes  Geschäftsjahrs  (nicht,  wie  es  irrtümlich  im  Gesetz  heißt:  ..am" 
Schluß)  stattfinden  müssen,  folgt  aus  der  Pflicht  zur  ordnungsmäßigen 
Buchführung.  Nicht  minder  überflüssig  erscheint  auch  die  Vorschrift, 
wonach  für  jeden  Gesellschafter  der  Anteil  am  Gewinn  oder  Verlust 
berechnet  werden  soll. 
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Vom  Standpunkt  ordninigsniäßiger  Buchführung  selbstverständ- 
lich sind  auch  die  im  zweiten  Absatz  des  hier  beregten  Paragra])hen 
enthaltenen  Vorschriften,  wonach  der  einem  (iesellschafter  zukonnncnde 
Gewinn  sehiem  Kapital-Anteil  zuzuschreiben  ist,  während  der  auf 
ihn  entfallende  Verlust  und  die  auf  den  Kapital- Anteil  geschehenen 
Entnahmen  des  Gesellschafters  davon  abzuschreiben  sind.  Als  Er- 
gänzung der  letztgenannten  Vorschrift  ist  anzuführen,  daß  Entnahmen, 
die  entweder  in  gesetzlich  oder  vertraglich  unerlaubtem  Umfang  oder 
ausdrücklich  als  vom  Kapital-Anteil  iniabhängige,  also  etwa  als  Dar- 
lehen gedachte,  geschehen  sind,  nicht  auf  dem  Anteil-Konto,  sondern 
auf  einem  gewöhnlichen  Schuld-  (KontokoiTent-)  Konto  zu  verbuchen 
sind. 

Dagegen  sind  die  Vorschriften  des  §  121  H.G.B.  für  die  Erfolgs- 
Verteilung  bei  der  Off.  Hges.  praktisch  sehr  bedeutsam. 

Allerdings  smd  diese  Vorschriften  —  wie  schon  §  109  H.G.B.  sagt  — 
nur  dispositiver  Natur.  Nicht  selten  werden  sie  deshalb  durch  den 
Gesellschafts- Vertrag  aus  Zweckmäßigkeitsgründen  oder  kraft  kapita- 
listischer Überlegenheit  abgeändert.  Darüber  wird  noch  gesprochen 
werden . 

Arten  der  Autoile-Vcrzinsung.  Im  Vordergrunde  der  Gewinn-Ver- 
teilung steht  bei  der  Off.  Hges.  die  Verzinsung  der  Kapital- Anteile  der 
Gesellschafter.  Als  Maximal -Zinsfuß  gelten  nach  §  121  Abs.  1  H.G.B. 
4*^o-  Jedoch  soll  zu  niedrigerm  Satze  verzinst  werden,  wenn  und  in- 
soweit der  Jahresgemnn  hinter  dem  bei  4%iger  Verzinsung  der  Kapital- 
Anteile  herauskommenden  Betrage  zurückbleibt.  Demnach  entfällt 
die  gesetzliche  Verzinsung  der  Kapital-Anteile,  wenn  kein  JahresgeA\  inn 
vorhanden  ist.  Insofern  hat  diese  Art  Verzinsung  nur  bedingten 
Charakter.  Im  neuen  H.G.B.  ist  aus  diesem  Grunde  nicht  von  ..Zin- 
sen", sondern  von  ..Anteil"  in  Höhe  von  4%  die  Rede.  Im  alten 
H.G.B.  (Artikel  106)  stand  dagegen  die  Bezeichnung  ,, Zinsen";  und 
zwar  dort  mit  Recht,  weil  mit  jener  Vorschrift  für  jeden  Gesellschafter 
eine  Gutschrift  in  Höhe  von  4%  seines  Kapital-Anteils  angeordnet  war; 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  der  Jahresgewinn  zu  solcher  Verzinsung 
ausreichte. 

Nutzen  und  Schaden  hei  fester  Vorwegverzinsunn  iiu  Acriustfall 
und  bei  Verlust- Verteilung  nach  Kopien.  J^s  liegt  auf  der  Hand,  daß 
die  \'orschrift  der  festen  Verzinsung  des  alten  H.G.B.  einem  Gesell- 
schafter für  den  Fall  bilanzmäßiger  Verluste  und  deren  Verteilung 
nach  Kö])f  en  um  so  größere  Nachteile  bringt,  je  kleiner  sein  Kapital- 
Anteil  im  Vergleich  zu  den  Anteilen  der  Mitgesellschafter  ist.  Ange- 
nommen: Horst  habe  10000,—  M,  Kraft  30000,—  M,  Muth  60000,—  M 
Kapital-Anteil.  Der  Verlust  vor  der  Verzinsung  der  Kapital-Anteile  ])e- 
trage  ÜöOO, —  M  und  .sei  nach  Köpfen  zu  verteilen.    Die  Zinsen  für  die 
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drei  Anteile  belaufen  sich  auf  (400.—  M  !  1200,—  M  -[-  2400,—  M=) 
4000,— M.  DerVerlustwächstdadurch  au  auf  (9500,— M-^- 4000,— M=) 
13500, — M.  Auf  jeden  der  drei  Gesellschafter  koninit  sonach  eiuBrutto- 
Verlustanteil  von  4500, —  M.  Das  sind  (in  Prozenten  der  Kapital-Anteile) 
f  in'  H  ( )rst  =  45  %,  für  Kraft  =  15  %,  f  ür  Muth  =  7  Yg  %  Verlust.  Nach  Ab  - 
zug  der  in  jedem  Verlust-Anteil  enthaltenen  Zinsengutschrift  stellen  sich 
als  Nettoverlust-Prozentsätze  heraus:  für  Horste  41%,  für  Kraft  = 
11%,  für  Muth=  3y2%.  Hiernach  ist  nicht  zu  verwundern,  weiui  ihrer 
Kapital  kraft  halber  unentbehrliche  Gesellschafter  statt  der  von  der 
Gewinnhöhe  abhängigen,  bei  Verlusten  ausgeschlossenen  Verzinsung 
des  §121  Abs.  1  H.G.B.  die  feste,  vom  Geschäfts-Ergebnis  unab- 
hängige Vorweg -Verzinsung  der  Kapital-Einlage  und  die  Verteilung 
bilanzmäßiger  Gesamtverluste  nach  Köpfen  zur  vertraglichen  Bedingung 
machen.  Denn  dadurch  vermögen  sie  sich  zu  Lasten  der  geringer  Be- 
teiligten vom  Verlust-Risiko  recht  nennenswert  zu  befreien.  Diese  Be- 
nachteiligung der  schwächer  Beteiligten  zugunsten  der  stärker  Be- 
teiligten beginnt  —  wie  leicht  einzusehen  ist  —  bei  fester  Verzinsung, 
sobald  die  Zinsen-Gesamtsumme  über  den  Betrag  des  Gesamt-Gewinns 
hinausgeht,  sobald  also  die  Zinsen  als  Verlust-Element  von  den  Kapital- 
Anteilen  nach  Köpfen  abgeschrieben  werden.  Denn  dann  werden  die 
den  stärker  Beteiligten  zugute  kommenden  Zinsengutschriften  auf  die 
schwächer  Beteiligten  in  mehr  oder  minder  bedeutendem  Umfang  als 
Verlust- Quoten  abgewälzt. 

Verlust-Yerteilung"  nach  Maßgabe  der  Kapital-Anti'ile  im  Vergleich 
zur  Verlust-Yerteilung  nach  Köpfen.  Für  die  kapitahstisch  geringer 
Beteiligten  ist  deshalb  von  Vorteil,  wenn  die  Verlust -Verteilung 
nicht  nach  Köj)fen,  sondern  nach  Maßgabe  der  Kapital-Anteile 
geschieht.  Im  vorgenannten  Beispiel  würden  dann  entfallen  auf  Horst 
^/lo,  auf  Kraft  ^/^q  und  auf  Muth  ^/j^  des  Gesamtverlustes.  Das  ergibt 
—  wiederum  13500, —  M  Gesamtverlust  einschließlich  der  festen  Ver- 
zinsung zu  Grunde  gelegt  —  für  Horst=  1350, —  M,  für  Kraft=  4050, — M 
imd  für  Muth=  8100,— M  Brutto  -Verlustanteil  oder  131/2%  der  Kapital- 
Beteiligung  für  jeden  der  drei  Gesellschafter.  Nach  Abzug  der  in  den 
Verlust- Anteilen  steckenden  Zinsengutschriften  kämen  als  Netto - 
Verlustanteile  heraus :  für  Horst  =  950,— M,  für  Kraft  =  2850,—  M,  für 
Muth  5700, — M,  was  9y2%  der Kapital-Beteihgung  für  jeden  Gesellschaf- 
ter ausmachen  würde.  Die  Si^annung  zwischen  den  für  Brutto-  mid  Netto- 
Verlustanteile  im  Vergleich  zur  Kapital-Beteiligung  festgestellten 
Prozentsätzen  beträgt  somit  bei  der  Verlust- Verteilung  nach  Köpfen 
ebenso  4%,  wie  bei  der  nach  Maßgabe  der  Kapital- Anteile. 
Im  letzten  Fall  zeigt  sich  jedoch  für  alle  drei  Gesellschafter  eine 
im  Verhältnis  zu  den  Kapital- Anteilen  gleiche  Verlust-Beteiligung 
von  131/2%  (brutto)  oder  ^^Vo^o  (netto),  während   bei   der  Verlust- Ver- 
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tt'ilung  natli  Köpfen  sich  für  den  kapitalistisch  am  geringsten  Beteilig- 
ten 45°o  (brutto)  oder  41%  (netto),  für  den  stärker  Beteiligten  15% 
(brutto)  oder  11"^  (netto),  für  den  am  meisten  Beteiligten  1'^/^/q  (brutto) 
oder  3yo*^o  (netto)  ergeben.    Diese  Zahlen  sprechen  für  sich  selbst. 

Derselbe  A'ergleich  in  bezug  auf  die  Gewinn-Verteilung.  Dagegen 
kommt  die  Erfolgs- Verteilung  nach  Maßgabe  der  Kapital-Anteile  an- 
statt nach  Köpfen  den  kapitalistisch  stärker  beteiligten  (Gesellschaftern 
zugute,  wenn  die  Unternehmung  nicht  Verlust,  sondern  Gewinn  ge- 
bracht hat.  Beweis  (Gesamtgewinn  im  Geschäftsjahr  =  12500, —  M; 
Kapital-Anteile  der  drei  Gesellschafter  wie  oben) : 

a)  Feste  Vorwegverzinsung  zu  5%.  Überschießender  Gewinn 
(Gewinnrest)  nach  Köpfen.  (NB.:  in  diesen  vier  Beispielen  ist  der 
Einfachheit  halber  von  Entnahmen  und  Neueinlagen  nach  §  121 
Abs.  2  H.G.B.  abgesehen  worden.) 

Dann: 

Horst  =  500,—  M  Zinsen-]- 2500, —  M  Gewinnrest. 
Kraft  =1500,—  ..  Zinsen -f  2500,—  „  Gewinnrest. 
Muth  =  3000,—    „   Zinsen -f  2500,—    „   Gewinnrest. 

b)  Feste  Vorwegverzinsung  zu  5%.  Gewinnrest  nach  Maßgabe 
der    Kapital- Anteile. 


Dann  : 

Horst  =    500,— 

M  Zinsen -f-    750, — 

M  Gewinnrest 

Kraft  =  1500,— 

„   Zinsen -^2250,— 

,,   Gewinnrest 

Muth  =  3000,— 

„   Zinsen  4- 4500,— 

.,   Gewinnrest. 

c)  Gesetzliche  Verzinsung  nach  §  121  Abs.  1  H.G.B.  Gewinnrest 
nach  Köpfen. 

Dann: 

Horst  =  400,—  M  Zinsen -|- 2833,33  M  Gewinnrest. 
Kraft  =1200,—  ,,  Zinsen-}- 2833,33  „  Gewinnrest. 
Muth  =2400,—    ,,   Zinsen -f- 2833,34    „    Gewinnrest. 

d)  Gesetzliche  Verzinsung.  Gewinnrest  nach  Maßgabe  der 
Kapital-Anteile. 

Dann: 

Horst  =    400,—  M  Zinsen -j-    850,—  M  Gewinnrest. 
Kraft  =1200,—    ,,   Zinsen -j- 2550,—    ,,   Gewinnrest. 
Muth  =2400,—    ,,   Zinsen -j- 5100,—    ..   Gewinnrest. 
Auch  diese  Zahlen  bedürfen   für  die  praktische  Nutzanwendung 
keines  Kommentars. 

Verlragliche  Verteilungs-Modi.  Hiernach  leuchtet  ohne  weiteres 
ein,  von  wie  erheblicher  materieller  Bedeutung  vertragliche,  die  dis- 
positiven Gesetzes- Vorschriften  ausschließende  oder  ergänzende  Verein- 
barungen über  die  Erfolgs- Verteilung  bei  der  offenen  Handels-Gesell- 
schaft zu  werden  vermögen. 
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Solche  Vereinbarungen  können  in  loezug  auf  das  vorstehend  behan- 
delte Thema  beispielsweise  hinauslaufen  auf  folgende  Besonderheiten. 

Sondervergütunjseii.     Im    Gesellschafts- Vertrage    kann    vereinbart 
sein,    daß    ein    bestimmter   oder   mehrere   Oesellschafter   für    beson- 
dere Arbeitsleistungen  Sondervergütungen    erhalten  sollen.    Diese 
Sondervergütungen  können  im  wesentlichen  auf  dreifache  Weise  nor- 
miert und  verbucht  werden:   entweder  als  feste   (fixe)   Vergütungen 
zu  Lasten  des  Unkosten-Kontos  der  Gesellschaft,  so  daß  sie  den  Rein- 
gewinn von  vornherein  schmälern;  oder  als  zwar  gleichfalls  feste,  jedoch 
erst  aus  dem  Reingewinn  zu  gewährende  Vergütungen;  oder  schließ- 
lich als  nach  Maßgabe  eines  bestimmten  Prozentsatzes  vom  Reingewinn 
festzustellende  Tantiemen.    Sozusagen  selbstverständlich  ist,  daß  die 
feste  Vergütung  zu  Lasten  des  Unkosten-Kontos  im  Interesse  kapital- 
schwacher,  vorwiegend  oder  nur  mit  Arbeit  beteiligter  Gesellschafter 
liegt,  weil  bei  diesem  Modus  das  Verlust-Risiko  in  erster  Linie  auf  die 
Kapitalstärkeren  abgewälzt  wird.    Dagegen  bietet  die  Gewährung  der 
Sondervergütung    aus    dem    Reingewinn    in    fester    oder    prozentualer 
Form  geringere  Sicherheit  insofern,  als  hierbei  die  Höhe   des  Reinge- 
winns von  ausschlaggebender  Bedeutung  wird.    Dabei    ist  außerdem 
wichtig,    ob   die   Sondervergütung    vom    ungekürzten   Rein- 
gewinn  oder  etwa  erst   nach  erfolgter  Verzinsung   der  An- 
teile berechnet  werden  soll.  Im  letztgedachten  Fall  würde  die  Son- 
dervergütung nur  insoweit  in  Betracht  kommen  können,  als  der  über  den 
Betrag  der  Anteile- Verzinsung  hinausgehende  Reingewinn  dazu  ausreicht. 
Diese  Frage  nach  der  bei  der  Berechnung  der  Vergütung  einzu- 
haltenden Reihenfolge  kann  übrigens  auch  bedeutungsvoll  werden, 
wenn  jemand  an  einer  offenen  Handels-Gesellschaft  als   stiller  Gesell- 
schafter beteiligt  ist.    Denn  auch   dem   Stillen  kann  nicht  gleich- 
gültig sein,  ob  sein  Gewinn- Anteil  aus  dem  vollen,  oder  erst  aus  dem 
durch  die  Verzinsung  der  Anteile  der  Komplementare  oder  durch  son- 
stige Vorwegvergütungen   gekürzten    Reingewinn  berechnet  wird,  oder 
ob  er  in  bezug  auf  die  Verzinsung  des  Anteils  und  auf  die  sonstige  Er- 
folgs-Verteilung  den  Komplementaren   gleichgestellt   ist  (vgl.  hierüber 
im  übrigen  S.  338  unter:  ..Gewinn-Berechnung  für  stille  Beteiligungen 
bei  Personal-Gesellschaften").    Von  Wichtigkeit  ist  derselbe  Umstand 
auch  für  die  Komplementare,  die  zum  Bilanztage  keinen  Aktivsaldo 
aufweisen  können.  Auch  sie  mirden  im  Vergleich  zu  den  über  Aktivsalden 
verfügenden  Komplementaren  im  Nachteil  sein,  weil  diese,  wenn  nicht 
andres  vereinbart  ist,  zu  Lasten  des  Reingewinns  vorweg  Anspruch  auf 
die  Verzinsung  ihrer  Anteile  (Aktivsalden)  haben,  während  die  Gesell- 
schafter mit  Passivsalden  entsprechend  weniger  oder  nichts  erhalten, 
wenn  der   Reingewinn  gerade  nur  zvu-  Verzinsung  der  Anteile  ausge- 
reicht hat. 
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Sonst  möj;liche  Vcrti'iluiifjs-.Maiistäbe.  Warum  vertragliche  Bestim- 
mungen darüber,  ob  die  Erfolgs- Verteilung  letzten  Endes  nach  Köpfen 
oder  nach  Maßgabe  der  Beteiligungshüho  geschehen  soll,  von  großer 
praktischer  Bedeutung  sind,  ist  zahlenmäßig  schon  erwiesen  worden. 
Dem  ist  noch  hinzuzufügen,  daß  die  Erfolgs- Verteilung  zuweilen  weder 
nach  Köpfen,  noch  nach  Maßgabe  der  Beteiligungshöhe,  sondern  nach 
ein  für  allemal  als  maßgebend  angenommenen  festen  Verhältnis- 
zahlen geschieht,  wobei  dann  bestimmte  Umstände  (Vergütung  für 
besondere  Arbeitsleistungen,  Bevorzugmig  unentbehrlicher  Gesell- 
schafter und  dgl.)  Berücksichtigung  finden  können.  Solche  Bevor- 
zugungen können  vertraglich  auch  auf  die  Verzinsung  bezogen  werden. 
Etwa  derart,  daß  die  Anteile  gewisser  (vielleicht  besonders  hoch  be- 
teiügter)  Gesellschafter  zu  höherm  Satze  als  die  der  anderen  verzinst 
werden  sollen ;  oder  daß  j  enen  Gesellschaftern  «ine  Mindest  Verzinsung 
garantiert  wird,  während  diese  gegebenenfalls  leer  ausgehen.  Zuweilen 
wird  Ijcstimmten  Gesellschaftern,  unabhängig  von  der  Kapital-Ver- 
zinsung, ein  Mindestgewinn  überhaupt  garantiert.  Diese  Garantie 
geht  dann  zii  Lasten  der  Kapital-Konten  aller  übrigen  Gesellschafter, 
soweit  der  erzielte  Gesamtgewinn  zur  Deckung  der  Garantiesumme 
nicht  ausreicht.  Zugunsten  der  schwächer  beteiligten  Gesellschafter 
kann  vertraglich  bestimmt  werden,  daß  bilanzmäßige  Verluste  zu- 
nächst durch  Abschreibung  aller  Einlagen,  also  auch  der- 
jenigen der  stärker  Beteiligten,  gedeckt  werden  sollen,  daß  mithin 
Passiv-  (Debet-)  Salden  aus  darüber  hinausgehenden  bilanziellen  Ver- 
lusten auf  den  Kapital-Konten  der  schwächer  BeteiUgten  erst  entstehen 
können,  nachdem  die  Einlagen  der  stärker  Beteiligten  zur  Verlust- 
Deckung  in  voller  Höhe  herangezogen  worden  sind.  Auch  insofern  kann 
einem  Gesellschafter  vertraglich  ein  Vorteil  gewährt  werden,  als  er  be- 
rechtigt sein  soll,  nach  innen  (denn  nach  außen,  d.  h.  den  Gesellschafts- 
(Jläubigern  gegenüber,  ist  dies  bei  solidarischer  Haftung  nicht  möglich!) 
für  bilanzmäßige  Verluste  nur  bis  zur  Höhe  seiner  Ein- 
lage zu  haften,  so  daß  ein  Passiv-  (Debet-)  Saldo  auf  seinem  Kapital- 
Konto  auf  Grund  jener  Verluste  während  bestehender  Gesellschaft  un- 
möglich ist,  er  mithin  an  späteren  Gewinnen  aktiv  bereits  wieder  teil- 
nehmen darf,  während  die  anderen  Gesellschafter  die  Anteile  an  diesen 
Gewinnen  zunächst  zur  Minderung  und  Erledigung  ihrer  Passivsalden 
zu  verwenden  gezwungen  sind. 

VcrziusunffS-Möfilichkcitcn.  In  nicht  letzter  Linie  bedeutsam  sind 
natürlich  vertragliche  Abmachungen  darüber,  welche  Art  der  Anteile- 
Verzinsung  Platz  greifen  soll:  die  mit  §  121  Abs.  1  H.G.B.  gesetzlich 
freigestellte  oder  die  unbedingte  Vorwegverzinsung,  wie  sie  nach 
Artikel  106  des  alten  H.G.B.  früher  gesetzliche  Vorschrift  war.  Auch  die 
Höhe    des    anzuwendenden    Zinsfußes  ist  im  Gesellschaf ts-Ver- 
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trage  besonders  anzugeben,  wenn  ein  andrer  als  der  4%ige  landesübliche 
Zinsfuß  des   §  246  B.G.B.   in  Frage  koinuuMi  soll. 

Abschrt'ibungshöhe.  Nur  der  Andeutung  bedarf,  daß  ebenfalls 
wichtig  werden  können  besondere  vertraghche  Vereinbarungen  über  die 
Höhe  der  bilanzmäßigen  Abschreibungen,  über  an  Angestellte 
etwa  zu  gewährende  Gewinn- Anteile  und  darüber,  in  welcher  Reihen- 
folge deren  Berechnung  im  Rahmen  der  Erfolgs- Verteilung  erfolgen  soll. 

Von  den  gesetzlichen  Dispositivvorschriften  abweichende,  die  Er- 
folgs-Verteihmg  betreffende  Bestimmungen  müssen,  wenn  sie  schrift- 
lich nicht  vereinbart  sind,  von  dem  be\\äesen  werden,  der  sie  behauptet. 

Verteihings-Yorschrifton  dos  B.G.B.  Auch  für  die  offene  Handels- 
Gesellschaft  gilt  §  722  B.G.B..  wonach,  wenn  die  Anteile  der  Gesell- 
schafter am  Gewinn  und  Verlust  nicht  bestimmt  sind,  jeder  Gesellschaf- 
ter ohne  Rücksicht  auf  Art  und  Größe  seines  Beitrags  am  Gewinn  und 
Verlust  (in  Übereinstimmung  mit  §  121  Abs.  3  H.G.B.)  gleichen  Anteil 
haben  und  wonach,  wenn  nur  der  Anteil  am  Gewinn  oder  am  Verlust 
bestimmt  ist,  diese  Bestimmung  im  Zweifel  für  Gewinn  und  Verlust 
gelten  soll.  Die  Fälle,  in  denen  die  Art  der  Erfolgs-Verteilung  durch 
einen  oder  mehrere  Gesellschafter  selbst  oder  durch  außerhalb  der  Ge- 
sellschaft stehende  Dritte  bestimmt  werden  soll,  sind  durch  §§  315  bis 
319  B.G.B.  geregelt. 

Von  wesentlichem  Einfluß  auf  die  Höhe  der  zu  verzinsenden  und 
der  sonstigen  Erfolgs-Verteilung  zugrunde  zu  legenden  Kapital-Anteile 
der  Gesellschafter  sind  die  im  §  121  Abs.  2  und  §  122  H.G.B.  behandel- 
ten Kapital-Zuführungen  luid  Entnahmen. 

Einlagen.  Aus  dem  auf  S.  395  mitgeteilten  Text  des  §  121  Abs.  2 
H.G.B.  ist  bereits  bekannt,  daß  von  einem  Gesellschafter  im  Lauf  eines 
Geschäftsjahrs  als  Einlage  gemachte  Leistungen  ..nach  dem  Verhältnis 
der  seit  der  Leistung  abgelaufenen  Zeit  berücksichtigt"  werden  sollen. 
Mit  anderen  Worten:  die  Einlagen  sind  pro  rata  temjtoris  zu 
verzinsen. 

Entnahmen.  Solche  Verzinsungs-Vorschrift  gibt  das  Gesetz  an 
genannter  Stelle  auch  für  die  im  Lauf  des  Geschäftsjahrs  geschehenen 
Entnahmen  auf  den  Kapital- Anteil  mit  den  Worten:  ,,die  entnom- 
menen Beträge  werden  nach  dem  Verhältnis  der  bis  zur  Entnahme  ab- 
gelaufenen Zeit  berücksichtigt." 

Diese  beiden  Verzinsungs- Vorschriften  bedürfen  keines  Kommen- 
tars. Dagegen  ist  ein  solcher  erforderlich  in  bezug  auf  §  122  H.G.B., 
wonach  jeder  Gesellschafter  der  Gesellschafts-Kasse  Geld  bis  zum  Be- 
trage von  4%  seines  für  das  letzte  Geschäftsjahr  festgestellten  Kapital- 
Anteils  zu  seinen  Lasten  erheben  darf. 

(jrenzen  des  Entnahmerechts.  Hieraus  folgt,  daß  jeder  Gesell- 
schafter ohne  weiteres  berechtigt  ist,  bis  zur  Höhe  von  4%  seines  letzt- 
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jährigen  Kapital-Saldos  der  Geschäfts-Kasse  bar  zu  entnehmen.  Und 
zwar  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  diese  Entnahme  wälirend  tles  Ent- 
nahmejahrs verdient  werden,  oder  ob  statt  dessen  nicht  vielleicht  gar 
ein  bilanzmäßiger  Verlust  entstehen  wird,  durch  den  allein  bereits,  oder 
doch  im  Verein  mit  den  Entnahmen,  der  aktive  Kapital-Saldo  in  einen 
Passiv-  (Schuld-)  Saklo  verkehrt  wird.  Selbst  wenn,  beispielsweise 
bei  bereits  bestehender  Überschuldung,  die  Entnahmen  der  Gesell- 
schaft zum  offenbaren  Schaden  gereichen  würden,  brauchte 
kein  Gesellschafter  auf  die  Ausübvnig  seines  Entnahmerechts  zu  ver- 
zichten. Dieses  weitgehende  Entnahmerecht  ist  begründet  in  der  bei 
den  Gesellschaftern  oft  vorliegenden  Notwendigkeit,  aus  der  Renta- 
bilität der  Ge.sellschafts-Einlage  die  Kosten  des  Existenz-Bedarfs  zu 
decken.  Nur  \\enn  die  Entnahmen,  mangels  sonstiger  begründeter  Ver- 
anlas.sung,  ausschließlich  zu  dem  Zweck  erfolgen,  der  Gesellschaft 
Schaden  zuzufügen,  kann  die  Ausübung  des  Entnahmerechts  nach 
§226  B.G.B.  unzulässig  sein. 

Der  Vorjahrs-Anteil  als  Entnahme-Grundlage.  Als  Grundlage  für 
die  Berechniuig  der  4*^oigen  Barentnahmen  soll  ,,der  für  das  letzte 
Geschäftsjahr  festgestellte  Kapital-Anteil"  dienen.  Damit  kann  natur- 
gemäß nur  der  für  den  Schluß  des  dem  jeweiligen  Entnahmejahr  vor- 
aufgegangenen Geschäftsjahrs  buchmäßig  ausgewiesene  Anteils-Betrag 
gemeint  sein.  Denn  die  Höhe  des  Kapital- Anteils  am  Schluß  des  je- 
weiligen Entnahmejahrs  kann  man  während  dieses  Jahrs  selbst  unmög- 
lich schon  kennen.  Deshalb  würde  es  im  Gesetzestext  statt  ,,für  das 
letzte  Geschäftsjahr"  besser  !,für  das  voraufgegangene  Geschäfts- 
jahr" heißen.  (Nach  seinen  Ausführungen  in  Anmerkg.  3  zu  §  122 
scheint  Staub  hierin  falscher  Ansicht  zu  sein.)  Da  nach  dem  Sinne  des 
Gesetzcstextes  mindestens  ein  Geschäftsjahr  abgelaufen  sein  muß, 
dürfen  Entnahmen  auf  den  Kapital- Anteil  während  des  ersten  Ge- 
schäftsjahrs einer  offenen  Handels-Gesellschaft  nie  ht  stattfinden.  [Der- 
selben Ansicht  ist  Staub  (Anmerkg.  4  zu  §  122)  gegen  Makower.] 

Zeitliche  Begrenzung  dos  Entnahmerechts.  Unerläßliche  Voraus- 
setzung für  die  Entnahmebefugnis  eines  Gesellschafters  ist  das  für  den 
Schluß  des  Vorjahrs  buchmäßig  festgestellte  Vorhandensein  eines 
Kapital-Anteils  zu  seinen  Gunsten.  Ob  der  Kapital-Anteil  in  früheren 
Jahren  etwa  höher  gewesen  ist,  bleibt  auf  das  Entnahmerecht  ohne  Ein- 
fluß. Die  Entnahmen  dürfen  nur  während  des  dem  Vorjahr  jeweilig 
folgenden  Jahrs  geschehen.  Vorschüsse  darauf  oder  Aufschub  und 
Verteilung  der  jeweiligen  Entnahme-Befugnis  auf  spätere  Jahre  ist 
also  nicht  statthaft.  Mit  Recht,  weil  andernfalls  vorkommen  könnte, 
daß  der  (Jesell.schafts-Kasse  zu  Lasten  eines  früher  festgestellten  Kapital- 
Anteils  in  späteren  Jahren  Gelder  entzogen  werden,  obgleich  jener 
Anteil  inzwi.schen  vielleicht  stark  gemindert  oder  womöghch  gar  in  einen 
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Passivsaldo  verwandelt  worden  ist,  und  obwohl  auch  die  Liquidität  der 
Unternehmung  inzwischen  hcdcnklich  gelitten  haben  kann. 

Kapital-Entnahmen  und  J)arh'li('n.  Daß  in  gesetzlich  oder  ver- 
traglich unerlaubtem  Umfang  oder  als  vom  Kapital- Anteil  unab- 
hängig geschehene,  etwa  als  Darlehen  gedachte  Barentnahmen  eines 
Gesellschafters  nicht  auf  seinem  Kapital-Konto,  sondern  auf  einem 
gewöhnlichen  Schuld-  (Kontokorrent-)  Konto  zu  verbuchen  sind, 
ist  auf  S.  396  bereits  betont  worden. 

Gewinnreste.  Geht  der  auf  einen  Gesellschafter  entfallende  Gewinn- 
Anteil  eines  Jahrs  über  die  (nach  §  122  Abs.  1  H.G.B.)  während  dieses 
Jahrs  gemachten  Entnahmen  hinaus,  so  hat  der  Gesellschafter  nach 
§  122  Abs.  1  H.G.B.  das  Recht,  solchen  Gewinnrest  sich  auszahlen  zu 
lassen.  Zum  Unterschied  von  den  Entnahmen  auf  den  Kapital-Anteil 
darf  jedoch  die  Auszahlung  des  Gewinnrestes  nur  erfolgen, 
soweit  sie  der  Gesellschaft  nicht  zum  Schaden  gereicht,  so- 
weit sie  also  mit  dem  Gedeihen,  vor  allem  aber  mit  wichtigen  Lebens- 
interessen der  Gesellschaft  vereinbar  ist.  Entnimmt  der  Gesellschafter 
den  Gewinnrest  nicht,  so  wächst  dieser  seinem  Kapital-Konto  zu.  Dort 
begründet  er  im  Konkursfall  keinen  Gläubiger- Anspruch 
gegen  die  Gesellschaft. 

Nicht  erhobene  Gewinnreste  mit  Darlehnscharakter.  Dagegen  könnte 
der  nicht  entnommene  Gewimirest  im  Konkursfall  als  Konkurs- 
forderung geltend  gemacht  werden,  fall.«  er  (wenn  auch  nur  der  Form 
wegen)  vom  Gesellschafter  zu  Lasten  seines  Kapital- Anteükontos  zu- 
nächst bar  entnommen,  dann  zugunsten  eines  für  ihn  zu  errichten- 
den Darlehn-Kontos  aber  sogleich  wüeder  eingezahlt  werden  "wöirde. 
Selbstverständlich  brauchten  Entnahme  und  Wiedereinzahlung  tat- 
sächlich nicht  einmal  zu  geschehen,  sondern  es  würde  genügen,  wenn 
diese  beiden  Vorgänge  nur  buchmäßig  (Kapital  an  Kasse  und  Kasse  an 
Darlehn)  zum  Ausdruck  kämen.  Der  Wunsch  des  Gesellschafters,  den 
Gewinnrest  als  echten  Gläubiger-Anspruch  aufgefaßt  zu  sehen,  wäre 
mit  jenen  beiden,  bei  Ausscheidung  des  Kasse-Kontos  einem  Übertrag 
(Kapital  an  Darlehn)  gleichkommenden  Buchungen  deutlich  erkennbar 
geworden. 

Anspruch  auf  Gewinnrest-Auszahlung.  Wie  die  Entnahmen  nach 
§  122  Abs.  1  H.G.B.  dürfen  auch  die  Gewinnreste  nur  in  Geld  (nicht 
also  etwa  in  Waren,  Wertpapieren  oder  dgl.)  verlangt  werden.  Aller- 
dings hindert  auch  hier  nichts,  durch  Einschaltung  der  vorstehend 
schon  beregten  Kasse-Buchungen  (Kapital  an  Kasse  und  Kasse  an 
Waren  oder  Wertpapiere  oder  dgl.)  die  Entnahme  in  Waren,  Wert- 
papieren oder  sonst  für  den  Gesellschafter  brauchbaren  Vermögens- 
teilen der  Gesellschaft  herbeizuführen,  wenn  derartigen  Entnahmen 
wichtige  Interessen  der  Gesellschaft  nicht  entgegenstehen.   Unter  dieser 
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Voraussetzung  kann  der  zur  Entnalunc  berechtigte  Gesellschafter 
von  der  Gesellschaft  sogar  (nötigenfalls  im  Klagewege)  verlangen, 
daß  ilurch  Veräußerung  geeigneter  Vermögensteile  (etwa  von  Waren 
oder  Wertpapieren,  oder  durch  Aufnahme  einer  Hypothek,  eines  Dar- 
lehns  oder  dgl.)  (!eld    für   ihn   flüssig   gemacht   werde. 

Einschränkung  des  Anspruchs.  Das  Recht  auf  Auszahlung  des 
letztjährigen  Gewinnrestes  steht  dem  Gesellschafter  auch  dann  zu,  wenn 
sein  Kapital-Anteil  infolge  voraufgegangener  bilanzmäßiger  Verluste 
aufgezehrt  vmd  an  dessen  Stelle  womöglich  gar  ein  Passivsaldo  ent- 
standen ist.  Immer  aber  nur  imter  der  erwähnten  Voraussetzung,  daß 
die  Interessen  der  Gesellschaft  (z.  B.  deren  Liquidität,  ihre  Zahlungs- 
bereitschaft für  notwendige  Barkäufe  usw.)  infolge  der  Auszahlung  des 
Gex^dnnrestes  nicht  geschädigt  werden  .Lediglich  diese  Einschrän- 
kung besteht  in  bezug  auf  die  den  Gewinnrest  betreffende 
Entnahmebefugnis  gegenüber  der  auf  die  reinen  Kapital- 
Entnahmen  bezüglichen.  Im  übrigen  gilt  das  über  die  letztgenann- 
ten Entnahmen  oben  außerdem  noch  Gesagte  auch  für  die  Entnahmen 
der  Gewinnreste. 

Vertragliche  Vereinbarungen  über  Entnahmen  und  Oewinnreste. 
Da  auch  die  Vorschriften  des  §  122  H.G.B.  dispositiver  Natur  sind,  kön- 
nen sie  durch  vertraghche  Bestimmungen  abgeändert  werden.  So  kön- 
nen die  Gesellschafter  die  Entnahmen  auf  die  Kapital- Anteile  (reinen 
Kapital-Entnahmen),  unabhängig  von  deren  Höhe  und  von 
einem  bestimmten  Prozentsatz,  in  festen  Monats-,  Vierteljahrs-, 
Halbjahrs-  oder  Jahres-Raten  initer  einander  vereinbaren.  Außerdem 
kann  vereinbart  werden,  daß  die  Gewinnreste  den  Kapital -An- 
teilen der  Gesellschafter  zuwachsen  sollen,  wobei  weiterhin  be- 
stimmt werden  kann,  daß  die  Gewinnreste  entnommen  werden  dürfen 
oder  etwa  müssen,  sobald  die  Kapital-Anteile  die  oder  die  Höhe  erreicht 
haben.  Bei  allen  solchen  vertraglichen  Vereinbarungen  können  einzelne 
Gesellschafter  vorteilhafter   als  andere  gestellt  werden. 

Schließlich  ist  in  diesem  Zusammenhang  noch  zu  erwähnen,  daß 
nach  §  122  Abs.  2  H.G.B.  ein  Gesellschafter  nicht  befugt  ist,  seinen 
Kapital-Anteil  ohne  Einmlligung  der  anderen  Gesellschafter  über  die 
durch  §  122  Abs.  1  H.G.B.  oder  durch  davon  abweichende  vertragliche 
Bastimmungen   gezogenen    Grenzen    hinaus   zu    vermindern. 

Wesen  und  Bedeutung  der  Kapital-Salden.  Aus  allem  bisher  dar- 
über Gesagten  folgt,  daß  die  Kapital-Konten  der  Gesellschafter  (Kom- 
plementare) einer  offenen  Handels-Gesellschaft  nicht  unbedingt  Aktiv- 
(Kredit-)  Salden  zeigen  mü.s.sen,  sondern  daß  sie  statt  deren  auch  Pas- 
siv- (Debet-)  Salden  aufweisen  können.  Aktiv-Salden  können  durch 
Einlagen  des  CJesel Ischafters,  ebensowohl  aber  auch  durch  Gutschriften 
nicht  erhobener  Gewimi-Anteile  herbeigeführt  werden.    Passiv-Salden 
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hingegen  können  durch  Entnahmen  oder  auch  diircli  belastete  Verkist- 
Anteile  entstehen.  Passiv-Salden  können  durch  Einlagen  oder  durch 
Gewimi-Outschriften  zum  Verschwinden  gebracht  oder  in  Aktiv-Salden 
verwandelt  werden.  Hieraus  folgt,  daß  die  Salden  auf  den  Kapital- 
Konten  der  Komplementare  während  des  Bestehens  der  Gesell- 
schaft nur  interne  und  zwar  rechnerische  Bedeutung  haben; 
denn  so  lange  sind  sie  vornehmlich  als  Maßstal)  für  die  Zinsen-Gut- 
schrifteii  und  für  die  Entnahme-Befugnisse  zu  dienen  bestimmt.  Da- 
neben lassen  sie  fortlaufend  erkennen,  in  welchem  Umfang  die  einzelnen 
Gesellschafter  an  der  Gesellschaft  vermögensrechtlich  interessiert  sind. 
Während  bestehender  Gesellschaft  darf  kein  Gesellschafter  seinen 
Aktiv-Saldo  zurückverlangen,  und  außerhalb  des  Konkurses  oder  der 
Liquidation  kann  kein  Gesellschafter  gezwungen  werden,  seinen  Pas- 
siv-Saldo bei  der  Gesellschaft  zu  decken.  Erst  im  Konkurs-  oder 
Liquidationsfall  kann  solche  Deckung  auf  Grund  der  persönlichen 
Haftung  verlangt  werden.  Welche  rechnerische  und  rechtliche 
Bedeutung  die  Kapitalkonten-Salden  bei  der  Auseinander- 
setzung infolge  Ausscheidens  von  Gesellschaftern  notwendigerweise 
bekommen  müssen,  liegt  auf  der  Hand.  Für  die  Auseinandersetzung 
gelten,  wenn  nicht  Sonder- Vereinbarungen  vorliegen,  die  Vorschriften 
der  §§732  bis  735  B.G.B. 

Beispiel  für  Gewinn-Verteilung.  Nunmehr  soll  die  Erfolgs-Ver- 
teilung bei  der  offenen  Handels-Gesellschaft  zusammenhängend  an 
einem  zahlenmäßig  belegten  und  auf  den  Kapital-Konten  durchgeführ- 
ten  Beispiel   dargestellt  werden: 

Stark.  Schwarz  und  Weiß  sind  Komplementare  einer  offenen 
Handels-GeselLschaft.  ander  Klein  seit  dem  L  Januar  1913  mit  25000. — M 
Einlage  als  stiller  Gesellschafter  beteiligt  ist. 

Die  vertraglichen  Bestimmungen  über  die  Erfolgs- 
Verteilung  lauten  :  aus  dem  bilanzmäßig  ausgewiesenen  Reingewinn 
werden  vorweg  gutgeschrieben:  dem  Klein  6%  Zinsen  auf  seine  Ein- 
lage, dem  Stark,  als  dem  durch  die  Geschäftsführung  w^eitaus  am  meisten 
beanspruchten  Komplementär.  20%  Tantieme  vom  ebenfalls  unge- 
kürzten (durch  die  Verzinsung  an  Klein  mithin  als  noch  nicht  gemindert 
zu  denkenden)  Reingewinn.  Darauf  werden  die  vorjährigen  Kapital- 
Salden  von  Stark,  Schwarz  und  Weiß  aus  dem  noch  verbliebenen  Rein- 
gewinn verzinst.  Und  zwar  die  Salden  für  Stark  und  Schwarz  mit  5%, 
der  Saldo  für  Weiß  mit  nur  4  % ;  soweit  der  Reingewinn  dazu  nicht  aus- 
reicht, zu  verhältnismäßig  niedrigeren  Sätzen.  Aus  dem  danach  etwa 
verbUebenen  Gewinnrest  erhält  Klein  ^/^q,  der  dann  noch  übrige 
Gewimirest  wird  unter  Stark,  Schwarz  und  Weiß  nach  Köpfen  verteilt. 
Insoweit  der  bilanzmäßige  Reingewinn  schon  zur  Deckung  der  6% 
Zinsen  für  Klein  nicht  ausreicht,  haben  Schwarz  und  Weiß  die  bezüg- 
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liehe  CJutselirift  für  Klein  zu  Lasten  ihrer  Kapital-Konten  je  zur  Hälfte 
zu  übernehmen.  Ergibt  sich  im  übrigen  ein  bilanzmäßiger  Verlust, 
so  entfällt  davon  auf  Stark  ein  Anteil  von  25%,  während  Schwarz  und 
Weiß  die  übrigen  75%  je  zur  Hälfte  zu  tragen  haben.  Die  Entnahme- 
befugnisse sind  so  verteilt:  Stark  darf  bis  zu  200, —  M  für  jeden 
Monat  zinsfrei  entnehmen.  Schwarz  und  Weiß  dürfen  dagegen  nur  bis 
zu  4"o  ihrer  für  den  Schluß  des  Vorjalu's  festgestellten  Kapital-Salden 
entnehmen  und  haben  ihre  Entnahmen  mit  4%  zu  verzinsen. 

Zum  31.  Dezember  1912  hatten  die  Kapitalkonten-Salden  be- 
tragen für  Stark  45418.70  M.  für  Schwarz  9713.50  M,  für  Weiß  7243,60  M. 

Die  für  das  Jahr  1913  über  die  Privat-Konten  dieser  drei  Gesell-' 
Schaft  er  verbuchten  Entnahmen  belaufen  sich,  einschließlich  der  für 
Schwarz  und  Weiß  darauf  zu  berechnenden  Zinsen,  für  Stark  auf  2400. —  M, 
für  Schwarz  auf  374,95  M,  für  Weiß  auf  263,35  M. 

Für  das  Jahi-  1913  hat  sich  ein  Reingewinn  von  11742,80  M  er- 
geben. Dieser  Betrag  ist  nach  den  vorstehend  gerriachten  Mitteilungen 
wie    folgt    zu    verteilen: 

6%  Zinsen     an    Klein    auf    dessen    Einlage    von 

25  000,—  :M         =    1500,—  M 

20%  Tantieme    vom   noch   ungekürzt   zu   denkenden 

Reingewinn    an    Stark =    2348,56  ,, 

5%  Zinsen  auf  45418,70  M  vorjährigen  Kapital-Saldo 

an  Stark =    2270,93  ,, 

5%  Zinsen  auf  9713.50  M  vorjährigen  Kapital-Saldo 

an  Schwarz =      485,67  ,, 

4%  Zinsen  auf  7243.60  M  vorjährigen  Kapital-Saldo 

an  Weiß =      289,74  „ 

6894,90  M. 

Hiernach  Gewinnrest  = 

(11742,80  M/.  6894.90  M=)  4847.90  M. 
^Iio  des  Gewinnrestes  an  Klein   ....      =    484,79  M. 

Danach  verbleibt  zur  Verteilung  nach 
Köpfen  für  Stark,  Schwarz  und  Weiß  ein 
Gewinnrest  von  (4847,90  M  •/.  484,79  M  =) 
4363.11  M. 

Davon : 

Va  an  Stark       -=  1454,37    „ 

Va  an  Schwarz       =  1454,37    „ 

Va  an  Weiß        ^1454,37    „         4847,90^. 

Gesamtbetrag  des  verteilten  Reingewinns:  11742,80  M. 
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Die  Kapital- Konten  zeigen  danach  für  1913  folgendes  Aussehen: 

Klein 


1913 

Dezbr.  31.  An    Saldo 


1913 
2ü  984,79  M    !  Januar  1.  Ter  Einlage  .    .2r>0Ü0,—  M 
^  Dezl)r.  31.     „    6%  Zin.sen      1500,-    „ 

,,         ,,      ,,    YioCiewinn- 

rest     .    .    .      484,79  „ 

26  984,701   ,  "26'98^477^^I 


Stark 


1913 

Dezbr.  31.  An  Übertrag  der 

Entnahmen 

vomPrivat- 

Konto    ...     2  400,  —  M 
,.       „     „    Saldo  ....  49  092,5G  „ 


51  492,56  M 


1913 

Januar   1.  Per  Saldo-Vor- 
trag   .    .    .   45  418,70 
Dezbr.  31.   „    20%    Tan- 
tieme.   .    .     2  348.56 
„     „     5%Kapital- 

zinsen    .    .     2  270,93 
,,       „     ,,     34  Gewinn- 
rest   ...      1  454,37 


M 


51  492,56  M 


Schwarz 


1913 

Dezbr.  31.  An   Übertrag 

der  Entnah - 

menvomPri- 

vat-Konto  .        374,95  M 
..       „     .,     Saldo  .    .    .  11278,59,, 


11  653,54  M 


1913 

Januar  1.  Per  Saldo- Vor- 
trag   .    .    .    9  713,50  M 
Dezbr.  31.     ,,     5%Kapital- 

zinsen     .    .        485,67  ,, 
„       „     ,,      %  Gewinn- 
rest    ...    1  454,37  „ 
11  653.54  M 


Weiß 


1913 

Dezl)r.  31.  An  Übertrag  der 

Entnahmen 

vom  Privat- 

Konto .    .    . 

„       ..     .,    Saldo.    .    . 


263,35  M 
8724,36  „ 


8987,71  M 


1913 

Januar  1.  Per  Saldo- Vor- 
trag    ...   7  243,60  :\[ 
Dezbr.  31.     ,,   4%  Kapital- 
zinsen     .    .      289,74  ,, 
,,         ,,      ,,     %    Gewinn- 
rest     ...    1  454,37   ., 
8  987,71  M 


Hieraus  i.st  die  Rentabilität  der  Kapital- Anlagen  in  jedem  Fall 
leicht  ersichtlich. 

Beispiel  für  Verlust- Verteilung.  Würde  das  Jahr  1913  nicht  mit 
einem  GeAvinn,  sondern  mit  einem  Verlust  abgeschlossen  haben,  und 
würde  dieser  4376.80  M  betragen,  so  käme  man  zu  nachstehender  Er- 
folgs-Verteilung; 
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6%  Zinsen    an    Klein    auf    dessen    Einlage    von 

2ö(XK>.—  M  zu  Lasten  von  Schwarz  und  Weiß    =1500, —  M. 

25%  Anteil    des    Stark    am    Verlust    von    4376,80   M=  1094,20  „. 

3772%  Anteil  des  Schwarz  ain  Verlust  von  4376,80  „  -=-  1641,30  „. 

3772^0  Anteil    des  Weiß    am   Verlu.st    von    4376,80   „--1641,30  .,. 


Die  Kapital-Konten   würden  dann   wie  folgt  aussehen: 

Klein 


1913 
Dezbr 

.31.  An  Saldo  . 

.    .26  500,- 

M 

1913 

Januar  1.  Per  Einlage  .    .25  000,— 

Dezbr.  31.     „    6%  Zinsen.   1500,- 

M 

^.^-^ 

» 

26500,- 

M 

26  500,- 

M 

Stark 


1913 

Dezbr.  31.  An  Übertrag  der 
Entnahmen 


vomPrivat- 

Konto     .    .     2  400,-  M 

Verlust-An- 

teü  .    .    .    .      1  094,20  ., 

Saldo.    .    .   41  9'?4,50   „ 

45  418,70  M 


1913 

Januar  1.   Per  Saldo-Vor- 
trag .    .    .  45  418,70  M 


45  418,70  M 


Schwarz 


1913 

1913 

Dezbr.  31. 

An  Übertrag  der 

Januar  1. 

Per  Saldo -Vor- 

Entnahmen 

.   trag    .    .    . 

9713,50  M 

vom  Privat- 

.   / 

~ 

Konto .     .    . 

374,95  M 

/ 

>>       »> 

„  */.,  Zinsen - 
anteil-Klein 

„  Verlust-An- 
teil   ...    . 

„   Saldo    .    .    . 

750,-  „ 

1641, .30  „ 
6947,25  „ 

9713,50  M 

/ 

9713,50  M 

Weiß 


1913 
Dezbr 

.31. 

An  Übertrag  der 
Entnahmen 

,    vom  Privat - 
Konto  .    .    . 

,,  1  2    Zinsen- 
anteil-Klein. 

„  Verlust-An- 
teil   .... 

„  Saldo     .    .    . 

263,.35  M 

750,-   „ 

1641,. 30  „ 
4.588,95  „ 

1913 
Januar  1.  Per 

Saldo  -  Vor- 
trag   .    .    . 

724:5.6(> 

f> 

/ 

7243,60  M 

7243,60 

.M 
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Entscheidungen  über  Abtretung  der  Ansprüche  aut  (jieuinii- Anteile. 
Mit   folgenden   Entscheidungen  sei  dieser  A})schnitt  geschlossen : 

,,Das  Recht  auf  Einsicht  in  die  Bilanz  einer  offenen  Handels-Gesellschaft 
kann  an  einen  Dritten  nicht  abgetreten  werden.  Der  Anspruch  auf  Gewinn-Anteil 
ist  zwar  abtretungsfähig,  doch  hängt  die  Geltendmachung  von  der  vorherigen 
FeststeUung  der  Höhe  durch  die  Gesellschafter  ab.  UM.  12.  5.  1901.  J.W.  1902 
S.  397".  Z.f.A.Bd.  9S.27(J.  Holdheim  1902  S.  202."  (Vgl.  Kaufmann  III.  S.  65.) 

„Die  Abtretung  der  Ansprüche  auf  einen  Gewinn-Anteil  ist  dann  unwirk- 
sam, wenn  die  Abtretung  nur  unter  der  Bedingung,  daß  vorher  Rechnung  gelegt 
werde  und  nur  insoweit  gewollt  ist,  als  sich  aus  dieser  Rechnungslegung  ein  An- 
spruch ergebe,  und  wenn  die  Abtretung  des  Anspruchs  auf  Rechnungslegung 
unzulässig  ist  (B.G.B.  §  717).  R.G.  30.  4.  04.  Holdheim  04,  300.1.  (Vgl.  Kauf- 
mann VI.  S.  56.) 


D.  Erfolgs- Verteilung  bei  derKomniaiidit-Gesellscliaft. 

Gesetzliche  Vorschriften.  Die  a\if  die  Erfolgs-Verteilung  bei  Kom- 
niandit-Gesellschaften   bezüglichen  Vorschriften  des  H.G.B.   lauten: 

§  167.  Die  Vorschriften  des  §  120  über  die  Berechnung  des  Gewinns  oder 
Verlustes  gelten  auch  für  den  Kommanditisten. 

Jedoch  wird  der  einem  Kommanditisten  zukommende  Gewinn  seinem 
Kapital -Anteile  nur  so  lange  zugeschrieben,  als  dieser  den  Betrag  der  bedungenen 
Einlage  nicht  erreicht. 

An  dem  Verluste  nimmt  der  Kommanditist  nur  bis  zum  Betrage  seines 
Kapital -Anteils  und  seiner  noch  rückständigen  Einlage  teil. 

§  168.  Die  Anteile  der  Gesellschafter  am  Gewinne  bestimmen  sich,  soweit 
der  Gewinn  den  Betrag  von  vier  vom  Hundert  der  Kapital-Anteile  nicht  über- 
steigt, nach  den  Vorschriften  des  §  121  Absatz  1,  2. 

In  Ansehung  des  Gewinns,  welcher  diesen  Betrag  übersteigt,  sowie  in  An- 
sehung des  Verlustes  gilt,  soweit  nicht  ein  andres  vereinbart  ist,  ein  den  Um- 
ständen nach  angemessenes  Verhältnis  der  Anteile  als  bedungen. 

§  169.  Der  §  122  findet  auf  den  Kommanditisten  keine  Anwendung.  Dieser 
hat  nur  Anspruch  auf  Auszahlung  des  ihm  zukommenden  Gewinns ;  er  kann  auch 
die  Auszahlung  des  Gewinns  nicht  fordern,  solange  sein  Kapital-Anteil  durch  Ver- 
lust unter  den  auf  die  bedungene  Einlage  geleisteten  Betrag  herabgemindert  ist 
oder  durch  die  Auszahlung  unter  diesen  Betrag  herabgemindert  werden  Avürde. 

Der  Kommanditist  ist  nicht  verpflichtet,  den  bezogenen  Gewinn  wegen 
späterer  Verluste  zurückzuzahlen. 

Vergleich  mit  der  OK.  Hges.  und  der  stillen  Oesellschaft.  Hieraus 
folgt  zunächst,  daß  alles  über  die  Erfolgs-Beteiligung  der 
Komplementare  einer  Off.  Hges.  im  vorigen  Abschnitt 
Gesagte  auch  für  die  Komplementare  der  Komm. -Ges.  gilt. 
Und  aui3erdem  wird  dem  ersten  Blick  erkennbar,  daß  die  Stellung  der 
Kommanditisten  bei  der  Erfolgs- Verteilung  im  wesentlichen  gleich 
oder  doch  verwandt  ist  derjenigen  der  stillen  Gesellschafter 
(vgl.  darüber  unter  B  dieses  Kapitels  S.  381  ff.). 

Da  über  die  Erfolgs-Beteiligung. der  Komplementäre  das  Nötige 
bereits  im  voraufgegangenen  Abschnitt  über  die  Erfolgs- Verteilung  bei 
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der  Off.  Hges.  mitgeteilt  ist,  sei  darauf  verwiesen.  Hier  braucht  demnach 
in  der  Hauptsache  nur  die  Sonderstellung  der  Kommanditisten  gewür- 
digt zu  werden.  Und  zwar  soll  dies  im  Vergleich  zur  Erfolgs-Beteiligung 
des  stillen  Gesellschafters  und  erforderlichenfalls  auch  zu  derjenigen 
der  Komplementare  geschehen. 

Maxiin.il-Charaktor  der  Kommanditiston-Einlago.  Für  den  stillen 
Gesellschafter  ist  mit  §337  Abs.  3  bestimmt,  daß  von  ihm  nicht  er- 
hobene Gewinne  seine  Einlage  nicht  vermehren  sollen,  so- 
fern nicht  andres  vereinbart  ist.  Auf  dieselbe  Wirkung  läuft  die  mit 
§  IGT  Abs.  2  für  den  Kommanditisten  gegebene  Vorschrift  hinaus,  wo- 
nach der  ihm  zukommende  Gewinn  seinem  Kapital-Anteil  nur  so  lange 
zugeschrieben  wird,  als  dieser  den  Betrag  der  (unter  den  Komj)lemen- 
tarcn  und  Kommanditisten,  also  intern)  bedungenen  Einlage  (also 
nicht  den  Betrag  der  nach  außen  bekannt  gegebenen  und  dahin  allein 
wirksamen,  vielleicht  höhern  oder  niedrigem  Haftsumme)  nicht  er- 
reicht. 

Der  Wun.sch  des  Gesetzgebers  geht  somit  dahin,  die  diwch  die  Ein- 
lage charakterisierte  beschränkte  Haftung  des  Kommanditisten  (ebenso 
diejenige  des  stillen  Gesellschafters)  ohne  weiteres  auch  buchmäßig 
dadurch  ausgedrückt  zu  sehen,  daß  auf  dem  Kapital-Konto  im  Höchst- 
fall ledighch  der  Betrag  der  Einlage  erscheint.  Nicht  erhobene  Ge- 
winn-Anteile, deren  Gutschriften  auf  dem  Kapital-Konto  dessen  Aktiv- 
Saldo  über  den  Betrag  der  bedungenen  Einlage  hinaus  vermehren 
würden,  gehören  deshalb  nicht  auf  dieses,  sondern  auf  ein  gewöhnUches 
Kontokorrent-  (Darlehns-)  Konto,  mit  dem  der  Kommanditist  ein- 
facher Buchgläubiger  seiner  Gesellschaft  A\drd.  Daß  nicht  erhobene, 
als  bloße  Kontokorrent-Guthaben  verbuchte  Gewinn-Anteile  der 
Kommanditisten  bei  der  noch  zu  besprechenden  Verzinsung  der 
Kapital- Anteile  nicht  zu  berücksichtigen  sind,   leuchtet  ein. 

Vertragliche  Ausschaltung  des  Maximal-Charakters.  Wie  die  Vor- 
schrift des  §  337  Abs.  3  H.G.B.  für  den  stillen  Gesellschafter,  so  ist  auch 
die  des  §  167  Abs.  2  H.G.B.  für  den  Kommanditisten  nur  dispositiver 
Natur.  Deshalb  kömien  die  Komplementare  und  Kommanditisten 
einer  Kommandit-Gesellschaft  (allerdings  nur  einstimmig)  beschließen, 
daß  über  die  Kommanditisten-Einlagen  hinausgehende,  nicht  erhobene 
(iewinn- Anteile  nicht  als  gewöhnliche  Buchforderungen,  sondern  als 
Vergrößerungen  der  Kapital-Einlagen  angesehen  werden  sollen.  Wel- 
cher Wille  auch  Platz  greifen  mag:  im  übrigen  gilt  zu  diesem  Thema, 
was  auf  S.  386  bis  388  unter  ,, Gewinn-Auszahlung  und  nicht  ausgezahlte 
Gewinn-Anteile"  und  unter  ,, Beispiel  für  verschiedene  Stellung  und 
Verwertung  nicht  ausgezahlter  (ilewinn- Anteile"  über  die  Erfolgs- 
Beteiligung  des  stillen  Gesellschafters   gesagt   worden   ist. 

Gesetzlichf    Bcin'cnzunir    der    Vcrlust-Betoiliiriing   des    Kommandi- 
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tisteu.  Sodann  ist  nach  §  IGT  Abs.  3  H.G.B.  vorgeschrieben,  daß  der 
Kommanditist  an  dem. Verlust  nur  bis  zum  Betrage  seines 
Kapital-Anteils  und  seiner  noch  rückständigen  Einlage 
teihiimmt.  Auch  diese  Vorschrift  kehrt  im  Recht  der  stillen  Gesellschaft 
wieder,  wonach  (§  337  Abs.  2  Satz  1)  der  Stille  an  dem  Verlust  nur  bis 
zum  Betrage  seiner  eingezahlten  oder  [statt  ..oder"  besser:  ,,und"  (!) 
der  Verfasser]  rückständigen  Einlage  teilnimmt.  Diese  Gesetzes-Vor- 
schrift  ist  eine  zwingende  Maximal-Vorschrift.  Darüber  hinaus- 
gehende vertragliche  Vereinbarungen  wären  mithin  nichtig.  Die  Frage, 
ob  der  Kommanditist  an  den  Verlusten  der  Jahre,  während  derer  seine 
Einlage  durch  voraufgegangene  Verlust-Abschreibungen  schon  auf- 
gebraucht ist,  teilnehmen,  ob  er  infolgedessen  damit  einverstanden 
sein  muß.  daß  später  etwa  wieder  erzielte  Gewinne  zunächst  zur  Deckung 
jener,  ihm  über  den  Betrag  seiner  Einlage  hinaus  belasteten  Verlust- 
Anteüe,  d.  h.  seines  Passiv-  (Debet-)  Saldos,  verwendet  werden,  be- 
vor sein  Anteil  an  den  späteren  Gewirmen  ihm   wieder  einen  Aktiv- 

(Kredit-)  Saldo  auf  seinem  Kapital-Konto  bringt diese  Frage  ist 

unter  ,.Xotwendigkeit  vertraglicher  Bestimmiingen  für  den  Fall  die 
Einlage  übersteigender  Verluste"  schon  auf  S.  389  bis  390  bejahend 
entschieden  worden.  Was  dort  über  die  bezügliche  Stellung  des 
stillen  Gesellschafters  gesagt  ist.  gilt  mutatis  mutandis  auch  für  den 
Kommanditisten . 

Kapital-Vrrzinsiing.  Xach  §  168  Abs.  1  H.G.B.  gilt  §  121  Abs.  1 
und  2  H.G.B.  auch  für  die  Kommandit-Gesellschaft.  Demnach  haben 
alle  über  die  Kapital- Verzinsung  aus  dem  Reingewinn  und  über  die 
Verzinsung  der  Einlagen  im  vorigen  Abschnitt  für  die  Komplementäre 
<ler  Off.  Hges.  gegebenen  Ausführungen  auch  für  die  Komj)lementare 
und  Kommanditisten  der  Kommandit-Gesellschaft  Gültigkeit. 

Yertellungs-Maßstab  für  Gewinnreste.  Dagegen  enthält  §  168  Abs. 
2  H.G.B.  eine  von  §  121  Abs.  3  H.G.B.  abweichende  Vorschrift  insofern, 
als  die  Gewinnreste  bei  der  Kommandit-Gesellschaft  nicht — - 
wie  bei  der  Off.  Hges.  —  nach  Köpfen,  sondern  auf  Grund  eines 
den  Umständen  nach  angemessenen  Verhältnisses  der  Anteile 
(etwa  nach  Maßgabe  der  Beteüigungshöhe,  der  persönlichen  Bedeutung 
des  Gesellschafters  für  die  Unternehmung,  seiner  positiven  Arbeits- 
leistung u.  dgl.)  zur  Verteilung  kommen.  Da  diese  Vorschrift  für  Kom- 
plementare und  Kommanditisten  gleichermaßen  gilt,  liegt  hierin  für 
die  Komplementare  der  Kommandit-Gesellschaften  eine  (und  zwar  die 
einzige)  von  den  Erfolgsverteilungs- Vorschriften  für  die  Komplementare 
der  Off.  Hges.  abweichende  Bestimmung.  Diese  Bestimmung  ist  aber, 
da  andres,  beispielsweise  ebenfalls  Verteilung  nach  Köpfen,  vereinbart 
werden  darf,  wiederum  nur  dispo-sitiver  Natur.  Ist  andres  nicht 
vereinbart  worden,  so  werden  Sachverständige  sich  über  das  den 
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Uuistäiulon  iiath  angemessene  Verhältnis  bei  tler  CJewinn-Verteilimg 
zu  äußern  haben. 

Ist  der  Verteilungsnioclus  nur  für  den  Oewinnfall  oder  für  den 
W'rlustfall  bestimmt,  so  gilt  auch  für  die  Kommandit-Gesellschaft 
§722  Abs.  2  B.G.B.,  wonach  die  Bestimmung  im  Zweifel  auf  Gewinn 
u  lul  Verlust  zu  beziehen  ist. 

Kapital-Eutuahmerecht  als  Vorzug  der  Komplemontaro.  Nach 
§  169  Abs.  1  Satz  1  H.G.B.  findet  §  122  H.G.B.  auf  den  Kommandi- 
tisten keine  Anwendung.  Das  heißt:  das  Recht  auf  Barentnahmen 
zu  Lasten  ihrer  Kapital-Anteile  steht  nur  den  Komplementaren 
der  Kommandit-Gesellschaft  zu.  Für  diese  gilt  das  darüber  im  vorigen 
Abschnitt  für  die  Komplementare  der  Off.  Hges.  Gesagte. 

Im  übrigen  ist  mit   §  1()9  H.G.B.  folgendes  bestimmt: 

Begrenzter  Auszahlungs-Anspruch  des  Kommanditisten.  Der  Kom- 
manditist kann  nur  die  Auszahlung  des  ihm  zukommenden  Gewinns 
bean.spruchen.  Der  Komplementär  der  Kommandit-Gesellschaft  hin- 
gegen kann  —  da  nach  §  169  Abs.  1  H.G.B.  das  auf  S.  401  bis  403  für 
die  Off.  Hges.  bereits  besprochene  Entnahmerecht  des  §  122  Abs.  1  H.Ci.B. 
auch  für  ihn  gilt  —  Auszahlung  bis  zu  4%  seines  für  den  Schluß  des  Vor- 
jahrs festgestellten  Kapital- Anteils  auch  dann  verlangen,  wenn  kein 
Gewinn  erzielt,  ja,  selbst  dann,  wenn  stattdessen  Verlust  entstanden  ist. 
Diese  Verschiedenheit  liegt  darin  begründet,  daß  der  Konnnanditist  nur 
bis  zur  Höhe  seiner  Einlage,  der  Komplementär  dagegen  mit  seinem 
gesamten  (auch  dem  privaten). Vermögen  den  Gesellschafts-Gläubigern 
haftet. 

Der  Kommanditist  kann  die  Auszahlung  seines  Gewinn- 
Anteils  nur  fordern,  solange  sein  Kapital-Anteil  sich  mit 
dem  auf  die  bedungene  Einlage  geleisteten  Betrage  deckt. 
Solange  sein  Kapital-Anteil  durch  Belastung  von  Verlust-Anteilen  oder 
unberechtigter  Entnahmen  aber  unter  den  auf  die  bedungene  Einlage 
geleisteten  Betrag  herabgemindert  ist  oder  durch  die  Auszahlung  unter 
diesen  Betrag  herabgemindert  werden  würde,  hat  der  Kommanditist 
demnach  auf  die  Auszahlung  des  auf  ihn  entfallenden  (Jewiim-Antciis 
keinen  Anspruch,  weil  dieser  seinem  Kapital  -  Konto  zur  Au  ff  ü  lim  ig 
bis  zur  Höhe  des  auf  die  bedungene  Einlage  geleisteten  Betrags  gut- 
gebracht werden  muß.  Die  Komplementare  der  Kommandit-Gesell- 
schaft dagegen  haben  —  wie  auf  S.  404  für  die  Off.  Hges.  bereits  aus- 
geführt ist  —  auf  die  Ent  nahmen  der  über  die  Kapital- Verzinsung  hin- 
au.sgehenden  CJewinn-Anteile  (Gewinnreste)  auch  <lann  Anspruch, 
wenn  ihreEinlage  durch  Verlustefrüherer  Jahre  vermindertoder 
gar  aufgezehrt  ist.  Allerdings  dürfen  nach  §  122  Abs.  1  H.G.B.  wich- 
tige Interessen  der  Gesell.'^chaft  dadurch  nicht  geschädigt  werden. 

Barauszahlnngspflicht    der   (»cscllsehaft.    Soweit   fiem   Kommandi- 
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listen  ein  Recht  auf  die  Auszahlung  des  Gewinn-Anteils  zusteht,  kann 
er  die  Gesellschaft  darauf  verklagen  (die  Klage  ist  gegen  die  Gesellschaft 
als  solche,  nicht  also  gegen  bestimmte,  der  Auszahlung  etwa  wider- 
strebende Gesellschafter  zu  richten).  Die  Gesellschaft  muß  das 
zur  Auszahlung  erforderliche  Geld  beschaffen;  unabhängig 
davon,  ob  dies  im  Wege  des  normalen  Geschäfts-Betriebs  oder  viel- 
leicht nur  aus  dem  Erlös  von  Verkäufen  dazu  geeigneter  Vermögens- 
Gegenstände  oder  aus  der  Aufnahme  eines  Darlehns,  einer  Hypothek 
oder  dgl.  möglich  ist.  Die  mit  der  Auszahlung  hiernach  möglicher- 
weise verbundene  Schädigung  der  Gesellschaftszwecko  hebt  den  Aus- 
zahlungs-Anspruch mithin  nicht  auf. 

Vertragliche  Erweiterung  der  Auszahluugs-Ansprüche  des  Kom- 
niauditisten.  Hervorzuheben  ist  aber,  daß  auch  die  Vorschriften  des 
§  169  H.G.B.  nur  dispositiver  Natur  sind.  Infolgedessen  kann,  aller- 
dings luir  mit  Zustimmung  aller  Gesellschafter,  beispielsweise  beschlossen 
werden,  daß  bestimmte  oder  alle  Kommanditisten  Anspruch  auf 
Auszahlung  der  auf  ihren  Kapital- Anteil  sich  rechnungsmäßig  er- 
gebenden Zinsen  haben  sollen;  unabhängig  davon,  ob  diese  Zinsen 
in  dem  in  Betracht  kommenden  Geschäftsjahr  überhaupt  verdient 
worden  sind,  und  ob  der  Kapital-Anteil  etwa  gar  durch  bilanzmäßigen 
Verlust  gedrückt  worden  ist.  Immerhin  werden  derartige  Auszah- 
lungen nicht  geschehen  dürfen,  wenn  sie  der  Gesellschaft  zum 
offenbaren  Schaden  gereichen.  Xach  §  172  Abs.  4  H.G.B.  gelten 
gegenüber  den  Gläubigern  der  Kommandit-Gesellschaft  die  Einlagen 
der  Kommanditisten  als  nicht  geleistet,  soweit  diese  Gewinn-Anteile 
entnehmen,  während  ihi'e  Kapital-Anteile  durch  Verlust  miter  den 
Betrag  der  geleisteten  Einlage  herabgemindert  sind  oder  herabgemindert 
Averden  würden. 

Ursachen  für  Rückzahhmg  bezogener  Gewinne.  Wie  für  den  stillen 
Gesellschafter  mit  §337  Abs.  2  H.G.B.,  so  ist  für  den  Kommandi- 
tisten mit  §  169  Abs.  2  H.G.B.  bestimmt,  daß  auch  er  nicht  ver- 
pflichtet sein  soll,  den  bezogenen  Gewinn  wegen  späterer  Ver- 
luste zurückzuzahlen.  Diese  Bestimmung  schließt  aber  nicht  aus, 
daß  der  Kommanditist  empfangene  Gewinn- Anteile  an  die  Gesellschaft 
zurückzahlen  muß,  wenn  sie  ihm  irrtümlich  ausgezahlt  worden 
waren;  sei  es,  weil  sie  einer,  aus  irgend  einem  CJrunde  nachträglich  als 
falsch  erkannten  Bilanz  entstammten;  sei  es,  weil  sie  zur  buchmäßigen 
Deckung  auf  dem  Kapital-Konto  abgeschriebener  Verluste  zu  ver- 
wenden gewesen  wären.  Den  Gläubigern  der  Kommandit-Gesell- 
schaft gegenüber  ist  der  Kommanditist  nach  §  172  Abs.  5  H.G.B.  in 
keinem  Fall  zurückzuzahlen  verpflichtet,  was  er  auf  Grund 
einer  in  gutem  Glauben  errichteten  Bilanz  in   gutem    Glauben    als 
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Gewinn  bezogen  hat.  Der  gute  Glaube  (vgl.  über  dessen  rechtliche 
Vorausset  zu  nii  §  032  Abs.  2  B.G.B.)  muß  in  diesem  Fall  also  sowohl  bei 
dem  eventuell  bereicherten  Kommanditisten,  wie  auch  schon  bei  der 
Aufstellung  der  Bilanz  vorgelegen  haben;  hat  er  nachweislich  auf  nur 
einer  Seite  gefehlt,  so  haftet  der  Kommanditist  den  Gesellschaf ts- 
Gläiibigern  für  den  gesetzwidrig  empfangenen  Betrag. 

Yerteihiugs-Boispiel.  Im  Anschluß  an  die  vorstehenden  Darlegungen 
noch  ein  zahlcmnäßig  und  auf  den  Kapital-Konten  auch  buchmäßig 
durchgefühi'tes,  praktischer  Erfahrung  entstammendes  Beispiel  über 
die  Erfolgs- Verteilung  bei  der  Kommandit-Gesellschaft. 

Frau  Matz,  die  Witwe  des  Ende  1907  verstorbenen  Kaufmanns 
Karl  Matz,  hat  als  nunmehrige  Inhaberin  der  Firma  ihi-es  Mannes  mit 
dessen  Prokuristen,  Herrn  Keck,  mit  Wirkung  vom  1.  Januar  1908  an 
einen  Vertrag  dahin  geschlossen,  daß  beide  Parteien  die  erwähnte  Firma 
in  Form  einer  Kommandit-Gesellschaft  fortführen.  Frau  Matz  bringt 
von  dem  für  den  31.  Dezember  1907  m  Höhe  von  273498.60  M  bilanz- 
mäßig ausgewiesenen  Geschäfts-Verraögen  der  bisherigen  Einzelunter- 
nehmung 200  000, —  M  als  Kommanditistin  in  die  Gesellschaft  ein. 
Dieser  Betrag  ist  ihr  auf  einem  für  sie  zu  errichtenden  Kapital -Konto 
gutzubringen.  Mit  den  übrigen  73498,60  M  wird  Frau  !\Iatz  einfache 
Darlehns-Gläubigerin  auf  einem  neben  ihrem  Kapital-Konto  für  sie 
zu  eröffnenden  Kontokorrent -Konto.  Die  von  ihr  privatim  benötig- 
ten Gelder  entnimmt  Frau  Matz  zu  Lasten  dieses  Darlehns-Kontos,  das 
ihr  mit  5%  zu  verzinsen  ist.  Herr  Keck  beteiligt  sich  als  Komplemen- 
tär ;  jedoch  zunächst  lediglich  mit  seiner  Arbeitskraft,  was  seine 
persönliche  Haftung  den  Gläubigern  der  Kommandit-Gesellschaft 
gegenüber  aber  bekanntermaßen  nicht  ausschließt.  Daß  Herr  Keck 
die  praktische  Bedeutung  solcher  Haftungs-Gefahr  im  vorliegenden  Fall 
für  absolut  unwahrscheinlich  erachtet,  sei  nur  angedeutet.  Auf  Herrn 
Keck  entfallende  Gewinn-Anteile  werden  einem,  zu  diesem  Zweck 
für  ihn  zu  errichtenden  Kapital-Konto  gutgeschrieben.  Dieses  Kapi- 
tal-Konto wird  für  den  Schluß  jedes  Jahrs  außerdem  mit  6000, —  M 
Gehalt  zu  Lasten  des  Unkosten -Kontos  der  Gesellschaft  erkannt. 
Das  Kapital-Konto  des  Herrn  Keck  ^vi^d  dagegen  für  den  Schluß  jedes 
Jahrs  belastet  mit  dem  Debet-Saldo  seines  Privat-Kontos,  zu  dessen 
Lasten  Herr  Keck  für  jedes  Jahr  bis  zu  6000, —  M  aus  der  Gesellschafts- 
Kasse  zinsfrei  erheben  darf. 

Über  die  Erfolgs- Verteilung  selbst  enthält  der  Gesellschafts-Vertrag 
folgende  Bestimmungen : 

Zunächst  werden  die  Kapital- Anteile  der  Frau  Matz  und  des  Henn 
Keck  mit  5%  pro  anno  verzinst.  Soweit  der  Reingewinn  zu  solcher 
Verzin.sung  nicht  au.sreicht,  hat  diese  zu  einem  entsprechend  niedri- 
gem Satze  zu  geschehen.    Von  dem  über  die  Verzinsung  hinaus  sich  er- 
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gebenden  Gewinnrest  erhält  Herr  Keck  20%.  Geht  der  Gewinnrest 
über  20000, —  M  hinaus,  so  erhält  Herr  Keck  25%  des  überschießenden 
Betrags,  geht  der  Gewinm-est  über  30  000, —  M  hinaus,  so  erhält  er 
33^/3%  des  über  30000, — M  hinausgehenden  Betrags.  Den  danach  ver- 
bleibenden Rest  erhält  Frau  Matz. 

Am  Verlust  nimmt  Herr  Keck    nicht  teil. 

Ist  die  Einlage  der  Frau  Matz  durch  ihren  Anteil  am  Verluste  er- 
schöpft, so  werden  ihr  zwar  weitere  Verluste  belastet,  die  durch  ihr 
später  etwa  zufallende  Gewimi- Anteile  wieder  ausgegüchen  werden. 
Jedoch  ist  Frau  Matz  zur  Leistung  von  Zuschüssen  nicht  ver- 
pflichtet. 

Das  erste,  mit  dem  31.  Dezember  1908  schließende  Geschäftsjahr 
der  Kommandit-Gesellschaft  hatte,  dank  sehr  günstiger  Branche-Kon- 
junktur, einen  Reingewinn  von  43  977,10  M  gebracht.  Dessen  Ver- 
teilung hatte  sich  nach  den  vorstehend  mitgeteilten  vertraglichen  Be- 
stimmungen folgendermaßen  zu  gestalten: 

5%  Zinsen  auf  200  000, —  M  Kommandit-Einlage  der 

Frau  Matz =  10  000,—  M 

20%  Anteil  auf  die  ersten  20  000,—  M  des  noch 

(43977,10  M  •/.  10000,—  M  =)  33977,10  M  betragen- 
den GeAvinnrestes  an  Herrn  Keck =    4  000, —    ,, 

25%  Anteil  auf  die  folgenden  10  000,—  M  desgl.  .  .  =  2  500,—  „ 
3314%  Anteil  auf  die  noch  verbleibenden  3977,10  M 

desgl =    1  325,70    „ 

Übriger  Gewinnrest  für  Frau  Matz =26  151,40    ,, 

Reingewinn  (wie  oben):  43  977,10  M. 

Die  beiden  Kapital-Konten  zeigten  danach  für  1908,  da  die 
Privat-Entnahmen  des  Herrn  Keck  für  jenes  Jahr  5100, —  M  be- 
tragen hatten,  folgendes  Aussehen  (das  Darlehns-Konto  der  Frau  Matz 
ist  in  diesem  Zusammenhang  von  keinem  Interesse): 

Kapital-Konto  Keck 


1908 

1908 

Dezbr 

.31.  An  Übertrag  der 

Dezbr.  31.  Per  Gehalt    pro 

Entnahmen 

1908    .    .    .    6000,-  M 

vom   Privat- 

„       „      „    Gewinn-An- 

Konto .    .    .    5100,-  M 

teil  pro  1908 

,.      „  Saldo     .    .    .    8725,70   „ 

(M4000,- 

^-^ 

-(-2500,- 
+  1325,70 

=  )    7825,70   „ 

13  825,70  M 

13  825,70  M 
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Kapital-Konto  Frau  Matz 


1908 

Dezbr.  31.  An  Saldo  .    .    .236  101.40  M 


236  151,40  M 


1908 

Januar    1.  Per  Komman- 

(iit-Einlage  200000,—  M 
Dezbr.  31.     ..    Einlage- 
Zinsen  pro 

1908    .    .    .    10  000,-    „ 
,.       .,    Gewinn- 

Anteil.    .    .  26  151,40   „ 

236  151,40  M 


Koiilrollrochto  dos  Koiniiiaiidiüsten.  Schließlich  sei  noch  des  dem 
Kommanditisten  gesetzlich  zustehenden  Kontrollrechts  gedacht.  Die- 
ses Recht  regelt  §  166  H.G.B.  Der  Inhalt  dieses  Paragraphen  deckt 
sich  wörtlich  mit  demjenigen  des  §  338  H.G.B.,  womit  das  Kontroll- 
recht des  stillen  Gesellschafters  gesetzlichen  Ausdruck  gefunden  hat. 
Wenn  im  §  166  H.G.B.  auf  §  118  H.G.B.,  im  §  338  H.G.B.  an  derselben 
Stelle  hingegen  auf  §  716  B.G.B.  verwiesen  ist,  so  ist  dies  darin  begrün- 
det, daß  die  stille  Gesellschaft  keine  Handels-Gesellschaft  ist.  weshalb 
für  sie  —  im  Gegensatz  zur  Kommandit-Gesellschaft,  die  zu  den  Handels- 
CJesellschaften  zu  zählen  ist  —  subsidiär  die  Bestimmungen  des  bürger- 
lichen Rechts  über  die  Gesellschaft  anzuwenden  sind.  Da  der  Wortlaut 
des  §118  H.G.B.  mit  dem  des  §716  B.G.B.  übereinstimmt,  besteht 
zAvischen  den  Vorschriften  der  §§  166  und  338  H.G.B.  tatsächlich  kein 
Unterschied.  Deshalb  gelten  die  auf  S.  390  bis  393  über  das  Kon- 
trollrecht des  Stillen  gemachten  Ausführungen  sinngemäß 
auch  für  das  Kontrollrecht  des  Kommanditisten.  Nur  der 
Bemerkung  bedarf  es  an  dieser  Stelle,  daß  die  dem  von  der  Geschäfts- 
führung ausgeschlossenen  Komplementär  mit  §  118  H.G.B. 
zugestandenen,  in  dessen  persönlicher  Haftung  begründeten  weiteren 
Kontrollrechte  dem  Kommanditisten  selbst  dann  nicht  zukommen, 
Avenn  er  etwa  zur  aktiven  Teilnahme  an  der  Geschäftsführung  berufen 
ist.  Zwar  wird  eine  gewisse  Erweiterung  des  gesetzlichen  Kon- 
trollrechts sich  für  den  Kommanditisten,  je  nach  dem  Um- 
fang seiner  Teilnahme  an  der  Geschäftsführung,  mehr  oder 
weniger  von  selbst  ergeben.  Daraus  folgt  aber  nicht,  daß  der  Kom- 
manditist seine  Teilnahme  an  der  Geschäftsführung  dazu  benutzen  darf, 
sein  Kontrollrecht  über  die  ihm  durch  §  166  H.G.B.  gezogenen  Gren- 
zen hinaus  zu  erweitern,  wenn  er  zu  solcher  Erweiterung  seiner  Befugnis 
nicht  etwa  auf  Grund  vertraglicher  Vereinbarungen  berechtigt  ist. 
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E.  Gewiini-Yertoiluiig  hei  der  Aktioii-(70selIscliaft. 

Vergleich  der  Gewinn-  mit  der  Veiiust-Verteiluiiü:  bei    der  A.(».  In 

der  Überschrift  zu  diesein  Abschnitt  sage  ich  absichtlich  nicht  ..Er- 
folgs"'-, sondern  nur  „Gewinn-" Verteilung.  Und  zwar  aus  dem 
Gedanken  heraus,  daß  — -  im  Gegensatz  zur  Erfolgs- Verteilung  bei  der 
Off.  Hges.  und  bei  der  Komm. -Ges.  — bei  der  Aktien-Gesellschaft  nur 
die  Gewinn -Verteilung  individuellen  Charakter  hat,  daß  dagegen 
von  einer  Verteilung  des  Verlustes  während  des  (hier  nur  in  Frage 
kommenden)  Bestehens  der  Gesellschaft  nicht  gesprochen  werden  kann. 
Denn  bilanzmäßige  Verluste  kommen  bei  der  Aktien-Gesellschaft, 
als  einer  reinen  Kapital-Gesellschaft,  bekanntermaßen  lediglich  durch 
buchmässigen  Vortrag  im  Soll  des  Gewinn-  und  Verlust-Kontos 
ztim  Ausdruck,  also  ausschließlich  sachlich  und  summarisch,  d.  h. 
ohne  irgend  welche  Beziehung  zu  den  Beteiligungs- Quoten  (Aktien)  der 
einzelnen  Aktionäre.  Die  Tatsache,  daß  bilanzmäßige  Verluste  seiner 
Gesellschaft  dem  einzelnen  Aktionär  bei  der  Veräußerung  seiner  Aktien 
oder  im  Fall  der  Liquidation  oder  des  Konkurses  der  Aktien-Gesellschaft 
unmittelbar  fühlbar  werden,  ändert  nichts  an  dem  vorstehend  begründe- 
ten, für  die  Zwecke  dieser  Arbeit  allein  maßgebenden  Gedanken. 

Welche  Beziehungen  bilanzmäßige  VerUiste  der  Aktien-Gesell- 
schaft zu  deren  Reserven  bekommen  können,  wird  bei  der  Besprechtmg 
der  Bildung  und  Verwendung  echter  Reserven  noch  gezeigt  werden. 

Disposition.   Im  übrigen  handeln  die  folgenden  Ausführungen  dem- 
nach nur  von  der  Gewinn -Verteilung  bei  Aktien-Gesellschaften.     Die 
Darstellung  wird  sich  beziehen  auf: 
I.  Reserven. 
II.  Tantiemen. 

III.  Dividenden. 

Inhalt  des  Begriffs  „Gewinn-Verteilung"  bei  der  A.  G.  Hiermit 
sollgleichzeitiggesagtsein,  daß  der  Begriff  der ,, Gewinn- Verteilung" 
bei  der  Aktien-Gesellschaft  seinem  Inhalt  nach  im  Normalfall  (also 
unter  Ausschluß  außerordentlicher  Gewinn-Verwendung)  drei  ver- 
schiedenartige Vorgänge  umfaßt: 

1.  die  Bestimmung  und  rein  buchmäßige  Verwendung  von 
Teilen  des  bilanzmäßigen  Reingewinns  zur  Bildung  oder  Stärkung  ech- 
ter Reserven ; 

2.  die  Feststellung  und  Gutschrift  oder  Auszahlung  weiterer 
Teile  des  bilanzmäßigen  Reingewinns  als  Tantiemen  zum  Zweck  der 
Vergütung  für  geleistete  Arbeit  an  Aufsichtsrat,  Vorstand  und  Beamte 
[für  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  bedeutet  die  Tantieme  vielfach 
mehr  eine  Vergütung  für  das  Haftungs-Risiko  nach  §§  246  und  249 
H.G.B.  (nicht  selten  auch  für  Repräsentation  und  dekorativ  wirkende 
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Xamen).  als  fiir  positive,  im  IiittTosse  der  Gesellschaft  geleistete  Klein- 
arbeit] . 

3.  tlie  Festsetzung  und  Ciutschrift  oder  Auszahlung  sonstiger 
freier  Teile  des  bilanzmäßigen  Reingewinns  zugunsten  der  Gesellschafter 
(Aktionäre)  als  Entgelt  (Dividende)  für  Kapital- Verzinsung  und 
Risiko-Prämie. 

Die  Gewinn- Verteilung  bei  der  Aktien-Gesellschaft  vollzieht  sich 

—  auch  zeitlich  genommen  —  vermöge  dreier,  verschiedenartiger  Vor- 
gänge, von  denen  der  eine  immer  die  Folge  des  voraufgegangenen  ist. 
Diese  drei  Vorgänge  sind: 

1.  Vorschläge  des  Vorstands  vnid  des  Aufsichtsrats  übei-  die 
Gewinn- Verteiliuig  an  die  Generalversammlung; 

2.  Beschlußfassung  der  Generalversammlung  darüber; 

3.  Ausführung  dieser  Beschlüsse  durch  die  bei  der  Gesellschaft 
zu   diesem   Z\\eck   vorzunehmenden  Buchungen  und  Auszahlungen. 

Demnach  sind  die  auf  die  Gewinn- Verteilung  bezüghchen  Vor- 
gänge teils  vorbereitender,  teils  ausführender  Natur. 

Soweit  diese  Vorgänge  im  Rahmen  der  folgenden  Ausführinigen 
von  Bedeutung  sind,  Avird  darauf  eingegangen  werden. 

(iewinii  und  Yerliist  als  besondere  Bilanzzahlen.  Vorweg  sei  hervor- 
gehoben, daß  nach  §261  Ziff.  6  H.G.B.  Gewinn  oder  Verlust  der 
Aktien -Gesellschaft  ,,am  Schluß  der  Bilanz  besonders  an- 
gegeben werden   muß". 

Diese  gesetzliche  Zwangsvorschrift  ist  unbedingt  berechtigt. 
Denn  die  am  Gedeihen  einer  Aktien-Gesellschaft  interessierten  Per- 
sonen (Aktionäre,  Gesellschafts-Gläubiger,  Obligationäre,  Bilanz-Kri- 
tiker u.  a.)  müssen  der  Bilanz  (ebenso  auch  der  Gewinn-  und  Verlust- 
Rechnung)  die  Gewinn-  oder  Verlustzahl  ohne  weiteres  entnehmen 
können.    Das  ist  aber  nur  möglich,  wenn  jene  Zahl  in  der  Bilanz  (und 

—  in  Übereinstimmung  damit  —  auch  in  der  Gewinn-  und  Verlust- 
Rechnung)  als  solche  gesondert  angegeben  wird.  Streng  genommen 
müßte  eine  auf  solchen  gesonderten  Erfolgs-Ausweis  gerichtete  gesetz- 
liche Vorschrift  überflüssig  sein.  Denn  der  Saldo  der  Erfolgs-Rechnung 
(des  Gewinn-  und  Verlust-Kontos),  also  der  bilanzmäßige  Gewinn  oder 
Verlust,  hat  bei  der  Aktien-Gesellschaft  ohnehin  als  besondre  Größe 
zum  buchmäßigen  und  demzufolge  auch  bilanziellen  Ausdruck  zu  kom- 
men, weil  er  auf  dem.  lediglich  die  statutarische  Höhe  des  Aktien-Kapi- 
tals ausweisenden  Kapital-Konto  nicht  Platz  finden  kann.  Daß  die 
beregte  Gesetzes- Vorschrift  dennoch  einem  sehr  realen  praktischen 
Bedürfnis  entspringt,  beweisen  die  noch  immer  nicht  ausgerotteten 
Verstöße  gegen  die  bilanzklare  Darstellung  des  Reinerfolgs  bei  der  Ak- 
tien-Gesellschaft. 

Vorsffißc   (hiir<'i;<'H.     Diese   Verstößt^   kfimien   mehi-facher  Art   sein. 
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So  findet  beispielsweise  nicht  allzu  selten  eine  Aufrechnung  des 
letztjährigen  bilanzmäßigen  Verlustes  gegen  einen  aus  der 
Vorperiode  übernommenen  bilanzmäßigen  Gewinn-Vor- 
trag statt,  so  daß  in  der  Bilanz  und  in  der  Erfolgs-Rechnung  nur  der 
noch  verbleibende  Rest  des  Verlustes  sichtbar  gemacht  wird,  während 
(durch  Subtraktion  in  der  Vorkolonne)  richtigerweise  doch  sowohl  die 
Verlust-,  wie  auch  die  Gewitinzahl  zur  Erscheinung  zu  kommen  haben. 
Hin  und  wieder  bringt  man  einen  etwa  entstandenen  bilanzmäßigen 
Verlust  sogleich  und  ohne  weiteres  von  einer  geeigneten 
echten  Reserve  in  Abzug.  Oder  man  läßt  den  bilanzmäßigen  Ge- 
winn auf  einem  zu  diesem  Zweck  geschaffenen  echten  Re- 
serve-Konto unter  den  Kreditoren  verschwinden  (wenn  man 
ihn  als  ,, stille"  Reserve  vorerst  nicht  gar  gänzlich  untertauchen  läßt). 
Im  letztgenannten  Fall  schaltet  man  das  der  Generalversammlung  mit 
§  260  Abs.  1  H.G.B.  gegebene  Recht  auf  Gewimi- Verteilung  aus,  weil 
der  zur  Beschlußfassung  durch  die  Generalversammlung  auszuweisende 
Reingewinn  auf  die  angedeutete  Weise  widerrechtlich  bereits  vorher 
verborgen  worden  ist.  Anders  läge  dieser  Fall  jedoch  dann,  wenn  die 
Rückstellung  des  Reingewinns,  bei  gleichzeitiger  Angabe  seiner 
Höhe  und  der  Art  seiner  buchmäßigen  Verwendung,  im  Geschäfts- 
Bericht  erwähnt  worden  wäre.  Ein  unbedingt  abzulehnendes,  nicht 
selten  auf  Verschleierung  eines  bilanzmäßigen  Verlustes  hinaus- 
laufendes Verfahren,  das  besonders  in  Bilanzen  von  Industrie-Unter- 
nehmungen vorkommt,  besteht  darin,  bilanzmäßig  als  ,, Gewinn" 
nur  den  Bruttogewinn  auszuweisen  und  die  meist  sehr  bedeutenden 
Abschreibungen  auf  Betriebs-Gegenstände,  die  den  ,, Gewinn"'  oft  in 
einen  Verlust  verkehren,  der  Generalversammlung  durch  eine,  von  der 
Bilanz  getrennte  Aufstellung  im  Geschäfts-Bericht  zur  Beschlußfassung 
zu  unterbreiten.  Nicht  selten  wird  gegen  die  Forderung,  den  bilanz- 
mäßigen Reingewinn  als  Sonderposten  auszuweisen,  auch  dadurch  ver- 
stoßen, daß  die  der  Generalversammlung  zur  Beschlußfassung  zu  unter- 
breitenden Vorschläge  zur  Gewinn-Verteilung  buchmäßig 
schon  vorweg  durchgeführt  werden.  Dann  erscheint  eben  nicht 
der  Reingewinn  als  solcher  in  der  Bilanz,  sondern  an  seiner  Stelle  tritt 
(für  den  Fall  einer  Dividenden-Verteilung)  das  Dividenden-Konto  auf, 
und  außerdem  erscheinen  neu  oder  mit  verstärkten  Beträgen  alle  Kon- 
ten, die  aus  dem  Reingewinn  dotiert  werden  sollen  (vgl.  über  die  buch- 
mäßig durchgeführte  Gewiim- Verteilung  die  beiden  Bilanz-Beispiele 
auf  S.  52  und  53).  Erteilt  die  Generalversammlung  jenen  Verteilungs- 
Vorschlägen  ihre  Zustimmung,  so  bleibt  die  buchmäßige  Vorwegver- 
teilung des  Reingewinns  zwar  als  nunmehr  berechtigt  bestehen;  doch 
wird  dadurch  nichts  geändert  an  dei;  Tatsache,  daß  sie  vorher  nach 
§  261  Ziff.  6  gesetzwidrig  war.   Die  Überschreitung  dieser  Vorschrift 
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in  irgend  einer  Kichtung  ist  auch  dann  unstatthaft,  wenn  Direk- 
tion und  Aufsichtsrat  im  unbedingten  Besitz  der  Aktien- 
Majorität  sind,  von  den  anderen,  in  der  Generalversammlung  ver- 
tretenen Aktionären  somit  eine  erfolgreiche  Bekämpfung  ihrer  Gewinn- 
verteilungs -Vorschläge  nicht  zu  fürchten  haben.  Denn  die  General- 
versannnlung  hat  Anspruch  auf  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften ohne  Rücksicht  darauf,  ob  ihr  daran  ein  niir  noch  formales 
Interesse  verbleibt. 

Die  buchmäßige  Durchführung  der  Gewinn-V^erteilung 
ist  demnach  von  der  Bilanz  selbst  getrennt  zu  halten. 
Das  geht  übrigens  auch  aus  §  246  Abs.  1  Satz  3  H.G.B.  hervor,  wo  die 
Bilanzen  und  die  Vorschläge  zur  Gewinn- Verteilung  als  getrennte  Be- 
griffe behandelt  sind.  Allerdings  steht  nichts  entgegen,  neben  der  ordent- 
lichen Jahresbilanz  mit  eindeutig  ausgcA^nesener  ReingcAvinn-  oder  Rein- 
verlustzahl noch  eine  zweite  Bilanz  mit  bereits  verrechneter  Gewinn-Ver- 
teilung aufzustellen  und  zu  veröffentlichen.  Dies  t/ut  man  jedoch  meist 
nicht;  sondern  man  beschränkt  sich  darauf,  den  Ge\\innverteilungs- 
Vorschlag  im  Geschäfts-Bericht  mitzuteilen  mid  (oder)  ihn  am  Fuß  der 
Bilanz  oder  vor  deren  Strich  zu  vermerken. 

rnzureieheude  Fonniilierung  von  §  261  Ziff.  6  H.G.B.  Aber  selbst, 
wenn  man  nach  dem  Wortlaut  der  Vorschrift  des  §  261 
Ziff.  6  H.G.B.  bilanziert,  kann  der  ])ilanzmäßige  Erfolgs- 
Ausweis  unklar  bleiben  oder  zu  falschen  Schlüssen  ver- 
leiten. 

Beispiele  dafür.  Der  Beweis  hierfür  soll  erbracht  werden  an  nach- 
stehenden vier  Hauptfällen,  bei  deren  bilanztechnischen  Durchführung 
(in  runden  Zahlen)  ich  mich  auf  die  nur  summarische  Wiedergabe  der 
Aktiva-  und  Passiva-Posten  beschränke: 

1.  Der  Verlust  für  das  letzte  Geschäftsjahr-  hat  16  590  M,  der  Ver- 
lust-Vortrag aus  den  Vorjahren  31  300  M  ))etragen.  Daraus  ergäbe  sich 
ein  Gesamt  Verlust  von  47  800  M,  der  nach  deui  Wortlaut  des  §261 
Ziff.  6  H.G.B.  bilanzmäßig  so  auszuweisen  wäre: 

Aktiva 421  300—  M  I  Aktien-Kapital      .    .300  000,—  M 

V^-rlust 47S(»(».—   ,,       Schulden 16<)  lOO,—   „ 

Die  dazu  gehörige  Erfolgs-Rechnung  könnte   lauten: 


Verlust-Vortrag      .   31  300,—  M      Rohgewinn  an  Waren  81  900,—  M 
Unko.sten !>8  400,—  „    '  Gesamtverlust    .    .   47  800,—   „ 

Obgleich  der  vorstehende  Bilanz-Ausweis  der  gesetzlichen  Vor- 
schrift entspricht,  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  die  Angabe  des 
Verlustes    mit  47  800, —  M  in    einer    Zahl    unvollständig    und 
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irref iihreiul  ist.  l'nvollstäiidig.  weil  ;uis  dt-r  liilaiiz  allein  nicht  er- 
sichtlich ist.  (laß  die  Zahl  von  47  800, —  M  neben  dem  letzt  jährigen 
Verhist  von  16  500. —  M  noch  einen  Verlnst- Vortrag  von  31  300,—  M 
einschheßt  und  infolgedessen  iireführend.  weil  nicht  sachverständige 
Bilanzleser  und  solche,  denen  die  Vorjahrs- Bilanz  zum  Vergleich  nicht 
zur  Verfügung  steht,  leicht  meinen  können,  der  gesamte  Betrag  von 
47  SOO. —  M  sei  im  letzten  Geschäftsjahr  verloren  worden. 

Zweckmäßig  wäre  demgegenüber  folgender  Bilanz- Ausweis: 


Aktiva    .... 

Verlust- 

.    .  421300,- 

M 

..      47  800.- 

-M  ' 

Aktien-Kapital 

Schulden    .    .    . 

.    .300  000,— 
.  169  100.— 

M 

Vortrag   31  30t>.— 
-f  Dies- 
jäluiger 
Verlust    r6  000,— 

Im  Einklang  hiermit  würde  die  Erfolgs-Reehnung  auszusehen 
haben : 

Verlust-Vortrag     .    .    31  300,—  M  '  Rohgewinn  an  Waren    81  900.—  M 

Unkosten 98  400,—   ,,       Verlust- 
Vortrag    31300,— M 
-f-  Dies- 
jähriger 
Verlust     16  500,—   „    47  800,—  ,,. 

2.  Der  Verlust  für  das  letzte  Geschäftsjahr  hat  16  500, —  M.  der 
Gewinn-Vortrag  aus  dem  Vorjahr  5300. —  M  betragen.  Dann  Bilanz- 
Ausweis  nach  dem  Wortlaut  des  §261  Ziff.  6  H.G.B.: 

Aktiva 421300,—  M   j   Aktien-Kapital     .    .300  000.—  M 

Verlust 11200.—   ..    |   Schulden 132  500.—  ,,. 

Und  die  Erfolgs-Rechnung: 

Unkosten 98  400,—  M      Gewinn- Vortrag    .    .     5  300.— M 

Rohgewinn  an  Waren  81  900, —  ,, 
Verlust 11200,—  ..  . 


Auch  hier  würde  der  Wortlaut  des  Gesetzes  eine  unvollständige 
und  irreführende  bilanzielle  Darstellung  des  Verlustes  nicht  hindern. 
Denn  aus  der  Bilanz  würde  weder  der  Gewinn-Vortrag, 
noch  der  letztjährige  Verlust  erkennbar,  und  aus  der  Erfolgs- 
Rechnung  könnten  nicht   sachkundige  Interessenten   auf  einen   letzt- 
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jährigen    V(H-lust    von    11200, —  M    schließen,    obgleich    dieser    doch 
16  500.—  M  beträgt. 

Diese  Nachteile   würden  entfallen   bei  folgender  Art  des   Bilanz- 
luul    Erfolgs-Ausweises: 


Aktiva 421  300,- 

-M 

Aktien-Kapital 

.    .300  000.— 

M 

Dies- 

Schulden    .    .    . 

.    .132  500,— 

^  ^ 

j  ähriger 

\'crlust      l(j  500.—  M 

•j.Gewinn- 

Vortrag       5  300,—  ,,    11200.- 

J! 

Und: 


Unkosten 98  400,—  M      Gewinn- Vortrag     .    .     5  300,—  M 

Rohgewimi  an  Waren  81.900, —  ,, 
Dies- 
jähriger 
Verlust     16  500,— M 

I   •/•  Gewinn- 

I  Vortrag     5  300,—  „     11  200,—  „  . 

3.  Der  Gewinn  für  das  letzte  Geschäftsjahr  hat  24  700.—  M,  der 
Verlust- Vortrag  aus  dem  Vorjahr  9500, —  M  betragen. 
Dann  Bilanz-Ausweis  nach  §261  Ziff.  6  H.G.B.: 


Aktiva 421300,—  M  |  Aktien-Kapital     .    .300  000,— M 

Schulden    .....  106  100,—  „ 


i  Gewinn 15  200,— 


Und  der  Erfolgs-Ausweis: 

Verlust- Vortrag    .    .     9  500,—  M 

Unkosten 98  400.—  „ 

Gewinn 15  200. —  .. 


Rohgewinn  an  Warenl23  100,— M. 


Nach  den  oben  zu  i  und  2  gemachten,  sinngemälj  auch  hierzu  gül- 
tigen Ausführungen  wären  nachstehende  Darstellungsformen 
vorzuziehen: 


Aktiva 421  300,—  M      Aktien-Kapital     .    .   300  000,— M 

Schulden 106  100,—  „ 

Dies- 
jähriger 

Gewinn     24  700,—  M 
•/.Verlust- 
Vortrag       9  500,—  . .     15  2(  »0.—  „  . 
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Und 


Verlust- Vortrag     .    .       9  500,— M      Rohgewinii  an  Waren  li>:}  100,— M. 

Unkosten 98  400,—  ,,     i 

Dies- 
jähriger 

Gewmn      24  700,— M 
•/.Verlust- 
Vortrag        9  500 ,—  , ,    1 5  200 .—  , . 

4.  Der  Gewinn  für  das  letzte  Geschäftsjahr  hat  24  700, —  M,  der 
Gewinn- Vortrag  aus  dem  Vorjahr  3100, —  M  betragen. 
Xaeh  §261  Ziff.  6  H.G.B.  dann  Bilanz-Ausweis: 


Aktiva 421  300.—  M 


Und  der  Erfolgs-Ausweis: 


Aktien-Kapital     .    .  300  000,— M 

Schulden 93  500,—  ,. 

Gewinn 27  800,—  ... 


Unkosten 98  400,- 

Gewinn 27  800,- 

Vorzuziehen   wären  : 
Bilanz-Ausweis : 


M      Gewinn- Vortrag   .    .      3100,— M 
,,       Rohgewinn  an  Waren  123100, —  ,,  . 


Aktiva 421  300,—  M 


Aktien-Kapital     .    .  300  000.— M 

Schulden 93  500,—  „ 

Gewinn- 
Vortrag       3  100,— M 
-f  Dies- 
jähriger 
Gewinn      24  700,—  „   27  800,—  „ . 


Gewinn- Vortrag    .    .      3  100, —  M 
Rohgewinn  an  Waren  123  100, —  ,,  . 


Erfolgs- Ausweis : 

Unkosten 98  400,—  M 

Gewinn - 

Vortrag       3  100,—  M 
-f  Dies- 
jähriger 
Gewinn     24  700,—  ,,    27  800,—  ,. 


Vorschlag  zur  Änderung  von  §261  Zilt.  6  H.G.B.  Nach  diesen 
Darlegungen  würde  ich  im  Interesse  bilanzklarer  Erfolgs- 
Ausweise    in    den    Bilanzen    und    Erfolgs-Rechnungen    der 
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Kapital-Gesellschaften  an  Stelle  der  jetzigen  Fassung  des 
§261  Ziff.  6  H.CB.  folgenden  Wortlaut  für  zweckmäßig 
halten: 

Der  sich  bilanzmäßig*)  ergebende  Remgcwinn  oder  Keinverlust 
ist  am  Schluß  der  Bilanz  mid  der  Gewinn-  imd  Verlust-Rechnung  als 
besondrer  Posten  anzugeben.  Sofern  Gewinn-  oder  Verlust-Vorträge 
aus  den  Vorjahren  vorhanden  sind,  ist  jene  Angabe  so  zu  gestalten, 
daß  der  Reinerfolg  des  letzten  Bilanzjahrs  neben  dem  Vortrag  aus 
dem  Vorjahr  gesondert  erkennbar  wird. 

Mit  solcher  Vorschlaft  würde  den  an  zahlenmäßigen  Beispielen 
vorstehend  erwiesenen  Mängeln  der  jetzigen  bezüglichen  Gesetzes- 
bestimnunig  abgeholfen  \md  diese  nicht  allein  auf  den  Erfolgs-AusMeis 
in  der  Bilanz  (Vermögens -Rechnung),  sondern  außerdem  auch  be- 
zogen auf  denjenigen  in  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  ( Erfolg s- 
Rechmnig).  die  für  Aktien-Gesellschaften  nach  §200  Abs.  2  H.G.B. 
ebenfalls  eine  unerläßliche  Rechmmg  ist. 

1.  Kcsi'rvi'U. 

Wesen  und  Aufgabe  der  echten  Roserve-Konten.  Wie  die  Kapital- 
Konten  haben  auch  die  echten  Reserve-Konten  bei  Gewinne  verteilen- 
den Unternehmungen  die  Aufgabe,  Teile  des  Geschäfts- Vermögens 
in  der  ihnen  entsjJrcchenden  Werthöhe  von  der  Gewinn-Verteilung 
zurückzuhalten.  Darin  Hegt  gleichzeitig  auch  die  eminent  prak- 
tische Wirkung  der  Kapital-  und  echten  Reserve-Konten.  Warum 
diese  Konten  (wie  auch  die  Kontierung  der  Unterbilanz  auf  der  Aktiva- 
Seite)  nicht  auf  materieller  Grundlage  beruhen,  sondern,  buchtech- 
nisch genommen,  nur  rechnerische  Bedeiitung  (allerdings  mit 
der  vorstehend  erwähnten  praktischen  Wirkung)  haben,  und  daß  sie 
deshalb  nur  Quasi-  oder  Pseudo- Passiva  oder  (wie  der  Unterbilanz- 
Po.sten)  solche  Aktiva  sind,  ist  auf  S.  23.  3ß  und  51 — 52  bereits  dar- 
gelegt worden. 

Offene  und  versteckte  oder  stille  echte  Reserven,  Echte  Reserven 
l>rauchen  buchtechnisch  und  bilanzmäßig  nicht  immer  offen  aus- 
gewiesen zu  werden,  sondern  sie  können  bekanntlich  auch  ..stiller" 
(geheimer)  oder ,, versteckter"  Natur  sein.  Als  stille  oder  versteckte 
Reserven  sind  die  echten  Reserven  für  die  Gewinn-Vertei- 
lung von  gleicher  praktischer  Bedeutung  wie  die  buch- 
mäßig,   also   ..offen",    ausgewiesenen:  denn  auch  durch  die  mit 


*)  Mit  die.ser  Formulierunji  würde  auch  ausgeschaltet  die  (auf  8.  36  und  51 
bereits  für  unhaltbar  erklärte)  Auffassung  des  Gesetzgebers,  wonach  Gewinn  oder 
Verlust  sich  ,,aus  der  V^ergleichung  sämtlicher  Aktiva  und  sämtlicher  Passiva 
ergeben"  sollen.  Nach  dieser  Auffassung  wäre  auch  das  Gesellschafts-Kapital 
als  echtes  Pa.s.sivum  (echte  Schuld)  anzusehen! 
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stillen  oder  versteckten  Reserven  identischen  Unterbewertinigen  der 
Aktiva  oder  Überbcwi-itungen  der  Passiva  wird  Ciesellschafts- Vermögen 
im  selben  Maße  wie  durch  die  offen  ausgewiesenen  Reserven  von  der 
Verteihnig  zurückgehalten,  weil  es  auf  das  gleiche  hinausläuft,  ob 
richtig  bewertete  Vermögensteile  durch  offene  echte  Reserven  rech- 
nungsmäßig gekürzt  werden,  oder  ob  die  Vermögensteile  von  vorn- 
herein im  Wege  der  Bildung  stiller  oder  versteckter  Reserven  der 
U  n  t  e  r  b  e  w  e  r  t  u  n  g  verfallen . 

Buchmäßig  offene,  bilaiizinüßig  versteckte  echte  Reserven.  Da- 
neben ist  ferner  zu  bemerken,  daß  aus  den  Büchern  der  Gesell- 
schaft offen  erkennbare  echte  Reserven  nicht  immer  auch 
aus  der  Bilanz  heraus  ersichtlich  werden  müssen.  Nehmen 
wir  an,  eine  Bankunternehmung  habe  (wie  dies  z.  B.  bei  dem  dauernd 
hohen  Bankdiskont  im  Jahr  1913  oft  der  Fall  war)  auf  dem  Zinsen- 
konto einen  überdurchschnittlich  hohen  Gewinn  erzielt.  Vorstand  und 
Aufsichtsrat  kommen  überein,  einen  Teil,  sagen  wir  300000, —  M, 
dieses  Zinsengewinns  in  Reserve  zu  stellen,  ohne  dies  jedoch  bilanz- 
mäßig sichtbar  werden  zu  lassen  und  ohne  im  Geschäfts-Bericht  darüber 
etwas  anzudeuten.  Dann  wird  vom  Buchhalterei-Vorsteher  im  Ab- 
schluß-Memorial gebucht :  Zinsen-Konto  an  Zinsenvortrags-  (Zinsen- 
reserve- oder  dgl.-)  Konto,  für  Rückstellung  aus  dem  Zinsenüberschuß 
=  300000, —  M.  Aus  der  Buchhaltung  selbst  ist  diese  Reserve  mit- 
hin vnischwer  ersichtlich.  Nicht  dagegen  aus  der  Bilanz,  weil  das 
Zinsenreserve-Konto  unter  den  Kreditoren  bilanziert  wer- 
den soll  und  nach  außen  infolgedessen  nicht  erkennbar  werden  kann. 

Offen  bilanzierte  Reserven  nicht  unbedingter  Soliditäts-Beweis.  Aus 
allen  vorgenannten  Gründen  ist  weder  ratsam,  noch  möglich, 
allein  aus  der  Höhe  offen  bilanzierter  echter  Reserven 
Schlüsse  auf  die  innere  Stärke  einer  Aktien-Gesellschaft 
zu  ziehen.  Denn:  offen  bilanzierte,  hohe  echte  Reserve- Beträge 
können  in  Wirklichkeit  durch  unzulässige  Überbewertungen  der  Aktiva 
oder  durch  ebensolche  Unterbewertungen  der  Passiva  mehr  oder  we- 
niger bereits  aufgebraucht  sein;  in  anderen  Fällen  können  dagegen 
neben  den  offen  bilanzierten  echten  Reserven  noch  bedeutende  stille 
Reserven  in  der  Unterbewertimg  aktiver  Besitzteile  oder  in  der  Über- 
bewertung der  Schulden  versteckt  sein;  aus  der  Buchhaltung  heraus 
können  große  echte  Reserven  feststellbar  sein,  ohne  daß  die  veröffent- 
lichte Bilanz  irgend  einen  Anhalt  dafür  zu  bieten  braucht,  weil  diese 
Reserven  in  der  Kreditoren-Summe  enthalten  sind.  Und  so  fort.  Im 
großen  und  ganzen  lehrt  die  Erfahrung:  bei  normal  ren- 
tierenden und  geleiteten  Aktien-Gesellschaften  sind  die  offen  bilan- 
zierten echten  Reserven,  dank  richtiger  Bewertung  der  Vermögens- 
teile, als  im  Eventualfall  auch  wirklich  zu  realisierende  Größen  anzii- 
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sehen;  bei  überdurchschnittlich  gut  rentierenden  mid  geleiteten  Gesell- 
schaften wird  außer  der  vorgenannten  Annahme  die  andre  berechtigt 
sein,  daß  neben  den  offen  bilanzierten  echten  Reserven  mehr  oder 
minder  starke  stille  Rücklagen  in  der  Bewertung  der  Vermögensteile 
versteckt  sind ;  dagegen  kann  man  bei  ungünstig  arbeitenden  Aktien - 
Unternehmungen  nicht  selten  feststellen,  daß  die  offen  bilanzierten 
echten  Reserven  teilweise  oder  gar  gänzlich  nur  papierene  Größen  sind, 
die  ihre  Existenz  lediglich  der  bei  der  Liquidation  offenbar  werdenden 
Überbewertung  der  Vermögensteile  verdanken. 

Bei  der  Aktien-Gesellschaft  können  die  echten  Reserven  gesetz- 
licher oder  freiwilliger  Natur  sein. 

Gesetzliche  Reserven. 

Über  die  aktiem-echthch  vorgeschriebenen  echten  Reserven  be- 
stimmt 

§262  H.G.B.  Zur  Deckung  eines  aus  der  Bilanz  sich  ergebenden  Verlustes 
ist  ein  Reservefonds  zu  bilden.   In  diesen  ist  einzustellen: 

1.  von  dem  jährlichen  Reingewinne  mindestens  der  zwanzigste  TeU  so  lange, 
als  der  Reservefonds  den  zehnten  oder  den  im  Gesellschafts-Vertrage  bestimmten 
höhern  Teil  des  Grundkapitals  nicht  überschreitet; 

2.  der  Betrag,  welcher  bei  der  Errichtung  der  Gesellschaft  oder  bei  einer 
Erhöhung  des  Grundkapitals  durch  Ausgabe  der  Aktien  für  einen  höhern  als  den 
Nennbetrag  über  diesen  und  über  den  Betrag  der  durch  die  Ausgabe  der  Aktien 
entstehenden  Kosten  hinaus  erzielt  wird; 

3.  der  Betrag  von  Zuzahlungen,  die  ohne  Erhöhung  des  Grundkapitals  von 
Aktionären  gegen  Gewährung  von  Vorzugsrechten  für  ihre  Aktien  geleistet  werden, 
soweit  nicht  eine  Verwendung  dieser  Zahlungen  zu  außerordentlichen  Abschrei- 
bungen, oder  zur  Deckung  außerordentlicher  Verluste  beschlossen  wird. 

Für  die  Zwecke  dieses  Buchs  kommt  die  Besprechung  der  außer- 
ordentlichen, aus  Überpari-Eraissionen  und  Zuzahlungen  gegen 
Vorzugsrechte  entstehenden  echten  Reserven  nicht  in  Betracht.  Wir 
haben  hier  nur  mit  den,  aus  den  bilanzmäßig  ausgewiesenen  Jahres - 
gewinnen  zu  bildenden  echten  Reserven  der  Ziffer  1  des  vorstehenden 
Paragraphen  zu  tun. 

(xesetzllch  beschränkte  Verwendbarkeit  der  Zwangsreserve.  Danach 
darf  die  gesetzüch  geforderte  Zwangsreserve  nur  ,,zur  Deckung  eines 
aus  der  Bilanz  sich  ergebenden  Verlustes"  verwendet  werden.  Mit  der 
..Bilanz"  ist  hier  ausschließlich  die  ordentliche  Jahresbilanz  der  Gesell- 
schaft gemeint.  Aus  Zwischenbilanzen  resultierende  Verluste  dürfen 
auf  dem  gesetzlichen  Reserve-Konto  demnach  nicht  zur  Abschrei- 
bung gelangen.  Dieses  Hindernis  kann  im  Bedarfsfall  dadurch  um- 
gangen werden,  daß  die  Zwi.schenbilanz  als  ordentliche  Jahres-Schluß- 
bilanz  erklärt,  das  Geschäftsjahr  also  dementsprechend  verlegt 
wird.  Auch  einzelne  Betriebs-Verluste,  beispielsweise  solche  außer- 
ordentlicher Art.  wie  Maschinenbruch.    Diebstahl,  Unterschlagung, 
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dürfen  zu  Lasten  des  gesetzlichen  Reserve-Kontos  nicht  beglichen 
werden. 

Der  Kt'iugewiiin-Hegrilt'  in  bezug  auJ  die  Kesorve-Dotioriing.  Ins- 
besondere die  Behandlinif;  des  («OAvinn-Vortrags.  Nach  dem  Wortlaut  des 
Gesetzes  ist  das  Zwangsreserve-Konto  aus  dem  ..jährlichen  Rein- 
gewinne" zu  bilden.  Nach  §  261  Ziff.  G  H.G.B.  umschließt  der  bilanz- 
mäßige Gewinn  oder  Verlust  eines  Geschäftsjahrs  auch  den  etwaigen 
Ge\rinn-  oder  Verlust -Vortrag  aus  dem  Vorjahr  (vgl.  darüber  S.  420 
bis  423).  Infolgedessen  könnte  vom  formellen  Standpunkt  richtig  er- 
scheinen die  (von  Staub;  Anmerkg.  9  zu  §262,  S.  904;  Rehm.  S.  651 
und  664 ff.  und  anderen  vertretene)  Ansicht,  das  Zwangsreserve-Konto  sei 
auch  aus  dem  Gewinn- Vortrag  des  Vorjahrs  zu  dotieren.  Folgt  man 
dieser  Ansicht  in  der  Praxis,  so  wird  man  darauf  zu  achten  haben,  daß  der 
Gewinn-Vortrag  nicht  anch  schon  als  Teil  des  vorjährigen  Reingewinns 
zur  Stärkung  des  Zwangsreserve-Kontos  herangezogen  worden  ist,  daß 
mithin  nicht  eine  doppelte  Verwertung  des  Gewinn-Vortrags 
bei  der  Reservebildung  (dagegen  auch  Mako  wer;  Anmerkg.  IIa  1 
zu  §  262)  stattfindet.  Solche  doppelte  Stärkung  der  Reserven  würde 
einerseits  zwar  der  wirtschaftHchen  Entwicklung  der  Gesellschaft  nütz- 
lich sein;  anderseits  würde  sie  jedoch  den  Dividenden-Anspruch  der 
Aktionäre  kürzen.  Aber  auch  wenn  man  bei  der  vorstehend  zunächst 
als  richtig  angenommenen  Auffassung  der  Worte:  „von  dem  jährlichen 
Reinge\vinne"  den  Gewinn -Vortrag  nur  einmal,  nämlich  erst  in 
dem  seiner  Entstehung  folgenden  Jahr,  zur  Dotierung  der  Zwangs- 
reserve benutzt,  ist  gegen  dieses  Verfahren  doch  einzuwenden, 
daß  dann  der  als  Gewinn- Vortrag  ins  Nachjahr  übernommene  Teil 
des  bilanzmäßigen  Reingewinns  des  Vorjahrs  erst  im  Nachjahr  zur 
Stärkung  der  Zwangsreserve  herangezogen  wird,  obgleich  er  im  Vorjahr 
bereits  verdient  worden  ist.  Noch  schwerer  fällt  gegen  dieses  Ver- 
fahren der  Reserve-Dotierung  ins  Gewicht,  daß  die  Dotierung  aus  dem 
Gewinn- Vortrag  des  Vorjahrs  teilweise  oder  sogar  ganz  zu  unterbleiben 
hätte,  insow^eit  jener  Vortrag  durch  einen  im  Nachjahr  etwa  entstan- 
denen bilanzmäßigen  Verlust  aufgezehrt  werden  würde.  Schließlich 
würde  —  wie  Simon  (S.  271)  gegen  Staub  (a.  a.  0.),  dessen  Ansicht 
auch  Rehm  (S.  651  zu  B  Ib)  ist,  richtig  hervorhebt  —  die  Methode, 
die  Zwangsreserve  aus  dem  Gewinn- Vortrag  erst  im  Nachjahr  zu  do- 
tieren, folgerichtig  dazu  führen,  daß  eine  Gesellschaft,  die  Jahre  hin- 
diirch  weder  nennenswert  verdient,  noch  verliert,  jedoch  einen  großen 

Gewinn- Vortrag  immer  wieder  vorträgt daß  solche  Gesellschaft 

von  diesem  Gewinn- Vortrag  jährlich  mindestens  5  %  dem  gesetzlichen 
Reserve-Konto  zuzuführen  hätte! 

Nach  allem  vorstehend  darüber  Gesagten  wird  man  der  von  Staub. 
Rehm  und  anderen  vertretenen  Ansicht,  den  Gewinn-Vortrag  erst  im 
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XiK-hjahr  (oik'r  wohl  außcrclciu  auch  schuu  für  ilas  Entstehuiig.sjahr) 
zur  Dotierung  der  Zwangsreserve  heranzuziehen,  nicht  beitreten  können. 
Ohne  \veit(Mos  wird  man  dagegen  geneigt  sein,  anzunehmen,  daß  unter 
dem  Ausdruck  ..jährlicher  Reingewinn"  des  §  2()2  Ziff.  1  der  in  jedem 
Geschäftsjahr  als  solchem  ausschließlich  (also  unabhängig  von  einem 
etwaigen  Gewinn-  oder  Verlust-Vortrag  aus  dem  Vorjahr)  erzielte 
Keingewiim  zu  verstehen  ist  (so  auch  Pinner;  Anmerkg.  111  (ia  zu 
§  262),  daß  mithin  nur  dieser  Reingewinn  zur  Dotierung  des  Zwangs- 
reserve-Kontos herangezogen  werden  soll.  Bei  dieser,  dem  Wesen  des 
Begriffs  ..jährlicher  Reingewinn"  offenbar  am  nächsten  kommenden 
Auffassung  würde  der  Gewinn-Vortrag  bereits  und  lediglich 
für  das  Entstehungsjahr  zur  Dotierung  der  Zwangsreserve 
heranzuziehen  sein;  der  aus  dem  Vorjahr  stammende  Gewinn- 
Vortrag  hingegen  würde  als  für  das  Vorjahr  zur  Reserve-Dotierung 
bereits  verwerteter  Posten  außer  Betracht  zu  bleiben  haben,  vom 
bilanzmäßigen  Gesamtgewinn  mithin  abgezogen  werden  müs.sen. 
Und  ferner  würde  der  in  einem  Jahr  gemachte  Reingewinn  als  solcher 
die  Grundlage  für  die  Berechnung  der  Zwangsreserve-Dotierung  un- 
abhängig davon  zu  bilden  haben,  ob  ein  Verlust-Vortrag  aus  dem 
Vorjahr  jenen  Reingewinn  rechnerisch  ganz  oder  teilweise  aufhebt  (so 
auch  Makower;  Anmerkg.  IIa  1  zu  §262;  dagegen  außer  Staub  inid 
Rehm  auch  Lehmann-Ring;  Anmerkg.  3  zu  §262). 

In  der  Praxis  der  Bilanzierung  betrachtet  man  für  die  Berech- 
nung der  dem  Zwangsreserve-Konto  zu  überweisenden  Quote  als  ,, jähr- 
lichen" Reingewmn  vorwiegend  den  bilanzmäßig  nachgewiesenen, 
für  den  Zweck  dieser  Berechnung  um  den  Gewinn -Vor  trag  aus 
dem  Vorjahr  gekürzten  Reingewinn.  Die  Praxis  bevorzugt 
sonach  den  oben  an  letzter  Stelle  besprochenen  Dotierungs-Modus. 

Um  dem  Streit  der  Meinungen  ein  Ende  zu  machen,  wäre  eine 
prinzipielle  oberstgerichtliche  Entscheidung  oder  eine  unzweideutige 
Ausdrucksweise  des  Gesetzes  erwünscht. 

Gosetzlich  und  statutarisch  bestininitcr  Uinianf;  derDolieruns.  Nach 
dem  Woitlaut  des  §  262  Ziff.  1  sind  ilcni  Zwang.sreserve- Konto  min- 
destens 5  %  (der  zwanzigste  Teil)  des  jährlichen  Reingewinns  so  lange 
zuzuführen,  als  der  Gesamtbetrag  der  Zwangsreserve  den  zehnten  oder 
den  im  Ciesellschafts- Vertrage  bestimmten  höhern  Teil  des  Grund- 
kapitals nicht  überschreitet.  Diese  Vorschrift  ist  eine  Minimal- Vorschrift 
in  floppelter  Beziehung.  Denn  einmal  müssen  mindestens  o^q  des 
jährlichen  Reingewinns  zur  Zwangsre.serva^  gebracht  werden,  solange 
diese  nicht  auf  mindestens  10%  des  Grundkapitals  (und  zwar  des 
gezeichneten,    nicht    nur   des    noch    nicht    voll    eingezahlten!*)    an- 

•)  Anders  Knappe  (S.  79),  der  nur  das  eingezahlte  Aktien-Kapital  als 
Berechnungs-Grundlage  angesehen  wissen  will.     Als  unerwünschte  Folge  sol- 
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gewachsen  ist;  es  darf  also  statt  der  5%  ein  hoiicror  Prozent- 
satz, der  mit  zunehmender  (Jröße  der  Reingewinne  etwa  staffeiförmig 
steigen  kann,  zur  Berechnungs-CJrundiage  erklärt  werden.  Sodann 
darf  im  Statut  bestiiunit  werden,  daß  die  Zwangsreserve  sich  auf  einen 
höhern  als  den  zehnten  Teil  des  gezeichneten  Grund- 
kapitals belaufen  soll.  Beide  Erweiterungen  der  für  die  Quotisierung 
gesetzlich  vorgeschriebenen  Mindest-Maßstäbe  müssen  statutarisch 
geschehen.  Ein  einfacher  Generalversammhnigs-Beschluß  würde  un- 
zureichend  und  deshalb  anfechtbar  sein. 

Das  Einissions-Agio  als  Dotierungs-Faktor.  Aus  §  262  Ziff.  1  H.G.B. 
folgt  ferner,  daß  nicht  erforderlich  ist,  der  Zwangsreserve  den  Betrag 
von  mindestens  10%  des  gezeichneten  Grvmdkapitals  allein  zu  Lasten 
der  Jährlichen  Reingewinne  gutzubringen.  Sondern  es  ist  zu  beachten, 
daß  auch  (der  Zwangsreserve  nach  §  262  Ziff.  2  H^G.B.  zu  überweisende) 
Agio-Gewinne  aus  Überpari-Emissionen  bei  der  Frage  nach  der 
jeweiligen  Reservehöhe  vollgültig  zur  Anrechnung  zu 
kommen  haben,  so  daß  (wenn  statutarisch  nicht  andres  bestimmt 
ist)  die  gesetzlich  vorgeschriebene  Mindesthöhe  der  Reserve  bereits 
durch  einen  Agio-Gewinn  erreicht  sein  kann,  ohne  daß  es  demnach 
weiterer  Zuführungen  aus  jährlichen  Reingewinnen  bedarf. 

Obligatorische  Yerweiidung  der  Zwangsreserve.  Zwingenden 
Charakters  ist  die  weitere  Vorschrift  des  §  262  H.G.B. .  wonach  die 
Zwangsreserve  zur  Deckung  eines  aus  der  Bilanz  sich  ergebenden 
Verlustes  zu  bilden  ist. 

Deren  Bedeutung  für  die  Aktionäre.  Demzufolge  haben  die  Ak- 
tionäre ein  Recht  auf  diese  Art  der  Verwendung  der  Zwangs- 
reserve. Dieses  Recht  kann,  je  nach  den  Rentabilitäts- Aussichten  der 
Gesellschaft,  für  Aktionäre,  die  ihren  Aktien-Besitz  öfter  wechseln, 
von  mehr  oder  minder  großer  praktischer  Bedeutung  sein.  Denn  es 
liegt  klar,  daß  die  Aktien-Gesellschaft  bei  guten  wirtschaftlichen  Aus- 
sichten um  so  schneller  wieder  bilanzmäßige  Gewinne  aiisweisen  kann, 
je  mehr  der  Betrag  des  Zwangsreserve-Kontos  dazu  ausreicht,  den 
bestehenden  bilanzmäßigen  Verlust  zu  Lasten  jenes  Reserve-Kontos 
aufzuheben.  Verstößt  die  Generalversammlung  nun  gegen 
die  hier  beregte  Vorschrift,  indem  sie  entweder  die  Unterbilanz 
bestehen  lassen  oder  indem  sie  deren  Betrag  etwa  zu  Lasten  frei- 
wilhger,  zur  vollen  Verlust-Deckung  unzureichender  Reserve-Konten 
nur  teilweise  verschwinden  lassen  will,  so  ist  solcher  Beschluß 
gesetzwidrig  und  deshalb  anfechtbar.  Der  Beschluß  wird 
aber  gültig,   wenn   (wie  Staub;   Anmerkg.  8  zu    §262.   S.  904.   betont) 


eher  Auffassung  könnte  sich  dann  aber  ergeben,  daß  die  Zwangsreserve  um  so 
kleiner  bliebe,  je  weniger  die  auf  das  Aktien-Kapital  geleisteten  Einzahlungen 
ohnehin  nur  betragen  würden. 
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die  Anfechtung  unterblieben  i.st.  Denn  ein  öffentliches  Interesse  würde 
an  der  Anfechtung  nicht  bestanden  haben. 

Pflicht  zum  öüVnUichcu  AerAVcndiings-Aiisweis.  Daß  die  Deckung 
eines  bilanzmäßigen  Verlustes  aus  ileni  Zwangsreserve-Konto  der  Öffent- 
lichkeit erkennbar  werden  muß,  daß  also  nicht  statthaft  ist,  den 
Verlust  ganz  oder  teilweise  schon  vorher  buchmäßig  aus- 
zugleichen, ohne  diese  Maßnahme  der  Generalversammlung  zur 
Beschlußfassung  zu  unterbreiten,  ist  auf  S.  419  bereits  dargelegt 
worden. 

Unstatthai'U'  Herabsetzung  des  Zwangsreserve-Kontos.  Aus  dem 
z\\ingenden  Charakter  der  Zwangsreserve  ist  weiterliin  zu  schließen, 
daß  sie  unter  die  gesetzlich  geforderte  Mindesthöhe  weder  durch 
Generalversammlungs -Beschlüsse,  noch  durch  Statuten-Änderungen 
herabgesetzt  werden  darf. 

Statthafte  derartige  Herabsetzungen.  Dagegen  darf  solche  Herab- 
setzung des  Zwangsreserve-Kontos  durch  Statuten-Änderung  oder 
flurch  einfachen  General versaramlungs-Beschluß  erfolgen,  soweit  es 
auf  jene  oder  auf  diesen  hin  über  die  gesetzliche  Höhe  hinaus 
dotiert  worden  ist.  Solche  Herabsetzung  kann  erfolgen  entweder  zur 
Minderung  einer  Unterbilanz,  oder  zum  Zweck  der  Überführung  auf 
ein  andres  (freiwilüges)  Reserve-Konto,  oder  im  Interesse  beider  Zwecke. 
Im  übrigen  ist  zu  bemerken,  daß  die  Wirkungen  von  Statuten-Ände- 
rungen durch  bezüghche  andere  Statuten-Änderungen  und  diejenigen 
von  einfachen  Generalversammlungs-Beschlüssen  durch  andere  der- 
artige Beschlüsse  wieder  aufgehoben  werden  können. 

..Hätte  z.  B.  eine  Generalversammlung  ohne  Statuten-Änderung  beschlo.ssen, 
einen  höhern  als  den  gesetzUchen  oder  den  statutarischen  Betrag  dem  gesetz- 
lichen Reserve-Konto  zuzuführen  —  ein  Beschluß,  der  nur  dann  zulässig  wäre, 
wenn  die  Generalversammlung  über  den  Reingewinn  nach  Gutdünken  zu  ver- 
fügen hätte,  der  aber  auch  sonst  durch  unterlassene  Anfechtung  gültig  würde  — 
so  kann  eine  spätere  Generalversammlung  durch  einfachen  Beschluß  diesen  Be- 
trag dem  Reserve-Konto  entziehen  (vgl.  hierfür  auch  R.G.  28,  43;  Neukamp  113)." 
,,Die  Rechtsquelle,  die  eine  Anordnung  treffen  kann,  kann  sie  (mithin)  auch  auf- 
heben; nicht  nur  für  die  Zukunft,  sondern  auch  für  die  Vergangenheit."  (Staub; 
Anmerkgen.  2.")  und  2G  zu  §  202,  S.  907.) 

Umgehung  der  Dotierungspflicht  durch  Bildung  stiller  Beserveu. 
Trotz  des  zwingenden  Charakters  der  Dotierungs- Vorschrift  des  §  262 
Ziff.  1  hat  die  Generalversammlung  ein  Mittel,  diese  Vorschrift  zu 
umgehen.  Und  zwar  kann  dies  geschehen  durch  Unterbewertung 
der  Aktiva  vermöge  zu  niedrigen  direkten  Wertansatzes  oder  zu  hoher 
Abschreibungen,  oder  durch  Überbewertung  der  Passiva.  Mit  den 
dadurch  geschaffenen  stillen  Reserven  kann  der  bilanzmäßige  Rein- 
gewinn und  infolgedessen  die  dem  Zwangsreserve-Konto  zu  über- 
weisende Quote  gedrückt  werden.     Wird   solcher   Beschluß   nicht 
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oder  nicht  rechtzeitig  angefochten,  so  werden  die  stillen 
oder    versteckten    Reserven    gültig.*) 

Rosorve-Fonds  und  Reserve-Konto.  In  den  vorstehenden  Aus- 
führungen ist  absichthch  vermieden  worden,  den  im  §  262  H.G.B.  an- 
gewendeten Ausdruck  ..Reservefonds"'  zu  gebrauchen.  Denn  dieser 
Ausdruck  ist  im  vorHegenden  Fall  irreführend,  weil  er  nahelegt  den 
Gedanken  an  bestimmte,  jederzeit  greifbare  Vermögensteile,  die 
aus  irgend  einem  Grunde  getrennter  Verwaltung  zu  unterliegen 
bestimmt  sind.  Dieser  Gedanke  ist  mit  dem  Begriff  der  Zwangsreserve 
des  §  262  H.G.B.  aus  noch  zu  erörternden  Gründen  aber  nicht  ver- 
bunden, sondern  es  ist  damit  lediglich  gefordert  worden  die  buchmäßige 
Übertragung  bestimmt  bemessener  Teile  der  jährlichen  Reingewinne 
(außerdem  der  Agio-GcAvinne  aus  Überpari-Emissionen  imd  der  Zu- 
zahlungen  gegen  Vorzugsrechte)  in  das  Haben  des  Zwangsreserve-Kontos. 
Daß  mit  dieser  rein  buchmäßigen  Durchführung  der  Reservebildung 
deren  praktischerZweck,  Teile  des  Gesellschaf  ts- Vermögens  in  der  ihr 
entsprechenden  Werthöhe  von  der  Gewinn- Verteilung  zurückzuhalten, 
vollkommen  erreicht  wird,  ist  auf  S.  424  bereits  dargelegt  worden. 
Aus  diesem  Grunde  wäirde  es  im  Gesetzestext  statt  ..Reservefonds" 
besser  ,, Reserve-Konto"  heißen.  Wirtschaftlich  und  buchmäßig  ge- 
nommen ist  außerdem  der  F  o  n  d  s  -  Begriff  mit  der  Bilanzierung  auf  der 
Passiva-Seite  nicht  vereinbar.  Wenigstens  wird  man  ohne  wei- 
teres geneigt  sein,  einen  ,, Fonds"  auf  der  Aktiva-Seite  zu  suchen. 

„Angelegte"  Reserven.  Da  nun  die  Reservebildung  ihren  Zweck, 
Gesellschafts-Vermögen  in  bestinnuter  Höhe  von  der  GeA\-inn-Verteilung 
zurückzuhalten,  bereits  auf  bloßem  buchmäßigen  Wege  zu  erfüllen 
vermag,  ist  kein  Grund  ersichtHch,  warum  gesetzhch,  also  mehr 
oder  weniger  allgemein,  die  Forderung  auf  ,, Anlage"  der  Zwangs- 
reserve in  bestimmten  Vermögensteilen  der  Aktien-Gesellschaft  zu  er- 


*)  Vorwiegend  werden  jedoch  stille  Reserven  von  der  Direktion,  mit 
oder  ohne  Wissen  des  Aufsichtsrats,  schon  bei  der  bilanziellen  Bewertung  geschaffen, 
ohne  daß  die  Generalversammlung,  der  solche  Unterbewertungen  meist 
nicht  erkennbar  werden  können,  davon  unterrichtet  wird.  Derartig  zustande 
gekommene  stille  Reserven  dienen  allerdings  kaum  je  dem  Zweck,  die  Pflicht  zur 
Dotierung  der  Zwangsreserve  zu  umgehen,  sondern  ihrer  Entstehung  liegen  meist 
ganz  andere  Absichten  zugrunde.  Unter  diesen  Absichten  läuft  die  am  ehesten 
zu  verantwortende  darauf  hinaus,  die  finanzielle  Lage  der  Gesellschaft  für 
die  Zukunft  zu  stärken.  Dagegen  muß  als  bedenkliche,  leider  nicht  allzu 
seltene  Veranlassung  zum  ,, Legen"  stiller  Reserven  angesehen  werden,  wenn  diese 
dazu  nutzbar  gemacht  werden  sollen,  schon  voraussehbare  Sonderverluste  zu 
decken  oder  eine  künftige  Unterbilanz  durch  Auflebenlassen  der  stillen  Reserven 
in  bilanzmäßigen  Gewinn  zu  verwandeln.  Denn  darin  liegt  eine  Täuschung  der 
Aktionäre  zu  dem  Zweck,  Mängel  der  Geschäftsführung  bilanzmäßig  nicht  er- 
kennbar werden  zu  lassen.  Zuweilen  kaijn  solches  Verfahren  vom  geschäfts- 
politischen Standpunkt  allerdings  gerechtfertigt  sein. 
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heben  sein  soll.  Gewiß  kann  in  besonderen  Fällen  (beispielsweise  bei  Ver- 
sieherungs-Gesellschaftcn  in  l)ezugaiif  die  Prämien-Reserve,  deren  Anlage 
sogar  gesetzlicher  Vorschrift  unterliegt)  wünschenswert  sein,  einen  dem 
Reserve -Betrage  der  Passiva-Seite  entsprechenden  Betrag  auf  der 
Aktiva-Seite  in  leicht  liquiden  Werten,  etwa  in  mündelsicheren  Ef- 
fekten, in  erststelligen.  inibedingt  sicheren  Hypotheken  oder  dgl.,  aus- 
zuweisen und  die  derartig  liquiden  Vermögensteile  als  ..Anlage", 
..Deckung'"  oder  ..Bedeckung"  des  Reserve-Postens  der  Passiva- 
Seite  zu  bezeichnen.  Aus  der  dargelegten  Aufgabe  der  allgemeinen 
Zwangsreserve  des  §  262  H.G.B.  ist  solches  Verfahren  jedoch  nicht 
abzuleiten.  Denn  diese  Aufgabe  darf  als  erfüllt  gelten,  wenn  durch  den 
Einsatz  des  Betrags  der  Zwangsreserve  auf  der  Passiva-Seite  der  Bilanz 
(also  durch  ein  an  sich  rein  buchtechnisches,  rechnungsmäßiges  Ver- 
fahren mit  praktisch  dennoch  sehr  bedeutsamer  finanzieller  Wirkung!) 
Vermögensteile  der  Aktiva-Seite  in  gleicher  Werthöhe  dem  Geschäfts- 
Vermögen  der  Gesellschaft  erhalten  bleiben.  Welcher  Art  jene 
Vermögensteile  sind,  erscheint  praktisch  belanglos  für 
alle  Gesellschaften,  die  ihrer  sä,mtlichen  Aktiva  zur  Mit- 
arbeit im  Geschäfts-Betriebe  bedürfen,  oder  die  sie  dafür  doch 
wenigstens  jederzeit  bereit  halten  müssen.  Diese  Gesellschaften,  zu 
denen  in  erster  Linie  solche  industriellen  Charakters  gehören,  würden 
an  Liquidität  iind  infolgedessen  an  Rentabilität  einbüßen,  wenn  sie 
gezwungen  werden  sollten,  in  Höhe  ihrer  Zwangsreserve-Konten  Be- 
triebs-Vermögen ausschließlich  und  ausdrücklich  zum  Zweck  der  Be- 
deckung der  Zwangsreserve  in  Anlage- Vermögen  zu  verwandeln.  Um 
dies  einzusehen,  denke  man  nur  daran,  welcher  Nachteil  einer  Gesell- 
schaft, die  ihre  Zwangsreserve  im  Betrage  von  einer  halben  Million 
Mark  in  mündelsicheren  Effekten  oder  ganz  erstklassigen  Hypo- 
theken ,, angelegt"  hat,  daraus  entstehen  würde,  wenn  sie  in  Höhe 
dieser  mit  nur  4%  rentierenden  Anlage  etwa  Bankkredit  zum  Satze 
von  6  bis  7%  oder  darüber  in  Anspruch  nehmen  müßte,  weil  die  ,,An- 
lage"-Effekten  nach  dem  Statut  nicht  veräußert  werden  dürfen,  oder 
weil  ihre  Veräußerung  vielleicht  Kursverluste  zur  Folge  hätte,  deren 
Betrag  das  für  den  Bankkredit  zu  vergütende  Zinsenmehr  noch  über- 
steigen würde. 

Sehädigungen  durch  „Anlage"  der  Reserven.  Solche  Schädigungen 
der  Betriebs -Rentabilität  sind  allerdings  nur  möglich,  wenn  eine 
wirkliche  Anlage  oder  Bedeckung  der  Zwangsreserve  vorliegt,  wenn 
also  der  Verwertung  im  regulären  Geschäfts  -  Betriebe  entzogene 
Vermögens-Gegenstände  (meist  Effekten  oder  Hypotheken)  diesem 
Zweck  au.ssch)ießlich  und  dauernd  zu  dienen  bestimmt  sind,  und  wenn 
deren  Beträge  außerdem  vorteilhafter  in  andrer  Form  (z.  B. 
als  Bargeld,  Bankguthaben,  Wechsel,  Waren  oder  dgl.)  unmittelbare 
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Verwendung  im  Geschäfts-Betriebe  finden  könnten.  Wo  da- 
gegen dauernd  Überfluß  an  flüssigen  Mitteln  vorhanden  ist,  wird  man 
durch  dessen  Anlage  in  geeigneten  Vermögensteilen  zum  Zweck  der 
Bedeckung  der  Zwangsreserve  die  Betriebs-Rentabilität  ungünstig  nicht 
beeinflussen  können,  wenn  man  nicht  vorzieht,  den  Geldüberfluß  etwa 
zur  Aktien- Amortisation  oder  dgl.  zu  verwenden. 

Nach  allem  wird   man   die    ..Anlage"   der  Zwangsreserve    als  im 
großen  und  ganzen  unAvirtschaftliche  Maßnahme  ablehnen  müssen. 

Mißbrauch  mit  (U'in  B('|2:rilf:  „Anlage  des  Reservefonds."  In  diesem 
Zusammenhang  sei  noch  bemerkt,  daß  jeder  rechtlichen  Bedeu- 
tung entbehrt  der  bestimmten  aktiven  Vermögensteilen  zuweilen 
beigefügte  Zusatz,  der  diese  Vermögensteile  als  ..Anlagen  des  Reserve- 
fonds" kennzeichnet.  Was  will  es  beispielsweise  besagen,  wenn  eine 
Bankunternehmung  den  Bestand  ihrer  eigenen  Effekten  bilanzmäßig 
ganz  oder  teilweise  als  ,, Effekten  des  Reservefonds"  ausweist; 
womöglich  noch  dazu  solche  Effekten,  die  —  um  den  Sitz  im  Auf- 
sichtsrat befreundeter  Industrie-Unternehmungen  zu  erhalten  —  ohne- 
hin als  dauernde  Anlage  angesehen  werden  müssen!  Vermögensrecht- 
lich besagt  dieser  bilanzmäßige  Hinweis  auf  den  Anlage-Charakter  gar 
nichts.  Denn  wenn  das  Bankinstitut  notleidend  mrd,  geschieht  mit 
derartigen  Effekten  eben,  was  mit  ihnen  geschehen  Avürde,  auch  wenn 
sie  nicht  als  Effekten  des  Reservefonds  bezeichnet  worden  wären:  sie 
werden  zu  Geld  gemacht,  als  Sicherheiten  verwendet,  oder  sonstwie 
im  Interesse  der  Firma  verwertet;  auch  im  Konkurse  nehmen  sie 
keine  Ausnahmestellung  ein.  Wenn  nun  der  vorberegte  bilanz- 
mäßige Hinweis,  vermögensrechtlich  genommen,  auch  bedeutungslos 
bleibt,  so  darf  doch  nicht  unbetont  bleiben,  daß  er  auf  die  Mehrzahl 
der  Bilanzleser  v.de  eine  vortreffliche  Reklame  wirkt,  weil  bei 
jenen  Lesern  das  Vertrauen  zu  der  Gesellschaft  leicht  in  besonderm 
Maße  gestärkt  ^\Tcd.  Wenn  es  sich  hierbei  um  innerlich  gesunde,  gut 
geleitete  Unternehmungen  mit  reichen  Mitteln  und  dauernd  guten 
Rentabihtäts-Aussichten  handelt,  mag  solche  Wirkung  hingehen.  Da- 
gegen muß  sie  bedenklich  stimmen,  wenn  der  Öffentlichkeit  Zwangs- 
reserven als  ..angelegte"  gezeigt  werden,  obgleich  diese  Reserven 
tatsächhch  nicht  bestehen,  weil  sie  auf  Kosten  gesetzwidriger  Über- 
bewertungen, die  ihrerseits  in  der  ungünstigen  Lage  der  Gesellschaft 
begründet  sind,  nur  ein  Scheindasein  fristen. 

Unabhängigkeit  der  Reservehöhe  von  der  Anlagehöhe.  Sollen 
Zwangsreserven  als  in  bestimmten  aktiven  Vermögensteilen  beson- 
ders angelegt  gelten,  so  bleibt  die  Wertentwickiung  der  ,, An- 
lage" dennoch  völlig  unabhängig  von  der  Höhe  des  rech- 
nungsmäßigen Reserve-Betrags  auf  der  Passiva-Seite.  Da- 
für  ein   Beispiel:     sind    zum   Zweck    der   Bedeckung    eines    gerade 
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100000, —  M  betragenden  Zwangsreserve-Kontos  Wertpapiere  im  Kurs- 
wert von  101 257.60  !M  angeschafft  worden,  so  sind  die  Deckungs- 
Effekten  mit  diesem  Anscliaffungswert  zunächst  zu  buchen.  Schon 
aus  dem  Unterschied  der  Beträge  folgt  dann  der  selbständige  Cha- 
rakter der  Deckung  gegenüber  dem  rechnungsmäßig  w  irkenden  Reserve- 
Konto.  Diese  Selbständigkeit  der  beiden  Bilanz-Posten  bleibt  jedoch 
auch  dann  bestehen,  wenn  der  Kurswert  der  Deckungs-Effekten  zur 
nächsten  Bilanz  etwa  auf  98379,45  M  gesunken  sein  sollte.  Denn 
dann  ist  nicht  etwa  auch  das  Reserve-Konto  im  Werte  zu  mindern, 
vielmehr  bleibt  dieses  auf  seiner  Höhe  von  100000, —  M  (falls  nicht 
gesetzliche  oder  freiwillige  Zuführungen  stattfinden);  das  Effekten- 
Deckiuigskonto  hingegen  darf  nur  mit  dem  jeweilig  maßgebenden  ge- 
sunkenen Kurswert  von  98379,45  M  zum  bilanzmäßigen  Ausweis  kom- 
men. In  der  Bilanz  steht  dann  dem  passiven  Reserve-Konto  von 
100000,— M  das  aktive  Effekten-Deckungskonto  mit  98379,45  M  gegen- 
über, wodurch  die  buchtechnisch  und  rechtlich  selbständige  Bedeutung 
der  beiden  Konten  auch  zahlenmäßig  zum  Ausdruck  kommt. 

Voraussetzungen  tür  die  llborcinstimmung  zwischen  Rcservehöhe 
und  Kurswert  der  Deckungs-Effekten.  Gewiß  steht  nichts  entgegen, 
das  Zwangsreserve-Konto  auf  derselben  Höhe  wie  das  Effekten-Deckungs- 
konto zu  halten,  jenes  mithin  in  demselben  Umfang  herabzusetzen, 
^\de  die  Deckungs-Effekten  an  Kurswert  eingebüßt  haben.  Es  bedarf 
jedoch  kaum  besondrer  Betonung,  daß  solche  Minderung  des  Zwangs- 
reserve-Kontos nur  möglich  ist,  solange  sein  Betrag  noch  die  mit 
§  262  Ziff.  1  H.G.B.  geforderte  Mindesthöhe  hat.  Sobald  durch 
die  Kürzung  von  Kursverlusten  auch  am  Zwangsreserve-Konto  diese 
Mindestgrenze  unterschritten  werden  würde,  hört  die  Statthaftigkeit 
solchen  Verfahrens  auf.  Implicite  ist  hiermit  schon  gesagt,  daß  durch- 
aus nichts  dagegen  spräche,  wollte  man  den  Betrag  des  Effekten- 
Deckungskontos  auch  insofern  mit  demjenigen  des  Zwangsreserve - 
Kontos  in  Übereinstimmung  halten,  als  man  diesem  die  aus  den 
Deckungs- Effekten  resultierenden  Kurssteigerungen  (soweit  ihre 
Bilanzierung  mit  §  261  H.G.B.  vereinbar  ist)  zugute  kommen  ließe. 
Denn  dadurch  würde  das  Reserve-Konto  erhöht,  nicht  dagegen  unter 
seine  gesetzliche  Mindestgrenze  herabgemindert  werden.  Nicht  un- 
erwähnt darf  hierzu  aber  bleiben,  daß  der  oben  bereits  betonte  selb- 
.ständige  Charakter  der  Deckungs -Effekten  ohne  weiteres  als  wirt- 
schaftlich und  bilanzrechtlich  richtig  erscheinen  läßt,  aus  diesen 
Effekten  stammende  Kurssteigerungen  und  Kurssenkungen 
samt  Zinsen  und  Dividenden  über  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto  zu  verrechnen.  Deshalb  ist  erforderlich,  im  Fall  der 
..Anlage"  des  Reserve -Kontos  von  vornherein  statutarisch 
festzulegen,  ob  aus  der  Anlage  herrührende  Gewinne  und  Verluste 
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(diese  jedoch  nur  bis  zu  der  für  die  Zwangsreserve  gesetzlich  ge- 
botenen Mindesthöhe!)  über  das  Zwangsreserve  -  Konto  oder  ob  sie 
über  Gewinn-  und  Verlust  -  Konto  laufen  sollen.  Letztenfalls  würde 
das  Zwangsreserve  -  Konto  bei  seiner  Dotierung  aus  jenen  Gewinnen 
nur  prozentualen  Anteil  bekommen  können,  während  ihm  bei  deren 
dii'ekter  Zuweisung  die  vollen  Gewinn-Beträge  zugute  kämen. 

Entscheidungen.  Zum  Schluß  der  Ausführungen  über  die  gesetz- 
hchen  Reserven  noch  folgende  Entscheidungen: 

Entschädiaungs-Rescrve  ist  als  unechte  Reserve  nicht  steuerpflichtiti:. 
„Die  Bildung  eines  steuerpflichtigen  Reservefonds  liegt  nicht  vor,  wenn  eine 
Aktien-Gesellschaft  eine  bereits  eingetretene,  wenn  auch  noch  nicht  ziffermäßig 
feststellbare  Entschädigungs -Verpflichtung  mit  ihrem  zu  schätzenden  Betrag  in 
die  Passiva  der  Bilanz  einstellt.  Preuß.  O.V.G.  30.  4.  04.  Z.A.G.  14,  11."  (Kauf- 
mann IX.  S.  139.) 

ümwandlunsi'  der  Zwangsreserve  in  Aktien-Kapital  ist  statthaft.  „Der 
das  gesetzliche  Minimum  übersteigende  Betrag  des  Reservefonds  kann  auf  Grund 
einer  Statuten-Änderung  zur  Erhöhung  des  Aktien-Kapitals  verwendet  werden. 
Die  Auszahlung  an  die  Aktionäre  und  die  Einzahlung  auf  die  neuen  Aktien  muß 
in  getrennten  Akten  tatsächlich  vor  sich  gehen.  Geissmar  in  Holdheim  1902 
S.  10  ff."     (Kaufmann  IV.  S.  89.) 

Aus  Dividenden-Garantien  stammende  Beträge  sind  nicht  reserve- 
pflichtig. ,,Die  auf  Grund  von  Dividenden-Garantien  von  Dritten  gezahlten 
Beträge  gehören  nicht  zum  Reingewinn  einer  Eisenbahn-Aktiengesellschaft; 
es  ist  daher  von  ihnen  auch  nicht  ^/go  in  den  Bilanz-Reservefonds  einzustellen. 
K.G.  24.  11.  1902.  Z.  f.  A.  Bd.  10  S.  176.  Recht  1903  S.  296.  R.O.L.G.  Bd.  6 
S.  28."    (Kaufmann  IV.  S.  89.) 

Freiwillige  Reserven. 

Deren  Wesen.  Mit  der  durch  §  262  H.G.B.  vorgeschriebenen 
Zwangsreserve  haben  die  freiwilligen  (fakultativen)  Reserven  gemein, 
daß  sie,  wie  jene,  echte  Reserven  sind,  als  solche  mithin  im  Gegensatz 
stehen  zu  den  unechten  Reserven,  den  sogenamiten  Bewertungs-Kor- 
rekturen der  Bilanz-Passivaseite.  Demnach  können  auch  die  frei- 
willigen Reserven  nur  gebildet  werden  aus  dem  bilanz- 
mäßigen Reingewinn,  der  sich  erst  ergibt,  nachdem  sämtliche  Be- 
wertungs-Korrekturen zum  bilanzmäßigen  Abzug  gebracht  sind. 

Freimllige  Reserve-Konten  können  für  allgemeine  oder  für  be- 
sondere Zwecke  gebildet  werden. 

Verwendbarkeit  freiwilliger  Reserven.  Sollen  freiwillige  Reserve- 
Konten  allgemeinen  Zwecken  dienen,  so  wird  ihre  Verwendung  im 
wesentlichen  auf  diejenige  der  Zwangsreserve  hinauslaufen.  Denn 
wenn  besondere  Bestimmungen  für  die  Verwendung  der  freiwilHgen 
Reserven  fehlen,  werden  sie  in  erster  Linie  immer  für  die  Deckung 
bilanzmäßiger  Verluste  in  Frage  kommen.  Doch  ist  die  Auflösung 
derartiger  freiwilliger  Reserven  zur  Deckung  von  Sonder- 
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Verlusten  oder  zugunsten  irgend  welcher  anderen  Zwecke 
der  Gesellschaft  nicht  ausgeschlossen.  Darin  liegt  der  Vorteil,  den 
freiwillige  Reserven  den  Gesellschafts-Organen  im  Vergleich  zur  gesetz- 
lichen Zwaugsreserve  zu  bieten  vermögen. 

Ver^cleich  zwischen  den  auJ  Zwanijsrosorve-Konloii  und  den  auf 
selbständigen  Konton  verbuchton  l'roiwilligon  Kosorven.  Doch  gilt  dies 
nur  bis  zur  gesetzlich  vorgeschriebenen  Mindesthöhe  der  Zwangsreserve, 
weil  deren  über  jene  Mindestgrenze  hinausgehenden  Do- 
tierungen ebenfalls  nur  freiwilliger  Natur  sind  und  deshalb 
in  bezug  auf  Umwandlung  oder  Auflösung  denselben  Bestimmungen 
oder  Beschlüssen  wie  die  von  vornherein  und  ausschließlich  freiAvillig 
gebildeten  Reserven  unterliegen.  Wie  die  freiwilligen  Dotierungen  des 
Zwangsreserve-Kontos  können  mithin  auch  auf  statutarischen  Bestim- 
mungen beruhende  (freiwillige)  Reserve-Konten  auf  Grund  neuer  sta- 
tutarischer Bestimmungen,  oder  auf  Generalversammlungs-Beschlüssen 
beruhende  auf  Grund  einfacher  Generalversammlungs-Beschlüsse,  auf 
ii'gendwelche  andere  Reserve-Konten  übertragen  oder  zum  Ausgleich 
ii'gend welcher  Verluste  aufgelöst  oder  als  Gewinn  mit  ausgeschüttet 
werden.  Hierin  hegt  eine  ganz  außerordentliche  Freiheit  der  Ver- 
fügung im  Gegensatz  zur  Zwangsreserve,  die  ihrem  Zweck,  zur 
Deckung  bilanzmäßiger  Verluste  zu  dienen,  bis  zur  gesetzHch  vorge- 
schriebenen Mindesthöhe  unter  keinen  Umständen  entzogen  werden  darf. 

Roklamewert  solbständlgor  freiwilliger  Reserve-Konten.  Wie  vor- 
stehend dargelegt  ist,  bleibt  es  rechtlich  zwar  dasselbe,  ob  eine 
freiwiUige  Reserve  auf  einem  für  diese  zu  errichtenden  Sonderkonto,, 
oder  ob  sie,  als  außerhalb  der  gesetzlichen  Mindestgrenze  liegender  Zu- 
wachs, auf  dem  Zwangsreserve-Konto  zum  buch-  und  bilanzmäßigen 
Ausdruck  kommt.  Dennoch  wird  man  bei  richtiger  W^ürdigung  des 
rein  äußerlichen  Eindrucks  der  Bilanz  auf  oberflächliche  oder  nicht 
sachverständige  Leser  geneigt  .sein,  über  den  gesetzlichen  Mindest- 
betrag des  Zwangsreserve-Kontos  hinaus  entstehende  weitere  Reserve- 
Beträge  dem  Zwangsreserve-Konto  entweder  überhaupt  nicht  oder 
doch  nur  teilweise  zuzuführen,  um  sie  auf  einem  Sonderkonto  aus- 
drücklich als  freiwillige  Reserve  ausweisen  zu  können.  Man  vermag 
dann  nach  außen  neben  der  gesetzlichen  eben  noch  mit  einer 
freiwilligen  Reserve,  wenn  nicht  gar  mit  mehreren  frei- 
willigen Reserven  aufzuwarten.  Dies  wird  nicht  allzu  selten 
für  praktisch  wichtiger  gehalten,  als  die  Frage  nach  der  absoluten 
Höhe  der  verschiedenen  echten  Reserve-Konten  und  deren  Größen- 
verhältnis zueinander. 

Gliederung  der  freiwilligen  Jteservc-Kontcn.  Die  in  den  Bilanzen 
hauptsächlich  vorkommenden  Arten  freiwilliger  Reserve-Konten 
gliedere  ich  nach  folgenden  Gesichtspunkten: 
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Allgemein  verwendbare  Ireiwillij^e  Reserve-Konten. 

Bezeichnungen:  Reserve  II.  Reserve  B.  (I  oder  A=  Zusatz  zum 
Zwangsreserve-Konto.)  P]xtra-Reserve.  Neben-Reserve.  Spezial-Re- 
serve.  Außerordentliche  Reserve.  Statutarische  Reserve.  Fakultative 
Reserve.  Sonder-Rücklage.  Vorsichtsfonds  usw.  (Oft  mit  dem,  be- 
reits auf  S.  431  als  \'erfehlt  gekennzeichneten  Zusatz:  „Fonds"  statt: 
J.Konto". 

Bestimmten  Verwendungszwecken  vorbehaltene   freiwillige  Reserve-Konten. 

a)  Zur  Deckung  etwa  vorkommender  außerordentlicher  Betriebs- 
Verluste  : 

1.  Assekuranz- Konto.  (Reserve  für  Selbstversicherung.  Reserve 
für  Schadenfälle.  Versicherungsfonds.  Konto  selbstverdienter  Ver- 
sicherungsprämien u.  dgl.)  Meist  bei  den  Unternehmungen,  die  be- 
stimmte, dem  Verlust-Risiko  besonders  ausgesetzte  Betriebs-Gegen- 
stände in  solcher  Anzahl  gebrauchen,  daß  sie  gut  daran  tun,  diese 
Risiken  durch  Rückstellung  der  (sonst  an  die  Versicherungs-Gesell- 
schaften zu  bezahlenden)  Prämien-Beträge  innerhalb  der  eigenen  Unter- 
nehmung auszugleichen,  indem  sie  etwaige  Schadenfälle  aus  den  er- 
sparten Versicherungs-Prämien  decken.  Beliebtes  Verfahren  bei  Schif- 
fahrts -Unternehmungen  für  deren  Seedampfer;  bei  Speditions-, 
Personentransport-  und  anderen  (z.  B.  Brauerei-)Unternehmungen, 
für  deren  besonders  großen  Pferde-Bestand;  schlieJJHch  auch  für  die 
der  Explosions-  und  Feuers-Gefahr  übermäßig  ausgesetzten  Gebäude  der 
Dynamit-  und  Pulver- Fabriken,  der  chemischen  Fabriken,  der 
Gasanstalten  u.  a.  m.  — 

2.  Delkrederereserve-Konto.     (Vgl.  hierüber  S.  318  bis  320.) 

3.  Erneueriingsreserve- Konto.     (Vgl.  hierüber   S.  363  bis  364.) 

4.  Kursverlust-{Ejjektenverlnst-)Reservekonto. 

N.B.:  Soweit  die  zu  2,  3  und  4  vorgenommenen  Rückstellungen 
infolge  etwa  stattgefundener  Überbewertung  der  bezüglichen  Aktiva 
schon  für  den  Schluß  des  Rückstellungsjahrs  als  in  Anspruch  genommen 
zu  gelten  hätten,  lägen  nicht  echte  Reserven,  sondern  nur  Korrektiv - 
(Bewertungs-) Posten  vor. 

b)  Zur  Deckung  im  betrieblichen  Interesse  zu  erwartender  oder  in 
Aussicht  genommener  Ausgaben  für  Erweiterung  der  Betriebs-Anlagen 
oder  des  sonstigen  Betriebs-Umf angs : 

Baufonds,  Betriebsfonds,  Erweiterungsfotids,  Neubau- Reserve  oder 
ähnlich  heißende  Konten. 

c)  Zur  Deckung  künftig  fällig  werdender  gesetzlicher  Verpfhchtungen : 
Talonsteuer- Reserve,    Wehrbeitrag- Rücklage  oder  dgl. 

d)  Zum  Zweck  der  Tilgung  von  AJvtien  oder  Obligationen  aus  den 
Reingewinnen : 
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AHien-Tilgun^sfonds,  Obligationen-Tilgungsfonds,  Amortisations- 
fonds usw. 

Auch  nach  orlolgler  Ainortisatiou  l'ort dauernder  Kescrvecliarakter. 
Die  zum  Zweck  von  Kapital-(Übligationen-  (xler  Aktien-)Amortisationen 
aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn  (vgl.  §  227  Abs.  2  H.G.B.)  gebil- 
deten Reserven  verschwinden  auch  nach  der  materiell  vollzogenen 
Rückzahlung  nicht  aus  der  Bilanz,  sondern  stellen  dort  eine  Kapital- 
Rücklage  der  Gesellschaft  dar.  Angenommen,  es  handle  sich  um  die 
Amortisation  von  Aktien,  so  schließt  solche  Kapital-Rücklage  ,,eine 
dem  Betrage  der  amortisierten  Aktien  gleichkommende  Summe  des 
Reingemnns  von  künftigen  Dividenden- Verteilungen  aus.  Diese  Summe 
stellt  mithin  gleichfalls  einen  Reservefonds  dar,  und  es  ^vürde  korrekt 
sein,  denselben  ausdrücklich  als  „Reservefonds  durch  Amortisation  von 
Aktien  gebildet''  zu  bezeichnen  und  nur  den  Nennbetrag  der  effektiv 
im  Umlauf  befindlichen  Aktien  als  Aktien-Kapital  fernerhin  zu  buchen. 
In  der  Praxis  findet  sich  hierfür  vielfach  der  Ausdruck  ,, Amortisations- 
fonds"; doch  ist  dieser  Ausdruck  wegen  seiner  Vieldeutigkeit  zu  ver- 
meiden. Wo  Aktien  aus  dem  Reingewinn  amortisiert  werden,  ist  jener 
Betrag  ein  gesetzHch  notwendiger  Reservefonds."    (Vgl.  Simon  S.  222.) 

Vergegenwärtigt  man  sich  die  mit  der  Kapital-Amortisation  aus 
dem  Reingewinn  verbundenen  Vorgänge  näher,  so  kommt  man  zur  An- 
erkennung der  Richtigkeit  vorstehend  mitgeteilter  Erkenntnis,  daß  die 
zu  solchem  Zweck  aus  den  bilanzmäßigen  Reingewännen  geschaffenen 
Rückstellungen  auch  nach  der  erfolgten  Amortisation  als  echte 
Reserve -Beträge  in  der  Bilanz  verbleiben  müssen.  Denn  nachdem 
die  zu  amortisierende  Zahl  der  Aktien  aus  baren  Mitteln  der  Gesell- 
schaft angeschafft  (eingezogen)  ist,  sind  deren  Barmittel  aus  diesem 
Anlaß  um  denselben  Betrag  zurückgegangen,  um  den  auch  der  Nenn- 
wert des  Grundkapitals  (im  Fall  der  Amortisation  zu  über  pari  stehen- 
den oder  angenommenen  Kursen  auch  der  l^etrag  der  um  das  Auf- 
gekl  zu  kürzenden  bezüglichen  Rückstellung)  infolge  des  Ausschei- 
dens der  amortisierten  Aktien  kleiner  geworden  ist.  (Beim  Rückkauf 
der  Aktien  unter  pari  wird  der  im  Vergleich  zum  Nennwert  des  amorti- 
sierten Aktien-Kapitals  entstehende  buchmäßige  Gewinn  —  in  Analogie 
zu  §262  Ziff.  3  H.G.B.  —  zur  Reservebildung  verwendet.  So  auch 
Staub;  Anmerkg.  9  zu  §227  und  Simon  S.  216.)  Würde  man  nun  die 
vorher  für  die  Aktien-Amortisation  aus  deni  bilanzmäßigen  Reinge^vinn 
geschaffene  Rückstellung  bei  der  nächsten  Gewinn- Verteilung  als  Divi- 
dende mit  ausschütten,  so  würde  die  Wirkung  schließlich  dieselbe 
sein,  als  hätte  die  Aktien-Amortisation  nicht  aus  bilanz- 
mäßigen Reingewinnen,  sondern,  ohne  Rücksicht  auf  diese, 
unmittelbar  aus  den  Betriebsmitteln  der  Gesellschaf t  statt- 
gefunden.    Man  hätte  flatin  fliirrh  die  BiUlnng  von  Rückstellungen 
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(Amortisationsfonds)  aus  den  Reingewinnen  die  mit  §  227  Abs.  2  H.G.B. 
geforderte  Bedingung  zunächst  zwar  erfüllt,  dann  aber  durch  die  Ver- 
teilung des  ..Amortisationsfonds"  der  Aktien-Amortisation  aus  dem 
Jahresgewinn  letzten  Endes  den  Charakter  einer  reinen,  nur  unter  Be- 
obachtung der  Bestimmungen  des  §  288  H.G.B.  statthaften  Kapital- 
Herabsetzung  gegeben.  So  liegen  die  Dinge  dann  in  der  Tat:  die  liquiden 
Mittel  sind  durch  die  Aktien-Amortisation  geschwächt,  das  Grund- 
kaj^ital  ist  nach  Maßgabe  der  Amortisation  verkleinert,  und  die  Amor- 
tisations-Reserve ist  zur  Gewinn- Verteilung  mit  herangezogen  worden. 
Nach  allem  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  der  Zweck,  Aktien  ledig- 
lich ans  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn  zu  amortisieren,  nur  dadurch 
erreicht  zu  werden  vermag,  daß  die  zu  diesem  Zweck  aus  den  Jahres- 
ge mimen  der  Gesellschaft  geschaffene  ,,Amortisations"-Rücklage  nach 
effektiv  durchgeführter  Aktien-Amortisation  auch  fernerhin  als  echte 
Reserve  erhalten  bleibt,  um  von  Jalir  zu  Jahr  erneut  einen  dem  Nenn- 
wert des  amortisierten  Aktien-Kapitals  entsprechenden  Betrag  von  der 
Gewinn- Verteilung  auszuschließen.  Hierzu  ist  von  Interesse  folgende 
Steuer-Entscheidung : 

„Die  Amortisation  von  Aktien  aus  dem  bilanzmäßigen  Jahresgewinn  einer 
Aktien-Gesellschaft  hat  eine  Verringerung  des  Grundkapitals  nicht  zur  Folge 
und  kommt  demnach  bei  der  Berechnung  des  Abzugs  von  S^'g  Proz.  des*  ein- 
gezahlten Aktienkapitals  nicht  in  Betracht."  (E.  in  St.   10.  281.) 

Verschiedene  Beurteilung  (lieser  Frage.  Die  vorstehend  behan- 
delte Frage  ist  in  der  Literatur  umstritten.  Zwar  muß  man 
Staub  (Anmerkg.  13  zu  §227)  gegen  Simon  darin  zustimmen,  daß 
eine  gesetzliche  Pflicht  zu  dauernder  Rücklage  in  Höhe  des  amorti- 
sierten Aktien-Kapitals  nicht  besteht.  Doch  wird  man  im  Sinne  der 
obigen  Darlegungen  Simon  (S.  196ff.,  220ff.)  wenigstens  prinzipiell 
darin  beipflichten  müssen,  daß  solche  Amortisations-Rücklagen  mit 
dem  Wesen  der  Aktien-Amortisation  aus  dem  Reingewinn  tatsächlich 
untrennbar  verbunden  sind.  (Vgl.  im  übrigen  zur  vorliegenden  Frage 
noch  Passow  S.  273  und  Berliner  S.  249ff.) 

e)  Zur  Deckung  im  Interesse  der  Angestellten  aller  Art  freiwillig 
oder  vertraglich  zu  gewährender  Zuwendungen: 

Dispositionsfonds,  Gratifikationsfonds,  Unter  Stützung  sfonds,  Pen- 
sionsfonds und  sonstige   Wohlfahrtsfonds. 

Arten  von  Wohlfahrt sJonds  und  deren  verschiedene  Rechtsstellung. 
Sind  derartige  ..Fonds  '  nur  in  Form  gewöhnlicher  echter  Re- 
serven von  der  Gesellschaft  errichtet  worden,  stehen  den  Angestellten 
demnach  irgend  welche  vertragliche  Rechte  daran  nicht  zu,  so 
kann  die  Generalversammlung  diese  Fonds  jederzeit  in  eine  andre 
Zweckbestimmung  überführen,  sie  ipithin  nicht  zuletzt  auch  für  die 
Gewinn -Verteilung  nutzbar  machen.     Auch  im  Gesellschafts-Konkurse 
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sind  mit  ilorartigen  Fonds  keinerlei  Rechte  für  die  Angestellten  ver- 
bunden. 

An  diesem  Znstand  M'ürde  durch  die  ..Anlage"  der  Fonds  (etwa 
in  Effekten)  und  tlurch  deren  entsprechende  Bilanzierung  auch  auf  der 
Aktiva-Seite  nichts  geändert.  Ein  Absonderungsrecht  in  bezug 
auf  jene  Effekten  stände  den  Angestellten  im  Gesellschafts-Konkurse 
selbst  insoweit  nicht  zu,  als  sie  auf  (Jrund  besonderer  Verträge  Forde- 
rungen auf  den  Fonds  zu  erheben  berechtigt  wären.  Denn  sie  wäi'en 
insoweit  nur  einfache  (nicht  einmal  bevorrechtigte)  Konkurs- 
Gläubiger,  während  die  ,,Fonds"-Effekten  zur  Konkursmasse  gehören. 

Dagegen  steht  den  Angestellten  im  Gesellschafts-Konkurse  ein 
Aussonderungsrecht  in  bezug  auf  die  Effekten  oder  sonstigen 
Gegenstände  der  ,,Fonds"-Anlage  zu,  wenn  der  Fonds  rechtlich 
selbständigen  Charakter  hat.  weil  seine  Dotierung  aus  der  Ge- 
sellschafts-Kasse von  den  Angestellten  beansi^ucht  werden  darf,  wenn 
also  eine  Stiftung  vorliegt,  deren  Anlage  von  den  Stiftungs-Berech- 
tigten  allein  oder  im  Verein  mit  Organen  der  Gesellschaft  verwaltet 
«ird.  Dann  gehören  allerdings  weder  der  Betrag  der  Stiftung  als 
solcher  unter  die  Passiven,  noch  derjenige  der  Stiftungs-Anlage  unter 
die  Aktiven  der  Gesellsehafts-Bilanz,  weil  mit  der  Stiftung  ein  vom 
Gesellschafts-Vermögen  völlig  unabhängiger  Vermögens-Komplex  ent- 
standen ist.  Vielmehr  genügt  dann  ein  Hinweis  auf  die  Stiftung  im 
Geschäfts-Bericht.  Erscheinen  die  Beträge  der  Stiftung  und  deren 
Anlage  dennoch  in  der  Bilanz  der  Gesellschaft,  so  steht  den  Stiftungs- 
Berechtigten  im  Gesellschafts-Konkurse  das  schon  erwähnte  Recht  auf 
Aussonderung  zu. 

Steuerliche  Abzugsiähigkeit  der  Zuwoiidungen  an  Wohlt'ahrtsfonds. 
Hervorgehoben  sei  noch,  daß  Zuwendungen  der  Gesellschaft  an  Wohl- 
fahrtsfonds nicht  echte  Reserven,  sondern  steuerlich  abzugsfähige 
Betriebs-Kosten  sind,  soweit  sie  auf  rechtlichen  Verpflich- 
tungen beruhen.  Steuerlich  abzugsfähiger  Betriebs- Auf  wand  ist 
auch  dann  gegeben,  wenn  eine  Gesellschaft  sich  ihren  Angestellten 
gegenüber  zur  Zahlung  von  Pensionen  verpflichtet  hat.  Dann  hat  der 
schätzungsweise  kapitalisierte  Betrag  als  echte  Schuld  der  CJesellschaft 
auf  der  Passiva-Seite  ihrer  Bilanz  zu  erscheinen.  Aus  der  Gesellschafts- 
Kasse  gezahlte  Pensionen  gelten  demnach  ohne  weiteres  als  steuerlich 
abzugsfähige   Betriebs-Ausgaben . 

Verschiedene  Bedeutung  des  Dispositionsloiids-Koulos.  Der  Voll- 
ständigkeit halber  sei  noch  bemerkt,  daß  dem  Dispositionsfonds- 
Konto  zuweilen  eine  andre  Bedeutung  innewohnt  als  die.  im  Interes.se 
der  Angestellten  Verwendung  zu  finden.  So  wird  ein  Dis])()sitions- 
fonds-Konto  manchmal  errichtet  zu  dem  Zweck,  ihm  den  zur  X'citci- 
lung  bestimmten   Reingewinn  zu  Lasten  des  (Jewinii-  und  Vcrlusl- 
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Kontos  zu  überweisen  und  diesen  Betrag  dort  stehen  zu  lassen,  bis 
die  zu  seiner  Verteilung  erforderlichen  flüssigen  Mittel  vorhanden  sind. 

f)  Im  Interesse  stabiler  Dividenden  gebildete  freiwillige  Reserven: 

Dividenden- Ergä7izungsfo7ids,  Dividenden- Reserve  oder  ähnlich  ge- 
nannt. 

Soweit  diese  Reserven  nicht  vorwiegend  oder  ausschließlich  zu- 
gunsten von  Vorzugs -Aktionären  entstanden  sind,  dienen  sie  auch 
zur  Auffüllung  der  Dividenden  für  die  Stamniaktionäre. 

Wesou  und  Arten  dos  Gewinn- Vortrags.  Besondrer  Würdigung 
bedarf  an  dieser  Stelle  der  Gewinn- Vor  trag.  Denn  auch  er  wird  nicht 
selten  gebildet  in  dein  Gedanken,  die  Höhe  der  bisherigen  Dividende 
sichern  zu  helfen;  und  zwar  besonders  dann,  wenn  man  die  Dividenden- 
aussicht für  das  neue  Jahr  mehr  oder  weniger  ungünstig  beurteilt. 
Jedoch  auch  dann  bildet  man  einen  Gewinn-Vortrag,  wenn  es  zur  Divi- 
denden-\'erteilung  an  flüssigen  Mitteln  fehlt,  oder  wenn  man  den  ver- 
fügbaren Reingewinn  zunächst  nicht  verteilen  will,  weil  man  liquider 
Mittel  zu  aussichtsreichen  Sondergeschäften  in  nächster  Zeit  dringend 
bedarf. 

In  alle n  d i e s e n  u n d  in  ähnlichen  Fälle n  stellen  die  G e - 
winn- Vorträge  freiwillige  Reserven*)  von  oft  beträchtlicher 
Höhe,  jedoch  von  meist  nur  kurzer,  über  den  nächsten  Abschluß  nicht 
hinausreichender  Dauer  dar. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  Gewinn- Vorträgen  stehen  andere,  auf  eine 
rein  rechentechnische  Veranlassung  zurückzuführende.  Be- 
kanntlich pflegt  man  den  Prozentsatz  der  Dividende  nach  Möglichkeit 
so  zu  wählen,  daß  sich  bequeme  Zahlen  ergeben.  Das  ist  vor  allem  bei 
ganzen  Prozenten,  teilweise  auch  noch  bei  halben  der  Fall.  Kleinere 
Bruchteile  werden  deshalb  verhältnismäßig  selten  verteilt.  Aber  auch 
schon  bei  der  Wahl  ganzer  Prozente  wird  kaum  je  vorkommen,  daß  der 
zu  verteilende  Reingewinn  dem  Gesamtbetrag  der  Dividende  gerade 
gleicht.  Rechnerisch  unverteilbare  Gewinnreste  größern  oder 
kleinern  Umfangs  werden  immer  übrig  bleiben.  Solche  Ge\\'innreste 
überführt  man  als  Gewinn- Vorträge  ebenfalls  in  die  folgende  Bilanz- 
Periode,  wenn  man  sich  nicht  entschließt,  sie  auf  irgend  ein  echtes 
Reserve-Konto  zu  übertragen.  Im  letztgedachten  Fall  ist  die  bilanz- 
technische Wirkung  zwar  dieselbe  wie  bei  der  Bildung  des  Gewinn- Vor- 
trags. Der  auf  dem  Gewinn-Vortragskonto  aber  noch  erkennbare 
Gewinnrestcharakter  geht  indessen  bei  der  Verschmelzung  mit  einem 
andern  echten  Reserve-Konto  verloren.  Häufiger  als  die  Verschmelzung 
begegnet  die  Gewohnheit,  den  Gewinnrest  auf  einem  Gewinn- 
Vortragskonto  ins   Nachjahr  zu   überführen.     Jedoch   auch  hierbei 


*)  Auch  Staub  und  die  dort  in  Anmerkg.  15  zu  §  237  genannten  Autoren 
sehen  im  Gewinn- Vortrag  eine  echte  Reserve.    Anders  Rehm  S.  545  und  667. 
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kommt  nicht  immer  der  Gewiiuirest  allein  zum  Vortrag,  sondern  nicht 
selten  paart  sich  mit  ihm  aus  einem  der  oben  genannten  Gründe  eine 
größere  Reserve,  so  daß  das  Gewinn- Vortragskonto  dann  zweifachen 
Ursprungs   ist. 

Gerichts-  und  Steuer-Entscheidimgen  über  den  Gewinn- Vortrag.  Im 
Anschluß  hieran  über  den  Gewinn- Vortrag  noch  einige  Gerichts-  und 
Steuer-Entscheidungen : 

„Auch  der  Vortrag  auf  neue  Rechnung  hat  wirtschaftlich  und  juristisch 
die  Bedeutung  eines  Reservefonds.  O.L.G.  Colmar  26.  10.  04.  Recht  05,  634. 
R.O.L.G.  10,  241.  Z.Bl.F.G.  5,  802.  Z.A.G.  12,  182."  (Vgl.  Kaufmann  VI.  S.  82.) 

,,Der  Beschluß  der  General-Versammlung  der  Aktionäre,  Gelder  auf  neue 
Rechnung  vorzutragen,  enthält  nicht  die  Bildung  einer  Speziaireserve. 
Man  kann  den  Vortrag  auf  neue  Rechnung  als  eine  Reserve  bezeichnen  (vgl. 
J.W.  05,  345),  er  ist  aber  keine  Speziaireserve.  Den  Gegensatz  zum  notwendigen 
gesetzlichen  Reservefonds  (H.G.B.  §  262)  bilden  die  freiwilligen  Reserven,  welche 
nicht  Speziaireserven,  d.  h.  einem  speziellen  Zwecke  gewidmet  zu  sein  brauchen. 
Xach  Darstellung  der  Beklagten  ging  die  Absicht  der  Majorität  bei  dem  frag- 
lichen Beschlüsse  dahin,  liquide  Betriebsmittel  zu  schaffen  und  die  Inanspruch- 
nahme von  Bankkredit  zu  vermeiden.  Es  mag  sein,  daß  in  solcher  Absicht  auch 
eine  Speziaireserve  hätte  geschaffen  werden  können,  nämlich  durch  Bildung 
eines  dauernden  Betriebsfonds.  Dies  ist  aber  nicht  geschehen;  denn  der  Vortrag 
auf  neue  Rechnung  widmet  die  betreffenden  Gelder  keinem  bestimmten  Zwecke, 
insbesondere  keinem  auf  die  Dauer  berechneten  Betriebsfonds,  sondern  beläßt 
der  Beklagten  die  Freiheit,  sie  im  folgenden  Jahre  als  Gewinn  zu  verteilen.  R.G. 
5.  7.  11.    L.Z.  11,  771;  Z.Bl.F.G.  12,  312."    (Vgl.  Kaufmann  XIII.  S.  55-56.) 

..Dadurch,  daß  ein  Gewinn-Betrag  unverteilt  auf  neue  Rechnung  des 
künftigen  Jahres  vorgetragen  wird,  ist  ihm  der  Charakter  eines  Reservefonds 
keineswegs  ohne  weiteres  entzogen,  sondern  es  bleibt  in  jedem  Falle  zu  prüfen, 
ob  nicht  eine  latente  Reservefondsbildung  vorliegt.  Für  Gewinnreste,  mit  denen 
etwa  im  Interesse  der  Erleichterung  des  Rechnungswesens  in  der  angegebenen 
Weise  verfahren  wird,  mag  in  der  Regel  die  Natur  des  Reservefonds  nicht  anzu- 
nehmen sein  (vgl.  Art.  27  Nr.  4  A.  vom  6.  Juli  1900);  die  von  dem  Steuerpflichtigen 
beliebte  formelle  Behandlung  eines  Betrags  als  Vortrag  auf  die  künftige  Rechnung 
oder  die  entsprechende  formelle  Bezeichnung  bringt  jedoch  für  sich  allein  in  keinem 
Falle  die  Nötigung  mit  sich,  diesen  Überschüssen  Steuerfreiheit  zu  gewähren." 
(U.V.A.  3122  vom  25.  September  1894;  vgl.  auch  E.  in  St.  3.  33;  5.  209.) 

,,Daß  die  Gewinn-Vorträge  auf  neue  Rechnung  in  materieller  und  formaler 
Hinsicht  steuerpflichtige  Reservefonds  darstellen,  ist  nicht  zu  bezweifeln,  da  sie 
aus  dem  Gewinne  des  Entstehungsjahrs  stammen  und  in  den  Gewinn-  und  Ver- 
lustkonten besonders  aufzuführen  sind  (vgl.  auch  Simon,  Eink.  S.  118,  Bil. 
S.  248).  Daß  die  vorgetragenen  Gewinne,  welche  im  Entstehungsjahr  als  steuer- 
pflichtige Re.servefonds  behandelt  sind,  im  folgenden  Jahre,  in  welchem  sie  als 
Vortrag  erscheinen,  vom  Gewinne  abgezogen  werden  mü.ssen,  ist  selbstverständ- 
lich (vgl.  E.  in  St.  10.  249)."    (Vgl.  Fuisting  S.  296.) 

„Nach  der  neuern  Rechtsprechung  gehört  der  Gewinn -Vortrag  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  zu  den  steuerpflichtigen  Überschüssen  (E.  in  St.  10.  278; 
vgl.  auch  Rehm  S.  673  f.).  Demgemäß  ist  auch  im  Art.  28  Nr.  4  die  frühere  ab- 
weichende Bestimmung  über  Gewinnreste  (Art.  27  Nr.  4  A.  vom  6.  Juli  1900) 
nicht  wiederholt."    (Vgl.  Fuisting  S.  296.) 

Steuer-Entscheidung  über  Aufrechnung  des  Verhi st- Vortrags.    Und 
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im  Zusaminenhang  hiermit  eine  (auch  für  Aktien-Gesellschaften  gültige) 
Entscheidung  über  die  steuerliche  Abzugsf.ähigkeit  des  Verlust -Vor- 
trags bei  der  Einkommensteuer-Deklaration  nacli  dessen  Aufrechnung 
gegen  eine  freiwillige  Reserve: 

„Der  Umstand,  daß  eine  Kommandit-Gesellschaft  auf  Aktien  den  sich  aus 
der  Bilanz  für  ein  Geschäftsjahr  ergebenden  Verlust  durch  Abschreibung  seines 
Betrags  von  einem  freiwilligen  Reservefonds  buchmäßig  beseitigt  hat,  steht  dem 
Abzüge  dieses  Verlustes  von  dem  Gewinn  der  anderen  Jahre  der  Durchschnitts- 
Periode  bei  der  Berechnung  ihres  steuerpflichtigen  Einkommens  nicht  entgegen." 
(E.  in  St.  10.  321,  325.) 

Anordnimg  imd  Dotierung  freiwilliger  Reserve-Konten  betreffende 
Rechtsverhältnisse.  Über  die  für  die  Bildung  freiwälliger  Reserve- 
Konten  maßgebenden  Rechtsverhältnisse  sagt  Staub  (Anmerkgen.  30 
bis  33  zu  §  2G2  S.  908—909): 

„Regelmäßig  kann  nur  das  Statut  freiwillige  Reservekonten 
anordnen  und  dotieren,  nicht  ein  einfacher  Generalversammlungs- 
beschluß, noch  weniger  andere  Organe.  Zwar  kann  die  Generalversammlung 
über  die  Verteilung  des  Gewinnes  Beschluß  fassen,  aber  wenn  ihr  dabei  nicht  frei- 
gestellt ist.  nach  Gutdünken  zu  verfahren,  so  muß  sie  nach  gesetzlicher  Vorschrift 
verfahren,  sonst  verfährt  sie  ungesetzlich  und  ihr  Beschluß  unterliegt  der  An- 
fechtung. Ilir  ist  es  daher  verwehrt,  aus  Gründen  der  Wohlfahrt  Reservefonds 
zu  bilden  (z.  B.  einen  Arbeiterunterstützungsfonds;  Bolze  21  Nr.  561 ;  R.G.  40,  33). 

Auch  durch  Statutenänderung  kann  die  Anlegung  freiwilliger  Reserve- 
fonds angeordnet  werden.  Der  Aktionär  hat  kein  Sonderrecht  auf  nicht  fest- 
gestellte Dividende. 

Die  Generalversammlung  kann  daher  auch  einen  Gewinnvor- 
trag nicht  ohne  weiteres  beschließen.  Denn  das  wäre  eine  unzulässige 
Schmälerung  des  Dividendenanspruchs.  Der  Umstand,  daß  die  Gesellschaft  bares 
Geld  zur  Entfaltung  ihrer  geschäftlichen  Tätigkeit  bedarf,  und  daß  es  daher  ver- 
ständigen Erwägungen  entspricht,  wenn  ein  Teil  des  Reingewinns  zurückbehalten 
wird,  um  damit  geschäftlich  handeln  zu  können,  rechtfertigt  den  Beschluß  auf 
Bildung  eines  Gewinnvortrags  nicht.  Für  solche  Fälle  mag,  da  das  Gesetz  nicht 
genügend  Fürsorge  trifft,  der  GeseUschaftsvertrag  durch  Anordnung  von  Reserve- 
konten oder  durch  Ausstattung  der  Generalversammlung  mit  diesbezüglicher 
Bewegungsfreiheit  Fürsorge  treffen.  Mangels  statutarischer  Fürsorge  nach  dieser 
Richtung  kann  die  Generalversammlung  aus  eigener  Machtvollkommenheit 
einen  Teil  des  Reingewinns  nicht  mit  der  Begi'ündung  der  Verteilung  entziehen, 
daß  dies  den  Zwecken  der  Gesellschaft  förderlich  wäre.  Solcher  Beschluß  wäre 
ungültig,  weil  über  die  Gültigkeit  der  Beschlüsse  Gesetz  und  Statut,  nicht  die 
Frage  der  Zweckmäßigkeit  entscheiden.  Die  entgegenstehende  Entscheidung 
des  R.G.  vom  26.  1.  98  (mitgeteüt  im  Sachs.  A.  8,  251  und  bei  Holdheim  7,  143) 
kann  vom  Standpunkte  des  geltenden  Aktienrechts  nicht  gebilligt  werden,  sondern 
geht  von  Grundsätzen  aus,  die  an  sich  billigungsw^ert  wären,  aber  nur  de  lege 
ferenda  (ebenso  Lehmann-Ring  Nr.  9;  Pinner  217).  In  einem  Ausnahmefall 
aber  hat  die  einfache  Generalversammlung  das  Recht  zur  Bil- 
dung des  Gewinnvortrags.  Es  beruht  nämlich  auf  einem  allgemeinen  Handels - 
gebrauch,  daß  die  Dividende  in  Prozenten  oder  bequemen  Bruchteilen  von  Pro- 
zenten festgesetzt  und  der  bei  dieser  Abrundung  überschießende  Betrag  auf  neue 
Rechnung  vorgetragen  wird  (Behrend  §  13"3;  Pinner  216;  Simon  248)." 

,, Durch    unterlassene    Anfechtung    wird    übrigens     ein    General- 
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versammlungsbeschluß,  durch  den  unzulässigerweise  ein  Reserve- 
konto angelegt,  also  auch  ein  Gewinnvortrag  über  das  Übliche 
hinaus  gebildet  wird,  gültig,  und  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  kann 
eine  Dotierung  von  freiwilligen  Reservekonten  auch  sonst  auf  Generalversamnilungs- 
beschluß  beruhen.  Die  Anfechtung  eines  solchen  Beschlusses,  der  freiwillige 
Reservekonten  anordnet,  ist  jetzt  sogar  nach  einer  gewissen  Richtung  beschränkt, 
nämlich  an  einen  bestimmten  Minimalbesitz  von  Aktien  geknüpft.  Das  Gesetz 
begünstigt  auf  diese  Weise  die  Bildung  von  freiwilligen  Reservekonten  durch 
bloßen  Generalversammlungsbeschluß." 

Veriniselmiig  Jreiwilliger  Kesorveu  mit  passivoii  Wertkorrektureu. 
Die  Ausführungen  über  die  freiwilligen  Reserve-Konten  seien  geschlossen 
mit  der  Bemerkung,  daß  auf  Grund  ihrer  Bezeichnung  in  den  Bilanzen 
zuweilen  Posten  für  freiwillige  Reserven  gehalten  werden,  obgleich 
nur  passive  Wertkorrekturen  vorliegen.  Solche  Wertkorrekturen 
können  auftreten  als  Rückstellungen  auf  bereits  entstandene,  aber 
zahlenmäßig  noch  nicht  feststehende,  oder  doch  auf  bestimmt  zu  er- 
wartende Ausgaben  oder  Verluste,  die  noch  das  Vorjahr  betreffen  und 
de.shalb  vorweg  zu  bilanzieren  sind.  Nur  der  Andeutung  bedarf, 
daß  solche  Wertkori'ektur-Posten  nicht  erst  aus  dem  Reingewinn  ge- 
bildet Averden  dürfen,  sondern  daß  sie  zu  Lasten  der  Erfolgs-Rechnung 
bereits  vorweg  gebucht  werden  müssen,  weil  vor  ihrer  Verbuchung  als 
echter  Aufwand-Posten  eben  kein  Reingewinn  vorliegt.  Solche  Wert- 
korrekturen mit  dem  scheinbaren  Charakter  freiwilliger  (echter)  Re- 
serven können  beispielsweise  sein:  Prozeßkosten- Reservekonto;  Reserve- 
konto für  das  Vorjahr  betreffende  Ausgaben:  Konjunktur -Reservekonto 
(dieses  etwa,  weil  gewisse,  der  Konjunktur  stark  unterliegende  Ver- 
äußerungs-Gegenstände überbewertet  sind)  u.  a.  m. 

Zuweilen  sind  auch  Wertkorrekturen  und  freiwilhge  (echte)  Re- 
serv^en  auf  einem  Konto  gemischt.  Solche  Fälle  liegen  vor,  wenn  der 
Betrag  der  Wertkorrektur  zu  hoch  angenommen  ist.  Der  darüber 
hinausgehende  Betrag  ist  dann  in  jedem  Fall  eine  echte  (freiwillige) 
Reserve.  Vielfach  kann  man  die  Frage,  ob  oder  inA\deweit  mit  den 
Wertkorrekturen  freiwillige  Reserven  verbunden  sind,  erst  entscheiden, 
nachdem  der  Wertkorrektur-Betrag  durch  die  Erledigung  der  Ange- 
legenheit endgültig  festgestelt  ist.  Besonders  häufig  wird  dies  z.  B.  vor- 
kommen bei  Ko.sten  aus  schwebenden  Prozessen,  bei  Abschreibungen  auf 
zweifelhafte  Forderungen  u.  dgl.  (Vgl.  hierzu  auch  die  Ausführungen 
über  Delkredere-  uncl  Delkrederereserve-Konten  auf  S.  315  bis  32'>.  ferner 
über  Erneuerungs-  und  Erneuerungsreserve-Konten  auf  S.  362  bis  369.) 

II.  Tantiemen. 

Gesetzliche  Vorsehrincii.  Die  über  die  Berechmnig  der  Vorstands- 
und Aufsichtsrats-Tantiemen  getroffenen  handelsge.setzlichen  Be- 
stimmungen  lauten: 
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§  237.  Wird  den  Mitgliedern  des  Vorstandes  ein  Anteil  am  Jahresgewinne 
gewährt,  so  ist  der  Anteil  von  dem  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen 
und  Rücklagen  verbleibenden  Reingewinne  zu  l)erechnen. 

§  245.  Erhalten  die  Mitglieder  des  Aufsichtsrats  für  ihre  Tätigkeit  eine  Ver- 
gütung, die  in  einem  Anteil  am  Jahresgewinne  besteht,  so  ist  der  Anteil  von  dem 
Reingewinne  zu  berechnen,  welcher  nach  Vornahme  sämtlicher  Abschreibungen 
und  Rücklagen  sowie  nach  Abzug  eines  für  die  Aktionäre  bestimmten  Betrags 
von   mindestens    vier   vom    Hundert   des   eingezahlten   Grundkapitals   verbleibt. 

Ist  die  den  ^Mitgliedern  des  Aufsichtsrats  zukommende  Vergütung  im  Ge- 
sellschaftsvertrage festgesetzt,  so  kann  eine  Abänderung  des  Gesellschaftsvertrags, 
durch  welche  diö'  Vergütung  herabgesetzt  wird,  von  der  Generalversammlung  mit 
einfacher  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden. 

Diese  Vorschriften  sind  zwingender  Natur.  Inwieweit  sie  durch 
den  Gesellschafts- Vertrag  oder  etwa  durch  bloße  Generalversammlungs- 
Beschlüsse  abgeändert  werden  können,  und  inwieweit  neben  ihnen 
oder  statt  ihrer  bezügliche  Sonder  Vereinbarungen  erlaubt  und  mög- 
lich sind,  wird  noch  erörtert  werden. 

Zunächst  sollen  die  gesetzHchen  Vorschriften  selbst  besprochen 
werden. 

Der  zwischen  der  Berechnung  der  Vorstands-  und  der  Aufsichts- 
rats-Tantieme  bestehende  Unterschied  fällt  ohne  weiteres  auf:  die 
nach  der  gesetzlichen  Vorschrift  zu  berechnende  Auf  sieht  srats- 
Tantieme  muß  —  von  etwaiger  Verschiedenheit  der  prozentualen  Be- 
rechnungssätze in  beiden  Fällen  abgesehen  — um  mindestens  vier 
Prozent  des  eingezahlten  Grundkapitals  niedriger  als  die 
Vorstands-Tantieme  sein. 

Überflüssige  Erwälmung  der  Abschreibungen.  Die  §§  237  und  245 
sagen  SelbstverständHches  insofern,  als  nach  ihnen  die  Tantieme  von 
dem  nach  Vornahme  auch  sämtlicher  Abschreibungen  verbleibenden 
Reingewinn  berechnet  werden  soll.  Da  Reingewinn  vor  der  Durch- 
führung sämtlicher  Abschreibungen  nicht  denkbar  ist,  hätte 
es  eines  derartigen,  nur  irreführenden  Hinweises  im  Gesetzestexte  nicht 
bedurft.  (Vgl.  über  das  Wesen  der  Abschreibungen  auch  S.  309  bis  310 
und  349  bis  350.) 

Der  Rücklage-Begriff.  Dagegen  muß  die  Erwähnung  der  Rück- 
lagen im  Gesetzestexte  als  berechtigt  gelten,  um  zum  Ausdruck 
zu  bringen,  daß  nicht  der  volle  bilanzmäßige,  sondern  nur  der  um  sämt- 
liche Rücklagen  gekürzte  Reinge^vinn  der  Tantieme-Berechnung  zu- 
grunde zu  legen  ist. 

Das  Wort  ,, Rücklagen"  steht  in  den  hier  beregten  beiden  Para- 
graphen, wie  auch  Staub  in  Anmerkg.  13  zu  §  237  meint,  offenbar  nur 
als  Verdeutschung  des  allgemein  eingebürgerten  Fachausdrucks 
..Reserven". 

Da  der  Reingewinn  bei  der  Tantieme-Berechnung  um  sämtliche 
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Rücklagen  zu  kürzen  ist,  kommen  nicht  allein  die  gesetzlich  vor- 
geschriebenen, sondern  ebenso  auch  die  freiwilligen  Reserven 
(vgl.  über  beide  Arten  S.  426  und  435  ff.)  für  die  Kürzung  in  Frage. 

Tantieniepflichtige  Postenarteu.  Jedoch  wäre  verfehlt,  hieraus 
nun  zu  schüeßen,  daß  der  als  Grundlage  der  Tantieme-Berechnung 
anzunehmende  Betrag  mit  der  zw  verteilenden  Dividende  (bei  der  Auf- 
sichtsrats-Tantieme  nach  Abzug  von  mindestens  4%  des  eingezahlten 
Grundkapitals!)  identisch  sei.  Solche  Annahme  würde  zur  Voraus- 
setzung haben,  daß  außer  den  echten  Reserven  aller  Art  und  außer 
den  Tantiemen  selbst  den  zugunsten  der  Aktionäre  dividendenpflichtigen 
ReingeM-innrest  nichts  mehr  mindern  könnte.  Diese  Voraussetzung 
trifft  nicht  zu.  Denn  nicht  selten  A\drd  die  Dividende  gemindert 
auch  durch  Rückstellungen  oder  Barzahlungen,  die  im  Sinne  der 
§§237  und  245  H.G.B.  bei  der  Tantieme-Berechnimg  nicht 
bzugsfähige  Posten  sind.  Zu  solchen  tantiemepfhchtigen.  je- 
doch die  Dividende  mindernden  Posten  gehören  beispielsweise: 

Vertraglich  oder  von  Fall  zu  Fall  nach  freiem  Ermessen  der  Gesell- 
schafts-Organe aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn  an  die  Beamten  der 
Gesellschaft  zu  zahlende  Gratifikationen  oder  Tantiemen.  Diese 
Vergütungen  sind,  wie  die  Tantiemen  für  Vorstand  iind  Aufsichtsrat 
selbst,  tantiemepflichtig,  weil  sie  nach  dem  Reingewinn  bemessen  und 
aus  diesem  bezahlt  werden,  ohne  daß  es  sich  bei  ihnen  eben  um  gesetz- 
lich für  tantiemefrei  erklärte  Abschreibungen  oder  Rücklagen  handelt. 

Aus  dem  gleichen  Grunde  sind  tantiemepflichtige,  die  ordent- 
Uche  Aktionär-Dividende  kürzende  Posten  alle  an  Gründer  der 
Gesellschaft  nach  §  186  H.G.B.  aus  dem  Reingewinn  zu  gewährende 
Sondervergütungen  (etwa  für  eingebrachte,  besonders  wertvolle 
Patentrechte  oder  dgl.). 

Ebenfalls  tantiemepflichtige  Posten  sind  aus  dem  Reingewinn 
geschehende  Zuwendungen  an  Wohlfahrtsfonds  (vgl.  über  diese 
auch  S.  439  bis  440)  unter  der  Voraussetzung,  daß  sie  entweder  selb- 
ständigen Kassen  zugute  kommen,  oder  daß  sie  doch  wenigstens  auf  recht- 
licher Verpflichtung  Dritten  (Angestellten  aller  Art)  gegenüber  beruhen. 
Fehlen  diese  Voraussetzungen,  erfolgen  jene  Zuwendungen  also  auf  Grund 
freier  Entschließung  der  Gesellschafts-Organe,  die  dann  jederzeit  be- 
rechtigt sind,  jene  Zuwendungen  anderen  Zwecken  der  Gesellschaft 
dien.stbar  zu  machen,  so  liegen  echte  Reserven  (Rücklagen)  im 
Sinne  der  §§  237  und  245  H.G.B.  vor.  Solche  Zuwendungen  sind  dann 
bei  der  Tantieme-Berechnung  in    Abzug  zu  bringende  Posten. 

Als  nicht  zu  den  Rücklagen  im  Sinne  der  §§237  luid  245  H.G.B. 
anzu.sehende  und  deshalb  tantiemepflichtige  Posten  haben  (in 
Übereinstimmung  mit  einer,  bei  Kaufmann  I.S.25  angeführten  Ent- 
scheidimg des  O.L.G.   Dresden   vom  9.  1.  19f)0)   außerdem  alle    zum 
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Zweck  der  Amortisation  von  Aktien  aus  dem  Reingewinn 
gebildeten  Reserven  zu  gelten.  (Näheres  über  die  Amortisations- 
Reserven  vgl.  S.  438  bis  439.) 

Verschiedene  Behandlung  der  Gewinn-  und  Verlust-Vorträge.  Be- 
sondrer Erörtervmg  bedarf  in  diesem  Zusammenhang  die  Frage  nach 
der  Behandlung  der  bilanzmäßigen  Gewinn-  und  Verlust- Vorträge. 
Zunächst  sei  auf  den  Gewinn- Vortrag  eingegangen. 

Wie  auf  S.  441  schon  dargelegt  worden  ist,  gehört  der  Gewinn- 
Vortrag  zu  den  freiwiUigen  (echten)  Reserven  der  Gesellschaft;  dem- 
nach ist  er  nach  §§237  und  245  H.G.B.  ,, Rücklage"  und  als  solche 
bei  der  Tantieme-Berechnung  für  das  Jahr  der  Entstehung  in  Abzug 
zu  bringen.  Tantiemepflichtig  wird  der  Gewinn- Vortrag  dann 
erst  für  das  Xachjahr,  falls  und  insoweit  er  durch  einen  inzwischen 
entstandenen  bilanzmäßigen  Verlust  nicht  gemindert  worden  ist.  Wie 
auf  S.  441  bereits  gesagt  wurde,  erklären  auch  Staub  und  die  von  diesem 
in  Anmerkg.  15  zu  §  237  genannten  Autoren  den  Gewinn- Vortrag 
als  echte  Reserve,  mithin  als  eine  für  das  Entstehungsjahr 
tantiemefrei  zu  behandelnde  Rücklage.  Bei  dieser,  auch  von  uns 
vertretenen  Auffassung  wird  der  Gewinn- Vortrag  für  das  Jahr  seiner 
Entstehung  mithin  tantiemefreier  Bestandteil  der  freiwilligen  Reserven, 
um  diese  bei  der  Tantieme-Berechnung  im  folgenden  Jahr  tantieme- 
pflichtig zu  verlassen,  wenn  und  soweit  er  nicht  auch  weiterhin  unver- 
teilt  bleibt,  oder  soweit  er  durch  einen  bilanzmäßigen  Verlust  des 
Xach Jahrs  nicht  aufgezehrt  worden  ist. 

Der  aus  dem  Reservecharakter  für  das  Entstehungsjahr  abzu- 
leitenden Tantiemefreiheit  des  Gewinn- Vortrags  steht  entgegen  die 
rein  praktische  Auffassung,  wonach  der  Gewinn-Vortrag 
schon  für  das  Jahr  seiner  Entstehung  tantiemepflichtig 
sein  soll,  w^eil  es  recht  und  billig  sei,  die  Tantieme- Berechtigten  auch  am 
Gewinn- Vortrag  sogleich  nach  seiner  Feststellung,  nicht  dagegen  erst 
nach  Jahresfrist,  teilnehmen  zu  lassen.  Will  man  diese  Auffassung 
mit  der  Vorschrift  der  §§  237  und  245  in  Einklang  bringen,  so  darf  man 
den  Gewinn- Vortrag  nicht  als  ,, Rücklage"  (echte  Reserve)  im 
Sinne  dieser  Paragraphen,  sondern  man  muß  ihn  dann  etwa  als  von 
den  Aktionären  nur  gestundete  Dividende  ansehen.  Als  Befür- 
w^  ort  er  der  Tantiemepfhchtigkeit  des  Gewinn- Vortrags  im  Entstehungs- 
jahr sind  anzuführen:  Baumer  (S.  2  ff.);  Bünger,  Vortrag  über  ,, Ge- 
winn-Verteilung  und  Tantieme-Berechnung"  vor  dem  VI.  Verbands- 
tage des  Verbandes  Deutscher  Bücherrevisoren;  Kommerzienrat  Rich- 
ter im  Bankarchiv  XII.  S.  278  ff.;  Scheller  (S.  85);  Schönwandt 
(S.  112—113);  Seipp  in  der  Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  VI.  S.  248. 

Ein  Vergleich  der  vorstehend  mitgeteilten  beiden  Hauptansichten 
über  die  Behandlung  des  Gewinn- Vortrags  bei  der  Tantieme-Berechnung 


448  Erfolgs-Verteilung. 

ergibt  (gleichzeitig  auch  in  bezug  a\if  den  bezügUchen  Einfluß  des  Ver- 
hist- Vortrags) : 

A'orziige  und  Nachteile  der  vorschiodenoii  Auffassungen.  Folgt  man 
der  letztgenannten,  dem  Praktiker  am  meisten  zusagenden  Berechnungs- 
Methode,  den  Gewinn- Vortrag  sogleich  im  Jahr  seiner  Entstehung  als 
tantiemepflichtige  Größe  zu  behandeln,  so  wird  man  ihn  vom  bilanz- 
mäßig ausgewiesenen  Gesamtgewinn  des  Nachjahrs,  in  dem  er  ent- 
halten ist,  in  Abzug  zu  bringen  haben,  weil  er  andernfalls  an  der  Tan- 
tieme-Berechnung nochmals  teihiehmen  %vürde.*)  Nicht  der  bilanz- 
mäßige, den  Vorjahrs- Vortrag  einschließende  Reingewinn  abzüglich  des 
neu  beschlossenen  Gewinn-Vortrags  kommt  hierbei  also  für  die  Tan- 
tieme-Berechnung in  Anschlag,  sondern  nur  der  im  jeweilig  ab- 
gelaufenen Bilanzjahr  gemachte  Reingewinn.  Vorstands-  und 
Aufsichtsrats-IMitglieder  erhalten  sonach  bei  diesem  Verfahren  Tan- 
tieme von  dem  zum  Vortrag  ins  Nachjahr  bestimmten  Gewinn  schon 
für  das  Jahr,  in  dem  sie  zum  Erwerb  dieses  Gewinns  beigetragen  haben. 
Verfechter  dieser  Berechnungs-Methode  erklären  ferner  (so  z.  B.  Rehm 
S.  656  und  Baumer  S.  12)  als  deren  Folge,  daß  aus  dem  jeweiligen 
Jahresgewinn  Tantieme  auch  dann  zu  verteilen  sei,  wenn  dieser  Gewinn 
zur  Deckung  eines  Verlust- Vortrags  aus  dem  Vorjahr  nicht  ausreiche, 
wenn  und  obgleich  mithin  der  bilanzmäßige  Gesamterfolg  Verlust  be- 
deutet. Denn  der  im  bezüglichen  Bilanzjahr  erzielte  Reingewinn  sei 
tantiemepflichtig  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  oder  in\vieweit  ihm 
ein  Verlust- Vortrag    aus    dem    Vorjahr  gegenüberstehe. 

Anders  dagegen  bei  dem  Verfahren,  den  Gewinn -Vortrag  als 


*)  Rehm  (S.  655  bis  657)  hält  solche  zweimalige  Tantiemepflichtig- 
keit  des  Gewinn-Vortrags  (im  Entstehung.sjahr  und  im  Nachjahr)  für  ge- 
setzlich berechtigt.  Deshalb  liege  in  der  wiederholten  Heranzieliung  des 
Gewinn -Vortrags  zur  Tantieme-Berechnung  auch  keine  strafbare  Untreue  aus 
§  312  H.G.B.  Nur  im  Wege  satzungs-  und  vertragsmäßiger  Festlegung  lasse  sich 
verhindern,  daß  die  Tantieme  von  demselben  Gewinn-Beträge  mehrere  Male  be- 
rechnet werde.  Rehm  kommt  zur  Erklärung  der  doppelten  Tantiemepflichtig- 
keit  des  Gewinn-Vortrags,  weil  er  diesem  den  Charakter  einer  Rücklage  (echten 
Reserve)  abspricht  (vgl.  hierüber  auch  S.  441).  Auch  seiner  buchtechnischen 
Form  nach  sei  der  Gewinn- Vortrag  kein  Reservefonds,  weil  er  nicht 
auf  Bilanz-,  sondern  auf  Gewinn-Konto  ül)ertragen  werde;  also  fehle  ihm  auch 
juristisch  die  Eigenschaft  der  Reserve.  Buchtechnisch  genommen  trifft  dies  zu, 
und  formell  ist  jener  Schluß  einwandfrei.  Die  formelle  Rechtfertigung  des  Ge- 
T^inn-Vortrags  als  einer  echten  Reserve  %vürde  vom  buchtechuischeu  Stand- 
punkt danach  bedingen,  das  Gewinn- Vor  trag  skonto  für  den  Schluß  seines 
Entstehung.sjahrs  über  Bilanz -Konto  abzuschließen  und  den  Vortrags -Saldo 
erst  im  Nachjahr  nach  erfolgtem  Verfcilungs-Beschluß  auf  das  bis  dahin  dann 
nur  den  Erfolg  des  bezüglichen  ßilanzjnhrs  aiiswei.scnde  Gewinn-  und  Verlust- 
Konto  zu  übertragen.  Der  Erfolgs -Ausweis  in  der  Bilanz  würde  dann  in  den 
Gewinn- Vortrag  und  den  Keinerfolg  des  Bilanzjalus  zerfallen.  Der  zu  ver- 
öffentlichenden Erfolgs-Rechnung  aber  müßte  der  (Gewinn- Vorl  rag  hin- 
zugesetzt werden,  da  diese  nicht  nur  den  Jahres -Reinerfolg,  .sondern  den 
gesamten  bilanzmäßigen  Reinerfolg  ausweisen  soll. 
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echte  Reserve  anzusehen  und  ihn  deshalb  nicht  schon  für  das  Knt- 
stehungsjahr.  sondern  erst  für  das  Nach  jähr  zur  Tantieme- 
Berechnung  heranzuziehen.  Hierbei  wird  tantiemepfhchtig  nicht  der 
ledighch  im  jeweilig  abgelaufenen  Bilanzjahr  erzielte  Reingewinn,  son- 
dern der  bilanzmäßig  ausgewiesene,  den  Vorjahrs- Vortrag  einschließende 
Reingewinn  abzüglich  des  neu  beschlossenen  fiewinn-Vortrags.  Vor- 
stand und  Aufsichtsrat  stehen  bei  diesem  Verfahren  im 
großen  und  ganzen  schlechter  als  bei  dem  andern,  den  Ge- 
winn-Vortrag schon  für  dessen  Entstehungsjahr  als  tantiemepflichtige 
Größe  zu  behandeln.  Denn  bei  der  Tantiemefreiheit  des  Gewinn- Vor- 
trags für  dessen  Entstehungsjahr  kommen  die  Tantieme-Berechtigten 
erst  ein  Jahr  später  in  den  Besitz  ihres  Anteils;  sie  sind  außerdem  der 
Gefahr  ausgesetzt,  daß  dieser  Anteil  durch  einen  im  Xachjahr  entstan- 
denen Verlust  gemindert  oder  gar  ganz  aufgezehrt  wird,  weil  bei  dieser 
Methode  der  Tantieme-Berechnung  der  Verlust- Vortrag  aus  dem  Vor- 
jahr im  bilanziellen  Ergebnis  des  Nachjahrs  ebenso  Avie  der  Gewinn- 
Vortrag  zur  Verrechnung  kommen  muß.  Bei  dieser  Methode  kann  des- 
halb ebensogut  vorkommen,  daß  ein  neu  eingetretener  Direktor  vom 
Gewinn-Vortrag  aus  dem  Vorjahr,  den  er  nicht  mit  erwerben  geholfen 
hat.  Tantieme  bezieht,  wie  sich  statt  dessen  ereignen  kann,  daß  der- 
selbe Direktor,  trotz  guter  Erfolge  im  ersten  Dienstjahr,  keine  Tantieme 
erhält,  weil  zunächst  ein  von  ihm  nicht  verschuldeter  Verlust-Vortrag 
aus  dem  Vorjahr  durch  Gewinne  zu  decken  ist.  Der  letzterwähnten 
Möglichkeit  werden  neu  eintretende  Leiter  der  Unternehmung  durch 
zweckentsprechende  Forderungen  (Tantieme-Garantie,  Sanierung  oder 
dergl.)  allerdings  meist  vorzubeugen  wissen.  Noch  einen  andern 
Nachteil  könnten  die  tantiemeberechtigten  Parteien  in  der  tan- 
tiemefreien Behandlung  des  Gewinn- Vortrags  für  sein  Ent- 
stehungsjahr erblicken:  wie  leicht  einzusehen  ist,  muß  nämlich  bei 
dieser  Berechnungs-Methode  der  tantiemepflichtige  Betrag  um  so  kleiner 
werden,  je  größer  der  tantiemefreie  Gewinn- Vortrag  von  der  General- 
versammlung besclilossen  wird.  (Ein  Umstand,  auf  den  auch  Klein - 
logel  in  der  Z.  f.  Hw.  u.  Hp.  V.  S.  19  ff.  hinweist.)  Dabei  ist  aber  zu 
bedenken,  daß  auch  die  Dividende  um  so  mehr  sinkt,  je  höher  der 
Gewinn- Vortrag  für  das  Nach  jähr  ausfällt.  In  dem  Maße,  wie  die  Gene- 
ralversammlung mithin  durch  höhere  Bemessung  des  Gewinn-Vortrags 
die  Tantieme  schmälert,  kürzt  sie  sich  selbst  die  Dividende.  Nur  in- 
soweit die  Generalversammlung  geneigt  und  stark  genug  ist,  nötigen- 
falls die  Zukunfts-Interessen  ihrer  Gesellschaft  über  ihr  Augenblicks- 
Interesse  an  höherer  Dividende  zu  stellen,  mrd  sie  bei  tantiemefreier 
Behandlung  des  neu  gebildeten  Gewinn- Vortrags  durch  dessen  ge- 
steigerte Bemessung  der  Verwaltung  die  Tantieme  beschneiden.  Zu- 
nächst ist  solche  Kürzung    der   Tantieme-Bezüge    jedoch    von 
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nur  zeitlich  vci'schicbcuder  Bedeutung,  weil  der  für  das  Ent- 
stehungsjahr tantiemefrei  gelassene  Gewinn- Vortrag  im  Nachjahr  zur 
Tantieme-Berechnung  herangezogen  wird,  wenn  und  insoweit  er  nicht 
etwa  auch  weiterhin  unverteilt  bleibt,  oder  durch  einen  im  Nachjahr 
entstandenen  Verlust  gemindert  oder  aufgezehrt  wird.  Analog  liegt  es 
mit  der  Kürzung  der  Dividende  durch  den  (Jewiiui-Vortrag. 

Tantieme-Berechuuug  bei  Tantieniepilichtlgkeit  des  neuen  (»ewinn- 
Tortrags.  Nach  den  vorstehenden  Darlegungen  wird  verständlich, 
Avarum  die  kaufmännische  Praxis  dazu  neigt,  den  GcAnnn- Vortrag  zur 
Tantieme-Berechnung  schon  für  das  Entstehungsjahr  heranzuziehen 
und  ihn  im  Nach  jähr  tantiemefrei  zu  lassen.  Zu  den  dieser  Methode 
eigenen  Vorzügen  kommt  nmi  noch  der  weitere  Vorzug  bequemerer 
Berechnungsmöglichkeit.  Denn  wenn  der  neu  beschlossene  (Ge- 
winn-Vortrag  sogleich  für  das  Entstehungsjahr  tantiemepfhchtig  wird, 
ergeben  die  Tantieme-Beträge  sich  zwanglos  nach  folgendem  Schema, 
weil  alle  an  der  Berechnung  beteiligten  Verteiluhgs-Größen  (nämlich 
der  bilanzmäßige  Gesamtgewinn,  der  Vortrag  aus  dem  Vorjahr,  die 
Zuführungen  zu  gesetzlichen  und  zu  freiwilligen  Reserve-Konten,  die 
zu  verteilende  Dividende,  wie  schließlich  auch  der  für  das  Nachjahr  be- 
stimmte Gewinn- Vortrag)  bekannt  sind: 

Bilanzmäßiger  Gesamtge^^dnn  für  1913 431  567,22  M 

•/.  GcA^imi- Vortrag  aus  1912 56  118,90  ,, 

375  448,32  M 
•/.  5%  Überweisung  auf  Zwangsreserve-Konto  ....       18  772,42  ., 

356  675,90  M 
•/.   Überweisungen  auf  freiwillige  Reserve-Konten   .    .       26  000, —  ,, 

330  675.90  M 
•/.  4%  Vordividende  auf  3  000  000,—  M  Aktien-Kapital     120  000.—  .. 

210  675,90  M 
•/.  10%  Vorstands-Tantieme  von 

330  675,90  M  =  33  067,59  M 
•/.  12  ^/g  %  Aufsichtsrats-Tantieme  von 

210  675,90  M  ==  26  334,49  „  59  402,08   .. 


151  273.82  M 
-|-  Gewinn- Vortrag  aus  1912  [dieser  muß  (weil  er  bereits 

für  1912  tantiemepflichtig  gewesen  und  deshalb  für  1913 
tantiemefrei  ist)  oben  abgezogen,  hier  dagegen  (als  Teil 
der  für  1913  auszuschüttenden  Dividende)  wieder  zu- 
gesetzt   werden] 56  118.90  .. 

207  392,72  M 

•/.  6%  Restdividende 180  000,00  ., 

Gewinn- Vortrag  nach  1914:      27  392,72  M. 
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Verschiedene    Lösiiiifieii    der    Itei    tarilieinelreier    Behandln n(i;    des 
nenen    Gewinn- Vortrags    entslehen^h'n    reehnerisclien    Sehwierigkeiten. 

Weniger  einfach  gestaltet  sich  die  Berechnung  der  V'orstands-  und  Auf- 
sichtsrats-Tantiemen,  wenn  der  Gewinn-Vortrag  für  das  Ent- 
stehnngsjahr  tantiemefrei  bleiben  und  erst  für  das  Xachjahr 
tantiemepflichtig  werden  soll.  Dann  liegt  die  rechnerische  Schwie- 
rigkeit darin,  daß  zwei  Größen  unbekannt  sind:  der  Gewinn- 
Vortrag,  dessen  Höhe  von  derjenigen  der  Tantiemen  abh<ängt,  mid 
die  Tantiemen,  die  ihrerseits  wieder  von  der  Höhe  des  Gewinn- Vor- 
trags beeinflußt  werden.  Die  vollkommene  Überwindung  der  hierin 
liegenden  rechnerischen  ScliAvierigkeiten  ist  am  sichersten  und  schnell- 
sten mittelst  mathematischer  Formeln  möglich.  Annähervnigs-Methoden 
mirden  in  den  meisten  Fällen  wohl  größern  Zeitaufwand  als  die  Lösung 
auf  dem  Formelwege  erfordern.  Eine  für  den  vorliegenden  Fall  brauch- 
bare Formel  stammt  von  Professor  Lambert  und  ist  mitgeteilt  bei 
Leitner  (S.  112  bis  113).  fnter  Benutzmig  der  von  mir  gewählten 
folgenden  Zeichen: 

Gr  =  bilanzmäßiger  Reingewinn  nach  Abzug  aller  tantiemefreien  ge- 
setzlichen und  freiwilligen  Rücklagen  mit  Ausnahme  des  für  das 
Entstehungsjahr  ebenfalls  tantiemefreien  Ge^\inn- Vortrags  (Ge- 
winnrest ^  Gr) ; 

Gv  =  für  das   Entstehungsjahr   tantiemefreier   Gewinn- Vortrag ; 

Ak  ^=  eingezahltes   Aktien-Kapital ; 

Dp  =  Prozentsatz  der  zur  Ausschüttung  kommenden  Gesamtdi\idende 
(Vordividende  zuzüglich  Restdividende) ; 

Vp  =  Prozentsatz  der  Vorstands-Tantieme ; 

Ap  =  Prozentsatz    der   Aufsichtsrats-Tantieme 

lautet  diese  Formel: 


-><(--/-^^) 


Gr-/.  Gv  = ^ . 

'  100  •/.  Vp  •/.  Ap 

Das  aus  der  Anwendung  dieser  Formel  sich  ergebende  Resultat 
würde  demnach  nicht  schon  die  Höhe  des  für  das  Entstehungsjahr 
tantiemefreien  Gewinn-Vortrags  bezeichnen,  sondern  mirde  darstellen 
den  Unterschied  zwischen  dem  vorstehend  umschriebenen  Gewinm-est 
und  dem  beregten  Gewinn- Vortrag,  also  den  Betrag,  von  dem  nach 
§  237  H.G.B.  die  Vorstands-Tantieme  zu  berechnen  ist.   Daraus  folgt  für : 

Gr= ^ -.     ^^^    ^  -f  Gv  . 

100  •/.  Vp  •/.  Ap        ^ 
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Uiul  für: 


AUx(Dp./.^-f'') 
Gv  =  Gr7.  ^  ' 


100  •/.  Vp  7.  Ap 

Wir  luachcu  nun  die  Probe  auf  die  Richtigkeit  der  Formel,  wobei 
wir  ausgehen  von  denselben  Zahlen,  die  oben  für  die  Tantieme-Be- 
rechnung bei  bereits  für  das  Entstehungsjahr  tantiemepflichtiger  Be- 
handlung des  C4e\\'inn- Vortrags  zur  Anwendung  gelangt  sind.  Danach 
ist: 

Gr  =  [431  567.22  M  7.  (18  772,42  M+  26  000,—  M)=]  386  794,80  M; 
Ak=  3  000  000.—  M; 
Dp=  (4  +  6=)  10; 
Vp=  10: 
Ap-12V,. 

Mithin  ist: 

/  4"x'12i/ 

3000000,— MX    107. 


Gv  =  386794,80  M  7. 


100 


1007.107.12^/3 


Die  Ausrechnung  ergibt  für  Gv=  (386  794,80  M  ■/.  367  741,93  M  =) 
19  052,87  ]\I.  Setzt  man  diesen  Betrag  für  Gv  ein,  so  kommt  man  zu 
nachstehender  Gewinn- Verteilung : 

Bilanzmäßiger  Gesamtgewinn  für  1913 431567,22  M 

/.  Reserven  (18772,42  M-f  26000,—  M=) 44  772,42   „ 

"386  794^80  M 
•/ .  Für  das  Entstehungsjahr  tantiemefreier  Gewinn-Vortrag 

(lt.    vorstehender   Berechnung)*) 19  052,87    ,, 

367  741,93  M 
■/.  4%  Vordividende  auf  3  000  000,—  M  Aktien-Kapital   .  120  000,—   „ 

'247l'4T793'M 
/.  10%  Vorstands-Tantieme 

von  367  741,93  M=  36  774,19  M 
•/.  12  ^/g  %  Aufsichtsrats-Tantieme 

von  247741.93  „  =30  967,74    .,      67  741,93  „ 


verbleiben    für   6%    Restdividende     180  000,— M. 


*)  Im  Vergleich  zur  voraufgegangenen  tantiemepflichtigen  Behandlung  des 
fiewinn-Vortrags  schon  für  dessen  Entstehungsjahr  zeigt  sich  hier  bei  seiner 
tantiemefreien  Behandlung,  daß  die  Gesamt-Tantieme  um  denselben  Betrag 
(67  741,93  M  gegen  59402,08  M  =  83.39,85  M)  gewachsen  ist,  um  den  der  Ge- 
winn-Vortrag (19052,87  M  gegen  27392,72  M  =  8339,85  M)  gesunken  ist. 
Erklärlicherweise  deshalb,  weil  der  im  ersten  Fall  tantiemefreie  Gewinn-Vor- 
trag aus  dem  Vorjahr  entsprechend  größer  als  der  im  zweiten  Fall  tantiemefreie 
Gewinn-Vortrag  des  Entstehungsjahrs  ist. 
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Die  Richtigkeit  der  La  in  bertscheu  i^\)rinei  ist  hiermit  erwiesen. 
Diese  Formel  bedarf  weitqj'u  Ausbaus,  wenn  bei  der  Tantieme-Berech- 
nung tantienie])flichtige  Minderungen  des  bilanzmäßigen  Reingewinns, 
beispielsweise  durch  Zuwendungen  an  selbständige  Wohlfahrtsfonds 
(vgl.  darüber  S.  439  bis  449)  oder  dgl.,  zu  berücksichtigen  sind.  Ohne 
auf  derartige  Komplikationen  hier  selbst  eingehen  zu  können,  verweise 
ich  auf  eine  bezügliche  Entwicklung  der  oben  dargestellten  Formel  durch 
Werner  in  der  Z.  f.  Hw^  u.  Hp.  V.  S.  117  bis  118,  ferner  auf  deren  Be- 
mängelung durch  Seipp  in  derselben  Zeitschrift  VI.  S.  314  und  auf  die 
Richtigstellung  durch  Werner  S.  360.  Sonstige  Formeln  vgl.  bei 
Preische. 

Wer  der  x\nwendung  einer  umfangreichen  mathematischen  Formel 
nicht  geneigt  ist,  kann  die  Tantieme-Berechnung  bei  tantieme- 
freier Behandlung  des  Gewinn-Vortrags  für  dessen  Ent- 
stehungsjahr auch  aus  folgendem  Gedanken  heraus  ent- 
wickeln. Aus  der  obigen  Darstellung  der  Gewinn- Verteilung  ist  er- 
sichtlich, daß  der  bilanzmäßige  Gesamtgewinn  für  1913  abzüglich  der 
Rücklagen  und  abzüglich  des  tantiemefreien  Gewinn-Vortrags  aus  dem 
Entstehungsjahr  denselben  Betrag  (nämlich  367  741,93  M)  ergibt,  wie 
Vordividende,  Vorstands-  nebst  Aufsichtsrats-Tantiemen  und  Rest- 
dividende  [sofern  außer  der  Dividende  noch  andere  tantiemepflichtige 
Posten  (vgl.  über  diese  S.  446  bis  447)  in  Frage  kommen,  auch  zuzüglich 
dieser].  In  der  einen  Reihe  ist  sonach  der  tantiemefreie  Gewinn- Vor- 
trag, in  der  andern  sind  die  Tantiemen  zunächst  unbekannt.  Wie  leicht 
einzusehen  ist,  sind  die  Tantiemen  aber  durch  Zurückrechnen  (Prozente 
im  Hundert)  feststellbar.  Ist  diese  Feststellung  geschehen,  so  ergibt 
sich  die  Zahl  für  den  tantiemefreien  Gewinn  -  Vortrag  in  der  andern 
Reihe  ohne  weiteres. 

In  den  oben  berechneten  beiden  Gewinn- Verteilungen  ist  jedesmal 
eine  Vordividende  von  120  000. —  M  und  eine  Restdividende  von 
180  000,— M,  also  eine  Gesamt-Dividende  von  300  000,— M,  als  ver- 
teilbar angenommen  worden.  Als  Tantiemen  kommen  in  Frage  10  % 
für  den  Vorstand,  12^/2%  für  den  Aufsichtsrat.  Da  die  Aufsichtsrats- 
Tantieme  von  der  \nn  die  Vordividende  gekürzten  Summe  zu  berechnen 
ist,  darf  sie  —  im  Gegensatz  zur  Vorstands-Tantieme  —  nicht  auf  die 
Gesamt-Dividende  bezogen  werden.  Denn  sonst  würde  der  Aufsichtsrat 
im  vorliegenden  Fall  121/2%  auf  120000.—  M  Vordividende=  15000.—  M 
Tantieme  zuviel  erhalten.  Um  bei  der  hier  darzustellenden  Berechnungs- 
Methode  zum  richtigen  Resultat  zu  gelangen,  sind  diese  15000, —  M  ein- 
mal bei  der  Prozent-Berechnung  (im  Hundert!)  von  der  Gesamt- 
Dividende  und  sodann  nochmals  von  dem  sich  aus  dieser  Berechnung 
ergebenden  Betrag  in  Abzug  zu  bringen.  Demnach  würden  die  Tan- 
tiemen für  Vorstand  und  Aufsichtsrat  zusammen  betragen: 
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(300000.—  M  7.  löCOa,—  M)  X  (10  4-  12  Vo) 

1(K)  7.(10  + 12V.)  •  '■  '"^'-  ''■ 

Daraus  folgt  ein  Resultat  von :  (82741,93  M  /.  15000,—  M  =)  (57  741.93  M. 
Dieses  Resultat  stimmt  mit  dem  oben  auf  Ch'uiul  der  Forniel  gewonnenen 
überein. 

Im  Sinne  meiner  obigen  Ausführungen  erhalten  wir  nunmehr  als 
erste  Reihe: 

Vordividende 120  000,—  M 

4-  Restdividende       180  000,—   „ 

-f-  Tantiemen  für  Vorstand  und  Aufsichtsrat   ....        G7  741.93    ,, 


Zusammen:   367  741,93  M. 

Mit  demselben  Betrage  muß  auch  die  zweite  Reihe 
schließen.  Zur  zweiten  Reihe  gehören,  wie  oben  schon  dargelegt 
ist,  der  bilanzmäßige  Gesamtge^\■inn  und  die  davon  in  Abzug  zu  bringen- 
den Rücklagen  samt  dem  tantiemefreien  Gewinn- Vortrag  des  Ent- 
stehungsjahrs. Nun  sind  zahlenmäßig  schon  bekannt:  der  bilanzmäßige 
Gesamtgewinn,  die  Rücklagen  und  die  Schlußsumme  der  Reihe.  Daraus 
ist  der  tantiemefreie  Gewinn- V^ortrag  des  Entsteh vnigsjahrs  mühelos 
abzuleiten.    Derart: 

Bilanzmäßiger    Gesamtgewinn 431  567,22  M 

•/.    Rücklagen 44  772,42    „      386  794,80  M. 

Da   die  gleichfalls  feststehende  Schlußsumme    .    ,     367  741,93   ,, 
beträgt,   so   bleiben  für  den  tantiemefreien  Ge- 
winn-Vortrag   des    Entstehungsjahrs    ....        19  052,87  M. 

Wir  gelangen  somit  bei  diesem  Verfahren  der  Berechnung  der 
Tantiemen  und  des  für  das  Entstehungsjahr  tantiemefreien  Gewinn- 
Vortrags  zu  den  gleichen  Zahlen,  die  sich  oben  auch  bei  der  Be- 
rechnung auf  Grund  der  umfangreichen  mathematischen  Formel  heraus- 
gestellt haben.  Ich  lasse  nicht  unbemerkt,  daß  die  vorstehend  von  mir 
dargestellte  Art  der  Berechnung  im  wesentlichen  hinausläuft  auf  eine 
ebenfalls  von  Lambert  ersonnene,  von  Leitner  (S.  114  bis  115)  mit- 
geteilte  Berechnungs  weise. 

Die  getrennte  Berechnung  der  für  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
bei  der  zuletzt  dargestellten  .Methode  zunächst  in  einem  Posten  er- 
mittelten Tantiemen  macht  keine  Schwierigkeiten.  Denn  man  hat  nur 
nötig,  als  Tantieme  für  den  Vorstand  10%  der  für  diesen  tantieme- 
pflichtigen Summe  von  367  741,93  M=  36  774,19  M  zu  berechnen  und 
fliesen  Betrag  von  der  Gesamttantieme  in  Höhe  von  67  741,93  M  ab- 
zusetzen, um  die  Tantieme  für  den  Aufsichtsrat  mit  30967,74  M  zu 
erhalten. 

Tantinricptlichtiekcit    dt-r    Vorstands-Tantieme    liir    die    Aiifsichts- 
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rats-Tantieiiie.  In  allen  obigen  ßerechnungs-Beispielen  ist  die  Tan- 
tieme für  den  Aufsichtsrat  (von  der  gesetzlieh  geforderten  Kürzung 
des  Anteils  von  mindestens  4%  des  eingezahlten  Grundkapitals  und 
von  der  \-on  Fall  zu  Fall  verschiedenen  prozentualen  Bemessung  an 
sich  abgesehen)  auf  gleicher  Stufe  mit  der  Vorstands-Tantieme  berechnet 
worden.  Nicht  selten  verfährt  man  zu  Ungunsten  des  Aufsichtsrats 
anders,  indem  man  die  Vorstands-Tantieme  sogleich  nach 
den  Rücklagen  absetzt,  dann  den  Abzug  von  mindestens  4%  des 
eingezahlten  Grundkaj)itals  folgen  läßt,  um  danach  erst  die  Aufsichts- 
rats-Tantieme,  die  dann  also  auch  um  den  Anteil  an  der  Vorstands- 
Tantieme  gekürzt  wird,  zu  berechnen.  Dieselbe  Kürzung  der  Auf- 
sichtsrats-Tantieme  bewirkt  man  dadurch,  daß  man  die  Vorstands- 
Tantieme  zu  Lasten  der  Erfolgs-Rechnung  (etwa  des  Un- 
kosten-Kontos) verbucht.  Aus  der  gesetzüchen  Forderung,  die  Auf- 
sichtsrats-Tantieme  um  den  Anteil  von  mindestens  4  %  des  eingezahlten 
Grundkapitals  ungünstiger  als  die  Vorstands-Tantieme  zu  stellen,  kann 
jedoch  nicht  geschlossen  werden,  daß  jene  Tantieme  nun  außerdem 
um  den  Anteil  an  dieser  zu  kürzen  sein  soll.  Die  Vorschriften  der  §§  237 
und  245  H.G.B.  lassen  eine  derartige  Absicht  des  Gesetzgebers 
nicht  erkennen.  Die  in  den  obigen  Beispielen  insoweit  durchgeführte 
Gleichstellung  der  Aufsichtsrats-  mit  der  Vorstands-Tantieme  muß  des- 
halb als  berechtigt  gelten,  falls  statutarisch  nicht  andres  bestimmt  ist. 

Keine  Kürzung  der  Yorstands-Tautieme  um  den  Anteil  am  eigenen 
Betrag.  Ebenso  berechtigt,  ja,  für  den  Praktiker  nahezu  selbstver- 
ständlich ist  ferner,  daß  nicht  etwa  von  dem.  für  die  Berechnung  der 
Vorstands-Tantieme  zugrunde  zu  legenden  Reinge^innrest  der  Betrag 
jener  Tantieme  selbst  gekürzt  werden  muß. 

Reichsgeriehts-Entseheidung  darüber.  Darüber  heißt  es  in  einer 
Entscheidung  des   Reichsgerichts: 

,,Die  Bestimmung  des  §  237  setzt  voraus,  daß  den  Mitgliedern  des  Vorstands 
ein  Anteil  am  Jahresgewinn  gewährt  wird,  d.  h.  sie  behandelt  diese  sog.  Tantieme 
als  eine  Zahlung  aus  dem  Jahresgewinn.  Dagegen  schreibt  sie  nicht  vor,  daß  bei 
der  Berechnung  derjenige  Reingewinn  zugrunde  zu  legen  ist,  der  sich  erst  nach 
Abzug  der  Tantieme  selbst  ergibt."  R.G.  22.  3.  1902.  J.W.  1902  S.  255  ^K  Z.f.A. 
Bd.  9  S.  217.    (Vgl.  Kaufmann  III.  S.  93.) 

Im  übrigen  ist  über  die  Vorstands-  und  Aufsichtsrats-Tantiemen 
zu  sagen : 

Gefahren  der  Tantiemei'reiheit  freiwilliger  Reserven.  Daß  nach  den 
zwingenden  Vorschriften  der  §§237  und  245  H.G.B.  sämtliche 
echten  Reserven,  ganz  gleich,  ob  es  sich  um  gesetzlich  notwendige  oder 
freiwillige  handelt,  tantiemefrei  zu  bleiben  haben,  ist  oben  schon  hervor- 
gehoben worden.  Für  unechte  Reserven  (echte  Abschreibungen)  ist 
die  Tantiemefreiheit,  ungeachtet  der  bezüglichen  Gesetzes-Vorschrift 
schon  aus  dem  auf  S.  445  dargelegten  Grunde  ohne  weiteres  geboten, 
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Wi'iilen  echte  Reserven  im  Interesse  der  Verteilung  an  die  Aktionäre 
aufgelöst,  so  werden  sie  tantiemepflichtige  Teile  des  Reingewinns. 
Mit  Recht,  weil  ihre  Beträge  bei  der  Zuführung  zur  echten  Reserve  tan- 
tieniefrei  bleiben  mußten.  Es  fehlt  nicht  an  Stimmen  [vgl.  z.  B.  den 
oben  (S.  447)  bereits  erwähnten  Vortrag  Büngers  über  ..Gewinn-Ver- 
teilung und  Tantieme-Berechnung"],  welche  die  Tantiemepflichtig- 
keit  der  zur  Verstärkung  freiwilliger  echter  Reserven  vei*- 
wendeten  Teile  des  Reingewinns  sogleich  bei  der  Zuführung  zu 
der  Reserve,  nicht  dagegen  erst  bei  ihrer  Verwandlung  in  verteilbaren 
Reingewinn,  verlangen.  Begründet  wird  solches  Verlangen  vor  allem 
mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  Vorstand  und  Aufsichtsrat  im  Interesse 
höherer  Tantieme-Bezüge  die  Bildung  freiwilliger  Reserven  zu  sehr  be- 
schränken oder  gar  ganz  unterlassen  könnten.  Daß  solche  Gefahr  be- 
sonders dann  besteht,  wenn  ausscheidende  Direktoren  oder  Auf- 
.sichtsräte  in  ihi"e  Tasche,  nicht  dagegen  in  die  ihrer  Amtsnachfolger  hin- 
ein disponieren  wollen,  muß  anerkannt  werden.  Iih  großen  und  ganzen 
aber  wird  man  bei  gleichbleibender  Zusammensetzung  der  Ver- 
waltungs-Organe jene  Gefahr  nicht  allzu  hoch  zu  veranschlagen  brau- 
chen. Außerdem  darf  man  nicht  vergessen,  daß  auch  die  General- 
versammlung in  dieser  Richtung  zum  Xutzen  der  Gesellschaft  zu 
wirken  vermag;  allerdings  nur,  wenn  ihr  eine  hohe  Dividende  nicht 
wichtiger  als  das  Wohl  der  Gesellschaft  ist,  und  wenn  es  den  Vertretern 
so  selbstlosen  Grundsatzes  nicht  an  der  erforderlichen  Stimmenzahl 
gebricht. 

Tantieme  aus  irregulären  Erfolgen.  An  dieser  Stelle  sei  noch  ge- 
dacht der  Frage,  ob  Vorstand  und  Aufsichtsrat  Anspruch  auf  Tantieme 
auch  aus  irregulären  Erfolgen  (vgl.  darüber  S.  53  ff.)  haben.  Wenn 
die  mit  den  Direktoren  geschlossenen  Anstellungs- Verträge  oder  der 
(Jesellschafts- Vertrag  darüber  nicht  bestimmen,  wird  über  diese  Frage 
auf  Grund  sorgsamer  Prüfung  aller  einschlägigen  Verhältnisse  nur  von 
Fall    zu    Fall    entschieden  werden  können. 

Teilung  der  Gesamt-Taiitieme  unter  den  Berechtigten.  Fehlen  Ver- 
einbarungen darüber,  welcher  Teil  der  Gesamt-Tantieme  auf  jedes 
Vorstands-  und  jedes  Aufsichtsrats-Mitglied  entfallen  soll,  so  wird 
(nach  §420  B.G.B.)  gleichmäßig  geteilt.  Jedes  Mitglied  kann  seinen 
Anteil  dann  unmittelbar  gegen  die  Gesellschaft  geltend  machen. 

Tantieme  pro  rata  teniporis.  Aus  welchem  Grunde  das  Amt  eines 
Vorstands-  oder  Aufsichtsrats-Mitglieds  inmitten  des  Geschäftsjahrs 
auch  seine  Endschaft  finden  mag:  falls  (wie  meist)  seine  Bezüge  pro 
rata  temporis  zu  regeln  sind,  hat  es  (im  Todesfall  sein  Krbe)  auch  auf 
Tantieme  aus  dem  Reingewinn  des  nur  teilweise  abgeleisteten  Jahrs  pro 
rata  temporis  Anspruch.  Dann  gilt  das  für  den  commis  interess6 
(S.  377)  darüber    Gesagte.    Nicht  der  auf  dcti  bezüglichen  Jahres- 
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abschnitt  als  solchen  entfallende  Teil  des  Reingewinns  (der  übrigens 
kaum  jemals  genau  feststellbar  sein  würde)  ist  somit  der  Tantieme- 
Berechnung  zugrunde  zu  legen,  sondern  der  auf  den  noch  abgeleisteten 
Jahresabschnitt  entfallende  Teil  des  aus  dem  ganzen  Jahr  resultierenden 
tantiemepflichtigen  Reinge%vinns ;  unabhängig  davon,  ob  jener  Jahres- 
abschnitt nachweislich  weniger  rentabel  oder  womöglich  gar  verlust- 
bringend verlaufen  ist. 

§237  IT.d.B.  nur  für  Vorstan(ls-3Iitglio<ler.  Die  mit  §237  H.G.B. 
gegebene  Berechnungs- Vorschrift  bezieht  sich  rmr  auf  Vorstands-Mit- 
glieder. Anderen  Angestellten  (Prokuristen,  Buchhaltern.  Reisen- 
den usw.)  der  Gesellschaft  zu  gewährende  Tantiemen  unterliegen  mit- 
hin jenen  einengenden  Vorschriften  nicht.  Trotzdem  werden  die  letzt- 
genannten Tantiemen  oft  mit  den  Vorstands-Tantiemen  zusammen  in 
einer  Summe  veröffentlicht. 

Rechtsgrundlagen  der  Vorstands-Tantieme.  Die  Vorstands-Tan- 
tieme kann  begründet  sein  im  Anstellungs-Vertrage,  im  Statut 
oder  durch  einen  General versammlungs- Beschluß.  Letztgenann- 
ter Beschluß  kann  eine  bezügliche  statutarische  Bestimmung  nicht 
ohne  weiteres,  sondern  nur  im  Wege  einer  Statut-Änderung  ändern 
oder  aufheben. 

Da  im  §  237  H.G.B.  ausdrücklich  von  ..Anteil  am  Jahresgewinn' 
gesprochen  wird,  bezieht  jene  Berechnungs- Vorschrift  sich  lediglich 
auf  die  Tantieme,  nicht  dagegen  auf  andere,  statt  der  Tantieme 
etwa  zu  gewährende  Vergütungen.  Hiermit  hat  der  Gesetzgeber  (ob 
bewußt  oder  unbewoißt,  ist  fraglich)  Möglichkeiten,  die  Berechnungs- 
Vorschrift  des  §  237  zu  umgehen,  im  weitesten  Umfang  offen  gelassen. 
Solche   ^Möglichkeiten   sind   beispielsweise   folgende: 

Inigehungen  und  Envoitoriingen  der  gesetzlichen  Tantieme-Be- 
rechnung. Statt  oder  neben  der  Tantieme  kann  mit  dem  Vorstand 
außer  dem  festen  Gehalt  eine  feste  andre  (Extra-)  Vergütung 
vereinbart  werden.  Wird  diese  Vergütung  zu  irgend  einer  schwanken- 
den, vom  Erfolg  der  Vorstands-Tätigkeit  abhängigen  Größe  (etwa  zur 
Dividende)  in  prozentuale  Beziehung  gesetzt,  so  kann  eine  Ver- 
quickung der  Extra-Vergütung  mit  dem  festen  Gehalt 
oder  mit  der  Tantieme  insofern  eintreten,  als  bestimmt  wird,  daß 
Gehalt  oder  Tantieme  und  Extra- Vergütung  zusammen  einen  vertrag- 
lich festzustellenden  Betrag  nicht  überschreiten  dürfen,  widrigenfalls 
der  Mehrbetrag  auf  das  Gehalt,  die  Tantieme  oder  auf  die  Extra-Ver- 
gütung anzurechnen  sein  soll.  Darm  tritt  an  die  Stelle  der  Mindest- 
vergütung die  Höchstvergütung.  Oder  man  garantiert  dem  Vorstands- 
Mitglied  eine  Tantieme  von  bestimmter  Mindesthöhe,  die  zu 
zahlen  ist,  falls  die  Tantieme  bei  der  Berechnung  nach  §  237  hinter 
jener  Mindesthöhe  zurückbleibt.    In  diesem  Fall  käme  die  gesetzliche 
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Berec'hnungsweise  also  nur  bedingt  zur  Anwendung;  nämlich 
luu".  wenn  sie  einen  die  gai-antierte  Tantieme  überschreitenden  Betrag 
ergeben  würde.  Bei  vielen  der  schon  vor  19U0  (mithin  schon  vor  dem 
Inkrafttreten  des  §  237  H.G.B.,  dem  im  alten  Handels-Gesetzbuch  eine 
gleiche  oder  ähnliche  Vorschrift  nicht  gegenüberstand)  bestehenden 
Ciesellschaften  hat  man  die  durch  §237  verursachten  Tantieme- 
Kürzungen  einfach  dadurch  ausgeglichen,  daß  man  entweder  die 
Gehälter  der  Vorstands-Mitglieder  oder  die  der  Berechnung  ihi'er 
Tantiemen  zugrunde  zu  legenden  Prozentsätze  oder  beide  Ver- 
gütungen  im   erforderlichen   Umfang   erhöhte.*) 

Hierbei  sei  übrigens  bemerkt,  daß  die  Prozentsätze  für  die  Tan- 
tieme-Berechnung zuweilen  nach  Maßgabe  der  Höhe  der  tantieme- 
pflichtigen Reingewinne  gestaffelt  werden.  Da  die  Gesetzes- Vor- 
.schrift  über  die  Höhe  des  der  Tantieme-Berechnung  zugrunde  zu  legen- 
den Prozentsatzes  nichts  aussagt,  hat  die  Gesellschaft  hierin  völlig  freie 
Hand. 

Auch  dadurch  wird  §237  H.G.B.  manchmal  umgangen,  daß  den 
Vorstands-Mitgliedern  statt  der  Tantiemen  vom  Reingewinn  Sonder- 
vergütungen nach  Maßgabe  des  erzielten  Umsatzes  oder 
im  Verhältnis  zu  dem  durch  Verbesserungen  der  Betriebs-Organisation 
ersparten  Kosten-Beträge  oder  dgl.  gewährt  werden.  Dagegen 
wäre,  wie  Staub  (S.  802  bis  803)  in  den  Anmerkgen.  5  und  9  zu  §237 
zutreffend  bemerkt,  nicht  statthaft,  die  Tantiemen  nach  den  jähr- 
lichen Brutto -Gewinnen  oder  etwa  nach  den  bilanziellen  Rück- 
lagen zu  bemessen.  I)enn  aus  dem  Brutto-Gewinn  abzüglich  Abschrei- 
bungen und  Rücklagen  ergibt  sich  erst  das  mit  §  237  gesetzlich  defi- 
nierte Tantieme-Maximum. 

Boispielp  iür  Verscliärhing  (Ut  gesetzlichen  Borechnungs-Yürsehrifl. 
Da  nun  die  Berechnungs- Vorschrift  des  §  237  H.G.B.  nur  das  Maxinnim 
der  aus  dem  Reingewinn  zu  gewährenden  Vorstands-Tantieme  um- 
schreibt, hindert  nichts,  unter  diesem  Maxinnmi  zu  bleiben.  ]\Ian  kami 
solche  weitergehende  Beschränkung  des  Tantieme-Anspruchs  beispicls- 
halber  dadurch  erreichen,  daß  man  der  Berechnung  nur   die  zur  Ver- 


*)  Verhältnis  alter  Tantienie-Bestlmmun«:en  und  Vereinbarungen  zum 
neuen  Reeht.  Aus  der  Zeit  vor  1900  .stammende  vertragliche  oder  statutarische 
Bestimmungen  über  die  Tantieme- Berechnung  dürfen  in  Kraft  bleiben, 
auch  wenn  sie  die  durch  §§  237  und  245  gezogenen  Grenzen  überschreiten. 
Vertragliche  bezügliche  Bestimmungen  (nach  Art.  171  E.G.z.B.G.B.)  jedoch 
nur  bis  zu  dem  Termin,  an  dem  ihre  Kündigung  nach  dem  Ver- 
trage frühstens  zulässig  gewesen  wäre.  Von  diesem  Termin  an  gelten 
flemnach  im  Einzelfall  an  Stelle  der  vor  1900  getroffenen  Vereinbarungen 
über  die  Tantieme-Berechnung,  trotz  etwa  unterbliebener  Kündigung  des  alten 
Vertrags,  die  §§  2.37  und  24ö  H.G.B.,  sofern  deren  Vorschriften  nicht  durch  die 
vorstehend  dargelegten  und  noch  darzulegenden  Vereinbarungen  umgangen  sind. 
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teilung  koinniende  Dividende  zugrunde  legt,  sonstige  nach  §237 
tantieineberechtigte  Posten  (vgl.  darüber  S.  446  bis  447)  also  tantieme- 
frei  läßt.  Hin  und  wieder  kürzt  man  die  Vorstands -Tantieme,  indem 
man  auch  bei  ihrer  Berechnung  (den  nach  §  245  Abs.  1  H.G.B.  nur  für 
die  Aufsichtsrats-Tantieme  tantiemefrei  zu  lassenden  Betrag  von)  min- 
destens 4%  des  eingezahlten  Grundkapitals  tantiemefrei 
läßt.  Man  vereinfacht  hierdurch  die  Berechnungen,  ohne  allerdings  auch 
die  Bezüge  der  Vorstands-Mitglieder  verkleinern  zu  müssen,  weil  nichts 
im  Wege  steht,  die  beregte  Kürzung  durch  eine  entsjorechende 
Erhöhung    des   Anteil-Prozentsatzes    auszugleichen. 

Roehtsgrundlagt'ii  der  Aufsichtsrats-Tantipine.  Aufsichtsrats-Mit- 
glieder  haben  [abgesehen  vom  ersten  Aufsichtsrat,  der  hier  außer  Be- 
tracht bleibt  (vgl.  über  ihn  §  245  Abs.  3  H.G.B.)]  auf  Tantieme  nur 
Anspruch,  wenn  dies  statutarisch  bestimmt  oder  doch  wenigstens 
von  der  Generalversammlung  beschlossen  ist.  Verbietet  das  Statut 
Tantieme-Gewährung  an  den  Aufsichtsrat,  so  kann  die  Generalversamm- 
lung diesem  Tantieme  erst  bewilligen,  nachdem  das  statutarische  Ver- 
bot aufgehoben  ist.  Nach  §  245  Abs.  2  H.G.B.  können  Herabset- 
zungen statutarisch  normierter  Auf  sie  htsrats-Tantiemen  von  der  Gene- 
ralversammlung mit  einfacher  Stimmenmehrheit  beschlossen  werden. 
Dieses  Recht  der  Generalversammlung  kann  statutarisch  nicht  gemin- 
dert, noch  aufgehoben  werden,  weil  die  Vorschriften  des  §  245  zA\ingen- 
den  Charakter  haben.  Mitglieder  des  Aufsichtsrats,  die  mit  der  Herab- 
setzung ihrer  Bezüge  nicht  einverstanden  sind,  müssen  u.  U.  damit 
rechnen,  daß  die  Generalversammlung  ihre  Bestellung  vor  dem  Ablauf 
ihrer  Wahlperiode  widerruft  (vgl.  §  243  Abs.  4  H.G.B.);  sie  selbst  dürfen 
der  Herabsetzung  ihrer  Bezüge  die  sofortige  Kündigung  nur  entgegen- 
setzen, wenn  die  Herabsetzung  als  hinreichend  wichtiger  Grund  dafür 
anzusehen  ist,  was  z.  B.  gegeben  sein  kann,  wenn  ein  Aufsichtsrats- 
Mitglied  im  Interesse  seiner  Gesellschaft  besondere  Leistungen  (Revi- 
sionen. Prozeß  Vertretung,  Akquisition  oder  dgl.)  ohne  spezielles  Ent- 
gelt vollbringt. 

Tantiemefreiheit  der  Yordivideude.  Zu  dem  mit  §  245  Abs.  1  H.G.B. 
für  die  Berechnung  der  Aufsichtsrats-Tantieme  geforderten  Abzug  einer 
Vordi\ädende  von  mindestens  4%  des  eingezahlten  Grundkapitals 
ist  noch  zu  sagen: 

Da  dieser  Abzug  ein  Mindest-Abzug  ist,  kann  die  Erhöhung 
seines  Prozentsatzes  nach  §  245  Abs.  2  H.G.B.  von  der  Generalversamm- 
lung im  Wege  der  Statut-Änderung  schon  mit  einfacher  Stimmen- 
mehrheit beschlossen  werden.  Der  Abzug  ist  auf  das  ganze  eingezahlte 
Aktien-Kapital  auch  dann  zu  beziehen,  wenn  etwa  nur  auf  einen  Teil 
(z.  B.  auf  Vorzugs-Aktien)  Dividende  entfällt.  Denn  dann  ist  der  Abzug 
trotzdem  auch  von  den  dividendenlosen  (Stamm-)  Aktien  zu  berechnen. 
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Deren  rmgehimg.  Um  die  durch  den  vorerwähnten,  gesetzlich 
zwingenden  Abzug  den  Aufsichtsrats-Tantiemen  zugefügte  Kürzung 
wettzumachen,  hat  man  den  Aufsichtsrats-Mitgliedern  außer  der 
Tantieme  vielfach  ein,  jener  Kürzung  genau  oder  annähernd  gleich- 
kommendes Fixum  gewährt. 

Aushigen-Ersa<z  und  Sonder- Vergütungen.  Unabhängig  davon,  ob 
den  Aufr>ichtsrats-Mitgliedern  Tantieme  gewährt  wird  oder  nicht,  haben 
sie  (nach  §  670  B.G.B.)  Anspruch  auf  Ersatz  aller  Aufwendungen,  die 
sie  im  Interesse  der  Gesellschaft  für  erforderlich  halten  durften,  also 
auch  dann,  wenn  jene  Aufwendungen  tatsächlich  nicht  erforderlich 
gewesen  wären.  Aufsichtsrats-Mitglieder,  die  ihrer  Gesellschaft  be- 
sondere (etwa,  wie  bei  Rechts-  oder  Patent-Anwälten  und  Bücher- 
revisoren, in  ihrer  Berufstätigkeit  begründete)  Dienste  leisten,  zu  denen 
das  Amt  eines  Aufsichtsrats  als  solches  sie,  nicht  nötigt,  können  dafür 
Sonder-Vergütimgen   von   der  Gesellschaft   beanspruchen. 

Im  wesentlichen  kommen,  von  den  letztbesprochenen  Sonder- 
Vergütinigen  für  besondere  Dienste  abgesehen,  für  Aufsichtsrats-Mit- 
glieder demnach  drei  Arten  von  Bezügen  in  Betracht:  Tantiemen, 
Ersatz  der  Barauslagen  und  feste  (fixe)  Vergütungen.  Im  übrigen  gilt 
das  auf  S.  457  bis  459  unter  ,, Umgehungen  und  Erweiterungen  der  ge- 
setzlichen Tantieme-Berechnung"  und  initer  ,, Beispiele  für  Verschärfung 
der  gesetzlichen  Berechnungs  -  Vorschrift"  für  den  Vorstand  Gesagte 
sinngemäß   auch  für  den  Aufsichtsrat. 

Tantieme-Höhe  und  Betätigungs-Unifang.  Bemerkenswert  ist  ferner, 
daß  jedem  Aufsichtsrats-Mitglied  Anspruch  auf  seinen  Tantieme- An- 
teil und  etwa  auch  auf  sein  Fixum  zusteht,  auch  Avenn  es  sich  (ohne 
jedoch  gegen  §§246  und  249  H.G.B.  verstoßen  zu  haben)  im  Interesse 
der  Gesellschaft  weniger  als  andere  Mitglieder  betätigt  hat.  Sta- 
tutarisch kann  in  dieser  Hinsicht  Verschiedenheit  der  Bezüge 
vorgesehen  werden.  Der  Vorsitzende  des  Aufsichtsrats  und  dessen 
Stellvertreter  erhalten  für  ihre  Mehrarbeit  ein  höheres  Fixum;  und  zwar 
nicht  selten  doppelt  so  viel  wie  jedes  andre  Mitglied  des  Kollegiums. 
Wenn  statutarische  Bestimmungen  darüber  fehlen,  müssen  die  Auf- 
sichtsrats-Mitglieder über  die  Verteilung  der  Gesamt-Tantieme  sich 
unter  einander  verständigen.  Andernfalls  ist  nach  §420  B.G.B. 
gleichmäßig  zu  teilen. 

Tanlieine-Fälligkrit.  Fällig  werden  Vorstands-  und  Aufsichtsrats- 
Tantiemen,  soV)ald  die  Generalversammlung  den  Beschluß  auf 
Dividenden-Verteilung  rechtsgültig  gefaßt  hat.  Unterbleibt 
solcher  Beschluß,  weil  der  Gesellschaft  die  zur  Verteilung  des  dividenden- 
pflichtigen  Reingewinns  erforderlichen  liquiden  Mittel  fehlen,  so  ist 
die  Fälligkeit  der  Tantiemen  mit  dem  rechtsgültigen  Bilanzgeneh- 
migungs- Beschluß  der  Generalversammlung  gegeben.    Gleiches  gilt 
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auch  für  die  Tantiemen  der  nicht  zum  (Jesellschafts- Vorstand  gehörigen 
Angestellten. 

Tauticme-Uückvergüümgoii.  Tantiemen,  die  zur  Verteihmg  gelangt 
sind,  obgleich  ein  tantiemepflichtiger  Reingewinn  nicht  oder  nicht 
in  der  angenommenen  Höhe  vorhanden  war,  müssen  an  die  Gesellschaft 
zurückvergütet  werden,  auch  wenn  die  Tantieme-Empfänger  zur  Zeit 
des  Empfangs  in  gutem  Glauben  waren.  Nach  §§  241  und  249  H.G.B. 
sind  Vorstand  und  Aufsichtsrat  der  Gesellschaft  außerdem  ohnehin  zum 
Ersatz  verpf hebtet.    Im  übrigen  ist  hierbei  zu  beachten: 

„Auch  hier  kommt  die  Frage,  inwiefern  sich  der  auf  Rückforderung  Be- 
langte auf  die  genehmigte  Bilanz  stützen,  beziehungsweise,  inwiefern  die  Gesell- 
schaft Rechte  aus  der  Unrichtigkeit  herleiten  kann,  in  Betracht.  Die  Gesellschaft 
kann  danach  die  Tantiemen  trotz  Generalversammlungsbeschlusses  imd  ohne 
seine  Aufhebung  zurückfordern,  wenn  die  Büanz  öffentlichrechtliche  Grundsätze 
verletzt,  wenn  sie  zivilrechtlich  angefochten  werden  kann,  nicht  aber,  wenn  dis- 
positive Vorschriften  verletzt  sind  und  die  aktiemechtliche  Anfechtungsfrist  ver- 
strichen ist  (so  in  letzterem  Punkte  R.G.  11,  160,  das  im  übrigen  auf  dem  Stand- 
punkt steht,  daß  die  auf  Grund  festgestellter  Bilanz  gezahlten  Tantiemen  nur 
zurückgefordert  werden  dürfen,  wenn  der  Generalversammlungsbeschluß,  der  die 
Bilanz  genehmigt  hat,  aufgehoben  ist)."  [Vgl.  Staub  (S.  738)  Anmerkg.  24  zu 
§217.] 

In  diesem  Zusammenhang  noch  folgende  Entscheidung  des  Kammer- 
gerichts : 

Kaiumersreriohts- Entscheidung  über  statutenwidrisre  Aufsichtsrats- 
Verg'ütung'.  ,,Auch  wenn  die  Festsetzung  der  Vergütung  fiü-  den  Aufsichtsrat 
Statuten  widrig  ist,  besteht  ein  Anspruch  auf  Rückzahlung  nicht,  wenn  von  der 
Generalversammlung  über  Verwendung  des  Reingewinns  und  über  Decharge- 
Erteilung  des  Vorstands  und  des  Aufsichtsrats  der  Beschluß  gefaßt  ist,  den  nach 
Abzug  der  streitigen  Vergütung  erzielten  Reingewinn  nach  Maßgabe  des  Geschäfts- 
Berichts  zu  verwenden  und  dem  Vorstand  und  Aufsichtsrat  vorbehaltlos  Ent- 
lastung zu  erteilen.  In  diesem  Beschluß  ist  eine  Genehmigung  zu  der  dem  Auf- 
sichtsrat zu  gewährenden  Vergütung,  eine  Ermächtigung  zur  Auszahlung  derselben 
und  ein  Verzicht  auf  alle  weiteren  Ansjorüche  wegen  dieser  Vergütung  zu  finden. 
Die  Entlastung  hat  jedenfalls  die  Bedeutung,  daß  die  aus  dem  Geschäfts-Bericht, 
der  Bilanz,  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  erkennbaren  Pflichtverletzungen 
gedeckt  werden;  sie  enthält  einen  Verzicht  auf  weitere  Ansprüche.  K.G.  1.  12. 
1903.   D.J.Z.  1904  S.  316."   (Vgl.  Kaufmann  V.  S.  108.) 

Als  Unkosten  verbuchte  Tantlenieu.  Soweit  die  Berechnung  der 
Vorstands-  und  Aufsichtsrats-Tantiemen  nach  den  Vorschriften  der 
§§  237  und  245  H.G.B.  geschieht,  kann  sie  bekannterweise  nur  nach 
Maßgabe  des  tantiemepflichtigen  Reingewinns  vorgenommen  werden. 
Das  bedingt  aber  keineswegs,  daß  die  Tantiemen  [wie  Simon  (S.  95 
in  Fußnote  75)  irrtümlich  meint]  im  Rahmen  der  Vorschläge  über  die 
Gewinn- Verteilung  berechnet,  also  auch  ausgewiesen  werden  müssen. 
Eine  dahin  gehende  Vorschrift  enthalten  §§  237  und  245  H.G.B.  nicht 
[so  auch  Rehm  (S.  659)  und  Staub  (S.  805);  Anmerkg.  18  zu  §237]. 
Mithin  ist  nicht    ungesetzlich  die  vielfach  noch  anzutreffende  Ge- 
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wohnheit  der  Praxis,  anstatt  die  Tantiemen  (wenigstens  die  des 
Vorstands  und  der  sonstigen  Angestellten)  auf  dem  Gewinn-  mid  Verlust- 
Konto  des  Xachjalirs  zur  Verteilung  vorzutragen,  sie  dem  Hand- 
lungsunkosten-Konto zu  belasten,  nachdem  sie  aus  dem 
Reingewinn  ordnungsmäßig  berechnet  sind.  Das  praktische  Er- 
gebnis solcher  Buchungsweise  liegt  darin,  daß  der  bilanzmäßige  Rein- 
gewinn um  die  über  Unkosten-Konto  verbuchten  Tantiemen  niedriger, 
der  Saldo  dieses  Kontos  selbst  hingegen  entsprechend  höher  erscheint, 
und  daß  die  so  verbuchten  Tantiemen  im  Gewinn- Verteilungsvorschlag 
nicht  sichtbar  werden.  Für  die  Höhe  der  Tantiemen,  A\'ie  auch  für  die 
der  etwa  auszuschüttenden  Dividende  bleibt  indessen  bedeutungslos, 
ob  der  Ausweis  im  Rahmen  der  Gewinn- Verteilung  oder  ob  die  Buchung 
über  Unkosten-Konto  gewählt  wird,  weil  die  Berechnungsweise  in  bei- 
den Fällen  dieselbe,  verschieden  dagegen  nur  die  Art  der  Buchimg 
ist.  Der  Betonung  bedarf  aber,  daß  bei  der  Tantiemen-Verbuchung 
über  Unkosten-Konto  die  Dotierung  der  eöhten  (vor  allem  der 
Zwangs-)  Reserven  gedrückt  Anrd.  weil  der  reservepflichtige  Rein- 
gewimi  im  Fall  des  Tantieme- Ausweises  in  der  Gewimi- Verteilung  um 
den  Betrag  der  andernfalls  dem  Unkosten-Konto  belasteten  Tantiemen 
höher  erscheinen  A^ürde.  Andere,  nicht  aus  dem  bilanzmäßigen  Rein- 
gewimi  berechnete,  nur  tantiemeähnliche  Vergütungen,  wie  Grati- 
fikationen und  sonstige  feste  Sonder- Vergütungen,  werden  vom  Kauf- 
mann ohne  weiteres  als  Unkosten  angesehen  und  deshalb  mit  Recht 
über  Unkosten-Konto  vorweg  verbucht. 

Erschwerter  Rentabilitäts-Yorgloieh  iufolge  wechselnder  TaDtieme- 
Yerbuchung.  Nicht  unerwähnt  darf  bleiben,  daß  ein  Wechsel  in  der 
Verbuchung  der  Tantiemen  die  Übersicht  über  die  bilanzmäßig 
ausgewiesene  Rentabilität  der  Gesellschaft,  je  nach  der  Höhe  der 
Tantiemen,  mehr  oderw'eniger  zu  stören  vermag.  Denn,  wie  oben  schon 
hervorgehoben  ist,  drückt  die  Buchung  über  Unkosten-Konto  den  bilanz- 
mäßig sichtbaren  Reingewinn  um  die  dann  im  Gewinn-Verteilungsvor- 
schlag fehlende  Tantieme-Summe. 

Reichsgerichts-Entscheidung  über  Beeinflussung  von  Tantieme- 
Ansprüchen  durch  willkürliche  und  Scheintransaktionen  der  General- 
versammlung. Die  vorstehenden  Ausführungen  über  die  Tantiemen 
möge  eine  Reichsgerichts -Entscheidung  über  folgenden  interessanten 
Fall  beschließen: 

,,Dem  Kläger  als  Vorstands-Mitglied  der  beklagten  Aktien-Gesellschaft 
war  eine  Tantieme  von  1  V2%  >>a'if  die  als  Dividende  zur  Verteilung 
kommenden  Beträge"  zugesichert.  Nachdem  einige  Avenige  Personen  alle 
Aktien  in  ihre  Hände  gebracht  hatten,  wurde  in  formell  nicht  anfechtbarer  Weise 
beschlossen,  einen  Teil  des  Überschusses  des  letzten  (Jeschäftsjalirs  zu  Abschrei- 
bungen zu  verwenden,  einen  andern  dem  Reservefonds  und  den  letzten  Teil  einem 
Erneuerungs-  und  Reparatur-Fonds  zu  üVjerweisen,  so  daß  zur  Verteilung  an  die 
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Aktionäre  nichts  übrig  blieb.  Ferner  wurden  sämtliche  vorhandene  Dampfer 
der  Gesellschaft  mit  erhel)lichcm  Gewinn  verkauft  und  das  Grundkapital  in  der 
Weise  herabgesetzt,  daß  der  Vorstand  beauftragt  wurde,  eine  Anzahl  Aktien  zu 
einem  bestimmten  Preise  erheblich  über  pari  aus  den  Mitteln  der  Gesellschaft 
zurückzukaufen.  Dieser  Beschluß  wurde  ebenfalls  ausgeführt,  so  daß  schließlich 
ein  Gewinn  überhaupt  nicht  vorhanden  war.  Die  Klage  auf  Tantieme  ist  in  den 
beiden  ersten  Instanzen  durchgedrungen,  aus  folgenden  Gründen: 

Tantiemepflichtig  ist  nach  der  Absicht  der  Vertragschließenden  nicht,  was 
als  Dividende  bezeichnet,  sondern,  was  in  Wahrheit  Dividende  ist.  Dividende 
ist  nicht  gleichbedeutend  mit  Jahresgewinn.  Es  können  jahrelang  Überschüsse 
erzielt  sein,  ohne  daß  eine  Dividende  verteilt  wird;  anderseits  kann  die  Jahres- 
bilanz einen  Verlust  ausweisen  und  trotzdem  —  aus  früheren  Überschüssen  — 
Dividende  verteilt  werden.  Der  Rückkauf  der  Aktien  ist  lediglich  eine  Form, 
zu  der  die  aktienrechtlichen  Vorschriften  (H.G.B.  §  288  ff.)  nötigten.  Die  Be- 
zahlung der  Aktien  über  pari  enthält  nur  eine  Form  für  tlie  tatsächliche  Verteilung 
einer  Dividende,  da  Verkäufer  und  Käufer  vorliegend  identisch  waren  und  man 
nur  aus  der  eigenen  Tasche  in  die  eigene  Tasche  zahlte.  In  der  Zahlung  des  Agio- 
gewinns konstruierte  man  also  einen  scheinbaren  Verlust,  um  den  vorhandenen 
Gewinn  zu  absorbieren.  Demgemäß  steht  dem  Kläger  eine  Tantieme  von  dem  vor- 
handen gewesenen  Gewinne  zu,  der  infolge  des  gedachten  Beschlusses  tatsächlich 
an  die  Aktionäre  zur  Auszahlung  gelangt  ist.  K-f-H.L.G.  Hamburg  16.  1.  1903. 
O.L.G.  Hamburg  14.  7.  1903.  Hans.  G.Z.  1903  Hptbl.  S.  277.  Z.f.A.  Bd.  11  S.  76. 
Das  Reichsgericht  hat  aufgehoben  und  zurückverwiesen: 
Es  handelt  sich  um  eine  außerordentliche,  der  Liquidation  wirtschaftlich 
sehr  nahekommende  Transaktion.  Die  unter  solchen  Umständen  erfolgte  Aus- 
schüttung von  Gesellschafts -Vermögen  unter  die  Aktionäre  läßt  sich  nicht  ohne 
weiteres  aus  dem  Gesichtspunkt  einer  Gewinn-Verteilung,  wie  sie  im  Verlauf  des 
normalen  Geschäfts-Verkehrs  als  Verteilung  von  Dividende  stattfindet,  unter- 
scheidungslos bemessen.  Soweit  der  Kaufpreis  für  die  Schiffe  sich  mit  dem  Buch- 
wert des  zum  Grundstock  des  Gesellschaf ts-Vermögens  gehörigen  Betriebs-Materials 
deckt,  ist  er  kein  als  Dividende  verteilbarer  Reingewinn.  Der  Übererlös,  ,,der 
Nutzen",  aus  den  Schiffsverkäufen  ist  allerdings  ein  Gewinn,  aber  nicht  ein  Ge- 
schäfts- oder  Betriebsgewinn  im  eigentlichen  Sinne,  vielmehr  ein  Teil  des  Ver- 
kaufswerts des  Betriebs-Materials,  also  ein  Ge^^önn,  der  bei  regulärem  Betrieb 
und  Fortbestand  der  Gesellschaft  sicher  nicht  als  Dividende  verteilt  worden  wäre. 
Im  Zweifel  ist  nicht  zu  unterstellen,  daß  nach  Sinn  und  Absicht  des  Anstellungs- 
Vertrags  ein  derartiger,  auf  ganz  ungewöhnliche  Weise  entstandener  Überschuß 
Gegenstand  einer  Tantieme  der  Vorstands-Mitglieder  sein  sollte. 

Auch  die  Hereinziehung  des  zur  Verteilung  gekommenen  Reservefonds 
in  die  Tantieme-Berechnung  ist  nicht  ohne  weiteres  zulässig.  Gegenüber  den 
Aktionären  ist  verteilungsfähiger  Reingewinn  nur,  was  sich  nach  einer  treuen 
Bilanz  als  Überschuß  der  Aktiva  über  die  Passiva,  eingerechnet  in  letztere  das 
volle  Grundkapital  und  die  gesetzlichen  und  satzungsmäßigen  Reserven,  ergibt 
(§  261  5.  R.G.  Bd.  11  S.  161,  Bd.  22  S.  158  ff.  Cosack,  Lehrb.  d.  Handelsr.  6.  Aufl. 
§  118  S.  603  Ziffer  2).  Die  Tantieme  der  Angestellten  kann  nach  Umständen 
hinsichtlich  des  Abzugs  von  Reserven  abweichend  hiervon  zu  berechnen  sein; 
das  ist  Tatfrage.  Jedenfalls  ist  weder  nach  altem,  noch  nach  neuem  Recht  an- 
zunehmen, daß,  mangels  besonderer  Abrede,  bei  der  Tantieme-Berechnung  der 
bisher  angesammelte  gesetzliche  Reservefonds  mitzuberechnen  sei;  es 
ist  also  zu  prüfen,  ob  eine  gegenteilige  Annahme  im  Sinne  des  Anstellungs- 
Vertrages  geboten  ist.  Geht  man  davon  aus",  daß  nach  diesem  Sinne  die  Tantieme 
vom  Reingewinn  zu  beanspruchen  ist,  der  bilanz-  und  verfassungsmäßig  als  Divi- 
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dende  an  die  Aktionäre  zu  verteilen  war,  so  ist  unter  Absehen  von  den  zum  Schein 
oder  willkürlich  vorgenommenen  Transaktionen  und  Rechnungs-Aufstellungen 
der  wirkliche  Vermögensstand  der  Gesellschaft  aus  den  Bilanzen,  deren  Zahlen 
sie  gegen  sich  insoweit  gelten  lassen  muß,  herauszuschälen  und  unter  Berück- 
sichtigung der  etwaigen  satzungsmäßigen  und  zwingenden  gesetzlichen  Normen 
das  Gewinn-Ergebnis  jener  Jahre,  welches  als  Dividende  zu  verteilen  gewesen 
wäre,  zu  berechnen.  K.O.  9.  6.  1904.  J.W.  1904  S.  418  3^  Z.f.A.  Bd.  12  S.  4." 
(Vgl.  Kaufmann  V.  S.  98-100.) 

III.  Divideiidea. 

Grimdlogendo  (iosotzes- Vorschrift.  Als  für  das  Dividendenrecht 
der  Aktionäre  grundlegende  Bestimmung  ist  §  213  H.G.B.  anzuführen : 

§  213.  Die  Aktionäre  können  ihre  Einlagen  nicht  zurückfordern;  sie  haben, 
solange  die  Gesellschaft  besteht,  nur  Anspruch  auf  den  Reingewinn,  soweit  dieser 
nicht  nach  dem  Gesetz  oder  dem  Gesellschafts-Vertrage  von  der  Verteilung  aus- 
geschlossen ist. 

Gesetzliche  und  statutarische  Beschräukuugcn  der  Verteilung.  So- 
weit die  Verteilung  des  bilanzmäßigen  Reingewinns  nicht  bereits  ge- 
setzlich (z.  B.  durch  die  Bewertungs-Vorschriften  des  §  261  H.G.B.  oder 
durch  die  Bestimmungen  über  die  Dotierung  der  Zwangsreserve)  aus- 
geschlossen ist,  kann  das  Statut  diese  Verteilung  beliebig  beschränken. 
Nicht  nur  dem  Betrage  nach,  sondern  auch  für  bestimmte 
Zeiträume.  Ja,  die  Verteilung  kann  statutarisch  überhaupt  ausge- 
schlossen Averden.  Beschneidet  das  bisherige  Statut  die  Dividende  noch 
nicht  genügend,  so  können  weitergehende  Wünsche  durch  Statut- 
Änderung  verwirklicht  werden .  Doch  finden  derartige  Beschränkungen 
des  Dividenden-Anspruchs  ihre  Grenze  dort,  wo  sie  als  bewußte  Aus- 
beutung der  Minderheit  durch  die  Mehrheit  der  Aktionäre  aufzutreten 
beginnen.  Denn  dann  sind  sie  nach  §  138  B.G.B.  als  gegen  die  guten 
Sitten    verstoßend    nichtig. 

Das  Anfechtungsrecht.  Die  Generalversammlung  kam\  den  Rein- 
gewinn nur  im  Rahmen  der  gesetzlichen  oder  statutarischen  Beschrän- 
kungen unverteilt  lassen.  Geht  sie  über  diese  Beschränkungen  hinaus, 
so  begründet  sie  ein  Anfechtungsrecht  der  damit  nicht  einverstandenen 
Aktionäre.  Nach  §  271  Abs.  3  Satz  2  müssen  die  Anteile  der  anfech- 
tenden Minderheit  mindestens  den  zwanzigsten  Teil  des 
Grundkapitals  erreichen,  wenn  die  Anfechtung  darauf  gegründet 
wird,  daß  durch  den  Beschluß  Abschreibungen  oder  Rücklagen  üljcr 
das  nach  dem  Gesetz  oder  nach  dem  fiesellschafts-Vertrage  statthafte 
Maß  hinaus  angeordnet  sind.  Über  das  mit  der  Anfechtung  verbundene 
Klage- Verfahren,  sowie  über  die  Wirkungen  des  gerichtlichen 
Urteils  handeln  §§272.  273  H.G.B.  Bestehen  statutarische  Bestim- 
mimgen  über  die  (iewimi-V^erteilung  nicht,  ist  diese  viehnehr  der  General- 
versammlung überlassen,  so  kann  ein  Anfechtungsrecht  insoweit  nicht 
in  Frage  kommen. 
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Auszahiungs-Anspi'uch  Jiul"  bcschlosseüc  Dividende  und  dessen 
Foljn:on.  Steht  der  von  der  Generalversammlung  nach  §  260  Abs.  1  auf 
Grund  eines  rechtsgültigen  Beschlusses  zur  Verteilung  hestiniinte  Rein- 
gewinn mit  den  bezüglichen  gesetzlichen  und  statutarischen  Vorschrif- 
ten im  Einklang,  so  'ist  der  Dividende-Anspruch  des  Aktionärs 
für  diesen  ein  reines,  von  der  Mitgliedschaft  bei  der  Gesellschaft  ge- 
trenntes (Tläubigerrecht  geworden.  Hieraus  ergeben  sich  wichtige 
Folgen.  Denn  nunmehr  kann  die  Gesellschaft  die  Dividende  nicht 
mehr  zurückbehalten,  noch  nach  bereits  geschehener  Auszahlung 
zurückfordern,  weil  vielleicht  bedeutende  Verluste  inzwischen  ent- 
standen oder  voraussichtlich  zvi  erwarten  sind.  Auch  w^enn  die  zur 
Dividenden-Auszahlung  beim  Bankier  oder  in  der  Gesellschafts-Kasse 
bereitliegenden  Gelder  beim  unvermuteten  Zusammenbruch  des  Bank- 
hauses oder  durch  Unterschlagungen  des  Kassierers  nach  dem  Ablauf 
des  dividendenpfhchtigen  Geschäftsjahrs*)  verloren  gehen,  behält 
der  Aktionär  sein  Gläubigerrecht  auf  die  Dividende.  Dieses  Recht  geht 
auch  nicht  unter,  wenn  die  zur  Aiisschüttung  der  Dividende  von  der 
Gesellschaft  benötigten  flüssigen  Mittel  bei  dieser  weder  am  Bilanztage 
vorhanden  waren,  noch  zur  Zeit  der  Dividenden-Fälligkeit  vorhanden 
sind.  Diese  Mittel  müssen  auf  Wunsch  der  Aktionäre  dann  eben 
beschafft  werden;  sei  es  durch  Aufnahme  oder  durch  Veräußerung 
einer  Hjrpothek,  durch  Aufnahme  eines  Darlehns  oder  im  Wege  des 
Bankkredits,  durch  Erhöhung  des  Aktien-Kaj)itals  oder  durch  Auf- 
nahme einer  Obligationen-Anleihe  oder  dgl.  —  Statutarisch  können  für 
derartige  Fälle  andere  Bestimmungen  getroffen  sein.  Aus  dem 
Charakter  des  Dividende -Anspruchs  als  eines  Gläubigerrechts  folgt 
schließlich  noch,  daß  der  Aktionär  Dividenden-Ansprüche  auch 
im    Gesellschafts-Konkurse    geltend  machen  kann. 

Rückerstattungspflicht  im  Fall  gesetzwidriger  Auszahlungen.  Doch 
ist  zu  beachten,  daß  der  Aktionär  empfangene  Dividenden  (und  die 
noch  zu  besprechenden  Bauzinsen)  zurückzahlen  muß,  wenn  deren 
Zahlung  aus  irgend  einem  Grunde  gesetzwidrig  war,  und  wenn  der 
Aktionär  beim  Empfange  nicht  in  gutem  Glauben  gewesen  ist. 
Denn  nach  §  217  Abs.  1  Satz  2  ist  ein  Aktionär  in  keinem  Fall  zurück- 
zuzahlen verpflichtet,  was  er  in  gutem  Glauben  als  Gewinn-Anteil  oder 
als  Zinsen  bezogen  hat.  Im  Sinne  des  §  932  Abs.  2  B.G.B.  ist  der  Ak- 
tionär nicht  in  gutem  Glaviben,  wenn  ihm  zur  Zeit  des  Empfanges  be- 
kannt oder  infolge  grober  Fahrlässigkeit  unbekannt  ist,  daß  die  Zahlung 
zu  Unrecht  geschieht. 

Für  das  Dividendenrecht  des  Aktionärs  ist  ferner  von  Interesse 
§215  H.G.B.,  der  lautet: 

*)  Würde  solcher  Verlust  noch  im  Latif  jenes  Jahrs^eingetreten  sein,  so  wäre 
er  zu  dessen  Lasten  abzuschreiben,  was  eine  Dividende  ausschließen  würde, 
M  üller-Kalkberge,  Erfolgsrcchnung.  30 
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§  215.  Zinsen  von  liestimmter  Höhe  dürfen  für  die  Aktionäre  weder  bedunj^en 
noch  ausbezahlt  werden,  es  darf  nur  dasjenige  unter  sie  verteilt  werden,  was  sich 
nacii  der  jährlichen  Bilanz  als  Reingewinn  ergibt. 

Für  den  Zeitraum,  welchen  die  Vorbereitung  des  Unteinehmens  bis  zum 
Anfange  des  vollen  Betriebs  erfordert,  können  den  Aktionären  Zinsen  von  be- 
stimmter Höhe  bedungen  werden;  der  Gesellschafts-Vertrag  muß  den  Zeitpunkt 
bezeichnen,  in  welchem  die  Entrichtung  von  Zinsen  spätestens  aufhört. 

Dividendeii-Vcrtoiluug  für  luindostens  zwülfinonatig:e,  Bilauzierung 
für  kürzere  Perioden  statthaft.  Hierzu  sei  vorweg  bemerkt,  daß  als 
Dividende  nur  verteilt  werden  darf,  was  sich  ,,nach  der  jährlichen 
Bilanz"  als  Reingewinn  ergibt.  Daraus  ist  zu  schließen,  daß  für  sich 
auf  weniger  als  zwölf  Monate  belaufende  Geschäftsjahre  Divi- 
dende nicht  ausgeschüttet  werden  darf.  [So  auch  Staub  (S.  729 
bis  730);  Anmerkgen.  2  und  3  zu  §215.  Dagegen  Rehm  (S.  798), 
Hachenburg  in  Staub-Hachenburg  (S.  355 — 356);  Anmerkg.  14  zu 
§  29  und  Parisius-Crüger  (Ges.-Ges.)  S.  180;  Anmerkg.  1  zu  §  29.] 
Hachenburg  meint,  daß  die  Interessen  der  Gesellschafts-Gläubiger 
diirch  die  Ge\\'inn-Verteilung  in  kürzeren  als  jährlichen  Perioden  nicht 
berührt  werden.  Dieser  An.sicht  kann  in  so  allgemeiner  Fassung  nicht 
zugestimmt  werden.  Zum  Beweise  denke  juan  an  folgenden  Fall :  die 
erste  Hälfte  des  Geschäftsjahrs  ist  besonders  rentabel  verlaufen.  In- 
folge starken  Sinkens  der  Konjunktur  und  zu  hohen  Preisen  noch  lau- 
fender Schlüsse  ist  für  die  zweite  Jahreshälfte  mit  bilanzmäßigem  Ver- 
lust zu  rechnen.  Aus  irgend  einem  plausiblen  Grunde  wiixl  das  bisher 
mit  dem  Kalenderjahi'  übereinstimmende  Geschäftsjahr  so  verlegt, 
daß  für  die  ertragreiche  Periode  eine  hohe  Dividende  ausgeschüttet 
werden  kann.  Dagegen  wäre  bei  unterbliebener  Verlegung  des  Geschäfts- 
jahrs jener  Gewinn  durch  den  in  Aussicht  stehenden  Verlust  aufgezehrt 
worden,  eine  Dividende  für  das  volle  Xormaljahr  mithin  nicht  in  Frage 
gekommen.  Daß  eine  derartig  ermöglichte  Dividenden- Verteilung  die 
Liquidität  schwächen  und  Gläubiger-Interessen  schädigen 
kann,  leuchtet  ein.  Deshalb:  zwar  Freiheit  in  der  Kürzimg  des  Ge- 
schäftsjahrs, aber  Dividenden- Verteilung  nur  für  Zeiträume  von  min- 
destens einem  Kalenderjahr,  um  im  Interesse  solider  Dividenden- 
Politik  Kompensationen  zwischen  ertrag-  und  verlustreichen  Zeitab- 
schnitten wenigstens  einigermaßen  zu  ermöglichen! 

Keine  Abschlags  -  Dividenden.  Da  Dividende  nur  ,,nach"  und 
deshalb  ..aus"  dem  bilanzmäßigen  Reinge\\inn  verteilt  werden  darf, 
so  folgt  daraus,  daß  Abschlagszahlungen  auf  Dividenden  schon 
im  Lauf  des  bezüglichen  Bilanzjahrs  unzulässig  sind.  Denn  vor 
dem  Ablauf  des  Bilanzjahrs  steht  der  bilanzmäßige  Reingewinn  noch 
nicht  fest. 

Verbot  fester  Verzinsung  des  (irundkapitals.  Da  nur  bilanzmäßiger 
Reingewinn  verteilungsfähig  sein  soll,  hätte  es  —  streng  genommen  — 
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des  Zinsenverbots  nicht  bedurft.  Denn  ..Zinsen''  von  bestimmter 
Höhe  und  ., Reingewinn  nach  der  jährlichen  Bilanz'  sind  ver- 
schiedene Begriffe,  weil  Zinsen  den  Charakter  einer  Ertrags-Garan- 
tie haben,  während  der  Begriff  des  bilanzmäßigen  Reingewinns 
seinem    Wesen   nach   ein    Ertrags-H  isiko  einschlieüt. 

Bauzinsen  als  Ausnahme.  Deren  ^Vesen.  Nur  Bauzinsen  dürfen  tlen 
Aktionären  gewährt  werden.  Diese  Einschränkung  des  Zinsen- 
verbots ist  vom  wirtschaftlichen  Standpunkt  berechtigt,  weil  an- 
zunehmen ist,  daß  die  Beteiligung  an  Aktien-Unternehmungen,  die 
erst  nach  längerer  Vorbereitung  (Bauzeit)  aktionsfähig  werden,  stark 
leiden  würde,  wenn  den  Aktionären  für  diese  ertraglose  Periode  nicht 
irgend  eine  feste  Vergütung  in  Aussicht  stände.  Zu  solcher  Vergütung 
eignet  sich  die  Kapital- Verzinsung,  durch  die  zum  Ausdruck  kommt 
der  Gedanke,  dem  Aktionär  vor  dem  Beginn  der  vollen  Erwerbstätig- 
keit der  Gesellschaft  eine  gewisse  Rentabilität  seiner  Kapital-Einlage 
zu  garantieren.  Wie  Staub  (S.  731);  Anmerkg.  7  zu  §215  mit  Recht 
hervorhebt,  sind  die  Bauzinsen  nicht  wirkliche  Zinsen.  Denn  es  fehlt  am 
geschuldeten  Kapital,  da  der  Aktien-Betrag  nicht  zurückgefordert 
werden  darf.  Trotzdem  werden  die  Bauzinsen  aktienrechthch  als  Zin- 
sen angesehen.  Wie  der  Anspruch  auf  die  von  der  Generalversammlung 
besclilossene  Di\adende,  begründet  auch  der  Anspruch  auf  Bau- 
zinsen  gegen  die  Gesellschaft  eine  Forderung,  die  —  wie  jene  —  im 
Konkurse    geltend  gemacht  werden  kann. 

Rechtliche  Voraussetzungen  der  Bauzinsen.  Aus  §  215  Abs.  2  H.G.B. 
geht  hervor,  daß  die  Bauzinsen  statutarisch  bedungen  sein  müssen. 
Da  es  sich  bei  den  Bauzinsen  um  eine  Vergütung  nur  für  die  ,,bis  zum 
Anfang  des  vollen  Betriebs"  währende  Vorbereitungszeit  handelt,  kann 
lediglich  das  erste  Statut  der  Gesellschaft,  nicht  dagegen  eine  spätere 
Statut-Änderung  Bestimmungen  darüber  treffen.  JVIit  der  beregten 
Gesetzesstelle  ist  außerdem  gefordert,  daß  die  Bauzinsen  in  bestimmter 
Höhe  bedungen  werden  müssen,  inid  daß  statutarisch  bestimmt  werden 
mxiß,  wann  die  Entrichtung  von  Bauzin.sen  spätestens  aufhört. 
Da  fliese  Vorschriften  zwingenden  Charakter  haben,  wird  ein  Bauzinsen- 
versprechen nichtig,  wenn  sie  nicht  sämtHch  erfüllt  sind.  Der  Termin, 
mit  dem  die  Entrichtung  der  Bauzinsen  spätestens  aufhört,  muß  im 
Statut  kalendermäßig  bezeichnet  sein.  Allgemeine  Angaben,  wie 
z.  B.  ,, während  der  Bauzeit"  sind  deshalb  unzureichend.  Geht  die  Bau- 
oder Vorbereitungszeit  über  den  für  die  Bauzinsen- Vergütung  statu- 
tarisch bestimmten  Endtermin  hinaus,  so  hört  diese  Vergütung  mit 
jenem  Termin  dennoch  auf.  Endet  hingegen  die  Bau-  oder  Vorberei- 
tungszeit vor  jenem  Termin,  so  findet  die  Bauzinsen-Vergütung  nach 
§  215  Abs.  2  H.G.B.  mit  dem  Ablauf  der  Bau-  oder  Vorbereitungszeit 
trotzdem  ihren  Abschluß. 

30* 


468  Erfolgs-Verteilung. 

Divideuden-Garantie.  Eine  Ausnahme  von  der  gesetzlichen  Vor- 
schrift, daß  Dividende  nur  aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn  ver- 
teilt werden  darf,  bedeuten  die  Bauzinsen  insofern  nicht,  als  sie  nur 
bezogen  werden  können  auf  einen  Zeitraum,  der  dem  wii-tschaftlichen 
Zweck  der  Aktien-Gesellschaft:  der  Erzielung  von  Reingewinn,  un- 
mittelbar noch  gar  nicht  gewidmet  sein  kami.  Solche  Ausnahme  Hegt 
scheinbar  vor  bei  der  Dividenden- Garantie.  Jedoch  eben  nur  schein- 
bar. Denn  tatsächlich  werden  die  für  den  Fall  der  Ertraglosigkeit 
oder  unzureichender  Gewinne  der  Gesellschaft  von  Dritten 
(Staat,  Gemeinde,  Körperschaft)  garantierten  Dividenden  im  gegebenen 
Fall  nicht  aus  dem  Vermögen  der  Gesellschaft,  sondern  aus  dem  der 
Garanten  gezahlt,  wobei  die  Gesellschaft  nur  als  vermittelnde 
Zahlstelle  zu  dienen  hat. 

Über   die   Art   der   Gewinn- Verteilung   bestimmt   Näheres    §  214 

H.G.B. 

§  214.  Die  Anteile  am  Gewinne  bestimmen  sich  nach  dem  Verhältnisse  der 
Aktien- Beträge. 

Sind  die  Einzahlungen  nicht  auf  alle  Aktien  in  demselben  Verhältnisse  ge- 
leistet, so  erhalten  die  Aktionäre  aus  dem  verteilbaren  Gewinne  vorweg  einen 
Betrag  von  vier  vom  Hundert  der  geleisteten  Einzahlungen;  reicht  der  Jahres- 
gewinn hierzu  nicht  aus,  so  bestimmt  sich  der  Betrag  nach  einem  entsprechend 
niedrigeren  Satze.  Einzahlungen,  die  im  Laufe  des  Geschäftsjahrs  zu  leisten  waren, 
werden  nach  dem  Verhältnisse  der  Zeit  berücksichtigt,  welche  seit  dem  für  die 
Leistung  bestimmten  Zeitpunkte  verstrichen  ist. 

Im  Gesellschafts-Vertrage  kann  eine  andre  Art  der  GeT^dnn-VerteUung  vor- 
gesehen werden. 

Diese  Vorschriften  sind  nur  dispositiver  Natur.  Wenn  also  das 
Statut  nicht  andres  bestimmt,  hat  für  die  Ge^vinn- Verteilung  zu  gelten: 
Aktien-Beträge  als  Verteilungs-31aßstab.  Sind  die  Einzahlungen 
auf  alle  Aktien  gleichmäßig  geleistet,  so  soll  die  Gewinn-Verteilung 
nach  Maßgabe  des  Verhältnisses  der  Aktien-Beträge  ge- 
schehen. Unter  ,, Aktien-Betrag"  ist  hier  der  Nennwert  der  Aktien, 
nicht  dagegen  die  Höhe  der  jeweilig  darauf  geleisteten  Einzahlungen 
zu  verstehen. 

Einzahlungen  als  Verteilungs-Maßstab  für  die  Vordividende.  Sind 
die  Einzahlungen  auf  die  Aktien  in  verschiedener  Höhe  geleistet, 
hat  auch  nur  ein  Aktionär  verhältnismäßig  mehr  oder  weniger  als 
die  anderen  Aktionäre  eingezahlt,  so  entfällt  auf  jede  Aktie  zunächst 
eine  Vordividende  in  Höhe  von  4%  der  darauf  geleisteten  Einzahlung. 
Der  darüber  hinausgehende  Reingewinn  wird  nach  Maßgabe  des  Ver- 
hältnisses der  Aktien-Beträge  verteilt.  Bei  schon  zu  den  4%  nicht  aus- 
reichendem verteilbaren  Reingewinn  ist  die  Vordividende  entsprechend 
niedriger  zu  bemessen.  Dabei  sind  Einzahlungen,  die  im  Lauf  des  be- 
zügüchen  Geschäftsjahrs  zu  leisten  waren,  zu  berücksichtigen  nach 
dem  Verhältnis  der  Zeit,  die  seit  dem  für  die  Leistung  bestimmten  Zeit- 
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paukt  verstrichen  ist.  Der  ..für  die  Lei.stuug  bestimmte  Zeitpunkt" 
ist  gleichbedeutend  mit  deren  Fälligkeit.  Wer  also  vor  der  Fälligkeit 
einzahlt,  hat  keinen  Anspruch  auf  Zin.sengutschrift  für  die  Zeit  vom 
Einzahlungs-  bis  zum  Fälligkeitstage.  Hingegen  muß  (im  Einklang  mit 
§  214  Abs.  2  Satz  2)  nach  §  218  Abs.  1  H.G.B.  ein  Aktionär,  der  den  auf 
die  Aktie  eingeforderten  Betrag  nicht  rechtzeitig  einzahlt.  Zinsen 
vom  Fälligkeitstage  an  entrichten.  Daneben  ist  die  Celtendmachung 
eines  weitern  Schadens  nicht  ausgeschlossen. 

Als  Einzahlungen  im  Sinne  des  §214  At)s.  2  H.G.B.  haben  so- 
wohl Bareinlagen,  wie  auch  Sacheinlagen  (Apports,  Illaten,  lllationen) 
zu  gelten.  Jedoch  nur,  soweit  die  Einzahlungen  auf  den  Nennwert 
der  Aktien,  nicht  dagegen,  soweit  sie  auf  etwaiges  Agio  geleistet  sind 
[vgl.  auch  Staub  (S.  728);  Anraerkg.  2  zu  §214]. 

Abweichende  Yortoilimgs-Modi.  Mit  §  214  Abs.  3  H.G.B.  ist  ein- 
deutig ausgesprochen,  daß  die  Vorschriften  der  ersten  beiden  Absätze 
dieses  Paragraphen  nur  dis positiven  Charakter  haben,  weil  sie  statu- 
tarisch durch  andere  Bestimmungen  über  die  GeA\inn- Verteilung 
ersetzt  werden  können.  So  kann  beispielsweise  bestimmt  werden,  daß 
nur  vollbezahlte  Aktien  dividendenberechtigt  sein  sollen, 
oder  daß  die  Vordividende  nach  Maßgabe  der  Einzahlungen  fort- 
fallen und  daß  statt  dessen  eine  einheitliche  Verteilung,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  der  Einzahlungen,  stattfinden  soll.  Auch  wenn  sämt- 
liche Aktien  entAveder  voll  oder  doch  wenigstens  in  gleicher  Höhe  ein- 
gezahlt sind,  können  statt  der  Gewinn- Verteilung  nach  dem  Verhältnis 
der  Aktien- Beträge  nach  §  185  H.G.B.  bestimmten  Gattungen  von 
Aktien  statutarisch  besondere  Dividendenrechte  (Vorzugs-Divi- 
denden) gewährt  werden.  [Da  auf  das  Wesen  der  Vorzugs-  (Priori- 
täts-)  Aktien  an  dieser  Stelle  näher  nicht  eingegangen  werden  kann, 
(vgl.  darüber  z.  B.  den  Artikel  von  Schmalenbach  in  der  Z.  f.  hw. 
F.  II.  S.  241  ff.  und  außerdem  in  den  Werken  über  Sanierung)  sei  im 
folgenden  nur  das  Wichtigste  über  die  Vorzugs-Dividende  gesagt.] 

Wesen  der  Vorzugs-Aktien.  Ob  Vorzugs-Aktien  auf  Grund  bloßer 
Zuzahlungen  unter  Ausschluß  einer  Erhöhung  des  Aktien-Kapitals  ent- 
standen sind,  oder  ob  sie  einer  Erhöhung  des  Aktien-Kapitals  in  Ver- 
bindung mit  dessen  gleichzeitiger  (nur  buchmäßiger)  Herabsetzung 
oder  lediglich  einer  Erhöhung  des  Aktien-Kapitals  ihre  Entstehung  ver- 
danken: immer  müssen  die  Vorzugsrechte  nach  §  185  H.G.B. 
im  Statut  festgesetzt  sein.  Soweit  die  Vorrechte  nicht  schon  im 
ersten  Statut  der  Gesellschaft  präzisiert  sind,  können  und  werden  sie, 
beispielsweise  gelegentlich  einer  mit  Vorzugsrechten  verbundenen  Er- 
höhung des  Aktien-Kapitals,  auch  zum  Gegenstand  von  Statuten- 
Änderungen  gemacht  werden. 

Die  Vorzugsrechte  kommen  im  wesentlichen  zur  Geltung  entweder 
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bei  der  Cewiiiu-Wrteiliiug  oder  hei  der  Liquidation.  Bei  der  Liqiii- 
ilation  werden  sie  erkennbar  z.  B.  in  der  Einlösung  der  Vorzugs-Aktien 
vor  den  Stammaktien  zum  Parikurse  oder  gar  mit  einem  Auf gekl  (Agio), 
daneben  auch  ^^■ohl  in  der  Verzinsung  der  Vorzugs-Aktien  während 
der  Liquidation  oder  auf  ähnUche  Weise.  Bei  der  G  e  w i  n n  -  V^ e  r  t e i  1  u  n g 
sind  die  Möglichkeiten,  Vorzugsrechte  zu  schaffen,  besonders  zaWreich. 
Da  nuinche  dieser  .MögUchkeiten  einander  sehr  ähnhch  sind,  ist  not- 
wendig, den  gewählten  Modus  statutarisch  klai-  und  vollständig  zum 
Au.sflruck  zu  bringen. 

Arten  der  Bemessung  von  Vorzugs-Dividenden.  Eine  beliebte  Art 
des  Vorrechts  der  Vorzugs-Aktien  besteht  darin,  diesen  nicht  allein 
Anspruch  auf  Vordividende  vor  den  Stammaktien  zu  geben,  sondern  die 
Vordividende  auch  höher  als  die  Dividende  für  die  Stammaktien  zu  be- 
messen (Beispiel:  zunächst  6%  für  die  Vorzugs-Aktien.  Dann  4%  für 
die  Stammaktien;  falls  der  Gewinnrest  dazu  nicht  ausreicht,  entsprechend 
weniger;  etwa  noch  verbliebenen  Rest  in  gleichen  Quoten.  Oder: 
zunächst  6%  für  die  Vorzugs- Aktien;  Rest  für  Vorzugs-  und  Stamm- 
Aktien  in  gleichen  Quoten).  Hierbei  liegt  das  Vorrecht  demnach 
teils  in  der  Rangordnung,  teils  in  der  Quote.  Hin  und  Avieder 
kommt  vor,  daß  der  Quoten-Vorzug  teils  vor  der  Stammdivi- 
dende, teils  nach  ihr  verrechnet  wird  (Beispiel:  5%  für  die 
Vorzugs  -  Aktien ;  4  %  für  die  Stammaktien ;  1  %  für  die  Vorzugs- 
Aktien;  Rest  in  gleichen  Quoten.  Soweit  Reingewinn  inizureichend, 
Fortfall  oder  Kürzung  nach  Maßgabe  der  Rangordnung).  Früher 
lag  das  Vorrecht  meist  ausschließlich  in  der  Rangordnung;  die  Quoten 
waren  bei  au.sreichendem  Reinge^vinn  somit  die  gleichen  (Beispiel: 
41/2%  für  die  Vorzugs- Aktien ;  4y2%für  die  Stammaktien;  etwaigen 
Rest  im  Verhältnis  der  Gesamtbeträge  beider  Aktien-Gattungen),  Der 
Erwähnung  bedarf  ferner  eine  andre  Art  des  Vorrechts,  wonach  die 
V^orzugs -Aktien  an  erster  Stelle  eine  feste  Dividende  (z. 
B.  7%)  erhalten,  damit  dann  aber  abgefunden  sind,  so  daß  der  ge- 
samte übrige  Dividendenrest  den  Stammaktionären  zufällt,  die  sich 
nach  guten  Jahren  infolgedessen  nicht  selten  besser  stehen  als  die  Vor- 
zugs-Aktionäre. Dieses  Dividenden-Vorrecht  erinnert  stark  an  feste 
Verzinsung,  ist  solcher  rechtlich  jedoch  nicht  gleichzuachten,  weil  es 
nur  aus  dem  l)ilanzmäßigen  Reingewinn  erfüllbar  ist.  während  feste 
V^erzinsung  bekanntlich  eine  von  diesem  unahjiängige  Verbindlichkeit 
darstellt. 

Sicherung  der  Vorzugs-Dividenden  durch  l'relwilllge  Reserven.  Um 
die  Möglichkeit  der  Auszahlung  fester  Vorzugs-Dividenden  (oder 
auch  diejenige  der  anderen  vorstehend  angeführten  Arten)  einigermaßen 
sicherzustellen,  schafft  man  freiwillige  Reserven  [Dividenden- 
reserve-Konten (vgl.  über  die.se  auch  S.  441)].  die  man  Ix-i  unzureichen- 
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den  Reingewinnen  im  Interesse  der  Vorzugs-Dividenden  auflöst.  Sehr 
empfehlenswert  ist.  statutarisch  ausch-ücklich  anzuonhu-n.  welchen 
Platz  die  Dotierung  des  Dividenden-Keservekontos  im  Rahmen 
des  Gewinn- Verteilungsplans  einnehmen,  ob  sie  beispielsweise 
vor  oder  erst  nach  dem  Abzug  der  Vorzugs-Dividende  erfolgen  soll. 

Nachzahlung  ausgefalleiior  Vorzugs-Dividoiiden.  Von  besondrer 
Wichtigkeit  ist  außerdem,  statutarisch  zu  bestimmen,  ob  nach 
schlechten  Jahren  ausgefallene,  auch  durch  freiwillige  Reserven  un- 
gedeckt gebliebene  Vorzugs-Dividenclen  aus  den  Reingewinnen  späterer 
Jahre  nachzuzahlen  sind.  Im  Zusammenhang  damit  bedarf  es  dann 
weiterer  statutarischer  Bestimmungen  darüber,  ob  solche  Nachzahlung 
vor  der  Vorzugs-Dividende  des  jeweilig  abgelaufenen  Jahrs,  oder 
nach  dieser,  oder  etwa  sogar  erst  nach  der  Dividende  für  die  Stamm- 
aktionäre  geschehen  soll.  Im  Anschluß  hieran  sei  noch  bemerkt,  daß 
nach  reiehsgerichtlicher  Entscheidung  der  Vorzugs-Aktionär  das  ihm 
statutarisch  zugebilligte,  auf  dem  Dividendenschein  vermerkte  Recht 
auf  Nachzahlung  von  Vorzugs-Dividenden  aus  dem  ersten,  nach 
längerer  oder  kürzerer  Dividendenlosigkeit  wieder  verteilbaren  Rein- 
gewinn selbst  dann  noch  behalten  hat,  wenn  die  bezüglichen  Vorzugs- 
Aktien  inzwischen  statutarisch  sogar  schon  beseitigt  sind.  Doch  ist 
als  gleichfalls  reichsgerichtlicher  Standpunkt  anzusehen,  daß  der  ,,lau- 
fende"  Dividendenschein  vor  dem  das  Nachbezugsrecht  der  Vor- 
ziigs-Dividende  verbriefenden  eingelöst  werden  muß. 

Genußscheine  als  Vorzugs-Dividendenscheine.  Rechtlich  zulässig 
imd  nicht  selten  angewendet  ist  das  Verfahren,  das  Recht  auf  Vorzugs- 
Dividende  in  Form  sogenannter  Genußscheine  zu  dokumentieren.  Diese 
Art  von  Genußscheinen  sind  mit  Talon  und  Dividendenscheinen  ver- 
sehen und.  wie  jeder  gewöhnliche  Dividendenschein,  Zubehör  zur 
Aktie,   mit  der  sie  auch  gemeinsam  untergehen. 

Wesen  der  Gratis-Aktien.  Ein  in  Deutschland  bisher  selten  vorge- 
kommenes Verfahren  der  Gewinn-Verteilung  bei  der  Aktien-Gesell- 
schaft besteht  darin,  den  Aktionären  die  Dividende  in  Gestalt  von 
Gratis-Aktien  zukommen  zu  lassen.  Dabei  handelt  es  sich  um  folgendes: 
die  im  Lauf  längerer  oder  kürzerer  Zeit  angesammelten  freiwilligen 
Reserven  werden  zum  Zweck  der  Verteilung  als  Dividende  aufgelöst  ; 
der  buchmäßig  dergestalt  bereitgestellte  Dividende-Betrag  kommt  nun 
aber  nicht  zur  Auszahlung,  sondern  er  wird  ins  Haben  des  Aktien- 
kapital-Kontos übertragen.  Nach  Maßgabe  dieser  buchmäßigen  Er- 
höhung des  Grundkapitals  werden  den  Aktionären  Aktien  ausge- 
händigt. Und  zwar  gratis,  w^eil  diese  neuen  Aktien  als  Entgelt  für  die 
unterbliebene  Dividende -Zahlung  anzusehen  sind.  Dabei  entfällt 
naturgemäß  je  eine  Gratis- Aktie  auf 'so  viele  alte  Aktien,  wie  der  Betrag 
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der  Kapital-Erhöhung  in  dem  bisherigen  Betrage  des  Grundkapitals 
enthalten  ist.  Ein  bedeutendes  Beispiel  für  die  Ausgabe  von  Gratis- 
Aktienhat  1913  die  Deutsche  Gasglühlicht-  (Auer-)  Gesellschaft 
geboten.  Diese  hatte  aus  ihrem  Ge^^•inn  einen  Spezialfonds  von  3,30 
-Millionen  gebildet,  um  diesen  zur  Erhöhung  des  Grundkapitals  von  6,6 
auf  9,9  ^Millionen  benutzen  zu  köiuien.  Auf  je  zwei  alte  Stammaktien 
war  mithin  eine  Gratis-Aktie  zu  gewähren. 

Deren  Zweck  und  Wirkung.  Der  Zweck  solcher  Transaktion  liegt 
klar:  er  ist  auf  die  Verkleinerung  der  Dividende  gerichtet.  Ver- 
anlassung zu  solcher  Absicht  pflegt  ein  durch  dauernd  hohe  Divi- 
denden allzusehr  gesteigerter  Aktienkurs  zu  geben,  weil  dieser  schon 
auf  geringfügige,  zudem  oft  unbegründete  Ursachen  mit  ungesunden 
Schwankungen  zu  reagieren  pflegt.  Indem  man  die  aus  unverteilten 
Reingewiniu'esten  angesammelten  freiwilligen  Reserven,  gegebenenfalls 
wohl  auch  nur  den  Gesamtgewiim  eines  Jahrs,  anstatt  zur  Ausschüttung 
an  die  Aktionäre  zur  Erhöhung  des  Aktien-Kapitals  gegen  Ausgabe  von 
Gratis-Aktien  verwendet,  kürzt  man  verhältnismäßig  den  Prozentsatz 
künftiger  Dividenden  und  drückt  damit  den  Kurs.  Das  Äquivalent 
für  die  Kurssenkung  besitzen  die  Aktionäre  dann  in  den  Gratis- 
Aktien.  Eine  ähnliche  Wirkung  wird  erzielt ,  wenn  man  die  Kapital- 
Erhöhung  zwar  nicht  auf  Grund  von  Gratis-Aktien,  jedoch  wemgstens 
auf  Grund  besonders  billiger  Ausgabe  der  jungen  Aktien 
durchführt.  Bei  diesem  Verfahren  liegt  der  Au.sgleich  für  die  zu  er- 
wartende Kursreduktion  in  der  Höhe  des  Bezugsrechts.  Bedeutende 
Beispiele  für  diesen  Weg  der  Dividenden-Verwässerung  boten 
im  Frühjahr  1914  die  zum  Anilin  -  Konzern  gehörigen  chemischen  Fa- 
briken. Inwieweit  .solche  Dividenden-Reduktionen  von  Dauer  sind,  hängt 
nicht  allein  ab  von  der  künftigen  Rentabilität  des  erhöhten  Aktien- 
Kapitals,  sondern  auch  davon,  ob  es  gelingt,  über  den  reduzierten  Satz 
hinaus  verdiente  Beträge  als  stille  oder  als  offene  freiwillige  Reserven 
bei  der  Gesellschaft  zurückzuhalten. 

Rentabilität  und  Kapitalkraft  als  A'oraussetzungeu  für  Gratis-Aktien. 
Nach  dem  vorstehend  darüber  Gesagten  braucht  nicht  mehr  begründet 
zu  werden,  daß  Gratis-Aktien  nur  für  hervorragend  rentable, 
finanziell  bestens  fundierte  Unternehmungen  in  Frage  kom- 
men können,  oder  doch  wenigstens  nur  in  Frage  kommen  sollten.  Denn 
wenn  eine  Unternehmung,  deren  hohe  Reingewinne  infolge  vor- 
handener Überbewertungen  Avomöglich  nur  auf  dem  Papier  stehen. 
Gratis-Aktien  ausgeben  ^vürde,  so  wäre  dies  ungesetzlich  insofern,  als 
der  bilanzmäßig  wie  eine  voll  bezahlte  Erhöhung  des  Aktien-Kapitals 
ausgewiesene  Betrag  der  Gratis-Aktien  im  wirkhchen  Werte  der  Aktiven 
nach  Maßgabe  fler  vorhandenen  Überbewertungen  gar  nicht  gedeckt 
sein  \nirde.   Ist  diese  Deckung  jedoch  vorhanden,  so  ist  gegen  die  buch- 
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und  bilanzmäßige  Umwandlung  von  Reingewinn  oder  von 
Reserven  in  Aktien- Kapital  auf  Grund  der  Ausgabe  von  Gratis- 
Aktien  nichts  einzuwenden.  Denn  prinzipiell  zulässig  ist  nach  §  279 
Abs.  1  H.G.B.,  daß  fällige  (mithin  von  der  Generalversammlung  als 
bereits  beschlossen  zu  denkende)  Dividenden-Forderungen  als  Einlage 
auf  die  neuen  Aktien  eingebracht  werden  [so  auch  Staub  (S.  954);  An- 
merkg.  2  zu  §  279]. 

Wiederkehroude  Loistunffon  (Licforune:en)  der  Aktionäre.  Bei  der 
Besprechung  der  Aktien -Dividenden  darf  §  21Ö  H.G.B.  nicht  außer 
Betracht  bleiben.    Darin  heißt  es: 

§  216.  Für  wiederkehrende  Leistungen,  zu  denen  die  Aktionäre  nach  dem 
Gesellschaf ts-Vertrage  neben  den  Kapital- Einlagen  verpflichtet  sind,  darf  eine 
den  Wert  der  Leistungen  nicht  übersteigende  Vergütung  ohne  Rücksicht  darauf 
bezahlt  \serden,  ob  die  jährliche  Bilanz  einen  Reingewinn  ergibt. 

Praktische  Bedeutung  bekommt  §  216  für  alle  Aktien-Gesellschaften, 
an  deren  Betrieb  mehr  oder  minder  zahlreiche  Aktionäre  mit  Liefe- 
rungen beteihgt  sind.  Meist  handelt  es  sich  (wie  vornehmlich  bei  der 
Konserven-  imd  bei  der  Zuck  er -Fabrikation)  um  die  Lieferung 
auf  eigenem  landwirtschaftlichen  Boden  gewonnener  Erzeugnisse  (Obst, 
Gemüse,  Rüben  u.  dgl.).  Doch  auch  andere  Leistungen  (z.  B.  Über- 
lassung gewerblicher  Schutzrechte  gegen  Lizenz,  Leistung  persön- 
hcher  Dienste,  wie  Anwalts-,  Revisions-  oder  ähnliche  Tätigkeit) 
kommen  vor.  Wir  legen  den  folgenden  Betrachtungen  die  Liefe- 
rungen von  Waren.  Rohstoffen  u.  dgl.  zugrunde. 

Die  Vorschrift  des  §216  stellt  sich  dem  Wortlaut  nach  als  Aus- 
nahme des  §  215  dar,  wonach  unter  die  Aktionäre  bekanntlich  nur 
verteilt  werden  darf,  was  sich  nach  der  jährlichen  Bilanz  als  Rein- 
gewinn ergibt  (vgl.  darüber  S.  466  bis  467).  Wirtschaf  tlich  genommen 
ist  diese  Ausnahme  eine  Selbstverständlichkeit,  weil  keinem  Liefe- 
ranten (auch  der  hefemde  Aktionär  ist  —  wirtschaftlich  genommen  — 
ein  solcher)  zugemutet  werden  kann,  die  Bezahlung  seiner  Lieferungen 
von  der  Erzielung  eines  Reingewinns  bei  der  empfangenden  Unter- 
nehmung abhängig  zu  machen.  Insofern  aber  nimmt  der  an  seine  Ge- 
sellschaft  liefernde  Aktionär  eine  Sonderstellung  ein,  als  deren  bilanz- 
mäßiger Reingewimi  in  dem  Maße  sinkt,  Avie  er  für  seine  Lieferungen  von 
der  Gesellschaft  zu  hoch  bezahlt  wird.  Dieser  Umstand  wäre  vom  Stand- 
punkt der  Aktionär-Interessen  praktisch  belanglos,  wenn  sämtliche 
Aktionäre  mit  gleichen  Quantitäten  und  zu  gleichen  Preisen  an  den  Liefe- 
rungen beteiligt  sein  würden.  Dies  wird  jedoch  kaum  jemals  zutreffen. 
Vielmehr  werden  in  erster  Linie  die  Lief erungs- Quanten  von  einander 
abweichen.  Und  daraus  würde  sich  eine  Bereicherung  aller  für  ihre 
Lieferungen  etwa  überdurchschnittlich  hoch  bezahlter  Aktionäre  auf 
Kosten  der  Gesamt-Dividende  ergeben.    Schon  aus  diesem  Grunde  ist 
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die  Vorschrift  des  §216  H.G.B.  auch  wirtschafthch  gerechtfertigt;  da- 
neben aber  auch  aus  der  andern,  die  Interessen  der  Gesellschaf ts-Gläu- 
biser  schädigenden  Möglichkeit  heraus,  daß.  bei  ohnehin  schon  zu  er- 
wartenden bilanzmäßigen  Verlusten,  infolge  zu  hoher  Vergütungen 
für  die  Lieferungen  der  Aktionäre  das  Grundkapital  unzu- 
lässigerweise zur  verschleierten  Rückzahlung  gebracht 
werden   könnte. 

Höhe  der  Vergütung  für  solche  Lieferungen.  Die  den  Aktionären 
für  ihre  Lieferungen  zu  bezahlenden  Vergütungen  dürfen  deren  Wert 
nicht  übersteigen.  Gemeint  ist  der  zur  Zeit  der  Lieferung  maß- 
gebende Wert.  Dieser  Wert  kann  sein  ein  etwa  bestehender  Markt- 
preis oder,  wenn  solcher  fehlt,  der  jedem  andern,  nicht  zu  den  Ak- 
tionären gehörenden  Lieferanten  zu  zahlende  Preis.  Dieser  Preis  ist 
der  spätem  Auszahlung  zugrunde  zu  legen;  unabhängig  davon,  ob 
der  Preis  inz\Wschen  gestiegen  oder  gesunken  ist.  Selbstverständlich 
sind  niedrigere  Zahlungen  erlaubt,  wenn  der  liefernde  Aktionär  mit 
ihnen  einverstanden  ist.  Dagegen  haftet  der  Aktionär  den  Gesell- 
schafts-Gläubigern nach  §  217  H.G.B.  für  rechtswidrige  höhere  Be- 
zahlung, falls  mit  dieser  von  dem  in  Betracht  kommenden  Normal- 
preisein außerordentlichem  Umfang  abgewichen  wird.  Mäßige 
Erhöhungen  können  solche  Haftpflicht  nicht  begründen.  Für  den- 
selben Fall  haften  Vorstand  und  Aufsichtsrat  nach  §§  241  Xr.  1 
und  249  H.G.B.  Jedoch  ist  die  Vereinbarung  von  Überpreisen 
zulässig,  sofern  diese  aus  dem  bilanzmäßigen  Reingewinn, 
also  nicht  zu  dessen  Lasten,  gezahlt  werden,  und  soweit  statu- 
tarische   Bestimmungen   nicht    entgegenstehen. 

Gewinn-Fcststellungsrecht  der  (jeneralversammlung.  Von  Wichtig- 
keit ist  in  diesem  Zusammenhang  noch *§  260  H.G.B.: 

§  260.  Die  Generalversammlung  beschließt  über  die  Genehmigung  der  Jahres- 
bilanz und  die  Gewinn-Verteilung  sowie  über  die  Entlastung  des  Vorstands  und 
des  Aufsichtsrats. 

Der  Vorstand  hat  in  den  ersten  dici  .Monaten  des  Geschäftsjahrs  für  das  ver- 
flossene Geschäftsjahr  eine  Bilanz,  eine  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  sowie 
einen  den  VermögerLsstand  und  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft  entwickelnden 
Bericht  dem  Aufsichtsrat  und  mit  dessen  Bemerkungen  der  Generalversammlung 
vorzulegen.  Im  Gesellschafts -Vertrage  kann  eine  andre  Frist,  jedoch  nicht  über 
die  Dauer  von  sechs  Monaten  hinaus,  bestimmt  werden. 

Der  zweite  Absatz  des  vorstehenden  Paragra})hen  bedarf  keines 
Kommentars.  Unter  Bezugnahme  au'  die  S.  18  bis  19  gemachten  Aus- 
führungen sei  nur  nochmals  betont,  daß  der  gesetzliche  Zwang  zur  Vor- 
lage auch  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  die  Anwendung  der 
Doppelbuchhalt  ung    nicht    unbedingt    voraussetzt. 

Zum  ersten  Absatz  des  §260  ist  zu  sagen: 

Die  (Generalversammlung  hat  nicht   allein  —  wie  es  im  (^esetzes- 
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text  irrtümlich  heißt  —  Bilanz  iiiul  (iewinii- Verteilung  zu  geneh- 
migen, sondern  auch  festzustellen;  sie  ist  mithin  durchaus  berechtigt, 
die  ihr  vom  Vorstand  imd  vom  Aufsichtsrat  unterbreitete  Bilanz  nebst 
den  Gewinnverteilungs-Vorschlägen  abzuändern.  In  dieser  Hinsicht 
gilt  dann  das  auf  S.  464  unter  ,, Gesetzliche  und  statutarische 
Beschränkungen  der  Verteilung"  und  unter  ..Anfechtungs- 
recht" Gesagte. 

Genehmigt  die  Generalversammlung  Bilanz  und  Gewinn- Vertei- 
lung nicht,  so  ist  streitig,  ob  der  einzelne  Aktionär  solche  Geneh- 
migung oder  Feststellung  durch  Klage  erzwingen  kann  [Rehm 
S.  798  II  bejaht,  Staub  (S.  883).  Anmerkg.  3  zu  §260.  verneint 
dies]. 

Nachträgliche  Aufhebung  von  Foststellimgs-Beschlüssen.  Eine 
andre  ^^ichtige  Frage  geht  dahin,  ob  die  Generalversammlung  einen 
Bilauz-Genehmigungsbeschluß  nachträglich  wieder  aufheben  kann. 
Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  soweit  jener  Beschluß  auf  falschen 
Voraussetzungen,  etwa  auf  unrichtiger  bilanzieller  Bewertung,  auf 
Betrug  oder  Irrtum,  beruht  und  daraufhin  inz%\ischen  angefochten  wor- 
den ist.  Dann  ist  sogar  die  Pflicht  zur  Aufhebung  des  Beschlusses 
gegeben.  [vSo  auch:  Staub  (S.  883);  Anmerkg.  4  zu  §260;  Simon,  der 
in  Sterns  Buchhaltungs-Lexikon  (II.  Aufl.)  S.  3  bis  4  den  in  seinen 
..Büanzen"  S.  26  vertretenen  gegenteiligen  Standpunkt  aufgibt; 
Knappe  (S.  65  bis  66).  der  im  wesentlichen  gleicher  Meinung  ist.] 
Dabei  ist  aber,  in  Übereinstimmung  mit  Staub  und  Simon,  zu 
beachten:  Dividenden,  die  auf  Grund  eines  rechtsgültigen,  nicht 
angefochtenen  Generalversammlungs-Beschlusses  festgestellt  oder  schon 
ausgezahlt  sind,  müssen  trotz  inzwischen  geschehener  Aufhebung  des 
Beschlusses  ausgezahlt  und  können  nach  inzwischen  schon  erfolgter 
Auszahlung  nicht  mebr  zurückgefordert  werden,  wenn  die  Aufhebung 
des  Beschlusses  mehr  oder  weniger  willkürlich  geschehen  ist.  Anders 
aber,  wenn  dem  ersten  Beschluß  Betrug  der  Verwaltungs-Organe 
oder  rechtserheblicher  Irrtum  der  General versammhmg  zugrunde 
lag,  und  wenn  Anfechtung  und  Aufhebung  des  Beschlusses  daraufhin 
durchgedrungen  sind.  Dann  können  die  Aktionäre  eine  derartig  be- 
schlossene Dividende  nicht  fordern.  Hingegen  werden  sie  in  gutem 
Glauben  bereits  empfangene  Dividende  nach  §217  Abs.  1 
Satz   2   H.G.B.    nicht    zurückzuzahlen  brauchen. 

Schließlich  sei  zu  §260  H.G.B.  noch  bemerkt: 

Zusammensetzung  der  Greneralversammlung.  Die  über  die  Gewdmi- 
Verteilung  beschließende  Generalversammlung  umschheßt  alle  zur 
Zeit  der  Beschlvißf assung  vorhandenen  Aktionäre,  also  auch 
solche,  die  erst  im  Lauf  des  neuen  Geschäftsjahrs  Aktionäre  geworden 
sind.    Im  Hinblick  auf  diesen  Rechtszustand  kann  u.  U.  wichtig  wer- 
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den  die  seit  Anfang  1913  bestehende  Börsen-Usance,  Dividen- 
den-Effekten bis  zum  zweiten  Tage  nach  dei*  Generalversammlung  noch 
mit  dem  Dividendenschein  für  das  Vorjahr  zu  handeln,  weil  nunmehr 
—  im  Gegensatz  zur  frühern  Usance  der  Trennung  des  Dividenden- 
scheins schon  mit  dem  Schluß  des  Geschäftsjahrs  —  die  über  die  Gewinn- 
Verteilung  abstimmenden  Aktionäre  an  deren  Gestaltung  sämtlich  imd 
unuiittelbar  selbst  interessiert  sind. 

Dividenden- Verjährung.  Dividenden-Ansprüche,  die  durch  Divi- 
dendenscheinc  nicht  dokumentiert  sind,  verjähren  nach  §801 
Abs.  1  Satz  1  B.G.B.,  vom  Schluß  des  Fälligkeitsjahrs  an  gerechnet, 
in  30  Jahren.  Sind  Dividendeuscheine  ausgegeben  worden, 
so  müssen  sie,  wiederum  vom  Schluß  des  Fälligkeitsjahi's  an  gerechnet, 
nach  §801  Abs.  2  B.G.B.  innerhalb  vier  Jahre  zur  Einlösung 
vorgelegt  Averden,  widrigenfalls  die  Di\adenden-Ansprüche  erlöschen. 
Der  Vorlegung  steht  nach  §  801  Abs.  1  Satz  3  B.G.B.  die  gerichtliche 
Geltendmachung  des  Anspruchs  aus  der  Urkunde  gleich.  Nach  ge- 
schehener Vorlegung  der  Dividendenscheine  verjähren  die  Divi- 
denden-Ansprüche nach  §  801  Abs.  1  Satz  2  B.G.B.,  vom  Ende  der  Vor- 
legungsfrist an  gerechnet,  in  zwei  Jahren.  Nach  §  801  Abs.  3  B.G.B. 
können  Dauer  und  Beginn  der  Vorlegungsfrist  anders  festgesetzt  wer- 
den. Vielfach  wird  bestimmt,  daß  Dividenden,  die  nicht  innerhalb 
vier  Jahre,  vom  Schluß  des  Fälligkeitsjahrs  an  gerechnet,  erhoben 
sind,  zugunsten  des  Reservefonds  verfallen  sollen.  Solche  Abwei- 
chungen vom  dispositiven  Recht  müssen  jedoch  statutarisch 
zum  Ausdruck  kommen. 

Verjährung  von  Ansprüchen  auf  Dividenden-Rückerstattung.  Nach 
§  217  Abs.  3  H.G.B.  verjähren  Ansprüche  der  Gesellschaft  und  der  Ge- 
sellschafts-Gläubiger auf  Rückerstattung  rechtswidrig  ausgezahlter, 
vom  Aktionär  nicht  in  gutem  Glauben  empfangener  Dividen- 
den und  Bauzinsen  in  fünf  Jahren  vom  Empfang  der  Zahlung 
an.  Im  übrigen  sind  die  Vorschriften  des  B.G.B.  über  die  Verjährung 
anzuwenden. 


F.  Gewiiiii-Verteiluiig  hei  der  Kommaiulit-Aktieii- 

gesellsehaft. 

Recht  der  Konim.-Ges.  für  Komplementare,  Aktienrecht  für  Kom- 
manditisten-Aktionäre. Nach  §320  Abs.  2  H.G.B.  gelten  für  die  per- 
sönlich haftenden  Gesellschafter  (Komplementare)  der  Kommandit- 
Aktienge.sellschaft  die  für  die  Kommandit-  Gesellschaft  bestehenden 
bezüglichen  Vorschriften,  also  auch  die  für  diese  gegebenen  Vorschrif- 
ten über  die  Gewinn-Verteilung.    Nach  dem  dritten  Absatz  desselben 
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Paragraphen  gelten  für  die  Kommandit-Aktiengesellschaft  im  übrigen, 
soweit  sich  aus  sonstigen,  für  diese  Gesellschaftsform  erlassenen  Vor- 
schriften oder  aus  dem  Fehlen  emes  Vorstands  nicht  andres  ergibt,  die 
Vorschriften  über  die  Aktien-Gesellschaft.  Demnach  soll  die  Gewinn- 
Verteilung  für  die  Kommanditisten  der  K.A.G.,  die  hier  Komman- 
ditisten-Aktionäre genannt  werden,  nach  aktien rechtlichen  Regeln 
behandelt  werden. 

Daraus   folgt   zunächst   für   die    Komplementare: 

Alle  über  die  Beteihgung  der  Komplementare  am  Gewinn  und  Ver- 
lust bei  Kommandit-Gesell Schäften  gemachten  Ausführungen  sind  auch 
auf  die  Komplementare  der  Kommandit -Aktiengesellschaften  zu  be- 
ziehen. In  Rücksicht  darauf,  daß  die  Komplementare  der  Komman- 
dit-Gesellschaft  bezüglich  der  Erfolgs  -  Beteiligung  denen  der  offenen 
Handels-Gesellschaft  im  wesentlichen  gleichgestellt  sind,  darf  auf  die 
in  Betracht  kommenden  Darlegungen  über  die  Erfolgs- Verteilung  bei 
der  Off.  Hges.  (S.  394  ff.)  und  bei  der  Komm.-Ges.  (S.  409  ff.)  verwiesen 
werden. 

Danach  ist  über  die  Verzinsung  der  Kapital-Anteile  der 
Komplementare  aus  dem  Reinge^vuin  nach  §§  168  Abs.  1  und  121  Abs.  1 
und  2  H.G.B.,  ferner  über  die  Verteilung  der  Gewinnreste  und  der 
Verluste  nach  §  168  Abs.  2  H.G.B.,  schheßlich  auch  über  das  Ent- 
nahmerecht der  Komplementare  nach  §§  169  Abs.  1  und  122  H.G.B. 
in  bezug  auf  die  Komplementare  der  Kommandit-Aktiengesellschaften 
weiteres  nicht  mitzuteilen.  Nur  einer  durch  §  329  H.G.B.  gemachten 
Einschränkung  folgenden  Inhalts  ist  zu  gedenken: 

§  329.  Ergibt  sich  für  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  nach  dem  Jahres- 
erträgnis ein  Gewinn-Anteil,  der  nicht  auf  ihre  Aktien  fällt,  so  hat  die  Auszahlung 
zu  unterbleiben,  falls  eine  Unterbilanz  vorhanden  ist,  die  ihre  nicht  in  Aktien 
bestehenden  Kapital-Anteile  übersteigt.  Solange  eine  solche  Unterbilanz  besteht, 
ist  auch  eine  sonstige  Entnahme  von  Geld  auf  den  Kapital -Anteil  ausgeschlossen. 

Auf  den  Gewinn,  der  sich  für  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  ergibt, 
findet  die  Vorschrift  des  §  262  Nr.  1  über  den  Reservefonds  Anwendung. 

Erlaubte  Doppelstellung  der  Komplementare.  Daraus  geht  in  erster 
Linie  hervor,  daß  die  Komplementare  an  der  Kommandit-Aktien- 
gesellschaft nicht  nur  beteiligt  sein  können  als  persönlich  haftende 
Gesellschafter  mit  schwankenden  Kapital- Anteilen,  sondern  außerdem 
auch  als  Kommanditisten-Aktionäre  mit  einem  auf  ihren  Aktien- 
Besitz  beschränkten  Risiko.  In  der  Bilanz  erscheinen  demnach  etwaige 
Kommandit-Einlagen  (Aktien)  der  KomjDlementare  im  Verein  mit  denen 
der  Kommanditisten- Aktionäre  auf  dem  (auch  Aktienkapital-  oder  Kom- 
manditaktienkapital-Konto  genannten)  Kommanditkapital-Konto.  Und 
außerdem  liegen  in  der  Bilanz  die  der  persönlichen  Haftung  unter- 
stehenden Kapital-Anteile  der  Komplementare,  die  als  solche  in  den 
veröffentlichten  Bilanzen  meist  nicht  erkemibar  werden,  weil  sie  unter 
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den  Ki'editoren  verrechnet  sind,  was  ihrem  Wesen  widerspricht,  da 
sie  als  Schnld  der  Gesellschaft  natürlich  nicht  angesehen  werden  kön- 
nen. Übrigens  besteht  für  die  Komplementäre  Zwang  zu  Kapital- 
P^inlagen  nur,  soweit  sie  nach  §322  Abs.  2  H.G.B.  statutarisch 
gefordert  sind.  Andernfalls  ergibt  solcher  Zwang  sich  dann  erst  im 
Konkurse  oder  bei  der  Liquidation  nach  Maßgabe  der  Inanspruch- 
nahme ihrer  solidarischen  Haftung. 

(ü'svfzlielic  Kürzunij,('U  der  Koniplcmcutarrechto  zugunsten  des 
Kunimaudit-Kapitals.  Mit  §  329  Abs.  1  H.G.B.  ist  nun  zwingend 
bestimmt:  solange  ein  Verlust-Saldo  in  der  Bilanz  (Unterbilanz  in 
der  Vermögens  -  Bilanz !  Vgl.  darüber  S.  36)  besteht,  und  solange 
dieser  bilanzmäßige  Verlust  größer  ist,  als  der  jeweilige  Gesamt- 
betrag der  Salden  auf  den  Kapital-Konten  der  Komplementare,  so- 
lange also  das  Kommandit-Kapital  der  Kommanditisten-Aktio- 
näre durch  die  Unterbilanz  gemindert  ist  ....  so  lange  dürfen 
den  Komplementaren  etwa  auf  ihre  persönlichen  Kapital-Konten  ent- 
fallene Gewinn-Anteile  weder  ausgezahlt  werden,  noch  dürfen  Barent- 
nahmen zu  Lasten  dieser  Kapital-Konten  geschehen. 

Reservepflichtigkeit  auch  der  Komplenientar-Grewinnc.  Daneben 
ist  mit  §  329  Abs.  2  H.G.B.  bestimmt,  daß  die  Dotierung  der  Zwangs- 
reserve (vgl.  darüber  S.  426  ff.)  zu  erfolgen  habe  auch  aus  den  sich  für 
die  Komplementare  in  ihrer  spezifischen  Eigenschaft  als  persönlich  haf- 
tende Gesellschafter  (also  für  deren  Kapital -Konten)  ergebenden  Ge- 
winn-Anteilen. Diese  Vorschrift  ist  nötig,  weil  die  Komplemen- 
tare, wie  oben  dargelegt,  dem  Recht  der  Kommandit  -  Gesellschaf  t 
unterstehen,  wonach  die  vorberegten  Ge%vinn- Anteile  als  reservepflichtig 
nicht  zu  erachten  sind. 

(jlültigkelt  der  aktienrechnichcn  Tantieme-Vorschrifien  nur  für  den 
Aufsichtsrat,  nicht  auch  für  die  Komplementäre.  Aus  der  Tatsache  der 
Zugehörigkeit  zum  Recht  der  Kommandit-Gesellschaft  folgt  für  die 
Komplementare,  daß  sie  in  ihrer  gleichzeitigen  lugenschaft  als  Vor- 
stands-Mitglieder der  aktienrechtlichen  Vorschrift  des  §237 
H.G.B.  über  die  Tantieme-Berechnung  nicht  unterstehen,  weil  das 
Recht  der  Kommandit-Gesellschaft  solche  Vorschrift  nicht  kennt.  Da- 
gegen gilt  für  die  Aufsichtsrats-]\Iitglieder  der  Kommandit- Aktien - 
gesell.schaft  die  aktienrechtliche  Vorschrift  des  §  245  H.G.B.  über  die 
Tantieme-Berechnung.  Denn  Aufsichtsrats-Mitglieder  können  bei  der 
K.A.G.  nur  Kommanditisten  sein.  Für  diese  gelten  aber,  wie  wir  ^vissen, 
die  aktienrechtlichen  Vorschriften.  Von  der  Generalversammlung  in 
bezng  auf  die  Aufsichtsrats- V^ergütung  gefaßte  Beschlüsse  bedürfen 
jerloch  auch  der  Zustimmung  der  Komplementare. 

Zustimmungsreclit,  nicht  Stimmrecht  der  Komplementäre.  Es 
liegt  nämlich  im  Vergleich   zur  A.G.   bei  der  K.A.(il.  insofern  eine  aus 
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ihrer  Konstruktion  herauswachsende  Besonderheit  vor,  als  die  Be- 
schlüsse der  Generalversammlung  der  Kommanditisten -Aktio- 
näre nach  §327  Abs.  2  H.G.B.  der  Zustimmung  der  persönlich 
haftenden  Gesellschafter  bedürfen,  soweit  sie  Angelegenheiten 
betreffen,  für  die  bei  der  Kommandit-Gesellschaft  das  Einverständnis 
der  persönlich  haftenden  Gesellschafter  und  der  Kommanditisten 
erforderlich  ist.  Nach  §  327  Abs.  1  H.G.B.  haben  die  Komplemen- 
tare, auch  wenn  sie  Aktien  besitzen,  in  der  Generalversammlung  kein 
Stimmrecht. 

Bilaiiztechnische  Behandlung  des  Kommandit-Kapitals.  Die  für 
die  Kommanditisten-Aktionäre  gesetzlich  vorgeschriebene  aktienrecht- 
liche Behandlung  der  Erfolgs- Verteilung  hat  zur  Folge,  daß  deren  mit 
dem  Kommandit-Kapital  identische  Einlagen  buchführungs-  und 
bilanztechnisch  eine  feste  Größe  bilden  und  bleiben  müssen  solange 
nicht  Erhöhungen,  noch  Herabsetzungen  des  Kommandit-Kapitals 
stattgefunden  haben  (vgl.  darüber  S.  418ff.  unter  ,, Gewinn  und  Ver- 
lust als  besondere  Bilanzzahlen"  im  vorigen  Abschnitt  über 
die  Gewinn-Verteilung  bei  der  A.G.).  Der  auf  das  Kommandit-Kapital 
entfallende  bilanzmäßige  Verlust  ist  mithin  auf  der  Aktiva-Seite 
der  Bilanz  als  selbständiger  Posten  anzuführen;  der  bilanzmäßige 
Reingewinn  ist  an  die  Kommanditisten- Aktionäre  auszuschütten, 
soweit  er  nicht  zur  Bildung  oder  Verstärkung  gesetzlicher  oder  freiwil- 
liger Reserve-Konten  benutzt  wird.  Der  bilanzmäßige  Verlust 
trifft  buchmäßig  demnach  nicht  den  einzelnen  Kommanditisten-Aktio- 
när, sondern  er  ist  lediglich  eine,  während  bestehender  Gesellschaft  wie 
ein  Abzugs-Posten  auf  das  Kommandit-Kapital  wirkende  rechnerische 
Größe,  die  dem  einzehien  Kommanditisten- Aktionär  erst  bei  der  Li- 
quidation oder  im  Konkurse  der  Gesellschaft  und  dann  in  dem  Maße 
fülilbar  Avird,  wie  die  auf  das  Kommandit-Kapital  entfallende  Quote 
sich  infolge  des  bilanzmäßigen  Verlustes  verringert.  Daß  bilanzmäßige 
Verluste  im  Aktienkurse  zum  Ausdruck  kommen  und  deshalb  den  ihres 
Aktien-Besitz  abstoßenden  Kommanditisten-Aktionären  schon  während 
bestehender  Gesellschaft  Schaden  bringen  können,  ist  selbstverständ- 
lich, sei  als  ein  die  vorstehende  Bemerkung  einschränkendes  Moment 
jedoch  erwähnt.  Zinsen  stehen  dem  Kommanditisten-Aktionär 
—  im  Gegensatz  zum  Kommanditisten  der  Komm. -Ges.  —  nicht  zu. 
Wie  der  Aktionär  bei  der  A.G.  hat  der  Kommanditist-Aktionär  aus- 
schließlich Anspruch  auf  den  als  verteilbar  festgestellten  Rein- 
gewinn. Pur  dessen  Feststellung,  für  die  Reservebüdung  und  für  alle 
sonst  damit  zusammenhängenden  Fragen  gelten  die  im  vorigen  Abschnitt 
über  die  Gewinn -Verteilung  bei  Aktien  -  Gesellschaf  ten  gemachten  be- 
züglichen Ausfüln-migen,  denen  in  diesem  Zusammenhang  nichts  mehr 
hinzugefügt  zu   werden  braucht. 
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Statutarische  Vereinfachungen  der  Gewinn-Verteihing  hei  der  K.A.G. 

Vm  bei  der  Grewinn- Verteilung  nicht  mit  zwei,  in  ihrem  Wesen  ver- 
schiedenen Gruppen  von  Verteihings- Vorschriften  zu  tun  zu  haben, 
vereinfacht  man  bei  der  Komniandit-Aktiengesellschaft  die  Gewinn- 
Verteilung  nach  der  aktienrechtlichen  Seite  hin,  indem  man 
die  dispositiven,  für  die  Komplementäre  geltenden  Verteilungs-Vor- 
schriften der  einfachen  Kommandit  -  Gesellschaf t  mehr  oder  weniger 
außer  acht  läßt.  Solche  Vereinbarungen  bedürfen  statutarischer 
Festlegung. 

Beispiele  dafür.  Zwei  Beispiele  für  derartige  Vereinfachungen 
sollen  mitgeteilt  werden. 

Im  Statut  der  Diskonto-Gesellschaft  in  Berlin  vom  7.  April 
1002  (übrigens  der  bedeutendsten  Vertreterin  der  heute  verhältnismäßig 
seltenen  Unternehmungsform  der  Kommandit-Aktiengesellschaft)  ist 
im  Artikel  7  über  die  GeAvinn- Verteilung  bestimmt: 

,,Der  nach  der  Jahresbilanz  sich  ergebende  Gewinn  wird  folgendermaßen 
verteilt: 

a)  Je  fünf  bis  zehn  Prozent  des  Gewinns  werden  in  den  nach  §  262  H.G.B. 
vorgeschriebenen  allgemeinen  Reservefonds  (Artikel  8  dieses  Statuts) 
und  in  die  nach  Artikel  9  dieses  Statuts  gebildete  besondere  Reserve 
so  lange  zurückgelegt,  bis  der  erstere  die  Höhe  von  zehn  Prozent  und  die 
letztere  die  Hölie  von  fünfzehn  Prozent  des  Kommandit-Kapitals  erreicht 
hat.  Von  Rücklagen  in  die  besondere  Reserve  kann  abgesehen  werden, 
solange  der  allgemeine  Reservefonds  und  die  besondere  Reserve  zusammen 
ein  Drittel  des  Kommandit-Kapitals  betragen. 

b)  Hierauf  erhalten  die  Kommanditisten  bis  zu  vier  Prozent  Dividende  von 
dem  eingezahlten  Kommandit-Kapital. 

c)  Sodann  beziehen  die  Geschäfts-Inhaber  die  nach  Artikel  15  vereinbarte 
Gewinnbeteihgung,  und  der  Aufsichtsrat  die  durch  Artikel  29  festgesetzte 
Tantieme. 

d)  Der  Rest  wird  als  weitere  Dividende  unter  die  Kommanditisten  verteilt, 
soweit  nicht  die  Generalversammlung  mit  Zustimmung  der  Geschäfts- 
Inhaber  und  des  Aufsichtsrats  etwas  andres  beschließt." 

Artikel  15  lautet: 

,,Die  Geschäfts-Inhaber  beziehen  in  dieser  ihrer  Eigenschaf t  vertragsmäßig 
eine  Gewinn-Beteiligung  von  insgesamt  zwanzig  Prozent  der  Summe  des  nach  der 
Jahresbilanz  sich  ergebenden  Reingewinns,  nachdem  von  dieser  Summe  zier 
Prozent  des  eingezahlten  Kommandit-Kapitals  als  der  Gewinn-Beteiligung  nicht 
unterUegend  gekürzt  worden  sind. 

Die  Geschäfts-Inhaber  können  unter  sich  eine  zur  Kenntnis  des  Aufsichts- 
rats zu  bringende  Übereinkunft  über  die  Verteilung  dieses  Gewinn-Anteils 
schließen. 

Ist  eine  solche  Übereinkunft  nicht  geschlossen,  so  wird  der  Gewinn-Anteil 
gleichmäßig  unter  die  Ge,schäfts-Inhaber  verteilt." 

Unter  den  Geschäfts-Inhabern  sind  die  Komplementare  zu 
verstehen . 

Und  im  Gesellschafts-Vertrage  des  Kredit-Vereins  in  Gönnern 
vom  April  1908  heißt  es  über  die  Gewinn- Verteilung  im  §20: 
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„Von  dem  Gewinn  werden  zunächst  auf  das  Aktien-Kapital  den  GeselLschafts- 
Mitgliedern  bis  vier  Prozent  Dividende  berechnet.  Von  dem  Überschuß  werden 
alsdann  zirka  fünf  Prozent  zu  dem  Reservefonds  genommen,  falls  derselue  unter 
zehn  Prozent  des  Aktien-Kapitals  herabsinken  sollte,  und  von  dem  dann  noch 
verbleibenden   Überschusse  erhalten: 

a)  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter  gemeinsam  eine  Tantieme  von 
fünfundzwanzig  Prozent, 

b)  der  Atifsiohtsrat  eine  Tantieme  von  fünf  Prozent  nach  den  Bestimmungen 
des  §  13, 

c)  der  Überrest  wird  auf  die  Aktien  der  Kommanditisten  \  erteilt  und  als 
Dividende  ausgezahlt,  soweit  die  Generalversammlung  nicht  anders  be- 
schließt." 
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beschränkter  Haftung. 

Distributiv- Bilanz.    Wie  die  Aktien-Gesellschaft  ist  auch  die  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung  zu  den  Kapital -Gesellschaften  zu 
rechnen.    Wie  bei  jener  ist.  infolge  der  beschränkten  Haftung  der  Ge- 
sellschafter und  infolge  des  kapitalistischen  Charakters  der  Gesellschaft, 
auch  bei  dieser  die   Bilanz   eine  Gewinnverteilungs-   (Distributiv-) 
Bilanz.    Deshalb  ist  auch  in  der  Bilanz  der  Gesellschaft  mit  beschränk- 
ter  Haftung   das    (bei   dieser   Stammkapital    heißende)    Gesellschafts- 
Kapital  als  feste  Größe  auszuweisen,  zu  der  bilanzmäßige  Verluste   als 
Pseudo-Aktiva    im    Verhältnis    rein    rechnungsmäßiger    Abzugsposten 
stehen,   während  bilanzmäßige  Ge\^inne  an  die  Gesellschafter  zu  ver- 
teilen sind    soweit  sie  nicht  zur  Bildung  oder  VerstJükung  echter  Re- 
serven Verwendung  finden  sollen.    Infolgedessen  "wird  —  im  Einklang 
mit  §  261  Ziff.  6  H.G.B.  —  durch  §  42  Ziff.  5  Ges.-Ges.  mit  Recht  ge- 
fordert, daß  bilanzmäßige  Gewinne    oder    Verluste    am    Schlüsse 
der  Bilanz   besonders  angegeben  werden  müssen.   Auf  die  büanz- 
technische  Durchführung  dieser  Vorschrift,    ferner  auf  die  Arten  der 
gegen    diese  Vorschrift   praktisch  vorkommenden  Verstöße  und  deren 
Wirkungen   braucht   in   diesem   Zusammenhang   nicht   emgegangen   zu 
werden.    Denn   in  bezug  auf  diese  Fragen  gelten  sinngemäß  die  für  die 
A.G.  (S.  418  bis  424)  gebrachten  Ausfü Innungen  auch  für  die  G.m.b.H. 
Verlust-Beseitigung  durch  Nachschüsse.    Auf  eine  Besonderheit 
der  G.  m.  b.  H.  im  Vergleich  zur  A.G.  ist  in   diesem  Zusammenhang 
hinzuweisen:   bilanzmäßige  V^erluste  sind  nämlich  bei  der  G.m.b.H. 
nicht    allein    vortragbar    oder    zu    Lasten    echter    Reserve -Konten 
tilgbar,  sondern  sie  können  auch   durch  Nachschüsse  der  Gesell- 
schafter (vgl.  über  diese  §§26  bis  28  Ges.-Ges.)  beseitigt  werden. 

Nur    Aufstelhing,    nicht    Yeröfferitlichung    der    Erfolgs-Rechnung. 
Außerdem  ist  nach  §  41  Abs.  2  und  3  Ges.-Ges.  —  ebenfalls  in  Über- 
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einstimmung  mit  dem  Aktienrecht  (vgl.  §  2G0  Abs.  2  H.G.B.)  —  auch 
für  die  G.  m.  b.  H.  die  Aufstellung  einer  Gewinn-  und  Verlust-Rech- 
nung (Erfolgs-Re.chnung)  neben  der  Bilanz  zur  Pflicht  gemacht. 
Die  mit  §265  Abs.  1  H.G.B.  für  die  A.G.  stipulierte  Pflicht  zur  Ver- 
öffentlichung der  Bilanz  und  der  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung 
ist  nach  §41  Abs.  4  Ges. -Ges.  für  die  G.  m.  b.  H.  auf  die  Bilanz  und 
zwar  auf  die  Bilanz  lediglich  der  Bank  Unternehmungen  beschränkt. 

Oberlandesgerichts-Entscheidung  über  Kostenpflichtigkeit  von  Bi- 
lanz-Abschriften.   Im  Anschluß  liieran  folgende  Gerichts-Entscheidung: 

„Ein  Gesellschafter  hat  Anspruch  auf  Mitteilung  einer  Abschrift  der  Bilanz 
nebst  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  nur  gegen  Erstattung  der  Kosten  dieser 
Abschriften.  Denn  Bilanz  nebst  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  werden  in  der 
Generalversammlung  ausgelegt.  Hat  der  Gesellschafter  dieser  Generalversammlung 
durch  sein  Verschulden  (mangelnde  Anzeige  der  Adresse)  nicht  beigewohnt,  so 
hat  er  diese  in  seinem  Sonderinteresse  nötig  werdenden  Kosten  zu  erstatten.  O.L.G. 
Jena  20.  3.  05.    R.O.L.G.  14,  369."   (Vgl.  Kaufmann  VIU.  S.  575-576.) 

Über  die  Gewinn- Verteilung  bei  der  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  bestimmt  §  29  Ges. -Ges. : 

Die  Gesellschafter  haben  Anspruch  auf  den  nach  der  jährlichen  Bilanz  sich 
ergebenden  Reingewinn,  soweit  nicht  im  Gesellschafts-Vertrage  ein  Andres  be- 
stimmt ist. 

DieVerteUung  erfolgt  nach  Verhältnis  der  Geschäfts-Anteile.     Im  Gesell- 
schafts-Vertrage kann  ein  andrer  Maßstab  der  Verteilung  festgesetzt  werden. 

311ndestens  zwölfmonatige  Terteilungs-Pcrioden.  Keine  Abschlags- 
Dividendcn.  Also  auch  hier,  wie  im  Aktienrecht,  die  Vorschrift,  daß 
der  nach  der  jährlichen  Bilanz  sich  ergebende  Reingewinn  der  Ver- 
teilung zugrunde  zu  legen  sei.  Über  die  Auslegung  des  Begriffs  ,,j ähr- 
lich" ist  auf  S.  466  unter:  ,, Dividenden- Verteilung  für  mindestens 
zwölfmonatige,  Bilanzierung  für  kürzere  Perioden  statthaft"  bereits  ge- 
sprochen worden.  Im  Anschluß  daran  ist  dort  auch  bereits  hervorge- 
hoben, daß  Abschlagszahlungen  auf  Dividenden  schon  im  Lauf 
des  bezüghchen  Bilanzjahrs  unzulässig  sind. 

Keine  feste  Kapital- Verzinsung.  Feste  Verzinsung  der  Geschäfts- 
Anteile  ist,  wie  bei  der  A.G.,  auch  bei  der  G.  m.  b.  H.  als  mit  dem  Wesen 
dieser  Art  kapitalistischer  BeteiUgung  unvereinbar  ausgeschlossen. 
(Vgl.  hierzu  im  übrigen  auch  das  unter  ,, Verbot  fester  Verzinsung  des 
Grundkapitals"  auf  S.  466  bis  467  Gesagte.) 

Beschränkung  des  Rechts  auf  Dividende.  Da  die  Gesellschafter  auf 
den  nach  der  jährüchen  Bilanz  sich  ergebenden  Reingewinn  nur  An- 
spruch haben,  soweit  im  Gesellschafts-Vertrage  nicht  andres  bestimmt 
ist,  kann  der  Anspruch  auf  Dividende  statutarisch  mehr  oder  minder 
beschnitten  werden.  Hierzu  gilt  das  auf  S.  464  unter  ,,Gesetzüche 
und  statutarische  Beschränkungen  der  Verteilung"  für  die  A.G.  Aus- 
geführte wiederum  auch  für  die  G.m.b.H.  Nur  ist  an  Stelle 
des  §  261  H.G.B.  zu  lesen:  §  40  H.G.B.  und  §  42  Ges.-Ges.,  und  außerdem 
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kommen  die  aktienrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Dotierung  der 
Zwangsreserve  für  die  G.  ra.  b.  H.  in  Fortfall. 

Verschiedenheit  der  Verteilungs-Maßstäbe.  Die  gesetzliche  Vorschrift, 
daß  die  Gewinn- Verteilung  ,,nach  Verhältnis  der  Geschäfts- 
Anteile'"',  und  zwar  nach  Maßgabe  ihrer  Nennbeträge  (Stammein- 
lagen), nicht  also  der  darauf  jeweihg  geleisteten  Einzahlungen,  zu  er- 
folgen habe,  ist  dispositiver  Natur.  Statutarisch  können  die  Ge- 
sellschafter bei  der  Gewinn-Verteilung  mithin  verschieden  behandelt 
werden.  So  erfolgt  beispielsweise  bei  Zuckerfabriken  die  Gewinn- Ver- 
teilung regelmäßig  nach  dem  Verhältnis  des  Zuckergehalts,  der  in  den 
von  den  Gesellschaftern  geheferten  Rüben  vorhanden  war.  Die  Ver- 
schiedenheit der  Behandlung  der  Gesellschafter  bei  der  Gewinn- Ver- 
teilung kann  soweit  gehen,  daß  bestimmte  Gesellschafter  von  der 
Teilnahme  am  Reingewinn  überhaupt  ausgeschlossen  werden.  Im 
übrigen  gelten  bezüglich  der  bei  der  Gewinn- Verteilung  sonst  noch 
möghchen  Verteilungs-^Iaßstäbe  auch  für  die  G.  m.  b.  H.  die  auf  S.  468 
bis  469  unter:  ..Aktien-Beträge  als  Verteilungs-Maßstab''  —  ..Einzah- 
lungen als  Verteilungs-Maßstab  für  die  Vordividende"'  —  ,,  Ab  weichende 
Verteilungs-Modi"  für  die  A.  G.  gegebenen  Darlegungen,  wobei 
an  Stelle  der  Aktie  der  Geschäfts- Anteil  zu  denken  ist. 

Vorzugs-Dividenden.  Auch  Geschäfts-Anteile  mit  Vorzugsrechten 
können  geschaffen  werden.  Der  dazu  notwendige,  gerichthch  oder 
notariell  zu  beurkundende  Beschluß  der  Gesellschafter  bedarf  im  Sinne 
des  §  53  Abs.  2  Ges. -Ges.  einer  Mehrheit  von  mindestens  drei  Vierteln 
der  abgegebenen  Stimmen,  falls  der  Gesellschafts- Vertrag  nicht  noch 
andere  Erfordernisse  airfsteUt.  Auf  derselben  Grundlage  können  die 
Vorzugsrechte  wieder  abgeschafft  werden.  Ausdrückücher  Betonung 
bedarf  aber,  daß  (in  Analogie  zur  aktienrechthchen  Vorschrift  des  §  275 
Abs.  3  H.G.B.,  die  im  Ges.-Ges.  fehlt)  im  Fall  der  Schaffung  von  Vor- 
zugs-Geschäftsanteilen neben  dem  erwähnten  allgemeinen  Gesell- 
schafter-Beschluß noch  ein  besondrer  Beschluß  der  durch 
die  Vorzugsrechte  benachteiligten  Gesellschafter  notwen- 
dig ist.  Auch  dieser  Beschluß  bedarf  der  Dreiviertel-Mehrheit  aller  ab- 
gegebenen Stimmen  der  bei  der  Beschlußfassung  vertretenen  Gesell- 
schafter. Das  Statut  kann  über  die  erforderliche  Stimmenzahl  noch 
andres  bestimmen.  Außerdem  gilt  über  Vorzugs -Geschäftsanteile  das 
für  die  A.G.  auf  S.  470  bis  471  unter:  ,, Arten  der  Bemessung  von 
Vorzugs -Dividenden"  —  ,, Sicherung  der  Vorzugs -Dividenden  durch 
freiwillige  Reserven"  —  ,, Nachzahlung  ausgefallener  Vorzugs-Dividen- 
den" Gesagte. 

Kammergerichts-Entscheidung  über  mündliehe  Vereinbarung  der 
Gewinn- Verteilung  unter  den  Gesellschaftern.  Von  Interesse  zu  vor- 
stehendem Thema  ist  folgende  Entscheidung  des  Kammer-Gerichts: 

:^1* 
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„Eine  mündliche  Abrede  der  Gesellschafter  über  Gewinn-Verteilung  ist  im 
Verhältnisse  der  Gesellschafter  untereinander,  jimgeachtet  der  Bestimmungen 
der  §§2.  29.  5.3  Ges. -Ges.,  formlos  gültig,  l^enn  sie  soll  kein  Recht  gegenüber  der 
Gesellschaft  begründen.,  sondci-n  nui-  ein  Rechtsverhältnis  der  Gesellsehafter  unter- 
einander regeln.  K.G.  4.  ö.  10.  R.O.L.G.  24,  153."  (Vgl.  Kaufmann  XIII. 
S.  406.) 

Entstehung  des  Dividende-Anspruchs.  Nach  §  46  Ziff.  1  Ges. -Ges. 
unterliegt  die  Feststellung  der  Jalire.sbilanz  und  die  Verteilung  des 
bilanzmäßigen  Reingemnns  der  Bestinnnung  der  Gesellschafter,  und 
nach  §  29  Abs.  1  Ges. -Ges.  haben  die  Gesellschafter  Anspruch  auf  den 
nach  der  jährlichen  Bilanz  sich  ergebenden  Reingewinn,  soweit  im 
Gesellschafts-Vertrage  nicht  andres  bestimmt  ist. 

Daraus  folgt: 

Bestehen  statutarische  Bestimmungen  über  die  Ge- 
winn-Verteilung nicht,  so  entsteht  der  Anspruch  auf  Divi- 
dende bereits  mit  der  Feststellung  der  Jahresbilanz  durch 
die  Gesellschafter.  Ein  besondrer  Beschluß  auf  Verteilung  des 
Reingewinns  kann  dann  nur  bestätigende  Bedeutung  haben,  muß 
somit  als  überflüssig  erachtet  werden,  weil  der  klagbare  Anspruch 
des  Gesellschafters  auf  Dividende  bereits  mit  der  Bilanz-Feststellung 
gegeben  ist.  Die  bloße  Feststellung  der  Bilanz  genügt  für  die  Entstehung 
des  Dividende- Anspruchs  auch  dann,  wenn  das  Statut  für  die 
Verteilung  bindende  Vorschriften  enthält.  Dagegen  entsteht 
der  klagbare  Dividende-Anspruch  erst  auf  Grund  des  Verteilungs- Be- 
schlusses, wenn  und  insoweit  das  Statut  den  Gesellschaftern  in  bezug 
auf  die  Gewinn-Verteilung  mehr  oder  weniger  freie  Hand  läßt.  [So 
auch  Parisius-Crüger  (Ges. -Ges.)  S.  243;  Anmerkg.  2  zu  §  4G  und 
S.  181;  Anmerkg.  1  zu  §  29. J  Mutatis  mutandis  gilt  außerdem  über 
die  Entstehung  des  ])ividende-Anspruchs  bei  der  G.  m.  b  H.  das  auf 
8.  465  unter  ..Auszahlungs- Anspruch  auf  beschlossene  Dividende  und 
dessen  Folgen"  für  die  A.G.  Gesagte. 

Aniechtungsrecht.  Bilanzfeststellungs-  und  Gewinnverteilungs-Be- 
schluß können  von  jedem  (also  von  jedem  einzelnen !)  Gesellschafter 
im  Klagewege  angefochten  werden.  Für  die  Klage  sind  hier  —  im  Gegen- 
satz zur  aktienrechtlichen  Bestimmung  des  §  272  H.G.B.  —  keine 
Formvorschriften  gegeben. 

Ileiohsjrerichts-Entscheidungen  über  Bilanz-Feststellungsrecht  und 
Auskunltsreelit.  In  diesem  Zusammenhang  noch  folgende  Entschei- 
dungen : 

,,Nach  §  46  Nr.  1  ist  die  Feststellung  der  Bilanz  und  des  Reingewinns  der 
Bestimmung  der  Gesellschafter  durch  Beschluß  in  ihrer  Versammhmg  übertragen; 
die  Geschäftsführer  haben  deshall;  so  wenig  wie  der  Vorstand  einer  Aktien-Ge- 
sellschaft ein  klagbares  Recht  auf  Feststellung  einer  bestimmten  Bilanz  und 
eines  bestimmten  Reingewinns.  Dessen  bedarf  es  aber  auch  nicht,  wenn  die  Ge- 
schäftsführer zugleich  Gesellschafter  sind;  alsdann  haben  sie  das  Recht,  in  der 
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Generalversammlung  über  die  Bilanz  mit  abzustimmen.  R.CJ.  28.  10.  1901.  J.W. 
1902  S.  32»".  D.J.Z.  1902  S.  77.  Z.f.A.  Bd.  9  S.  132.  R.G.  Bd.  49  S.  141.  Hold- 
heim  1902  S.  36  (hier  als  24.  10.  1901  zitiert)."  (Vgl.  Kaufmann  III.  S.  .360-361 .) 

„Der  einzelne  Gesellschafter  hat  nicht  ein  allgemeines  und  absolutes  Recht, 
ihm  persönlich  zur  Erledigung  von  Zweifeln  und  Bedenken  erforderlich  erscheinende 
Auskünfte  und  Nachweisungen  zu  fordern;  vielmehr  hat  grundsätzlich  darüber, 
ob  die  i^vorgelegte  Bilanz  nelist  Gewinn-  und  Verlust-Rechnung  in  Verbindung 
mit  dem  Geschäfts-Bericht  und  Revisions-Bericht  genügt,  um  sich  über  ilie  Gegen- 
stände der  Beschlußfassung  der  Gesellschafter  schlüssig  zu  machen,  die  Mehrheit 
der  Gesellschafter  in  der  Generalversammlung  zu  entscheiden.  Nur  die  besondere 
Sachlage  des  einzelnen  Falls  kann  ein  Mehr  rechtfertigen.  Es  muß  daher 
festgestellt  werden,  ob  eine  solche  besondere  Sachlage  gegeben  ist,  z.  B.  ob  der 
Rückgang  der  Geschäfts-Ergebnisse  in  den  bereits  gegebenen  Berichten  seine  ge- 
nügende Aufklärung  findet,  und  ob  der  betreffende  Gesellschafter  die  Aufklärung, 
welche  er  fordert,  als  verständiger  und  unbefangener  Geschäftsmann  nach  Treu 
und  Glauben  und  ohne  Schikane  fordern  kann;  erst  in  zweiter  Linie  ist  dann  zu 
prüfen,  ob  seinem  Verlangen  etwa  die  wahren  Interessen  der  Gesellschaft,  d.  h. 
aller  Gesellschafter  entgegenstehen.  Es  genügt  nicht,  festzustellen,  daß  der  Stand- 
punkt der  Mehrheit  keine  Schikane,  keinen  Mißbrauch  ihres  Rechts  enthalte. 
R.G.  30.  10.  1901.  Sachs.  A.  Bd.  11  S.  720.  Z.f.A.  Bd.  9  S.  133."  (Vgl.  Kaufmann 
III.  S.  361.) 

Reichsgerichts -Entscheidung  über  Verpfändung  von  Geschäfts-An- 
teilen und  Gewinnscheinen.  „Auch  die  Verpfändung  von  Geschäfts-Anteilen 
bedarf  der  gerichtlichen  oder  notariellen  Form.  Die  mit  einer  formlosen  Ver- 
pfändung von  Geschäfts-Anteilen  gleichzeitig  vorgenommene  Verpfändung  von 
Gewinn-Anteilscheinen,  die  mit  den  Anteilscheinen  verbunden  sind  und  auf 
den  Inhaber  lauten,  ist  gleichfalls  nichtig,  -wenn  nicht  nach  den  Absichten  beider 
Vertragschließenden  die  Verpfändung  der  Gewinnscheine  selbständige  Bedeutung 
haben  sollte  (B.G.B.  §  139).  Nur  im  letztern  Falle  könnte  eine  nach  den  Vorschriften 
über  das  Pfandrecht  an  beweglichen  Sachen  gültige  Verpfändung  der  Gewinnscheine 
in  Frage  kommen.  R.G.  28.  4.  1903.  J.W.  1903  Beil.  S.  74.  Recht  1903  S.  318. 
Centralbl.  Bd.  4  S.  120."    (Vgl.  Kaufmann  IV.  S.  344.) 

Oberlandesgerichts-Entscheidung  über  Abtretung  von  Reingewinn - 
Ansprüchen.  ,,Wenn  ein  Gesellschafter  seinen  Anspruch  auf  Reingewinn  an  einen 
neu  für  ihn  eintretenden  Gesellschafter,  dem  er  gleichzeitig  seinen  Geschäfts- 
Anteil  übertragen  hatte,  abgetreten  hat,  nachdem  der  Reingewinn  auf  neue  Rech- 
nung der  Gesellschaft  vorgetragen  war,  so  kann  der  neu  eingetretene  Gesellschafter 
den  Gegenwert  für  die  Abtretung  des  Reingewinns  nicht  zurückfordern,  wenn  die 
Parteien  sich  darüber  einig  gewesen  sind,  daß  der  ganze  Anteil  des  austretenden 
Gesellschafters  am  Vermögen  der  G.m.b.H.  auf  den  neu  eintretenden  übeitragen 
werden  soUte.  O.L.G.  Darmstadt  21.  12.  06.  Hess.  Rspr.  7,  33."  (Vgl.  Kauf- 
mann VIII.  S.  574.) 

Rückerstattungspflieht  der  Gesellschafter.  In  bezug  auf  die  Pflicht 
zur  Rückzahlung  unrechtmcäßig  ausgezahlter  Dividenden  heißt  es 
(gleichzeitig  auch  für  sonstige  gesetzwidrige  Auszahlungen)  in  §§  30  bis 
32  Ges. -Ges.: 

§  30.  Abs.  1.  Das  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforderhche  Vermögen 
der  Gesellschaft  darf  an  die  Gesellschafter  nicht  ausgezahlt  weiden. 

§31.  Zahlungen,  welche  den  Vorschriften  des  §  30  zuwider  geleistet  sind, 
müssen  der  Gesellschaft  erstattet  werden.    - 

War  der  Empfänger  in  gutem  Glauben,  so  kann  die  Erstattung  nur  insoweit 
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verlangt  weiden,  als  sie  zur  Befriedigung  der  Gesellschafts-Gläubiger  erforder- 
lich ist. 

Ist  die  Erstattung  von  dem  Empfänger  nicht  zu  erlangen,  so  haften  für  den 
zu  erstattenden  Betrag,  soweit  er  zur  Befriedigung  der  Gesellschafts-Gläubiger 
erforderlich  ist,  die  übrigen  Gesellschafter  (auch  solche,  die  zur  Zeit  der  Rück- 
forderung nicht  mehr  Gesellschafter  sind!  Der  Verfasser)  nach  Verhältnis  ihrer 
Geschäfts-Anteile.  Beiträge,  welche  von  einzelnen  Gesellschaftern  nicht  zu  er- 
langen sind,  werden  nach  dem  bezeichneten  Verhältnis  auf  die  übrigen  verteilt. 

Zahlungen,  welche  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  zu  leisten 
sind,  können  den  Verpflichteten  nicht  erlassen  werden. 

Die  Ansprüche  der  Gesellschaft  verjähren  in  fünf  Jahren;  die  Verjährung 
beginnt  mit  dem  Ablauf  des  Tages,  an  welchem  die  Zahlung,  deren  Erstattung 
beansprucht  wird,  geleistet  ist.  Fällt  dem  Verpflichteten  eine  bösliche  Handlungs- 
weise zur  Last,  so  findet  die  Bestimmung  keine  Anwendung. 

Für  die  in  den  Fällen  des  Absatz  3  geleistete  Erstattung  einer  Zahlung  sind 
den  Gesellschaftern  die  Geschäftsfülirer,  welchen  in  betreff  der  geleisteten  Zahlung 
ein  Verschulden  zur  Last  fällt,  solidarisch  zum  Ersatz  verpflichtet. 

§  32.  Liegt  die  im  §  31  Absatz  1  bezeichnete  Voraussetzung  nicht  vor,  so 
sind  die  Gesellschafter  in  keinem  Fall  verpflichtet,  Beträge,  welche  sie  in  gutem 
Glauben  als  Gewinn-Anteile  bezogen  haben,  zurückzuzahlen. 

Im  Vergleich  zu  dem  über  dieses  Thema  für  die  A.G. 
unter:  ..RückerstattiingspfHcht  im  Fall  gesetzwidriger  Auszahlungen" 
—  ,, Nachträgliche  Aufhebung  von  Feststellungs-Beschlüssen"  auf  S.  465 
und  475  Mitgeteilten  kommen  für  die  G.m.b.H.  Verschärfungen 
der  gesetzHchen  Vorschriften  in  folgenden  Richtungen  zum  Ausdruck: 

Eingeschränkte  Wirkung  des  guten  Glaubens.  Der  gute  Glaube 
schützt  den  G.m.b.H. -Gesellschafter  vor  der  Pfhcht  zur  Rückzahlung 
unrechtmäßig  ausgezahlter  Dividenden  im  Gegensatz  zum  Aktionär 
nur  insoweit,  als  durch  die  Auszahlung  nicht  das  Stammkapital 
gemindert  oder  als,  falls  solche  ^Minderung  stattgefunden  hat,  die 
Rückzahlung  nicht  zur  Befriedigung  der  Gesellschafts-Gläubiger  er- 
forderUch  ist. 

Auf  das  Stammkapital  wirkungslose  unrechtmäßige  Auszahlungen. 

Der  Erwähnung  bedarf  noch,  daß  durch  unrechtmäßige  Dividende-Aus- 
zahlungen das  Stammkapital  im  Sinne  des  §  32  Ges. -Ges.  beispielsweise 
dann  nicht  angegriffen  wird,  wenn  Gewinn-Beträge,  die  nach  dem 
Statut  zur  Reserve biidung  zu  benutzen  wären,  zur  Auszahlung  kom- 
men, oder  wenn  auf  Grund  gesetzwidriger  oder  (vielleicht  durch  zu 
niedrige  Abschreibungen  herbeigeführter)  statutenwidriger  Bilanzierung 
unrechtmäßige  Verteilung  höchstens  in  Höhe  etwa  vor- 
handener Reserven  stattfindet,  so  daß  die  sich  bei  richtiger  Bilan- 
zionmg  im  Vergleich  zur  gesetz-  oder  statutenwidrigen  Bilanzierung  er- 
gebende Unterbilanz  gegen  die  Reserven  aufgerechnet  werden  könnte, 
ohne  eine  Minderung  des  Stammkapitals  zu  bedingen. 

Kollektivhaftnnfi:  der  Gesellschafter.  P]inc  weitere  Gesetzes-Ver- 
.'^(•härfiing  liegt  im  Vergleich  zur   A.G.   bei  der  G.m.b.H.  in  der  mit 
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§  31  Abs.  3  und  4  Ges. -Ges.  ausgesprochenen  Kollektivhaftung  aller 
übrigen  Gesellschafter  für  nicht  zurückerstattete  Dividenden-Beträge. 
Haftung  der  Geschah sliihrer.  Die  Haftung  der  Geschäftsführer 
für  unzuläs,sige  Dividenden-Auszahlungen  gegenüber  den  nach  §31 
Abs.  3  Ges. -Ges.  zur  Rückerstattung  gezwungenen,  doch  durch  die  un- 
zulässige Auszahlung  nicht  bereicherten  Gesellschaftern  ist  durch 
§  31  Abs.  6  Ges. -Ges.  (siehe  S.  486)  geregelt.  Zur  Haftung  der  Geschäfts- 
fiihrer  der  Gesellschaft    gegenüber  sagt  §43  Ges. -Ges.: 

Die  Geschäftsführer  haben  in  den  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Geschäftsmanns  anzuwenden. 

Geschäftsführer,  welche  ihre  Obliegenheiten  verletzen,  haften  der  Gesell- 
schaft soüdarisch  für  den  entstandenen  Schaden. 

Insbesondere  sind  sie  zum  Ersätze  verpflichtet,  wenn  den  Bestimmungen 
des  §  30  zuwider  Zahlungen  aus  dem  zur  Erhaltung  des  Stammkapitals  erforder- 
lichen Vermögen  der  Gesellschaft  gemacht  oder  den  Bestimmungen  des  §  33  zu- 
wider eigene  Geschäfts-Anteile  der  Gesellschaft  erworben  worden  sind.  Auf  den 
Ersatz-Anspruch  finden  die  Bestimmungen  im  §  9  Absatz  2  entsprechende  An- 
wendung. Soweit  der  Ersatz  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  der  Gesellschaft 
erforderlich  ist,  wird  die  Verpfhchtung  der  Geschäftsführer  dadurch  nicht  auf- 
gehoben, daß  dieselben  in  Befolgung  eines  Beschlusses  der  Gesellschafter  ge- 
handelt haben. 

Die  Ansprüche  auf  Grund  der  vorstehenden  Bestimmungen  verjähren  in 
fünf  Jahren. 

Verjährimg  der  Ansprüche  auf  Rückerstattung.  Nach  §  31  Abs.  5 
Ges.-Ges.  verjähren  Ansprüche  der  Gesellschaft  gegen  die  Gesellschafter 
auf  Rückzahlung  unrechtmäßig  ausgezahlter  Dividenden  in  fünf 
Jahren  vom  Tage  der  erstattungspflichtigen  Zahlung  an.  Dagegen 
gilt  bei  böswilliger  Handlungsweise  (worunter  Xichtwissen  infolge 
grober  Fahrlässigkeit  nicht  fällt)  die  dreißigjährige  Verjährungsfrist 
des  bürgerhchen  Rechts.  (Vgl.  auch  das  für  die  A.G.  auf  S.  476  unter 
,,Verjährung  von  Ansprüchen  auf  Di\ädenden-Rückerstattung"  Gesagte.) 

Bildung  und  Verwendung  echter  Reserven.  Die  Bildung  von  echten 
Reserven  (vgl.  über  deren  Wesen  S.  424  und  über  in  Frage  kommende 
Arten  S.  426  und  435ff.)  ist  bei  der  G.m.b.H.,  da  für  diese  gesetzliche  Be- 
stimmungen darüber  fehlen,  statutarisch  zu  regeln.  Bestehen  bezüg- 
liche statutarische  Bestimmungen  nicht,  so  sind  die  Gesell- 
schafter nicht  verpflichtet,  ihren  Anspruch  auf  Dividende 
durch  Bildung  echter  Reserven  zu  kürzen.  Auf  dem  Statut 
beruhende  echte  Reserven  dürfen  als  Dividende  nur  ausgeschüttet  wer- 
den, soweit  solche  Ausschüttung  nicht  statutenwadrig  ist;  sonst  bedarf 
es  einer  Statut -Änderung  nach  Maßgabe  der  beabsichtigten  Aus- 
schüttung. Damit  ist  impHcite  gesagt,  daß  über  den  statutarischen 
Höchstbetrag  hinausgehende  echte  Reserven  von  den  Gesell- 
schaftern auf  dem  Beschlußwege  beliebig  verwendet  werden  können. 

Soweit  die  Statuten  von  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
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Bestimmungen  über  die  Bildung  echter  Reserven  enthalten,  sind  diese 
in  bezug  auf  die  Höhe  der  Dotierung  vielfach  den  aktienrecht- 
lichen Bestimmungen  über  die  Zwangsreserve  nachgebildet:  Avenig- 
stens  5%  des  Reingewinns  als  Dotierungs- Quote  und  10  *'^  des  nomi- 
nellen (d.h.  des  gezeichneten;  nicht  des  jeweiüg  nur  eingezahlten) 
Stammkapitals  als  ]\lindestbetrag  der  Reserve-Gesamthöhe.  Über  die- 
sen Mindestbetrag  wird  nicht  selten  noch  hinausgegangen.  Bei  Zucker- 
fabriken werden  Speziaireserven  oft  gebildet  aus  Beträgen,  die  an- 
dernfalls für  die  Lieferung  von  Pflichtrüben  an  die  Gesellschafter  mit 
auszuzahlen  gewesen  Mären.  Diese  Speziaireserven  werden  dazu  ])enutzt, 
die  Di\idenden  im  Bedarfsfall  so  zu  erhöhen,  daß  sie  einer  bestimmten 
Gesamtvergütung  für  den  Zentner  Pflichtrüben  entsprechen.  In  der- 
artigen Speziaireserven  liegen  demnach  Dividenden-Ergänzungs- 
(oder  Ausgleichs-)   Reserven   vor. 

Aufsichtsrats-  und  Geschäftsführer-Tantiemen.  Über  Tantieme- 
Vergütung  und  über  deren  Berechnung  enthält  das  Ges. -Ges.  keine  be- 
sonderen Bestimmungen.  Fiir  Aufsichtsrats-Mitglieder  ist  mit  §  52 
Ges. -Ges.  allerdings  gesagt,  daß.  falls  ein  Aufsichtsrat  statutarisch 
vorgesehen  ist,  auf  diesen  die  aktienrechtlichen  Bestimmungen 
der  §§243  Abs.  1,  2,  4,  244  bis  248  und  249  Abs.  1,  2  H.G.B.  entspre- 
chende Anwendung  finden  sollen.  Jedoch  nur,  soweit  statutarisch 
nicht  andres  bestimmt  ist.  Enthält  mithin  das  Statut  über  die  Tan- 
tieme-Vergütung für  den  Aufsichtsrat  keine  Bestimmung,  so  gilt,  wenn 
Tantieme  zu  gewähren  ist,  für  deren  Berechnung  sinngemäß  §  245  H.G.B. 
Für  diesen  Fall  sei  auf  die  S.  444  bis  464  gebrachten  Darlegungen  über 
die  Aufsichtsrats-Tantieme  bei  der  A.G.  verwiesen.  Soweit  die  weiteren 
Darlegungen  an  jener  Stelle  sich  auf  den  Vorstand  der  A.  G.  beziehen, 
werden  sie  sinngemäß  auch  für  die  Geschäftsführer  der  G.m.b.H. 
Geltung  beanspruchen  können,  falls  diesen  nach  dem  Statut  oder 
nach  dem  Anstellungs- Vertrage  Anteil  am  Reingewinn  zusteht,  ohne 
daß  über  den  Berechnungs-Modus  nähere  Bestimmungen  vorgesehen 
sind. 

Oljt'rlandesgerichts-Entschoiduns  über  Tantieiiie-Berochnuiiii  für  aus- 
geschiedene  Aufsichtsrats-Mitglieder.        Hierzu   folgende   (jcrichts-Ent- 

scheidung : 

„Sind  Mitglieder  de.s  Aufsicht^rats  im  Laufe  eines  Jahr.s  infolge  Ablebens 
oder  Ausscheiden.';  aus  dem  Amte  weggefallen,  und  daher  von  der  Besehlußf  is.sung 
des  zur  Zeit  der  Tantieme-Verteilung  vorhandenen  Aufsichtsrats  ausgeschlossen, 
PO  ist  ein  ohne  ihre  Zustimmung  gefaßter  Beschluß  über  eine  andre  Verteilung 
als  die  nach  Kopfteilen  für  sie  und  die  G.m.b.H.  unverbindlich.  Letztere  ist  daher, 
ungeachtet  der  abAveichenden  Anweisung  ihres  Aufsichtsrats,  verpflichtet,  dem 
au.sgeschiedenen  Mitgliede  seinen  satzungsgemäßen  Anteil  an  der  Tantieme  zu 
gewähren,  ohne  daß  auf  den  Umfang  der  von  ihm  entwickelten  Tätigkeit  etwas 
ankommt.  O.L.G.  Dresden  22.  2.  11.  Z.A.G.  19,  156."  (Vgl.  Kaufmann  XIIL 
S.  416.) 


H.  Erfulgs-Vcrteilung  bei  den  eingetragenen  Genossenschaften.        489 

Wiederkehrende  Leistungen  der  Gcsellsclmfter.  Schließlich  sei  noch 
bemerkt,  daß  nach  §  3  Abs.  2  Ges. -Ges.  —  wie  den  Aktionären  nach 
§§212  und  216  H.G.B.  —  auch  den  Gesellschaftern  der  G.m.b.H. 
außer  der  Leistung  von  Kapital-Einlagen  statutarisch  noch  andere  Ver- 
pflichtungen gegenüber  der  Gesellschaft  auferlegt  werden  können.  Die 
von  der  Gesellschaft  für  derartige  (wiederkehrende)  Leistungen  zu  ge- 
währenden Vergütungen  sind  (wenigstens  im  wesentlichen)  statu- 
tarisch festzusetzen.  Nach  §  315  B.G.B.  kann  das  ,,billi  ^e  Er- 
messen" für  die  Vergütung  maßgebend  sein,  werm  andres  niiht  aus- 
drücklich bestimmt  ist.  [Vgl.  im  übrigen  auch  unter  ,, Wiederkehrende 
Leistungen  (Lieferungen)  der  Aktionäre"  und  ,,Höhe  der  Vergütung 
für  solche  Lieferungen"  avif  S.  473  bis  474.] 

Dividenden-Verjährang.  Über  die  Verjährung  der  Dividenden-An- 
sprüche der  G.m.b.H. -Gesellschafter  gilt  das  auf  S.  476  unter  , .Divi- 
denden-Verjährung" für    die  A.G.  Ausgeführte. 


H.  Erfolgs- Yerteilung  bei  den  eiiigetrageiien 
Genossenscliafteii. 

Grundlegend  für  diesen  Abschnitt  ist  §  19  Gen. -Ges. : 

Der  bei  Genehmigung  der  Bilanz  für  die  Genossen  sich  ergebende  Gewinn 
oder  Verlust  des  Geschäftsjahrs  ist  auf  diese  zu  verteilen.  Die  Verteilung  geschieht 
für  das  erste  Geschäftsjahr  nach  dem  Verhältnis  ihrer  auf  den  Geschäfts-Anteil 
geleisteten  Einzahlungen,  für  jedes  folgende  nach  dem  Verhältnis  ihrer  durch  die 
Zuschreibung  von  Gewinn  oder  die  Abschreibung  von  Verlust  zum  Schluß  des 
vorhergegangenen  Geschäftsjahrs  ermittelten  Geschäftsguthaben.  Die  Zuschrei- 
bung des  Gewinns  erfolgt  so  lange,  als  nicht  der  Geschäfts-Anteil  erreicht  ist. 

Das  Statut  kann  einen  andern  Maßstab  für  die  Verteilung  von  Gewinn  und 
Verlust  aufstellen,  sowie  Bestimmung  darüber  tieffen,  inwieweit  der  Gewinn  vor 
Erreichung  des  Geschäfts-Anteils  an  c.ie  Genossen  auszuzahlen  ist.  Bis  zur  Wieder- 
ergänzung eines  durch  Verlust  verminderten  Guthabens  findet  eine  Auszahlung 
des  Gewinns  nicht  statt. 

Hiernach  handelt  es  sich  bei  den  Genossenschaften  —  im  Gegen- 
satz zu  den  Kapital-Gesellschaften,  dagegen  in  Übereinstimmung  mit 
den  Personal-Gesellschaften  —  neben  der  Gewinn- Verteilung  auch  um 
individuelle  Verlust-Verteilung.  Um  beide  Arten  der  Verteilung 
begrifflich  zu  decken,  heißt  es  in  der  Überschrift  zu  diesem  Abschnitt 
statt  Gewimi- Verteilung  wieder  ,,Erfolgs"-Verteilung. 

Die  Verteüungs- Vorschriften  des  §  19  Abs.  1  Gen.-Ges.  sind  nach 
dem  zweiten  Absatz  dieses  Paragraphen  keine  zmngenden  und  können 
infolgedessen  statutarisch  duich  abAveichende  Bestimmungen 
ersetzt  werden.    Ergänzend  sei  hinzugefügt: 

Geschäftsanteil-Konten.  Als  buchtechnische  Folge  des  §  19  ergibt 
sich    ohne    weiteres    die   Xotwendigkeit,    den    einzehien    Genossen  Ge- 
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soliäftsantoil-Koiiteii  in  den  Büchern  der  (Jenossenschaft  zu  errichten, 
lun  die  infolge  des  demokratischen  Prinzips  der  Kapitalbildung  nur 
sukzessive  und  individuell  erfolgende  Entwicklung  der  Mitglieder- 
Outhaben  buchmäßig  darstellen  zu  können.  Die  Geschäftsanteil - 
Konten  haben  den  Charakter  vonKapital-Konten.  Dem, , la  uf  enden" 
Geschäfts-Verkehr  mit  den  Genossen  entstammende  Buchungen  sind 
deshalb,  von  den  Geschäfts-Anteil-Konten  getrennt,  auf  gewöhnlichen 
Kontokorrent-  (Lieferanten-,  Darlehen-  oder  ähnlichen;  Konten 
vorzunehmen.  [Über  die  für  diesen  Abschnitt  wichtigen  Begriffe:  Ge- 
schäfts- (Mitglieder-)  Guthaben,  Geschäfts-Anteil  und  Haftsimime  vgl. 
die  bezüglichen  Ausführungen  auf  S.  44  bis  4G.] 

Einzahlungen  auf  den  Geschäfts-Anteil  bei  der  Gewinn- Verteilung. 
Aus  §  19  Abs.  1  folgt,  daß  die  Gewinn- Verteilung  für  das  erste  Geschäfts- 
jahr der  Genossenschaft  nach  Maßgabe  der  bis  zum  Schluß  dieses  Jahrs 
auf  die  Geschäfts-Anteile  geleisteten  Einzahlungen  geschehen  soll.  Da- 
gegen sollen  den  Gewinn- Verteilungen  für  die  folgenden  Jahre  immer 
nur  die  auf  den  Geschäftsanteil-Konten  am  Schluß  des  Vorjalu's  vor- 
handenen Salden  zugrunde  gelegt  werden.  Danach  bleiben,  ab- 
gesehen vom  ersten  Geschäftsjahr,  für  alle  folgenden  Jahre 
die  im  Lauf  dieser  Jahre  selbst  auf  die  Geschäfts-Anteile 
geleisteten  Einzahlungen  bei  der  Gewinn-Verteilung  außer 
Betracht.  Demzufolge  haben  nach  dem  ersten  Geschäftsjahr  neu 
beigetretene  Genossen  für  das  Beitrittsjahr  keinen  iVnspruch  auf 
Gewinn-Anteil  (Dividende).  Die  Vorschrift,  Einzahlungen  auf  den  Ge- 
schäfts-Anteil für  alle  dem  ersten  Geschäftsjahr  folgenden  Einzahlungs- 
jahre dividendefrei  zu  lassen,  ist  im  genossenschaftlich -demokra- 
tischen Sinne  vor  allem  insofern  berechtigt,  als  sie  hindert,  daß  im  Hin- 
blick auf  ein  voraussichtlich  besonders  günstig  verlaufendes  Jahr  von 
einzelnen  Genossen  noch  in  diesem  Jahr  gemachte,  besonders  hohe  Ein- 
zahlungen an  dem  Ergebnis  dieses  Jahrs  zu  Lasten  der  zu  solchen  Ein- 
zahlungen nicht  fähigen  Genossen  teilnehmen.  Um  die  Genossen  jedoch 
zu  nach  Möglichkeit  schnellen  Einzahlungen  zu  veranlassen,  wird  statu- 
tarisch oft  bestimmt,  daß  Einzahlungen  bei  der  Gewinn-Ver- 
teilung auch  schon  für  das  Einzahlungsjahr  anteilsmäßig 
berücksichtigt  werden  sollen.  Hierbei  ist  zu  beachten,  daß  nach  §  19 
Abs.  1  Gen. -Ges.  die  Einzahlungen  auch  bei  der  Verlust-Verteilung 
für  das  Einzahlungsjahr  nur  in  Betracht  kommen,  wenn  dies  statu- 
tarisch bestimmt  ist. 

Statutarische  Gcwinnverteilungs-3Iodi.  Abweichungen  von  den  dis- 
positiven Verteilungs- Vorschriften  des  §  19  Abs.  1  Gen. -Ges.  können 
nach  dem  zweiten  Absatz  dieses  Paragraphen  nur  statutarisch  bestimmt 
werden.  Nach  §  16  Abs.  2  Satz  3  Gen.-Ges.  bedürfen  Statut-Ände- 
rungen   dieser   Art    einer    Mehrheit    von    drei    Vierteln    der 
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erschienenen  Genossen,  falls  das  Statut  selbst  nicht  andere  Er- 
fordernisse aufstellt.  Die  Statut-Änderung  wird  nach  §  16  Abs.  4  Gen.- 
Ges.  mit  der  Eintragung  in  das  Genossenschafts-Register  des  Sitzes 
der  Genossenschaft  rechtlich  wirksam. 

Da  die  Verteilungs- Vorschriften  des  §  19  Abs.  1  Gen. -Ges.  vornehm- 
lich den  Bedürfnissen  der  Kredit -Genossenschaften  (Vorschuß -Ver- 
einen) entsprechen,  Genossenschaften  andrer  Art  (Konsumvereine, 
Magazin-Genossenschaften,  Produktiv-Genossenschaften  usw.)  aber  In- 
teresse an  der  Gewinn- Verteilung  nach  verschiedenen,  teilweise  ganz 
anderen  Gesichtspunkten  haben,  so  erklärt  sich,  weshalb  diese  Genossen- 
schaften von  den  gesetzlichen  Dispositiv- Vorschriften  über  die  Gewinn- 
Verteilung  durch  statutarische  Vorschriften  oft  abweichen.  Meist  lau- 
fen derartige  Abweichungen  darauf  hinaus,  den  Anteil  am  Reingewinn 
zu  bemessen  nach  dem  Nutzen,  den  der  einzehie  Genosse  der  Genossen- 
schaft während  des  Bilanzjahrs  gebracht  hat.  So  verteilen  Konsum- 
Vereine  und  Rohstoff-Vereine  Dividenden  nach  Maßgabe  der  mit 
den  einzelnen  Genossen  gemachten  Umsätze.  Produktiv- 
Genossenschaften  bemessen  nach  Gewährung  einer  4%igen  Vordividende 
(Kapital-Dividende)  auf  die  Geschäfts-Guthaben  die  Verteilung 
des  Reingewinnrestes  nicht  selten  nach  den  eingelieferten 
Produkten;  Baugenossenschaften  tun  dies  zuweilen  im  Verhältnis 
zu  den  Mieten.  Manche  Vorschuß -Vereine  legen  (im  Gegensatz 
zu  den  meisten  Kredit-Genossenschaften)  der  Gewinn- Verteilung  die 
aus  dem  Geschäftsverkehr  mit  dem  einzelnen  Genossen  erzielten  Zinsen 
und  Provisionen  zugrunde.  Magazin-Genossenschaften  bemessen 
die  Dividende  auch  wohl  nach  den  von  den  Mitghedem  vereinnahmten 
Lagergeldern  und  Verkaufs-Prozenten.  Und  so  fort.  Nach 
welchen  Gesichtspunkten  die  Dividenden  auch  verteilt  werden:  immer 
ist  darauf  zu  achten,  daß  die  Verteilung  für  alle  Genossen  nach 
den  gleichen  Grundsätzen  geschieht.  Bei  der  Berechnung  der 
Dividende  nach  dem  Geschäfts-Guthaben  wird  dieses  meist  nur 
soweit  berücksichtigt,  als  es  volle   Mark  beträgt. 

Buchmäßige  Verlust- Verteilung  nach  Maßgabe  der  Geschäfts- 
Guthaben.  Während  für  die  genossenschaftliche  Verteilung  bilanz- 
mäßiger Rein  gewiiTne  demnach  sehr  verschiedene  Bemessungs-Grund- 
lagen denkbar  und  in  Übung  sind,  kann  die  Verteilung  bilanzmäßiger 
Verluste  mit  vernünftiger  Wirkung  tatsächlich  nur  nach  Maßgabe  der 
jeweiligen  Geschäfts-Guthaben,  also  im  Sinne  des  §  19  Abs.  1  Gen.-  Ges. 
geschehen.  Denn  statutarische  Abweichvmgen  von  diesem  Modus  wür- 
den m  den  oben  für  die  Gewinn- Verteilung  angeführten  Fällen  den  Ge- 
nossen ermöghchen.  durch  Einschränkung  oder  periodische  Einstellung 
ihres  Geschäfts- Verkehrs  mit  der  Genossenschaft  ihren  xV-nteü  am  Verlust 
zu  verringern  oder  auszuschließen.     Abweichungen  andrer  Art,  wie  bei- 
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spielsweise  buchmäßige  Verlust-Verteilung  nach  dem  Ver- 
hältnis der  Geschäfts- Anteile  oder  der  Haftsummen,  bür- 
den teils  zweckwidrig,  teils  ungerecht  sein.  Zweckwidrig, 
weil  der  Betrag  des  Geschäfts-Anteils  und  derjenige  der  bei  Genossen- 
schaften mit  beschränkter  Haftpflicht  mit  jedem  Anteil  zusammen- 
hängenden Haftsumme  für  jedes  Mitglied  einer  Genossenschaft'^derselbe 
ist.  Ungerecht,  weil  infolge  dieser  Gleichheit  der  Verhältnisse  die  ver- 
schiedene jeweilige  Höhe  der  ]\Iitglieder  (Geschäfts-)  Guthaben  bei  der 
Verlust-Verteilung  keine  Berücksichtigung  fände.  Dies  gilt  jedoch  nur, 
soweit  es  sich  um  die  nur  buchmäßige  Beseitigung  einer  Unterbilanz 
oder  einer  Überschuldung  (vgl.  S.  36  ff.)  handelt.  Denn  in  solchem  Fall 
^vil■d  die  Verteilung  des  die  Gesamtsumme  aller  jeweiligen  echten  Reserven 
übersteigenden  Verlustes  nach  dem  Verhältnis  der  jeweiligen  Höhe  der 
Geschäfts-Guthaben  vorzunehmen  sein.  Das  heißt:  der  nach  der  Auf- 
zehrung der  echten  Reserven  noch  verbleibende  Verlust  ist  im  prozen- 
tualen Verhältnis  seines  Betrags  zu  dem  aller  JÄweihgen  Geschäfts- 
Guthaben  von  den  einzelnen  Geschäfts  -  Guthaben  abzuschreiben. 
Diese  Regelung  würde  der  Vorschrift  des  §  19  Abs.  1  Gen. -Ges.  ent- 
sprechen. 

Verteilung  effektiver  Nachschüssc  nach  Haftsummen  oder  nach 
Köpfen.  Soweit  jedoch,  wie  regelmäßig  im  Konkurse  und  möglicher- 
weise auch  bei  der  Liquidation,  zur  Deckung  des  auch  die  Geschäfts- 
Guthaben  überschießenden  Verlustes  Nachschüsse  erforderlich  sind, 
werden  diese  bei  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht  zweck- 
mäßig nach  Maßgabe  der  auf  die  einzelnen  Genossen  entfallenden 
Haftsummen,  bei  Genossenschaften  mit  mibcschränkter  Haftpflicht 
und  bei  solchen  mit  unbeschränkter  Nachschußpflicht  nach  Köpfen 
zu  erheben  sein.  (Vgl.  hierzu. Gen.-Ges.  §§97  Abs.  3,  105  Abs.  2.  119, 
126,  134,  135,  136  und  141;  im  übrigen  auch  für  den  Fall  der  Ausein- 
anderset:?ung  mit  ausgeschiedenen  Genossen  §  73  Abs.  2  Satz  3.) 

Gewinn-Zuschrcibung  bis  zur  Höhe  des  Geschäfts-Anteiis  als  Maxi- 
nial-Vorschrift.  Nach  §  19  Abs.  1  Satz  3  Gen. -Ges.  sind  Gewinn-Anteile 
den  Geschäfts-Guthaben  so  lange  zuzuschreiben,  bis  diese  die  für  den 
Geschäfts- Anteil  statutarisch  festgesetzte  Höhe  erreicht  haben.  Dar- 
über hinaus  haben  diese  Zuschreibungen  demnach  zu  unter- 
bleiben. Vielmehr  hat  dann  Auszahlung  zu  erfolgen,  wenn  nicht  Ver- 
wendung zur  Reservebildung  beschlossen  ist.  Jene  Zurückhaltung  an 
sich  verteilbarer  Dividenden  beschleunigt  die  Zunahme  des  Genossen- 
schafts-Vermögens und  liegt  insofern  im  Interesse  der  Genossen  und 
der  Genossenschafts-Gläubiger  zugleich.  Nach  §  19  Abs.  2  Satz  1  Gen.- 
Ges.  kami  an  Stelle  dieser  Vorschrift  statutarisch  bestimmt  wer- 
den, inwieweit  der  Gewinn  vor  Erreichung  des  Geschäfts- 
Anteils    an    die    Genossen    auszuzahlen    ist.    Bei  beschränkter 
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Haftpflicht  wird  solche  statutarische  Abweichung  den  Interessen  der 
Genossenschafts-Gläubiger  u.  U.  allerdings  nachteilig  werden  können, 
unter  folgender  Voraussetzung  wäre  solche  statutarische 
Abweichung  außerdem  nichtig:  um  nämlich  die  (Gläubiger-Inter- 
essen schon  während  bestehender  Genossenschaft  wenigstens  in  Höhe 
der  einmal  erreichten  Mitglieder-Guthaben  zu  sichern,  ist  mit  §  19  Abs.  2 
Satz  2  Gen. -Ges.  zwingend  bestimmt,  daß  bis  zur  Wiederergänzung 
eines  durch  Verlust  verminderten  Guthabens  GeAvinn-Auszahltmgen 
nicht  stattfinden  dürfen. 

Yerrechnimg  nicht  verteilter  Dividenden  nur  auf  den  Geschäfts- 
Anteil.  Solange  Dividenden  nach  gesetzlicher  oder  statutarischer  Vor- 
sclu-ift  dem  Geschäfts-Guthaben  zugeschrieben  werden  müssen,  dürfen 
sie  weder  auf  die  daneben  zum  Geschäfts- Anteil  zu  leistenden  Ein- 
zahlungen, noch  auf  sonstige,  der  Genossenschaft  gegenüber  dem 
Genossen  zustehende  Ansprüche  verrechnet  werden. 

Statutarischer  Ausschluß  der  Gewinn- Verteilung.  Mit  §  20  Gen.-Ges. 
ist  den  eingetragenen  Genossenschaften  erlaubt,  statutarisch  zu  be- 
stimmen, daß  der  Gewinn  nicht  verteilt,  sondern  dem  Reservefonds 
zugeschrieben  werden  soll.  Diese  Bestimmung  kann  ebensowohl 
schon  im  ersten  Statut,  vne  auch  im  Wege  der  Statut-Änderung  ge- 
troffen werden.  Lautet  die  bezügliche  statutarische  Bestimmung  dahin, 
daß  nicht  nur  prozentual  zu  bestimmende  Teile  der  bilanzmäßigen 
Reingewinne,  sondern  deren  Gesamtbeträge  zugunsten  der  Reserve- 
bildvmg  von  der  Verteilung  ausgeschlossen  und  daß  jene  Beträge  dau- 
ernd und  ausschließlich  der  nach  §7  Ziff.  4  Gen.-Ges.  geforderten 
Zwangsreserve  zugeführt  werden  sollen,  so  ist  jener  Vorschrift  über 
die  Zwangsreserve  dadurch  genügt.  Wird  die  Verteilung  der 
bilanzmäßigen  Reingewinne  durch  Statut-Änder\mg  jedoch  wieder  ein- 
geführt, so  werden  dann  die  gesetzlich  geforderten  statutarischen  Son- 
der-Bestimmungen  über  die  Zwangsreserve  unerläßlich.  [Vgl.  auch 
Parisius-Crüger    (Gen.-Ges.)   S.   210.] 

Verbot  fester  Verzinsung  der  Geschäfts-Guthaben.  Insofern  decken 
die  Bestimmungen  über  die  Gewinn- Verteilung  bei  den  eingetragenen 
Genossenschaften  sich  mit  den  für  die  Kapital-Gesellschaften  (A.G., 
K.A.G.,  G.m.b.H.)  geltenden  bezüghchen  Verteüungs-Bestimmungen, 
als  nach  §  21  Gen.-Ges.  den  Genossen  für  die  Geschäfts  -  Guthaben 
Zinsen  von  bestimmter  Höhe  nicht  vergütet  werden  dürfen;  auch 
dann  nicht,  wenn  der  Genosse  Einzahlungen  in  höheren  als  den 
geschuldeten  Beträgen  geleistet  hat.  Nach  §  21  Abs.  2  können  außer- 
dem Genossen,  die  mehi-  als  die  geschuldeten  Einzahlungen  gemacht 
haben,  im  Fall  eines  Verlustes  andere  Genossen  nicht  deshalb  in 
Anspruch  nehmen,  weü  von  diesen  luir  die  geschuldeten  Einzahlungen 
geleistet  sind.   Die  oben  (S.  490  bis  491)   imter  ,. Statutarische  Gewinn- 
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verteil ungs-Modi"  erwähnte  4%ige  Vordividende  (Kapital-Dividende), 
die  im  Statut  irrtümlich  nicht  selten  als  „Verzinsung"  bezeichnet 
wird,  ist  eine  solche  nicht,  weil  sie  nur  aus  dem  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinn gewährt  werden  darf  und  infolgedessen  niedriger  bemessen 
werden  oder  fortfallen  muß,  soweit  verteilbarer  Reingewinn  nicht  aus- 
reichend oder  überhaupt  nicht  erzielt  worden  ist. 

Gesetzliche  Regelung  der  Zwangsreserve.  Wie  für  Aktien-Gesell- 
schaften und  Kommandit-Aktiengesellschaften  ist  eine  Zwangsreserve 
auch  für  die  eingetragenen  Genossenschaften  gesetzlich  angeordnet. 
Darüber  heißt  es  in  §  7  Ziff.  4  Gen. -Ges.,  das  Statut  müsse  ferner  be- 
stimmen : 

Die  Bildung  eines  Reservefonds,  welcher  zur  Deckung  eines  aus  der  Bilanz 
sich  ergebenden  Verlustes  zu  dienen  hat,  sowie  die  Art  dieser  Bildung,  insbesondere 
den  Teil  des  jährlichen  Reingewinns,  welcher  in  den  Reservefonds  einzustellen 
ist,  und  den  Mindestbetrag  des  letzteren,  bis  zu  dessen  Erreichung  die  Einstellung 
zu  erfolgen  hat. 

Also  eine  der  aktienrechthchen  des  §262  Ziff.  1  H.G.B.  (vgl.  dar- 
über S.  426  ff.)  ganz  ähnhche  Vorschrift.  Nur  mit  dem  Unterschied, 
daß  Mindesthöhe  sowohl  der  Dotierung,  wie  der  aktienrechthchen 
Zwangsreserve  selbst  sogleich  gesetzlich  normiert  sind,  während  den 
eingetragenen  Genossenschaften  nach  dem  Genossenschafts- 
Gesetz  freigestellt  ist,  Höhe  der  Dotierung  und  der  Zwangs- 
reserve als  solcher  statutarisch  nach  ihrem  Ermessen  zu 
bestimmen. 

Dotierung  der  Zwangsreserve.  Dotiert  wird  die  Zwangsreserve  in 
erster  Linie  aus  den  bilanzmäßigen  Reingewinnen.  Und  zwar  viel- 
fach in  Höhe  von  10%  des  jeweiligen  Reingewiims.  Daneben  werden 
der  Zwangsreserve  häufig  auch  überwiesen  die  von  neu  beigetretenen 
Genossen  gezahlten  Eintrittsgelder  (zuweilen  nach  Abzug  eines  zur 
Deckung  der  Gründungs-Kosten  dienenden  Teils). 

Bemessungs-Cirundlagen  für  die  Mindesthöhe  der  Zwangsreserve. 
Der  durch  die  Dotierungen  zu  erreichende  Mindestbetrag  der  Zwangs- 
reserve wird  durchaus  nicht  immer  nach  dem  zunächst  liegenden  Ver- 
hältnis zur  Gesamtsumme  der  Geschäfts-Anteile  bestimmt.  Vielmehr 
wird  die  Mindesthöhe  nicht  selten  in  Beziehung  gesetzt  zu  irgend  einem, 
für  die  Genossenschaft  wichtigen  Vermögensteil  oder  zu  einer  Gesamt- 
heit von  Vermögensteilen.  Je  nach  dem  Gegenstand  des  genossenschaft- 
lichen Betriebs,  femer  nach  der  Art  der  Haftpflicht  und  nach  sonstigen 
Faktoren  wird  die  Wahl  der  Bemessungs-Grundlage  verschieden  aus- 
fallen. So  begegnen:  10%  des  Betriebs-Kapitals;  3%  der  Gesamt- 
summe aller  Aktiva;  5%  des  Aktiva-Gesaratbetrags;  10%  der 
Mitglieder-Guthaben;  33^3%  der  Geschäfts-Anteile;  10%  des 
■  Gesamtbetrags  aller  Ausleihungen;  5%aller  Aussenständeu.  dgl.  m. 
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Welche  Art  der  Bemessung  vorzuziehen  ist,  kann  natürUch  nur 
von  Fall  zu  Fall  auf  Grund  genauer  Prüfung  aller  in  Betracht  kommen- 
den Umstände  entschieden  werden.  Im  allgemeinen  wird  die  Zwangs- 
reserve bei  Genossenschaften  m.b.H.  höher  als  bei  solchen  m.u.H, 
oder  mit  unbeschränkter  Nachschußpflicht  sein  müssen.  Bei  beschränk- 
ter Haftpflicht  A^ard  sie  außerdem  im  umgekehrten  Verhältnis  zur  Höhe 
der  Haftsumme  zu  normieren  sein.  Daß  statutarische  Bestimmungen 
über  die  Zwangsreserve  entbehrhch  sind,  wenn  die  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinne zugunsten  der  Reservebildung  dauernd  und  ausschließUch  un- 
verteilt  bleiben  sollen,  ist  oben  (S.  493)  unter:  ,, Statutarischer  Aus- 
schluß der  Gewinn- Verteilung"  schon  dargelegt  worden. 

Veränderungen  der  3Iindesthöhe  der  Zwangsreserve.  Solange  die 
statutarisch  normierte  Mindesthöhe  der  Zwangsreserve  nicht  erreicht  ist, 
steht  nichts  im  Wege,  jene  Mindesthöhe  mittelst  einer  Statut-Änderung 
herabzusetzen;  allerdings  nur  bis  zu  dem  bisher  bereits  erreich- 
ten Betrage.  Denn  dieser  darf  willkürlich  nicht  mehr 
herabgesetzt  werden,  weil  er  andernfalls  insoweit  direkt  oder  über 
ein  freiwilliges  Reserve-Konto  hinweg  als  Gewinn  zur  Verteilung  kom- 
men könnte.  Der  über  die  statutarische  Mindesthöhe  hinausgehende 
Betrag  der  Zwangsreserve  darf  zu  anderen  Zwecken,  als  zur  Dek- 
kung  bilanzmäßiger  Verluste  Verwendung  finden.  Beispielsweise  kann 
er  zur  Verstärkimg  der  Abschreibungen,  zur  Neubildung  oder  Stärkung 
freiwilliger  Reserve-Konten,  oder  gar  ziu"  Gewimi- Verteilung  benutzt 
werden.  Da  eine  Statut-Änderung  nicht  in  Frage  kommt,  würde  für 
solche  Verwendung  des  überschießenden  Reserve-Betrags  ein  einfacher 
Beschluß   der  Generalversammlung  ausreichen. 

Verwendung  der  Zwangsreserve.  Wenn  das  Statut  keine  gegen- 
teilige Vorschrift  enthält,  steht  es  im  Beheben  der  Generalversammlung, 
ob  sie  einen  bilanzmäßigen  Verlust  zunächst  von  den  Ge- 
schäfts-Guthaben und,  sofern  diese  zur  vollen  Verlust-Deckung 
nicht  ausreichen,  dann  erst  von  der  Zwangsreserve  abschreiben 
oder  ob  sie  umgekehrt  verfahren  will.  Im  Fall  der  Auseinandersetzung 
mit  ausgeschiedenen  Genossen  wird  man  die  Zwangsreserve  zur  Verlust- 
Deckung  erst  heranziehen,  falls  die  Geschäfts-Guthaben  dazu  nicht 
ausreichen,  weil  die  Ausgeschiedenen  nach  §  73  Abs.  2  Satz  2  Gen. -Ges. 
an  die  Zwangsreserve  ohnehin  keinen  Anspruch  haben. 

Anlage  der  Zwangsreserve.  Oft  ist  statutarisch  bestimmt, 
daß  die  (meist  in  der  Sprache  des  Gesetzes  als  ,, Reservefonds",  zu- 
weilen, im  Gegensatz  zu  den  freiwilligen  Reserven,  als  ,, Haupt- 
reservefonds" bezeichnete)  Zwangsreserve  mündelsicher  anzulegen  und 
besonders  zu  verwalten  sei.  (Vgl.  zu  dieser  Bestimmung  die  für  die 
Zwangsreserve  der  A.G.  auf  S.  43-1  bis  435  gegebenen  bezüghchen 
Darlegxuigen.) 


496  Erfolgs-Verteiluiig. 

Freiwillige  Reserven.  Neben  der  Zwangsreserve  begegnen  in  den 
Bilanzen  der  eingetragenen  Genossenschaften  auch  freiwillige  (Spezial-, 
Extra-  oder  ähnlich  genannte)  Reserven.  Sofern  für  ihre  Bildung  und 
Verwendung  nicht  statutarische  Vorschriften  bestehen,  oder  soweit 
nicht  Vorstand  oder  Aufsichtsrat  darüber  zu  befinden  haben, 
kann  die  Generalversammlung  über  diese  Reserven  beschließen. 
Verstoßen  die  Beschlüsse  gegen  etwa  vorhandene  statutarische  Vor- 
schriften, so  bedarf  es  entsprechender  Statut-Änderungen.  Unter 
den  Spezial-Reserven  süid  besonders  bemerkenswert  die  Kursverlust- 
Reserven  und  die  Dividenden-Ergänzungsreserven  (,, Dividenden- 
fonds"). Jene  werden  meist  aus  Kursgewinnen  gebildet;  ihr  Verwen- 
dungszweck hegt  schon  im  Namen.  Die  ,, Dividendenfonds"  werden 
nach  der  Dotiervuig  der  Zwangsreserve,  der  sonstigen  Spezial-Reserven 
und  nach  der  Dividende-Verteilung  aus  überschießenden  Rcingewinn- 
resten  dotiert;  sie  dienen,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  zur  Auffüllung 
etwa  unter  5  %  bleibender  Dividenden  oder  zur  Ergänzung  der  Zwangs- 
reserve, falls  diese  zur  Deckung  eines  bilanzmäßigen  Verlustes  nicht 
ausreicht. 

Aiifsiehtsrats-Besoldungen.  Tantieme  darf  den  Aufsichtsrats- 
]\Iitgliedern  eingetragener  Genossenschaften  nach  §  36  Abs.  2  Gen. -Ges. 
nicht  gewährt  werden.  Damit  ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  daß 
Aufsichtsrats-jVIitgheder  feste  Besoldung,  Sitzungs-  oder  Versäum- 
nisgelder. Remunerationen  bei  besonders  befriedigenden  Reinge- 
winnen, Ersatz  ihrer  Barauslagen  u.  dgl.  zugebilligt  erhalten. 
Art  und  Höhe  der  zu  den  Handlungs-Unkosten  zu  rechnenden  Ver- 
gütung für  die  Aufsichtsrats-Mitglieder  bestimmt  die  Generalversamm- 
lung, der  nach  §  3ß  Abs.  1  Gen. -Ges.  auch  die  Wahl  der  Mitglieder  ob- 
hegt. 

Yorstands-BesoldimfrPD.  Die  Vorstands-Mitgheder  der  eingetra 
genen  Genossenschaften  können  nach  §  24  Abs.  3  Gen. -Ges.  besoldet 
oder  unbesoldet  sein.  Bei  den  Raiffeisenschen  Darlehnskassen  sind 
die  Vorstands-Mitglieder  meist  unbesoldet;  bei  nur  einigermaßen 
bedeutenden  Schulze-Delitzsch sehen  Genossenschaften  hingegen  im 
Verhältnis  zu  ihrer  Beanspruchung  besoldet.  Die  Besoldung  besteht 
außer  dem  festen  Gehalt  regelmäßig  in  einer  bescheidenen  Tan- 
tieme vom  bilanzmäßigen  Reingewinn  oder  vom  Umsatz.  Für  die 
Berechnung  der  Tantieme  aus  dem  Reingewinn  kann  das  auf  S.  444 
bis  464  über  die  Tantieme  der  Vorstands  -  Mitglieder  bei  der  A.G. 
CJe.sagte  gelten,  falls  statutarisch  nicht  andres  bestimint  ist.  Tan- 
tiemen und  feste  Besoldungen  der  Vorstands  -  Mitglieder  werden, 
wie  die  Vergütungen  an  den  Aufsichtsrat.  über  Unkosten-Konto 
verbucht. 

HaHptiicIif    und   Straibarkoit   des   Vorstands  und   des  Aui'siehtsrats 
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in  bezug  auf  gesetzwidrige  Erfolgs-Vcrteilung.  Soweit  Gewinne  ent- 
gegen den  Vorschriften  des  oben  besprochenen  §  19  Gen. -Ges.  an  die 
Genossen  ausgezahlt  werden,  sind  die  Mitglieder  des  Vorstands  der 
Genossenschaft  nach  §34  Abs.  3  Gen. -Ges.  solidarisch  zum  Schaden- 
ersatz verpflichtet.  Gleiches  gilt  nach  §  41  Abs.  3  Gen. -Ges.  für  die  Mit- 
glieder des  Aufsichtsrats,  wenn  jene  Zahlungen  mit  ihrem  Wissen 
und  ohne  ihr  Einschreiten  erfolgt  sind.  Xach  §  147  Gen. -Ges. 
machen  die  Mitglieder  beider  Verwaltungs- Organe  sich  außerdem  straf- 
bar, wenn  sie  „den  Stand  der  Verhältnisse  der  Genossenschaft  wissent- 
lich unwahr  darstellen".  Das  wird  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  mit  Bilanz- 
Fälschung  gleichbedeutend  sein.  Strafbarkeit  ist  aus  §  147  Gen. -Ges. 
auch  dann  gegeben,  wenn  die  Täuschung  Dritter  mit  der  Fälschung 
nicht  beabsichtigt  war.  Im  Vergleich  zur  aktienrechtlichen  Vorschrift 
des  §  314  H.G.B.  ist  §  147  Gen. -Ges.  weniger  streng  gehalten,  weil  hier 
nur  Fälschung,  nicht  aber  auch  Verschleierung  unter 
Strafe    gestellt  wird. 

Beschluß-  und  Erniittlungsrechte  der  Grcneralversammliing.  Mit 
§  48  Abs.  1  Gen. -Ges.  ist  angeordnet,  daß  über  die  Genehmigung  der 
Bilanz  und  über  die  Erfolgs- Verteilung  die  Generalversammlung  zu 
beschließen  hat.  Sind  statutarische  Vorschriften  über  die  Erfolgs- 
Verteilung  nicht  vorhanden,  so  steht  der  Generalversammlung  frei, 
inmeweit  sie  den  nach  der  Dotierung  der  Zwangsreserve  verbleibenden 
Reingewinn  verteilen  oder  zur  Bildung  oder  Stärkung  freiwilliger  (Spe- 
zial-)  Reserven  benutzen  will  (vgl.  hierüber  auf  S.  496  unter  ,, Frei- 
willige Reserven").  Denn  ein  gesetzlicher  Anspruch  auf  Anteil 
am  Reingewinn  ist  den  Genossen  —  im  Gegensatz  zu  den  Ak- 
tionären und  G.m.b.H. -Gesellschaftern  —  nicht    gegeben. 

Die  Genehmigung  der  Bilanz  muß  von  der  General- 
versammlung ausdrücklich  beschlossen  werden.  Da  dieser 
Beschluß  selbstverständlich  zur  Voraussetzung  hat,  daß  die  General- 
versammlung von  der  materiellen  Richtigkeit  der  Bilanz  überzeugt  ist, 
so  steht  ihr  im  Fall  von  Bedenken  oder  Beweisen  gegen  die 
Richtigkeit  das  Recht  zu,  bezügliche  Ermittlungen  anzu- 
stellen oder  durch  Sachverständige  anstellen  zu  lassen.  Genehmigungs- 
und Verteilungs-Beschluß  sind  dann  bis  zur  erfolgten  Richtigstellung 
zu  vertagen.  Das  für  diese  Beschlüsse  in  Frage  kommende  Stimmrecht 
der  Genossen  ist  diu-ch  §  43  Gen. -Ges.  geregelt. 

Der  Di\idende-Anspruch.  Nach  erfolgter  Genehmigung  der  Bilanz 
und  nach  beschlossener  Gewinn- Verteilung  haben  die  Genossen  Anspruch 
auf  Gutschrift  oder  gegebenenfalls  auf  Auszahlung  der  Dividende.  Je- 
doch nur,  wenn  die  Bilanz  materiell  richtig,  ihre  Genehmigung 
nach  §  51  Gen. -Ges.  mithin  nicht  anfechtbar  ist.  Hierzu  hat  das  Reichs- 
gericht entschieden: 

Müller-Kalkberge,  Erfolgsrechnung.  32 
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Reichsgerichts-Entscheiduug  über  Beanstandung  genehmigter  Bilanzen. 

,,Eine  Beanstandung  der  in  der  Generalversammlung  genehmigten  Bilanz 
steht  den  ausgeschiedenen  Genossen  nicht  zu;  eine  Ausnahme  ist  jedoch  soweit 
zugelassen,  als  die  Einstellung  bestimmter  Posten  in  die  Bilanz  nacii  kaufmännischen 
Grundsätzen  als  eine  offenbar  irrtümliche  erachtet  und  einem  Rechnungsfehler 
gleich  geachtet  werden  müßte.  R.G.  5.  12.  1900.  J.  W.  1901  S.  26."  (Vgl.  Kauf- 
mann I.  S.  136.) 

Pflicht  zur  Dividendo-Kückzabhiüg  auch  bei  gutem  Glauben.  Im 
Gegensatz  zum  Aktienrecht  (§  217  H.G.B.)  und  zum  Gesellschafts- 
Gesetz  (§§  31  und  32  Ges. -Ges.)  felilen  im  Genossenschafts-Gesetz  Be- 
stimmungen zugunsten  gutgläubiger  Empfänger  zu  Unrecht  ausgezahl- 
ter Dividenden.  Deshalb  werden  auch  gutgläubige  Genossen  empfangene 
Dividenden  an  die  Genossenschaft  zurückgeben  müssen,  wenn  der 
Büanz-Genehmigung  und  Auszahlung  eine  nachweislich  falsche 
Bilanz  zugrunde  lag.  Dabei  ist  eine  Entscheidung  des  Reichsgerichts 
vom  24.5.05  (vgl.  über  diese  bei  Holdheim  05,  242  und  im  Recht 
05,  436)  zu  beachten,  woiaus  zu  schHeßen  ist,  daß  Rückzahlung  vom 
Genossen  nicht  gefordert  werden  kann,  wenn  der  Genossenschafts- 
Vorstand  die  Auszahlung  schon  in  Kenntnis  der  Unrichtigkeit 
der  Büanz  vorgenommen  hat. 

Unzulässigkeit  von  Abschlags-Dividenden.  Sowohl  den  Vorschriften 
des  §  19,  wie  auch  denen  des  §  48  Gen. -Ges.  werden  Abschlags-Dividen- 
den an  die  Genossen  widersprechen,  weil  Ansprüche  der  Genossen  auf 
Dividende  erst  mit  den  Generalversammlungs-Beschlüssen  über  Bilanz- 
genehmigung und  Gewinn- Verteilung  entstehen  können.  Auch  etwa 
statutarisch  vorgesehene  Abschlags-Dividenden  wären  des- 
halb unzulässig.  Die  von  manchen  großen  Konsum-Vereinen 
gewährten  Abschlags-Dividenden  sind  solche  nur  vom  wirtschaft- 
lichen Standpunkt;  rechtlich  sollen  sie  dagegen  angesehen  werden 
als  Entgelt  für  den  Ankauf  von  Forderungen,  die  von  den  Ge- 
nossen durch  Abnahme  bestimmter  Warenmengen  gegen  die  Genossen- 
schaft erworben  worden  sind. 

Dividenden-Verjährung.  Zur  Auszahlung  bestimmte,  jedoch  nicht 
abgehobene  Genossen-schafts-Dividenden  unterliegen  der  ordentlichen 
(30  jährigen)  Verjährung.  Statutarisch  kann  für  die  Abhebung  eine 
Präklusivfrist  gesetzt  werden.  Nicht  selten  wird  im  Statut  bestimmt, 
daß  Dividenden,  die  innerhalb  zweier,  vom  Schluß  des  Dividende- 
Beschlußjahrs  zu  rechnenden  Jahre  nicht  abgehoben  sind,  den  Genossen 
gutgeschrieben  werden  sollen. 

Veröffentlichung  der  Bilanz.  Nur  Auslegung  der  Erfolgs-Rechnung. 
Außer  der  Bilanz,  die  nach  §  33  Abs.  2  Gen. -Ges.  binnen  sechs  Monaten 
nach  dem  Ablauf  jedes  Geschäftsjahrs  zu  veröffentlichen  ist,  soU  nach 
§  48  Abs.  2  Gen. -Ges.  ,,eine  den  Gewinn  und  Verlu.st  des  Jahrs  zusam- 
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menstellende  Berechnung  (Jahresrechnung)"  mindestens  eine  Woche 
vor  der  Generalversanimhnig  im  Geschäfts-Lokal  der  Genossenschaft 
oder  an  einer  andern,  durch  den  Vorstand  bekannt  zu  machenden,  ge- 
eigneten Stelle  zur  Einsicht  der  Genossen  ausgelegt  oder  diesen  sonst 
zur  Kenntnis  gebracht  werden.  Daß  die  ,, Jahresrechnung"  die  An- 
wendung der  Doppelbuchhaltung  nicht  bedingt,  ist  auf  S.  16 
bis  20  erwiesen  worden.  Übrigens  wird  mit  dem  auf  S.  272  (Fußnote) 
erwähnten  Antrag  an  den  Reichstag  von  den  eingetragenen  Genossen- 
schaften für  die  Zukunft  auch  die  Veröffentlichung  der  Gewinn-  und 
Verlust-Rechnung  gewünscht. 


32"* 
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Abgang,  Wesen  und  Beziehung  zur 
Abschreibung  (vgl.  auch:  „Zugänge") 
355—3(30. 

Abnutzungs-Konto,  soviel  wie  Er- 
neuerungs-Konto 369. 

Abuut  zungs-Kosten  206 — 207. 

Abraum-  und  sonstige  Regulie- 
rungs-Kosten 325. 

Abschlags-Dividenden  —  Unzu- 
lässigkeit bei  der  A.G.  466  —  ebenso 
bei  der  G.  m.  b.  H.  482  —  desgleichen 
bei  den  Genossenschaften  498. 

Abschluß-Differenzen,  als  Erfolgs- 
Faktoren  75 — 96. 

Abschreibungen  —  als  Abnutzungs- 
Ko.sten  206 — 207  —  Abschreibungs- 
Politik  als  ßewertungs-Faktor  261  — 
Begriffliches  309—310  —  individuelle 
und  summarische  Abschreibungen-  auf 
Waren  310 — 311  —  Abschreibungen 
(s.  auch  unter:  „Rückstellungen")  auf 
Forderungen  312 — 321  —  Steuer-Ent- 
scheidung hierüber  320 — 321  —  Ab- 
schreibungen auf  Betriebs-Gegen.stände 
321 — 369  —  Gerichts-Entscheidungen 
über  Abschreibungshöhe  328 — 329  — 
Gründe  für  zu  hohe  Abschreibungen 
329 — 330  —  Reparaturen  als  Ab- 
schreibungs  -  Faktoren  330  —  333  — 
Zinsen  als  Abschreibungs-Faktor  333 
— 335  —  Kontinuität  der  Abschrei- 
bungen 335  —  konstante  Abschrei- 
bungen ("nach  den  Anschaffungs-  oder 
Herstellungs-Kosten)  337—339  —  de- 
gressive Abschreibungen  (nach  den 
Buchwerten)  339 — 346  —  Notwendig- 
keit vertraglicher  Bestimmungen  über 
anzuwendende  Al)schreibungs  -  Metho- 
den 346  —  Abschreibungen  nach  Maß- 
gabe der  betriebliclien  Ausnutzung 
346 — 349  —  Abschreibungen  „aus"  dem 
Gewinn   und    nach   Maßgabe    des  Ge- 1 


winns  der  Unternehmung  349 — 352  — 
Abschreibungen  nach  Maßgabe  der 
Rentabilität  des  Betriebs-Gegenstands 
352 — 354  —  verschiedene  Abschrei- 
bungs-Methoden innerhalb  derselben 
Unternehmung  354  —  prinzipienloses 
Abschreiben  354 — 355  —  Zugang  und 
Abgang  in  Beziehung  zur  Abschreibung 
355^360  —  bilanztechnische  Dar- 
stellung der  Abschreibungen  360 — 369 
— ■  Abschreibungen  auf  Immaterial- 
güter 369—373.  —  Über  die  Ab- 
schreibungen imeinzelnen  siehe 
unter  den  bezüglichen  Ver- 
mögens-Gegenständen. 

Abschreibungs  -  Konto,  soviel  wie 
Erneuerungs-Konto  369. 

Abschreibungs- Methoden,  Not- 
wendigkeit vertraglicherBestimmungen 
darül)er  346. 

Abschreibungs-Tabellen    345 — 346. 

AbtretungvonGowinn-Ansprüchen 
—  bei  der  off.  Hges.  409  —  bei  der 
G.  m.  b.  H.  485. 

Agenten  -  Provisionen,  Vorbuchung 
und  Bilanzierung  243. 

Agio,   Bilanzierung  235 — 236. 

Aktien-Tilgungsfonds,  s.  unter: 
„Amortisationsfonds". 

Akzepte,  eigene,  Bilanzierung  239. 

Amortisationsfonds  488 — 439. 

Amortisations-Konto,  soviel  wie 
Erneuerungs-Kontü  369. 

Anfechtungsrecht,  s.  unter:  „Bilanz- 
Anfechtungsrecht". 

Angestellter  mit  Tantieme-Anspruch, 
8.  unter:   „commis  interess6". 

Anlage  der  Reserven  —  bei  der  A.G. 
431 — 435  —  bei  Genossenschaften  495. 

Anschaffungs-  und  Herstellungs- 
Kosten  —  als  Bewertungs- Grund- 
lage 184  —  Wesen   der  Anschaffungs- 
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Kosten  201—203  —  Elemente  der 
Herstellungs-Kosten205 — 207  —  durch- 
schnittliche und  geschätzte  Herstel- 
lungs-Kosten 209—210. 

Antizipations-Posten  9B — 105. 

Assekuranz-Konto  437. 

Aufnahme-Technik,  als  Bewertungs- 
faktor 169—174. 

Aufnahme-Verfahren,  ein  zweck- 
mäßiges 171 — 172. 

Ausbictungs- Garantie,  Verbuchung 
und  Bilanzierung  243. 

Ausfälle-Konto  312. 

Ausgeloste  Effekten,  bilanzielle  Be- 
wertung 277. 

Auskunftsrecht  des  ü.m.b.  H. -Gesell- 
schafters 484—485. 

Auslagen-Ersatz  für  den  Auf.sichts- 
rat  460. 

Außerordentliche  Erfolgs-Posten 

—  Begriff  und  Einteilung  53 — 54  — 
Verbuchung  54 — 59  —  Veröffentlichung 
59_60  —  Verwendung  60—63  —  Ver- 
einbarungen über  Anteil  des  comniis 
interesse  an  irregulären  Erfolgen  376  — 
Tantieme  aus  irregulären  Erfolgen  456. 

Auszahlung,  s.  unter:  ,,Gewinn- Aus- 
zahlung''. 

Automobile,  Kontierung  293. 

Avale,  Verbuchung  und  Bilanzierung 
•240—242. 

Avale  -  Prolongationen,  Umsatzbe- 
deutung im  Bankverkehr  165. 

Baisse-Garantie  oder  Baisse-Klausel 
254. 

Bankaval,  Verbuchung  und  Bilanzie- 
rung 240—242. 

Bankgesetz: 
§  8  Seite  51,  271. 

Banksalden,  Bilanzierung  238. 

Bareinlagen,  s.  unter:   „Einlagen". 

Barentnahmen,  s.unter :  „  Entnahmen" . 

Bauausführungen,  halbfertige, 
Verbuchung  und  Bilanzierung  260. 

Baufonds  437. 

Bauzinsen  —  als  Immobilien-Kosten  281 

—  als  Ausnahme  des  aktienrechtlichen 
Zinsenverbots  467. 

Beanstandung  genehmigter  Genossen- 
schafts-Bilanzen 498. 

Besoldungen  des  Aufsichtsrats  und 
Vorstands    bei   Genossenschaften   496. 


Betagte  Forderungen,  bilanzielle 
Bewertung  232 — 233. 

Betagte  Schulden,  bilanzielle  Be- 
wertung 239. 

Beteiligungen,  Bilanzierung 237 — 238. 

Betriebsfonds  437. 

Betriebs-Gegenstände  —  Begriff  177 
und  321  —  Bewertung  1 77  — 181  —  Ur- 
sachen ihrer  Entwertung  321 — 322. 

Betriebs-Konsumtion,  als  Abschluß 
posten  72 — 74. 

Bewertung  —  während  der  Inventur 
in  Verlust  geratene  Vermögens-Gegen- 
stände 173—174  —  Wertbegriff  im  §  40 
H.G.B.  176 —  Bewertung  der  Betriebs- 
Gegenstände  177—181  —  Bewertung 
der  Veräußerungs- Gegenstände  181  — 
190  —  Einfluß  der  Bewertungshöhe 
auf  unrealisierte  und  reali-sierte  Er- 
folge 184 — 186  —  widerstreitende  Be- 
wertungs- Interessen  187  —  vertrag- 
liche Bewertungs-Be.stimmungen  187  — 
Berücksichtigung  der  Wertänderungen 
zwischen  Bilanz-  und  Bewertungstag 
187 — 190  —  Reichsgerichts-Entschei- 
dungen über  den  Wertansatz  190—191  — 
Über-  und  Unterbewertungen  191 — 192 
—  §  261  H.G.B. :  Wesen  und  Beziehung 
zu  §  40  H.G.B.  192—218  —  statuta- 
rische Unterbewertung  196 — 197  — 
Geltungsgebiet  von  §  261  Ziff.  2 
H.G.B.  210—211  —  Auslegung  von 
§  261  Ziff.  3  H.G.B.  211—214  —  zu- 
sammenfassende Gegenüberstellung  der 
Auslegungen  von  §§  40  Abs.  2  und  261 
Ziff.  1—3  H.G.B.  214—216  —  Kürzung 
und  Ergänzung  von  §  261  Ziff.  1 — 3 
H.G.B.  216  —  steuerliche  und  straf- 
rechtliche Bedeutung  der  Über-  und 
ünterbewertung  216—217  —  Emp- 
fiehlt es  sich,  §  261  mit  §  40  zu  ver- 
schmelzen? 218—220  —  Anwendungs- 
gebiete der  §§  40  und  261  H.G.B. 
220—222  —  Stetigkeit  (Kontinuität 
des  Wertansatzes  222—226.  —  Über 
den  Wertansatz  im  einzelnen 
siehe  unter  den  bezüglichen  Ver- 
mögens-Gegenständen. 

Bilanz  —  Begriff  22  —  Inhalt  22—23 

.  —  Arten  23  —  Aufgaben  23—24. 

Bilanz-Abschriften,  Kostenpflichtig- 
keit 482. 
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B  i  1  a  n  z- A  nf  echt  II  ngs recht  —  des 
commis  interess^  380—381  — des  Aktio- 
närs 464  —  des  G.m.b.H. -Gesellschaf- 
ter:? 484  —  des  Genossenschafters  498. 

Bilanzgene  hniigungs-Besclilüsse, 
s.  unter:   „Feststelhings-Beschlüsse". 

Bilanzierung,  Freiheit  des  Prinzipals 
gegenüber  dein  commis  interesse  379. 

Bilanz-Klarheit  —  in  bezug  auf  J^  '261 
Ziff.  3  H.G.B.  •212—213,  862  und  8H8  — 
in  bezug  auf  die  \Vech.sclobligü-Bilan- 
zierung2(iS —  in  bezug  auf  lombardierte 
und   Kautions-Effekten  277. 

Bilanz- Kontinuität ,  s.  unter:  ,.  Be- 
wertung". 

Bilanz  -  Kontrollrechte,  s.  unter: 
„Kontrollrechte". 

Bilanz-Terminologie,  Vorschlag  da- 
zu 50 — 58. 

Bilanz-Wahrheit,  Bedingtheit  191. 

Börseni)reise,  s.  unter:  „Markt-  und 
Börsenpreise". 

Briefkurse  —  Wesen  197  — 198  — 
Gesetzes-Novelle  200. 

Brutto- Gewinn,  im  Vergleich  zum 
Umsatz  146. 

Buchführungsrechtliche  Vorschrif- 
ten 7. 

Buchungs-Belege  118 — 119. 

Buchwerte-Nachweis,  Bedeutung  für 
die  Inv'entur  170. 

Buchwert -Nachweiskonten  28 — 30. 

Bürgerliches  Gesetzbuch: 
55    97  Seite  282. 


§    9«      „ 

282. 

§119      „ 

125. 

§123      „ 

56,  125. 

§  138      „ 

464. 

§  139      „ 

485. 

§§194ff.„ 

229. 

§196      „ 

378. 

§223      „ 

231. 

§226      „ 

402. 

§246      „ 

233,  386,  401. 

§288      „  , 

233,  386. 

§315      „ 

401,  489. 

§§  316  bis  319  Seite  401. 

§  420  Seite 

456,  460. 

§  459      „ 

125. 

§  ß'O      „ 

460. 

§716      „ 

390,  416. 

§722      „ 

385,  401,  412. 

t?^  732  bis  735  Seite  405. 

§    738  Seite  190. 

§    801      „      476. 

§    812      „      196. 

§    982      „      196.  414. 

i?  1118      „      234. 

§  1119      „      234. 

§  1120  „  282. 
Bürgschaften,  Verbuchung  und  Bilan- 
zierung 239—242. 
Bunte   Buchungen  189 — 140. 

Commis  interesse —  Recht  auf  Buch- 
auszug 154  —  nur  Provisions-Anteil 
gesetzlich  geregelt  374—375  —  über 
Tantieme-Ansprüche  des  commis  inter- 
ess6  s.  unter:  „Tantieme''  —  Anteil 
an  irregulären  Erfolgen  876  —  Aus- 
schluß von  der  Geschäftsführung  376 
— 377  —  Ge-richts  -  Entscheidungen 
hierüber  und  über  Freiheit  des  Prin- 
zipals in  der  Bilanzierung  379  — 
Bilanz-Kontrollrecht  379—380  —  Bi- 
lanz-Anfechtungsrecht 380 — 381. 

Coupons,  ausländische  und  deutsche, 
Bewertung  227. 

Damno  234. 

Dariehn,  im  Vergleich  zur  stillen  Be- 
teiligung 381—384. 

Debitoren,  nach  dem  Bilanztage  ein- 
getretene oder  festgestellte  Ausfälle 
an  diesen  238. 

Debitoren-Reserven,  echte,  318  bis 
321. 

Delkrederefonds-Konto    319—320. 

Delkredere-Konto  —  als  Erfolgs- 
Konto  312  —  als  Be.stand-Konto  818 
—318. 

Delkrederereserve-Konto  31 9 — 320 
und  437. 

Depositen-Konten  .Umsatzbedeutung 
im  Bankverkehr  16."). 

Devisen,  bilanzielle  Diskontierung  264. 

Disagio,  Bilanzierung  236 — 237. 

Diskont  auf  Forderungen,  Bilan- 
zierung 233. 

Diskont-Bilanzierung,!  ransitorische 
107—111. 

Diskontierte  Buchforderuugen, 
bilanzielle  Bewertung  238. 

Dispositionsfonds  439  und  440 — 44 1 . 

Distributiv- Bilanz  (s.  auch  unter: 
,.Gewinn  und  Verlust  als  besondere 
Bilanzzahlen")  481. 
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Dividende  —  grundlegende  aktien- 
rechtliche Vorschrift  464  —  gesetz- 
liche und  statutarische  lieschrän- 
kungen  der  Verteilung  4M  und  482  — 
Anfechtungsrecht  464  und  484  —  Aus- 
zahlungs-Anspruch auf  beschlossene 
J)ividende  und  dessen  Folgen  46."),  484 
und  497  —  Rückerstattungspflicht  im 
Fall  gesetzwidriger  Auszahlungen  465, 
485 — 487  und  498  —  Dividenden-Ver- 
teilung für  mindestens  zwölfmonatige, 
Bilanzierung  für  kürzere  Perioden  statt- 
haft 466  und  482  —  keine"  Ab- 
schlags-Dividenden 466,   482  und  498 

—  Verbot  fester  Verzinsung  des  Grund- 
kapitals 466—467,  482,  493—494  — 
Dividenden -Garantie  468  —  Aktien- 
Beträge  als  Verteilungs-Maßstab  468  — 
Einzahlungen  als  Verteilungs-Maßstab 
für  die  Vordividende  468 — 469  —  ab- 
weichende Verteilungs-Modi  469,  483 
und  490 — 491  ■ —  Wesen  und  Bemes- 
sung der  Vorzugs-Dividenden  469 — 470 
und  483  —  Sicherung  der  Vorzugs- 
Dividenden  durch  freiwillige  Reserven 
470 — 471  —  Nachzahlung  ausgefallener 
Vorzugs -Dividenden  471  —  Genuß- 
scheine als  Vorzugs-Dividendenscheine 
471  —  Dividenden- Verwässerung  durch 
Gratis-Aktien  471 — 472  —  Gewinn- 
Feststellungsrecht  der  Generalver- 
sammlung 474 — 475,  484 — 485  und  497 

—  nachträgliche  Aufhebung  von  Fest- 
stellungs-Beschlüssen 475  —  Dividen- 
den-Verjährung 476,  489  und  498  — 
Verjährung  von  Ansprüchen  auf  Di- 
videnden-Rückerstattung 476  und  487. 

Dividenden-Ergänzungsfonds  (Di- 
videndenfonds) 441   und  496. 

Dividenden-Garantie  —  aus  dieser 
stammende  Beträge  sind  nicht  reserve- 
pfiichtig  435  —  die  A.G.  als  Zahlstelle 
468. 

Dividenden-Reserve   441    und    496. 

Dokumente-Tratten,  Bilanzierung 
244. 

Doppelbuchführung  —  kein  gesetz- 
liches Erfordernis  für  Kapital-Gesell- 
schaften 18 — 19  —  Gründe  für  deren 
Anwendung  19 — 20. 

Dualismus,  in  der  Doppelbuchhaltung 
24—26. 

Dubio-Konto  312. 


Dubiosen-Konten  313—319. 
Durchgangs-Konto  98. 
Durchlaufendes  Konto  98. 
Durchschnittskurse  200  und  274. 

Effekten,  bilanzielle  Bewertung  272 
—279. 

Effekten-Korrektiv -(Delkredere-, 
Kursreserve-  oder  dgl.-)  Konten 
311. 

Einlagen  —  bei  der  off.  Hges.  401  — 
bei  der  Komm. -Ges.  410. 

Einlieferungsscheine,  Bilanzierung 
228. 

Einzahlungen  auf  den  Geschäfts- 
Anteil  bei  der  genossenschaftlichen 
Gewinn -Verteilung  490. 

Emballage -Konditionen,  Beziehung 
zum  Umsatz  136 — 137. 

Emissions-Agio,  als  Zwangsreserve- 
Dotierungsfaktor  420. 

Entnahmen  —  Vereinbarungen  dar- 
über bei  der  stillen  Gesellschaft  388 
—389  —  bei  der  off.  Hges.  401—403 
—  Vorzug  der  Komplement are  bei  der 
Komm. -Ges.  412. 

Entschädigungs- Reserve,  nicht 
steuerpflichtig  435. 

Entwürfe,  bilanzielle  Bewertung  293 
—294. 

Erfolgs-Ausweis,  s.  unter:  „Erfolgs- 
Nachweise". 

Erfolgs-Beteiligung  (s.  auch:  „Er- 
folgs-Verteilung-',  „Gewinn- Beteili- 
gung" und  „Gewinn-Verteilung")  des 
stillen  Gesellschafters  381— 394  (Nähe- 
res s.  unter:    „Stiller  Gesellschafter"). 

Erfolgs-Ermittlung  —  nachdem  Um- 
satz 8 — 9  —  nach  Einnahmen  und 
Ausgaben  9 — 12  —  nach  einfacher 
Buchführung  14 — 17. 

Erfolgs-Nachweise,  über  deren  Aus- 
führlichkeit bei  der  Veröffentlichung 
32—35. 

Erfolgs-Rechnung  —  Analyse  5  — 
kombinierte  12 — 13. 

Erfolgs-Verteilung  (s.  auch:  „Erfolgs- 
Beteiligung",  „Gewinn -Beteiligung" 
und  „Gewinn -Verteilung")  —  bei  der 
offenen  Handels-Gesellschaft  394—409 
(Näheres  s.  unter:  „Offene  Handels- 
Gesellschaft")  —  bei  der  Kommandit- 
Gesellachaft     409—416     (Näheres     s. 
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unter:  „Kommandit-Gesellschaft")  — 
bei  den  eingetragenen  Genossenschaf- 
ten 489 — 499  (Näheres  s.  unter:  „Ge- 
nossenschaften"). 

Ergänzungen,  als  Bestandwert -Ele- 
mente 281. 

Erneuerungen,  s.  unter:  „Repara- 
turen". 

Erneuerungsfonds,  Erneuerungs- 
Konto,  Erneuerungsreserve- 
Konto,  Wesen,  Bildung  und  Ver- 
wendung 362—369  und  437. 

Ersatz-Konto,  soviel  wie  Erneuerungs- 
Konto  369. 

Erweiterungen,  als  Bestandwert-Ele- 
mente 281. 

Erweiterungsfonds  437. 

Erworbene  eigene  Aktien,  Bilanzie- 
rung 277—278. 

Extra-Reserve  437. 

Fabrikate,  s.  unter:  „Halbfabrikate" 
und  „Ganzfabrikate". 

Fabrikbetrieb. s -Kosten  206. 

Fabrik-Einrichtung,  Abschreibung 
327—328. 

Fakultative  Reserven  437 ff. 

Fastagenbücher  137—138. 

Feststellungs-Beschlüsse,  s.  unter: 
,.Gewinn-Feststellung.'?recht  der  Gene- 
ralversammlung". 

Fingierte  Zahlen,  in  der  Geheim- 
buchführung 122. 

Firmawert,  s.  unter:  „Geschäftswert". 

Forderungen  und  Schulden  —  Be- 
wertung 229 — 244  —  Verschleierung 
244  —  Abschreibungen  auf  Forde- 
rungen 312—321.  I 

Freiwillige  Reserven,  s.  unter:  „Re- 
.serven".  ' 

Fuhrpark,  Fuhrwerk,  Kontierung 
und  Bewertung  293  und  327—828. 

Ganzfabrikate,  Bewertung  255  —  260.  | 

Garantien,  Verbuchung  und  Bilanzie- 
rung 243.  i 

GeV^äude,  s.  unter:  „Immobilien". 

Gebrauchsmuster,  s. unter:  „Patente". 

Gebrauchswert,  der  Betriebs-Gegen- 
stände 177  ff.  j 

Gefälligkeits-Akzepte,  Verbuchung 
und   Bilanzierung  242. 

Gehalts- Vergütung,  V^ereinbarung  , 
des  Komplementars  mit  dem  Stillen  389. 


I  Geheimbelege  118—119. 

Geheimbuchführung  115 — 122. 

Geld,  ausländisches  und  deutsches,  Be- 
wertung 227. 

Geldkurse  —  Wesen  198—200  —  Ge- 
setzesnovelle 200. 

Genehmigungs-Beschlüsse,s.  unter : 
„Feststellung.s-Beschlüsse". 

Generalien  (Generalunkosten)  — 
in  den  Anschaffungs-  und  Herstellungs- 
Kosten  202—205  —  Zuschlags-Kom- 
pensationen zwischen  den  Jahren 
208  —   Zuschlags-Stetigkeit  208—209 

—  Zuschlags -Schwankungen  209  — 
Berechnung  der  Zuschläge  und  deren 
Nachprüfung  auf  bilanzmäßiger  Grund- 
lage bei  der  Fabrikate-Bewertung  256 
—260.  ' 

Generalversammlung,  Zusani  men- 
setzung  475—476. 

Genossenschaften, ein  getragene  — 
gesetzliche  Vorschriften  über  die  Er- 
folgs-Verteilung 489  —  Geschäftsanteil- 
Konten  489 — 490  —  Einzahlungen  auf 
den  Geschäfts- Anteil  bei  der  Gewinn- 
Verteilung490  —  statutarische  Gewinn- 
verteilungs-Modi 490 — 491  —  buch- 
mäßige   Verlust-V^erteilung    491—492 

—  Verteilung  effektiver  Nachschüsse 
492  —  Gewinn-Zuschreibung  492—493  — 
Verrechnung  nicht  verteilter  Dividen- 
den 493  —  Statutarischer  Ausschluß 
der  Gewinn-Verteilung  493  —  Verbot 
fester  Verzinsung  der  Geschäfts-Gut- 
haben 493 — 494  —  Dotierung,  Anlage 
und  Verwendung  der  Zwangsreserve 
494 — 495  —  freiwillige  Reserven   496 

—  Aufsichtsrats -Besoldungen  496  — 
Vorstands-Bcsoldungen  496  —  Haf- 
tung und  Strafbarkeit  des  Vorstands 
und  Aufsichtsrats  bei  gesetzwidriger 
Erfolgs-Verteilung  496—497  —  Be- 
schluß- und  Ermittlungsrechte  der 
Generalversammlung  497  —  Dividende- 
AnspT^uch  497  —  Reichsgerichts-flnt- 
scheidung  über  Beanstandung  geneh- 
migter Bilanzen  498  —  Pflicht  zur 
Dividende-Rückzahlung  49H  —  Unzu- 
lässigkeit von  Abschlags -Dividenden 
498  —  Dividenden -Verjährung  498  — 
Veröffentlichung  der  Bilanz,  nur  Aus- 
legung der  Erfolgs -Rechnung  498 — 
499. 
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Genossenschafts-Gesetz: 
§  7  Ziff.  2  Seite  44,  222. 

„     3      „      221,  222. 

„     4      „      493,  494. 
§    16  Seite  490,  491. 

§    17      „      7- 

§    19      „      222,489,491-493,497,498. 

§    20      „      493. 

§    21      „      493. 

§    24      „      496. 

§    33      „      59,  498. 

§    34      „      497. 

§    36      „      496. 

§    41      „      497. 

§    43      „      497. 

§    48      „      18,  59,  497,  498. 

§    51      „      497. 

§§  65  bis  72  Seite  219. 

§     73  Seite  219,  492,  495. 

§§  74  bis  77  Seite  219. 

§    97  Seite  492. 

§    99      „      43,  44,  46. 

§  100      „      46. 

§  105      „      46,  72,  492. 

§  106      „      72. 

§  109      „      72. 

§  111      „      72. 

§§  113  bis  115  Seite  72. 

§119  Seite  492. 

§  121      „      44,  46. 

§  122      „      45,  72. 

§§  123  bis  125  Seite  72. 

§  126  Seite  44,  46,  492. 

§  127      „      45. 

§  128      „      45,  72. 

§  129      ..      72. 

§  130      .,      72. 

§  131      „      45-47. 

§§  134  bis  136  Seite  492. 

§  140  Seite  46—48. 

§  141      „      72,  492. 

§  147      „      497. 
Genußscheine,    als   Vorzugs-Dividen- 

denscheine  471. 
Geschäfts-Anteil,  bei  Genossenschaf- 
ten 44—45. 
Geschäftsanteil -Konten    489—490. 
Geschäftsführung  —  Ausschluß  des 

commis  interes.se  376 — 377  —  Gerichts- 
Entscheidungen  hierüber  379  —  Teil- 
nahme des  Kommanditisten  416. 
Geschäfts-Guthaben  44 — 45. 
Geschäfts-Verkauf  ■ —  Tantieme-Ent- 


schädigung des  commis  Interesse  für 
diesen  Fall  377—378  —  kein  Anteil 
des  Stillen  am  Erlös  aus  dem  Geschäfts- 
Verkauf  394. 

Geschäfts-Vermögen,  Wesen  und 
Arten  6^—66. 

Geschäfts-Vorgänge  24 — 25. 

Geschäftswert  —  Verbuchung,  Bi- 
lanzierung und  Methoden  der  Berech- 
nung 299—306  —  Einfluß  der  Börson- 
fähigkeit  306 — 307  —  Bedeutung  stiller 
Reserven  307 — 308  —  Verteilung  auf 
Betriebs-Gegenstände  unstatthaft  309 

—  Abschreibungen  und  Entscheidun- 
gen darüber  371 — 373. 

Geschenkte  eigene  Aktien,  Ver- 
buchung und  vermögensrechtliche  Be- 
deutung 277. 

Geschenkte  Vermögens-Gegen- 
stände, Bilanzpflichtigkeit  217 — 218. 

Geschmacksmuster,  s.  unter:  „Pa- 
tente". 

Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung  — Verlust-Beseitigung  durch 
Nachschüsse  481  —  nur  Aufstellung, 
nicht  Veröffentlichung  der  Erfolgs- 
Rechnung  481 — 482  —  mindestens 
zwölfmonatige  Verteilungs  -  Perioden 
482  —  keine  Abschlags-Dividenden  482 

—  keine  feste  Kapital -Verzin.sung  4^2 

—  Beschränkung  des  Recht.s  auf  Divi- 
dende 482 — 483  —  Verschiedenheit 
der  Verteilungs-Maßstäbe  483  —  Vor- 
zugs-Dividenden 483  —  Kammer- 
gerichts-Entscheidung  über  mündliche 
Vereinbarung  der  Gewinn -Verteilung 
unter  den  Gesellschaftern  483 — 484  — 
Entstehung   des  Dividende-Anspruchs 

484  —  Anfechtungsrecht  484  —  Reichs- 
gerichts-Entscheidungen über  Bilanz- 
Feststellungsrecht  und  Auskunftsrecht 
484 — 485  —  Reichsgerichts-Entschei- 
dung über  Verpfändung  von  Gescliäfts- 
Anteilen  und  Gewinnscheinen  485  — 
Oberlandcsgerichts-Entscheidung  über 
Abtretung  von  Reingewinn-Ansprüchen 

485  —  Rückerstattungspflicht  der  Ge- 
sellschafter, sowie  bezügliche  Haftungs- 
verhältnisse bei  Gesellschaftern  und 
Geschäftsführern  485 — 4^7  —  Verjäh- 
rung der  Ansprüche  auf  Rückerstattung 
487  —  Bildung  und  Verwendung  echter 
Reserven   487 — 488   —   Aufsichtsrats- 
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und  Gesehäftsfülnor-Tantieiuen  488  — 
üherlandesgeriolits  Entscheidung  über 
Tantionie-Berechnun«!   für  ausgeschie- 
dene  Aufsiohtsrats-Mitglieder    488   — 
Dividenden- Verjährung  4S9. 
Gesellschafts-(G.  m.  b.  H.-)Gesetz: 
^    2  Seite  484. 
§    3      „      489. 
§i;15bi3  17  Seite  219. 
{^§21   „    25      „      219. 
§§26  „    28      „      481. 
§  29  Seite  482,  484. 


§30 
§  31 
§  32 
§33 
§41 


485. 

219,  485—487,  498. 

485,  486,  498. 

278. 

18,  35,  59,  116,  481,  482. 


§  42  Abs.  1  Seite  43,  221. 


Ziff.    1 


213,    221,   224.  280, 
281,  288,   284,    351, 
362,  364,  368. 
102,  221. 
51,  363. 
349,  481. 


§  43  Seite  278,  487. 
§  46      „      59,  484. 
§  49      „      43. 
§  52      „      488. 
§  53      „      483,  484. 
§  63      „      43. 
§  64      „      43. 

Gesetzliche  Reserve,  soviel  wie 
Zwangsreserve,  s.  unter:  „Re- 
serven". 

Gespann-Konto,  s. unter:  „Fuhrpark". 

Ge  spann- Unt  er  haltungskonto293. 

Gewinn-Anteile,  vom  Stillennicht 
erhobene,  Behandlung  im  Konkurs 
394. 

Gewinn-Auszahlung  —  gesetzliche 
und  vertragliche  Regelung  bei  der 
.stillen  Gesellschaft  3s(i_388  —  An- 
spruch der  off.  Hgcsell.scliafter  403 — 
404  —  Anspruch  der  Kommanditisten 
412 — 413  —  Anspruch  der  Aktionäre 
465  —  An.spruch  der  G.  m.  b.  H. -Gesell- 
schafter 484  —  An.spruch  der  Genossen 
497_49s. 

Gewinn- Beteiligung  (s.  auch:  „Er- 
folgs-Beteiligung", „Erfolgs-Vertei- 
lung" und  „Gewinn -Verteilung")  des 
commis  Interesse  374 — 381  (Näheres 
f.  unter:  „Commis  interess^"). 


Gewinne,  un  realisierte,  verschie- 
dene Bedeutung  für  die  einzelnen 
Unternehmungsformen   192. 

G  e  w  i  n  n  -  F  e  s  t  s  t  e  1 1  u  n  g  s  r  o  c  h  t"  der  Ge- 
noralversammlung  —  l)ei  der  A.G. 
474—475  —  bei  der  G.  m.  b.  H.  484 
— 485  — bei  den  Genossenschaften  497. 

Gewinn  reete  —  bei  der  off.  Hges.  403 
— 404  —  Verteilungs- Maßstab  bei 
der  Komm. -Ges.  411 — 412. 

Gewinn  und  Verlust  als  besondere 
Bilanz  zahlen  in  Distributiv- 
Bilanzen  (s.auch  unter:  „Distributiv- 
Bilanz"),  Beispiele  für  verschiedene 
Darstellungsarten  418 — 424. 

Gewinn -Verteilung  (s.auch:  „Erfolgs- 
Beteiligung",  ,. Erfolgs- Verteilung"  und 
„Gewinn-Beteiligung")  —  bei  der  Ak- 
tien-Gesellschaft 417 — 476  (Näheres 
s.  unter:  „Reserven",  „Tantiemen"  und 
„Dividenden")  —  bei  der  Kommandit- 
Aktiengesellschaft  476 — 4'^!  (Näheres 
s.  unter:  „Kommandit-Aktiengesell- 
schaft")  —  bei  der  Gesellschaft  mit 
beschränkter  Haftung  481—489  (Nä- 
heres 8.  unter:  „Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung"). 

Gewinn-Verteilung  bei  der  A.G., 
Inhalt  des  Begriffs  417—418. 

Gewinn-Verteilung  bei  derKomm- 
Ges.,  Verteilungs-Beispiel  414—^416. 

Gewinn- Verteilung  bei  der  off. 
Hges.  —  nach  Köpfen  und  nach 
Kapital-Anteilen  398  —  Verteilungs- 
Beispiel  405—407. 

Gewinn-Vortrag  —  verschiedene  Be- 
handlung bei  der  Dotierung  der  Zwangs- 
reserve 427 — 428  —  als  freiwillige  Re- 
serve 441 — 444  —  verschiedene  Be- 
handlung bei  der  Tantieme-Berech- 
nung 447 — 454. 

Gewinn-Zu schrei l)ung,  bei  Genossen- 
schaften 492—493. 

Giro-Guthaben,   Bilanzierung  22.S. 

Giro-ÜVjligo,  Arten,  Verbuchung  und 
Bilanzierung  265 — 272. 

Gratifikationsfonds  439. 

Gratis- Aktien  471 — 473. 

Grundstücke  (Grund  und  Boden), 
s.  unter:  „Immobilien". 

Grundstücks-Überpreise,  Anteil  am 
Geschäftswert  302. 
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Haben-Posten,  Uinsatzbedeutuiip  itii 

Bankvorkehr  166. 
Haftsumme,      bei      (ienossenscliaften 

m.b.H.  45-46. 
Haftung  —  der  Gesellschafter  und  Ge- 
schäftsführer   der   G.  ni.  b.  H.    für  un- 
zulässige     Dividenden  -  Auszahlungen 

486 — 487  —  desgleichen  des  Vorstands 

und  Auf.'^ichtsrats  bei  Genossenschaften 

496—497. 
Halbfabrikate,   Bewertung  2"iö — 260. 
Halbfertige         Bauausführungen, 

Verbuchung  und  Bilanzierung  260. 
Handels-Gesetzbuch: 

§     1   Seite  7,  220. 

§    '"^      „       7,  220. 

§    3      „       7,  220. 

§    4      „      7,  220,  892,  395. 

§    6      „       7,  18,  220,  221. 

§  38      „      7,  18,  69,  70,  392,  395. 

§  39      „       7,  69,  70,  102,  169,   174. 

§  40  Abs.  2  Seite  3,  39,  40,  145,  174, 
175—192,  194,  195, 
208,  211—223,  227 
—229,  237—239, 
245—249,  251,  254, 
264,  272,  276,  280, 
284,  296,  312,  351, 
364. 

§    40    „     3      „      229,  312,  379. 

§§41  bis  47      „      7. 

§    65  Seite  374,  375. 

§    SS      „      153,  374. 

§    89      „      153,  375. 

§    91       „      374. 

§  109      „      395,  396. 

§  118      „      416. 

§  120      „      381,  395. 

§  121      „      375,   388,    895—398,   400, 
401,  411,  477. 

§  122      „      875,   395,  401—404,    412, 
477. 

§  166      „      416. 

§  167      „      409,  410,,  411. 

§  168      „      388,  409,  411,  477. 

§  169      „      409,  412,  413,  477. 

§  172      ,.      413. 

§  185      ^      469. 

§  186      „      446. 

§  189      „      278. 

§  190      ,.      278. 

§  191       „      209. 

§  200      „      278. 


5;  212  Seite  489. 

§213      „      43,  60,  464. 

§  214      „      468,  469. 

§  215      „      39,  465—467,  473. 

§  216      „      473,  474,  489. 

§  217       „      192,  196,  390,   465,  474— 

476,  498. 
§  218      „      469. 
§  227      „      438,  439. 
§  237      „      445—447,  451,  455,  457— 

459,  461,  478. 
§  240      „      36—40,  42,  43. 
§  241       „      196,  217,  278,  461,  474. 
§  243      „      459,  488. 
§  244      „      488. 
§  245      „      445—447,    455,  458,   459, 

461,  478,  488. 
§  246      „      417,  420,  460,  488. 
§  247      „      488. 
§  248      „      488. 
§  249      „      196,    217,   278,   417,   460, 

461,  474,  488. 
§  260      „      18,  60,  272,  419,  424,  465, 

474,  475,  482. 

§261   Ziff.  1  Seite  39— 42,    145,    192— 

210,  218—223,   227, 

228,  245—249,  251, 

264,  272—277,  484. 

„    2      „     39—42,     145,    208, 

210,  211,  218—222, 

237,  245,   251,  272, 

276,  277,   296,  434. 

„    3      „     39—42,    43,     210— 

216,221,   224,    226, 

280,   281,  283,  284, 

328,    886,  351,  362, 

364,  368. 

„    4      „     102,   202-204,    221, 

222. 
„     5      „      51,  363,  463. 
„    6      „     349,  418,  424,   427, 
448,  481. 
§  262  Seite  37,  58,  60,  235,  426—432, 

434,  435,  438,  477,  494. 
§  263   „   59. 
§  265   „   35,  59,  482. 
§  271   „   60,  196,  464. 
§  272   „   464,  484. 
§  273   „   464. 
§  275   „   483. 
§  279   „   473. 
§  280   „   278. 
§  281   „   278. 
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§  284  Seite  278. 

§  285      ,      278. 

§  287      ^      278. 

§  288      „      439,  463. 

^  299      „41. 

§  312      „      448. 

§  314      „      100,  196,  217,  275,  497. 

§  320      „      60,  102,  209,  221,  278,  476. 

§  322      „      478. 

§  325      ..      41,  59. 

§  327      „      479. 

§  329      „      477,  478. 

§  336      „      382,  384,  389. 

§  337      „      885—387,   389,   390,    394, 
410,  411,  413. 

§  338      „      383,  385,  390-392,  416. 

§  352      „      233,  386. 
Herausgabe  zu  hoher  Gewinn-An- 
teile, s.  unter:  „Rückzahlung  zu  Un- 
recht bezogener  Gewinne". 
Herstellungs-Kosten,  s.  unter:  „An- 
schaffungs-Kosten" . 
Hölzer,  bilanzielle  Bewertung  261  — 262. 
Hypotheken,    Bilanzierung  233 — 234. 
Hypothekenzinsen,   gestundete,    als 

Hypotheken-Zuwachs  234—235. 

Immaterialgüter,  Begriff,  Einteilung 
und    bilanzielle  Bewertung  294 — 309. 

Immobilien—  Vorbuchung,  bilanzielle 
Bewertung  und  rechnerische  Werter- 
mittlung 279—28^  —  Abschreibungen 
auf  Gebäude  323—324  —  Abschrei- 
l)ungen  auf  bebauten  Boden  324 — 325. 

Insolvent en- Konto  312. 

Instandhaltungs-Kosten,  als  Zu- 
gangs-Posten 357 — 358. 

Instandhaltungs-Methode  —  bei 
Werkzeugen  326—327  —  deren  Gesetz- 
widrigkeit 333. 

Interims-Konto  98. 

Interne  Zinsenposten  111 — 114. 

Inventur  -  Auf nahmetechnik  169 
—174. 

Invent  w  r- Auf  nahmeverfahren,  ein 
zweckmäßiges  171  — 172. 

Inventur-Erfolgskonten  —  Wesen 
26—28  —  Differenzen  auf  diesen  95 
—90. 

Irreguläre  Erfolgs-Posten,  s.  unter: 
_  A u  ßerordentliche  Erfolgs-Posten" . 

Kapital- Einlagen,  s.  unter:  ,.Kin- 
lagcn". 


Iva  j)it  al-Ent  iia  h  inen  ,  s.  unter:  „Ent- 
nahmen". 

Kapital -Salden,  Wesen  und  Bedeu- 
tung bei  der  off.  Hges.  404 — 4U5. 

Kapital-Verzinsung,  s.  unter:  „Ver- 
zinsung". 

Kassebestand-Kontrolle  221"! — 229. 

Kassebons  227 — 228. 

Kasse-Differenzen  —  Mankos  79^85 

—  Überschüsse  85 — 86  —  Manko- 
reserve-Konto 87. 

Kasse-Posten,  Umsatzbcdeutiing  im 
Bankverkehr  165. 

Kasse-Revisionsbücher  229. 

Kautionen,  Verbuchung  und  Bilan- 
zierung 242. 

Kautions-Effekten,  Bewertung  und 
Bilanzierung  277. 

Kladde  127.'      . 

Klagerecht'  des  Stillen  auf  Erfolgs- 
Feststellung  385—386. 

Kollationieren  75 — 76. 

Kommandit -Aktiengesellschaft  — 
Recht  der  Komm. -Ges.  für  Komple- 
mentäre, Aktienrecht  für  Kommandi- 
tisten-Aktionäre 476 — 478  —  Reserve- 
pflichtigkeit  auch  der  Komplementär- 
Gewinne  478  —  aktienrechtliche  Tan- 
tieme-Vorschriften nur  für  den  Auf- 
sichtsrat 47S  —  Zu.'itimmungsrccht, 
nicht  Stinmirecht  der  Komplementäre 
478 — 479  ^ —  statutarische  Verein- 
fachungen der  Gewinn- Verteilung  bei 
der  K.A.G.  und  Beispiele  dafür  4S0 
—481. 

Kommandit-Gesellschaft  —  gesetz- 
liche Vorschriften  über  Erfolgs-Ver- 
teilung bei  der  Komm.-Ges.  409 — 410 

—  Maximalcharakter  der  Komman- 
ditisten-Einlage und  des.sen  vertrag- 
liche Au.sschaltung  410  —  gesetzliche 
Begrenzung  der  Verlust-Beteiligung 
des  Kommanditisten  410—411  —  Ka- 
pital-Verzinsung 41 1  —  Gewinnreste 
411 —41 2  —  Kapital -Entnahmerecht 
als  Vorzug  der  Komplementäre  412  — 
Auszahlungs-Anspruch  des  Koniman- 
diti.sten,  Auszahlungspfliciit  der  Ge- 
sellschaft, Rückzahlungspflicht  des 
Kommanditisten  412-414  —  Vertei- 
lungs-Beisp'el  414—416  —  Kontroll- 
reclite  des  Kommanditisten  416. 

Kommandit-Gesellschaft  auf  Ak- 
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tien,    s.  unter:    „Koimnandit-Aktien- 
gesellschaft". 

Kommanditist,  s.  unter:  „Komman- 
dit-Gesellschaft'". 

K  o  in  m  a  n  d  i  t  i  s  t  e  n  -  A  k  t  i  o  n  ä  r  e ,  s.  un- 
tcr:  „Kommandit- Aktiengesellschaft". 

K o  m  m  an d i t  -  K  ap i  t  a  1 ,  bilanztechni- 
sche Behandlung  479. 

Kom  missions-Lauf  Zettel,  umsatz- 
statistische V^erwertung  151 — 152. 

Kommissionsware  —  bei  der  Um- 
satz-Berechnung 138  —  Verbuchung 
und  Bilanzierung  248-249. 

Konkurs-Ordnung: 
§    65  Seite  233. 
§  102      „      49. 
^5  207      „      37,  49. 
8  208      „      43. 
S  209      „      49,  72. 
§  239      „      7,  8,  217. 
S  240      „      7,  35,  217. 

Konsignationslager,  Verbuchung 
und  Bilanzierung  248—249. 

Konsortial-Beteiligungen,  bilan- 
zielle Bewertung  278—279. 

Konten-Theoretisches  21 — 32. 

Kontierung,  systematische  Darstellung 
30—32. 

Kontinuität,  des  Wertansatzes  222 — 
226  und  der  Abschreibungen  335. 

Konto  a  nuovo  98. 

Kontokorrent-Differenzen  87 — 95. 

Kontokorrent-Konto  —  Kontroll- 
funktion 88  —  Zerlegung  92  —  Um- 
satzbedeutung   im    Bankverkehr    165. 

Kontokorrent-Kontrollbücher  92. 

Kontokorrent-Reserven  —  unechte 
313—318  —  echte  318—321. 

Kontor- Utensilien  —  Bewertung 
291—293  —  Abschreibungen  327—328. 

Konto  transitorischer  Summen  98. 

Kontrollrechte  —  des  commis  inter- 
esse  379—380  —  des  Stillen  391—393 
—  des  Kommanditisten  416. 

Kosten,  direkte  (spezielle  oder  Einzel- 
kosten) und  indirekte  (generelle  oder 
Gesamtkosten)  205 — 207. 

Kosten-Kontierung,   getrennte    210. 

Kostgeschäfte,  Bilanzierung  274 — 275. 

Kunden-Retouren  134 — 139. 

Kupons,  s.  unter:  ,, Coupons". 

Kursbeeinflussungen,  durch  Käufe 
199. 


Kursdifferenzenfonds  201. 

Kursreserve-Konto  311. 

Kurs verlust-Reservckonto  437  und 

49  B. 

Lager bewegun gen  während  der  In- 
venturaufnahme,  Berücksichtigung  172 
—173. 

Letzte  Kurse  274. 

Liquidität  49 — 50. 

Lombardierte  Effekten,  Bewertung 
und  Bilanzierung  277. 

Losungsbuch  127 — 128. 

Mankogelder  79. 
Mankoreserve-Konto  87. 
Marken-Bilanzierung,  transitorische 

228. 
Markt-  und  Börsenpreise  —  Begriff 

197    —    Reichsgerichts -Entscheidung 

darüber  200—201. 
Maschinen    —    bilanzielle    Bewertung 

286—287  —  Abschreibungen  325-326. 
Maschinen-Inventarien  287. 
Mitglieder-Guthaben  44 — 45. 
Mittelkurse  274. 
M  o  b  i  1  i e n ,  s. unter : ,, Kontor-Utensilien", 

,, Werkstatt-Utensilien"  u.  ,, Fuhrpark". 
Modelle    —    Bewertung    293—294    — 

Abschreibungen  327—328. 
Monats-Kunden  127. 

Nachschüsse  —  bei  der  G.  m.  b.  H.  481 
—  Verteilung  bei  Genossenschaften  492. 

Neben-Reserve  437. 

Nennwerte-Kontrolle,  Bedeutung 
für  die  Inventur  Aufnahme  170. 

Nennwert-Kon  trollkonten  —  Wesen 
26—28  —  Differenzen  87. 

Neubau-Reserve  437. 

Obligationen  -  Tilgungsfonds,  s. 
unter:  „Amortisationsfonds". 

Offene  Handels- Gesellschaft  — 
gesetzliche  Vorschriften  über  die  Er- 
folgs-Verteilung bei  der  off.  Hges.  394 
— 396  —  Arten  der  Anteile-Verzin- 
sung und  der  Verlust-Verteilung  396 
— 398  —  Arten  der  Gewinn-Vertei- 
lung und  der  vertraglichen  Verteilungs- 
Modi  398—401  —  Verteilungsvor- 
schriften des  B.G.B.  401  —  Einlagen 
401    —    Entnahmen    401—403   —  Ge- 

'  winnreste  403 — 404  —  Wesen  und  Be- 
deutung der  Kapital-Salden  404 — 405 
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—  Beispiel  für  Gewinn- Verteilung  405 

—  407  —  Beispiel  für  Verlust-Ver- 
teilung 407 — 408  —  Entscheidungen 
über  Abtretung  der  Ansprüche  auf 
Gewinn-Anteile  409.  . 

Organisations-Kosten  102. 

Passiva,  Begriff  o6. 

Patente  und  sonstige  Schutzrechte 

—  Bewertung  295—296  —  Abschrei- 
bung 369—370. 

Pauschalpreise,  bilanzmäßige  Auf- 
teilung zu  solchen  Preisen  übernom- 
mener Betriebs-Gegenstände  294. 

Pensionsfonds  439. 

Pfandverb  indlichkeits-Konten 
231—232. 

Pferde-und  Wagen-Konto,  s.  unter: 
..Fuhrpark'". 

Pflaster-  und  Wege-Kosten,  Ab- 
schreibungen 324. 

Postsc  heck- Guthaben,  Bilanzierung 
22.^. 

Privat- Buchführung,  Beziehung  zur 
Geschäftsbuchführung  68 — 69. 

Privat-Konsumtion  —  als  Abschluß- 
posten 72 — 75    —  Bewertung  74 — 75. 

Privat-Konto  —  Abschluß  66  —  Drei- 
teilung 66 — 68. 

Privat-Vermögen  —  Wesen  -und 
Arten  63 — 66  —  Bilanzierung  69—72. 

Probe-Bilanz,  s.  unter:  ,, Rohbilanz- 
Differenzen". 

Probezahlen,  s.  unter:  ., Querzahlen". 

Provision  —  auf  Storni-Posten  161  — 
auf  Forderungen  232  —  Gerichts-Ent- 
scheidung über  Unterschied  zwischen 
Provision  und  Tantieme  375. 

Querzahlen,  als  Additions-KontroU- 
mittcl  91—92. 

Reaktivierungen,  Erwähnung  im  Ge- 
schäft.'<-Bericht  225. 

Regie-Kosten,  s.  unter:  ,, Generalien". 

Reichsschuldbuch-Eintragungen, 
bilanzielle  Bewertung  276 — 277. 

Reise-Tätigkeit,  .stati.stische  Ermitt- 
lung ihrer  Rentabilität  152. 

Reklamc-Kostf-n   102. 

Reklam  ewert  freiwilliger  Rc.serven436. 

Reparaturen  —  bilanzielle  Bewertung 
fremder  Reparaturstücke   261     —    im 


Gegensatz  zu  Verbesserungen,  Erweite- 
rungen und  Ergänzungen  281—282  — 
als  Abschreibungs-Faktoren  380—333. 

R  e  p  a  r  a  t  u  r  -  R  e  s  e  r  V  e  k  o  n  t  e  n  33 1  —332. 

Reportierte  Effekten,  bilanzielle  Be- 
wertung 274 — 275. 

Reserve-Fonds,  s.  unter:  „Reserven". 

Reserve-Konto,  s.  unter:  „Reserven". 

Reserven,  echte  (s.  auch  unter: 
,,Rück.stellungen"  und  ,, Stille  Reser- 
ven") —  auf  dem  Delkredere-Passiv- 
konto 318  —  auf  dem  Delkredere- 
reserve-Konto 318 — 320  —  Wesen  und 
Aufgabe  der  echten  Reserve-Konten 
bei  der  A.  G.  424  —  buchmäßig  offene, 
bilanzmäßig  versteckte  echte  Reserven 
425  —  offen  bilanzierte  Reserven  nicht 
unbedfngter  Soliditäts-Beweis  425—426 

—  Wesen,  Dotierung  und  Verwendung 
der  Zwangsreserve  426 — 430  —  statt- 
hafte und  un.statthafte  Herab.setzungcn 
der  Zwangsreserve  430  —  Umgehung 
der  DotierungspHicht  durch  Bildung 
stiller  Reserven  430 — 431  —  Reserve- 
Fonds  und  Reserve-Konto  431  —  über 
„Anlage"  der  Reserven  bei  der  A.G.  431 
—435  —  Gerichts-Entscheidungen  über : 
Steuerfreiheit  von  Entschädigungs-Re- 
serven,Umwandlung  der  Zwangsreserve 
in  Aktien-Kapital.  Reservefreiheit  aus 
Dividenden-Garantien  stammender  Be- 
träge 435  —  Wesen,  Arten,  Anord- 
nung, Dotierung  und  Verwendung  frei- 
williger Reserven  bei  der  A.  G.  435 
— 444  —  Gefahren  der  Tantieme- 
freilieit  freiwilliger  Reserven  455—456 

—  Bildung  und  Verwendung  ecliter 
Reserven  bei  der  G.  m.  b.  H.  487—488 

—  Dotierung,  Anlage  und  Verwendung 
echter  Reserven  bei  Genossenschaften 
494 — 495  —  freiwillige  Reserven  bei 
Genossenschaften  496. 

Reservepflichtigkeit,  auch  der  Kom- 
plementär-Gewinne  bei  der  K.A.G. 
478. 

Restanten  128. 

Restanten-Kladde  128. 

Restanten-Konto  130. 

Rest  anten-Liste  128. 

Retourenbücher  137 — 138. 

Rohbilanz-Differenzen  76—79. 

Roh-  und  Hilfsstoffe,  Bewertung 
254-255. 
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Rückerstattung,  s.  unter:  „Rückver- 
gütung" und  „Rückzahlung". 

Rücklage,  Begriff  445—446. 

Rückstellungen  (sielie  auch  unter: 
.,Reserven"'  und  „Abschreibungen")  — 
auf  Dubiosen  bei  geschlossenen  Debi- 
toren-Konten 3 18 — 315  —  auf  Dubiosen 
bei  offenen  Debitoren-Konten  315— 318. 

Rückvergütung,  zu  Unrecht  emp- 
fangener Tantiemen  461. 

Rückzahlung,  zu  Unrecht  bezogener 
Gewinne  —  bei  der  stillen  Gesell- 
^^chaft  390  —  bei  der  Komm. -Ges. 
413—414  —  bei  der  A.  G.  465  —  bei 
der  G.  m.  b.  H.  485—487  —  bei  den 
Genossenschaften  498. 

Sammel-Konten  98—99. 

Scheck-Konten,  Umsatzbedeutung  im 
Bankverkehr  165. 

Schecks,  Bilanzierung  228. 

Scheingeschäfte,  Bilanzierung  274 
—275. 

Schulden,  s.  unter:   „Forderungen". 

Schutzrechte,  s.  unter:   „Patente". 

Schwebende  Ef  f  ekt  en-Geschäfte 
275—276. 

Schwebende  Waren-Engagements, 
Verbuchung  und  Bilanzierung  249 
—254. 

Sekretariate  116 — 117. 

Selbstkosten  207—208.  ! 

Skontri,  als  Kontroll  mittel  95 — 96.       | 

Sollseite,  ümsatzbedeutung  im  Bank-  j 
verkehr  164 — 165.  ! 

Sonder-Rücklage  437. 

Sonder- Vergütungen,  für  den  Auf- 
sichtsrat 460. 

Spezial-Reserven  —  für  Dubiosen, 
318 — 321  —  als  allgemeine  freiwillige  1 
Reserven  437. 

Staatspapiere,  für  diese  geforderte 
Sonderbewertung  273.  | 

StatutarischeGewinnverteilungs- 
Modi,  bei  Genossenschaften  490 — 491. 

Statutarischer  Ausschluß  der  Ge- 
winn-Verteilung, bei  Genossen- 
schaften 493. 

Statutarische  Reserven  437  ff. 

Steuerliche  Behandlung  des  Stil- 
len 394. 

Stille  Beteiligung,  im  Vergleich  zum 
Darlehn  381—384. 


Stille  Gesellschaft,  s.  unter:  „Stiller 

Gesellschafter". 
Stiller,  soviel  wie  stiller  Gesellschafter. 
Stille    Reserven    ("siehe    auch    unter: 
„Reserven")   —    Beziehung    zum    Ge- 
schäftswert   307 — 308    —    aus   Abhu- 
chungs-Uberschüssen  314  —  als  Folgen 
degressiver    Abschreibungen     mit    er- 
höhten Sätzen  344  —  nach  Maßgabe 
des  Gewinns  35 1  — 352  —  im  Vergleich 
zu  offenen  Reserven  424 — 425   —  als 
Mittel,     die    Dotierung    der    Zwangs- 
reserve zu  umgehen  430 — 431. 
Stiller  Gesellschafter  —  die  Erfolgs- 
Beteiligung  des  Stillen  betreffende  Ge- 
setzes-Vorschriften  384 — 385    —  Frist 
für    die    Erfolgs-Feststellung    und  be- 
zügliche  Klagerechte   des   Stillen  385 
— 386     —     Gewinn-Au.szahlung     und 
nicht  ausgezahlte  Gewinn-Anteile  386 
— 388     —     Gewinn -Berechnung     für 
stille   Beteiligungen   bei    Personal-Ge- 
sellschaften   388     —    Vereinbarungen 
über   Entnahmen    und    über    Gehalts- 
Vergütung    d^8 — 389    —    Variationen 
der   Verlust-Beteiligung   389    —    Ver- 
tragliche Bestimmungen  über  die  Ein- 
lage übersteigende  Verluste  389 — 390 
—  Pflicht    zur   Herausgabe   zu   hoher 
Gewinn-Anteile  390  —  Kontrollrechte 
des  Stillen  390— 392  —  Buchführungs- 
!      An.spruch  des  Stillen   bei   Beteiligung 
I      an   minderkaufmännischen   Unterneh- 
j      mungen    392    —     Gerichts -Entschei- 
!      düngen  über  Kontrollrechte  des  Stillen 
392—393   —   Reichsgerichts-Entschei- 
dungen über  wucherische  Beteiligungen 
des  Stillen  393—394  —  Gerichts-Ent- 
scheidung über  Behandlung  vom  Stillen 
nicht     erhobener    Gewinn-Anteile    im 
Konkurs  394  —  Kammergerichts-Ent- 
.scheidung  über  Ausschluß  des  Stillen 
von  der  Beteiligung  am  Erlös  aus  dem 
Geschäfts-Verkauf    394    —    Entschei- 
dungen  über    steuerliche  Behandlung 
des  Stillen  394. 
Storni  —  Begriff  139  —  als  Umsatz-Ab- 
zugsposten  im    Warenverkehr  139  — 
bankbuchhalterische  Bedeutung  159 — 
163. 
Strazze   127. 

Talonsteuer-Reserve  437. 
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Tantieme  —  Gerichts- Entscheidung 
über  Unterschied  zwischen  Provision 
und  Tantieme  375  —  Tantieme  als 
Gläubiger-Anspruch  des  commis  inter- 
esse  375 — 37t)  —  Tantieme -Berech- 
nung für  commis  Interesse  auch  für 
dessen  Eintritts-  oder  Austrittsjahr  377 

—  Tantieme-Entschädigung  deB  com- 
mis Interesse  bei  vorzeitigem  Geschäfts- 
Verkauf  377—378  —  keine  Tantieme 
von  nicht  ausgeführten,  durch  den 
commis  Interesse  vermittelten  Geschäf- 
ten 378  —  Folge  vorbelialtloser  Tan- 
tieme-Annahme für  den  commis  Inter- 
esse 378  —  Tantieme-Verjährung  378 

—  Gerichts  -  Entscheidungen  über 
Recht  des  commis  Interesse  auf  Tan- 
tieme nach  deren  wiederholter  Ge- 
währung 378  —  Tantieme  pro  rata 
temporis  378 — 379  und  456 — 457  — 
aktienrechtliche  Vorschriften  über  Vor- 
stands- und  Aufsichtsrats-Tantiemen 
444 — 446  —  nach  diesen  Vorschriften 
tantiemepflichtige  Postenarten  446  bis 
447  —  verschiedene  Behandlung  der 
Gewinn-  und  Verlust -Vorträge  bei 
aktienrechtlicher  Tantieme-  Berech- 
nung 447 — 450  —  Tantieme-Berech- 
nung bei  Tantiemepflichtigkeit  des 
neuen  Gewinn -Vortrags  450  —  des- 
gleichen bei  dessen  Tantiemefreiheit 
451  —  454  —  Tantiemepflichtigkeit  der 
Vorstands-Tantieme  für  die  Aufsichts- 
rats-Tantieme  454 — 455  —  keine  Kür- 
zung der  Vorstands-Tantieme  um  den 
Anteil  am  eigenen  Betrag  455  —  Ge- 
fahren der  Tantiemefreiheit  freiwilli- 
ger Reserven  455 — 456  —  Tantieme 
aus  irregulären  Erfolgen  bei  der  A.  G. 
456  —  Tantiemeteilung  unter  den  Be- 
rechtigten 456  —  Rechtsgrundlagen 
der  Vorstands-Tantieme  457  —  deren 
Umgehungen,  Erweiterungen  und  Be- 
schränkungen 457 — 459  —  Verhältnis 
alter  Tantieme -Bestimmungen  und 
Vereinbarungen  zum  neuen  Recht  45!^ 
—  Rechtsgrundlagen  der  Aufsichts- 
rats-Tantieme  459  —  Tantiemefreiheit 
der  Vordividende  und  deren  Umgehung 
459 — 460  —  Tantiemehöhe  und  Be- 
tätigungs-Umfang  in  bezug  auf  den 
Aufsichtsrat  der  A.  G.  460  —  Tan- 
tieme-Fälligkeit 460— 461  —  Tantieme- 


Rückvergütungen    461     —    Kamraer- 
gerichts-Entscheidung    über   statuten- 
widrige   Aufsichtsrats-Vergütung    461 
—  als  Unkosten  verbuchte  Tantiemen 
461 — 462  —  erschwerter  Rentabilitäts- 
Vergleich    infolge    wechselnder    Tan- 
tieme-Verbuchung    462     —     Reichs- 
gerichts-Entscheidung über  Beeinflus- 
sung von  Tantieme-Ansprüchen  durch 
willkürliche   und    Scheintransaktionen 
der  Generalversammlung  462 — 464  — 
aktienrechtliche  Tantieme- Vorschriften 
nur  für  den  Aufsichtsrat   der  K.A.G. 
478  —  Tantiemen  bei  der  G.  m.  b.  H. 
488—489  —  keine  Aufsichtsrats-Tan- 
tiemen, höchstens  Vorstands-Tantiemen 
bei  Genossenschaften  496. 
Tauschwert     —    der    Betriebs-Gegen- 
stände 178 — 180  — der  Veräußerungs- 
Gegenstände  1)^1—184. 
Tilgungsfonds,    soviel  wie  Amortisa- 
tionsfonds. 
Transito Tische  Diskont-Bilanzie- 
rung 107 — 111. 
Transitorische     Marken-Bilanzie- 
rung 228. 
1  Transitorische    Posten    —    Wesen, 
!      Arten,  Verbuchung   und  Bilanzierung 
96 — 105  —  Sammlung  für  die  Inven- 
tur 173. 
'  Tratten,  Wesen   und  Bedingung  ihrer 
Bilanzfähigkeit  263. 

I  .. 
Überbewertungen,  s.  unter:  „Bewer- 
tung". 
Übergangs-Konto  98. 
Überschuldung    und    Unterbilanz 
i      —  Begriffliches  36    —    bei   der  A.  G. 
und  K.  A.  G.  36—43   —  bei  der  G.  m. 
\      h.  H.  43  —  bei  eingetragenen  Genossen- 
schaften 43—48. 
Überträge  —  bei  der  Umsatz-Berech- 
nung   im    Warenverkehr   139    —    im 
Bankverkehr  159 — 163. 
Überweisung,  im  Bankverkehr  160. 
Ultimogelder-Prolongationen, 
Umsatzbedeutung  im  Bankverkehr  165. 
!  Umbau-Kosten    —    als  Wertzuwachs 
i      282  —  als  Verlust-Posten  323—324. 

Umbuchungen    —    bei    der    Umsatz- 
'       Berechnung  im  Warenverkehr  139  — 

im  Bankverkehr   159 — 163. 
i  Umsatz    —    Begriffliches  123—124    — 
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Bedeutung  beim  Besitzwechsel  124 — 
126  —  Berechnung  im  Kleinliandel  126 
— 132  —  Berechnung  im  Großhandel 
182 — 148  —  Berechnung  mit  geteiltem 
Waren-Konto  140—143  —  als  Ver- 
gleichs-Maßstab 144 — 147  —  Statistik 
148—152  —  Provision  153—154  — 
Verschleierungen  154 — 156  —  Wesen 
und  Besonderheiten  im  Bankverkehr 
156 — 159  —  Methoden  der  Berechnung 
im  Bankverkehr  163 — 164  —  Fehler- 
quellen bei  schematischer  Berechnung 
166 — 167  —  Vorschlag  zur  zutreffen- 
den Ermittlung  bankmäßiger  Gesamt- 
umsätze 167 — 168.  ' 

Umsatz-Erfolgs  Prozente,  Steuer- 
Entscheidung  darüber  155 — 156. 

Umsatz-Karten  150 — 151. 

Umsatz-Konto  140—143. 

Umsatz-Schnelligkeit  —  im  Waren- 
verkehr 144 — 147  —  im  Bankverkehr 
159. 

Umschlag,  im  Bankverkehr  167. 

Umwandlung  der  Zwangsreserve 
in  Aktien-Kapital  statthaft  435. 

Un begebene  Aktien,  nicht  bilanz- 
fähig 278. 

Uneinbringlichkeit  der  Forderungen 
—  Gründe  für  diese  230—231  —  buch- 
halterische Behandlung  312. 

Unnotierte  Effektenwerte,  bilan- 
zielle Bewertung  276. 

Unsichere  Außenstände,  buchhalte- 
rische Behandlung  313 — 321. 

Unt  erbe  Wertungen,  s.  unter:  ,.  Be- 
wertung". 

Unterbilanz,  s.  unter:  „Überschul- 
dung". 

U  n  t  e  r s  t  ü  t  z  u  n  g  s  f  o  n  d  s  489. 

Utensilien,  s.  unter:  „Kontor-Uten- 
silien", „Werkstatt-Utensilien"  und 
„Fuhrpark". 

Veräüßerungs-Gegen  stände,  Be- 
wertung 181—190. 

Veräußerungspreise,  Untauglichkeit 
zur  Bewertungs-Grundlage  184. 

Verbesserungen,  als  Bestandwert- 
Eleraente  281. 

Vergütung,  im  Bankverkehr  160. 

Verjährte  Schulden,  Bewertung  289. 

Verjährung  —  der  Tantieme  378  — 
der  Dividende  476,  489  und  498  —  der 
Müller-Kalkberge,  Erfolgsrechnung. 


Ansprüche  auf  Dividenden-Rückenstat- 
tung  476  und  4!^7. 

\'crkauf  s- Kai  kulationen,  im  Ver- 
gleich zur  l)iIanzieHen  Bewertung  202 
und  209. 

Verlagsrechte  —  Vorbuchung  und  Be- 
wertung 296 — 298  —  Ab.schrcibung870. 

Verlust-Beseitigung,  (hirch  Xach- 
schüsse  481. 

Verlust-Beteiligung  —  Variationen 
bei  der  stillen   Gesellschaft  389—390 

—  gesetzliche  Begrenzung  für  die 
Kommanditisten  410—411. 

Verlust-Reserve  319. 

Verlust-Verteilung  —  bei  der  oflf. 
Hges.  nach  Köpfen  und  nach  Kapital- 
Anteilen  396— 398  —  Verteilungs-Bei- 
spiel für  die  off.  Hges.  407 — 408  — 
nur  buchmäßige  und  summarische 
Durchführung  bei  der  A.  G.  417  — 
buchmäßige  und  individuelle  Durch- 
führung bei  Genossen.schaften491— 492. 

Verlust-Vortrag,  verschiedene  Be- 
handlung bei  derTantieme-Berechnung 
447—450. 

Vermögens -Gegenstände,  Gliede- 
rung 226—227. 

Vermögens-Teilkonten  24. 

Veröffentlichung  der  Erfolgs- 
Rechnung  —  kein  gesetzliches  Er- 
fordernis für  die  G.  m.  b.  H.  481—482 

—  nur  Au.slegungspflicht  für  Genossen- 
schaften 498—499. 

Verpfändung,  von  Geschäfts- Anteilen 

und  Gewinnscheinen  485. 
Verschleierung    —  von  Forderungen 

und    Schulden  244  —    des    Umsatzes 

154—156. 
Versteckte      Reserven,      s.      unter: 

„Stille  Reserven". 
Verteilungs-V^orschrif  ten    des 

B.G.  B.  401. 
Verwaltungs-Kosten  102. 
Verzinsung  (s.  auch  unter:   „Zinsen") 

—  des  eigenen  Kapitals  1 14 — 115  —  der 
Anteile    bei    der   off.    Hges.  396—398 

—  desgleichen  bei  der  Komm. -Ges.  41 1 

—  Verbot  fester  Verzinsung  des  Aktien- 
Kapitals  466 — 467  —  ebenso  des  G. 
m.  b  H.- Stammkapitals  482  —  des- 
gleichen der  genossenschaftlichen  Ge- 
schäfts-Guthaben 493—494. 

33 
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Vorschüsse  auf  Waroii,  Hilan/iorung 
•244. 

Vorsichtsfonds  437. 

Vortrags-Buchungen  98 — 103. 

Vorzugs- Aktien,  s.  unter:  „Vorzugs- 
Dividenden". 

Vorzugs-Dividenden  —  Wesen,  Be- 
messung, Sicherung  und  Nachzahlung 
bei  der  A.  G.  469 — 471  —  desgleichen 
bei  der  G.  m.  b.  H.  483. 

AV aren -Bewertung  244 — 2H2. 

Warenzeichen,  s.  unter:  „Patente". 

Wechsel,  bilanzielle  Bewertung  263 
—•272. 

Wechsel  alsLicjuiditiits-Faktoren 
263. 

Wechseldiskont-Bilanzierung, 
transitorische  107 — 111. 

Wechsel-Gruppierung,  für  das  In- 
ventar 265. 

Wcchsel-Obligü,  s.  unter:  „Giro- 
Obligo". 

Wechsel-Ordnung: 

Artikel  50  und  51    Seite  233. 

Weine,  bilanzielle  Bewertung  261 — 262. 

Werkstatt -Utensilien  —  Bewertung 
291— -293  —  Ab.schreibungen  327— 82.S. 

Werkzeuge  —  Methoden  ihrer  bilan- 
ziellen Bewertung  287 — 291  —  Ab- 
schreibungen 326 — 327. 

Wertermittlung  bei  Immobilien, 
rechnerische  Darstellung  der  venschie- 
denen  Methoden  284—286. 

Wertpapiere,  s.  unter:  „Effekten". 

Wiederkehrende  Leist  ungen  — der 
Aktionäre  473 — 474  —  der  G.  m.  b.  H.- 
Gesellschafter 489. 


Wohlfahrtsfunds  —  Arten  und 
Rechtsstellung  439—440. 

Wucherische  Beteiligungen  des 
Stillen,  Reichsgerichts-Entscheidun- 
gen darüber  393 — 394. 

Zahlungs- Einstellung  49. 

Zahl ungs- Stockung  49. 

Zahlungsunfähigkeit  49. 

Zeichnungen,  bilanzielle  Bewertung 
293-294. 

Zeitschriften-  u.  d gl.  -Verlag,  s. 
unter:  „Verlagsrechte". 

Zinsen  (s.  auch  unter:  „Verzinsung") 
—  als  Erfolgs-Faktoren  105—115  — 
auf  Storni-Posten  161  —  auf  Forde- 
rungen 282  —  als  Immobilien-Kosten 
281  —  als  Abschreibungs-Faktor  383 
—335  und  344. 

Zinsenposten,  interne  111—114. 

Zubehör    zum    Grundstück,   geson- 

•    derte  Bilanzierung  282. 

Zugänge  — Überbewertung  durch  kon- 
stante Abschreibungen  338  —  Wesen 
und  Beziehung  zur  Absehreibung  (vgl. 
auch:   „Abgang"')  355 — 360. 

Zustimmungsrecht,  nicht  Stimm- 
recht der  Komplementare  bei  der 
K.A.  G.  478—479. 

Zwangsreserve,  s.  unter:  „Reserven". 

Zwangsversteigerung,  Bewertung 
der  in  solcher  erworbenen  Grund- 
stücke 282—284. 

Zweifelhaftigkeit  der  Forderun- 
gen —  Gründe  für  diese  229 — 230  — 
buchhalterische  Behandlung  818 — 321. 

Zwischenkonto  98. 


Druck  von  ()»car  Brand.stetter  in  Leipzig. 


Verlag  von  Julius  S)Minger  in  Berlin. 


Die  Technik  des  Bankbetriebes,  vau  iiaiui-  und  Lciirhuch  des  prak- 
tischen Hank-  und  Börsenwesens.  Von  Hriiiio  Itiicliwald.  Siebente,  ver- 
mehrte und  verbesserte  Auflage.     Dritter,  unveränderter  Abdruck. 

In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  ß, — . 

Buchhaltung  und  Bilanz  auf  wirtschaftlicher,  rechtlicher  und  mathe 
niatischer   ürundlape,   für   Juristen,   Ingenieure,   Kaufloute   und   Studierende 
der  Privatwirtscliattslehre.  Von  Dr.  hon.  c.  Johann  Friedrich  Schär,  Professor 
und  Direktor   des    handelswisscnschaftliclien  Seminars  au  der  Handelshoch- 
schule zu  Berlin.    Zweite,  stark  erweiterte  und  völlig  umgearbeitete  Auflage. 

In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  7, — . 

JJie  Inventur.  Aufnahmetechnik,  Bewertung  und  Kontrolle.  Für  Fabrik- 
und  Warenhaudelsbetriebe  dargestellt  von  Werner  Grnll,  beratender  Ingenieur 
für  geschäftliche  Organisation  und  technisch-wirtschaftliche  Fragen,  beeidigter 
und  öffentlich  angestellter  Bücherrevisor,  Erlangen. 

Preis  M.  6, — ;  in  Leinwand  gebunden  M.  7, — . 

Die  Wertminderungen  an  Betriebsanlagen  in  wirtschaftlicher, 

rechthcher  und  rechnerischer  Beziehung  (Bewertung,  Abschreibung,  Tilgung, 
Heimfallast,  Ersatz  und  Unterhaltung).     Von  Emil  Schiff. 

Preis  M.  4, — ;  in  Leinwand  gebunden  M.  4,80. 

Buchführung  und  Bilanzen  für  technisch  Gebildete.  Von  Dipl.-Ing. 
(x.  Grlockenieier.  Preis  M.  2, — . 


Die  Buchhaltung  für  die  gewerblichen  Betriebe  der  Ge- 
meinden. Erläutert  an  einem  Beispiel  der  Buchführung  eines  Elektrizi- 
tätswerkes.    Von   Fr.  Schmidt,  Direktor   des   Elektrizitätsverbandes   Gröba. 

In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  2, — . 

Ton  der  Diskontpolitik  zur  Herrschaft  über  den  Geldmarkt. 

Von  Dr.  Johann  Plonge,  o.  Professor  der  wirtschaftlichen  Staatswissensehaften 
an  der  Universität  Münster.     Preis  M.  12, — ;  in  Leinwand  gebunden  M.  12,80. 

Kartelle,  Gewerkschaften  und  Genossenschaften  nach  ihrem 

inneren  Zusammenhang  im  Wirtschaftsleben.    Ver.«uch  einer  theoretischen 
Grundlegung  der  Koalitionsbewegung.  Von  Dr.  Ernst  Rothschild.    Preis  M.  4,80. 

Das  Handelsregister  und  seine  Rechtsverhältnisse  in  kurz- 
gefaßter Darstellung  für  Juristen  und  Kaufleute.  Von  M.  K.  Samter,  Amts- 
gerichtsrat am  Amtsgericht  Berlin-Mitte.     In  Leinw.  gebunden  Preis  M.  3, — . 

Die  Aktiengesellschaft  nach  den  Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs 
für  das  Deutsche  Reich  vom  10.  Mai  1897.  Dargestellt  und  erläutert  unter 
Anfügung  eines  Normalstatuts  von  Geh.  Ju.stizrat  Robert  Esser  und  Rechts- 
anwalt Dr.  Ferd.  Esser  in  Köln.     Dritte,  vermehrte  Auflage. 

In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  4, — . 

Das  Reichsgesetz  betreffend  die  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  vom  20.  Aprll  1892  in  der  am  1.  Januar  1900  in 
Kraft  getretenen  neuen  Fassung.  Erläutert  von  Robert  Esser,  Geh.  Justizrat 
in  Köln.     Vierte,  verbesserte  Auflage.  Kartoniert  Preis  M.  2,40. 

Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung. 


X'erlag  von  Julius  Springer  in  Berlin. 


Die  Betriebsleitung,  insbesondere  der  Werkstätten.  Von  Fred.  W.  Taylor. 

Autorisierte  deutselie  Au.sgalie  der  Schrift:  ..Shop  inanageiiient"  von 
A.  Wallichs,  Professor  an  der  Teohniselicn  Hocliscluilo  in  Aaclien.  Dritte, 
vennelirte  Auflage.     Mit   2()  Figuren  und  '2  Zalilentafeln. 

In  Leinwand  ge])unden  Preis  M.  (i,— . 

Aus  der  Praxis  des  Taylor-Systems  mit  eingehender  Beschreiimng 

seiner  Anwendung  Ix'i  der  Tahor  Manufacturing  Company  in  Philadelphia. 
Von  Dipl.-Ing.  Rudolf  Scnbert.     Mit  45  Abbildungen  und  Vordrucken. 

In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  7, — . 

Industrielle   Betriebsführung.   —    Betriebsführung   und 

BetriebSWiSSenSehaft.  Vortrage,  gehalten  auf  der. -.4.  Hauptversamm- 
lung des  Vereines  deutscher  Ingenieure  in  Leipzig  von  James  Mapes  Dodäje 
und  Prof.  Dr.-Ing.  G.  Schlesinger.  Preis  M.       ,S(). 

Einführung  in  die  Organisation  von  Maschinenfabriken 

unter  ])esonderer  Berücksichtigung  der  Selb.stkostenberechnung.  Von  Dipl.- 
Ing.  Friedrich  Meyenberg,  Überingenieur  der  Ei.senbahnsignal-Bauan.stalt 
Max  Jüdel  &  Co.,  A.-G.,  Dozent  an  der  Herzogliciien  Technischen  Hoch- 
schule Braunschweig.  In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  Ti, — . 

Der  Fabrikbetrieb.  Praktische  Anleitungen  zur  Anlage  und  Verwaltung 
von  Maschinenfabriken  und  ähnlichen  Betrieben  .sowie  zur  Kalkulation  und 
Lohnverrechnung.  Von  Albert  Ballewski.  Dritte,  vermehrte  und  verbesserte 
Auflage,  bearbeitet  von  C.  M.  Lewin,  beratender  Ingenieur  für  Fabrik-Organi- 
sation in  Berlin.  In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  6, — . 

Selbstkostenberechnung  im  Maschinenbau.  Zusammenstellung 

und  kritische  Beleuchtung  bewährter  Methoden  mit  praktischen  Beispielen. 
Von  Dr.-Ing.  Georg  Schlesinger,  Professor  an  der  Kgl.  Technischen  Hoch- 
schule zu  Berlin.    .Mit  II 0  Formularen.    In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  10, — . 

Fabrikorganisation,  Fabrikbuchführung  und  Selbstkosten- 
berechnung der  Firma  Ludw.  Loewe  &  Co.,  Aktiengesellschaft,  Berlin. 
Mit  Genehmigung  der  Direktion  zusammengestellt  und  erläutert  von  J.  Liiien- 
thal.  Mit  einem  Vorwort  von  Dr.-Ing.  G.  Sciilesinger,  Professor  an  der 
Technischen  Hochschule  Berlin.  Zweite,  durchgesehene  und  vermehrte 
Auflage.     Mit  1:^5  Formularen.  In  Leinwand  ge])unden  Preis  M.  10, — . 

Die  Gesamtorganisation  der  Berlin-Anhaltischen  Maschi- 
nenbau-A.-G.  Von  Ingenieur  Richard  IJluiii,  Direktor  der  Berlin-Anlialti- 
.schen  Maschinenbau-A.-G..  Berlin.  (Sonder-Abdruck  aus  ,, Technik  und  Wirt- 
schaft", Monats.sehrift  des  V^ereins  deutscher  Ingenicure,  HU].)     Preis  M.  1,50. 

Ermittlung  der  billigsten  Betriebskraft  für  Fabriken  unter 

besonderer  Berücksichtigung  der  Abwärmeverwertung.  V'on  Karl  Urbahn. 
Zweite,  vollständig  erneuerte  und  erweiterte  Auflage  von  Dr.-Ing.  Ernst 
Rcutlinjfer,  Direktor  der  Ingenieurgeselisehaft  für  Wärmewirtscliaft  m.b.H.  in 
Killn.  Mit  fJ'i  Figuren  und  45Zahlcntafeln.    In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  5.  — . 

Wahl.    Projektierung    und   Betrieb    von    Kraftanlagen. 

F'in  Hilfsbuch  für  Ingenieure,  Betriebsleiter,  Fabrikbesitzer.  Von  Friedrich 
Barth,  Oberingenieur  an  der  Bayerischen  Landesgewcrbeanstalt  in  Nürnlicrg. 
Mit  126  Figuren  im  Text  und  auf  8  Tafeln.  In  Leinwand  gebunden  Preis  M.  1 2, — . 
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